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Als ih im April 1853 den erften Theil diefer neuen 
Bearbeitung des deutſchen Stagtd= und Bundesrechts Gere 
öffentlichte, glaubte ich nicht, für die nun in einen Band 
vereinigten zwei legten Abtheilungen der erften Ausgabe ein 
ganze Jahr nöthtg zu Haben, -um fie in einer der jeßigen 
Geſtalt des erfien Theiles entiprechenden Weiſe zur Vollen⸗ 
dung zu bringen. - Sch meinte nämlich, daß-es bei der, im 
Gegenſatz zum grundrißartigen erften Theil, ſchon in erfter 
Auflage ausgeführten Bearbeitung der übrigen flaatö- 
und bundesrechtlichen Lehren nur hier und da einiger Zufäge 
und Berichtigungen bedürfen werde, um biejelben für bie 
gegenwärtige Ausgabe vorzubereiten. Sobald ich aber die 
Sache in Angriff nahm, mußte ich fogleich zu. der Erkennt⸗ 
niß gelangen, daß nach den Fortfchritten der Wiſſenſchaft feit 
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1842 und 1845, nach den auf den öffentlichen Rechtszuſtand 
von ganz Deutſchland influirenden politiſchen Vorgängen be— 
ſonders ſeit dem Jahre 1848, und den umfaſſenden, theil⸗ 
weiſe tief einſchneidenden, Aenderungen in den öffentlichen 
Rechte der Bundesſtaaten auch die Darftellung des Regie— 
rungsrechts der legtern und des Öffentliden Rechtes 
ded deytichen Bundes einer forgfältigern Reviſion bebürf- 
tig fei. Eine ſolche Hat denn nyn auch wirflic ftattgefunden, 
und wer fich die Mühe nehmen wollte, dieſe zweite Auflage 
mit der erſten zu vergleichen, wuͤrde finden, daß faum ein 
Paragraph ohne Beſſerung, Berichtigung, Umſtellung, Zu⸗ 
ſätze oder weitere Ausführung einzelner Punkte übergeganz 
gen tft, abgeichen davon, daß gang neue Erſcheinungen des 
öffentlichen Lebend in Deutfchland (jelbft ſolche, die inzwi— 
fen wieder zu Grabe getragen find) beſprochen und in das 
Syitem des öffentlichen .Mechts eingetragen werden mußten. 
Auch Hat eine, aus dem Verfaſſungsrecht außgefchiedene und 
gegenwärtig in das Kapitel von den auswärtigen DBerhält- 
nifſen verwielene, Materie, nämlich die Lehre vom Staat ö- 
gebiet und der Randeöveräußerung, erft in der vor- 
liegenden Bearbeitung die grändrißartige Geftalt der erften 
Auflage (TH. I. 8.81 — 83) mit der’einer audgeführteren 
Darftellung (jest. TH. II. $. 239 - 241) vertauſcht. 

Mas. insbeſondere das Regierungsredt betrifft, fo 
# in .formeller Beziehung die, die Ueberſicht mehr er. 
ſchwerende als erleichternde, Unterſcheidung von Abtheilungen, 
Titeln und Unterabtheilungen vermieden und’ in verfchiedenen 
Regionen eine beilere ſyſtematiſche Anordnung der Materien 
erftrebt worden. Schon dad erfte Kapitel -deffelben, „von 
der Regierung im Allgemeinen, ihren Organen und Gegen- 
fländen,“ und das zweite Kapitel,. „vom Verhaͤltniß der 
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Staatohdheitsrechte zu den Privatrechten der Unterthanen n. 
ſ. w.“ wird Bei einer nur flüchtiden Vergieichung mit der 
erften Auflage eine ziemlich weſentliche Abweichung und, wie 
ih nfeine, zwednäßigere Verbindung des Zufammengehörf- 
gen ergeben. Die Darftellung des Unterfchiedes ˖ zwiſchen 
Regierungd- und Juftizfachen glaubte ich jedoch fort« 
während von der, die Sompetenz der Gerichte betreffon- 
den, Lehre getrennt Halten zu müjlen. . Jene ift baher in 
Verbindung mit den Gegenſtänden des Regieruͤngsrechts 
(Kap, 1. Tit. II. $. 1477.) diefe erft im fünften Kapitel von 
der Juſtizhoheit ($. 175 f.) behandekt, die nähere Be 
trachtung des „wohlerworbenen Rechts“ dagegen, melde, 
in der erſten Auflgge (8. 127) nit’ der geſetzgebenden &e- 
walt bed Staatd in Verbindung gebracht war, jegt, gewiß 
richtiger, in da8 neun formirte Kapitel „vom Verhaͤltniß der 
Staatöhoheitsrechte zu den Privatrechten® verwielen worden, 
weil natürlich da8 mohleriworbene Necht nicht blos im Ber⸗ 
hältniß zur Gefeßgebung, fondern auch zu en übrigen 
Staatöhoheitörechten in Frage koͤmmt. 

In materieller Hinficht war, wie bereits im erften 
Theile diefe® neuen Bearbeitung, mein forgfanıfted Bemühen 
darauf gerichtet, die PBrinzipien, welche als das gemeine 
Recht Deutf chlands betrachtet werden müffen, weil daß 
alfgemeine deutfche Rechtsbewußtſein in Betreff derfelben ei- 
nen beftimmt erkennbaren Ausdruck. gefunden Bat, feſtzuhal⸗ 
ten und wa es erforderlich ſchien gegen die Gonjequenzma- 
cherei -und den- Doctrinaridmud entgegengefeßter Nichtun⸗ 
gen, ſowie gegen die Einſeitigkeit und die erceiliven For⸗ 
derungen der politijchen Partheien der Gegenmart für diefel- 
ben im die Schranfen zu treten. — Genügende Belege da- 
für wird der Kundige leicht Faft ans alfen Kapiteln bes 
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Regierungsrechts entnehmen können, "namentli aber aus 
den Lehren vom Staatödienft, von den Gegenftänden bes 
Wegierungdrechtd, vom Verkältiiß der Staatsgewalt zu 
ben Privatrechten, von den Gränzen der gejeßgebenden, Ge- 
welt, von der Gompetenz der Gerichte, von der Polizei, 
von dem Domanium (Staatdgut und Kamtmergut), von dem 
Steuerbewilligungaredht u. f. w. Dem Bartieularrechte, in 
ſo weit "8 zum Verfländniß und zur Erläuterung des Ge⸗ 
meinredhtlichen dienen Tann, oder ald befondere Entwidelungs- 
form in Betracht kommen muß, ift übrigend auch bier eine 
forgfältige Berüdfichtigung in allen Materien zu Theil gemworz, 
den, und babe ich mich vorzüglich bemäht, ſowohl den Zu⸗ 
fammenhang als die Gegenfäge zwifchen den neuern und 
älteru Rechte and-Licht zu fiellen und beſonders auch die än- 
dernden Beſtimmungen der ſeit 1848 in Wirkſamkeit getretenen 
resp, revidirten Berfaflungsgefege, welche in das Regierungs⸗ 
vecht eingreifen, hervorzuheben, ohne dabei einen, Bollftän- 
digfeit erftrebenden, blos compilatoriſchen Zweck zu -verfolgen. 
Daß dabei dem öffentlichen Rechte des Königreiche Hanno 
ver eine einiger Maaßen hervorragende Berüdjichtigung zu 
Theil geworden ift, wird wahl Jedermann natürlich finde. 
Bor den. Fehler, aus blos partieularrehtlihen, nur zufällig 
mehrern Staaten gemeinfamen, Snftitutionen ein demeines 
Recht bilden zu wollen, ſowie vor’ allem verwerflichen Genera- 
liſiren, bat ſich der Verf. auch bei der Bearbeitung des Regie- 
rungsrechts, zu bewahren gejucht und beöhalb dfterd Grup- 
pen der Particularrechte zu fondern und die, verfchiedenen ihr 
ner zu Grunde liegenden Prinzipien nebeneinander zu ftellen 
gefucht. 

Was das jeit 1851 unter Anerfennung jämuntlicher 
Regierungen der deutſchen Bundeöftaaten reactivirte Bus 
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des recht Betrifft, jo ſteht einer freien Wirkſanckeit der Wif- 
jenſchaft in dieſer Hinficht (und folgeweiſe auch "in Betreff 
des Landeillameechts in allen Besührungspuniten mit dei 
Bundesrecht) lejder noch immer die Nichtveräffentlihung 
der Verhandlungen der Bundesverſammlung und die Were 
beimlihung ihrer SBrotocolle vor allen nicht unmittelbar 
Betheiligten im Wege. Freilich war es ˖ dem Berfaffer die⸗ 
ſes Handbuchs des öffentlichen Rechts Dentſchlands durch die 
Gnunſt beſonderer Umſtaͤnde vor 1846 vergönit, die loco 
Dictaturae gedruckten Protocolle einzuſehen und, wie die 
zahlreichen Allegate der offiziellen Ausgabe der Protocolle 
auf faft allen Blätteen ‘des erden und zweiten Theiles be- 
weiſen, in eines der Wiſſenſchaft und Praxis förderlichen 
Weite zu benugen, was aud in Betreff der, theilmeije ja 
die verdienftlide QDuelleniammlung von Roth und Merd 
übergegangenen, Protocolle aus dem Jahre 1848 der Fall 
geweien if. Dagegen bat ſich der Verf. in Betreff der Pros 
tocolle der reactivirten Bundeöverjammlung einer gleichen, 
Begünftigung nicht zu erfreuen gehabt; denn obwohl aud 
diefe auf dev hieſigen Bibliothek zu finden find, ſo liegen 
fie Body jet dergeftalt mohlverwahrt unter Schloß und Rie⸗ 
gel, Daß ihr Dafein als ein wöllig zwedlojed betrachtet wer⸗ 
den muß. Es ift hier nicht der Ort, die Frage zu erörtern, 
ob denn irgend eine bundeßrechtliche Norn beftehe, welche 
den Regierungen verwehrte, Ginzelnen einen discreten Ge⸗ 
brauch der Protocolle wenigſtens für willenfchaftliche Zwecke 
zu geftatten® — wir geſtehen, daß uns feine derartige Be— 
ftimming bekannt ift —; billig aber kann man fragen, was 
wohl der Bundesverfanmlung dad Recht giebt, ihre Ber- 
handlungen, in fo fern fie nicht ihrer Natur nach, vorläufig 
oder auf die Dauer, geheim bleiben müffen, ver Deutjch- 
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land oder der deutſchen Nation mit den Schleier des Ge⸗ 
heiuniffes” zu umhüllen und nur von Zeit zu Zeit in allge⸗ 
meinen oder - befondern Angeisgenheiten Orafeliprüche in die, 
Web zu ſchicken, zu deren Verſtaäͤndniß und gereihter Würdi⸗ 
gang jelbit den direct davon "Betroffenen alles umd jedes 
Material fehlt?! — und berechtigt A Jedermann die Frage 
anfzuwerfen, wie bie reactivirte Bundeöverjammlung, bie 
ih doch mindeſtens als Rechtönachfolgerin ded im Sahre 
1848 aufgehobenen Bundestags betrachtet, dazu gefommten 
it, den vollgültigen Bundesbeſchluß vom 7. April 1848, 
woruch es „mit der Veroͤffentlichung der Bundestagsver⸗ 
haudlungen wieder wie vor-dem Jahre 1824 gehalten wer⸗ 
den” — alfo die Schlußbeflimmung der Geſchaͤftsordnung 
von 1816 (welcher wir die nah dem traurigen Beihluß 
vom 1. Juli 1824 leider des Hungertodes geftorbene |. 9. 
Quartausgabe der Brotocolle verdanken), wieder in Kraft- 
treten — Sollte, zu ignoriren und anflatt diefen Beſchluß, 
wie fie verpflichtet war, vorläufig in der frühern Weiſe zur 
Ausführung zu bringen, fich blos mit neuen Borfchlägen 
zu beichäftigen, die vorausſichtlich nur zu Gegenvorichlägen 
nad jonftigen Weiterungen führen mußten, ohne bad noth⸗ 
wendige Rejultat zu erzielen *L In ter That begreift man 


*), Die Verhandlungen der reactivirten Bundesverfammlung über bie 
Beröffentlidhung ihrer Protocolle feit dem von Defterreidy in der 12. 
Sig. v. 21. Zuni 1831 geftellten Antrage find, in fo weit der Verf. 
damals Kunde davon erlangt Hatte, in Verbindung mit den früs 
bern Schickſalen, welche diefe Frage gehabt hat, bdargeftellt im $. 
253. Hinzugufügen ift no, daß Preußen, weldjes dem Beſchluß v. 
7. Novbr. 1851 nicht beiflimmte in ber -öte Sie. v. 21. Februar 
1852 ben Antrag geftellt bat, „daß in Gemäßheit bes Bundesbe⸗ 
fhluffes v. 14. Novbr. 1816 die Protocolle der Bundesverſammlung 
künftig fofort nad) dem Drud und zwar durch eine befondere Samm⸗ 
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nicht, warum diegenigen Mitglieder der Vundesverſammlung, 
welche wsirklih von der Nothwendigkeit der Veröffentlichung 
der Bundeöverhandlungen überzeugf find — (und hoffent⸗ 
lich if es die Mehrzahl) — nicht, ohne die Frage einer 
neuen Beichlußfaffung zu ‚unterziehen, einfach auf der 
Ausführung der wieder in Kraft befindlichen Regel der Ge 
ſchäftsordnung beſtehen und auf diefe Weile das Ihrige da- 
zu thun, daß von der Shaͤtigkeit des Gentralorgand des 
deutſchen Bundes ſoviel aus Licht tritt, als ben. BVerhält- 
niſſen nach gefchehen. kann, damit weder bie Meinung, es 
jei überhaupt nichts, was der Rede werth "wäre, zu 
veröffentlichen, noch auch der Borwurf, Allee, mas dort 
verfandelt werde, vertrage das Licht der Deffentlichfeit nicht, 
ferner eihe Stüge finde Was die Königl. Baierifche 
Rote vom 12. März 1848 ærklärte, „Der heimliche 
Bundestag ift den Deutſchen ein Gegenftand erft 
der Scheu, dann Falter Anwiderung geworden," ifl 
eine Wahrheit, wie fie gar nicht bezeichnender audgefprochen 
werden fonnte und bie wohl verdient hätte, über die 
Pforten des Bundeöpalais eingegraben. zu.werden, damit fie 
der reactivirten Bundeöverfammlung ftetö vor Angen ſtehe. 
Hoffentlih wird aber Lettere nicht länger dem Argwohn 
Raum geben, daß Alles, mas feit der Gründung des Bun⸗ 
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fung veröffentlicht werben ſollten;⸗ worauf beſchloſſen wurde, dieſen 
Antrag dem niedergeſetzten Ausſchuß zu überweiſen und letzteren um 
zwei Mitglieder zu verftärken. Diefe Vermehrung des Ausſchuſſes 
(durch die Befandten von Preußen und Baiern) feheint aber Feine 
Berſtärkung des Eifers für die Erledigung der Zrage in einem bem 
eignen Intereffe der Bunbesverfammiung entfprechenben Sinne bes 
wirkt zu haben, da feitbem wieder Über zwei Jahre ohne ein der 
Außenwelt bemerkbares Refultat verſtrichen ſind. 


x j Borrede 


e 
e 


ded in omilfiver und commifſſiver Weiſe gefehlt worden 
it, völlig fruchtlos auf der Warnungstafel der Geichigke 
verzeichnet ſtehe. Hier bei Diefer Frage, follte man mei« 
nee, könnte docd-das, was leider bisher jelbit der beſchei⸗ 
denſten Reform der Bundesverfaſſung hindernd in den Weg 
‚ getreten ift und es nicht dahin hat kommen laffen, daß die 
Bundeöverfammlung, wie König Eruft Auguft verlangte, 
mit mehr Sleiß und größerer Energie in den 
deutſchen Angelegenheiten handele," — wis. meinen 
die Eifertucht des Dualismus und die Gelbftfudht bes Varti⸗ 
cularismus, — völlig in den Hintergrund treten, abgeſehen 
davon, dag gar fein vernünftiger Grund dafür erfichtlich ift, 
weshalb die Verhandlungen der frühern Jahre, die lediglich 
der Geſchichte bereitö anheimgefallene Gegenftände betref- 
fen, wie Fauſt's Höllenzwaug an die Kette geichloffen fer« 
nerhin auf öffentlihen Bibliotheken — zu werden 
brauchen. 

Gewiß wäre bier eine ſehr nahe liegende Meranlaffung 
geboten, auf die dringende Borderung einer Reform der 
Bundesverfaifung überhaupt einzugehen, für welche lei- 
der much in den jeit Meactivirung der Bundeöverjammlung 


verfloffenen drei‘ Jahren, troß aller Hoffnung ermedenten- 


Erflärungen auf den Dreddener Gonferenzen und trog aller 
frühern und jpätern Berficherungen nichts gefchehen. ift und 
auch fo lange nichts geichehen wird, als nicht die Bundes⸗ 
verfammlung, innerhalb der beftehenden Bundesformen, durch 
patriotifche Hingebung der deutfchen Regierungen und ben 
vielleicht jehr nahen Drang der Verhältniffe zur Nepräfentatign 
eines mehr ala biöher felbftitändigen, nicht blos in ein- 
feitiger Richtung fich geltend machenden, dagegen aber das 
Dafein einer deutichen Nation berüdjichtigenden Willens in 
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den dentſchen Angelegenheiten gelangt; — wir halten es 
aber für angemeſſener, die Vorrede eines blos zur wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Darſtellung des beſtehenden öffentlichen Rechts 
Deutſchland beſtimmten Werkes nicht zu einer politiſchen 
Discuſſion zu benutzen und deſhalb auch auf jede Kritik 
Desjenigen Hier zu verzichten, wad noch in meuefter Zeit, 
namentlich vom geitigen Bunded-Präfivialgefandten, Herren 
Prokeſch von Oſten, in feiner Antrittörede vom 3. Febr. 
41853 über die Natur deösdentfchen Bundes und die Löfung 
der ihm zu flellenden Aufgabe geäußert worden ift. Auch 
bie Erperteration über die noch immer mangelnde-Verdffent- 
lihung der Bundeöverbandlungen würde bier feinen Platz 
gefunden haben, wenn es nicht wor Augen läge, daß bieß 
eine bie Intereſſen der Wiſſenſchaft Bed beutichen Bun- 
deſsrechts unmimelbar Beehtenbe; ja, man fann fagen, bes 
dinugende Frage ift. 

Um aber nod einige Worte über die in dem vorliegen«- 
den Theile enthaltene Bearbeitung bed Bundesrechts 
zu fagen, fa hat fidy diefelbe, wie bereitd in der erſten 
Audgabe, von der völlig verkehrten Berugung der ftaatö- 
rechtlichen Schablonen, welche in den Syſtemen Anderer 
gervortritt, freizubalten gejucht. Der deutſche Bund ift und 
bleibt im feiner gegenwärligen Berfaffung ein, "wenn auch 
nicht auf bloßer Willführ der Glieder beruhender, doch ver⸗ 
tragsmäpig gejchaffener und regulirter Sölferrechtlicher 
Verein der fouverainen Staaten Deutfchlande, und es ift daher 
ebenjo unpaſſend als in jeinen Gonjequenzen nadhtheilig, von 
einer gejeßgebenvden, oberaufjehenven und. vollziehenden resp. 
oberftrichterlihen Gewalt, oder von einer Polizei», Finanz» 
und Militärhoheit des Bundes zu reden, wofür auch die 
Grundgeſetze ded Bundes nicht den mindeften Anhaltspunkt 
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gewähren und, ohne mit ſich ſelbſt in —— zu gera⸗ 
then, nicht gewähren fönnen. 

Im Weſentlichen konnte und mußte freilich die Dar- 
ftellung des Bundesrechts bisiben, wie fie war. Es find 
aber auch hier die einzelnen Lehren und Saͤtze "durchgängig 
einer forgfäftigen Prüfung unterzogen und durch Zuſätze 
und weitere Ausführungen chenſo vermehrt, als in der Faſ⸗ 
jung und Darftellung gebeifert worden. Schon dad erfte 
Kapitel: „Bom deutichen Bunde «m Allgemeinen“ bietet bei 
einer Bergleihung mit der erften Ausgabe dafür genügenbe 
Belege dar, namentlich‘ z. B. im $. 245 von den Mitglie- 
dern und Beitandtheilen des deutichen Bundes, mo fih in 
Folge der im legten Luftrum flattgefundenen Vorgänge nicht 
unbedeutende Excutſe nothwendig machten. (Wir brauchen 
dabei nur an Die öftlihen Provinzen der Preußiſchen Mo- 
narchie, an die Schleswig-Holſtein'ſche und die Limburg’ 
Ihe Frage zu erinnern.) Bei den Bundesbeſchlüſ— 
fen hat befonderd die Frage von der Wirkung bderfelben 
im. Verbältniß zu den Einzelfaaten und deren Berfaffung 
($. 262) einer erweiterten, die frühere Darftelung berichti- 
genden, Erörterung unterzogen werden müſſen. Dieje Yrage 
jchneidet fo tief in das Leben der Bundeöflaaten ein, daß 
ihre Wichtipfeit nicht genug hervorgehoben merden Tann. 
Sie wird aber freilich fo lange zu Feiner befriedigenden und 
friedenfkhaffenden Löjung gebracht werden, als die Bundes⸗ 
verjammlung, ohne irgend eine Mepräfentation der beutichen 
Nation zur Seite zu haben, als bloßed Organ der Regie— 
rungen, im Widerſpruch mit den Grundprinzipien des hi⸗ 
ſtoriſchen dentſchen Siaatsrechts und ohne eine irgend genli« 
gende Vollmacht, ſich in Betreff der Berfaflung der Einzel 
ftaaten eine plenitudo potestatis beilegt, wie fie kaum in ei- 
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nem Bundesſtaat mit repräſentativer Verfaſſung, 
niemals aber in einem Staatenbund mit einem Centrab⸗ 
organ begründet ſein kann, welches nur ein „permanenter Mi⸗ 
niſterial⸗Congreß“ der jollveränen Fürften und freien Städte 
fein fol. So ift dann auch bie: Lehre. von der Gompe- 
tenz der Bundesverfammlung unter ftrenger Feſthaltung der 
Grundprinzipien des Bundesrechts einer gewiſſenhaften Prü- 
fung unterzogen und vielfach berichtigt oder durch "weitere 
Ausführungen bereidert worden. Ganz neue Beftandtheile 
der Darftellung find 3.3. die „Symbole der deutichen Ein- - 
heit* im $. 284 .und die Außere‘ Geſchichte ber Begrün- 
dung und Wiederaufhebung einer beutfchen Kriegsflotte im 
$..288, durch deren Ausgang ſich die Geſammtheit der 
Bundeöglieder ein Zeugniß audgeftellt hat, an deſſen Exi⸗ 
ftenz Spätere Generationen wahrjcheinlich niemald glauben 
würden, wenn fie e8 nicht in den officiellen Annalen des 
deutſchen Bundes verzeichnet fänden! — 

- Bei dem dargelegter Verhaͤltniß dieſer neuen Bearbei- 
tung zur erſten Ausgabe würde zweifellod die erflere aud 
auf dem «Litel des zweiten Theil ald eine „vermehrte und 
umgearbeitete” Auflage haben bezeichnet werden Tönnen, 
wenn nicht diefer Zuſatz bereits auf dem erften Theil und 
zwar bier audy deähalb, weil er für die faft völlig neue 
Arbeit, nicht bezeichnend genug war, meggeblieben- wäre. Die 
Vermehrung ift äußerlich (bei gleichem Drud) übrigens ſchon 
daraus erfennbar, dab dad gunze Werf 23 Paragraphen 
mehr ald in erjter Auflage enthält und daß, ‚während die 
2te und Zte Abtheilung der frühern Ausgabe zufammen' nur 
748 Seiten (ohne die Regifter) enthielten, der vorljegende 
zweite Theil der neuen Bearbeitung 834 Seiten umfaßt. 
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Bweiter Abſchnitt. 
DaB Negierungdrecht. 


Erfies Kapitel. 


‚Bon des Megierung überbaupt, ihren 
Organen und Gegenftänden. 


3.3. Mofer, von ber Lanbeshoheit in Regierungsfachen überhaupt. Frankf. 
u. Leipz. 1772. — Klüber, öffentl. Reit. F. 311 f£e — Reh⸗ 
berg, über bie Staatöverwaltung deutſcher Länder. Hannov. 1807. 
— ». Malchus, Politit ber innern Staatsverwaltung,, od. Dar: 
fellung bes Organismus ber Behörden für diefelbe. III. Ih. 1823. 


Erſter Eitel. 
Don der Negiesung im Allgemeinen, 
$. 129. ($. 108.) 
I. Begriff und allgemeine Grundfätße. 


l. Die Regierung. der; beutfhen Bundesſtaaten 
(Staatöverwaltung, administratio rei publicae im weitern Sin: 
ne) im Gegenfat zur Verfaflung, befteht in der recht= und zweck⸗ 
mäßigen Anwendung der Staatshoheitsrechte auf ihre ein: 
zelnen Gegenflände, ober in der Erfüllung ber, fi) aus der Be: 
flimmung der Staatögewalt ergebenden, Derrfcher:Pflichten ?). 

1. In den monardifhen Staaten Deutfchlandd ift der 


1) Was Heißt Negieren? Ueber diefe Trage vergl. Kraufe, Abhandl. 
Halle 1797. Aby I. ©. 93f. def. ©. 108. 
Zahariä’s Staatsrecht. 2r Bb. 2te Aufl. 1 
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Fürft zur Regierung des Landes nicht allein berechtigt, fondern 
er muß ftaatörehtlih zur Vollziehung der nothwendigen Regie: 
rungögefchäfte auch ald verpflichtet betrachtet werden 2). Zur 
Zeit des Reich konnten felbft Eaiferliche Befehle zur Erfüllung 
der Regentenpflichten ergehen 3); fowie auch ältere Erklärungen 
und verfaflungsmaßige Beflimmungen ein ausdrüdliches Aner- 
tenntniß diefer Verpflichtung enthalten 4%). Anderer Seits kann 
aber auch durch die Verfaffung bei beflimmten Gegenftänden, ins: 
befondere nad der beutfchen Verfaffung bei Juſtizſachen, bie 
perfönlihe Einwirfung und Entfcheidung durch den Regenten 
ausgefchloffen fein. — In den Republiken kann bie recht: 
liche Verpflichtung zur Ausübung der übertragenen Regierungs: 
rechte Seitend ded Organs der Erecutive dem eigentlichen Sou⸗ 
veränetätd-Eubjecte gegenüber, gar Feinem Zweifel unterliegen. 
11. Die Ausübung der Regierung muß ben Beflimmungen 
der Bundeögefehe und der Landeöverfaffung gemäß gefcheben. 
Dazu genügt aber nicht die Einhaltung der in der Verfaflung 
fanctionirten äußern Formen und Schranten, fondern fie muß 
auh im Sinne und Geifte der beflimmten Berfaffung erfol- 
gen 5). Namentlih muß die Regierung, in ſo weit ed die Ver: 
faffung mit fich bringt, unter Mitwirkung der Landftände, und, 
wo nicht ein unvermeiblicher Gollifionsfall eintritt, ohne Ver: 
legung ber wohlerworbenen Rechte der Unterthanen ausgeübt 
werden. . J 
IV. Jeder Souverain bedarf, weil er nicht alle Staatsgeſchäfte 
beforgen fann, oder auch gewiffe Functionen nad) der Verfaflung 
gar nicht felbft ausüben darf, zur Verwaltung des Staats einer 
Mehrzahl von Beamten, welche, zu verfehiedenen Behörden or- 
ganifirt, in den deutfchen Staaten in gewifler Hinficht einen eig: 


2) Bergl. oben Th. I. 8. 61. u. Kraufe’s Abhandl. &. 147. Put- 
ter, Elementa jur. publ. 8.335. Mofer von ber Landeshoh. Überh. 
S. 317. 

3) Mofer, perfönt. Staater. Th. II. ©. 73 f. 

4) Beiſpiele f. bei Mofer, von ber Landeshoh. in Regierungsf. ©. 
4—6. j 

5) v. Mohl, würtemb. Staater. Th. H. ©. 2 f. 
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nen Stand bilden, aber nicht ald „politiſche Mittelgewalt- zu 
betrachten find. Denn, ohne eigne Berechtigung, empfangen fie 
ihre Vollmachten fämmtlidy vom Inhaber der Staatögewalt und 
find als feine Diener für die Bebürfniffe und Zwede 
des Staats der oberfien Leitung deffelben unmittelbar oder mit: 
telbar unterworfen 6). Wo nicht allgemeine oder befondere Be: 
fimmungen entgegenflehen, kann zwar der Landesherr de jure 
bie, gewiflen Behörden oder Beamten übertragenen 7), Gefchäfte 
oder Regierungdacte auch in eigner Perfon vornehmen 8); es ver: 
ſteht fich aber von ſelbſt, daB dieß bei allen Regierungshandlungen 
unter Beobachtung der verfaflungsmäßigen Form, insbefondere 
der erforderlichen Contrafignatur eines Minifterd, gefchehen muß. 


8.130. ($. 109.) 


IR. Bon der Drganifatien der Staatöbehörden. 
Scheidemantel, bas Staatsr. nad) der Vernunft. Th. J. $. 134—190. — 


Dahlmann’s Politif, 1. ©. 245 fe. — Bülau, die Behörden 
in Staat u. Gemeinde. Leipzig 1836. — Wehnert, die Politik 
des Givil-Staatsdienftee Potsdam 1836. — Stahl, die Philo: 


ſophie des Nechts. te Aufl. Bd. IT. Abth. II. S. 248 f. 


A. Geſchichtliche Einleitung, — Neuere Organiſations⸗Ge⸗ 
fee in den einzelnen Bundesſtaaten. 


Eichhorn, d. St. u. Rechtsgeſch. Th. IL .$. 308. Th. IV. $. 519. — 
3öpfl, St. u. Rechtsgeſch. Abth. II. S. 116. Abth. III, ©. 69. 
©. 182 f. 


I. Die Organifation der landeöherrlihen Beamten zu be: 


6) Myler ab Ehrenbach Hyparcholog. Cap. I. Xeift, Lehrb. des 
Gtaater.. $. 417. 8. 362, 

7) Ron der dem GSouverän, wie fid) von felbft verfteht, gebührenden 
oberften Leitung unb Entfſcheidung in Betreff aller Regierungsges 
ſchäfte ift hier nicht die Nebe. 

8) Weftphal’s Staatsreht. Abb. VII Beifpiele: Abſchluß von 
Staatöverträgen; übertragene, oder nidyt vorbehaltene Dispenfatios 
nen, Begnadigungen, und aus dem römifchen Rechte das testamen- 


tum principi oblatum. e 
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flimmten, dauernden, höhern und nicbern Behörden fließt ſich 
an die Entwidelung der Landeshoheit zu einer mehr und mehr 
volllommenen Staatögewalt an. Vor dem 16ten Jahrhundert 
gab ed nirgends eigentlihe Juſtiz- und Landesregierungs-Colle⸗ 
gien und bei ber großen Einfachheit der landesherrlichen Regie: 
rungsgefchäfte in einer Zeit, wo die Städte ſich felbft regierten 
und von landesherrlichen Rechten über die Hinterfalfen des Adels 
faft feine Rede war, beburfte es ihrer nicht I). Als aber bie, 
der landesherrlichen Gewalt fo günftige, Aufhebung des Fehde⸗ 
recht8 und die Verkündigung bed Landfriedend jene in ein ſtren⸗ 
geres Subordinationdverhältniß brachte, und die Einführung der 
fremden Rechte eine Aenderung der bisherigen Gerichtöverfaflung 
nothwendig machte, wurden im 16ten Jahrhundert, nad) dem 
Mufter der vom Kaifer errichteten beiden oberften Reichs-Colle⸗ 
gien, des Reihdcammergerichtd und Reichshofraths, in den einzels 
nen Zerritorien nach und nach wenigftens zwei höhere Landeöbe- 
hörden eingeſetzt, wovon dem einen, an deflen Spike der f. 9. 
Ganzler ftand und welded den Namen ded Hofrathe, ber 
Ganzley oder Regierung führte, die obere Landeövermaltung, 
dem andern aber, der fürftlihen Rent: oder Hof-Cammer, 
die Verwaltung der Domainen und landeöherrlichen Intraden 
übertragen wurde, während die Verwaltung ber eigentlichen Lanz 
deöfteuern ganz oder theilweife meiftend in den Händen der Land: 
ftände oder ihres Ausfchuffes (Kandſchafts⸗Collegium, Schagrath) 
blieb 9. Wo die Reformation Eingang fand und die Kirchen: 
gewalt zu einem Annerum der Landeshoheit wurde, kamen hierzu 
noch die Conſiſtorien, als eine aus geiftlihen und weltlichen 
Räthen gemifchte Behörde zur Ausübung der nicht vorbehaltenen 


1) „Der Hofcaplan und einige Schreiber machten die Canzlei aus unb 
ber Rath bes Landesherrn beftand aus einigen Winifterialen, bie er 
ohnehin am Hofe hatte.» Eichhorn, a’ a. D. $. 308. Mofer, 
von ber Lanbeshoh. u. Regierungsfadhen ©. 27. 

2) Pütter, instit. jur. publ. $. 120. Mofer, von ber Landeshoh. in 
Negier. Sachen. Gap. II. $. 2. $. 26-39. Eichhorn, aa. O. 

Th. IV. 5.649. Berg. 3. B. über die Entſtehung und Einrichtung 
biefer Behörben in Weimar, Schweiger, dff. R. $. 85. 86. 
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Rechte der landesherrlichen Kirchengewalt 3). Die fchon früher 
gehaltenen Hofgerichte erhielten, unter dem perfönlichen oder 
nominellen Vorſitze des Zürften, eine fländige Verfaflung; dane: 
ben wurde aber auch den Canzleyen, ober Regierungen cons 
currirende Civil⸗Jurisdiction, oder auch die ausfchließlidhe Verwal⸗ 
tung der Criminal⸗Juſtiz⸗, der Lehns⸗, Gränz: und anderer Sa⸗ 
chen übertragen 2). Als eine, den Landesherrn bei der oberften 
Leitung der Regierungdgefchäfte unmittelbar berathende, Behörde 
entftand dann im 17ten Jahrhundert, wenigftens in den einiger 
Maßen größern Territorien die ſ. g. Geheime:-Rathöftube, 
oder dad Geheimeraths-Collegium 5), wovon fich hier und 
da noch als ein engerer Rath dad f. g. lanbeöherrlihe Cabinet 
(geheime Conferenz, Gonferenz: Minifterium) abfonderte 6). Als 
Unterbeamte für Juſtiz- und Adminiftrationd »Sachen beftan: 
den und erhielten fich überall in den Iandesherrlichen Aemtern die 
Vögte oder Amtleute; in den Landftädten die Magiftrate und 
in den Patrimonial: Bezirken, welche fih nad und nad ber 
Dberauffiht und dem Entfcheidungsredhte der höhern Landes⸗Colle⸗ 
gien unterwerfen mußten, die Gerichtsherren oder die ihre Stelle 





3) Vergl. 3 R. Schweiger Öffentl. Recht. $. 83. 84. 

4) Mofer, von ber Landeshoh. in Reg. S. Kap. II. 5.26. Eichhorn, 
a. a. O. Th. IV. $. 54195 fo 3. 8. in Braunfhweig:-Wolfen> 
büttel. Berorbn. v. 18 Geptbr. 1596. u. 30. Aug. 1699. Strus 
be, Unterriht von Regierungsf. Sect. I. Mofer, . Landeshoh. in 
Kegierungsf. &. 47. Steinader, Samml. braunſchw. Gefege. 
Solzminden 1837. S 87 f. Schweiger, Öffentl. R. $. 82. 87. 

5) 3. 8. in Braunfchweig. Hier beflimmte eine Verorbnung v. 30. 
Aug. 1699 deffen Geſchäftskreis bahin: „Gleich wie Unfer Ges 
heimbte Rath Collegium den Statum publicum inögemein und In 
allen Stüden, auch was ad potestatem legislatoriam, jus edicendi 
vel constituendi, Concessiones privilegiorum und dergleichen, wie 
auch bei dem Polizey⸗Weſen und Beſtellungen derer Obrigfeiten und 
GerichtesBebienten in unfern Landſtädten gehörig ift, einzig und al: 
lein zu refpiciren, zu verforgen und zu erpediren hat... . Mos 
fer, von der Landeshoh. in Reg Sahen. ©. 47. Weimar. Ge: 
heimeraths⸗Ordnung dv. 23. Aug. 1702. Schweiger, öffentl. R. 
6. 82. 

6 Mofer, von ber Landeehoh. in Reg. S. Kap. Il. $. 24. 25. 


6  Staatör. d. Bundeöftaaten. — Regierungsrecht. (89. 130.) 


vertretenden Juftitiare. Die, eine Betheiligung des Volks ge- 
währende, noch im 16ten Jahrhundert in Reichsgeſetzen beftätigte, 
obwohl ſchon modificirte Echöffenverfaffung wurde verbrängt und 
bie Functionen der Schöffengerichte giengen auf die landesherrli⸗ 
hen Beamte, Magiftrate und Juſtitiare über 7). 

1. Die wirkliche Vermehrung der Staatöbebürfniffe feit ber 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, die Entwidelung neuer 
Prinzipien über die Staatöverwaltung, das Beftreben, die Eins 
richtungen größerer Staaten (befonders franzöfifche Mufter) nach⸗ 
zuahmen, die Begründung der Souverainetät bei der Auflöfung 
des deutfchen Reich8, die damit verbundene Aufhebung der flän- 
difchen Verfaſſung in mehrern deutfchen Ländern, fo wie bie 
größere Veränderung bed Territorial:Befiges feit dem Lüneviller 
Frieden, endlich auch eine, häufig zu weit getriebene, Sucht, zu 
organifiren und zu reformiren, führte in ben beutfchen Staaten 
zu einer faft totalen Umgeftaltung, aber auch Vermehrung ber 
landesherrlichen Behörden, wobei man fich hauptfählich von dem 
Prinzipe der Sentralifation in Werbindung mit dem f. g. 
Real-Syſteme leiten ließ, und theilweife auch ſchon die Tren⸗ 
nung der Juftiz von der Adminiftration durchzuführen fuchte. 
Die collegialifche Berfaffung der höhern Landesbehörden wurde 
überall beibehalten und zum Theil felbft auf die untern Behör⸗ 
ben audgebehnt. Zugleich warb aber auch dad rechtliche Verbält: 
niß der „Staatsdiener« nah den Grunbfägen, welde in der 
beutfchen Theorie und Praris allgemeines Anerkenntniß gewon- 
nen hatten, gefeglich regulirt und zum Xheil unter den Edhug 
ber Verfaffung geftellt (vergl. Unten $.133f.).-— Noch viel wei- 
ter greifende, auf ganz veränderter Baſis beruhende Organifatio- 
nen der Suftiz und Verwaltung find in den meilten deutfchen 
Staaten feit 1848 ind Ecben gerufen worden 8). 


7) Merkwürdig für bie Uebergangs-Periode ift 3. B. die Hennebergi— 
ſche Lantesordnung v. 1539. Buch VII. Tit. III. Kap. 3. 

6) 1. Ueber Defterreich f. Joh. Springer, Statiftil des öfterreid,. 
Kaiferftaats. II Bde. 1840. Bd. I. Ueber BehördensOrganismus in 
den deutfch. Provinzen f. Zeitfchr. f. gefammte Staatswiſſenſch. Bd. 
IV. Nr. 10. 
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2 In Preußen erfolgte eine neue Organifation ber Behörden 
durch bie Verordnungen vom 16. u. 26. Dechr. 18085 37. Dctbr. 
und 1. Rovbr. 18105 24. Apr. 18125 30. Sun. 18145 30. Apr. u. 
16. Decbr. 18155 20. März 1817 (über den Staatsrath); 3. Rovbr. 
1817 (über das Staatsminifterium). Kür die neuefte Zeit f. die in 
ber Berfafl. Urkunde v. 31. Ian. 1858 feftgeflellten Grundſätze u. Eins 
richtungen. Zit IV. VI. VII IX. u. die danach ergangenen Verord⸗ 
nungen u. Gefege. Literatur: K. &. Woltmann's Geift ber neuen 
preuß. Staatsorganifation. Leipz 1810. Häberlin’s Staatsardı. 
Hfl. 39. ©. 246 f. Fr. v. Raumer, über bie Verfafl. der Behör⸗ 
ben im preuß. Staate; in Manfo’s Gel. des preufß. Staats etc. 
Franlf. 1820. ZH. IL — 93. D. F. Rumpf, die preußifche Reor⸗ 
ganifationss@efeagebung feit 1807 bis 1823. Berlin 1823. DOfters 
mann, Grunbf. des preuß. Staatsrechts. Dortmund 1841. &.272f. 
S. auch: Die Srundgefege über die innere Verwaltung des Preuß. 
Staats, oder Berfafl. u. Einrichtung der oberften Staats u. Provins 
sial«Behörben. Berlin 1842. Geſchichte u. Darftell. des Organismus 
der preuß. Behörden, mit befond. Rüdf. auf die Begriffe Bäreaufra= 
tie und Gollegials®erfafl. u. [.w. Arnsberg 1842. 3. GEhr. Rinne, 
Hob. ber preuß. innern Staatsverwalt. Liegnig 1840 f. 

3. Baiern. Drganifation ber Landescollesien im Jahre 1799. 
Reuß, Staatscanzley. 1799. VI, k. Dann durch bie Gonftitution v. 
1806. Tit. 3. u. das organ. Ediet v. 24. Jul. 1808. Winkopp, 
der rhein. Bund. WB. VIL ©. 157. 8b. VII. ©. 266. Neuere Eins 
rihtung der oberften Stellen bes Staats burdy die Verordn. v 2. 
Febr. 1817 und die Werorbn. n. 9. Dechr. 1825 wegen Formation der 
Minifterien. Vergl Handbuch ber Staatsverfaff. u. Staatsverwals 
tung des Königr. Baiern. VII Bde. Münden 1807-1813. ©. auch 
Tit. VII. ber Verf. Url. v. 1818 und das Geſetz v. 4. Zuni 1848 
üb. die neuen Grundlagen der Serichtäorganifation. Pözl, Samml. 
der bayerifhen Verfaſſ. Sefege S. 54. ©. 58 f. 

4. Königreih Sahfen. Ueber bie ältere DOrganifation der 
Landesbehörden f. v. Römer, durfähf. Staatsrecht. Th. II. 2. 
Bauptabth. ©. 93 f. Der Berluft der Hälfte bes Landes im Jahre 
1815 machte mehrere Abänderungen unb neue Einrichtungen in ber 
Adminiftration des Landes nothwendig. Weiffe, Lehrb. des fächf. 
Staatsrechts. I. $. 8A f. Milhaufer, fühl. Staater. $. 22. Not. 
9. Roch wichtigere Veränderungen brachte aber bie Errichtung ber 
neuen Berfaffung v. 4. Septbr. 1831 mit fi. Rerorbn. über Gins 
richtung ber Minifterials Departements v. 7. Ropbr. 1831. Geſetz 
über die Gompetenz« Berhältniffe der Juſtiz- und Abminiftratio s Bes 
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hörden v. 28. San. 18355 über die höhern Zuftizbehörden und ben 
Snftanzenzug de eod. dat. Verordn. wegen Errichtung von Kreis⸗ 
directionen v. 6. Apr. 1835. | 

5. In Hannover beruhte in neuerer Zeit ber Organismus ber 
Staatsverwaltung im Weſentlichen auf ben gefeglidhen Beflimmungen 
aus dem Jahre 1822 u. 1823, insbefondere bem Edict Über die Vils 
dung ber Tünftigen Staatdverwaltung v. 12. Detbr. 18225 ber Amts⸗ 
orbnung v. 18. April 18233 ber WVerorbn. v. 10. Mai 1823 über bie 
Aufgebung der Königl. Provinzial Regierungen und die Conſtitui⸗ 
rung ber Lanbbrofteien zu Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Sta⸗ 
be, Osnabrück und Aurich, nebfl ber Berorbn. unb dem Reglement 
für die Lanbbrofteien v. 18. April 1823. Verordn. und Reglem. 
über bie DomainensBerwaltung v. 18. Apr. 1823. Ueber bie Berz 
bältniffe der Beamten machte die angef. Amtsorbnumg mehrere Bes 
fimmungen. Das Staatsgrundbgefeg von 1833 flellte im Kap. VII. 
gewiffe rechtliche Grundfäge über bie oberen Landesbehörben und die 
Staatebienerfhaft auf, welche mit mehrern wefentlidyen Abänberuns 
gen übergegangen find in das Landesverfafl. Geſetz v. 1840. Kap. 
VII. Vorher gingen die Verord. das Eabinet u. bie Departements- 
Minifterien betr. v. 14. Novbr. 1837 und bie Verordn. die Errich⸗ 
tung eines Staatsraths betr. v. 21. Ian. 1839. — Die Grund: 
füge, auf welchen die totale Imgeftaltung in ber Drganifation ber 
Staatsverwaltung und ber Rechtspflege nach 3848 beruht, find feft- 
geſtellt durch das Verfaffungs = Gefeg v. 5. Septbr. 1848 $. 9. 10. 

: 19. und bie das Tte Kap. des Lanbesverfafl. Gef. (von den obern 

. Landesbehörben 2c.) abändernden 58. 101-104. Hervorzuheben find, 
abgefehen von ber ganz neuen YuflizsOrganifation (Bel. üb. die Ge⸗ 
richtöverfaffung v. 8. Nopbr. 1850), befonbers: die Verordn. vo. 22. 
März 1848, die Aufhebung bed Gabinets und bie Führung der ober- 
flen Verwaltung bes Königreichs betr. —, Verordn. üb. ben Staats⸗ 
rath v. 14. Febr. 1849, die Lanbbroflei = Ordnung v. 25. GSeptbr. 
1852, ®erord. über die Einrichtung ber Aemter v. 4. Mai 1852, 
Amtsordbnung v. 16. Septbr. 1852, Verordn. v. 17. Aug. 1862, die 
Bildung der Amtögerichte u. untern VBerwaltungsbehörben betr., Ges 
fe& über bie Amtsvertretung v. 27. Mai 1862. 

6. Würtemberg. Ueber den Organismus ber ältern Staates 
verwaltung f. v. Mohl, Staatsr. des Königr. Würtemb. Th. I. ©. 
13 f. Ueber die neue Organifation ber Verwaltung feit 1803 eben: 
daſ. S. 24 f. S. insbef. Organifations-Patent v. 18. März 1806. 
Deeret über bie Errichtung eines Staatsraths u. f. w. v. 1. Zul. 
1811. Während bes Werfaffungs: Streites erfolgten die Verordnun⸗ 


l. A. Bon ber Regierung im Allgemeinen. ($. 130) 9 





gen über das Geheimeraths⸗Gollegium v. 8. Novbr. 18165 über bie 
Drganifation ber höchſten Gerichte v. 18. Novbr. 1817 unb Über die 
Staatsverwaltungsformen unb die Reſſort⸗Verhältniſſe ber oberften 
Staatsbehörden v. 18. Rovbr. 1817. Die Organifation bes Gebei- 
menraths und ber verichiebenen (5) MinifterialsDepartements wurbe 
durch bie Berfaffungssüurk. 8. 54—61 jeder weitern willlürlichen Ab⸗ 
änderung entzogen. S. über bie jegige Drganifation der Staates 
verwaltung v. Mohl a. ca. D. Th. U. S. 8 f. 

7. In Baden wurde im Jahre 1803 eine umfaſſende Reform bes 
Staats⸗Organismus vorgenommen. S. Drganifation ber bad. Lans 
be, in 13 Ebicten II. Th. Mannheim 1803. ine neue Organifas 
tion erfolgte in den Jahren 1808 f. Winlopp a. a. D. Bd. VII. 
©. 312. Edict v. 5. Zul. 1808. Organiſations⸗Edict v. 26. Novbr. 
1809. PerfonalsDOrganifation v. 31. Dechr. 1810. Verordn. den 
Staates und Gabinetörath betr, v. 21. Septbr. 1811. Verordn. 
über bie Einrichtung des Staatsminifteriums dv. 1821. Geſetz v. 23. 
Decbr. 1844 über Einrichtung eines Staatsraths. Hermsdorf, 
Zahresbericdyte 1844. ©. 16. 

8. In Kurbeffen wurde bie neue Einrichtung ber Staatsverwal⸗ 
tung begründet durch die Verordn. v. 29. Yun. 1821 und die Vers 
waltungsorbnung von demſ. Tage. Die Einrichtung ber oberften 
Staatsbehörden (Befammt:Staatsminifterium und Vorſtände der Mis 
nifterials Departements) fanctionirte die Verf. url. $. 106-111. — 
Berf. ur. 1852. $. BLf. Vergl. auch Haus«z und Staatsgeſetz v. 4. 
März 1817. 

9. Für das Großherzogthum Heffen erfchienen in Kolge ber 
durch den Reichs⸗Dep. Hauptfchl. herbeigeführten ZerritorialsBeräns 
derungen, ‚zwei Organifations-Edicte v. 30. Octbr. 1809. ©. bar: 
über u. bie frühere Organifation der Landesverwaltung: Weiß, heſſi⸗ 
ſches Staatör. Th. J. 8.14. Mit ber Verf. Url. von 1820 trat aber 
wieder eine neue Drganifation der Staatsverwaltung ins Leben. 
Weiß a. a O. $. 20. Eine vielfach eingreifende Reorganifation 
erfolgte befonders im Jahre 1832. Die einzelnen Werorbnungen unb 
ihren wefenflihen Inhalt ſ. bei Weiß a. a. O. $. 21. 

10. Ueber Luxemburg f. das Verfafl. Geſetz v. 12. Octbr. 1841. 
Kap. IH. (Bom Regierungs: Sonfeil, Generals@ouverneur und Ges 
nerals@ecretair). Verfaſſ. Url. v. 9. Zul. 1848. Art. 35. Art. 78 f. 
.Art. 86 f. Art. 126. 

18. In Braunfkhweig bat die DOrganifation ber Behörden nad) 
den proviforifhen GSinrichtungen im Zahre 1814 und der Einſetzung 
des Geheimenraths⸗Collegii (feit 1827 Herzogl. Staatsminifterium), 
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mehrfache Beränderungen erlitten. Gine umfaffende neue Organifa- 
tion erfolgte durch bie Gefege v. 26. März 1823; bann, in Folge ber 
Beſtimmungen ber neuen Lundfchaftsorbnung v. 1832. Kap. V, burd) 
die Geſete über die MinifterialeGommifften (f. v. a. Staatörath) v. 
30. Dctbr. 18325 über die Einrichtung der Lanbesbirection und ber 
6 Kreisdirectionen v. 12. Octbr. 18325 über bie Herzogl. Sammer 
v. 12. Detbr. 18325 über bas Finanzs@ollegium unb bie Gteuerbi: 
rection de eod. dato; bie Baudirection v. 15. Octbr. 1832; über 
die Verbindung der Steuerbirestion mit bem Finanz⸗Gollegium. Gef, 
v. 16. Dechr. 1834. Auch eine Landes: Deconomies@ommiffion wur: 
de eingefegt. Geſetz v. 20. Dechr. 1834. (Werorbn. Samml. 1835. 
No. 2.) Die durch bie Verordn. v. 26. März 1823 begründete Ge⸗ 
richtsverfaffung erfuhr weſentliche Mobificationen durch bas Geſetz v. 

15. DOctbr. 1832. Die neuefte Organifation der Gerichtsverfaffung 
beruht auf dem Gefege v. 21. Aug. 18495 und bie neuefle Organis 
fation ben Landesverwaltungsbehörben auf bem Geſetze v. 19. März 
1850. 9. auch Geſ., die Errichtung eines Gerichtshofs zur Entſch. 
v. Comp. Conflicte betr. v. 19. Mai 1851. 

12. Naſſau. Berorbn. über die Drganifation ber Landesverwal⸗ 
tung v..9. u. 11. Septbr. 1815 und vom 5. u. 6. San. 1816. Or⸗ 
ganifation der AmtöverwaltungssWehörben vom 4. Juni 1816 unb 
Verwaltungs-DOrbnung für die Amtöbehörben v. 5. Zun. 1816. Nach⸗ 
trägliche Verordnungen vom Jahre 1821 f. in der Samml. ber 
Edicte u. f. w. Bd. I. ©. 9 f. — Verordn. vom 3%. Dechr. 1811 
über bie Dauer der Dienftverbältniffe und die PVenfionirung ber 
Staatsbiener. Verordn. Über bie Dienftvergehungen der Givilftäate: 
diener v. 48. Jun. 1819. Vergl. das Staats» und Adreß⸗Handb. 
des Herzogth. Naffau für das Jahr 1841. G. 16 f. 

13. Die Großherz. u. Herzog. Sähfifhen Länder. Weis. 
mar. Verordn. v. 1. Deebr. 1815 (in Klüber’s Staatsarch. I. &. 
75 f.) wegen Cinrichtung eines Staates Minifterii u. &ef. v. 15. 
Dechr. 1815 über die Organifation des Gtaatöbienftes in ben ans 
des-Gollegien. Vergl. überh. ben Staatebienft und die Organifation 
der Behörden daſ. Schweiger, öffentl, Recht bes Großhzgth. Weis 
mar. I. Kapit. IV. $. 75-110. Goburg. Berordn. v. 4. Zun. 
1808, die neue Einrichtung bed LanbessMinifterit betr. Winkopp, 
rhein. "Bund. Bd. VII. &. 472. Gefes über die Verhältniſſe der Ci⸗ 
vil-Staatödiener, v. 20. Aug. 1821, im $. 23. der Verf. urk. für 
einen Theil ber Verfaſſung erklärt. — Altenburg. Grundgefes 
$. 16. $. 36. 37. — Drganifationss Patent für bas Herzogthum 
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EI. Die gegenwärtige Organifation der 
&taatöbebörden in den deutfchen Bundeöftaaten. 


A. Im Allgemeinen. 
Kläber, öffentl. Redt. $. 343f. — Maurenbrecher, Staater. $. 185. 


L Die Organifation der Staatöbehörben iſt eine reine Re 
gierungsfache und hängt, wo nicht Beftimmungen der Verfaflung 
entgegenftehen, allein vom Landesheren ab. Eine Mitwirfung 
der Landftände tritt nur in fo fern ein, als a. gewilfe Eins 
richtungen durch die Verfaſſung fanctionirt find und daher auch 
nur auf dem verfaflunggmäßigen Wege abgeändert werben kön⸗ 
nen, oder in fo weit b. für die neue Einrichtung oder Abanderung 
der beflehenden die Geldmittel des Landes in Anſpruch genommen 
werben, oder co. eine Abänderung bed materiellen Rechtszuſtan⸗ 
des, der Art und Weife der Rechtöverfolgung in Civil: und Cri⸗ 
minal⸗Sachen und bed Gerichtöftandes damit verbunden iſt. Auch 
kann d. theild ber Mangel gehörig befegter Staatöbehörben theils 
die Vermehrung über den Bedarf und die Kräfte ded Staats 
ben Landbfländen zu Befchwerden und Vorftelungen Veranlaſſung 
geben. — Vermöge der in Deutichland nocd jest vorkommen: 
den Ausübung von Hoheitörechten durch Unterthanen kann aber 
der Wirkungskreis gewifler Behörden (der ftandeöherrlichen, Pa⸗ 
trimonial= und Gemeinde⸗Behörden) binfichtlich des berechtigten 
Subjectö ein wahres jus quaesitum und ein Streit darüber eine 


Juſtizſache fein. 


Gotha v. 1827. (Verordn. Sammi. Bd. I. No. X.) — Staats⸗ 
grundgeſetz für Coburg und Gotha v. 1852. 6. 67. $. 128. $. 134. 

14. Schwarzburg-⸗Sondershauſen. Verf. Urkunde v. 24. 
Geptbr. 1841. Kap. VII. Bon den Staatsbehörden, ihren Verhält⸗ 
niffen, Rechten unb Pflichten ($ 58—68.). KBerf. Urt. v. 12. Dechr. 
1849, revib. 1862. 

15. Baldeck. Ueber bie Drganifation der Ranbesverwaltung ent= 
hielt der Landesvertrag v. 1816 8.1. 10. gewiffe Brundbeflimmungen. 
S. auch Dienfipragmatit v. 32. Juni 1821. Verf. Url. v. 1852. 
5. 71 f. 
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11. Als oberfte Landesbehörde, unmittelbar unter dem Lan⸗ 
desherrn (oder deſſen Cabinet), befteht in allen monardifchen 
Staaten ein Staatöminifterium oder Geheimerrath. Da— 
bei findet fi), wenigſtens in den größern Staaten, wieder eine 
Abfonderung in gewiffe Departements nah dem f. g. Real: 
Spfteme. Gewöhnlich find folgende Abtheilungen gemadt: 1. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 2. Juſtiz— 
Minifterium. 3. Finanz: Minifterium. 4. Minifterium bes 
Innern, d. h. der innern Landedangelegenheiten, in fo fern fie 
nicht zu einem der beftimmt begränzten andern Zweige gehören, 
insbefondere der Polizei und des Cultus. 5. Kriegs-Mini⸗ 
fterium. Doc findet: auch bald eine Vereinigung dieſer verfchie: 
denen Branchen, bald eine weitere Abfonderung Statt. Welche 
untergeordnete Behörden und wie weit bdiefelben den einzelnen 
Minifterien untergeordnet feien, ob die Minifterien eine rein bu⸗ 
reaufratifche, oder mehr oder weniger collegialifche Verfaffung 
haben, welche Hülfsbeamte (Minifterialräthe, Referenten, Se: 
cretaire, Regiſtratoren u. f. w.) den einzelnen Minifterien zuge⸗ 
theilt feien, hängt von der fpeciellen Organifation der einzelnen 
Länder ab. 

IM. Abgefondert von den Staatöminifterien befteht in meh: 
teren Staaten, als eine regelmäßig blos berathende Behörde, 
ein f. 9. Staatörath (Minifterial:Commilfion, Geheimeraths⸗ 
Collegium) mit ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern. 
Die Hauptbeflimmung deſſelben ift, Gegenſtände der Geſetzge⸗ 
bung und Landeöverwaltung vorzubereiten, zu berathen und zu 
begutachten. Doch ift ihm in gewiflen Fällen auch ein Ent: 
fheidungsrecht beigelegt ). 


1) ©. 3. 8. Braunfhmweig. Landſch. DOrbn. 6. 159. Bannov. 
Grundgef. $. 154. Landesverfafl. Geſet $. 169. &. aber bie Ver⸗ 
ordn. Über den Staatsrath v. 14. Febr. 1849. Die Mürtemberg. 
Verf. Urt. $. 59. u. 60. giebt bem Geheimenrathe bei Competenz⸗ 
ftreitigleiten zwifchen Zuftizs und Werwaltungsbehörben nur eine be: 
rathende Stimme, dagegen das Net der Enticheibung 1) bei Res 
curfen von Verfügungen der DepartemenssMinifter, wodurch diefe 
dann, wie es fcheint, ber eigenen Werantwortlichleit Überhoben wer: 
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IV. Vermöge des in ber Verfaſſung fanctionirten Grund: 
faße8 der Zrennung der Juſtiz von der Adminiftration 2) 
finden fi) faft in allen deutfhen Bundesftaaten Behörden, wel: 
che ed blos mit der Verwaltung, und andere, welche ed blos 
mit ber Rechtöpflege zu thun haben 3). 

V. Nach dem äußern Organismus der Staatöverwaltung 
im weitern Sinne unterfdeiden fih Eentral:, Provinzial: 
und Eocal: Behörden. Die früher in den verfchiedenen Landes: 
theilen beftandenen ſelbſtſtändigen (db. b. blo8 dem Landes: 
bern unmittelbar untergeordneten) Provinzial:Regierungen 
mußten mit dem nothmwendigen Zufammenfhluß der demfelben 
Landesherrn unterworfenen Gebiete zu einem ftaatlichen Ban: 
zen ihre frühere Selbftftändigkeit verlieren. 


$. 132. (6. at.) 


B. Insbeſondere vom Geſchäftsgange bei den Öffentlichen 
Behörden. — Bon Archiven und Regiftraturen. 


Schriften über die Art und Weife, die öffentlichen Geſchäfte zu behandeln, 
überhaupt f. in Pütter’s LKiterat. des Staatsr. Th. II. ©. 197 f. 


ben, 2) bei Recurfen von Straferkenntniffen der Adminiſtrativ⸗Stel⸗ 
len, 3) bei der Frage über die Nothwendigkeit der Abtretung von 
Privats&igentbum für allgemeine Staats- ober Corporations⸗Zwecke. 
Bergl. v. Mohl, Würtemb. Staater. Ih. II. ©. 49 f. und übers 
Haupt Mablchus, Politik der Staatsverwaltung Bd. I. ©. 77 f. 
Bülau, die Behörden in Staat u. Gemeinde. ©. 153 f. 

2) Bergl. von frühern Gefegen: Naffau. Pat. v. 2. Septbr. 1815. 
Baier. Verf. Urk. Zit. VIH. 5. 1. Badiſche $. 14. Würtemb, 
$. 92. Meining. $. 1055 weldye eigentlich blos die Unabhängigkeit 
der Berichte bei Ausübung ber Nechtöpflege garantiren, wogegen 3. 
B. die Shurheff. Verf. urk. 6. 112 ausbrädiicd; Tagte: „Die Rechts⸗ 
pflege foU von der Landesverwaltung fernerhin auf immer getrennt 
ſeyn.“ Sonderhäuſ. Werorbn. v. 24. Septbr. 1841. Die feit 
1848 erfchienenen. Verfaffungs = Gefege fprechen (wie die Grundrechte 
Art. X.) den Grundfag alle ausdrädlid aus; für Hannover das 
Verfaff. Geſet v. 5. Septbr. 1848. $. 9. 

3) Ueber das Verhältniß der Zuftiz zur Abminiftration f. unten 
8. 144 f. der Iften Aufl. 
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Erf, LKiterat. der Zurisprub. Nr. 2678 f. Insbeſondere von 
Unterfchriften, der Befiegelung u. bem Gebraudye der Spradyen 
Püttera.a.D ©. 200 f. ©. 205. Klüber’s Fortſ. S. 216. 
©. 219 fe Deffelb. öffentl. R. $. 351. Not. a — Bon ber 
Mehrheit der Stimmen bei Gollegien und beren Zählung f. Püts 
ter’s Literat. Th. IT. ©. 198 f. Ktüber’s Fortſet. ©. 215 f. 
Vergl. audy insbefondere über Sriminal:Gollegien Mittermaier’s 
Strafverfahr. Abth. 11. $. 490. (4te Aufl.) Meine Grundlin. bes 
Srim. Proc 9. 268. — " 

Bon Archiven und dem f. 9. Archivrecht: f. Pütter's Literat. Th. 
II. ©. 202 f. Klüber’s Kortfet. ©. 216 fe Leyser, Medit. 
ad Pand. Spec. 266. 683. 3. 3. Mofer, von der Landeshoh. in 
Regierungsſachen S. 336 fe Weftphal’s Staatsr. Abh. IX. ©. 
92 f. Abd. X. S. 98 f. Schröter’s vermifchte jurift. Abhandl. 
Halle 1786. Th. II. S. 192 f. Spangenberg im XArcdlo f civ. 
Par. Br. I. ©. 87 fe — Leif, Staatsr. $. 121. Klüber, 
öffentl. R. 5. 348f. Daſelbſt aud) Schriften über die Archivs und 
Regiſtratur⸗Wiſſenſchaft. S. auch Erſch, Literat. ber Jurisprud. 
No. 2700 f. | 


I. Die Behandlung der Gefchäfte bei den öffentlichen Be: 
börben ift verfchieden, jenachdem fie wahre Collegia find, oder 
eine f. g. büreaufratifche Verfaffung haben. Denn obwohl 
auch im lestern Falle eine Bertheilung der Geſchäfte an verfchie: 
dene Beamte vorfommen und eine gemeinfchaftliche Berathfchla: 
gung Statt finden kann, fo gebt doch die eigentliche Entfchei- 
dung nur von einem Beamten aud, auf welchem daher aud) 
allein die Werantwortlichkeit ruht. — Bei wahren Gollegien find 
immer mehrere (wenigftend brei) flimmberechtigte Mitglieder, obs 
wohl auch hier oft Beifiger mit bloß berathender Stimme vor: 
kommen. Wefentlich ift jedem Collegium ein Dirigent, Präs- 
fident oder Director, aus beflen Beſtimmung ſich gewiſſe 
natürliche Gerechtfame (DirectorialsBefugniffe) ergeben, na: 
mentlih: 1) dad Recht ber Convocation und ber Leitung ber Be: 
rathung und Abflimmung; 2) das Recht der Aufficht auf die 
Gefhäftsthätigkeit der Mitglieder und der Wertheilung ber Ar: 
beiten zum Zwede der Relation. Auch ift der Director zumeis 
len in allen Sachen, oder. in Sachen einer gewiflen Art, beſtän⸗ 
diger Gorreferent. 3) Das Recht, den Beſchluß des Collegiums 
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zu faflen oder zu rebigiren. Sehr häufig ift dem Director ober 
Prafidenten bei eintretender Stimmengleichheit das Necht 
der Entſcheidung gegeben, oder zuweilen fann er gegen den Be: 
ſchluß der Majorität Protefl oder Berufung einlegen. 

1. Der Geſchäftsgang aller öffentlihen Behörden beruhte 
bei und auf dem Princip der Schriftlichfeit oder Actenmäs 
ßigkeit und in Folge der neuern Organifationen auch wohl auf 
dem Fehler der Vielfchreiberei I). Alles was fchriftlih an 
die Behörde gelangt, was über ihre Gefchäftsthätigkeit aufge: 
zeichnet (protocollirt) und zum Zwecke fürmlider Ausfertigung 
fchriftlich entworfen (concipirt und fignirt) wird, bildet die Acten 
der Behörde. Zum Zweck der Sammlung, Ordnung und Auf: 
bewahrung der Acten in ber f. g. Regiftratur find unter dem 
ſ. g. Hülfsperfonal häufig befondere Regiftratoren angeftelll. - 

11. Hinſichtlich der f. g. Archive find die Privat: (..B. 
Zamilien:) Archive von den öffentlihen Archiven zu unter: 
fheiden und unter ben letztern ift hier insbefondere das f. g. 
Staats: und Landes⸗Archiv hervorzuheben, worin unter 
der Auffiht befonderd hierzu verpflichteter Beamten alle Urkun: 
ben aufbewahrt werben, welche die Rechte der regierenden Fami⸗ 
lie, den ganzen Staat oder aud einzelne Landeötheile betreffen 2). 
Die Anlegung eined Archivs überhaupt ift Sache der freien Will: 
führ. Aber das f. g. jus archivi im engern Sinne, bie 
ſchon im römifchen Rechte 3) anerkannte befondere Beweis: 
kraft arhivalifcher Urkunden, welche in der für ihre Aechts 
heit und Authencitität flreitenden Rechtövermuthung befteht, kann 


1) Zn der Rechtspflege, befonders ber ſtrafrechtlichen, ift durch bie 
neuefte Reform bes Verfahrens allerbings eine wefentlidhe Mobificas 
tion eingetreten. Es ift aber befannt, daß aud) im reformirten 
Berfahren „Münbdlichkeit« nicht bedeutet, baß nichts mehr aufges 
fchrieben werde. Die Mundlichkeit tritt bier nur ber Schriftlichkeit 
in dem Sinne entgegen, daß früher die Urtheile Lediglich auf den 
Inhalt der Acten, jest aber unmittelbar auf die Ergebniffe der 
Verhandlung felbft gegründet werben. 

9) Ueber bie Reichsarchive |. oben Th. I. $. Al. 

3) Nov.39. cap. 2. vergl. Auth. Ad haec Cod. de fide instrum. IV. 21. 
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nur mit einem öffentlichen Archive verbunden fein. Dad Ar⸗ 
chivrecht in diefem Sinne ift aber in Deutfchland Fein aus: 
ſchließliches Vorrecht der Landesherrn, fondern muß, abgefe: 
ben von ausdrüdlicher Verleihung, jedem Archive beigelegt wer: 
den, bei weldhem bie wefentlichen Boraudfegungen beffelben 
eintreten. Diefe find aber: 1) bie Perſon, welche bad Archiv 
befist, muß vom Staate ald eine Öffentliche Behörde oder Cor: 
poration anerkannt fein und das Recht zur Beftelung von Be: 
amten haben, welchen publica fides zukömmt; 2) das Archiv 
muß fortwährend unter der Auffiht oder Gontrole einer hierzu 
befonderd verpflichteten (mit einem Dienfteide belegten) Perfon 
(eines f. g. Archivars) verwaltet fein. Unter diefen Vorausſetzun⸗ 
gen kann auch den Archiven der Landflände, Städte, Univerfitä- 
ten, Patrimonial= Gerichte, Klöfter, Kirchen u. f. w. das jus af- 
chivi zugefprochen werben. 


Zweiter Titel. 


Vom Staatdbienfte und dem rechtlichen Verhältnifie der 
Staatödiener. 


Aeltere Literatur bierüber f. in Pütters Literatur bes Staater. Th. IE 
&..316 f. Klüber’s Fortſet. ©. 295. Hervorzuheben ift insbe: 
fondere das fehr ausführliche und faft alle Verhältniffe der öffent: 
lichen Diener umfaffende, freilid in der gangbaren Dethobe ber 
damaligen Zeit abgefaßte, Wert von Nicol. Myler ab Ehren- 
bach, Hyparchologia, s. de officialibus, Magistratibus et admi- 
nistris liber singularis (mit 23 Kap.) Stutgard. 1678. — Joh. 
Christ. Becmanni, naolitia dignitatum illustrium, civiium, sa- 
crarum, equestrium. Jen. 1677. ed. 2da. 169. — J. 3. Mo: 
fer, von der Kandeshoh. in Regierungsſachen. Kap. I. II. — 
Kraufe’s Abhanbl. aus dem beutfh. Staatsrechte. Nr. IT. ©. 
90f. — 8.3 M. Seuffert, von dem Verhältniſſe des Staats 
und ber Diener des Staats gegen einanber im rechtlichen und po⸗ 
litifchen Verftande. Würzb. 1793. — Fr. Arn. von der Bede, 
von Staatsämtern und Staatsbienern. Heilbronn 1797. — N. T. 
Gönner, ber Staatsbienft, aus dem Gefichtspuntt des Rechts 
und ber NationalzDeconomie betrachtet, nebft der Hauptlandes⸗ 
Pragmatil über die Dienftverhältniffe der Staatebiener in dem 
Königr. Baiern. Landshut 1808. — A. WB. Heffter, über bie 
NRehhtsverhältniffe der Staatsbiener, in ben Beitr. zum beutfch. 
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Gtaats- ımb Fürſtenrecht. Berlin 1829. Nr. H. ©. 196-167. — 
5 Meißerlin, die Verhältniffe ber Staatsdiener nad rechtlichen 
Grundſätzen. Caſſel 1838. 

J. St. Pütter, instit. jur. publ. $. 120 f. — Leiſt, Lehrb. bes Staater. 
$. 117-121. — Kiüber, öffentl. Reit. $. 311-352. $. 187— 
49. — Schmalz, deutſch. Staater. $. 321-332. 9. 385 —388. 
— Maurenbreder, Grundf. des deutſch. Staater. $. 159— 
161. 6.125. — 3öpft, Brunbfäge bes Staatsrechts 5. 148 f. 


$. 133. (6. 112.) 


I. Begriff des Staatödienfteb. 


Stahl's Rechtsphiloſophie Bd. I. Abthl. I. ©. 112f. (2te Ausg. ©. 218 f.) 
— Dabhlmann’s Politil S. 245. Seuffert a. a. D. &. 1— 
12. von ber Bedea. aD. F. 20 f. Göonner a. a. O. ©. 
27 f. Heffter a. a. O. © 110 f. — Keift, Staatsr. $. 117. 
— 335pfl, Staater. $. 149. — Vergl. auch Bervais Meine 
Mittheil. Bd. I. S. 25, f. und beſ. Krauſe's Abhandl. aus- d. 
deutſch. Staater. &. 156 f. 


J. Staatsdienſt in der grammatifchen Bedeutung des 
Wortes heißt jeder Dienſt, welcher dem Staate, oder für die 
Zwecke deſſelben geleiftet wird. Dieſer allgemeine Begriff liegt 
auch dem Staatsdienſte im techniſchen Wortſinne zu Grun⸗ 
de, worunter man überhaupt jeden dem Staate zu leiſtenden 
Dienſt verſteht, welcher auf einer beſondern, vom Inhaber 
der Staatsgewalt unmittelbar oder mittelbar ausgehenden, 
Verpflichtung, für die Erfüllung beſtimmter öffentlicher 
Zwecke thätig zu werben, beruht. Zweierlei iſt daher weſent⸗ 
lich: Die beſondere Verpflichtung in der Form der öffentlichen 
Anſtellung und materiell, daß es wirklich ein Staats dienſt ſei. 

U. Scon: vermöge dieſes weitern Begriffes von Staats⸗ 
dienſt im techniſchen Sinne find von den Staatsdienern (of- 
ficiales publici, fonctionnaires publics) , audzufchließen: A. 
Ale, welche durch ihren Dienft blos eine allgemeine Bür: 
gerpflicht erfüllen, wie es beim gemeinen Kriegödienft, 
oder bei der f. g. Land- und Gerichtöfolge der Fall if. — 
Audzufchließen find aber auch B. alle, welche nicht zur Aus: 
übung oder Vertretung von Intereſſen und Rechten bes 

Bahariä’s Staatérecht. Zr Bd. ?te Aufl. 2 
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Staats 4) Dienfte leiften, fondern nur Privatintereffen von 
Sndividuen ober Corporationen im Etaate zu verwalten, 
ober die Intereſſen einer vom Staate verfchiedenen Anftalt zu 
vertreten haben, follten fie auch nach den beftehenden Staatsein⸗ 
richtungen zur Ausübung ihrer Zunctionen einer öffentlichen Au⸗ 
torifation, oder einer Beſtätigung durch die Staatögewalt bebür: 
fen. Demnach find an ſich zu den Staatöbienern nicht zu 
zäblen: 1) f. g. Hofdienerfchaft, die Leib: und Privatdiener des 
Landesfürften und der Glieder feiner Familie 2), wogegen bieje- 
nigen Dienfte, welche zum Hofftaat im .engern Sinne gehören, 
insbefondere diejenigen, welche den Glanz des Thrones ober bie 
Repräfentation des Staatöoberhauptes ald folchen bezweden, ober 
welden an fih öffentliche Rechte, namentlich Serichtöbarkeit 
über das Hofperfonal übertragen ift, allerdings als öffentliche 
oder Staatödienfte zu betrachten find 3); 2) Die Diener und 
Beamten ber f.g. Mediatifirten, infofern fie nur Privat: 
Sntereffen derfelben zu verwalten haben, wozu jest auch ihre Cam: 
merbeamten gehören 9). 3) Die Diener der Kirche 5); 4) Die 
Gemeinde-Beamten 9; 5) Die f. g. Diener ded Publicumd 7). 


1) Ob biefe Rechte und Intereffen ihrem Urfprung und Inhalt nach 
publici juris ober privatredhtliher Natur find, macht Teinen Unter: 
fhied. Auch die zur Verwaltung bes Domaniums unb nu&barer 
Hoheitsrechte beftellten Beamten. gehören zu den Staatsdienern. In 
Betreff der Cammer⸗Beumten ergiebt fidy dieß auch ba, wo das Gam⸗ 
mergut nit in eigentlihes Staatsgut verwanbelt ifl, aus. her 
ſtaats rechtlichen Bebeutung bes Gammerguts. Vergl. unten $. 197. 
der Iſten Aufl. 

2) AM. Gonner a. aD. S. 22. ©. 32 f. Vergl. bageg. Kraus 
fe’s Abhandl. S. 156 f. 

3) Bofämter im eigentlichen Sinne, Grzämter, Krons, Reichs⸗ und 
Gchlanbpofämter. Klüber, öffentt. Recht. 6. 495. Meiferlin, 
die Verbältniffe der Staatsdiener. &. 115 f. 

4) Bergl. unten $. 181. Ro. IH. der erften Aufl. 

5) ©. oben Th. J. S. 13. I. C. 

6) Vergl. Th. J. $. 184. 

7)y A. M. ebenfalls Goͤnner a. a. O. S. 34. Auch Aerzte und Ab: 
vocaten gehören als ſolche nicht zu den Staatsdienern, wenn auch 
eine Öffentliche Anſtellung wie bei Staatsdienern erfolgt. Anders iſt 
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Endlich find durch den Begriff des Staatödienftes ausgefchloffen: 
€. alle diejenigen, welche den Auftrag zur Mitwirkung für öffent: 
liche Zwecke niht vom Iuhaber ber Staatögewalt empfan: 
gen, fondern kraft eignen Rechts oder als Repräfentanten des 
VBolks im Gegenfab zur Regierung babei concurricen 8). 

WM. Eine befonderd characterifirte Species bed eigentlichen 
Staatöbienfted ift das Staatdamt im engern Sinne. Staatd: 
beamte, Obrigkeiten, Magiftrate heißen diejenigen Staatödies 
ner, welche ald Slieder bed fletigen Organismus der Staats 
verwaltung, Staatöregierungs: (Souverainetätd:) Nechte, 
zwar in nothwendiger Unterorbnung unter dad Staatdoberhaupt, 
aber mit einem gefeglich geregelten eigenen Berfügungs: 
und Entfcheidungsrechte audzuuben haben. Die characteri: 
Rifchen Merkmale eined eigentlihen Staatsamtes find bem- 
nah: A. Ausübung von eigentliben Regierungsrechten, 
weshalb 3. B. die vom Staate angeftellten Lehrer der Willen: 
ſchaften und freien Künfte zwar zu den Staatsdienern, aber 
nicht zu ben Staatöbeamten gehören 9). B. Stetigkeit des 
Amtes 10), womit ein temporärer Wechſel des, das Amt be: 


es natürlich bei Aerzten, welche als Medizinal⸗Beamte für gericht⸗ 
liche und polizeiliche Zwecke angeſtellt ſind. Auch kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß nicht blos die neuern Staatsanwälte, ſondern auch 
die ältern Gerichte: und Regierungs-Fiscale, auch Cammer⸗Conſu⸗ 
Ienten zu ben Staatsdienern gehören. 

8) Stände oder Mitglieder der Kammern; Landſchafts-⸗Syndici und ans 
dere fländifch: Beamte. Auch die Geſchworenen, die Gerichtsfchöffen 
und bie Amtövertreter gehören hierher. Ebenſo Patrimonial⸗Ge⸗ 
richtsherrn. 

9% Der $. 26. ber beutfchen Grundrechte legte allen „öffentlichen Leh⸗ 
rern⸗ die Rechte ber Staatöbiener bei und vinbdicirte audy bie Anftel- 
lung der. Lehrer an ben Volkeſchulen lediglich dem Staate, unter 
geſetzlich georbneter Wetheiligung ber Gemeinden. Die Beflimmung 
ift befonders gegen die oft ausfchließliche Herrfchaft der Geiſt⸗ 
lichkeit über bie Volksſchule gerichtet und In fo weit in ihrem Rech⸗ 
te, nicht aber infofern fie bie Kirche ganz ausſchließt. 

10) Gerade diefes liegt in ber alten Webeutung von Amt (aus Ambacht, 
Ambact, Ampt) als einem Inbegriff dauernd Üübernommener Ver⸗ 
pflichtungen. 

2 ” 
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Heidenden Individuums, ober eine von Zeit zu Zeit wiederkeh⸗ 
rende Erneuerung ded Auftrags, wenn fie auch (wenigftend in Mo: 
narchieen) nicht räthlih, doch wohl vereinbar if. Ausgefchloffen 
werben aber hierdurch Commiffionen für vorübergehende Zwecke. 
C. Eigenes Entſcheidungs- oder Berfügungsrecht des 
Beamten, weshalb alle diejenigen öffentlichen Diener, welche blos 
die Befehle und Inftructionen der Vorgeſetzten zu vollziehen ha⸗ 
ben, oder eine mehr mechanifche (Pörperliche) Zhätigkeit entwi: . 
deln, nicht zu den Staatöbeamten gerechnet werben 11). 

IV. Der bdargeftellte Begriff von Staatsdienern über: 
haupt und Staatöbeamten indbejondere ift erft mit der zwei: 
ten Hälfte des vorigen Sahrhunbertd und der mehr und mehr 
in dad Bewußtfein tretenden Idee des Staatd im Zerritorial: 
Staatsrecht zur vollftändigen Entwidelung und Anertennung ge: 
langt. Seitdem hat auch die Bezeichnung ded Berhältniffes in 
der Theorie und Praris fich geändert, infofern man fonft faſt 
nur von landesherrliher Dienerfhaft ſprach. Dieß iſt 
fein leerer Namenstaufch, fondern von erheblicher Bedeutung 12). 
Denn wenn auch die Staatödiener in ben monarchiſchen Staaten 
ohne Zweifel Diener des Fürſten heißen können, fo find fie ed 
doch nur für feinen fürftlichen Beruf oder für die Erfüllung fei: 
ner Regentenpflichten und nicht für deflen rein perfönliche 
oder Privatzwede, wodurd ihre Verpflichtung dem Zürften ge: 
-genüber ihre beftimmte rechtliche Begränzung erhält 3). Dieß 


11) Bergl. die, freilich direct nit hierher gehörige und in Beziehung 
auf einen ganz andern Gegenfag gegebene, Definition der ınunera 
personalia in L. 1. $. 3. L. 18. 8. 1. D. de munerib. et bonorib. 
„quae animi provisione et corporalis laboris intentione — — per- 
petrantur“). 

12) Im Gegenfage zur Hallerſchen Theorie, weldye nody bie Staate- 
beamten lebiglih für Diener des Fürſten und nur für feine 
BGefhäfte erklärt (vergl. v. Haller, Reſtauration ber Staats⸗ 
wiffenfd. Ih. I. ©. 513. Ih. U. ©. 241 f.), gut entwidelt von 
Heffter in ben angef. Beiträgen ©. 107 f. ©. au Stahl, 
Rechtsphil. Bd. II. Abth. IE &. 114. (2te Ausg. &. 248). 

18) Daß ber ganze Begriff eine neuere Erfindung fei, ift eine völlig 
aus der Luft gegriffene Behauptung. Wo die Idee bes Staats voll: 
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iſt auch durchgängig die Auffaffung der neuern Gefeggebung 
geworben 14), welche zugleich darauf ausgehen mußte, die Ber: 


1) 


ſtändig entwidelt war, wie im beutfchen Reiche, Tonnte er gar nicht 
verlannt werden. Man wußte ba fehr wohl zwifchen eigentlichen 
Reichsdienern und ber blos ber Perſon bes Kaifers verpflichtes 
ten Dienerſchaft zu unterfcheiben. Kerner zeigt die Wegriffsbeftim- 
mung, wie fie [don Myler ab Ehrenbach, Hyparchologia Cap. 
I. $.5. giebt, daß man fdyon im 17ten Jahrhundert dem Weſen der 
Sache ziemlidy nahe gelommen war. Er befinirt mit Berufung auf 
ältere Autoritäten: „Magistralus sive officialis est Praeefectus socie- 
tatis civilis, cui a Majestate, aut ab eo, qui publica regendi pote- 
stale pollet, sub certo salario concessa est polestas, de ne- 
goliis Reipublicae cognoscendi, judicandi elc. ad utilitatem 
regondae Reipublicae, ut ipsum imperantem in oneri- 
bus reipublicae sublevet.“ Die längere Beibehaltung bes 
Ausdruds »landesherrlidye Diener hatte ihren Grund 1) darin, daß 
die beutfdyen Territorien noch keine wirklichen Staaten waren; 2) 
daß in ihnen die Wahrnehmung ber rein perfönlichen ober Private 
Intereffen des Landesherrn noch nicht von ber Verwaltung ber Lan⸗ 
desangelegenheiten durchgängig gefchieden war und baß man 3) bes 
Ausdrudes, wegen beö Gegenfages zu den Kaiſerlichen und Reiches 
dienern, zu ben landfchaftlihen Beamten und Beamten der Goms 
munen und Landfaffen nicht entbehren zu können glaubte. Dabei iſt 
aber audy den frühern Publiciften, wie 3.8. I. 3. Mofer, ber 
Unterfdieb zwifchen den landesherrlichen Dienern, weldye wir jest 
Staatödiener nennen, und folchen, weldye blos der Perfon des Für⸗ 
ſten für Privatzwede dienen, nidyt entgangen, infofern fie deutlich 
genug anerlannt haben, daß der landesherrliche Diener aud) Pflich⸗ 
ten (gegen das Land) babe, welche dem Privatintereffe des Landess 
beren vorgehen und weldye er felbfi auf Befehl des Landesheren 
nicht verlegen bürfe. Vergl. oben Th. 1. $. 57. Note 3. 


Die erſte umfaffendere Sefedgebung, welche von Staatsbienern 
fprady, dabei aber auch den Ausdrud » Königliche Beamte» gebraudıt, 
if das Preuß. Landrecht, Th. U. Zit. 10, Vergl. Heffter a. a. 
O. &. 117 f. In den neuern Gefeden über den Staatsdienſt iſt 
binfichtlich des Begriffes und ber Bezeichnung viel Uebereinflimmung 
und nur darin .tritt befonders eine Verſchiedenheit hervor, daß bie 
verfchiedenen Glaſſen bald auf biefe bald auf jene Weife begränzt 
und Perfonen, deren Verhältniffe dem Gtaatsbienfte analog find, 
Advocaten, Aerzte, Kirchens und Sculbiener, bald mehr bald wer 
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bältniffe der Staatödiener zu regulieren, und dadurch theild fie 
gegen willkührliche Behandlung zu ſchützen, theild aber auch ges 
wiffen Irrthümern und Mißbräuchen in ber Auffaflung ihres 
Berhältniffes entgegen zu treten. So haben bie Grundbeſtim⸗ 
mungen häufig auch Aufnahme in die neuern Verfaſſungs⸗Urkun⸗ 
den gefunden, ober ed find die erlaffenen Staatsdienſtgeſetze 
für einen Beſtandtheil der Verfaflung erklärt worden 15). 


15) 


niger den Staatsbienern gleichgeftelt oder benfelben beigezählt wers 
den Vergl. 3. B. Über Sachſen Milhauſer, Staatsr. des Kös 
nigr. Schfen $. 67. Ueber Weimar Schweiger, öffentl. R. $. 
76. Nicht ohne Webeutung für den leitenden Geiſt war es, daß 
das Hannoverſche Landesverf. Gefe& v. 1840 (Kap. VII.) die im 
Grundgeſetz v. 1833 (Kap. VIII.) vorkommenden Ausbrüde „Staats⸗ 
diener, Staatsbeamter u. f. mw. überall in „Königliche Diener“ vers 
wandelte. Wohl nur aus Verſehen blieb im $. 173. ber Ausbrud 
"Staatsämter» ſtehen. S. aber Geſ. v. 5. Septbr. 1848 $. 106. 
Vergl. Über Defterreih: Megerle v. Mühlfelb, Handb. für 
alle E. k. ftändifhen u. fläbtifchen Beamten, ob. Darftellung aller ih⸗ 
nen durch die a. h. Gelege — zuſtehenden Rechte u. obliegenden Ber⸗ 
binblichkeiten. Wien 1805. 6 Bde. le u. 2e Fortſet. 1826. Ite Kortf. 
1830 3 Bde. — Für Preußen gab Über das Verhältniß ber 
Staatödiener allgemeine Beflimmungen das Allgem. Landrecht Th. II. 
Tit. 10. („Von ben Rechten u. Pflichten der Diener bes Staats.«) 
Verordnungen v. 17. Dechr. 1805, 26. Dechr. 1808. $. 44., 10. 
Zul. u. 7. Aug. 1810, 1817, 7. Zul. 1830. ©. au Berf. Urk. 
v. 1850 Art. 87 f. Art. 8. Rumpff, Dienft u. Nechtöverhält- 
niffe der Preuß. Staatsbeamten. Berl. 1822. 2te Ausg. 1833. Weh⸗ 
nert, fiber ben Geift der Preuß. Staatsorganif. u. Staatödiener- 
Thaft. Potsd. 1833. Perthes, der Staatöbienft in Preußen. Ham: 
burg 1838. Heffter, Beitr. zum deutſch. Staats: u. Fürſtenr. ©. 
117f. DOftermann, Preuß. Staater. S. 110 f. H. Simon, das 
Preuß. Staater. Th. 1. ©. 291 fe — Baiern: Haupt. Landes⸗ 
Pragmatif v. 1. Jan. 1805 über bie Dienftverhältniffe der Staates 
biener u. |. w. (im Anhang bei Gönner, d. Staatsbienfl.) Berordn. 
v. 8. Zan. u. .20. Zul. 1808. 12. Zul. 1812. Edict über die Ver⸗ 
hältniffe dev Staatsbiener dv. 26. Mai 1818, die Beil. IX. zur Verf. 
ur. Zit. V. $. 6. bildend. Pözl, Samml. der bayer. Berf. Ge 
fete ©. 179 f. v. Moy, bayer. Staater. Th. 1. 5. 94 f. Pözt, 
Lehrb. bes b. Verfaſſungsrechtes 5. 158 ff. — Könige, Sachſen: 
Verf. Urk. $. 44. Btaatödienergefeh v. 7. März 1835. Milhaus 
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Berichiedene Arten des Staatödienfteb. 


Sönner, der Staatsdienſt S. 44f. — Heffter, Beiträge S. 112f. — 
Milhaufer, Staatar. des Könige. Sachſen. 6.68 — v. Moy, 
bayer. Staater. Th. 1. &. 317. 


l. Der Etaat hat dauernde, regelmäßig und ununterbro: 
hen zu befriedigende Bedürfniſſe, Deshalb muß auch der dar⸗ 
auf fich beziehende Staat&dienft etwas bauerndes, in dem 
regelmäßigen Organismus bed Staatd begründete, zu einem 


fer, Staater. Abth. 1. 5. 67 fe — Hannover: Amtsorbn. v. 18. 
Apr. 1823. Staatsgrundgeſetz v. 1833. Kap. VIIL Lanbdesverf. Gef. . 
v. 1840 Kap. VI. Berfafl. Sef. v. 5. Septbr. 1848. 8. 105-108. 
Staatöbienergefeg v. 8. Mai 1852. — Württemberg: Gbdict v. 
18. Octbr. 1817. Verf. url. $. 43-52. Dienſtpragmatik v. 28. 
Juni 1821 u. Verordnungen v. 16. April 1622. Mohl, Würtemb. 
Gtaater. Bd. I. ©. 8ı f. — Baden: B. v. 25. Apr. 1809, 14. 
Rovdr. 1809. Verf. urk. $. 24. " f. 0. Dienftpragmatil v. 22. Juni 
1819. — Kurhdeffen: Berf. urk. v. 1831 6. SL—62.;5 provifor. 
Gtaatsdienftgefet v. 8. März 1831. Die Verf. Ur. v. 1852 5. 36 f. 
bat alle verfafiungsmäßigen Einſchränkungen der Willkühr befeitigt. 
Großh. Heffen: Verf. url. F. 47-50. Weiß, heſſ. Staater. 
5. H-102%. — Braunſchweig: Landſch. Ordn. v. 1832. $. 153 
— 157. Geſetz üb. den Civilſtaatsdienſt v. 12. Octbr. 1832. — 
Naſſau: Verordn. v. 3. Dechr. 1811 üb. die Dauer ber Dienſtver⸗ 
bältniffe u. die Penſionirung der Staatsdiener. Verordn. üb. bie 
Dienftvergeben v. 18. Zun. 1819. — Welmar: Shweiker, Öff. 
Recht S. 75 fe — Coburg: KivilsStaatsbiener-Gefek v. 20. Aug. 
1821 u. Berf. Urk. F. 23. — Gotha: GSeſetz Üh. den Staatebienft, 
als Beil. V. zum Gtaatsgrundgef. v. 25. März 1849; jetzt erfeut 
durh das für Goburg und Gotha erlaffene Selen Gb. den Gipils 
Staatsbienft v. 3. Mai 1852. — Altenburg: Grunbdgef. $. 36. 
37. Edict v. 18. Aprit 1831, einige Verhältniffe bes Staatsdienftes 
betr. — Schwarzb. Sondershaufen: Frf. Url. v. 1841 Kap. 
VM. u. bie neuere Verf. v. 1849. — Rudolſtadt: Gefeh üb. 
den Givilſtaatsdienſt v. 1. Mai 1850. — LippesDetmold: Bers 
orbn. v. 25. Mai 1807. Gef. üb. den Givilſtaatsdienſt v. März 
1860. — Walde: Lanbesvertr. v. 1816. $. 235. Dienftpragmatit 
v. 22. Zuni 1821. BVerf. url. v. 1852. $. 71 f. $. 77. 
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fehenden Amte gebildetes fein. Außerordentlihe Bebürfniffe 
werben durch |. g. Commiffarien gebedt, deren Wirkungskreis 
ein vorübergehender, mit der Befriedigung bed beflimmten Be: 
bürfniffed fih endigender if. (Ordentlicher und außerorts: 
dentlicher Staatsdienft.) 

11. Nach den beiden Hauptbranchen bed Staatöbienfted un- 
terfcheiden fih die Civil: und Militair: Diener I. — Die 
Unterfcheidung zwifchen. geiftlichen und weltlichen Beamten 
ift keine Abtheilung für den eigentlichen Staatsdienfl. — Die 
Civil-Diener find entweder Juſtiz- oder Adminiftrationg- 
Beamte. Wo Functionen verfchiebener Art in einem Amte ver: 
einigt find, entfleht der Begriff eines gemifchten Staats: - 

bienftes. 
I. Der regelmäßige Staatdorganidmus bringt nothwendig 
eine Stufenfolge im Staatöbienfte mit fi. Dierauf, fowie auf 
der Wichtigkeit und der Befchaffenheit der Dienftleiftung beruht 
der, fehr verfchieden begränzbare, Unterfhieb zwiſchen ber hö— 
bern und niedern Staatödienerfchaft. Auf das Verhältniß der 
Subordination bezieht ſich die Unterfcheidung von Vorgeſetzten 
und Subalternen, im Gegenfabe zu den coordinirten 
Staatödienern. 

IV. Der Grund der Zuftändigkeit kann ein erbliches oder 
ein perfönliches Berhältniß fein. Hiernach unterfcheiden fich 
möglicher Weife die Erbämter 2) von den (die Regel bilden: 


1) Der Militairdienft iſt wegen der befondern Verhältniſſe der bewaff: 
neten Macht meiſtens ganz vom übrigen Staatsdienft gefchieben; d. 
b. er wird nicht nach den für diefen beſtehenden Rechtsnormen beurs 
tbeilt. Doch find in manchen Berfaffungss@efegen Givils und Milis 
tairbeamte der Hauptfache nach einander gleichgeftellt 3. B. in Kurs 
beffen. Berf. Urk. $. 81f. Sonderspänfer. Verf. urk. F. 69f. 
Ueber Preußen f. Simon, Preuß, Staster. Ib. I. S. 167 f. 

3) GErbämter find in Deutfchland befonders babucch entflanden, daß 
auch Aemter Gegenftand Iehnrechtlicher Verleihung wurden. Püt- 
ter, Instit. juris publ. $. 125. König, über Erbämter, in ber 
Minerva. 18943. Mai u. Juniheft. Bergl. auch oben Th. I. ©&. 633. 
Die Hannoverſche Berfaffung Tennt in Betreff des gangen Landes 
auch noch einen Generals@rbpoftmeifter. Staategr. Gef. v. 1833 $. 
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den) PerfonalsAXemtern. — Nach der Dauer der Ausübung 
durch dad dazu berufene Subject find die Letztern entweder le⸗ 
benslänglihe oder auf (beflimmte oder unbeftimmte) für: 
zere Zeit verliehen. Auf den Erwerbtitel bezog ſich die in 
Deutſchland wohl nicht mehr practifdhe Unterfcheibung zwiſchen 
fäuflihen und nichtverläuflichen Aemtern 3). 

V. Der Staat übt bad Recht und bie Pflicht zur Verſor⸗ 
gung des Staatödienfted durch Berufung ber dazu fähigen Per: 
fonen in ber Regel unmittelbar aud, gefchebe dieß nun vom 
Regenten in eigner Perfon, oder von den bamit beauftragten 
Staatöbeherben. Inſofern aber auch Untertbanen (Eorporatio: 
nen und Einzelne) im Beil ven Hoheitsrechten fein können, 
baben fie auch das Hecht der Berufung zu dem zu ihrer Aus⸗ 
übung erforderlichen öffentlichen Dienfte unter nothwendiger Ober: 
auffiht resp. Mitwirkung der obern Staatöbehörben. Mit Rüd: 
ficht hierauf bat man in Deutfchland zwifhen unmittelbaren 
und mittelbaren Staatebienern unterfchieden 4). 


$. 135. (G. 114.) 


IHN. Die rechtliche Grundlage bed Verhältniſſes 
zwifchen dem Staat und feinen Dienern. 


Außer ben, ſchon zu 8. 132. in Bezug genommenen Schriften f. nody Ems 
mermann in Winkopp's Zeitfchr. der rhein. Bund. Bd. IV. ©. 
4 f. Steiger, ebendaf. Bd. VI. ©. 15 f. 


9. Das Berfaff. Bel. v. 5. Septbr. 1848 ($. 36.) nennt ihn aber 
nicht mehr unter den Mitgliedern der erften Kammer. 

3) Bergl. Alb. Willebrand, de vendilionibus officiorum. Rost. 1693, 
u. (9. Moſer) über den Dienſthandel deutfcher Zürften. Frankf. u. 
Leipzig 1786. ©. aud) Scheibemantel, das Staater. nad) der 
Vernunft. Th. J. & 279. von ber Bede, a. a. O. S. 48. GBöns 
ner, a. a. O. ©. 158. 

4) Zu ben Lestern gehören, in fo weit auf fie überhaupt ber Begriff 
des Staatsdienftes Anwendung findet, die Beamten ber mebiatifirten 
Fürſtenhäuſer und apanagirten NRebenlinien, bie Gerichtshalter der 


Yatrimonial-Berihte.e Ganz zweifellos rechnet fie zu den Staates _ 


dieneen das Hannov. Landesverf. Gef. $. 172. 8.177. Vergl. überh. 
Gönner, der Staatsdienft S. 154 f. 
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1. Ueber dad rechtliche Princip, wonach dad MWerhältniß bes 
Staatöbienerd zum Staate, beſonders binfichtlih feiner Entfte: 
bung und Beendigung, zu beurtheilen fei, ift vielfach geftritten 
worden. rüber (vorzüglich im vorigen Jahrhundert), wo bie 
audfchließlih privatrechtliche Beurteilung vorberrfchend war, 
behauptete man faſt allgemein, daß dad Verhältniß bed Staats: 
dienerd zum Staate durch einen Vertrag begründet werbe, und 
bemühte fih nun, benfelben auf eine ber, in der Xheorie des 
bürgerlichen Rechts anerlannten, Vertragsarten zurüdzuführen. 
Meber die Frage, was es für ein Vertrag feit gab es aber fafl 
fo viel Meinungen wie Schriftfteller. Während Einige ein nach 
Wohlgefallen wieberrufliched Precarium annahmen I), wollten 
Andere die Grundfäge von der auflündbaren Locatio ei con- 
ductio operarum zu Grunde legen 2). Die Meiften fanden -aber 
in dem Mandats-Contract die paflendfte Analogie (für das 
Verhältniß der Patrimonial: Gerichtöheren zu ihren Juſtitiarien 
in manchen Ländern gefetzlich anerfannt) ober nahmen ihre Zu⸗ 
flucht zu einem f. g. unbenannten Contract, nach der Formel do 
ut facias 3). Hieran fchloß fi in der Entwidelung der Theo: 
ie die Aufflelung eined befondern Dienfivertrages, wobei 
man auch zur Unterfcheidung eined Dauptvertraged, der in 
der Anftelung ded Diener (Ertheilung und Annahme des Am: 
te8) liegen follte, und eines, die Beſoldung des Dienerd betref- 
fenden Nebenvertrages gelangte %). Noch Andere waren 
zwar ber Wahrheit dadurch etwas näher gefommen, daß fie an: 
nahmen, die Rechte und Pflichten bed Staatsdienerd beruhten 


l) 3. 8. Myler ab Ehrenbach, hyparchologia. Cap. Ill. $. 32 f. 
und mit ibm J. U. Boehmer, de jure princ. circ. dimiss. mini- 
strorum. Hal. 1716. Cap. Il. $. 16. 

2) S. insbef. Strube's rechtl. Bedenken, Th. Ill. No. 144. 

3) Harprecht Consil. Resp. 93. nr. 77. Weftpbal, Staatsrecht 

S. 1%. Cine Widerlegung biefer Anſichten verfucht ſchon J. H. 
Boehmer |. c. $. 15. 

4) Vergl. v. Cramer Opusc. Tom. IV. N. 21. $. 2. und vorzügl. v. 
Seuffert, vom Verbältn. des Staats u. ber Diener des Staats 
$. 14—21. von ber Bede, von Staatsämteen $. 14. ©. 36 f. 
Leift, Staater. $: 118. S. 367. 
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auf einem vom Megenten ertbeilten Privilegium 5). Aber 
auch hierbei herrfchte noch die blos privatrechtliche Auffaflung 
des Werhältniffes vor. — Der erfte, welcher die allgemein herr: 
fhende Vertragstheorie gründlich befampfte und bie Inconſe⸗ 
quenzen und Widerfprüche bderfelben aufdedte, war Gönner $). 
Zugleich zeigte er die Nothwendigkeit einer Unterfcheidung ber 
verfchiedenen Seiten des Werhältniffes, und fehlte nur darin, 
daß er den von ihm f. g. nationaldconomifchen Geſichtspunkt zu 
fehr erweiterte, den Begriff des Staatöbienfted auch in ber tech⸗ 
nifhen Bedeutung bed Worted zu weit ausdehnte und auf bie 
(fon von v. Seuffert aufgeftellte) Meinung, daß bie Leiftung 
der Staatödienfte eine allgemeine Unterthanspflicht fei, zu viel 
Gewicht legte. — Später bat man in entgegengefebter Weiſe 
darin gefehlt, daß man bie privatrechtliche Seite ded Staatsdie⸗ 
ner⸗Verhaͤltniſſes ganz überfah und, wie man früher, vermöge 
der rein privatrechtlichen Auffaflung, den Regenten auf unzuläf- 
fige Weife befchränkte, nun dad ganze Werhältniß des Dieners, 
auch fein befondered Privatrecht, der Willkühr Preis gab. Doch 
hielten auch Biele am der Lehre vom Dienfivertrage feft 7). 

11. Der Staatöbienft in concoreto, dad rechtliche Verhaͤltniß 
des Staatöblenerd wird, wie jedes Öffentlihe Verhältniß im 
Staate, begründet durch einen (einfeitigen) Willensact des In⸗ 


5) ®ergl. Malacord de public. officlis absque justa causa — non 
auferendis. Gött. 1788. $. VH. 

6 Sn der mehr erwähnten Schrift Über ben Staatsbienft, bef. ©. 83f. 
©. 266 f. 

7) BWie namentlih Klüber, öffentl. Recht $. 42. Auch E. Mei⸗ 
ſterlin, die Verhältniſſe der Staatsdiener. Caſſel 1836, iſt nicht blos 
zur privatrechtlichen Vertragstheorie zurückgekehrt, ſondern hat auch 
das ganze Verhältniß durch die wunderbare Annahme auf den Kopf 
geftelt, daß „in ber Wirklichkeit zwei ganz verfchiedene Rechtsge⸗ 
fhäfte vorlägen, welche forgfältig von einander gefhieden werben“ 
und, ba fie fidy beide fhon im römiſchen Rechte vorfänden, ges 
meinrechtlich nach diefem beurtheilt werben müßten. Diefe Rechts: 
sefchäfte feien der eigentlidye (?) Steatsbienfts ober Beſoldungsver⸗ 
trag (contrattus salarii), und ber, bie Beauftragung mit Dienftleis 
flungen enthaltende, Manbatscontract! 
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habers der Staatögewalt, burch eine f. g. Lex specialis, wie fie 
in Wahrheit in jedem Anftelungsbeeret enthalten ift 8). Die 
verfaflungsmäßig anerkannte Ausfchließung bed Zwanges zur Ber 
waltung eined Staatsdienſtes gegen Landesunterthanen ober 
Staatsbürger ſteht diefer Auffaffung burchaus nicht entgegen und 
rechtfertigt in Feiner Weile den Gefichtöpuntt eines Vertrages. 
Bill man aber richtig urtheilen über bad Rechtsverhältniß des 
Staatödienerd, fo muß man die verſchiedene Natur Desjenigen, 
was durch jene Lex specialis begründet wird, wohl beachten und 
fondern, wobei fih dann die Nothwendigkeit einer Scheidung 
der rein ſtaatsrechtlichen und der, möglicher Weiſe damit 
concurrirenden, privatrechtlichen Seite ded Verhältniſſes Mar 
berausftelt 9. — 1. Rein ſtaatsrechtlich ift nämlich das 
Berhältniß in fo fern, ald die Ausübung der Dienftfunctio- 
nen bed öffentlichen Beamten dadurch rechtlich begründet wird. 
Diefe Dienftfunctionen konnen aber ihrer innerfien Natur 
noch, da fie blos Beftandtheile der ganzen Staatsthätigkeit find, 
nicht eigene® oder Privatrecht des Beamten fein. Als fol 
ches find fie auch da nicht zu betrachten, wo die Verfaſſung aus 
politifchen Gründen (ald Garantie gegen willführlicye oder beö- 
potifche Regierung), dad Prinzip der Inamovibilität. alker, 
ober einer gewiflen Glafie von Beamten ausgefprachen hat. Bon 
einem Rechte ded Beamten fann bier nur in fo fern die Rede 
fein, als demfelben eine Pfliht der Staatsangehörigen, ihn in 
_ feinem amtlichen Wirkungskreiſe anzuerkennen, gegenübergeftellt 
wird. Im Verhältniß zum Staate hat der Beamte, was feine 
. Dienftfunctionen betrifft, nur Pflihten. — 2. Privatredts 
Lich ift alles Dasjenige in dem Rechtöverhältniffe ded Staats⸗ 
dieners, was wirklich den Character eines feiner Perfon zus: 
ftändigen Rechtöanfpruches hat, oder ald Beflandtheil der 
befondern Rechtsſphäre des Individuums betrachtet werben 


8) Hiervon madyt die Anftellung eines Fremden, wie fälfchlich noch 
Gönner a. a. O. $. 33. angenommen hat, feine Ausnahme. 
9) ©. vorzügi. Heffter, Beiträge S. 129 f. 


. 
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muß 29). Bu dem eigenen Rechte ober der Privat:Rechtöfphäre 
bed Beamten, gehört: a. ber Anſpruch auf Erfat bed durch das 
Amt erlittenen Schadend und das. Recht auf bie zugeficherte, 
wenn auch nicht nothwendig bei jedem Staatöbdienfte vorkommen: 
de, Befoldung, bdergeftalt, daß nicht blos die willführliche 
Entziebung, fondern auch die Verkürzung des Dienflgehalts 
als Verlegung eined speciali titulo begründeten Rechts zu be: 
trachten ift 1). Die Dauer des Befoldungs:Anfpruches beftimmt 
fih nad) der Zeit, für welche dad Amt flillfhweigend oder aus: 
brüdlich ald übertragen betrachtet werden muß. b. Die befon: 
dere Dienft= oder Standesehre des Beamten, welche durd) 
die Uebertragung des Amted für ihn begründet wird und theild 
den Anfprucd auf den ihm beigelegten Zitel und Rang, theild 
feine Würdigkeit zur Berwaltung ded Amtes umfaßt. 
Hiermit darf die Amtsehre oder die Würde und das Anfehen 
ded Amtes felbft nicht verwechfelt werben 12). 

Bon der größten Bedeutung ift diefe Unterfcheidung zwifchen 
dem ſtaatsrechtlichen und privatredhtlichen Verhältniſſe 
des Offentlichen Beamten für die Frage, was dem Staatöbiener 


10) Auch für biefe befondere Rechtsſphäre bes Beamten bebarf man 
nicht den Gefihtspunft bes Vertrags. Verabredungen, Stipula: 
tionen können vorher ober nebenher gehen; für dasjenige aber, was 
mit der Anftellung gewährt.wird, ift auch die Lex specialis der uns 
mittelbare Rechtötitel. Denn Privatredhte können audy auf biefem 
Wege begründet werben, wie jedes wahre Privilegium beweiſt. Auch 
das Privilegium beruht unmittelbar flets auf der darin enthaltenen 
Lex specialis. Das Recht des Privilegirten ift aber zweifellos, ſchon 
gemeinrechtlich, ein wohlerworbenes Recht. Bergl. unten $. 135. ber 
erften Aufl. 


11) Berg. unten $. 127. $. 145. $. 153. der Iften Aufl. 


1) Gine weitere Entwidelung des unterſchieds zwifchen ber Amtöchre 

und der perfönlichen Dienflehre des Beamten f. in meiner Abhandt. 

Uber die f. 9. Amtsbeleidigung od. injurka publica im Archiv des Cri⸗ 

minalrechts. Jahrg. 1845. S. 392-398. Vergl. audy Heffter, 

Beiträge S. 133f. Perthes, der Staatsbienft in Preußen ©. 93f. 

©. 146 f._ v. Moy, bayer. Staatör. Ih. I. ©. 321. Milhau- 
fer, Gtoater. des Königr. Sachſen $. 69. 


30 Staatsr. d. Bundeöflaaten. — Regierungsrecht. ($. 136.) 


nur durch Urtheil und Recht genommen und wad von ihm auf 
gerihtlihem Wege durch Givilflage auch gegen den Staat 
verfolgt werden könne B). 


$. 136. 6 116.) J 
IV. Bon der Anſtellung der Staatodiener. 


1. In Betreff der Anftelung der Staatödiener entfteht zu- 
nächft die Frage, ob jeder Unterthban (denn bei einem zum 
Staatödienfte berufenen Ausländer kann natürlih von gar kei⸗ 
ner Verpflichtung Die Rede fein) den von ihm verlangten 
Staatödienft zu leiften [huldig fei 1)? Vielfach ift diefe 
Frage vom Standpunkt der Politif oder des natürlichen Staats: 
rechtd aus bejaht worden 2). Geht man aber von dem gewiß 
richtigen Prinzipe aus, daß in der Negel Niemand zur Ueber: 
nahme befonderer Opfer für den Staat verbunden fei, fo wird 
fich die Annahme eines folchen Zwangsrechtes ald Regel gewiß 


13) Bergl. unten von der Entlaffung $. 122f. der Iten Aufl. 

) C. F. Manzel, de coactione ad munera et officia publica. Rost. 
1755. 

2) So ſchon von älteren Zuriften. Vergl. darüber Klüber, öffentl. 
Recht 5.492. Not. d. u. Heffter’s Beiträge S. 127. Not.29. Dann 
von v. Seuffert a. a. D. 5. 3—7, und nach ihm befonders von 
Bönner aa. D. $. 16 f., weil die Reiftung der Staatsdienfte 
überhaupt auf den vereinigten Kräften aller Unterthanen hafte, wos 
gegen von der Bede, von Staatsämtern S. 10-20 fid) ausführ- 
licher für die Nichtverpflichtung erklärte. Später haben fich bie 
meiften Schriftfleller für die Annahme einer foldyen Verbindlichkeit 
und alfo für ein dem Staate zuftehendes Zwangsrecht ausgefprochen, 
3. B. Heffter, Beiträge ©. 126 f. Dablmann, Politil J. ©. 
243. 2463 und fich befonbers aus biefem Grunde gegen bie beliebte 
vertragsmäßige Begründung bes Xerhältniffes erklärt; babei 
aber freilich die, der wirklichen Geltendbmadhung bed Zwangsrechtes 
entgegenftehenden, Bedenklichkeiten nicht verlannt und ben Sat 
feloft durch verfchiedene Einfhräntungen limitirt. Insbeſondere 
macht Heffter a. a. O. ©. 127 folgende Ginfchränkungen: „Nicht 
gegen Bewiffenspflichtens Nicht zu einem verfaffungswibrigen Amtes 
Mit Freigebung einer potioris nominstio; Nicht ohne voßftändige 
Entfhädigung; Nicht länger als der Zweck es forbert.“ 
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nicht rechtfertigen laffen, fondern muß, wie auch in andern Faͤl⸗ 
ien, das f. g. jus eminens des Staats, auf dad Vorhandenſein 
eines, auf andere Weiſe nicht zu befeitigenben Nothſtandes be: 
ſchränkt und darf nie auf die Uebernahme eines Staatödienftes 
ald Lebensberuf bezogen werben. Da aber ein foldyer Roth: 
fiand, der bisherigen Erfahrung zufolge, in Deutfchland nicht 
eingetreten ift, unb es, wenigſtens in ben monarchiſchen Staa- 
ten, vermöge der mit dem Staatöbienfte verbundenen Bortheile, 
nicht an Perfonen gefehlt bat, welche fi) darum beworben ha= 
ben, — fo daß man vielmehr darauf hat Bedacht nehmen müf: 
fen, die Zahl der Bewerber zu vermindern, — fo erklärt fi 
hieraus bie, in Deutfchland zum pofitiven Rechtöfage gewordene, 
Ueberzengung, daß Niemand zur (au nur temporären) Ueber: 
nahme elned Staatödienfled gezwungen werben Tonne, wovon 
dann der ausdrücklich anerkannte Srundfag, daß keinem Staats: 
diener die nachgefuchte Entlaffung vom Amte verfagt werben 
dürfe 3), wenn auch nicht als nothmwendige Folgerung, doc 
ald indirecte Beſtätigung zu betrachten iſt )y. Ein Recht auf 
Anftelung im Staatödienft giebt ed nicht und wirb auch durch 
die Zulaffung zu den Worftufen des Staatsdienſtes nicht be: 
gründet 5). 

N. Die Auswahl unter den zum Staatöbienft fidy qualis 
ficirenden Perfonen ift dem freien Ermeſſen des Landesherrn ober 


3) Bergl. unten $. 121. der iften Aufl. — Hannov. Lanbeöverf. Gef. 
$. 176. 


9 Ausbrädtiicd, ift die Zutäffigkeit einer ablebnenden Erklärung des Ans 
gefkellten anerlannt 5. B. im Braunfhw. Staatsbienftgefes $. 7. 
Ebenſo in Baiern, v. Moy, bayer. Staatsr. Th. J. S. 319. Auch 
das Hannov. Recht ſpricht nirgends von einer Verpflichtung, ſon⸗ 
dern bei der Anftellung nur von ber »Zulaffung« zum Staats⸗ 
dient. Staatöbienergefeg $. 10. — Ueber bie in der Werfaffung 
der freien Städte vorkommende Ausnahme in Abfiht auf bie 
Bürgermeifter und Genatoren - Stellen vergt. eben Th. L ©. 447, 
und über bie politifden Brände Dablmann, Politit I. $. 125. 
©. 661. 


5) BVergl. 3. 8. Hannov. Staatébdienergeſ. 5. 8. 
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der Regierung überlafien 6). Daß auch Fremde oder Auslän- 
ber zum Staatöbienft berufen erben können, leidet feinen Zwei: 
fel. Neuere Berfaffungen beflimmen aber, baß der Verleihung 
ded öffentlichen Amtes. die Naturalifirung vorausgehen müf- 
fe 7). Auch finden fich befonderd in ältern Landesverträgen ges 
wiffe, ‚gegen eine Zurückſetzung der eigenen Unterthanen gerich 
tete, Zufiherungen und fehr häufig die Beſchränkung der Fähig⸗ 
keit zu gewiſſen öffentlichen Aemtern auf einen Geburtsftand, 
oder auf ein beftimmtes chriſtliches Religionsbekenntniß 8). 
Letzteres kann der Beflimmung der Bundesacte Art. 16 gegen: 
über Feine Geltung mehr haben und gegen Erftered fanctioniren 
alle neuere Verfaflungen den Grundfag, daß bei Belegung ber 
Staatdöämter der Unterfchied ber Geburt keinen Vorzug ober Feine 
Zurüdfesung begründen fol 9). — Die Landftände haben in 
der Regel Beinen Antheil an der Beſetzung der Staatsämter 19. 


⸗ 


6) Ueber die Wichtigkeit einer guten, blos das Verdienſt berückſichtigen⸗ 
den, Auswahl f. Sönner, ber Staatsbienft S. 157. 


Bönner, der Staatsdienft ©. — Baier. Verf. Urk. zit. iv. 
4.4. 

8) Aeltere Beſtimmungen der erſten Art ſ. bei Moſer, von der Lan— 
deshoheit in Regierungsſ. ©. 93 f. S. 106 f. ©. 154 f. ©. auch 
Würtemb. $. 44. 


9%) Vergl. Baier, Verf. Url. Zit. IV. 5. Badiſche 89 Würs 
temb. $. 22. Darmftädt. 8. 19. Coburg. $. 11. Meining. 
$. 15. Kurheff. $. 28. Altenburg. 8 61. Sächſiſche $. 34. 
Braunſchw. $. 34. Hannov. Grundgef. $. 158 u. Landesverf. 
Geſ. $. 173, beide nody mit der Einfchränlung: „Infofern nicht bei 
einzelnen Dienftftellen eine ausprüdtidye, geſetzlich beftimmte Aus⸗ 
nahme beſteht.“ Durch base Gef. v. 5. Septbr. 1848 ift in Folge 
der Beſtimmung des -$. 7 (oben Th. J. ©. 503. Not. 19) der 8. 173. 
des Landesverf. Geſetzes ganz geftridyen worden. Vergl. auch Staates 
dienergef. v. 8. Mai 1852. $. I0. — Olbdenb. Berf. Art. 33. 
Preuß. Berf. url. Art. 4. Cob. Goth. v. 1852 $. 30. — Die 
Ausſchließung folcher, welche wegen Verletzung der Berfaffung ober 
Amtöverbredyen ihrer Stelle entfest find, fpricht 3.8. aus: Darmſt. 
Verf. url. 5. 50. Würtemb. $. 205. 


10) S. jedoch oben Th. I. &. 608. ($. 116). Eine Zuziehung flänbifcher 


7 


ur 
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il. Die Ertbeilung von Anwartfchaften (Expectanzen) 
auf öffentliche Aemter 11) Tann zwar, ohne gefebliches Verbot, 
nicht von felbft als unzuläffig betrachtet werben, wegen der er: 
heblichen Bedenklichkeiten aber, die den Anwartfchaften entgegens - 
fiehen, ift ihre Ertbeilung im mehrern neuern Verfaſſungs⸗ ober 
Staatödienftgefegen ausdrücklich unterfagt 12). 

IV. Binfihtlih der Frage, wann die Eigenfchaft ei- 
ned Staatödieners beginne? muß wieder bie flaatörechtliche 
und privatrechtlidhe Seite des Verhältniſſes unterfchieden werben. 
Die Verpflichtung zur Verrichtung der Dienftfunctionen, welche 
in der Regel auch noch eine befondere Einweifung in das Amt 
vorausfest, kann natürlich erft mit der SInfinuation, und die 
Pit dritter Perfonen, den amtlichen Character anzuerkennen, 
erft mit der Publication ded Beftallungs=Decreted beginnen. Für 


Abgeorbnneter bei außerordentlihen Sommiffionen ordnet für 
gewiffe Fälle das Altenb. Grundgeſetz $. 217. an. 

N) Schr ausführlich Handelt de decretis expectativis officiallum Myler 
ab Ehrenbach, Hyparchologia. Cap. III. p. 560-171. on dem 
Verbote bes canonifdyen Rechts, Anwartfchaften auf beneficie eccle- 
siastica zu ertbeilen, ift hier nicht die Rede. Vergl. c. 2. 16. X. 
de concess. praeb. (Ill, 8). Aem. Lubmw. Richter, Lehrb. bes 
kathol. und evang. Kirchenrechts. Abth. I. $. 136. — Ueber unb 
resp. gegen bie Bereinigung mehrerer Aemter in einer Perfon f. 
Hannov. Staateb. Gef. $. 18. 

3) Baier. Verf. urk. Zit. I. 8.5. Darmſtädt. 5.48. Kurheff. 
5. 54. Braunſchw. Staatöbienfigefes $. 6. Die gleiche Beſtim⸗ 
mung des Hannov. Grundgef. v. 1833 $. 160 ift weggelaffen im 
Sandesverf. Gef. v. 1840. Nach den drei zulegt genannten Gefeßen 
ift es aber zuläfig, daß AmtssAbjuncten die Zufiherung einer 
demnädftigen Anftelung nad Maßgabe ihrer Tüchtigkeit ertheilt 
werde. Vergl. Übrigens über bie Zuläffigteit von Anwartſchaften: 
Scheidemantel Staatsreht Th.1. ©. 281 f. von ber Becke, 
von Staatsämtern &. 55 f. Gönner, ber GStaatöbienft S. 171 f. 
und über die Frage, ob Anwartfcdyaften auch den Regierungs⸗Nach⸗ 
folger verbinden? wobei wieber bie flaatörechtlidhe vön der privats 
rechtlichen Seite des Staatsbienftes getrennt werben muß, Gönner 
a. a. O. ©. 173-189. Vergl. auch oben Th. I. $. 77. Note 5. ©. 
362 u. von Kamptze, von der Verbindlichkeit des Regierungsnach⸗ 
folgere &. 225. 

Bahariä’d Staatsrecht. 2r Wh. 2te Aufl. 3 
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bie- privatrechtlichen Anfprüce bed Beamten dagegen, für 
Titel, Rang und Gehalt, muß man genteinrechtlich die über re- 
scripta gratiae geltende Regel 13) zur Entfcheidungsnorm nehmen 
und demnach jene Anſprüche mit ihren rechtlichen Folgen, 3. B. 
auch in Beziehung auf Anciennetät, Transferirung ded ermworbe: 
nen Rechts auf Gehalt auf die Erben, Recht der Wittwe und 
Kinder auf Penfion, im Momente der Ausfertigung, ober mit 
dem Datum bed Anftellungs-Decreted eintreten laffen, ohne baß 
fie durch die wirkliche Verrichtung von Dienften bedingt fein 
fönnten 19). 

V. Die Beeidigung ber Staatödiener, ober die Ablei= 
flung eines f. g. Dienfteides 15), ift ein Beftärkungsmittel in 
Abficht auf die Erfüllung der übertragenen Dienftpflichten, in ber 
Kegel aber nicht Bedingung für ihre Begründung, für die Gül⸗ 
tigkeit ihrer Ausübung oder für den Eintritt der nachtheiligen 
Folgen (indbefondere auch Beftrafung) ihrer Verlegung 16). Nur 
die Ausübung des bürgerlihen und peinlihen Ricdhteramtes 
fest, Sowohl nach gemeinem als particularem Rechte, die Ableiftung 
des Richtereides nothwendig voraus, fo daß jede amtliche Hand: 
lung eines Unbeeidigten ald nichtig, und felbft eine Dispenfation 
vom Nichtereide ald unzuläffig betrachtet werden muß !7), wo: 


13) ®ergl. c. 7. X. de rescript. (I. 3.) c. 9. in 6to eod. (I. 3.) 

14) Anerlannt 3. B. im Braunſchw. Staatebienftgef. $. 8. Vergl. 
Deffter, Beiträge S. 160 f. v. Mohl, würtemb. Staater. Th. 
1. ©. %. 102. Das Hannov. Staatsdien. Gef. $. 24 beflimmt: 
„Die Dienfteinnahme läuft, fofern nidyt ein Anderes beftimmt wird, 
vom Zage der Beeidigung ober ber Berweifung auf ben Dienft« 
eid und bei Zulagen vom Zage der Bemwilligung.« 

15) Ueber ben Berfaffungseid ber Staatsbiener und beffen Bebeu- 
tung f. oben Th. I. 8. 57. u. Mofe 22 von der Landeshoh. in Re: 
gierungs-Sachen ©. 115 f. 

16) Vergl. überh. Gönner, der Staatsbienft S. 192 f. Braunfhw. 
Staatsdienfigef. $. 9. Das Hannov. Staatsd. Gef. $. 14. fordert 
von jebem Staatsdiener bei feiner Anftellung die Ableiftung des vor: 
gefchriebenen Dienfteibes. 

1) 1. 14. Cod. de judic. (Ill, 1.) Nov. 8. c. 1. Peinl. Gerichtsordn. 
Karl’d V. Art. 3. Cammerger. Ordn. v. 1555. Th. I. Zit. 71. 85. 
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gegen es binfichtlih der Erwerbung der zur Privatrechtöfphäre 
bed Ernannten gehörigen Anfprüche auch hier bei ber obigen Re: 
gel (No.IV.) bleiben muß. — Dienft:Cautionen dur Pfäns 
der oder Bürgen- pflegen nur bei gewiflen Glaffen von Staats: 
dienern vorzukommen 18), 

VL Wo phyſiſchen oder juriftifhen Perfonen ein Wahl: 
oder Ernennungd- und Präfentationsrecht bei Belegung 
eines öffentlihen Amtes zufteht 19), gebührt dem Landesherrn 
bad Recht der Beftätigung, »weldyed jedoch nicht nah Will: 
führ ausgeübt werden darf, da die Beitätigung Feine Gnadenſa⸗ 
he, fondern eine Handlung der Gerechtigkeit ift 209). — Ins: 
befondere gilt dieß auch von den Gemeindebeamten, infofern fie 
einer Beftätigung bedürfen 22). 

vi. Der Anftelung im Staatödienfte pflegt feit der Zeit, 
wo fich bderfelbe zu einem geregelten Organismus entwidelte, 
eine Prüfung des Candidaten voraudzugehen, oder beim Auf: 
rüden zu einer höhern Stufe wiederholt zu werben 22). — Neus 
ere Verfaſſungs- und Staatödienfigefege machen die vorgängige 
Prüfung zur Bedingung jeder Anftelung; eine Beftimmung, 
welche bei der Berufung von Ausländern, welche fchon durch 


Heffter, Beiträge ©. 159. v. Bülow u. Hagemann, pract. 
Erört. Bd. IV. No. 52. Martin, Kehrb. bes bürgerl. Pror. $. 42. 
Mittermaier, das deutfche Strafverfahr. de Aufl. Abth. I. 8.39. 

18) Vergl Hannov. Staatsd. Gef. $. 17. 

19) Vergl. Hannov. Lanbesverf. Geſ. $. 172. 

20) Leift, Lehrb. des Staater. $. 117. (©. 365). 

21) Vergl. oben Th. 1. $. 107. ©. 532. 

2) Berge Mofer, von der Landeshoh. in Reg. Sachen. ©. 168. Les 
ber ben beftrittenen reellen Nutzen der f. g. Eramina f. v. Seuf: 
fert, das Verhältn. des Staats u. der Diener bes St. 9.56. von 
ver Becke a. a. DO. 8. 50 f. Gönner, der Staatsdienft $. 60. 
©. 163 f. Particularrechtliche Verordnungen enthalten über bie ges 
wöhnlichen Staatöprüfungen nähere Beſtimmungen. In Betreff 
Hannovers f. Min. Bekanntmachung, die Einführung und weitere 
Ausbildung für den Zuftizdienft betr. v. 15. Septbr. und Verordn. 
über die Borbildung und Prüfung der Verwaltungsbeamten dv. 16. 


Septbr. 1852. 
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Verwaltung eines ähnlichen oder gleichen Amtes ihre Fähigkeit 
bewiefen haben, überall eine Ausnahme leiden follte 3). — Auch 
ſchreiben einige Particular-Gefege vor, daß die vom Landeöherrn 
zu vollziehenden Anftelungen auf gutachtliche Vorſchläge der vor⸗ 
gefeßten Behörden, bed Minifteriumd oder Geheimenrathe-Colle: 
giumd, natürlich mit Ausnahme der Ernennung der Minifter 
felbft, gefchehen follen 24). Auch zählen neuere Geſetze wohl 
ausdrüdlich diejenigen Staatödienerftellen auf, bei welchen vom 
Landesherrn felbft die Anftelung oder Beflätigung vollzogen 
wirb 25). 

VIM. Um bei der, als Regel anzunehmenden, lebensläng- 
lihen Dauer der Staatsdienfte der Regierung noch ein Mittel 
zur Ausfcheidung der zum Staatödienfte mehr oder weniger un⸗ 
tauglihen Subjecte zu gewähren, ift in Particular-Gefeben (als 
allgemein gültig kann man ed nicht betrachten) vorgefchrieben, 
daß die Anftellungen der Staatödiener, jedoch mit Ausnahme 
berjenigen welche ein Richteramt bekleiden, für eine gewiſſe 
Zeit nur proviforifhher Natur find, ober auf Probe erfol: 
gen, fo daß erft nach Ablauf der gefeblichen Zeit die Anftellung 
zu einer definitiven wird und alfo erfi von biefem Momente 


% 


3) Die gewiß zweckmäßige Geftattung einer ſolchen Ausnahme fehlt in 
der Würtemb. Verf. url. 5. 44. Vergl. v. Mohl, würtemb. 
Staater. Thl. II. ©. 91 u. 97. Ebenfo in ber Kurheff. Verf. urk. 
5. 52. Sondersh. Verf. Url. 8. 72. Dagegen findet fie ſich 3. 
B. in der Heffen:Darmft. Verf. url. 8.47. und im Braunſchw. 
Staatsbienftgef. $. 4. 


4) Würtemb. Berf. url. 5. 43. v. Mohl a. a. O. ©. 9. 101. 
Braunfhw. Staatsbienftgefeh $. 3. Daffelbe verorbnet das Han: 
nov. Grundgeſ. v. 1833 $. 159 , wogegen im Lanbeöverf. Geſetz v. 
1840 nur überhaupt gefagt wird, die Ernennung und Entlaffung ber 
Staatödiener (vergl. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 106.) gehöre, unter 
Beobadhtung der verfaffungsmäßigen Beffimmungen, zu 
den Rechten des Königs. 


&o fondert 3. B. das Kurheff. Staatsdienfigef. v. 8. März 1831 
die SivilsDienerfchaft Hiernady in zwei Gtaffen. 


— 
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an fämmtliche gefeglich beflimmten Rechtsanfprüche des Staats: 
dienerd eintreten 26). 


$. 137. 6. 116.) 


V. Die einzelnen Hedhtöverbältnifie des Staats⸗ 
Dienfteß, 


A, Bon den allgemeinen Pflichten und Der Verantwortlich: 
keit der Staatödiener. 


Bon der Bede, von Staatsämtern ©. 155 fe Gönner, der Staats⸗ 
dient &. 192 f. Zoͤpfl, Staatsr. $. 160. 


I. Als allgemeine Pflicht liegt dem Staatödiener die forg: 
fame und getreue Ausübung feiner Dienftfunctionen 
ob, wobei er den höchften Fleiß zu präftiren hat 1). Was als 
Dienftfunction zu betrachten fei, ift, in Ermangelung beftimmter 
Snftructionen, aus der Natur und dem Wefen bed Amtes zu 
beflimmen und biernady dann auch das Dafein einer Pflichtver: 


%) Dieß iſt 3. B. der Fall in Baiern (auf drei Jahre nad) Weil. IX. 
zur Verf. url. $. 2. 18.) ſ. v. Moy a. a. O. &. 319; in Raffau 
und Heffen=-Darmftabt, wo dad Proviforium, infofern es bei der 
Anftellung ausgebrüdt wurde, fünf Jahre bauert, Weiß, heff. 
Staater. $. 9.5 in Kurheffen, wo nad dem Staatäbienftgef. v. 
8. März 1831 das Propiforium zunächſt ein Jahr bauert, aber nach 
Befinden ber Umftände in infinitum verlängert werben Tann; in 
Sadfen, wo nadı bem bafigen Staatsdienftgefet $. 4. die Anftels 
Iung zwei Sabre lang wiberruflid if. Milhaufer, ſächſ. Staatsr. 
5.211. ©. auch Braunſchw. Staatsbienftgef. 8.47. — Daffelbe 
(Widerruflichkeit der Anſtellung innerhalb ber nächſten zwei Jahre) 
verorbnet jest für Hannover das Staateb. Gef. $. 13. Beſtätigt 
wirb daf. $ 12. die fchon ältere Beflimmung, daß bei den untern 
Staatsdienern bie Künbigungsclaufel gebraucht werben kann. Vergl. 
das Grundgef. v. 1833 $. 163, u. Landesverf. Gef. 5. 179. Vergl. 
auch v. Mohl, würtemb. Staater. Ih. I. ©. 123. Sächſiſches 
Staatsd. Gef. $. 5. Sonderh. Berf. Url. $. 73. 

1) Bergl. L. 21. Cod. mand. (IV, 35.) L. 4. D. de magistr. conv. 
(XXVII, 8.) L. 6. D. de admin. rer. ad civ. perlin. (L, 8) von 
der Bede, S. 173 f. Sönner, ©. 211 f. Heffter, Beiträge 
©. 132, 
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letzung zu beurtheilen 2). Daß jeber dauernd Angeftellte, ohne 
Anfpruch auf befondere Remuneration, ſich die Erweiterung bed 
bisherigen Geſchäftskreiſes gefallen laſſen müfle, auch die ihm 
noch befonders in einzelnen Fällen aufgetragenen Dienfte zu voll: 
ziehen habe, infofern fie nur nicht ganz heterogener Natur, oder 
mit der Würde und Stellung ded Beamten unverträglich find, 
kann man als ſich von felbft verftehend betrachten 3). Anderer 
Seits haben neuere Gefege, von der Nothwendigkeit ausgehend, 
daß ſich der Beamte feinem Berufe ganz und ausſchließlich 
widme, den Staatsdienern die Betreibung anderer Erwerbszweige 
(bürgerlicher Gewerbe, Lieferungs-Geſchäfte, ber abvocatorifchen 
Praris u. f. w.) ganz unterfagt %. Auf die Sicherung der 
treuen und gerechten Verwaltung des Staatödienfted bezieht fich 
auch die Vorſchrift, daß Hffentlihe Beamte ohne höhere Geneh: 
migung feine Ehe eingehen follen, und das, ſchon im gemeis 
nen Rechte begründete, Verbot aller Annahme von Gefchenten 
von den Amtöuntergebenen 5). 

1. Eine allen Staatsdienern obliegende, meiltentheild im 


2) Deffter, Beiträge ©. 158. Vergl. aud) Gönner, der Staateb. 

&. 200. A 

Weiter gehen in biefer Hinficht Particular-Geſetze. Vergl. 3. B. 

Würtemb. Dienftpragm. $. 17. u. dazu v. Mohl, Th.H. &. 107f. 

Billiger find die Beſtimmungen bes Braunſchw. Staatsd. Gef. $. 

17-19. ©. au Hannov. Staatsd. Gef. 5. 38. 

4) Vergl. v. Moy, bayer. Staatsr. I. &. 333. Hannov. Amtsordn. 
v. 1823. $. 5. Kurheſſ. Staatebienftgef. $. 15. 16. Sächſiſches 
St. D. G. F. 13. Braunfd). $. 21. $. 25. 2 Hannov. St. D. 
Geſ. $. 39. 

5) Gönner, üb. ben Staatsbienft ©. 216. L. 1.8. D. de L. Jul. 
repetund. (XLVII, 11.) L. un. Cod. de contr. jud. (I, 53... & G. 
Viſ. Abſch. v. 1713. $. 46. S. aud) Preuß. Landr. Th. II. Tit. 
20. $. 360. — Particularrechtlich ift das Verbot von Darlehnes 
Gontracten und Bürgfchaftsbeftelungen, Grunbbefig = Erwerbung. 
Hannov. Amtsordn. v. 1823 8. 5. Das Hannov. Staatebien. 
Gef. $. 40. verbietet nur dem Staatsdiener ohne erhaltene Geneh: 
migung von einer andern Regierung Jitel, Ghrenzeichen, 
Geſchenke oder Belohnungen anzunehmen. 
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Dienfteide befonderd ausgedrückte, Pflicht ift die der Amtöver: 
fhwiegenbeit, d. h. jeber Beamte ift verpflichtet, Thatſachen, 
welche ihm in feinem amtlichen Wirkungskreiſe bekannt geworben 
find und deren Mittbeilung an unbefugte Dritte für den Staat 
oder Einzelne mit Rachtheilen verbunden fein könnte, geheim zu 
halten 6). Diefe Pflicht dauert auch fort nach Beendigung des 
Staatödienfted, und ParticularsGefege verlangen dabei eine eid⸗ 
liche Reverfirung. In Berbindung biermit fteht die Befreiung 
des Staatödienerd vom gerichtlichen Zeugnifle über die im Dienfte 
gemachten Wahrnehmungen. Diefe ift aber keineswegs eine un: 
bedingte und muß wegfallen: 1) bei Gegenftänden, welche ihrer 
Natur nach keine Geheimhaltung fordern; 2) in Fällen, wo der 
Staat felbft Rechte verfolgt, bei welchen die Erforfchung der ma: 
teriellen Wahrheit unbedingt nothwendig ift 7). 

1. Die, ſchon jedem Unterthan obliegende, Pflicht der 
Treue und des Gehorſams gegen ben Landeöheren oder bie 
Regierung erhält bei dem ffentlihen Beamten eine Erweite: 
rung durch ihre Beziehung auf die mit dem befonbern Staats⸗ 
dienft verbundenen Pflichten 8). Weſentlich verändert wird fie 
aber nicht, d. h. auch der Beamte ift nicht zu unbedingtem, 
blindem, oder felavifchem Gehorſam verpflichtet, fondern nur ver: 
faffungdmäßigen Gehorfam fhuldig N), und dieß gilt in al: 
len geordneten Staaten, ohne Unterfchied der Regierungdform, 
fo daß nur folgeweife die in abfoluten Monarchieen dem Regens 


6) 3. B. Braunſchw. Staatedienfigef. 5. 24. Kurheſſ. Staateb. 
Geſ. $. 14. Hannov. Staatsb. Bei. $. 36. 

7) Rach $. 36. u. 37. des Hannov. Staatsb. Gef. bedarf der Staats: 

diener zur Ablegung eines Zeugniffes über amtlidye Wahrnehmungen 

der Ermächtigung ber vorgefegten Dienftbehörde, aber nur bann, 

wenn es an fich eine Geheimhaltung erfordernde Angelegenheit, ober 

wenn fie ale ſolche bezeichnet ift. Nach der beigefügten Verweiſung 

auf $. 88. ber Strafproc. Ordn. u. $. 252. ber allgem. bürg. Proc. 

Ordn. ift aber bie Berweigerung dieſer Ermädjtigung keineswegs 

etwas völlig Willkuͤhrliches. 

Vergl. be. Reyſcher, in der Zeitſchr. für Deutſch. R. Br. II. ©. 

150 f. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. 11. &. 371 f. 519 f. 

9%) Vergl. oben Th. I. $. 91. 
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ten gegebene Möglichkeit, die Verfaſſung felbft einfeitig zu An: 
dern, eine Berfchiebenheit in der Stellung der Beamten, insbe⸗ 
fondere der Regierungd:Beamten, berbeiführt, während die Rich⸗ 
ter, wenigftens in Deutfchland, überall in der nämlichen Lage 
find und fi), vermöge der, auch durch die Bundeöverfaflung ga⸗ 
rantirten, Selbftftändigkeit der Juſtiz befinden müffen 19). 
Sittlihleit und Recht ziehen überall. auch dem Gehorfam des 
Beamten feine Gränzen unb in den Fällen, wo ber Unterthan 
überhaupt den Gehorfam zu weigern berechtigt ift, kann auch der 
Beamte nicht dazu verbunden fein 11), — Die Pflicht des öf⸗ 
fentlihen Beamten, die Berfaffung nicht zu verlegen, ober fich 


10) Vergl. die gute Ausführung von Perthes, ber Etaatsbienft in 
Preuß. S. 125 f. 

1) ‚Hiermit ift natürlich nicht gefagt, daB der Staatöbiener überhaupt 
feine Privatüberzeugung über bie ihm ertheilten Befehle fegen bürfe, 
wie Gönner, ber entichiedenfte Vertheidiger des unbebingten Ges 
horfams unb ber f. g. Gloria obsequi, in feiner Schrift über ben 
Staatebienft S. 202 f. die von ihm belämpfte Anſicht verftanden 
bat. Nach ihm, ber felbft den Richter nicht ausnimmt, fol der 
Beamte in Dienflfadhen gar kein Gewiſſen haben und ſich jebenfalls 
mit bem beliebten Dixi et liberavi animam beruhigen können, ba er 
ja nur eine von höherer Hand in Bewegung gefehte „Maſchine,“ 
nur ein „Rab in dem Uhrwerke des Staates“ fel. Daß man ın ber 
damaligen (1807) verfaffungss und gefinnungslofen Zeit, wo bie Lehre 
vom abfoluten Staat und unbeſchränkter Fürftengewalt in ber ſchön⸗ 
ften Blüthe ftand, ſolche Säge und Vergleiche aufftelte, ift nicht 
zu verwundern. Sowohl früher als fpäter hat man aber vor Augen 
gehabt, daß es audy eine Verfaſſung gebe, daß der Staatsdiener 
au Menſch und Bürger bleibe, und fein Gewiffen nicht vor 
ber Schwelle bes Staatsdienſtes zurädlaffe. Vergl. dageg. die Worte 
von Mofer u. Stahl oben Th. 1. $. 57. Rote 3. $. 91. Note 1. 
&. auch bageg. fhon Myler ab Ehrenbach, Hyparchologia Cap. 
XI. 8. 17f. Leyser Medit. ad Pand. Spec. 570. $. 6 f. Spec. 

. 571. 8. 10. Seuffert a. a. ©. $. 93. und von der Bede $. 83 
—87. Pfeiffer, pract. Kusführung. Bd. II. ©. 316. u. 375 f. 
Verblendbung iſt's, wenn man behauptet, baß bei der Lehre vom be: 
dingten Gehorfam auch der Staatsbiener bie Staatsorbnung nicht 
beftehben könne. Einer gerechten Regierung: ift fie nie gefährlid) 
geweſen und wird es nie fein! 
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zur Verlegung, zum Umflurz derfelben gebrauchen zu laffen, 
wird durch die in Altern und neuern Verfaſſungs-Geſetzen vor- 
gefchriebene Ausdehnung ded Dienſteides auf gewiflenhafte Be- 
obahtung, Wahrung oder Fefthaltung der Verfaffung nicht erft 
begründet, mithin aud die Verantwortlichkeit wegen bes 
gangener Verfaflungsverlegungen durch die Ableiftung des Eides 
nicht bedingt 12). Die fih von felbft verfichende Verpflich⸗ 
tung iſt dadurch nur noch befonderd erhöht oder beſtärkt, fo 
daß alfo auch die Entbindung von dem Eide, abgefehen von 
der rechtlichen Möglichkeit einer folhen, die Pflicht felbft nicht 
vernichten kann. Hieraus folgt nun allerdings, daß jeder Staats: 
diener fowohl bei Erlaffung ald bei der Ausführung von Befeh⸗ 
len die Berfaflungsmäßigkeit berfelben nöthigenfalld zu prüfen 
habe und, wenn fie der Verfaflung widerfprechen, auch durch 
ihre Vollziehung die eigne Verantwortlichkeit begründe. Da 
aber eine folche eigene Verantwortlichfeit für Ausführung höhe: 
rer Befehle die nothwendige Kraft ber Regierung lähmen, den 
geregelten Sang des Staatdorganidmus hemmen könnte, fo ift 
in ben neuern Verfaſſungs⸗ und Dienftgefegen hinfichtlich der 
Berwaltung oder Abminiftration im engern Sinne 13) der 
Srundfaß aufgeftellt worden, daß in gehöriger Form erlaf: 
fene Befehle vorgefeßter Behörden den gehorchenden 
Subaltern von der Verantwortung befreien und nur 
den Befehlenden verantwortlih machen. Dieß ift jedoch 
im Zweifel nur auf die politifche und flrafrechtliche Werantwort: 
lichkeit wegen einer einfachen Verfaſſungs⸗Verletzung, nicht aber 
auf die criminelle Werantwortlichleit wegen eined gemeinen 
Verbrechens oder auf die Privatanfprüce des Verlegten zu 
beziehen 14). 


13) Bergl. oben Th. 1. $. 57. 

3) Bon Zuftizbeamten gilt bieß nur in fo weit als es ſich um ihnen 
übertragene Berwaltungsfachen handelt, nicht aber von der Leitung 
u. Entſcheidung von Rechtsſachen. Hannov. Staatsb. Gef. $. 34. 

1) Das Hannov. Staatsd. Gef. $. 34 u. 35 beichräntt ben Grund: 
fag der Befreiung bes Gehorchenden von ber eigenen Verantwortlich⸗ 
keit ausdrücklich durch Verweifung auf Art. 85 bes Grim. Gefehes. 


42 Staatör. d. Bundesſtaaten. — Regierungsrecht. ($. 137.) 


Diefer Tautet: „Der Befehl zur Begehung eines Verbrechens macht 
an fih den Vollbringer nicht ſtraflos. Wenn aber ein öffentlidyer 
Diener oder eine Öffentliche Behörde ihren untergebenen Beamten — 
eine ſolche Handlung befohlen hat, weldhe nur (?) als Mißbrauch, 
Ueberfchreitung oder Verlegung der Amtspflichten bes befehlen- 
den Theile firafbar tft, fo wird allein ber befehlende Theil verant: 
wortlich, nicht ber Gehorchende.“ Schon früher beflimmte bas Baier. 
Strafgeſetzb. Ih. I. Art. 122., daß Beine Berufung auf höhere Bes 
fehle einen Beamten von ber Verantwortlidykeit für ftrafbare Were 
legungen der Verfaffung oder verfaffungsmäßiger Rechte entbinden 
fönne, außer infofern dadurch bie Einrede bes Irrthums oder ber 
Unwiffengeit begründet werde. Vergl. von Moy, bayer. Staater. 
Th. I. Abth. II. $. 197. — Mit den obigen Befchränfungen find 
auch die fehr allgemein laufenden Ausſprüche neuerer Verf. Urkun⸗ 
den zu verſtehen; 3. B. der Heſſen⸗Darmſt. Verf. Urk. $. 108.: 
„Die großherzogi. Staatsminifter und fämmtlidje übrigen Staatsdie⸗ 
ner find, infofern fie nicht in Folge von Befehlen ihrer 
vorgefesten Behörden handeln, jeber innerhalb feines Wir: 
kungskreiſes, für die genaue Beobadytung ber Berfaffung verantworts 
lich.“ (Bergi. damit Weiß, heſſ. Staatsr. 8.457. 8.551). Würs 
temb. Verf. Urk. $: 63.: »— die Staatsdiener — haben bei eig⸗ 
ner Berantwortlichleit nur bie ihnen von ben geeigneten Stellen 
in ber orbnungsmäßigen Form zulommenden Anweifungen zu 
beobachten 5« vergl. hierüber und Über bie, burch die Verf. Urf. bes 
gründete, Pflicht der würtemb. Beamten bei zweifelhafter Com⸗ 
petenz ber verfügenden Behörde, ober wenn fie bei dem Inhalte 
der Verfügung Anftand finden, zu remonftriren, Mohl, würtemb. 
Staater. Th. I. ©. 775 u. Not. 6. ©. 780 f. Th. 11. S. 103 f. — 
Meining. Grundgef. $. 104. und Altenburg. Grundgef. $. 37.: 
„Die Berantworttichkeit für jede gefegwidrige Verfügung haftet zu= 
nächſt auf bemjenigen, von welchem fie ausgegangen iſt; Befehle eis 
ner höhern Behörde („felbft des Landesherrn⸗Altenb.) decken foldye 
nur, wenn fie in gehöriger Korm von bem competenten Obern 
ausgegangen find („wodurch bann biefer verantwortlich wird.“ Als 
tenb.). Das Hannov. Grundgef. v. 1833 $. 161. beflimmte: „In 
gehdriger Korm erlaffene Befehle vorgefehter Behörben befreien fie 
(die Beamten) von der Verantwortung und übertragen biefelbe an 
den Befehlenden.vo ©. bageg. die oben ſchon allegirte Beſtimmung 
des Staatöbiener Gef. $. 34., weldes übrigens SRemonftrationen 
wegen vermeintlicher Verfaſſungs⸗ ober Geſetzwidrigkeit des Befehle 
dem Staatöbiener nur erlaubt, ihn aber nicht dazu verpflichtet. — 
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Die Braunſchweig. Landſch. Ordn. v. 1832 fpridyt zwar $. 153 f. 
diefen Eat nicht ausdrücklich aus, erkennt ihn aber im $. 155 in⸗ 
direct wenigftens binfichtlicy der confrafignirten Iandesherrlidyen Ver: 
fügungen an. Xud hat das Braunſchw. Staated. Gef. $. 23. 
allgemein ausgefprodhen: „Die untergeorbneten Beamten unb Bes 
hörden find ſchuldig, den Verfügungen ber ihnen vorgefeäten Be⸗ 
hörben, welde biefe innerhalb ber Bränzen ihrer Zuftän- 
digkeit in der vorgefhriebenen Form erlaffen, Folge zu 
leiften.» Dabei ift aber, wie in Würtemberg (ob zmedmäßig, ift 
die Frage), vorgeichrieben, daß, wenn über bie Zuſtändigkeit ber 
verfügenden Behörde Zweifel entfteben, ber Beamte, um fidy von 
aller Berantwortlichleit zu befreien, erft Vorſtellung machen müſſe. 
— Vergl. audy die Sonbershäuf. Verf. Urk. $. 55. 61. 
Abweichend von diefen Beftimmungen fcheint die Kurheſſiſche 
VBerfaffungs Urkunde $. 61 und die Sächſiſche Verf. url. $. 42 
dem Prinzipe einer unbebingten Berantwortlichkeit der Staatsbies 
ner binfichtlich ihrer Amtöverrichtungen zu huldigen. Doc, darf man 
wohl annehmen, daß die Kurheff. Verf. Url. dadurch, daß fie nas 
mentlich von demjenigen fpricht, welcher eine nicht in verfafs 
fungsmäßiger Form erlaffene, die Lanbesverfaffung verlegende, 
Berfügung einer höchſten Staatsbehörbe vollzogen habe, indirect 
eine Befreiung bei der Vollziehung formell gültiger Verfügungen 
auszufprecyen beabficdhtigte, jebodh nur dann, wenn bie Verfügung, 
ihrer Berfaffungsmäßigkleit nad), zweifelhaft ober Feine offenbare 
Verlegung der Verfaffung war, ober nicht ben Befehl zur Begehung 
eined gemeinen ober befondern Dienftverbredyens (wie fie dann in 
der Berf. Url. a. a. D. aufgeführt werden: Veruntreuung öffentlis 
dyer Gelder, GErpreffung, Beftehung, gröblidye Verlegung ber bes 
flimntten Dienſtpflicht, Mißbrauch der Amtögewalt) enthielt. Cine 
andere Anficht ift ausgeführt in der von mir herausgegeb. Redhtl. 
Beleuchtung der Kurheſſ. Berorbn. Bött 1851. S. 101 f. — Was 
aber Sachſen betrifft, fo hat das bafige Staatsdienft-Gef. im $. 7. 
ausdrücklich beflimmt, daß durch die Verpflichtung ber Staatsdiener 
auf Beobachtung der Landesverfaffung Eeiner berechtigt werde, bie 
Anorbnungen: feines Vorgefesten, deren Webereinftimmung mit der 
Berfaffung ihm zweifelhaft dünkt, bei Geite zu feden; daß er 
vielmehr benfelben ohne Verzug nachzugehen babe, ihm aber unbes 
nommen bleibe, fein besfallfiges Bedenken ber vorgefegten Behörde 
anzuzeigen, unb daß baher Toldyenfalls der Staatsbiener wegen 
Befolgung ber Anorbnung nicht zur Verantwortung gezogen werben 
könne. Aus den fländifchen Berathungen bes Staatsbienftgefeges ers 
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$. 138. (6. 117.) 


B. Verfolgung und Beftrafung Der Pflichtverlegung öffent: 
licher Beamten. Klagerecht der Stände. 


Heffter, über Verbrechen und Diseiplinar-Bergehungen ber Staats: und 
Kirchenbiener, im Neuen Archiv bes ——— Bd. XI. ©. 
48 f. 


l. Die Zwangs- und Strafmittel gegen die Nachläffig- 
feit, den Ungehorfam und die abfichtliche Pflichtverlegung der of: 
fentlihen Beamten, find entweder gerichtliche oder außer: 
gerichtliche (abminiftrativ = disciplinarifhe). Die gerichtli- 
hen Mittel find theild civilrechtlicher Natur, infofern der 
Fiscus, möglicher Weife auch die Stände, und Privatper: 
fonen, welche durd die pflichtwidrige Handlungsweiſe des Be: 
amten in ihren eignen Rechten verlegt find, Plagend gegen den⸗ 
felben auftreten können; theils fallen fi e dem Strafredhte an: 
heim. — Was nun 

A. bie Zuläſſigkeit einer gerichtlichen Verfolgung be: 
trifft, fo Fann e8 nach gemeinem Rechte feinem Zweifel unter: 
liegen, daß-im Falle eines, von einem öffentlichen Beamten ober 
Staatsdiener begangenen, gemeinen Verbrechens im Dienfte, 
oder bei einem mit Grimimalftrafe bedrohten Dienftverbrechen, 
ſowohl die Verfolgung der Civil Anfprüche Seitend des Verletz⸗ 
ten ald die Einleitung eines Griminal- Verfahrens, unter Bor: 
audfesung der allgemeinen rechtlichen Bedingungen des accufa= 
torifchen oder inquifitorifchen Werfahrend, über deren Vorhan⸗ 
benfein dad unabhängige Richteramt zu entfcheiden hat, aud 
gegen Staatöbiener zuläffig fei, ohne daß ed dazu einer befon: 
dern Erlaubniß oder Autorifation durch die vorgefegte Regie: 
rungsbehörde bedarf; wogegen auch bier dem Landesherrn oder 


giebt ſich aber zugleih, daß die Stände bie Worte »daher folchen- 
falls» auf bie zweifelhafte Verfaffungswibrigkeit bezogen haben 
und daburdy andeuten wollten, baß bei offenbarer Verfaffungss 
widrigkeit bie eigne Verantwortlichleit bed Beamten nicht befeitigt 
werde. Vergl. Milhaufer, ſächſ. Staatsr. S. 515. Not. a. 
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der Regierung dad Recht der Abolition ober Begnadigung ohne 
Einfhräntung zuſteht ). Nach vielen Particular-Gefegen 
bedarf ed aber zu jeder firafgerichtlichen Verfolgung eines Staats⸗ 
dienerö wegen Amts- oder Dienflverbredhen eined Antrags 
ober der Genehmigung ber oberften oder vorgefesten Regierung: 
Behörde, was jedoch im Zweifel nicht auf die im Dienfte, oder 
aus Veranlaſſung deflelben, begangenen gemeinen Verbrechen 
und noch viel weniger auf die auß dem Vergehen entfpringenbe 
Privatllage, worauf es aber auch neuere Geſetze unzuläffiger 
Weiſe ausdehnen, zu beziehen ift 2). Andrer Seits enthalten 


I) Bergl. Heffter: Beiträge zum db. St. u. Fürſtenr. S.164f. Derf. 
im R. Archiv bes Griminalr. 8b. XIII. 8. 157. Pfeiffer, pract. 
Ausführ. Bd. IN. ©. 379. u. 429 f. 

2) Bergl. Preuß. Verorbn. v. 26. Decbr. 1808. $. 46. u. 47., welche 
bei Regreß- und Injurienklagen nur eine Anzeige bei ber betteffens 
der Regierung verlangte und bie Nothwendigkeit eines Antrags auf 
Unterfuhung nur bei reinen Dienftvergehungen (im Gegenfaß zu ge⸗ 
meinen Berbrechen im Dienfte) ausſprach — Bür Hannover kam 
früher eine Beflimmung des Reglements v. 29. Aug. 1714 (Defter: 
ley, Handb. des Hannov. Procefj. Th. IH. ©. 69), dann bie Amts- 
ordn. v. 1823. $. 7—9. in Betracht, welche die erforberliche Geneh⸗ 
migung auf Verbrechen in Abminiftratione-Sadyen, im Gegenſatz zu 
denjenigen, welche bei ber Zuflizuerwaltung begangen werben, be= 
ſchränkt. Das Grim. Geſetzb. von 1840 Art. 340. machte bie ftrafs 
richterliche Verfolgung fämmtlicher im 15ten Kap. bedrohten ſtraf⸗ 
baren Dienftverlegungen“ von einem Antrag der zuſtändigen Behörde 
abhängig. Vergl. au Gef. üb. das gerichti. Verfahren in Grim. 
Sachen v. 8. Septbr. 1840. $. 3. Jett entfcheibet aber die Beſtim⸗ 
mung ber Strafproc. Orbn. v. 1850. $. 38., wonach unter ausbrüd: 
licher Aufhebung des Art. 340. bes Grim. Geſetzb. die Erhebung ber 
Ööffentlihen Klage wegen Dienflverbredyen nicht mehr durch einen 
Antrag ober eine Ermächtigung ber Dienftbehörbe bedingt fein fol. — 
ueber- Baiern f. Ediet über bie Verhältn. der Staatsdiener v. 26. 
Mai 1818. $. 16. u. Über Braunſchweig das Staatsd. Gef. $. 
43. In ber Frankfurt. Reichsverfaſſung war in ben „Brunbrechten 
des beutfchen Volks⸗ Abſchn. VI. Art. VII. $. 160. die (im Reichsgeſ. 
v. 27. Decbr. 1848 ſich noch nicht findende) Beftimmung gegeben: 
„@ine vorgängige Genehmigung der WBehörden ift nicht nothwendig, 
um öffentliche Beamte wegen ihrer amtlichen Handlungen gerichtlich 
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aber neuere Verfaſſungs-Geſetze auch eine Beſchränkung ber 
Rechte der Staatögewalt hinfichtlich der Abolition gerichtlicher 
Unterfuchungen gegen Staatödiener wegen Dienftverbrechen 3). 

11. Schon nad früherm Rechte war es eine anerlannte Be: 
fugniß der Landftände, nicht blos über Mängel und Gebre⸗ 
chen der Landesverwaltung im Allgemeinen bei dem Landeöherrn 
Beichwerde zu führen, oder folche in das corpus gravaminum 
aufzunehmen, fondern fie fonnten auch über Amtömißbraude und 
Verlegung der Landesprivilegien: durch lanbesherrliche Beamte 
beim Landeöherrn Klage führen, die Schuldigen benennen, eine 
gerichtliche Unterfuchung gegen biefelben beantragen, oder unmits 
telbar eine folche vergnlaffen, wobei in einzelnen Landesverfaf- 
fungen auch wohl ausbrüdlich ausgefprochen war, daß der Lanz 
beöherr die gerichtliche Klage nicht hindern und eine Berufung 
auf fürftlichen Special: Befehl den Beamten nicht ficher ſtellen 
fole %. Wo aber auch die Landesverträge für diefe Fälle feine 


zu verfolgen.“ Zum Theil in Kolge hiervon ift biefelbe Beflimmung 
auch in das Verfaffungsrecht der Bundesflaaten übergegangen; — ins 
deß in Baden z. B. durch das Gef. üb. Einführung bes Strafge⸗ 
fegb. zc. v. 5. Febr. 18551. $. 9. u. 10. wieder in bad Gegentheil 
umgekehrt worden. 9. dbageg. Preuß. Verf. Url. Art. 97. 

3) Darmflädt. Verf. ur. $. 50.: »Unterfuhungen gegen Staatsdie⸗ 
ner wegen Dienſtverbrechen Können nidyt niebergefcjlagen — wer⸗ 
den.» Weiß, beff. Staater. $. 41. 9. 157. a. E. 6. aber aud) 
über die vorläufige Unterfudung der vorgefesten Adminiſtratio⸗Be⸗ 
börbe ebenbaf. $. 98. No. II. Daffelbe gilt von Baiern wegen 
des allgemeinen Verbot der Abolition angefangener Unterfuchuns 
gen in Tit. VII. $. 4. der Verf. Url. — Kurhefſ. Verf. ur. $. 
126.: Eine gerichtliche Unterfuhung, welche wegen Dienftvergehun: 
gen von den 2andftänden oder deren Ausſchuſſe veranlaßt, oder von 
der dem angeſchuldigten Staatebiener vorgefeäten Behörde oder bem 
oberen Gerichte eingeleitet ober angemeflen befunden ift, wirb nies 
male im Wege der Gnade niebergefhhlagen werben.“ — Nur bei 
ber (fländifchen) Anklage wegen Rerfaffungsverlesung fchließen bie 
Abolition aus: Weimar. Grundgef. $. 115. Würtemb. Berf. 
Urk. $. 205 u. a. m. 

So wurde 3. B. in Dftfriesiand über diefen Punkt geftritten, 
nachdem bie Hofgerichtsorbn. v. 1590. Zit. 19. ausgefprocdhen hatte, 
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Borforge getroffen hatten, fland im Dintergrunde der Schuß des 
Kaiferd und der Reichögerichte, die auch für „Klagſachen ber 
Landflände und Unterthanen wider ihre Obrigkeit« competent 
waren 5). — Mit der Auflöfung der Reichsverfaflung fiel na⸗ 


°) 


daß alle fürftlihe Beamte, Räthe u. |. w. auch ihres Amts hal: 
ber vor das Hofgericht gelaben werben follten. In ben Concors 
baten von 1599 wurbe dieß aufs Neue anerfannt und 1611 erklärt: 
"Sr. Gnaden bewilligt, daß Sr. Gnaden Räthe und Dfficiers, for 
wohl ratione officii ald Personarum, wann fie aud) einigen Special: 
Befehl von Sr. Gnaden Fönnten darlegen, deſſenohngeachtet alle 
vor dem Hofgerichte juftitiabel feyn follen.“ Beſonders follte dieß 
auch von foldyen gelten, bie gegen die Landesverträge directe ober 
indirecte gehandelt, »ohne baß von denen beim Hofgericht in ceivili- 
bus ober criminalibus abgefaßten Uxrtheilen appellivet werben, 
oder Ihro Furſtl. Snaben durch Befehtfhreiben und fonften 
um einiger Urſache willen bie Grecution derer obgedach— 
ten Urtheile verhindern, aufhalten ober verändern mös 
gen.» — Sn dem Würtemberg. Landesgrund⸗Vergleich v. 1770. 
Ci. 1. ad Grav. 1. $. 4 war beftimmt: »Es folle gegen alle biejes 
nige, fo wiber der Lanbfchaft Privilegien und Freyheiten, wie auch 
die aufgerichtete LanbtagesAbfchiebe vorſetzlich thun, und auf dieſe 
ober andere Weiſe gemeinfchäblicyes Mißtrauen zwifchen Herrn und 
Landfchafft anftiften und von diefer dergleichen dem Staat gefährs 
liche Leute nabmhaft gemadyt würden, in Gonformität der Altern 
Landtags » Abfchiede — verfahren werden. Vergl. Galenberg. 
Landt. Abſch. v. 1628. $. 2 und noch andere Beifpiele aus ältern 
Verfaffungen bei Mofer, von ber Landeshoh. in Regierungs = Gas 
den. Kap. II. $. 52. 54. ©. 133 f. 110 f. 

Bahlcapitul. Art. XIX. 8.6. (vergl. oben Th. J. 8. 32. Rot.9). Das 
bei beflimmte aber der Reichsdep. Abſch. v 1600. 8. 24: »Gleicher⸗ 
maßen wenn einer, fo vermöge ber Reichsordnung vor die Austräge 


. gehörte, mit andern feinen Untertbanen und Dienern zu be 


Hagen, follen die Austräge bießfalls nicht Statt haben, fonbern foll 
Unfer kaiſ. Camm. Gericht, ob continentiam causae, barunter anz 
äulangen fein, es wäre denn, baß die Diener oder Unterthanen 
für ſich felbften mit der Sehe nichts zu fchaffen, und allein zu der⸗ 
felben als bloße ministri gebraucht, auch ex facto suo fie nicht, 
fondern ihr Herr bem Kläger obligirt und condemnirt werben möch⸗ 


- te, auch ber Herr bie Diener felbft vertreten konnte ober wollte, auf 


welchen Fall allein auf’den Principal zu fehen, — und der Un 
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türlich der höhere Richter, an den fich die Lanbftände nöthigen⸗ 
falls mit einer Klage wider die landesherrlichen Diener wenden 
Eonnten, weg; nicht aber das feftftehende Rechtöprincip der juri: 
ftifchen Werantwortlichfeit, und es war daher nur eine Anerken⸗ 
nung eined (auch mit der erlangten Souverainetät fehr wohl ver: 
träglichen) Grundfages und ein nicht mehr als billiger Erfag für 
den entzogenen reichögerichtlihen Schug, welchen, in Ermange: 
Iung eines bundeörechtlihen Surrogats 9, neuere Berfaf: 
fungssUrfunden theils durch das Inſtitut der Minifter- Ver: 
antwortlichfeit (Th. I. $. 58f.), theild durch das den Etänden 
eingeräumte Recht, auc gegen untergeordnete Staatöbiener, wo 
fie mit eigner Verantwortlichkeit gehandelt hatten, wegen Ber: 
faſſungs⸗Verletzung und gemeinfchabliher Amtsverbrechen Be: 
fehwerbe, und nöthigenfald gerichtliche Klage zu erheben, ge: 
währt haben 7). Doc, ift das Klagerecht der Stände gegen un⸗ 
tergeorbnete Staatödiener häufig nur ein eventuelles oder fub- 
ſidiäres, d. h. durch die Erfolglofigkeit anderer Schritte be: 
dingtes 8). 


- tertban und Diener bießfalls ibm (an bie Austräge) zu folgen ſchul⸗ 
big fein folle.» 

6) Ueber die barauf bezäglicdden Vorfchläge auf dem Wiener Gongreß f. 

Th. 1. $. 68. Note 6. | 

Bergl. Th.1. 8.59. No.IV. In Bannover befchräntt fi das ſtän⸗ 

diſche Beſchwerde⸗ und Anklageredht, wie es im $. 102 u. 103 des 

Verf. Gefeges v. 5. Septbr. 1848 beflimmt ift, auf die Richtung 

gegen bie verantwortlidyen Minifter bes Königs. Daneben kommt 

aber noch das allgemeine Beſchwerde⸗ und Petitionsreht der Stände 

($. 75. beffelb. Gef.) in Betracht. 

8) So z. B. na der Sächſ. Verf. url. $. 110., und dem Weimar. 
Grundgefeß. $. 112. Braunſchw. Landſch. DOrbn. $. 108. Mei⸗ 
ning. Grunbgef. $.88.: „Gegen Beamte, weldye unter höherer Leis 
tung fteben, fol jedoch allemal erſt Beſchwerde bei dem Minifterium 
geführt und nur wenn biefer nicht abgeholfen wird, zur Anklage 
gefchritten werden.» ©. auch das Altenburg. Grundgef. $. 37. 
Coburg-⸗Gothaiſches Grundgef. v. 1852. $. 165—169. — Ans 
derwärts, 3. B. nad) 5. 61 der Kurheff. Verf. urk., ift das fläns 
difche Recht der Anklage nidyt an ſolche Vorbedingungen geknüpft. 
Ueber Würtemberg f. v. Mohl, Staater. Th. I. S. 775 f. In 


7 


ur 


1. B. Bom Staatödienfl u. den Staatödienern. ($. 138.) 49 


m. Zur Aufrechthaltung der Ordnung und nothwendigen 


Disciplin im EStaatödienfte, zur Ahndung von Ungehorfam, Wi: 
derfeglichfeit und eines, der Würde und Stellung bed Staats: 
dieners unangemeffenen, Betragens. flieht den Vorgeſetzten und 
höhern Behörden überall eine Disciplinar-Strafgewalt zu, 
welche gemeinrechtlich jedenfalls durch das Gebiet ber peinlis 
chen oder Griminalfirafe begränzt wird, deren Umfang aber in 
ven ParticularsGefegen auf verſchiedene Weiſe beſtimmt ifl. 
Auch kommt dabei, 3. B. in Baiern, Hannover, Braun 
fhweig und andern Gefegen, noch ein Unterfchied zwiſchen Dis- 

ciplinar= und einfaden Ordnungs-Strafen vor 9). Wegen 


9) 


Didenburg ift zufolge des Srundgeſetzes $. 238 ber ftänbifche 
Antrag, „andere, zum Staatsminifterium nicht gehörende Beamte 
wegen Verlegung ber Werfaffung ober eines fonfligen Amtöverbres 
chens⸗ zur gerichtlichen Unterſuchung zu ziehen, an das Staatsmis 
nifterium zu richten. Diefes fol den Antrag fofort dem zuſtändi⸗ 


‚gen Gerichte mittheilen. — Fur die Auffaffung zur Zeit ber Ent⸗ 


ſtehung der Bundesacte ift bemerkenswerth: Waldeck. Landesver- 
trag dv. 19. Apr. 1816. $. 25: „Wie die Stände mit darauf zu was 
hen haben, daß von den Juſtizbehörden eine untabelhafte Ju⸗ 
ſtizpflege — gehandhabt werde, und fie ihren Pflichten überhaupt 
nachkommen; fo wirb ihnen aucd das Recht ber Beichwerdeführung, 
inebefondere in Zällen der Malverfation ber Staatsdiener, 
und bei fich ergebenden Mifbräuchen jeder Art, eingeräumt. 
Staatsdiener follen baher von den Landfländen, wegen ver- 
foffungswibrigen Betragens, jedody nur vor dem ordentlichen 
Richter, angeklagt werben können, vor welchem fte fi) zu verants 
worten und Recht zu nehmen verbunden find.» - Wergl. bamit bie 
Berf. Url. v. 1852. $. 66. 

Bergl. von Moy, bayer. Btaatör. Th. I. S. 335. von Mohl, 
würtemb. Staatsrecht. Th. I. S. 73. u. 103. Weiß, heſſ. Staatsr. 
1. 8.8. ©. 352 f. Kurheſſ. Staateb. Geſ. 8. 42f. Hannov. 
Amtsorbn. v. 1823. 8. 13-14. Grundgef. v. 1833. $. 163. Lan 
desverf. Gef. 5. 178. Staatsd. Gef. $. 53-65. Braunfhw. 
Staatsd. Gel. $. Bhf. Sächſiſch. Staatsd. Gef. $. 26. 27. Mil 
hauſer, ſächf. Staater. $. 71. Sondershäuf. Verf. url. $. 74 
—76. — neber die fehr ausgedehnte Disciplinar⸗Strafgewalt in 
Preußen, fowie über bie früher üblichen fehr bebenklichen |. g. 
Gonduitentliften (aufgehoben durch Werorbn. v. 30. Suli 1848) 


Bahariä’s Staatsrecht. 2x Bb. 2te Aufl. 4 
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des ganz verfchiedenen Grundes des Didciplinar -Strafrechtd und 
ver criminellen WBeftrafung wird man als allgemein gültige 
Regel zu betrachten haben, daß Criminal-Verfahren und Dis: 
ciplinar=Berfahren fich gegenfeirig weder bedingen noch befchrän: 
fen 10). Wegen der bedenklichen Confequenzen aber, zu welchen 
die bis zur Dienftentlaffung fich ausdehnende Disciplinar » Straf: 
gewalt der neuern Geſetzgebung in Betreff der Selbſtſtändigkeit 
des Richteramtes führen könnte, hat man hinſichtlich des Disci⸗ 
plinar⸗Verfahrens gegen Richter beſondere Beſtimmungen für 
nöthig erachtet 1). 


6.139. (6. 118.) 


C. Rechte der Staatddiener. 


Bon der Bede, von Staatsämtern S. 112 f£E Gönner, der Staats⸗ 
dienft ©. 219 f. Deffter, Beiträge ©. 132 f. 


Die Rechte ded Staatödienerd beziehen fich theild auf feine 
amtlihe Stellung im Staate und bie Ausübung der 


f. Perthes, der Staatsdienft in Preußen S. 119 f. Nachher ers 
fchien das Geſet v. 29. März 1844, betr. das Gerichtliche und Die- 
ciplinarsBerfahren gegen Beamte, weldyes fpäter aber wieder durch 
andere Geſetze erſetzt iſt. Vergl. Note 11. 

10) Dieſen Grundſatz erkennt auch das Hannov. Staatsdienſtgeſ. F. 
64. an. 

1) Preuß. Gef. v. 29. März 1844. $. 40f. S. baräber H. Simon, 
bie Preußifhen Richter und die Geſetze v. 29. März .1844. Leipzig 
1845. Später ergiengen- bie einfeitig erlaffenen Werorbnungen v. 
10. Zuli 1849 üb. die Dienftvergeben der Richter und bie unfreis 
willige Berfegung derf. u. f. w. u. v. 11. Zul. 1849, betr. bie 
Dienſtvergehen der nicht richter!. Beamten. Für Hannover er 
gieng nad wiederholter Verhandlung mit den Ständen das alle 
Disciplinarftrafen gegen Richter in den Weg des gerichtlichen 
Verfahrens verweilende (vergl. Staatsb: Gef. $. 57.) Geſet v. 1. 
Dctbr. 1852, Gleichzeitig beflimmte ein anderes Geſetz: „Dienftents 
loffung als Eriminalftrafe in den im Art. 370. des Crim. Geſetzb. 
gedachten Fällen findet gegen Richter Fünftig nicht mehr Statt.» ©. 
diefe Gefege bei Dr. A. Leonhardt, die Juſtizgeſeggeb. des Königr. 
Dannover. Bb. I. &. 271 f. 
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Amtöfunctionen, theild find ed eigne, dem Beamten für 
feine Perfon zuflebende Ehren: und Vermögens⸗Anſprüche, 
theild endlid |. g. Standesprivilegien. 

1. In feiner amtlichen Stellung hat der Staatödiener 
A. im Verhältniß zum Staate den Anſpruch auf die Mittel, 
die er zur Erfülluug feiner Dienftpflichten, und auf den befon: 
bern Schug, welchen er zur Erhaltung der Würde und bed An- 
febnd des Amtes bedarf, fowie auf die mit der dienftlichen Stel: 
lung verbundene übliche Auszeichnung und auf Bertretung fei- 
ner amtlihen Handlungen gegen Iebermann. B. Bon ben 
" Untergebenen fordert der Beamte Gehorfam gegen die amtli- 
hen Verfügungen, Anerfennung des öffentlichen Slaubend der 
Amtshandlungen, Ehrerbietung und Vermeidung aller die Würde 
und das Anfehn ded Amtes verlebenden Handlungen. Beleidi⸗ 
gungen, welche dem Beamten bei Ausübung des Amtes zugefügt 
werden, thätlihe Widerfeglichkeit gegen amtliche Werfügungen 
unterliegen auch gemeinrechtlich einer criminellen Beftrafung N). 

1. Zu den dad Vermögen betreffenden Anfprüchen des 
Staatödienerd gehört: 1) dad Recht, für den bei Ausübung bes 
Amted gemahtn Aufwand, fowie für den babei, ohne feine 
Schuld, erlittenen Schaden Erfah oder Vergütung zu fordern, 
wobei ed feinen Unterfchied macht, ob bie Aemter der Staats: 
verfaffung zufolge befoldet oder unbefoldet find, infofern nicht 
der Erſatz für den erforderlichen gewöhnlichen Dienflaufwand in 
der Befoldung enthalten if. 2) Der Anfpruch auf ben unver: 
fürzten Genuß der bei ber Anftellung zugefiherten Sage, Ge: 
halt oder Befolbung, welche, abgefehen von ben niedern, blos 
mechanifchen Dienftleiftungen, auch gemeinrechtlich die Natur ei: 
ned Honorar's oder Salariumd hat, und theild in Selb, 
teils in Naturalien beftehen Tann. Der Anſpruch darauf ifl 


I) Myler ab Ehrenbach, Hyparchologia Cap. VIII. 8. 23 f. We⸗ 
ber, über Injurien und Schmähfchriften. Abth. IH. ©. 190 f. Mits 
termaier zu Feuerbachs Lehrb. bes peinl, Rechts. $. 297. Not. IE. 
v. Mohl, wärtemb. Staatsr.. Ih. II. ©. 117 f. Meine Abhandt. 
über injuria publica im Archiv bes Griminalrechts. Jahrg. 1845. 
©. 389 f. 

4% 
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theild ein rein perfönlicher, d. h. nicht ceffibel und nicht vererb— 
bar, theild hat er die Natur eines Inbegriffd einzelner terminli- 
cher Forderungen, wobei der Erwerb der einzelnen Forderung 
dadurch bedingt wirb, daß der Berechtigte nur den Anfang bed 
laufenden Termins erlebt habe 2). Ein Recht der hinterlaffenen 
Kamilie des Staatödienerd auf Berforgung oder Penfionirung 
aus Staatömitteln laßt fich zwar gemeinrechtlich nicht: begründen. 
Aus Rüdfichten der Billigkeit und Klugheit ift aber in den mei: 
ften ParticularsGefegen ein Anſpruch gegen den Staat anerkannt, 
oder durch Einrichtung von f. g. Wittwencaffen die nothwendige 
Borforge getroffen. Auch wirb der Wittiwe und dem Kindern des 
Geftorbenen gewöhnlich noch ein f. g. Gnadenquartal zugeftanden 3). 
MM Bon befondern Privilegten der Staatödiener, wie 
fie, zum Xheil im Intereſſe des Staats, befonders den höhern 
Staatsdienern particularrehtlich beigelegt worden find, wie 3. B. 


— — — — 





2) Nach Analogie des Legates einer jährlichen Rente (Mühlenbruch, 
Lehrb. dee Pandekten Th. III. $. 747.) und ber gemeinrechtlichen Be⸗ 
ſtimmung (L. 16. 8. 1. Cod. de advoc. divers. judicior. II, 7.) über 
den Zahrgebalt der. Fiscale. Glück, Erläut. der Pand. Bd. V. $. 
371. Vergl. auch 3. B. Braunſchw. |Staateb. Sef.’$. 14. — 
Neuere Gefege (zuerft wohl die baierfche Dienfl-Pragmatil v. 1. 
San. 1805) machen hierbei einen, von Gönner (über ben Staats: 
dienft S. 144 f.) gepriefenen, in der Anwendung aber ſchwierigen 
und zum Theil willkührlichen, Unterſchied zwiſchen dem Standes⸗ 
gehalt, welcher den ſtandesmäßigen Unterhalt gewähren, und dem 
Dienſtgehalt, welcher als Entſchädigung für den Dienſtaufwand 
und die erforderlichen Repräſentationskoſten betrachtet werden ſoll. 
Vergl. Beil. IX. zur baieriſch. Verf. Urk. $. 17—19. von Moy, 
bayer. Staatör. Th. I. $. 97. . Heffen=-Darmft. Verorbnung über 
die Repräſentations⸗Gehalte v. 26. Zuni 1521. Weiß, heſſ. Staater. 
1. ©. 374. S. auch Mohl, würtemb. Staater. Th. II. S. 114 f. 
Braunfchmw. Staatsd. Gef. $. 12. 13. Kurheff. Gef. $. 20. 
Das Hannov. Staatsd. Geſ., welches $. 19-32 von ber »Dienft- 

einnahme“ handelt, macht jene Unterfheibung nicht. 

I) Berg Mopl, würtemb. Staater. Th. I. ©. 138 f. v. Moy, 
bayer. Staater. Ih. I. $.98. Darmfl. Verf. Url. 8.49. Wei: 
a Gef. v. 6. Apr. 1821 u. a. m. Haunov. Staatsd. Gef. 8. 
26. 28. 
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der, in neuefler Zeit freilich meiftens aufgehobene, privilegirte Ge: 
richtöfland, perfönlicher Adel für gewiſſe Claſſen derſelben, be 
fondere Wechfelfähigkeit und anderer Seits Freiheit vom Wedh: 
feleArrefle, Befreiung der Befoldung oder auch ber Penfionen 
der Wittwe von Arreſt und Erecution u. ſ. w., kann gemeinrecht: 
lich Feine Rede fein. Nur foviel würde fih aus dem Gefichts⸗ 
punfte. eine® f. g. beneficium competentise ex jure terli (hier 
des Staates) auch gemeinrechtlich rechtfertigen laſſen, daß dem 
Staatödiener der nothmendige, flandeömäßige Lebens Unterhalt 
von feinen Släubigern nicht entzogen werden könne. 


$. 120. (8. 119) 


D. Verpflichtung des Staats aus den Handlungen der 
®taatödiener. — Eivilflagen gegen Staatöbeamte, 


S. Stryck, de obligalione principis ex facto ministri. Francf. 1682. — 
Myler ab Ehrenbach, Hyparchologia. Cap. X. No. 32 seq. — 
Chr. Wildvogel, de negligentia ministri principem non obli- 
gante. Jen. 1111. — J.P. Kress, de jure offcior. et official. 
Heimst. 1732. Cap. V. — Weſtphal, Gtaater. Abh. XVII. — 
3.53. Mofer, von der Landeshoh. In Regierungsf. Kap. I. $. 24. 
— Neumann, jus priv. princip. Lib. III. Tit. XVII. (Tom. I. 
p.326).— v. Eramers Weplar. Nebenftunden. Th. 65. ©. 139f. 
Th. 123. ©. 145. — v. Kreitmayr Anmerf. ad Cod. Max. Ba- 
var. Tom. V. Cap. 24. 6.14. — v. Bülow u. Hagemann pr. 
Erdrt. Bd. IV. 8.260 f. — Sundheim, von ber Haftungsver⸗ 
bindlicdzkeit des Staats für Schabensftiftung feiner Beamten. Gieſ⸗ 
fen 1827. — Heffter, Beiträge 3. deutfch. Staats⸗ u. Fürftenr. 
S. 160f. S. aber auch fpäter Denf. im Archiv des Griminals 
rechts. Jahrg. 1851. ©. 485 f. — Pfeiffer, pract. Ausführungen. 
Sd. II. S. 361 f. Bd. II. S.371f. 519f.— Zurhein's Zeitſchr. 
für Eiv. u. Sriminalr. in Baiern. Bb. IH. S. Lf. f. audy Bd. II. 
&. 97. — Reyhyſcher in der Zeitſchr. f. deutſch. Recht. Bd. IL. 
S. 168 f. — S. auch Richelmann im Magazin f. d. hannov. 
Recht. Bd. I. 8.343 f. — Strippelmann, Neue Sammlung 
bemerlenswerther Entfcheid. des Ob.:App.:Ger. zu Gaffel. Bd. IV. 
Abth. I. &. 285 fe — Perthes, der Staatöbienft in Preußen 
S. 129-141. — 35pfl, Staatör. $. 151. 


J. Bei der fehr beftrittenen Frage, in wie fern der Staat 
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vritten Perfonen aus den Handlungen I) feiner Beamten ver: 
pflichtet werde? müſſen verfchiedene Fälle wohl von einander ge= 
fondert werden. | 

A. Bei privatrehtlihen Gefhäften, welde ber Be: 
amte für den Staat mit dritten Perfonen abgefchloffen hat, wo: 
bei e8 von der Willkühr des Contrahenten abhieng, 
ob er fi auf dad Gefchäft einlaffen wollte oder nit, kommen 
die privatrehtlichen Grunbfäge über die Haftungsverbind- 
lichkeit des Geſchäftsherrn aus den Handlungen feined Bevoll⸗ 
mächtigten zur Anwendung 2). Denn der Staat kommt bier 
nicht ald Staat und der Unterthan nicht als folder in Be: 
tracht, (ed kann auf diefelbe Weiſe auch mit Auswärtigen contra= 
hirt werden), fondern ein gewühnliches vertragsmäßiges Verhält- 
niß wird bier erft durch Contract geſchaffen, ſollte auch für die 
Eingehung ded Contractd gerade mit bem Staate. eine gefegliche 
Verpflichtung beftehben, 3. B. bei Vorkaufsrechten ded Fiscus 
oder bei den f. g. Gewerböregalen, wie Salz: und Tabacks⸗Mo⸗ 
nopole. Bier find bie zur. Betreibung des Gewerböregald beauf⸗ 
tragten Perfonen ganz in der Stellung von Inftitoren und ber 
Staat haftet daher gemeinrechtlich ald Gewerbsherr, ganz (aber 
auch nicht weiter als) nach den Grundſätzen ber exercitoria und 


1) Darunter find, wie fich von ſelbſt verfteht au, Unterlaffungen 
begriffen, infoweit fie fich als Verletzungen einer rechtlich) begrünbes 
ten Verpflichtung barftellen und der Schade aus ber pflidhtwibrigen 
Unterlaffung unmittelbar, 3. B. verfäumter Eintragung einer Hy⸗ 
pothek, entipringt. Weiter greift die Frage Über die Verpflichtung 
bes Beamten und resp. bed Staats zum Erſatz eines durch rechtswi⸗ 
brige Handlungen Dritter angerichteten Schadens in Fällen, wo es 
den NRegierungsorganen möglich gewefen wäre, die rechtswidrige 
Handlung, das Verbrechen gegen Perfonen ober Eigentum zu vers 
hindern, oder den Berluft abzumenben. Auf diefe Frage bezieht ſich 
mit die Ausführung bei Strippelmann a. a. DO. insbefondere auch 
der daf ©. 316 f. mitgetheilte vom Ober sAppell.sGer. zu Gaffel 
entfchiedene Rechtsfall und der Auffag von Heffter im Archiv 
a. a. O. 

2) Pfeiffer pract. Ausführ. Bd. II. S. 368, 
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institoria aclio 3), wohingegen in andern Fällen nur die allge: 
meinen Grundfäße über die Verpflichtung des Geſchäftsherrn aus 
den Handlungen ded Bevollmächtigten zur Anwendung kommen. 
Sol alfo hier der Staat aus dem Contract haften, fo wird 
vorauögefegt, daß 1) die für die Vollziehung ſolcher Gefchäfte 
aufgeftelten gefeßlichen Formen und Bedingungen (3. B. auch 
bei Staatsanleihen) beobachtet worden find und daß 2) das Ge: 
haft zu dem, dem Beamten angewiefenen Gefchäftsfreis ge: 
hörte, oder, bei fpeciellen Bevollmächtigungen, bie Gränze ber 
Vollmacht nicht überfchritten war 9). Dieß entfcheibet auch über 
bie Empfangnahme von Zahlungen und die vom Beamten aus: 
geftellten Quittungen. Ohne diefe Vorausfegungen Tann nur 
ausdrückliche oder flillfehweigende Ratihbabition, oder eine in 
rem versio eine Verbindlichkeit des Staatd begründen. Bei 


I) ©. über bas Inſtitoren-Verhältniß bef. Thöl, Handelsrecht. Th. I. 
$. 20 f. Daß bier die Verpflichtung audy auf Delicte der ange: 
ftellten Diener geht, leidet keinen Zweifel. Ale Grund wirb angeges 
ben, weit dem Befhäbigten mit der actio ex contractu nicht zu helfen 
fei, und weil „aliquatenus culpae reus est, quod opera malo- 
rum hominum uteretur.“ Vergl. L. 5. $. 6. D. de oblig. et 
act. (ALIV. 7.) unb baneben L. 1. $. 5. D. de exerc. act. (XIV. 1.) 
„omnia enim facta magistri debet praestare, qui praeposuit; alio- 
quin contrahentes decipientur.'‘' — Auf bas „opera malorum ho- 
minum uti,“ das „negligens in eligendis ministeriis“ (L. 27. $. 9. 
D. IX. 2.) und das „quum ipse eos suo periculo adhibuerit“ (L. 7. 
pr. D. IV. 9.) ftüste ſich befonders die ältere Theorie von der Haf⸗ 
tungeverbinbtichleit des princeps aus den Handlungen feiner Die- 
ner, wenn ihm eine culpa in eligendo zur Laſt falle, wie fie von 
Kreß u. A. aufgeftelt wurde, wobei freilich von Andern meiſtens 
überfehen wurde, baß bieß nur bie allgemeine ratio juris ift und 
daß eine foldye Gulpa nicht zum fundamentum agendi bes Klägers 
gehört. Kreß ſelbſt fcheint auch von einer foldhen culpa in concreto 
nichts abhängig zu machen; während Stryd, Kreitmayr u. auch 
v. d. Becke fordern, „daß die Herrfchaft felbft mit in culpa gewe⸗ 
fen« 3. ©. „durch Beftel: und Gebultung eines foldyen Beamtens 
deffen Unverſtand 2c. notorifdy ober ihr nicht unbekannt gewefen.« 

1) Ginen Rechtsfall f. bei Pfeiffer pr. Ausführ. Bd. IE. S. 378 f. 
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Verträgen, die der Beamte mit andern Staaten abgeſchloſſen 
hat, kommen die Grundfäße des Völkerrechts zur Anwendung. 
B. In allen Zällen dagegen, wo die ſtaatsrechtliche Gtel- 
ung der öffentlichen Beamten zu den Unterthbanen als fol: 
chen, d. bh. die Ausübung der den Beamten übertragenen Auts⸗ 
gewalt, welcher der Einzelne fih zu fügen, und die publica ſi- 
“ des, welcher er zu vertrauen durch das Gefeh verpflichtet 
war 5), in Betracht kommt, fann die Frage über die Haftungs⸗ 
verbinblichleit des Staates aus den Handlungen oder Unterlaf: 
fungen feiner Beamten nicht nach der,. hier gar nicht paflenden, 
Analogie des privatrechtlichen Mandats-Verhältniſſes beurtheilt 
werden 6). Hier muß der Staat aus ſtaatsrechtlichen Grün: 
den und ohne daß irgend etwas auf eine culpa in eligendo elc. 
ankommen könnte, nothwendig der Garant für die Handlungen 
und pflichtwidrigen Unterlaffungen feiner Beamten fein 7) und 


— —— 


5) Daher ift dieß unanwenbbar auf Notare, .weil diefe in eigenem 
Namen handeln und weil Zeder hier bie freie Wahl hat, im Gegen: 
fag zu dem augfchließlich competenten Beamten, ben man gebraus 
chen und vertrauen mußte. Pfeiffer, pract. Ausf. Bb.II. &. 362 f. 

6) Pfeiffer, pr. Ausführ. Bd. IL. ©. 368f. Daß man früßer lächer- 
liches Weife fogar daran gedacht bat, die im römifchen Rechte in 
Anfebung der Sclaven eines Zöllners geflattete Noxae datio zur 
Anwendung zu bringen, f. bei Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. TIL. 
©. All). 

7) Entſchieden anerlannt in der Kurheſſ. Prarie. ©. einen Fall bei 
Pfeiffer a a. D. ©. 381f. u. Strippelmann aa. D. Kon 
den ältern Schriftftelern ſpricht ſich am allgemeinften Neumann, 
jus priv. princ. 1. c. p. 329 für die Haftnngspflit aus. Von ben 
neuern Staatsgeſetzen war vor 1848 die Sondershäuf. Verf. Urk. 
$. 64. die einzige, welche entfchieben in allen Källen, wo „Jemand 
durch eine verhtäwibrige Handlung der Staatsbiener in feinen Rech⸗ 
ten verlegt worden,“ wenn er „weber jene, noch ihre für ihn nach⸗ 
theiligen Kolgen, vermöge der beſtehenden Staatseinrichtungen ab⸗ 
wenden konnte,“ die Staatsregierung für haftbar erflärte, und in 
Anfpruch nehmen ließ, „ohne daß es einer Vorausklage gegen den 
ſchuldigen Beamten bebürfe.“ Nur bei wiberrehtlidden Verhaftun⸗ 
gen fpradgen bie Frankfurter Grundrechte Art. III. $. 8. von einer 
fubfidiären Entſchädigungspflicht des Staats. Dadurch gieng 
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fann fich ohne offenbare Ungerechtigkeit nicht der Verpflichtung 
entziehen, den von feinen Beamten, abfichtlich oder fahrläffiger 
Weiſe, bei der Amtsführung (mit Verlegung einer amtlichen 
Pflicht) angerichteten. Schaden wenigftend in subsidium zu er: 
feben 9). Eine Ausnahme madhen biervon nur die durch Ent: 
ſcheidungen der Richter als folcher in flreitigen Rechts-Sachen 
zugefügten wiberrechtlichen Werlegungen, theild weil bem Verletz⸗ 
ten ordentliche und außerordentliche Rechtömittel dagegen zu Ge: 
bote leben, theils weil bier die Haftungsverbindlichleit des Fis⸗ 
aus durch die nothwendige Unabhängigfeit des richterlichen Amtes 
auögefchloffen wird 9). Wo aber der richterliche Beamte nicht als 


diefe Beftimmung auch in die feitbem gemachten Verf. Urk. über u. 
ift 3. B. auch in dem Badiſchen Gefeh v. 5. Febr. 1851 unter 
der Befchränfung auf dolus und culpa lata des Beamten beibehalten. 
Andere neuere Berf. Url. erklärten den Staat allgemein und unmitz 
telbar für haftbar, fo 3. B. das aufgehobene Medlenburg. Staats: 
grundgef. $. 142. Nur eine fubfidbiäre Verbindlichkeit bes Staats 
"für die Schäden, welche einem Privatmann durch die Arglift oder 
grobe Berfchuldung ber Staatsbeamten als folcher verurfacht wer⸗ 
den,» ftatuirte dag Gothaiſche Grunbgef. v. 1819 $. 73, und biefe 
Beftimmung hat auch das Coburg-Goth. Grundgef. v. 1852. $. 
68 mit dem Zuſatz beibehalten: „infofern nicht befondere Gefege in 
gewiffen Fällen eine unmittelbare Vertretungspflicht des Staats 
feftfegen ,» und mit einer Berjährungsfrift von 5 Jahren „nach Ein 
tritt des befchädigenden Ereigniffes.x Für Altenburg ftellte ſchon 
das Ebdict, einige Verhältniſſe des Staatsbienftes betr. v. 18. April 
1831. 5.90 den Grundſatz auf, daß der Fiscus die von ben landes⸗ 
berrlihen Beamten innerhalb ihrer amtlichen Befugniffe begangenen 


Nechhtöveriegungen zu vertreten babe. — Ueber ben Mangel einer 
feſtſtehenden Anfiht in Preußen |. Simon, preuß. GStaater. Th. I. 
©. 320 f. 


6) Alfo nicht bei Handlungen, welche überhaupt gar nicht zu den Bes 
ftandtheilen des Amtes gehören, ober wo fich ber Einzelne in Ver⸗ 
bindung mit einem amtlichen Verhältniß freiwillig in ein nicht zu 
den Amtshandlungen gehöriges Geſchäft einließ. — Gegen bie blos 
fubfidiäre Verbindlichkeit des Staats f. Heffter im Archiv a. a. 
D. ©. 451 f. 

Bergl. bef. v. Bülow u. Hagemann a, a. D. ©. 260f. Pfeif- 
fer pract. Ausführ. Bd. II. S. 363 f. Gegen biefe Unterfcheidung 


9 


— 
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folcher, fondern ald Diener der Adminiftration oder Organ ber 
publica fides in Betracht fommt 10), wie bei Handlungen ber 
freiwilligen Gerichtöbarkeit und indbefondere beim öffentlichen 
Depofiten: 11), Pfand» und Hypothekenweſen, bleibt ed bei der 
Regel 12). Bei Patrimonial:Gerichten trifft in diefen Fällen die 
Haftungspflicht zunächſt den Gerichtsherrn 13), bei fläbtifchen 
Beamten die Cämmereicaffe, weil Gerichtöherr und Stadt 
als Inhaber ded vom Staate abzuleitenden Hoheitsrechtes, wobei 
fie mit den Emolumenten auch die Laften überfommen haben, 
den Staat bier zunächſt vertreten müffen. 

ll. Weber die Frage, ob wirklich eine gerichtliche Rioge 
gegen ben Beamten begründet fei? muüflen die Grundfäge über 


f. Krit, Jahrb. f. Rechtsw. Bb. XII. ©. 496 f. u. Rihelmann im 
Magazin f. hannov. Recht. Bd. IL ©. 251 f. 


10) Dazu will Pfeiffer a. aD. ©. 272 auch die Handlungen ber 
Erecution zählen, fofern es dabei nicht auf Entfcheibung ftreitiger 
Rechtspunkte ankomme. inen hierher gehörigen Fall f. in Seuf: 
fert’s Archiv f. Entfch. d. oberft. Ger. in Deutſchl. Bd. V. Hft. 2. 


1) Struben, redhtl. Bedenk. Ih. II. Ro. 85. Dverbed, Mebitat. 
Th. VII. No. 39. Auf das Depofitenmwefen beziehen ſich befonders 
fhon ältere Landesverorbnungen. 


12) Pfeiffer, pract. Ausf. Bd. U. ©. 365 f. Nach diefer Regel muß 
der Staat insbefondere auch die von Steuer= und Gameral: Beam: 
ten gemachten Hebungen und angenommenen Zahlungen nebft ben 
Quittungen darüber, welche fdyon nach römifchem Rechte auf ber 
Stelle beweifen, anertennen. Vergl. L. 4. Cod. de apach. pubi. 
(X, 22.) L. 14. 8. l. Cod. de non numer. pec. (IV, 30.) 


13) Gegen bie Verpflichtung bes Gerichteheren flreitet: Heffe, Anficht. 
üb. Patrim Gerichtöbart. Altenb. 1842. ©. damider: ausführt. 
Necenfion in Richters Jahrb. 1843. Febrheft. S.124—145. — Be 
fondere Berorbnungen betreffen namentlich bie Pflicht der Gerichte: 
heren und Gämmereien für weggekommene, befchäbigte ober verun- 
treute Depofiten zu haften. S. 3. B. Altenburg. Verordn. v. 18. 
Decbr. 1840. $. 18, 19, wonach biefe Verbindlichkeit fogar als eine 
bingliche Laſt auf jeden Befiger des mit ber Patrimonial: Gerichte: 
barkeit verfehenen Nitterguts Übergeht. — Vergl. auch Sonders⸗ 
bäuf. Verf. urk. 8. 66. Zurheins Zeitſchr. Bd. II. ©. 247. . 
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dad Verhältniß der Juſtiz zur Abminiftration entfcheiden 4), und - 
binfichtli der Haftungsverbindlichleit der Gollegen und Norge: 
feßten enthält für dad gemeine Recht dad römifche Recht die 
noch jegt anwendbaren Beflimmungen. 

Die Befugniß des Beamten, fich von der gegen ihn ange: 
felten Klage durch die nominatio auctoris los zu machen, tritt 
nur bei Contractd : Obligationen ein, wo der Beamte innerhalb 
der Gränzen feines Auftrages, feiner Gefchäftsführung, oder bed 
amtlichen Wirkungskreiſes gehandelt hat; alfo nicht bei obliga- 
tiones ex delicto, e8 müßte denn ein Fall fein, wo gefeßlich den 
Beamten die Befolgung eines in gehöriger Form audgefertigten 
Befehls von der eignen Verantwortlichkeit befreien fanıı 15). — 
Daß die Anftelung der Civilklage auf Schadenderfag oder Pri- 
vat:Genugthuung nicht dadurch bebingt fei, daß die vorgefehte 
Behörde die Widerrechtlichleit der Handlung bed Beamten aner: 
tannt, ober baß der Verlegte bei den Worgefeßten vergebens um 
Remedur nachgefucht habe, leidet gemeinrechtlich Feinen Zweifel. 
Doh kamen nicht felten abweichende particularrechtliche Normen 
vor, und finden fi) zum Theil noch je&t 16). 


$. 141. (. 120) 


VE Bon der Beendigung des Staatsdienſtes. 


Nyler ab Ehrenbach, Hyparchologia, Cap. IV. — de Neumann, 
Medit. jur. princ. priv. Lib. III. Tit. XX. — 93. 3. Mofer, von 
der Landeshoheit in NRegierungsfadhen Kap. II. $. 51. Kap. I. $. 
34. 35. — Beuffert a. a. O. 8.70 f. — vonder Bede a. 


4) Vergl. Mittermaier im Ach. für civ. Prar. Bd. IV. &. 321 f. 
Pfeiffer, pract. Ausführungen. Bd. HI. ©. 372 u. unten $. 148. 

15) Bergl. oben 8.116. u. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. &.374f. 

1) Bergl. 3. B. Hannov. Staatsgrundgeſ. $. 37. Landesverf. Gef. $. 
0. und Braunſchweig. Staatsdienfigef. $. 42. Preuß. Verord. 
v. 25. April 1835. Neben der Zuläffigkeit der Erhebung von Com⸗ 
petenz = Sonflicten, wovon gerabe bier ber reichlichfle Gebrauch ges 
macht wurde, enthielten folche Beflimmungen eine wefentliche Ver⸗ 
fümmerung ber Regel, daß Niemand in ber Betretung des Rechts⸗ 
wegs gehindert werben könne. Vergl. oben 8. 138. Rote 2. 
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a. O. S. 3 f. — Gönner, üb. ben Staatsbienft 8. 97 f. — 
Deffter, Beiträge S. 136 fe — Dahlmann’s Politik I. ©. 
246 f. S. 250 f. 


A. Von der Verfegung. 


In Betreff der Verſetzung des Staatöbienerd von einer 


Dienftftelle auf eine andere (wozu aud die Beförderung zu ei: 
nem höhern Poften gehört), ift man wohl von jeher einverftan- 
den gewefen, daß der Staatödiener Fein Recht auf den beflimm: 
ten (localen) Wirkungskreis habe, und ſich daher eine foldhe Ber: 
fegung gefallen laffen müffe 1), daß aber eine Verfegung auf 
einen (an Rang oder Gehalt) geringern Poften nad den Grund: 
fügen von der Entfegung oder Entlaffung zu beurtheilen 
fei 2). Doch konnen auch Berfegungen ohne Verfchlechterung der 


1) 


2) 


Lage ded Beamten durch die Gefege an gewifle Formen und Be: 


Ausnahmen find indeß auch hier denkbar. So kann möglicher Weife 


ber Staat bei der Anftellung ober Berufung, 3. B. eines Auslän= 
ders, eine befonbere Zuficherung ertheilt haben. Ebenſo fann bie 
befondere Natur und freiere Stellung gewiffer Staatöbienfte, 3. 2. 
bes academifchen Lehramtes, bie Verſetzung in einen heterogenen 
Wirkungskreis ausfchliefen. Wo Profefloren aud) gegen ihren Wil- 
len zu Beamten, und Beamte zu Profefforen gemadyt werben kön⸗ 
nen, wo einem academifchen Lehrer aus Gründen, die mit der Wif- 
fenfchaft nichts zu thun haben, fein Fach entzogen unb einem An- 
dern zugetheilt wird, da kann wenigftens die Wiffenfchaft nicht ge⸗ 
deihen. | 

Bergl. v. d. Bede, von Staatsämtern. ©. 99 f. v. Mohl, wür: 
temb. Staatör. Th. IL. ©. 126 f. Kür unzuläffig erklärte „Zurüd: 
fegung eines Staatödieners auf eine im Range oder Gehalte gerin- 
gere Stelle» die Sondershäuf. Verf. Urt. 8.76. Neuere Staats⸗ 
bienfigefege gedenken der „Verſetzung auf eine andere Dienftftelle ohne 
Vergütung der Umzugskoſten“ unter ben Disciplinarftrafen, fprechen 
aber fonft übereinflimmend die Regel aus, daß jeder Staatsdiener 
unter Beibehaltung feines Ranges und feiner Dienfteinnahme auf 
eine andere (feinem bisherigen Dienftverhältniß entfprechende) Stelle 
verfegt werden könne. Hannov. Staatsd. Gef. 5.56. u. 67. 68. 
Landesverf. Gel. v. 1840 8.174: „Bei nothwendigen Dienftverfegun: 
gen hat der Staatsdiener ein Recht auf feinen bisherigen Rang und 
Gehalt.» 
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dingungen gefnüpft 3), ober z. B. bei Richtern, nur mit Ein: 
willigung bed zu Berfegenden zuläffig, oder, infofern es fi um 
Berfebung in eine Verwaltungsſtelle handelt, ganz wie eine Ent: 
fegung, durch ein richterliched Erkenntniß bedingt fein ). Dabei 
ift zum Theil in den Landeögefegen ausdrüdlich beflimmt, daß 
für die Koften des (unverfchuldeten) Umzugd eine angemeffene 
Entfhädigung geleiftet werden müſſe, infofern ihm nicht durch 
Verbeſſerung des Dienfteintommens Vergütung zu Theil gewor: 
den ift 5). Bei der Frage, ob der Beamte fich bei der Ver⸗ 
fegung nicht verfchlechtert habe, müſſen alle rechtmäßigen und or: 
dentlichen Dienflemolumente in Anfchlag gebracht werden. Neu: 
ere Geſetze befchränken dad Recht des Beamten auf Beibehaltung 
des bisherigen Normal⸗Gehaltes 6). — Die Frage, ob der Be: 





3) ©. 3. B. v. Mohl, würtemb. Staater. ©. 128. 

4 Hannop. Landesverf. Gef. $. 177, nach' der Faſſung des Gel. v. 5. 
Septbr. 1848. $. 105: „Ein Staatsbiener, welcher lediglich ein 
Richteramt bekleidet oder Mitglied eines Dbergerichts ift, Tann 
ohne richterliches Erkenntniß feines richterlichen Amtes weber 
entfest no entlaffen, nocd auf ein minder einträgliches Amt 
oder auf eine Berwaltungöftelle wider feinen Willen verfeät, noch 
mit Entziebung des Gehaltes [uspendirt werden. &. auch Hef- 
fensDarmft. Verf. Url. $. 34: „Richter Eönnen nur — — derge⸗ 
ftalt verfegt werden, daß fie in derfelben Dienftlategorie ver⸗ 
bleiben und weber im Gehalte, nody in bem Dienftgrade zurückgeſetzt 
werden.» Braunfhw. Staatsb. Gef. 8.31: „Richter können wiber 
ihren Willen zu einem andern, als einem Richteramte nicht verſetzt 
werben.« Ohne Ausnahme beftimmte die Kurheff. Berf. urk. 8.57: 
„Jeder Staatöbiener muß fih Verſetzungen, welche feinen Fähigkei⸗ 
ten und feiner bisherigen Dienftführung entfpredyen, aus hö⸗ 
bern Rüdfichten bes Staats, ohne Verluſt an Rang und Gehalt ge- 
fallen laffen.»« S. auh Sächſ. Staatsd. Gel. 5.9. Milhaufer, 
fähf. Staatär. I. ©. 210. 

5) Raffau. Verorbn. vom Mas. Decbr. 1808. Kurheſſ. Verf. urk. 
8. 67. Würtemb. Bef. url. $. 49. v. Mohl a. a. O. ©. 128. 
Milhauſer, fühl. Staater. S. 228. Braunſchw. Staatsdienfts 
@ef. $. 31. Hannov. Staats. ef. $. 6B. 

6) Braunſchw. Staatsd. Gef. $. 31. vergl. mit $. 12. 13. Weber, 
zum heit, unbillige Beflimmungen des würtemberg. Rechts, wonad) 
auch Amts Emolumente (felbft die Amtswohnung) bei Verfegungen 
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amte bei ber Berfegung in feinem Rechte, d. h. was Rang 
und Gehalt betrifft, verlegt fei, ift, wo nicht Die Geſetze Dagegen 
find, ebenfo wie jede Erfagforderung des Staatd gegen den Be: 
amten, ald Juſtizſache zur richterlichen Gognition geeignet 7). 


$. 142. ($. 121.) 
B. Nefignation des Staatödieners. 


Ph. A, de Münchhausen, de jure ministrorum exigendi dimissionem 
a principe. Hal. 1716. — Ahasv. Fritsch, de resignatione 
official. et ministror. in Opusc. Norinb. 1732. Tom I. No. 4. — 
A. W. Möckert, de jure resignandi officialium publicorum. 
Gött. 1798. — Ueber die Pardmie: Herrendienſte find Feine Ehe⸗ 
gelühde, |. Eifenhart's Grundfäge des deutſchen Rechts in 
Spräcdmwörtern. S. 54. 


Bei der Frage I), ob der Staatödiener, welcher noch fähig 
zur. Erfüllung der Amtöpflichten ift, feine Entlaffung vom Amte, 
feinen „Abſchied⸗ oder feine Dimiffion fordern könne? läßt 
fi) gewiß gegen die Folgerung nicht einmwenden, daß, fobald 
und in fo weit die Verfaflung eine Werbindlichkeit zur Weber: 
nahme ber angetragenen Staatödienfte Fennt (vergl. oben $. 
136),. auch die Niederlegung ded Amted (Abdication) an die⸗ 
felben Bedingungen gebunden fei, wie die Ablehnung der Ueber: 
nahme. Nicht fo zutreffend ift dagegen der Schluß, daß, fobald 
die Geſetze eine Pflicht zur Uebernahme von Staatdämtern nicht 


und Penfionen nicht in Anfchlag kommen, f. v. Mohl, wärtemb. 
Staater. Ih. I. 8.117. Billiger fcheint das Sädfifche Staatsd. 
Gef. zu fein. Milhaufer a. aD. $. 73. S. auch Kurheff. 
Staatsd. Gef. $. 19. 

7) Bergl. v. Mohl, würtemb. Staater. Ih IL ©. 117. 

1) Aeltere ZJuriften entfcheiden diefe Frage unter Berufung auf die hin⸗ 
fihtlich der geiſtlichen Aemter fchon ausgebildete Theorie des canon. 
Rechts und fordern baher theils eine legitima causa, theild consen- 
sum principis. BVerqꝗl. c. 1. 9. 10. X. de renuncialione (I, 9.) 
©. Myler ab Ehrenbach, Hyparchologia, Cap. IV. 8. 1. Ro. 2. 
Als hinreichende Urſachen zur Renunciation betrachtet das canon. 
Recht: conscientia criminis, debilitas corporis, defectus scientiae, 
malitia plebis, grave scandalum, irregularitasque personae. 
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anertennen, der Staatödiener beliebig refigniren oder feinen Ab⸗ 
fhied begehren könne, indem offenbar die Freiheit der Uebernab: 
me einer Pflicht gar nicht nothwendig die willführliche Aufkün⸗ 
digung in fi ſchließt 9. Auch hat man diefe Frage mit dem 
Dienflvertrage und der Befugniß des Regenten, den Diener will: 
tührlich zu entlaflen, in Verbindung gebracht und ohne Grund 
gemeint, daß hier nothwendig Reciprocität der Rechte Statt finden 
müfle3). Trotz der theoretifchen Scrupel hat fich aber das auf allge: 
meiner Rechtöuberzeugung beruhende Herkommen dafür entfchieden, 
daß dem Staafödiener Die gebetene Entlaffung nicht ver- 
weigert werden könne. Dabei verfteht es fich jedoch von felbft, 
daß die für eine beflimmte Zeit übernommene Verpflichtung eine 
Ausnahme begründet 9), und daß bie Befugniß, die Entlaffung 
zu fordern, nicht dad Recht zur einfeitigen Beendigung des 


2) Bergi. Klüber, öffentl. Recht. 5.492. — Kine Recenfion ber Ans 
fiyten älterer Schriftfteller über biefe Krage f. in der oben angef. 
Differt. v. Münchhauſen. Diefer felbft leugnet aber vom Stand⸗ 
punkte des Rechts die Befugniß, den Abfchieb zu fordern, weil er 
den Unterthan zur Uebernahme Öffentlicher Aemter für verpflichtet 
erflärt. Vergl. $. 12. der Differtat. Ebenſo de Neumann, Me- 
dit. jur. princ. priv. Lib. MI. Tit. XX. p. 357. Geuffert, bas 
Berhältn. bes Staats u. ſ. w. $. 87. Bönner, ber Staatsdienft 
$. 105. und auch nody Heffter, Beiträge ©. 139 f. 


3 Gtruben, rechti. Bedenken Th. J. No. 172. Klüber, öff. Recht 
5. 492. ©. dageg. Runde in Schlözer's Staatsanzeigen Hft. 29. 
S. 14 f. und von ber Becke, von Staatsämtern S. 136 f. 


9 Leift, Staatsreht $. 120, Eine unbebingte Verpflichtung, lebens⸗ 
länglidy) auf einem beflimmten Poften zu bleiben, würbe nach pris 
vatrehhtlihen Normen als ungültig betrachtet werben koͤnnen. — 
Beim KHeicheeammergericht war die Nefignation vor Ablauf einer 
ſechsjährigen Dienftzeit nicht zuläfftg. Goncept ber &. G. ©. Ih. L 
zit. 4. — Die abfolute Verweigerung ber Entlaffung würde ſich 
jett auch nicht mit der in ber deutſchen Bunbesacte Art. 18. Lit. b. 
ben beutfchen Untertanen zugeficherten Befugniß bes freien Wegzie⸗ 
hens aus einem beutfchen Bundesſtaat in den andern und bes Leber: 
tritts in deffen Civil⸗ und Militairbienfte vereinigen laffen, wobei 
ber Staatsdienſt im engern Sinne nicht als Sinberungsgrund ges 
nannt ift. 
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Berhältniffes oder zum beliebigen Verlaſſen des Poſtens (zur 
Defertion) in fich fchließe 5). Der Staatödiener muß alfo, da 
überhaupt Niemand ohne weiteres auf Pflichten verzichten kann, 
abwarten, bis feine Refignation angenommen ift 6). Anberer 
Seits hat der Staat dad Recht die Ertheilung des Abfchieds fo 
lange zu verweigern, bis der Beamte die erforderliche vollftändige 
Rechenſchaft über feine Amtöführung abgelegt, ober nöthigen- 
fand Caution geftelt bat, und bis für die Werwaltung bes 
Staatödienftes durch einen Andern die erforderliche Worforge ge: 
troffen iſt. Nicht minder gewiß ift, daß der Beamte einer viel: 
leicht drohenden Amtsentfegung nicht durch feine Refignation 
entgehen könne 7). 

Wo in neuerer Zeit ‘das Verhältniß der Staatödiener gefeb: 
lich regulirt worden ift, hat man, meiftend unter außdrüdlicher 
Erwähnung der nothmwendigen Einfchranfungen, die Befugniß, 
die Entlaffung ohne weitere Angabe von Gründen zu fordern, 
ausdrücklich anerfannt 8). 


5) Vergl. von ber Bede, von Staatsämtern ©. 129 f. 

6) Hierin liegt aber, infofern nicht eine ausdrüdliche Beftimmung bas 
für if, nicht die Verpflihtung, eine beflimmte Zeit vorher aufzu⸗ 
fündigen. Kür bie Affefforen des Reichs-Cammergerichts war aus⸗ 
drücklich beflimmt (Camm. Ger. Ord. v. 1521. Art. 6. $. 1.), daß 
fie ein Vierteljahr vorher auflündigen müßten. Vergl. v. Münch⸗ 
haufen in ber angef. Differt. $. 7., f. auch Leift, Staatsr. $. 
129. a. & In Würtemberg ift noch jedt eine ein Vierteljahr 
vorausgehende Aufkündigung nothwendig. 

7) Vergl. Sondershäuf. Verf. urk. $. 163. 

8) Hannov. Lanbesverf. Wef. $. 176: „Keinem Staatödiener ſoll bie 
nachgeſuchte Entlaffung vom Amte verweigert werden. Indeß muß 
er fi) vor dem wirklihen Austritt aus dem Dienfte, auf Verlangen 
feiner vorgefesten Behörden, aller ihm beshalb obliegenden Werbinds 
lichkeiten vollſtändig entlebigen. Vergl. auch Preuß. Landrecht 
Th. U. Tit. 10. $. 95. 96. Baier. Dienſtpragmat. v. 1805. Art. 
VI. A. Beil. IR. zur Verf. Urk. $. 22. Lit. A. v. Moy, baper. 
Staater. I. $. 100. Würtemb. Dienftpragm. 5. WM. v. Mohl, 
Staatsr. Th. II. S. 134. In Heffen-Darmflabt fcheint die Be⸗ 
fugniß des’ Staatsbieners, feine Entlaffung zu fordern, nicht aus: 
drüdlich anerfannt zu feinz fie läßt fich jedoch aud) bier nicht bezweis 
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Hinfichtlih der Folgen der, auf Nachfuchen des Beamten 
ertheilten, Dienftentlaffung ſteht fo viel feft, daß ber zur Dienſtlei⸗ 
fung. nody tüchtige Staatödiener dadurch von felbft auf Fortgenuß 
der ihm zugeficherten Befoldung verzichtet 9). Ob dem Staats: 
biener dann, wenn er feine Entlaffung zu nehmen dadurch gend: 
thigt war, daß ihm etwas feinem Gewiffen ober nach feiner Ue⸗ 
berzeugung ben Geſetzen bed Rechts und der Ehre Widerfprechen: 
deö zugemathet wurde, der Anſpruch auf die Beſoldung bleibe? 
ift eine Frage, welche mit Rechtögründen fchwerlich bejaht wer: 
den fann 19). Daß den Miniftern, welche auf den Grund ih: 
rer befondern Werantwortlichkeit die Entlaffung begehren, ber 
Anſpruch auf den gefeglichen Ruhegehalt bleibe, ift politifch rath: 
fam, aber nur in einigen neuern -Gefegen ausbrüdlid, aner: 
kannt 1). " | 

Unter gewiffen Bedingungen geftehen aber die neuern Staats⸗ 
dienftgefege dem Staatödiener auch dad Recht zu, mit Beibe⸗ 
haltung von Zitel und Rang und eined Theiles ober der 
ganzen Beſoldung ihre Entlaffung zu. nehmen. Abgefehen 
nämlih von wirklicher und dauernder (im Dienfte oder durch 


fein. Vergl. Weiß, heſſ. Staater. $. 157. Rote u und bie gefegli« 
chen Beftimmungen Über. Quiescirung der Staatsdiener. Weiß, befl. 
Staatsr. $. 101. Für Kurheſſen fprady die Verf. Urk. v. 1831 
$. 159 beflimmt aus: „Keinem Gtaatsdiener Tann bie nachgefuds 
te Entlaffung verfagt werden.“ Die nähern, dabei zu erfüllen- 
den Bebingungen beflimmte das Staafbbienftgef. $. 14. Die. Verf. 
Urt. v. 1852. $. 37 reſervirt wieder jede Willkühr, indem ſie fagt: 
Eine Borfchrift, weiche die nachgefuchte Dienftentlaffung unbedingt (?) 
ausfchließt, ift unftatthaft. Sächſiſches Staatsd. Gef. 5.18. Mil: 
baufer, ſächſ. Staater. 5.76. Braunſchw. Gef. üb. den Staats⸗ 
dienft $. 43. 44. 45. Sondershäuf. Verf. Url. $. 82. 
Ob er aber Titel und Rang behält, läßt ſich nur nach Herkommen 
und befonderer gefeglicher Beflimmung beurtheilen. Er behält ihn 
3.8. in Sachſen, verliert ihn in Braunfhweig und in Wür- 
temberg. Vergl. v. Mohl, Staater. Th. N. S. 134. 
1) Vergl. Übrigens Gönner, der Staatsdienft S. 261. 
1) Sannov. Staatsd. Gef. $. 76. Braunſchw. Staatsd. Gef. $. 
45. Ueber Sachſen f. Milhaufer, ſächſ. Staater. $. 69. 
Bahariä’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 6 


Nr 
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Unglüdsfall bewirkter) Dienſtunfähigkeit, wo auch gemein- 
rechtlich der Anfpruch des Dienerd auf Fortgenuß der Beſol⸗ 
bung begründet. und andern Theils ber Staat zur Werfegung: in 
den Ruheſtand berechtigt ift, haben jene Gefege den Anfpruch 
auf Quiescirung theild nah Ablauf einer gewiffen An- 
zahl von Dienfliahren, theild beim Eintritt eined gewiſſen 
Lebensalterd ausdrücklich anerkannt, wobei aber, wie 5. 3. 
in Baiern, wieder ber Unterfchieb von Standes: und Dienftge: 
halt von Bedeutung if. Zugleich ift die Größe der Penfion bei 
einer Quiescirung wegen Dienftunfäbigfeit von ber an 
der Dienftzeit abhängig gemacht 12). 


$. 143. ($. 122.) 
€. Bon der Entlafiung und Amtdentfegung. 


J.H. Boehmer, de jure princ. circa dimissionem ministrorum. Hal. 1716. 
— T.J. Reinharth, an officialis pro lubitu a principe vel su- 
periore suo ab officio removeri queat? in den Select Observat. 
ad Pauli Christianaei decisiones. Erford. 1743. Vol. II. Obs. 14. — 
J. Ulr. de Cramer, de differentia inter Remotionem et Dimis- 
sionem, Opusc. Tom. IV. Nr. 21. Ejusd. Observ. Tom. II. Obs. 
628. (Simplex dimissio Officialis tam ignominiosa est, quam for- 
malis cassatio.) Tom. III. Obs. 824. (Quodsi Dominus ad officialis 
sine -justa causa ab offcio remoti restitulionem condemnalur. 
arbitrio tamen illius honesta dimissio simul relinquenda est). 
Deffeb. Weglar. Nebenftunden. Ih. 38. No. V. (Db der Vorbe⸗ 





12) Vergl. Preuß. Verordn. v. 29. März 1844 betr. has bei Penfloni- 
zungen zu beobadjtende Verfahren. Weber Baiern: Beil. IX. zur 
baier. Verf. url $. 22. v. Moy, bayer. Staater. Th. I. ©. 325. 
Von Württemberg f. Mohl's Staatsrecht; Über Heffen-Darms 
ſtadt: Weiß, heſſ. Staater. $. 101.5 über Sahfen: Milhaus 
fer, fächſ. Staater. F. 73. ©. auch Braunſchw. Staatsdienftgef. 
$. 49-57. Naſſau. Edict v. 36. Decbr. 1811. — Das Han: 
nov. Staatsd. Gef. $. 70 f. erkennt einen Anfprud; auf Penfion, 
deren Betrag $. 79 f. wie uns fcheint im Ganzen zu kärglich regu⸗ 
lirt ift, abgefehen von der die Minifter betreffenden Beſtimmung, 
nur dann an, wenn ein Staatödiener wegen Altersſchwäche oder 
anberer körperlicher oder geifliger Gebredyen feinen ALCHBPILUNEN 
nit mehr genügen ann. 
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halt — bie Auftänbigung zu thun, dem Herrn eine ohnbeſchränkte 
Macht — des Dienftes zu entlaffen, ohne daß es wichtige Urfas 
chen erforbern, einräume?) Th. 79. Nr. VIL (Ob man einen Be- 
amten feines Amtes ohne behörige dem Beftallungsbrief gemäße 
Auffündigung, entfegen Fönne?) — D. G. Strube’s rechtl. Be: 
denken. Th. IM. Bd. 144. (Ob der Lanbesherr ohne erheblidye Ur⸗ 
ſachen feinen Bebienten den Abſchied zu geben befugt if?) — 
Seb. Malacord, Diss. de publicis officiis absque justa causa 
ejusque legali cognitione non auferendis. Goelt. 1788. — (Rebs 
mann’) Verfuch: ob ein ‚Herr feinen verpflichteten Beamten ohne 
Urfache feiner Dienfte entfegen oder entlaffen könne? Regensb. 
1791. — Fr. G. Engler, Diss, de muneribus publieis, justitiao 
sacerdotibus absque justa causa non auferendis. Lips. 1794. — 
IR. Bifhoff, Über die Endigung ber Staatödienfte.  Helmft. 
u. Leipz. 1797. (au in Häberlin’s Staatsardjiv. Bd. IL. ©. 
385 f.) — 3. 8. Rönnberg, über Dienftentlaffung und Dienft- 

aufkündigung. Berlin 1799. — F. Saalfeld, Comm, num prin- 
cipi liceat ministros publicos incognita causa dimittere. Heidel- 
berg. 1806. — Pfeiffer's pract. Ausführungen Bd. I. Ro. XVII. 
©. 2381 f. 3b. II. ©. 352 f. 513 f. Vergl. über einzelne Ent: 
laſſungs⸗Geſchichten die Schriften bei Klüber, öffentl. R. $. 492. 
Rot. au g. S. überhaupt aud Leiſt, Staater. $. 120. 


1. Hiftssifche Einleitung, 


Berg. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. I. S. 281 f. Heffter, Beiträge 
zum deutfh. St. u. Fürftenr. S. 142 f. 


Die größte Werfchiedenheit der Anfihten bat bisher über die 
Stage geherrfcht, ob und wiefern der Staatödiener wis 
der feinen Willen entlaffen werden könne? und zu ver- 
fchiebener Zeit ift bald die eine bald die andere Theorie herr: 
fhend und für die Praxis maaßgebend gewefen. — Sn der äls 
tern Zeit, d. b. im 15..und 16. Jahrhundert, wo erft die Keime 
für das Tpätere Beamtenwefen ſich zu entwideln anfiengen, fehlte 
e8 noch an jeder beflimmten Anficht über bad Rechtsverhältniß 
der landesherrlichen Räthe und Amtleute. Nach den bisherigen 
deutfchen Einrichtungen konnte man felbft hinfichtlich der neu ein: 
gerichteten Hofgerichte und Suftizcanzleien noch nicht an bie 
Nothwendigkeit einer lebendlänglichen Anftellung, welche jebe will 


tührliche Entlaffung audfchließe, denken, und dba auch die Reichs⸗ 
5* 
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gefeßgebung über dieſen Punkt fchwieg, die ans dem rbmifchen 
Rechte entnommenen Analogien von Mandatum ober precarium 
aber bie willkührliche Revocation beſtätigten, fo war es natür- 
lich, daß viele Juriſten zu der Anſicht kamen, daß der Landes⸗ 
herr bier ganz unbeſchränkt und willkührlich handeln könne 1), 
infofern er nicht beftimmte Verfprechungen gemacht, oder fi auf 
eine gewiſſe Zeit gebunden habe. Andrerfeitd faßte aber auch 
bald die entgegengefeßte Anficht Wurzel, welche fich dabei haupt: 
fächlih darauf ſtützte, daß jede Entlaffung mit einem Schimpf 
für den Beamten verbunden fei und daß der Beamte ein nicht 
willführlicd zu entziehended Recht auf das Amt felbft erhalte 2)- 





}) L. Hugo de gtatu region. Germ. 1661. Cap. HI. 8. 34, nachdem 
er erwähnt bat, veie viele Streitigkeiten aus den Reichsftäbten de 
relpublicae constitutione, de magistratus alicujus abdicatione an 
den Kaifer gelangten, fährt fort: „In prineipum ditionibus hoc 
minus frequens est. Nam pleraque ofücia non tam a legibus 
sed a solo nutu prinoipis dependent“ (Bergi. Eichhorn, 
deutfche St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. F. 549. a. E.) Ebenfo C. Zieg- 
ler, de jurib. majest. Lib. I. cap. 29. 8. 7. Myler ab Ehren- 
bach, Hyparchologia. 1678. Cap. IV. 8. Tl. No. 4. „Nec per ta- 
lem officii revocationem conqueri potest officialis, natura con- 
tractus precarii ita suadente, ut tamdiu utendum concedatur, 
quamdiu concedens patitur.“ Doch führt derfelbe Schriftfteller ün- 
ter No. 5. eine Anzahl ausländifcher Juriften an, welche, offenbar 
mit Zugrundelegung des canon. Rechts, zum Theil felbft ald com- 
munis opinio, den Sag binftellten: „Principem non posse offcia- 
lem ac ministrum privare officio sine legitima causa.“ Nach ber 
Meinung von J. P. Fontanella, Ant. de Petra, Nic. Boerius, 
Ant. Ferd. de Otero im Tract. de official. Reipubl., Jac. Me- 
nochius u. A., deren Anfichten J. H. Boehmer, Diss. de jure 
princ. dimittendi ministros Cap. II. $. II seq. ausführlicher referirt, 
ſollten fetbft die ad beneplacitum vom Regenten verliehenen Aemter 
nicht ganz willkührlich vevocirt werben Tönnen, weil, wie Menochius 
meinte, auch das beneplacitum ein arbitrium boni viri .in ſich 
fchließe, und weil es, wie Otero annahm, „ignominiosum esse, of- 
ficia etiam ad beneplacitum concessa sine justa causa revocare.“ 
©. dageg. Boehmer |. c. Cap. I. g. X1. 

2) In Deutfchland vertraten dieſe Anficht ſchon Casp. Klod (+ 1665) 
und Joh. Schilter (+ 1706) in ben Exerc. ad Pand. Ex. 37. 8. 
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Schon zu Anfang des vorigen Jahrhunderts gehörte daher die 
Frage zu den fehr beftrittenn. 3. H. Böhmer trät bann im 
der angef. Differtation mit .einer neuen Anficht auf, weldye durch 
Unterfcheibung zwifchen der ignominiofen remotio ab officio und 
der bie Ehre. nicht afficirenden simplex dimissio die beiben Er: 
treme vermitteln follte 3). _ 


3) 


183, welder legtere namentlih in einem concreten Kalle dahin res 
fponbirte, daß „auf ſchriftliche Weftellung angenommene Diener ohne 
reblihe Urfah und ungehörter Dinge ihre. Dienfte nicht ents 
feßt werben können und bie remotio ab officio an feinen Ehren unb 
guten Leumuth verfleinerlich fei« und dabei auch eines churſächſ. Res 
feriptes an den Rath zu Grimma erwähnt, worin die anbefohlene 
Reftitution eines entfegten Actuars dadurch motivirt war, daß man 
von einem Öffentlichen Amte,. welches man auch wider Willen 
anzunehmen ſchuldig fei, nicht willlührlid, entfegt werben könne. 
Audg von Lyncker (+ 1726) batte in ber Diss. de beneplacito 
Sect. Il. cap. 1. ausgefprodyen: „Nullibi sine causa fieri debere 
dimissionem officiorum.‘ Was man für Stellen des röm. Rechts 
benugte, um bem Beamten einen Anfprudy auf das Amt felbft, ein 
jus quassilum, zu vinbieiren, findet ſich vollftändig bei Boehmer 
Diss. cit. Cap. U, 8. VIL 

Indem er nämlich die im roͤmiſchen Rechte vorkommende missio mi- 
litum und den Unterfchieb zwifchen einer honeste, causaria unb 
ignominiosa missioe als eine ganz paflende Analogie betrachtete, 
gründete er hierauf die Unterfhheibung zwifchen ber remotio ab of- 
ficio (depositio, degradatio) unb der simplex dimissio ab officio 
(Boehmer 1. c..Cap. I. 8. XV.). Sene, lehrte er (Diss. cit. Cap. 
1. 8.XVN), fei der ignominiosa missio zu vergleichen, könne nur auf 
den Grund eines begangenen Verbrechens unb dem gemäß auch nur 
durch richterliches Erkenntniß erfolgen unb fei mit dem Verluſte bes 


. status und titulus dignitalis verbunden. Die einfache Entlaffjung 


dagegen (honesta s. calısaria missio), weldye salvo honore geſchehe, 
fei nicht an dieſe Bebingungen gebunden. Zweifellos fei ihre Zuläf- 
figkeit bei allen officla temporalia (Diss. cit. Cap. II. 8. X), Zwei⸗ 
felos ferner bei einer Verleihung ad bene placitum, weldyer ber 
Fall bedungener Kündigung unb die Kormel „ex mera gratia, aus 
fonberbaren Gnaden« gleich zu ftellen fei (ibid. 8. XIH. Aber auch 
bei den ohne Beſchränkung verliehenen dauernden Aemtern müſſe die 
einfache Entlaffung der Natur der Öffentlichen Aemter zufolge, bes 
ten Beſehzung zu. den NRegierungsrechten gehöre und Fein jus quae- 
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Böhmer’s Theorie, die in verfchiedenen Punkten bie ſtaats⸗ 
rechtliche Seite ber Frage gewiß ganz richtig auffaßte, fand aber 
feine allgemeine Anerkennung. Im Gegentheil traten immer 
mehr Gegner jeder f. g. willkührlichen Entlaffung auf, weil 
man die flaatörechtliche und privatrechtliche Seite bed Verhältniſ⸗ 
fed nicht gehörig zu feheiden wußte und in jeber dimissio sine 
justa causa eine Kränkung der Ehrenrechte ded Beamten finden 
wollte. Diefe Anficht vertheidigte insbefondere in verfehtedenen 
Ausführungen der Freiherr Joh. Ulrih von Eramer, und fie 
wurde, ungeachtet einzelner Gegenſtimmen 9), nicht blos in der 
Theorie berrfchend, fondern auch durch eine, freilich nicht ganz 
confequente, Praxis. der höchſten Neichögerichte anerkannt 5). 


situm auf das Amt felbft begründen könne, dem Regenten freiſtehen. 
Diejenigen, welche das Gegentheil lehrten, nermifdyten Schicklichkeit, 
Billigkeit und die an ſich ganz richtige Forderung der Politik, daß 
nicht zu oft mit den Beamten gewechſelt werde, mit dem Rechtlichen 
oder Juriſtiſchen. Die Analogie des Precariums ſei demnach am 
paſſendſten (vergl. oben $. 135.) und die clausula ad beneplacitum 
verftehe fich hiernach von felbft (Diss. cit. 8. XVI. XV) Den Ans 
ſpruch auf die Befoldung läßt 3. 9. Böhmer wit der Sntlaffung 
erlöfchen,, gefteht aber doch bei einer Aufhebung bes Amtes felbft dem 
Beamten einen Anfprudy auf Schabloshaltung zu, ebenfo .bei ers 
tauften Aemtern. Auf ben Umftand, daß der Angeftellte aus dem 
Austande berufen fei, legt er kein Gewicht, wenn nidyt ber Landes⸗ 

- herr buch bie f. 9. Sapitulation ſich verpflidtet Habe. Auch 
tönne, giebt er noch zu, das Recht bes Landesheren zu willkührli⸗ 
hen Gntlaffungen durch die Lanbesverträge beſchränkt fein (Diss. 
cit. 8. XIX—XXII.). 

4) Wie 3. 8. der von Struben, rechtl. Web. ZH. II. No. 144, wels 
cher aber fihon- vermöge der dem Btaatöbienfte gegebenen, denſelben 
entehrenden Grunblage einer gewöhnlichen locatig et conduclio 
operarum, nicht. viel Beifall finden konnte. 

5) Vergl. Heffter, Beiträge &. 144 f. und eine Bufammenftellung ber . 
reichögerichtlichen Erkenntniffe in Häberlin’s Staatsarhiv Bd. X. 
©. 319.f. ©. audy einen Fall in Grolman's Bibl. f. peinl. 
Rechtsw. 2tes Stüd. S. 278 u. befond. über die veichögerichtliche 
Praris: Pfeiffer, pract. Ausführ. ®b. I. ©. 288 f£ Die Er: 
tennung unbedingter Mandate ob factum nullo fure justifi-. 
cabile, al& welches die willkührliche Cntfegung betradytet wurde, 
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Bon einer befondern Inamopibilität der Richter iſt hierbei noch 
nicht die Rede, weil die Xrennung von Zuftiz und Abminiftra- 
tion noch wenig durchgeführt war und weder. in den höhern Lan⸗ 
bescollegien, noch felbft 3. B. beim Reichshofrath Statt fand 6). 
Die willkührliche Entlaffung mehrerer Glieder des lektern durch 
den Raifer war die Veranlaſſung, daß im $. 10 ded Art. XXIV. 
der Bahlcapitulation v. 1792, auf den Vorſchlag von Kurbraun: 
ſchweig, auch die Glieder dieſes höchſten Reichscollegiums durch 
die Beſtimmung: ⸗auch ſoll kein Reichshofrath feiner Stelle an: 
ders, als nad) vorhergegangener rechtlichen Cognition und dar⸗ 
auf erfolgtem Spruche Rechtens entſetzt werden,“ unter den 
Schutz der herrſchenden Rechtsanſicht geſtellt wurden. Letztere 
ſpricht ſich auch in einem Gutachten der Königl. Preuß. Geſetz⸗ 
commiffion vom 2. Mai 1787 über die Frage: Ob ein Königl. 
Bedienter darum, daß feine Dienfte nicht weiter nöthig find — 
bimittiret werden könne? ganz entfchieden aus 7) und fand in 
der vorhin angeführten Stelle der Wahlcapitulation eine neue 
gemeinrechtliche Stüge 8). Sie weiter zu entwideln und aus 
der Natur des Stantödiener-Werhältniffes durch Gründe. der Bil: 


&ömmt mehrfach vor. In ber lehnten Zeit feiner Eriftenz beſchränkte 
fi indeß bad Reichſscammergericht auf rechtlichen Schu bes öffent: 
lichen Dieners im Genuß feiner Beſolbung. Gönner im jurid. 
Archiv Bd. V. S. 513. In der befannten Sache bes Hofrichters v. 
Berlepſch gieng das Ponal⸗Mandat des Reichscammer. Ser. v. 20. 
Fun. 1797 gegen Hannover darauf: „nicht factifch, Tondern im Wege 
Rechtens zu verfahren und den Impetranten in feine bisher beklei- 
deten öffentl. Aemter unb ben Genuß aller Utenfilien zu veflituiren.“ 

6) Denn biefer war nicht blos höchſtes Neichögericht, ſondern auch kai⸗ 
ferlicheß Regierungscollegium und Reichslehnhof. Leiſt, Staatsr. $. 
137. Vergl. übrigens H. Simon, die Preuß. Richter. Leipz. 1845. 
©. 60 f. 

7) S. das vollkändige Gutachten im Anhange von S. Malacord, de 
publ. officis absque justa causa — non auferendis. Gött. 1788, 
einee Schrift, weldye aud) als ein Zeugniß für die herrfchende Rechts⸗ 
anſicht betrachtet werden muß. Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. 
St. I. ©. 281. 

8) Bergl. Leif, Staatsrecht $. 136. 
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ligleit, des Mechtö und der Politit zu unterflügen, verfuchten 
die Schriften von Seuffert und von der Bede. Dieß mußte 
-um fo leichter gelingen, als fich die Verfaſſung aller deutfchen 
Länder für die Stätigkeit, und dad allgemeine Herkom⸗ 
men für die Lebenslänglichkeit aller ordentlichen Aemter entſchie⸗ 
den hatte und ald man in einem unabhängigen Beamtenflanbe, bei 
der Machtlofigkeit der Landſtände, eine Garantie gegen Fürſtenwill⸗ 
führ zu gewinnen glaubte. Der faft allgemeinen Anficht zufolge, 
follte deshalb felbft die bei der Anftellung gebrauchte Claufel „ad be- 
ne placitum,“ „auf Wohlgefallen« u. |. w., welche man für bebeus 
tungslofe Ganzleyformeln erklärte, Feine Aenderung in der rechtli⸗ 
chen Beurtheilung machen, und, befonderd war man aud) darüber 
einig, baß bei etwaiger Suppreifion eined Staatsamtes die Eh⸗ 
ren: und Befoldungd:Anfprüche bed Beamten unverkürzt erhalten 
werden müßten 9). Auf biefe Weife fland in der legten Zeit 
bed Reichs die Theorie ‚ziemlich feft, daß eine jede willkühr⸗ 
liche Entlaffung unzuläffig fei und felbft bei einer Aufhe⸗ 
bung des Amtes in Folge eingetretener Staatöveränderungen 
und neuer Organifationen ber Beamte in feinen Rechten nicht 
gekränkt werben dürfe 19). 


9 .Bergl. v. Kampg u. v. Stein, über die Entfchäbigungsberedhtis 
gung der Staatsdiener bei Aufhebung ihrer Stellen. Frankf. 1808. 
Dieß erkannte auch ber Reichs⸗Deputations⸗Hauptſchluß v. 1803 an, 
indem er im $. 59 verfügte, daß der fämmtlichen „Bofs geiftlichen 
und weltlichen Dienerfchaft, Militär und Penfioniften» in ben Ents 
ſchädigungslanden, fo wie den Kreisdienern der „unabgekürzte le⸗ 
benslängliche Kortgenuß ihres bisherigen Rangs, ganzen ‚Gehalts 
und rechtmäßiger Emolumente, ober wo biefe wegfielen, eine das 
für zu vegulivende Vergütung» gelaffen werben müſſe. Ebenſo bie 
Rheinb. Acte Art. XXX. hinſichtlich der öffentlichen Diener in ben 
mediatifirten Herrfchaften. Ueber die Reichsdiener verfügte fie 
nidhte. Vergl. Erome u. Jaup, Germanien Th. I. Hft. 3. No. 
26. ©. 543 f. (Ueber bie Berechtig. der Mitgl: des Reichdcammerger. 
auf lebenslängl. Beibehaltung ihres bisherigen Gehalts ob. angemef- 
fene anderweite Anftelung) und die Schrift von v. Kamps und v. 
Stein.. 

10) Demgemäß lehrt Leift in feinem Staatsrecht. 2te Aufl. Gött. 1805. 
$. 120, daß bei einer Aufhebung des Staatsamtes zum KBeflen bes 
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Hauptſachlich war es :aber jet Bonner, welcher der bis⸗ 
berigen, in einer Dinficht (d. b. infofern fie dem Beamten ein 
Recht auf die Ausübung des Amtes zugeftand) offenbar zu weit 
gehenden, Theorie entgegen trat und durch eine Scheidung ber 
verfchiedbenen Seiten des Staatsdienftes einer richtigern Theorie 
den Weg bahnte. Schon in feinem Lehrbuche bes Staatsrechts 
(Landshut 1804) ſtellte er im $. 425 den Sag auf, daß in der 
Entlaffung (dimissio honesla) Peine Rechtöverlegung liege, wenn 
dem Staatödiener feine Befoldung bleibe. Denn er Eönne feine 
Dienfte dem Staate nicht aufbringen und er leide feinen wahren 
Berluft an Demjenigen, worauf er ein eigentliche Recht habe. 
In der Abhandlung über den Staatsdienſt (1808) wurde diefe 
Anfıht weiter von ihm begründet, nachdem fie ſchon in Der baie⸗ 
riſchen Dienſtpragmatik v. 1805 Art: XI. unter Beſchränkung des 
Anſpruchs auf den f. g. Standeögehalt gefeglich fanctionirt wor: 
den war. Dabei war aber zugleich auögefprochen, daß eine mit 
Berkuft des dienerſchaftlichen Standes und Gehaltes verbundene 
Entfegung (Kaſſation) nur durch Urtheil und Recht verfügt 
werben Fönne. Diefelben Grundfäße fanden aud in einigen an: 
dern Landed-Berorbnungen ausdrückliche Billigung 1). Nur ba: 


Staats eine Verbindlichkeit zur Entfchädigung des Dieners begrüñ⸗ 
det fei und fährt dann fort: „Hingegen willlührlihe Entlafs 
fung bed Regenten, d. h. eine ſolche, wodurch dem Staatöbeamten 
fein Amt, wider feinen Willen, ohne alle, ober wenigftens ohne 
sechtlich unterfuchte Urfache vom Negenten entzogen wird, Tann zu 
den rechtmäßigen Erlebigungsarten, felbft in dem alle, baß dem 
Abſchiede die Glaufel: »in Gnaben,“ oder „mit Vorbehalt ber 
Ehre,» eingerüdt fein follte, wohl nicht gerechnet werben, wenn 
nicht der Regent -felbft in der MWeftallung das Recht der Aufkündi⸗ 
gung ausdrücklich fi) vorbehalten hat. Diefes Tann gleichwohl 
‚aus der Slaufel: „auf Wohlgefallen, aus befondern Gnas 
den, bis auf weitere Berordnung« keineswegs immer gefols 
gert werden, ba biefelbe in ben .meiften Ländern weiter nichts, ale 
eine bloße Ganzleyformel geworben ift.« 

1) 3. 8. in dem Naffauifhen Edicte vom %,. Decbr. 1811. $. 2. 
"Sin Staatsdiener, welcher fünf Dienſtjahre zählt, Tann nur wegen 
gröberer Dienftvergehungen ober begangener Verbrechen 
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ben dieſe und andere Verordnungen an die Stelle bed Aufpruchs 
auf ben vollen Gehalt den Anfpruc auf bie gefeulich beſtimmte 
Penſion geſetzt; auch zum Theil den Begriff der »gröbern Dienft: 
vergehen» über die Gränzen des gemeinen Strafrechts, befonders 
auf „zur Öffentlichen Kundbarkeit gelommene anflößige und un⸗ 
fittlihe Handtungen und wiederholte Dienflvernadläffigungen- 
audgebehnt, was gewiß ald gerechtfertigt erfcheint. Mehrere Lan: 
beögefege hielten aber auch jest noch an bem Princip der Ina⸗ 
movibilität in unbebingter Weiſe feſt 12). 


$. 144. ($. 133.) 
2. Hentiges Bed. 


Die Entfcheidung der Frage ‚über Entlaffung nad). Princi: 
pien des Rechts muß nothwendig aus der Natur bed Staats⸗ 
dienftes in feiner pofitivrehtlihen Auffaflung entnommen 
werben. Es kömmt alfo, um über die Buläffigkeit einer Entlaf: 
fung urtheilen zu Ffonnen, vor allen Dingen 1) darauf an, in 
wie weit beim Verhältniſſe des Staatsdieners von eigenen (ober 
wohlerworbenen) Rechten deflelben bie Rede fein könne; wobei 
zugleih 2) berüdfichtigt werben muß, was ſich hinfichtlich der 
Dauer bed Anfpruches aus der, durch Herkommen, Gefeß oder 
Verfaſſung im Allgemeinen, oder dur das Anftellungs = Decret 
und die Befchaffenheit des Dienſtes im Beſondern feftgeftellten, 
Zeit ded Dienftverhältniffes als rechtliche Folgerung ergiebt. 
Wenn nun, wie oben gezeigt wurde ($. 135), theild befondere 
Vermögensrechte, theild befondere Ehrenrechte für den Etaate: 
Diener begründet werden, — wobei für die Möglichkeit, fie als 
wohlerworbene Rechte zu betrachten, ed im Ganzen einerlei 


nad) vorausgegangenem gerichtlichen Verfahren — — — burd 
Urtheil und Recht feines Dienftes entfegt werden, fo baß er 
den ganzen Gehalt, Zitel und Recht auf Amtslleidung verliert. — 
$. 3. „Dagegen kann ein jeder Staatsdiener — zu allen Zeiten von 
Uns in ben Ruheſtand verfegt werben“ (db. h. mit Belaſſung der Gh: 
tenrechte und ber gefeglich beftimmten Penſion). 

12) MWergi. den folg. Sphen Note 5. 
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fl, ob man dem Staatödienfte einen Wertrag zu Grunde legt, 
ober ihn durch eine Lex specialis, durch ein Privilegium, begrün- 
den laßt, — wenn andrer Seitd die Ausübung der Amtes 
functionen nie zu ben eignen Rechten ded Beamten gehören, 
und infofern dad Amt felbft (dem Staate gegenüber) nicht Ge 
genſtand eines f. g. jus quaesitum fein kann; — fo ergiebt ſich 
von ſelbſt als nothwendige Folgerung, daß zwar die Aus: 
übung der Dienſtpflichten, nicht aber die felbfiftändig 
fortbauernden wohlerworbenen Rechte des Beamten 
der Willkühr Des Staatöbeherrfhers überlaffen feien 
und daß diefe letztern, wie ed die Natur jebed wohlermorbenen 
Rechts in Deutichland mit fi bringt, bei eintretender Ber: 
legung, zur Verfolgung auf gerichtlihem Wege als geeignet, 
oder ald wahre Juſtizſachen betrachtet werben müſſen U), es 
mag nun der Befoldungs=Anfpruch allein, oder nur die befon- 
dere Standesehre ded Staatöbienerd, oder beides zugleich, Durch 
einen Regierungsact gekränkt fein. Die Entziehung diefer Nechte 
hat die Natur einer Strafe und wird daher, infoweit nicht alls 
gemeine Gefege eine Ausnahme begründen, wie jebe Vermögens» 
und Ehrenflrafe, nur in Kolge eines Vergehend 2) des Beam: 
ten durch richterliches Erkenntniß 3) entweder felbftftändig 
oder ald nothwendiged Accefforium einer andern peinlichen Strafe 
verhängt werden fünnen, fo daß alfo überall, wo ber Beamte 
ohne eigened hinreichendes Werfchulden der Ausübung des Amtes 


1) Vergl. befonders Pfeiffers pract. Ausführungen Bd. HI. ©. 352 f, 
Mittermaier im Archiv f. civ. Prar. Bd, IV. ©. 325. Daffelbe 
gilt auch yon der Enthebung von den Dienflfunctionen ohne Krän- 
fung ber eigenen Rechte bed Beamten, fobald bie Entlaffung oder 
Suspenfion an fi durch die VBerfaffung an einen Rechtsſpruch 
gebunden ifl. 

2 Bergl. darüber Heffter im Neuen Archiv bed Criminalrs. Bd. XI. 

&. 51 f. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bb. VI. ©. 639 f. 

Die eigentlihe Amtsentfegung, welde mit dem Verluſt ber 

Standesehre und der Unmürbigleit zu Ehrenämtern verbunden ift, 

bat man im gemeinen Strafredhte flets als peinliche Strafe be⸗ 

trachtet. Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. III. &,106f. Mit⸗ 

termaier, zu Feuerbachs Lehrb. des peinl. Rechts. 8.477. Not. I. 


8 


— 


76 Staatsr. d. Bunbdesflaaten. — Regierungsrecht. ($. 144.) 


enthoben wird, jene Rechtsanfprüche fortdauern. Insbeſondere 
gilt dieß ‚auch bei einer f. g. Verſetzung in den Ruhefland, we: 
gen Alter, Krankheit oder Suppreffion des Staatdamted von bem 
Anfpruche auf das volle Dienfleintommen 9), wenn nicht durch 
Particulars Gefege die Penfions = Anfprüche anders regulirt find. 
— Der Umfang jener Anſprüche aber in Abficht auf die Zeit, 
für welche fie geltend gemacht werben koͤnnen, muß ſich noth⸗ 
wendig richten nach der Zeit, für welche das Amt übertragen iſt 
und für welche mittelbar dadurch die eigen Rechte ded Beamten 
als erworben betrachtet werben müflen. Es kömmt alfo darauf 
an, ob dad Amt auf beftimmte oder unbeflimmte Zeit, ob auf 
beliebigen Wiederruf, auf Kündigung, oder auf die Lebenszeit 
des Dienerd übertragen wurbe. Letzteres bildet in den monar⸗ 
chiſchen Staaten Deutichlands die Regel, und ed muß daher im 
Zweifel für die Lebenslänglichkeit entichieden werden. 

Was die deutfhen Particular-Geſetze betrifft, fo fehlt es 
zwar noch in diefem Jahrhundert nicht an Werorbnungen, welche 
die frübere gemeinrechtliche Theorie, daß ein öffentlicher Beam⸗ 
ter nur durch Urtheil und Recht feines Dienſtes entfegt werben 
könne, ganz unbefchränft ausſprechen 5). Indeffen darf dadurch 
die Befugniß ber Regierung,. den Beamten unter Belaffung ſei⸗ 
ned Gehaltes und feiner Ehrenrechte der Ausübung feiner Dienft: 
functionen zu entheben oder in Ruheſtand zu fegen,. nicht als 
auögefchloffen betrachtet werben 6), und baffelbe muß für. die 
Länder behauptet werden, wo es noch gänzlich an einer befon- 
dern gefeglihen Beſtimmung über dad Rechtsverhältniß der 
Staatödiener fehlen ſollte. Hinſichtlich der richterlichen Be: 
amten läßt fi nur da eine Auönahme behaupten, wo fie ver: 





%) ©. v. der Bede, von Staatsämtern $. 73. 

5) ©. 3. 8. bie LippesDetmold. Verorbnung v. 25. Mai 1807 in 
der Samml. Lippeihen 8. Verord. Th. V. ©. 107 und in Win: 
kopp's rhein. Bund. Bd. IV. S. 235 und Waldeck. Landesvertrag 
v. 1816. $. 25. Kurheff. Haus: u. Staatögefes v. 4. März 1817. 
& 13. 14. Kurheſſ. Verf. url. 5. 566. Schwarzb. Sondersh. 
Verf. url. 8.77 fe 

6) Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II, ©. 514 f. 
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faffungemäßig anerkannt ifl. Denn wenn ed auch zur Sicherung 
der Unabhängigkeit der Rechtöpflege höchſt wünfchendwerth ifl, 
daß der Richterftand felbft gegen eine Dimiffion unter Belaffung 
von Titel, Rang und Gehalt gefhüst werde, fo kann doch das 
yolitifh Rathſame an fi nit als poſitives Mecht betrachtet 
werden 7), Das läßt fi) dagegen wohl auch ohne befondere 
Veroronung annehmen, daß ein blod außer Activität gefebter 
Staatsdiener zu jeder Beit wieder zur Leiflung von Gtaate: 
dienfien berufen werben könne und daß durch den Eintritt in 


N ©. aber Heffter, Beiträge S. 146, weldyer die befondere Ina⸗ 
movibilität der Richter auch ald gemeines Recht zu betrachten ſcheint. 
Doch haben allerdings bie meiften neuern Geſetze diefe Theorie hin 
fihtlidy der Richter, welche gegen ihren Willen auch nicht einmal 
blos der Ausübung ihres Amtes entboben werben follen, ausdrück⸗ 
ih anerlannt. — Anderer Seits hat man audy bei Richtern bie 
Rothwendigkeit erfannt, die Entlaffung als Disciplinarftrafe 
möglich zu machen, ohne daß gerade ein mit Amteentfegung bes 
drohtes gemeines ober Amtsverbrechen vorliegt, jeboch das 
Erfenntniß darüber dem dafür beftimmten Gerichte, unter Verwei⸗ 
fung auf die allgemeinen Regeln des Strafverfahreng, zugewiefen. 
©. insbefondere dag Hannoverfche Geſetz v. 8. Mai 1852. Dies 
ſes Geſet beflimmt zunächſt die zuftändigen Disciplinar = Gerichte für 
Richter ($ 1—4), dann im 8.5 bie zuläffigen Disciplinarftrafen und 
8. 6 f. das Verfahren zc. Zu ben Disciplinarftrafen, zu deren Er: 
tennung bie Disciplinargerichte befugt find, gehört 1. Geldbufe bie 
zu 100 Rthl., 2. fchriftliher und 3. mündlicher Verweis vor ver: 
fammelter Behörde, 4. die Suspenfion vom Dienfte und Ges 
halte, jedoch nicht über die Dauer von 3 Monaten, 5. theilweife 
Entziehung des Gehalts und 6. die Dienftentlaffung »Diefe 
kann jebody nur erkannt werben, wenn ber Richter durch gröbliche 
Berwahrlofung ober Verlegung der Dienftpflidhten feine Unfähig⸗ 
keit zur Kortfegung feines Dienftes bewährt, ober wenn er durch 
fein unfittliches Betragen des Zutrauens unb ber Achtung, welche 
zur Ausübung feines Amtes erforberlid, find, fich verluftig gemacht, 
und in beiden Fällen eine bisciplinarifche Ahndung bereits erbuldet 
bat.» — Neben den Strafen No. 3. 4. u. 5. kann auch auf Ber: ' 
ſetung an ein anderes Gericht ohne Wergütung der Umzugskoſten 
erkannt werben. 


78 Staatsr. d. Bundeöflaaten. — Regierungdrecht. ($. 134.) 


fremde Dienfte der Anfpruh auf Gehalt u. f. w. verloren 
geht 8). 

Sn andern neuern Verfaflungen und Staatödienfigefehen iſt 
zwar aud ber Grundſatz auögefprochen, daß der Beamte nicht 
willkührlich feined Amtes entlaffen oder entfegt werden Ton: 
ne 9), man bat aber zugleich für nothwendig gehalten, zwifchen 
richterlihen und Adminiftrativ: Beamten zu üunterfcheiden, 
und ber Regierung in Abfiht auf die Adminiftrativ-WBeam: 
ten freiere Hand einzuräumen. Hiernach kann ihre, auch mit 
Berluft der Dienftrechte und Befoldungsanfprüde verbundene, 
Entlaffung (im Gegenfaß zu der, nur durch richterliched Er: 
fenntniß wegen gemeiner Vergehen und eigentlicher Amtöverbre: 
chen zu verfügenden, Entfegung vom Amte), im adbminiftrati- 
ven Wege beim Vorhandenſein der gefeglichen Worausfegungen 
und unter Beobachtung der dafür beflimmten Formen erfol: 
gen 10), 


8) Ausgeſprochen ift dieß 3. B. in Baiern, Beil. IX. zur Verf. urk. 
$. 19. 25. Hannov. Staatsd. Gef. $. 111. 


9) Der Willlühr foft völlig Preis gegeben (wenn man nidyt den »An= 
trag» resp. „Beriht» des „Regierungsbevollmädhtigten als eine 
Schranke betrachten will) wurben bie Univerfitätelehrer durch ben 
Bundesbefchluß v. 20. Septbr. 1819. $. 2. ©. unten $. 178. der 
lten Aufl. 


10) ©. 5. B. in Hannover, nad dem Staatsgrundgeſ. v. 1833 $. 163 
und binfihtlid aller Beamten, die nicht vein richterliche Functionen 
‚begleiten, nad dem Landesverf. Geſ $. 177., vergl. mit der Amtes 
ordnung dv. 18. Apr. 1823 $. 7—1l. Jener $. 177. lautet nun, mit 
den durch $. 108. des Verf. Gel. v. 5. Septbr. 1848 gegebenen Mo- 
dificationen fo: „Kein Staatsdiener, — er mag vom Könige ober 
deſſen Behörden, von Korporationen ober Einzelnen präfentirt, er⸗ 
wählt oder ernannt fein, — Tann feines Amtes willkährlich ent: 
fest werden. Ein Staatsdiener, welcher lediglich ein Nichteramt bes 
Eleidet oder Mitglied eines Dbergerichts ift, Tann obne richterli— 
des Ertenntniß feines richterlihen Amtes weder entfest noch 
entlaffen, noch auf ein minder einträgliches Amt ober auf eine 
Berwaltungsftelle wider feinen Willen verfegt, noch mit Entzie- 
bung bes Gehalts fuspenbirt werben.» (Vergl. jedoch Note 7. u. 
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Diefelben rechtlichen Grundſätze müflen im Zweifel auch auf 


die Diener der Standes⸗ und Grundherrn, und auf Gemeinde 
Beamte, infoweit fie wirklich zu den Staatödienern gehören, zur 


. 
. 


das baf. angeführte Gef. v. 8. Mai 1852.) „Daffelbe findet rück⸗ 
fihtlich der Übrigen Staatsdiener Statt, wenn biefe wegen Amts⸗ 
oder gemeiner Verbrechen Ihres Amts entfegt werben follen. Wenn 
(aber) Staatsdiener, welche nicht lediglich zur Claſſe der Richter 
gehören, nach fruchtlos vorhergegangener Warnung und Disciplinars 
firafe , ihren Dienftpflichten Fein Genüge leiften, ober wenn fie durch 
ihr Betragen ein Öffentliches Aergerniß geben, ober wegen eines ges 
meinen Verbrechens mit einer Sriminalftrafe bereits belegt worden 
find, fo fann ber König, nachdem Er das Gutachten des Staats 
rathes barüber vernommen hat, nad) Befinden ber Umftände, bie 
AmtssSuspenfion mit Gntziehung bes Dienfteintommeng, bie 
Verſetzung auf ein eine geringere Einnahme gewährendes Amt und 
feld die Entlaffung vom Amte verfügen «— ©. aud) Würtem⸗ 
berg. Verf. url. $. 46-48. v. Mohl, würtemb. Staater. Ih.11. 
S. 122 f. Ueber Sachſen, wo die Entlafung im abminiftrativen 
Wege am weliteften durch das neue Staatsdienftgefes ausgedehnt wor: 
ben ift, f. Milhauſer, fähf. Staater. $. 77. 78. Ueber bie Ent: 
laffung vom Richteramte f. ebendaf. 8.72. ©. auch Braunfchweig. 
Staatebienftgefeg v. 1832 $. 46—48. 

Nur buch richterliches Erkenntniß Tann die Entlaffung ei: 
nes Staatsbienere, geichehe fie nun in ber Korm einer entehrenben 
Saffation ober einer weniger nachtheiligen Dimiffion erfolgen 
in Baiern. Beil. IX. zuc Verf. url. 8.9. v. Moy, bayer. Staatsr. 
1. $ 100.5 in Heffen-Darmftabt, vergl. Weiß, heſſ. Staater. 
I. $. 97 f. und Berf. urk. 8. 34.5 in Naffau, f. oben ©. 73. Die 
Berfegung in ben Rubeftand, unter Belaffung der gefeplichen Ges 
haltsanſprüche u. f. w., iſt nicht an diefe Bedingung gebunden; 
kann jebody 3. 8. in HeffensDarmfladbt nad) bem angeführten $. 
ber Verf. Url. bei Richtern auch nicht gegen ihren Willen erfolgen. 
Vergl. Weiß, heff. Staatsr. $. 101. (&. 371). Der Verluſt des 
Nuhegehaltes ober Wartegeldes kann dann auch nur in Folge einer 
rihterlichen Berurtheilung eintreten. Vergl. Preuß. Verorbn. v 21. 
März 1825. Auch in ben Sähfifhen u. Reußiſchen Kürften: 
tbümern war ſchon durch ben $. 18. der gem. Oberappell.:Ger.- 
Ordn. anerkannt, daß „alle Dienftentfegungsfachen patentirter Staats: 
diener⸗ vor die Landes Juſtiz⸗Collegien gehörten. — 
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Anwendung gebradht werden. In Betreff der Seifllihen ent: 
ſcheiden die Grundſätze des Kirchenrechtd 11). 


6. 145. (6. 124.) 
D. Bon der Suspenſion der Staatödiener. 


Vergl. v. Quiftorp, rechtl. Bemerkungen. Bdo. I. No. XXI. &.80f. S. 
Stryck de suspensione ab officio, in beffen Disserlat. selectae. 
Vol, IV. Nr. IV. Pfeiffer, pract. Ausführungen Br. Ul. ©. 
- 360 f. Heffter im Neuen Ardiv des Criminalrs. Bd. XII. ©. 
53. ©. 161 f. 


Die Suspensio ab officio fann theild die Natur einer Stra: 
fe, theils die Eigenfchaft einer, bei Unterfuchungen wider öffent: 
liche Beamte eintretenden proviforifhen Maßfregel haben. — 
1. Als Strafmittel, wo fie auch mit der Entziehung des Ge: 
baltes für die Dauer der Strafzeit verbunden fein wird, Fümmt 
fie .fhon im römiſchen Rechte (auch bei Abvocaten) vor und 
wird auch vom canonifhen Recht gegen Geiftliche ald Beſſe⸗ 
rungsmittel zur Anwendung gebradt. In diefer Eigenfchaft 
fest fie gemeinredhtlich, und in allen Ländern wo Daß. gemein: 
rechtliche Princip fefigehalten ift, wie die Amtdentfegung, ein 
richterliche8 Verfahren und Erkenntniß voraus U. Wo und 
infoweit dagegen die Geſetze felbft eine Entlaffung auch im ab: 
miniftrativen Wege oder als Disciplinarftrafe anerkennen, wird 
dieß auch von der Suöpenfion gelten müffen 2). Aus Rüdficht 
auf die Forderungen des öffentlichen Dienftes ift dabei gewöhn: 


1) In Betreff Preußens f. Was. beftimmt das Geſetz über bie Abſetz⸗ 
barkeit der Geiſtlichen und Schullehrer? Königsb. 1842. 

1) Stryck de suspens. ab off. Cap. Il, n. H. v. Quiftorp a. a. 
D. ©. 87 f. Pfeiffer, prac. Ausführ. Bb. IT. &. 410. Weber 
Baiern f. v. Moy, bayer. Staater. Th. I. S. 336. Vergl. aud) 
Sondershäuf. Berf. Url. $. 77. 

2) Heffen = Darmft. Givildienfipragmat. Art. 234. Weiß, heſſ. 
Staater. I. $. 98 No. V. Sächſiſches Staatsdienftgef. $. 27. 
Milhaufer, fähf. Staater. I. $. 71. 72. Bannov. Grundgefes 
$. 163. Landesverfaff. Geſ. & 177. u. 178, vergl. .mit dem Grim, 

Geſetzb. Art. 27. Gefeh v. 8. Mai 1852. $. 3. 
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lich die Beſchränkung der Suspenfiond : Strafe auf eine Furze 
Zeit ausgefprochen 3). In manchen deutfchen Staaten kennt man 
die Suspenfion ald Strafmittel gar nicht mehr *). 

1. Als proviforifhe Maßregel während einer, wegen 
eined angefchuldigten gemeinen oder Dienft: Verbrechens eingelei- 
teten, Criminal⸗ oder Disciplingr = Unterfuchung findet die Sus⸗ 
penfton vom Amte ihre Rechtfertigung im Allgemeinen bann, 
wenn entweder die fortbauernde Ausübung des öffentlichen Am⸗ 
ted mit öffentlichem Aergerniß verbunden 3), oder baburch die 
Möglichkeit zur Fortfegung des Verbrechens, zur Vereitelung der 
Unterfuhung , oder zur Unterdrüdung der Wahrheit gegeben fein 
wurde. Bei einem angefchuldigten gemeinen Verbrechen wirb 
demnach voraudgefeht, daß es ein in der öffentliden Meinung 
entehrendbes Werbrechen ſei. Alle jene Gründe Fünnen aber ihrer 
Natur nach ſtets nur die Suöpenfion vom Dienfte, nicht aud 
die Einziehung der AmtseinPfünfte rechtfertigen, welche 
felbt im Kalle einer Verurtheilung des Staatsbienerd erft vom 
Augenblicke der richterlihen Sentenz an ald verwirkt betrachtet 
werben können 6). Indeſſen haben neuere Geſetze, abweichend 


3) So 3. B. in Hannover (Landesverf. Gef. 5. 178 und Gef. v. 8. _ 
Mai 1852 8.5) bei Richtern auf 3 Monate, bei andern Staatödies 
5 nern auf 1 Monat. Lesteres gilt aber nur für den Ball, wo bie 
Suöpenfion von ber Anftellungsbehörbe ale Strafe verhängt 
werden foll. Auch auf längere Beit kann die Suspenfion verhängt 
werben zur Strafe, wenn es auf dem im $. 177 des Landesverf. 
Geſetzes bezeichneten Wege gefchieht. Vergl. das Staatsdiener⸗Geſetz 
$. 58. 
Bergl. über Württemberg v. Mohl, Staatsrecht Th. U. ©. 126. 
S. 131 Rote8; über Braunfhweig das Staatsdienftgefes v. 1832 
6. 37. 41. 
c. 13. C. I. qu. 5. „Presbyter infamatus suspendatur usque 
ad dignam satisfaclionem, ne populus fidelium in eo scan- 
dalum patiatur.“ Vergl. Mittermaier, Gtrafverfahren. 4te 
Aufl. Th. IE $. 139. ©. 201 f. . 
Dieß bringt, infofern nicht befondere gefeglidye Ausnahmen beftehen, 
die Ratur ber Strafe mit fi), welche im Allgemeinen erft mit ber 
Berurtheilung rechtlich exiſtirt. Irrig iſt bie Anfiht von Heffter 
im N. Archiv des Griminalrs. Bb. XII. ©. 167, „daß das Amt 
Bahariä’s Staatsrecht. 2r Bb. Ite Aufl. 6 
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von diefem allgemeinen Rechtöprincip, mit der Suspenfion vom 
Amte überhaupt auch die Einziehung wenigftend eines Theiles 
der Amtseinfünfte verbunden und die Reftitution - derfelben 
von ber Bedingung völliger Freifprehung abhängig ge: 
macht 7). 


(d. H. bier daB eigene Recht des Beamten auf feinen Behalt) „mit 
Necht (2) als verwirkt von der Zeit an angefehen werbe, wo ſich ber 
Diener burd) feine Handlungen beffelben unwürdig gemacht habe, 
worüber das künftige Urtheil blos die Gewißheit geben folle.» Es 
liegt bier eine offenbare Verwechſelung der declaratoriſchen Eigen: 
ſchaft des Civil-Urtheils mit ber weſentlich verfchiedenen Natur bes 
Strafertenntniffes vor. Die Bemerkung Heffters in ber Note (107), 


die L. 244. D. de V. S. gehe nur auf die wirkliche Strafe, if 


°) 


fonderbar, da es fich ja hier gerade um die-Entziehung von Rechten 
sur Strafe handelt! — Anerkannt ift der obige Grundfag 3. B. 
in dee Sonderhäuſ. Verf. url. 6. 79. und in Hannoov. Staates 
dienergefeg $. 60. Hiermit ift aber die proviforifhe Innebes 
haltung der ganzen oder eines Zheiles der Befoldung nad) Grund: 
fägen der civilrechtlichen Arceft-Anlage, im Intereſſe ber Staatscaffe 
oder eines andern Betbeiligten, inöbefondere zur Dedlung ber Ko: 
ften der interimiftifchen Dienftverwaltung nicht ausgefchloffen. Aus 
dem legten Grunde läßt für den Fall ber Verurtheilung das Hans 
nov. Staatsd. Gel. $. 60 die Dienfteinnahme bis zur Hälfte einbe- 
balten. 

Der ganze Gehalt wird eingezogen im Großhzgth. Heffen, Weiß, 
heſſ. Staatör. ©. 3615 in ©. Coburg, nad) bem Gelege v. 10. 
Apr. 1821 $. 20. 25. ©. jedoch jest das Cob. Gothaiſche Staateb. 
Gef. v. 3. Mai 1852, wonach dem Guspenbirten und mit ber 
Verfegung in ben Anklageſtand die Hälfte der Beſoldung bleibt. — 
Kür Defterreich beflimmt ein Hofcanzlei = Decret v. 17. Mai 1828 
auch die Suspenfion vom Behalte, gefteht dem Suspendirten aber 
den Genuß ber, hödyftens zwei Drittel bes Gehaltes detragenden, 
Quiescenten=@ebähr zu. In Preußen wirb dem Suspendirten 
die eine Hälfte des Gehaltes gelafien, bei fchweren Dienftverbrechen 
nur der nothdürftige Unterhalt. Crim. Orbn. 5. 231. R. Archiv d. 
Sriminalre. Bd. XII. ©. 168. Gbenfo nah Sächſ. Staatsd. Gef. 
5. 23. Milhauſer, Staater. I. S. 226. In Baiern wird nad 
erfannter Special: Inquifition nur ber fe 9. Dien ſt gehalt eingezo- 
gen. Strafgefegb. II. Art. 487. Das Braunfhw. Staatsd. Gef. 
$. 41 fagt: “Cine nothwendige Folge der Suspenfion ift es, daß 
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Die Frage, von wem bie Suöpenfion vom Amte während 
ber Dauer eines Strafproceſſes gefchehen könne? ift im Ganzen 
nach den über bie Entlaffung geltenden Grundfägen zu keur: 
theilen. Inſoweit die letztere durch einen. richterlihen Aus: 
fpruch bedingt ift, iſt es auch die Suspenſion. Wo bagegen 
nach den Geſetzen ſelbſt bie Dienft-Entlaffung im abminiftrativen 
Wege gefcheben barf, wird aud die Suöpenfion wegen ange: 
ſchuldigter Dienftvergehen im Laufe ber barüber angeorbneten 
Unterfuhung auf demfelben Wege erfolgen fünnen, und damit 
auch die Frage über die Einziehung der Amtseinkünfte für die 
Dauer der Suspenfion ber Verfolgung auf gerichtlichem Wege 
entzogen fein 9). Das Recht der Regierung, einen Beamten 
ohne Bezugnahme auf einen feine Ehre beeinträchtigenden Grund 
und ohne Verletzung feiner vermögendrechtlichen Anfprüche, pro: 
viforifh oder auf unbeſtimmte Zeit außer Activität zu feben, ift 
hiervon unabhängig, in fo weit es nicht durch die Verfaffung, 
inöbefondere hinſichtlich des Nichteramtes befchränft if. Doch 


der Beamte alle Nebengebühren feines Amtes einftweilen nicht bes 
zieht, fol aber auch deffen Normalgehalt ganz ober theilmeife 
inne behalten werden, fo ift deswegen bei dem unterfuchenden Ges 
richte ein Antrag zu madıen und von biefem hierüber zu ertennen. 
Erfolgt eine gänzliche Freiſprechung, fo ift ber ſuspendirte Be⸗ 
amte, wegen ber ihm entzogenen Rebengebühren, zu entichäbigen, 
demfelben auch der inne behaltene Gehalt nad) zu bezahlen.“ Rich⸗ 
tiger beftimmt das Kurheff. Staats. Gef. $ 27 die Sache, ins 
dem es verfügt: „Mit: der Suspenflon vom Amte Tann die vorläus 
fige Einbehaltung eines nicht zum nothhärftigen Unterhalte des 
Staatsdieners erforderlihen Thelles des Gehaltes zur Dedung 
eines Kaffenbefeets. oder ber. Koften einer einftweiligen Dienſt⸗ 
dverfehung verbunden werden. Dagegen ftehet jedoch dem Bethei⸗ 
listen ber Rechtsweg offen.» Weber Hannover f. die vorige Note. 
Vergl. Übrigens Pfeiffer, prac. Ausführ. Bd. II. & 360 f. 
Heffter,-im NR. Arc). des Eriminale. Bd. XI. S 165. v. Mohl, 
mwärtemb. Staater. II. S. 126. Baierifches Strafgefegb. Th. I. 
Art. 437. _ Sondershauſenſche Verf. Url. $. 79. Hannov. 
Staatsd. Def. 5.60. Abweichende Grundfäge flellt auf das Braun: 
Ihweig. Staatsd. Bel. 8.41. Bergl. ferner Sächſ. Staatsd. Gef. 
$. 23. Milhaufer, ſächſ. Staater. I. $. 72. 
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bezieht ſich auch dieſe Beſchränkung nit auf ben Hal ber Ent: 
laſſung in Zolge einer Aenderung in ber Dienflorganifa: 
tion, worüber die neuern Geſetze in Betreff des hierbei zu be⸗ 
willigenden Wartegeldes nähere Beflimmungen enthalten 9). 


Deitter Eitel. 
Bon den verfhhiedenen GBegenftänden des Negierungsrechts. 
&. 146. ($. 143.) 


I. Augemeine Berfchiedenbeiten. 


Alle Gegenſtände, auf welche ſich die Thätigkeit der Staats: 

gewalt bezicht und resp. beziehen muß !), find RegierungS: 
fahen im weitern Sinne. Die Verſchiedenheiten, die dabei 
vorfommen, gründen ſich theild auf die verfchiedenen Zwede 
und Gegenftände, theild auf die verfchiedenen Mittel der 
Staatsthätigkeit. Im Allgemeinen kommen beſonders folgende 
Gegenfäße in Betracht: 
j J. Der Unterſchied zwifchen geiftllihen und weltlihen 
Sachen. Die erftern betreffen die Ausübung der Religion im 
Staate, die Rechte der Kirchen und was mit biefen in Ber: 
bindung ftebt. Alles, was nicht dazu gehört, ift weltlich. 

1. Der Unterfchieb zwifchen Adminiftrativ-Sachen (Ber: 
waltungsfadhen, Regierungsfadhen im engern Ginne), 
welche nach den Forderungen der factifhen Nothwendigkeit, 
nach den Principien des Nugens oder der Zweckmäßigkeit zu 
behandeln find, — und Juſtiz- oder Rechtsſachen, welde nad) 
ben geltenden rechtlichen Srundfägen behandelt und entfchie: 
den werden müffen. Als Unterarten ber Regierungsfadhen er: 
fcheinen die Polizei:, Cameral-, Finanz, Steuer:, Mi: 
litair:, Gnaden- und andere Sachen. Die Juſtizſachen find 
theils Civilz, theils Criminal: Zuftizfachen. . Beide Arten von 


9%) Bergl. Bannov. Staatsb. Gef. 5.106 f. u. Lanbesverf. Gef. $. 174. 

1) Eine allgemeine Gtloffification ber verfchiedenen Hoheitſsrechte in ma: 
terieller BHinfidyt, oder nad ihrem Gegenftande f. ſchon oben Ih. 
1. $. 20. 
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Sahen, d. h. bie Regierungd: und ZJuftizfachen, können übri- 
gend auch in Beziehung auf das nämliche Verhältniß 
mit einander concurriren, - d. h. ed kann der nämliche Ge: 
genftand nach verfchiebenen Beziehungen beflelben theild ald Ne: 
gierungd:, theild Suftizfache behandelt werden müffen. Auch ge: 
ſchieht es oft, daß an eine Regierungdfacye ſich eine Juſtizſache an- 
fhließt und umgelehrt. Ein Mittelglied zwifchen Juſtiz⸗ und 
Regierungsfachen, d. h. Sachen, wobei eine und diefelbe Frage 
theild nah Grundfäßen der Verwaltung, theild nach Grund⸗ 
fäben ded Rechts zu entfcheiden wäre, giebt ed nicht und kann 
eö nicht geben. Wenn deffen ungeachtet, befonderd in neuerer 
Zeit, von Adminiſtrativ-Juſtizſachen gefprodhen wird, fo 
läßt fich eigentlich nur infofern ein vernünftiger Sinn damit ver: 
binden, ald man darunter Sachen verfteht, welche an ſich Juſtiz⸗ 
oder Verwaltungsfachen find, die aber nach den beftehenden Ein: 
rihtungen ald Verwaltungsſachen den Gerichten, oder, obwohl 
fie zu den Juſtizſachen gehören 2), dennoch Adminiftrativ: 
Behörden zur Behandlung und Entfcheibung zugewiefen find. 

N. Von einem andern Standpunkte aus werden häufig die 
Militairſachen den Civilfachen gegenüber geftellt, wo dann 
unter letztern alle übrigen Regierungs- und Juſtizſachen begrif⸗ 
fen find. 

IV. Endlich kann man zwifchen innern und äußern Res 
gierungsfachen, im weitern Sinne unterfcheiden. Dabei ift 
der Zufammenhang ded äußern Regierungsrechts mit den meiften 
Zweigen ded Innern unverkennbar. 


2) Man entgeht wenigſtens der innern Contradictio in adjecto, wenn 
man, wie 3. 8. D. Kuhn, das Wefen der beutfchen Abminiftrativ: 
Zuftiz 1843, einfach behauptet, alle Admin.⸗Juſtiz⸗Sachen feien gar 
feine Zuftige, fondern reine Berwaltungsfachen. Gewiffermaßen 
dem gegenüber fteht die Moh l'ſche Präventiv:Juftiz ober Rechtspo⸗ 
figei, welde in der Abwendung verbreherifher Recht sſt ö⸗ 
rungen durch Zwang gefunden und der Juftiz vinbizirt wird, 
die Hiernach in die vorbeugende und bie wiederherſtellende 
getheitt wird. &. Mohls Syſtem der PräventivsIuftiz. od. Rechts: 
polizei. 2te Aufl. Zübing. 1845. 
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$. 187. 6. 144.) 


Eu. Zinöbefondere vom Unterfchied zwiſchen 
Negierungs⸗ und Suftisfachen. 


%. St. Yütter’s Literatur des Staater. Th. II. ©. 499. ©. 5415 f. — 
D. &. Strube, Unterricht von Regierungs- und Juſtizſachen. 
Hifdesh. 1733, und im Anhang zum V. Bande der rechtlichen Be: 
denken. Deſſelb. Nebenftunden. Th. III. Abd. 13. No. 2. 3. — 
G. Chr. Schreiber, de causarum politiae et earum, quae ju- 
stiliae dicuntur, conflictu et differentia. Goett. 1739. — C.F. 
Hommel, de differentia causarum politiae et justitiae. Lips. 
1770. — P. C. W. ab Hohenthal, de ambitu politiae ejusque 
a justitia discrimine. Lips. 1774. 1776. — J. Fr. 0. C. de Neu- 
rath, observationes de cognitione et potestate judiciaria in cau- 
sis, quae politiae nomine veniunt. Erlang. 1780. — dv. Berg’s, 
Bandb. des Polizeyrechte. Bd. I. ©. 131 f. Bd. IV. 8.9 f. — 
5 8. Gavard, welches find Juſtizſachen? Nürnb. 17%. — v. 
Ramdohr, über Zuflisfachen, in deſſen juriſtiſchen Erfahrungen. 
zb. I. ©. 369 f. — Lips, Verfuc die Gränzen zwilchen Ju⸗ 
flize u. Polizeifachen abzufteden. Münden 1812. — Rudhart, 
.über die Verwaltung ber Zuftiz durch abminiftrative Behörden. 
Bürzb. 1817. — Nibler, über die Trennung ber Gerichte in 
Civil⸗- und Abminiftrativs Gerichtes im Archiv f. civil. Prax. Mb. 


I. ©. 374 fr — Mittermaier, Beiträge zur Lehre von den 
Segenftäuben bes bürgl. Prozeffes, im Archiv f. civil. Prar Bd. 
IV. &. 3056—370. — Ueber das Forum der abminiftrativ = contens 


tiöfen Sachen. Ulm 1821. — Puchta, in ben Beiträgen zur &es 
feggebung und zur Praris bes bürgerl. Rechtsverfahrens. Bd. I. 
Erlang. 1822. ©. 202 fe. — Pfeiffer, pract. Ausführungen. 
Bd. J. ©. 237 f. — v. Weiler, über Verwaltung und Juſtiz 
und über die Gränzlinie zwifchen beiden. Mannh. 1826. — v. 
Pfizer, über die Gränzen zwifchen Verwaltungs» unb Giviljuftiz 
und über bie Form bei Behandlung der Verwaltungs⸗Juſtiz. Gtuttg. 
1828. — Mittermaier, im Archiv f. civil. Prar. Bd. XI. ©. 
393-408. — Pfeiffer, über das rechtlihe Verhältniß der Ju⸗ 
fliz zur Abminiftration, zum Zwecke einer genauen Sonderung bes 
amtlihen Wirkungskreifes der Berichte und der Verwaltungsbehör⸗ 
den, in den practifchen Ausführ. Bd. II. (1831) &. 182-632. 
Insbefonbere gehören von diefer ſehr ausführlichen und gründli⸗ 
den Abhandlung hierher: S. 182— 231. S. 298 f. ©. 436 f. 
S. 76 f. (An die theoretifche Ausführung fchließt ſich &. 535 f. 
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bie Mittheilung einer Menge practifcher, vom Ober⸗Appellations⸗ 
gericht zu Gaſſel entfchiebener, Fälle). — v. Pfizer, Prüfung 
der neueften Einwendungen gegen die VerwaltungssZuftiz. Etuttg. 
1833. — v. Minnigerode, Beitrag zur Beantwortung ber 
Trage: was ift Jufliz> und was ift Abminiftrativfahe? Darmſt. 
1835. — Jordan in Weiske's Rechtslexikon. Leipz. 1838. Sb. 
J. S. 134 f. — Gottl. Lebr. Bunte, die Verwaltung in ibs 
rem Verhältniſſe zur Juſtiz und bie Bränglinie beider. Zwickau 
1838. — Pfeiffer, über bie Gränzen ber richterlichen Compe⸗ 
ten; rüdfichtl. des gegen Verfügungen ber Staatsverwaltungsbehörs 
ben ergriffenen Rechtsweges; in ben pract. Ausführungen Bd. 
V. S. 201f. — v. Rotted im Staatöleriton Bd. VII. &. 720 f. 
— Mittermaier, über das Berhältniß der Zuftiz zu den Bers 
waltungsfadhen u. f. w. im Archiv f. civil, Praris. Bd. XXL ©. 
254 f. Bd. XI. ©. 47 f. — Derfeibe, über Verhältniffe ber 
Verwaltung und Zuftiz in Bezug auf Streitigkeiten über Gegens 
fände ber Negalität mit befond. Beziehung auf das Waſſerrecht; 
im Ardiv f. civil. Praris. Bb. XXIM. ©. 125 f. — Reyſcher, 
in der Zeitfchr. für deutfches Recht. Bd. II. &.159f. — Gigen: 
brod, das Verhältniß der Gerichte zur Verwaltung im Großhers 
zogth. Heften, mit Entſcheidungen des Staatsraths. Darmft. 1848. 
— Puchta in. Richter's Jahrb. für deutfhe Rechtswiſſenſch. 
Jahrg. 1840. S. 123f. — (Otto Kuhn) Die Trennung ber Ju⸗ 
ſtiz und Abminiftration. Ein Beitrag zur Staatsphilofophie und 
zum pofitiven dbeutfchen Staatsrechte. Leipzig 1840. (Vergl. Über 
diefe Schrift die Recenfion von Funke in Richter's Jahrb. f. d. 
Rechtewiff. 1841. Bd. I. &. 289-322 u. Pfeiffer’s pract. Aus⸗ 
führ. Bd. VL ©. 106 f) — Dtto Kuhn, das Wefen der 
deutfdyen AbminiftrativsJuftiz, nebſt einer Analyſe verſchie⸗ 
dener deutſcher Abminiftrativ » Zuftiz = Entfheidungen. Dresden u. 
Leipz. 1843. — Pfeiffer, über Abminiftrativjufliz in den pract. 
Ausführ. Bd. VI. S. 1-124 f..— Stahl, Rechtsphiloſophie. 
Th. II. Abth. 2. ©. 407. 2te Aufl. S. 446f. — Wippermann, 
Beiträge S. 103f. — Bluntſchli, Allgem. Staater. Bud VI. 
Kap. V. ©. 498f. — Meine Abh. üb. das Verhältn. ber Jufliz 
zur Adminiftr. im Mag. f. Hannov. Recht. Bd. J. ©. L f. 


Leift, Lehrb. bes Staatsr. $. 101. — Gönner, Staatsr. $. 
303. — Häberlin, Handb. bes deutſch. Staater. Bd. II. ©. 
456 f. — Kiüber, öffentl. R. 5. 376. $. 389 f. — Böpfl, 
Gtaatör. $. 140. — Vergl. auch die Lehr= und Handbücher bes 
Civil⸗Prozeſſes bei der Krage, was Gegenftand eines Givil=Pros 
zeſſes fei? S. insbefonbere: Gönner, Handd. bes gem. deutſch. 
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— Prozeſſes. Sb. II. Abh. XXVI. &.217f. ©. auch Mittermaier, 
der gem. deutfche bürger!. Prozeß. Erſter Beitrag. Ike Aufl. Bonn 
1838. 5. 13f. Mühlenbruc,, Entwurf des gemeinrechtl. Givils 
Prozeffes. 2te Aufl. Halle 1840. 8.14. ©. 16f. 

Die ausländifche Literatur über biefen Gegenſtand, namentlich 
die frangöf. Schriften, find insbefondere benugt in den angef. Abs 
bandi. v. Mittermaier. S. auch Zeitſchr. für Geſetzgeb. und 
Rechtswiſſ. bes Auslandes. Bd. I. No. XL. u. Kulenkamp, Bei: 
träge zu der Lehre vom Berhältniffe der Rechtöpflege zur Verwal⸗ 
tung nad) der Verfaſſung Frankreichs und Weftphalens. Gött. 1813. 


A. Einleitung. 


1. Die Beantwortung der vielbefprochenen und höchſt wich: 
tigen Frage über den Unterfchied zwiſchen Juſtiz und Bermwal- 
tung ift an ſich von der Belchaffenheit der Staatöverfaf: 
fung, von der Beherrſchungs- und Regierungsform, fowie auch 
davon unabhängig, ob dad Subject der Staatögewalt unmittel- 
bar felbfithatig auftritt, oder ob der Werfaflung zufolge bie 
Ausübung gewifjer Functionen dur beflimmte dazu beftellte Be- 
börden geſchehen muß, und ob biefen Behörden blos Geſchäfte 
der einen Art, ober zugleich der andern Gattung übertragen find. 
Denn fowie der Begriff ded Rechts im Allgemeinen überall der: 
felbe ift, fo tritt die Nothwendigkeit des Schußes der Rechte im 
Staate und der Entfdeidung über flreitige Rechte nah Grund⸗ 
fügen des Rechts überall in gleiher Maße ein. Auch iſt ed ein: 
leuchtend, daß eine Behandlung verfchiedener Geſchäfte fehr wohl 
durch diefelbe Perfon und doch nach den verfchiedenen, dafür in 
Betracht kommenden, Principien gefchehen könne. Der an ſich 
rein objective Unterfchieb zwifchen Zufliz und Verwaltung 
muß daber von der Frage über die Nothwendigkeit einer Orga: 
nifation felbfifländiger, d. h. innerhalb ihres Wirkungskrei⸗ 
fed von dem Einfluß des Regenten oder der Regierung unab: 
hängiger, Gerichte und von ber Frage über die Zweckmäßigkeit 
einer formellen Scheidung der Juſtiz und Verwaltung, wie 
fie dur die Anordnung verfchiedener Behörden für das 
eine und das andere verwirklicht werden kann, durchaus gefon: 
dert werden. Denn das Eine wie dad Andere ift nur eine äu: 
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Bere formelle Einrichtung, welche darauf abzwedt, eine befons 
dere Sarantie dafür zu gewähren, daß jeder Gegenfland nach 
feinem Principe behandelt werde D. Als natürlich wefent: 
lie und un umgänglich nothwendige Beflandiheile jeber 
Staatöverfaffung kann man aber diefe Einrichtungen nicht be: 
tradhten 2), obwohl fie da, wo fie einmal durch das pofitive 
Recht getroffen und. durd die Verfaſſung fanctionirt find, wo 
inbefondere die Unabhängigkeit oder Selbſtſtändigkeit der Rechts: 
pflege zu einem Hauptgrundſatze der Staatöverwaltung erhoben 
worden ift, allerdings zur Folge haben, daß jede Abweichung von 
diefem pofitiv= rechtlichen Srundfage fletd zum formellen Uns 
Rrechte wirb, und daß fie mittelbar der Unterfcheidung zwilchen 
Juſtiz und Verwaltung eine weit höhere Wichtigkeit und 
größere practifche Bedeutung beilegen. — Aus bemfelben Grunde 
der Nothwendigkeit einer rein objectiven Auffaflung bed Un: 
terſchieds zwiſchen Juſtiz⸗ und Verwaltungsſachen muß man fid 
bei der Beflimmung bed Begriffs einer Juſtizſache auch vor dem 
häufig begangenen Zehler hüten, an fih unweſentliche 3), ins: 


I) Weitere Barantieen baflir liegen in ber Beſchaffenheit ber ganzen 
Berfaffung, insbeſondere in der verfaffungsmäßigen Verantwortlich 
teit ber Staatsbeamten. Vergl Mittermaier im Arc. f. civ. 
Praris. Bdo. IV. ©. 310. 


2) Demgemäß ift es unzuläffig, a priori eine Unabhängigkeit der Zus 
fliz vom Regenten, im Gegenfag zur Verwaltung zu conflruis 
ven, — vergl. 3. B. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IIL ©. 186 
und Stahl, Rechtsphiloſ. Bd. II. Abth. II. ©. 442f. — gleihfam 
als ob nicht auch der Regent felbft, in erfter ober letzter Inſtanz, 
eine Recht sſache nad) rechtlichen Grunbfägen enticheiden könnte. 
Man vergibt dabei, daß in den alten Monarchieen das Richteramt 
bes Fürſten entfchieden anerkannt war und aud geübt wurde und 
bag felbft heutiges Tages in mehreren Ländern, wenigftens was bie 
Ausfertigung der Sreenntniffe betrifft, der Fürſt als felbft vechtfpres 
hend auftritt, mag bieß auch jegt eine bloße Form fein. 
Berfchiebene, von Schriftftellern aufgeftellte, unmwefentliche Merkmale 
prüft Mittermaier im Arch. für civ. Prar Bd. IV. ©. 318 f. 
Auch die Segenfäge, weile Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. ©. 
186 aufftelt, geben zum “heil zu weit. 
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befontere ſabjective Bezietungen ia den Begriff aufzunehmen 
und als ein weirmlites Mirtnäl teren kimofieln. So bat 
man 3. B. cHtas tie Misiittet einer Jerichtlichen Verhand⸗ 
lung,- eder "Lie Unterwürñgkeit des Gegners unter einen Rich⸗ 
ter- zur Bedingung einer Quitiziate gemacht und dadurch 
von vorn herein einen unrihtigen Stantrunkt gewonnen. Denn 
fo wichtig auch tie Frage ii, für welche Sachen tie im Staate 
vorbhantenen Gerichte competent fein? fo ift tod der Be: 
griff einer Rechts: oder Juſtizſache hiervon unabhangig ?). 

1. Auch in Deutidland, wo fich die f. g. Unabhängigkeit 
und Selbſtſtändigkeit der Rechtspflege nur allmählig zum reichs⸗ 
und landeöverfaffungsmäßigen Grundfage entwidelte, und anderer 
Seits durch die Zortbildung der Landeshoheit zu einer wahren 
Staatögewalt der Wirkungsfreis der Adminifitation mehr und 
mehr erweitert wurde, bat der Unterfchieb zwiſchen Zufliz: und 
Verwaltungs: Sahen dadurch fehr an Bedeutung gewon: 
nen unb ift deßhalb noch mehr in der neuen Zeit als wichtig 
hervorgetreten, baß innerhalb gewiſſer Gränzen auch eine Schei: 
dung der Zuftizs von ben Abminiflrations » Behörden 
durchgeführt wurde. Dabei war es aber natürlih, daß, da ſich 
das Neihsregiment faft nur noch in der Function der allge: 
meinen Gefebgebung und der Thätigkeit der Reichögerichte Außer: 
te, im Uebrigen aber die unmittelbare Regierung nur in ber Ter⸗ 
ritorial⸗Gewalt oder Landeshoheit hervortrat, der Unterfchied zwi: 
fhen Juſtiz⸗ und Regierungs- Sachen mehr im Landes: ald im 
Reichs ſtaatsrechte wichtig wurde. Zugleich gewährte die Reichs: 


4) Denn abgefehen bavon, daß es auh Rechte und mithin auch 
Rechtsſachen zwiſchen unabhängigen Staaten giebt, obgleich 
dafiir, abgefehen von unferem beutfchen Bunbesverhältniß, kein an- 
derer Michter als bie ultima ratio regum eriftirt3 fo giebt es auch 
im Staate Überall ganz zweifellofe Recht sſachen, denen body der 
Richter fehlen kann, 3. 8. Succeſſions⸗Streitigkeiten zwifchen verſchie⸗ 
denen Kron⸗Prätendenten; gewiffe Verfaffungs: Streitigkeiten. Für 
einen bis dahin auch bes richterlichen Schuges entbehrenden Kal hat 
ber Art. 30 ber Wiener s Schlußacte v. 1820 Worſorge getroffen. 
Mittermaier im Archiv für civ. Prax. Bd. IV. ©. 335. 
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verfoffung in der Unterorbnung der Landeshoheit unter die Reiches 
Serihtöbarkeit ein genügendes Mittel, um in ben Zällen, wo 
dad Recht mit dem Nutzungs-Princip ‚oder ber f. g. ralio slalus 
(Staatsraifon) in Gollifion gerieth, eine gerechte Enticheidung 
herbeizuführen und Mißbräuchen der Eandeshoheit in ihrer abs 
miniftrativen Richtung eben fo, wie in ber Verwaltung der 
Rechtspflege zu begegnen. Hierin liegt aber zugleich ber 
Grund, weshalb man daraus, daß zur Zeit des Reichs dieſe ober 
ine Angelegenheit von den Reichdgerichten entfchieden worden 
if, nicht folgern darf, daß fie auch jegt noch als eine Rechtss 
oder Zuftizfache betrachtet werben müfle 5), fowie umgebehrt 
der Umſtand, daß es hinfichtlich mancher wahren Rechtsſache nach 
Auflöſung des Reichs an einem competenten Richter fehlt, dem 
Rechte nur feinen Schuß, nicht aber fein Dafein entzogen 
bat. Inſofern darf man ohne Zweifel behaupten, daß die Aufs 
löfung des deutfhen Reichs, welche man öfters als höchft 
einflußreih auf den Gegenſatz zwifchen Juſtiz- und Regierung: 
ſachen erflärt hat 6), an und für ſich ober für den, rein obs 
jectiv zu faflenden, Unterfchied bedeutungsdlos fei 7). Eben 


5) In ber allgemeinen Unterorbnung ber Landeshoheit unter bie, in ben 
Reichsgerichten repräfentirte, Staatögewalt war nämlich bie Möge 
lichkeit gegeben, eine Regierungs: Maßregel, 3. B. eine Steueraufs 
Inge, aud blos ihrer Rothwendigfeit und Zweckmäßigkeit 
nach zu beurtheilen, was, ba es nad) Redtsgrundfägen nicht geſche⸗ 
ben Fann, an fich gar Feine Rechts oder Juſtiz-Sache if. Mits 
termaier im Arch. f. civ. Prax. Bd. IV. 8.331. ©. 334. Pfeifs 
fer, pr. Xusf. Bd. II. ©. 194. 


Wie dieß 3. 8. von Gönner, v. Weiler u. X. gefchehen ift; 
vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IL. &. 19%. Vergl. auch 
ebendaf. Bb. L &. 221. | 


Vergl. Pfeiffer, a. a. ©. S. 191. Doch fehlt auch diefer Schrifte 
flellee barin, baß er bei der Begründung feiner Anficht ausgeht (im 
6. 1) von der Beſtimmung der Verſchiedenheit des Wirkungskreiſes 
ber rechtſprechenden und verwaltendben Behörden im Allges 
meinen und danach dann im 'S. 2 ben Begriff von Zufliz= und 
Regierungs-Sachen, als dem eigenthümlichen Gegenſtande ber 
verfchiedenartigen Wirkſamkeit beider feftzuftellen ſucht, obgleich doch 


— 


4 
— 





2 Staatsr. d. Buntestiaaten. — Regierungsredt. 1$. 177.) 


jo iſt aber audy in Beziehung auf tie Competenz ber Landes: 
gerihte und ihr Verhältniß zur Aminifiration an und für fi 
feine Beränderung vor fih gegangen, in fo weit nicht eine aus: 
drudliche Ausdehnung oder Beſchränkung ihrer Competenz nad): 
zuweifen ii. — Un einer allgemeinen geſetzlichen Feſtſtellung 
des Unterſchieds zwifchen Zufliz: und Verwaltungsſachen bat es 
übrigens von jeher gefehlt. Auch die Bundeögefeggebung, 
obgleich fie im Art. 29 der Wiener Schlußacte von Juſtiz ver⸗ 
weigerung und von Beſchwerden uber verweigerte ober ge: 
hemmte Rechtspflege redet, bat fidy einer allgemeinen Feſtſtel⸗ 
Iung bed Begriffes einer Juftizfache enthalten. Die Beurtheilung 
der Frage fol „nad der Verfaffung und den beſtehenden 
Geſetzen jedes Landes« Statt finden, was zwar einer Seite 
ſehr zur Verminderung bed dabei bezwedten Rechtsſchutzes gerei: 
hen kann, andrer Seits aber auch bei der verfchiedenen formel: 
Len Begränzung der Rechtöpflege im engem Sinne in ben ein: 
zeinen Bundesftaaten nicht wohl zu vermeiden war. Wo jene 
befondern Beflimmungen aber Feine Entfcheidung an die Hand 
geben, werben die allgemeinen Grundfäge zur Anwendung 
fommen müffen, deren Eriftenz und fubfidiare Gültigkeit, unge: 
achtet der Schwierigkeit ihrer Feftflellung, nicht bezweifelt wer: 
den darf 8). Wie zahlreich die Verſuche zur Löfung diefer Auf: 
gabe feien, zeigt fchon die dieſem Paragraphen voraudgeftellte 
Literatur, binfichtlich welcher noch im Allgemeinen zu bemerken 
ift, daß die Altern Schriften zum Theil blos das Verhältniß der 





offenbar nur der umgelehrte Weg, db. h. daß man aus bem Begriff 
der Zuftizfache den Wirkungskreis der Berichte beflimmt, als der 
richtige betrachtet werben kann. Auch hierbei bat bie Idee von eis 
ner Scheidung zweier verfchiedener „Sewalten ,« weldye als coorbi= 
nirte einander gegenüber fländen, oft fchäblih gewirkt. KWergl. 
Dfeiffer, a. a. O. ©. 188. 


8) Daß auch von Seiten ber deutichen Bundesverſammlung bie Eriftenz 
ſolcher allgemeinen Grundſätze anerkannt wird, zeigen die Verhand⸗ 
lungen über die bei ihr zur Entfcheidung gekommenen Privat sRecla= 
mationen wegen Juflizs Berweigerung oder Hemmung ber Rechtö- 
pflege. Bergl. Klüber, öffentl. Recht. $. 169. 
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Juſtiz zur Polizei im Auge haben, weil bieß am frühſten Wer: 
anleffung zu Collifionen darbot. Die neuern Schriften faflen 
die Sache allgemeiner und befchaftigen fich zugleich mehrentheile 
mit einer Rechtfertigung und anbrer Seits mit einer Widerle: 
gung des modernen Begriffs der f. g. Adminiftrativ- Iuftiz., 
Die Berfuche, welche ältere und neuere ‚Landeödefege zur Zeit: 
Relung der Gränzen zwifchen Juſtiz⸗ und Regierungs: (insbefon: 
dere Polizei:) Sachen gemacht haben, find theild an ſich man: 
gelhaft, theil® betreffen fie nur die formelle Seite der Frage 
und die Begränzung der f. g. Adminiſtrativ⸗Juſtiz 9). 


8.148. ($. 145.) 
B. Begriff und Merkmale einer Juſtizſache. 


Eine Rechts- oder Juſtizſache ift im Allgemeinen 
überall anzunehmen, wo «8 fih um das (beftrittene) Da⸗ 
fein oder den Umfang eines Rechts im fubjectiven 
Sinne, um die nothwendigen Voraudfegungen fei- 
ner Ausübung oder um die Beflimmung der redt: 
lihden Folgen einer Gefegeöverlegung handelt N). 
Hierbei ift es einerlei: 1) ob der Gegenſtand ber Beurthei⸗ 
lung dem öffentlichen Rechte (zu dem 3. B. aud dad ganze 
Strafreht gehört), ober dem Privatrechte, ober beiden 
zugleih, anheimfällt 2); 2) ob es fihb um die Wiederher: 


9) Gin beadytungswerthes Geſetz ift 3.8. das für Meiningen erlaffene 
v. 16. Zun. 1829. Im Auszug mitgeteilt im Archiv f. civ. Prar. Mb. 
XIII. S. 109f. S. auch Bd. XV. S.300f. Bd. XVII. ©. 306 f. 

Die Begriffspeftimmungen von Pfeiffer, pract. Ausf. Bd. I. ©. 
237 f. Bb. II. ©. 189 und von Mittermaier im Arch. für civ. 
Prar. Bd. HI. &. 313 u. 328 und befond. Bb. XXI. &. 280 nähern 
fid) ber obigen Definition am Meiften. ©. auch Mittermaier’s 
Prüfung ber entgegenftehenden Anfichten von v. Weiler, v. Pfi- 
zer u. A. ebendaf. Bd. XII. ©. 398 f. 
Sönner, Handb. des Proc. Th. I. Abh. 26. $. 17. Pfeiffer, 
pr. Ausf. Sb. I. ©. 238f. — Die vielfady vertheibigte Beſchrän⸗ 
tung bes Begriffs einer Zuftizfache auf Verlegung eines auf 
gültigem „Privattitel» beruhenden Rechts, läßt fi) durchaus 


ur 
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von biefem allgemeinen Rechtöprindip, mit der Suspenfion vom 
Amte überhaupt auch die Einziehung wenigftend eines Theiles 
der Amtdeinfünfte - verbunden und die Reftitution derſelben 
von der Bebingung völliger Sreifprehung abhängig ge: 
macht 7). 


(d. h. Hier das eigene Recht des Beamten auf feinen Gehalt) "mit 
Mecht (?) als verwirkt von der Zeit an angefehen werde, wo fidy ber 
Diener durch feine Handlungen deffelben unmwürbig gemacht babe, 
worüber das fünftige Urtheil blos die Gewißheit geben folle.« Gs 
liegt bier eine offenbare Verwechſelung ber declaratorifcdyen Eigen: 
fchaft des Civil = Urtheils mit ber wefentlich verfchiedenen Natur bes 
Straferkenntniffes vor. Die Bemerkung Heffters in der Note (107), 


. bie L. 244. D. de V. S. gehe nur auf die wirfiihe Strafe, if 


9 


ſonderbar, da es ſich ja hier gerade um die Entziehung von Rechten 
zur Strafe handelt! — Anerkannt iſt der obige Grundſatz z. B. 
in der Sonderhäuſ. Verf. urk. F. 79. und in Hannov. Staates 
dienergefe& $. 60. Biermit ift aber die proviforifhe Innebe: 
haltung ber ganzen oder eines Theiles der Befoldung nad Grund⸗ 
fägen ber civilrechtlichen Arreft:Anlage, im Intereſſe der Staatscaffe 
ober eines andern Betheiligten, in&befondere zur Dedung der Ko⸗ 
ften der interimiftifchen Dienftverwaltung nicht ausgefchloffen. Aus 
dem legten runde läßt für ben Fall ber Verurtheilung bas Dan: 
nov. Staatsd. Bel. $. 60 die Dienfteinnahme bis zur Hälfte einbe: 
balten. 

Der ganze Gehalt wirb eingezogen im Großhzgth. Heffen, Weiß, 
beff. Staater. & ©. 351; in &. Coburg, nad) bem GBefete v. 10. 
Apr. 1821 $. 20. 25. ©. jedoch jest das Cob. Gothaiſche Staatsb. 
Geſ. v. 3. Mai 1852, wonad) dem Guspendirten und mit der 
Verfegung in den Anklageftand die Hälfte der Befoldung bleibt. — 
Kür Oeſterreich beflimmt ein Hofcanzleis Decret v. 17. Mai 1828 
aud) die Suspenfion vom Gehalte, gefteht dem Suspendirten aber 
den Genuß der, höchſtens zwei Drittel des Gehaltes betragenden, 
Quiescenten s Gebühr zu. In Preußen wird dem Guspenbirten 
die eine Hälfte des Gehaltes gelaffen, bei ſchweren Dienftverbredhen 
nr der uothbärftige Unterhalt. Crim. Ordn. $. 221. R. Archiv d. 
Griminalre. Bd XI. S. 168. Ebenſo nah) Saächſ. Staatsb. Gef. 
$. 3. Milhaufer, Staater. I. S. 226. In Baiern wird nad 
erfannter Specials Inquifition nur der ſ. 9. Dienftgehalt eingezo⸗ 
gen. Strafgefegb. II. Art. 487. Das Braunfchw. Staatsd. Gef. 
$. 41 fagt: „ine nothwendige Folge der Suspenſion ift es, daß 
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Die Frage, von wem die Suspenfion vom Amte während 
der Dauer eines Strafprocefies gefchehen könne? iſt im Ganzen 
nach den über bie Entlaffung geltenden Grundfägen zu beur⸗ 
theilen. Inſoweit die legtere Durch einen richterlichen Außs 
ſpruch bedingt ift, iſt es auch bie Suspenfion. Wo bagegen 
nad) den Geſetzen felbft die Dienft-Entlaffung im adminiftrativen 
Wege gefcheben darf, wird auch die Suspenfion wegen ange: 
Ihuldigter Dienflvergehben im Laufe ber barüber angeorbneten 
Unterfuchung auf demfelben Wege erfolgen können, unb bamit 
auh die Frage über bie Einziehung der Amtseinkünfte für die 
Dauer der Suspenfion der Verfolgung auf gerichtlichem Wege 
entzogen fein 9). Das Recht der Regierung, einen Beamten 
ohne Bezugnahme auf einen feine Ehre beeinträchtigenden Grund 
und ohne Verlegung feiner vermögendrechtlichen Anfprüche, pro: 
viforifch oder auf unbeflimmte Zeit außer Activität zu feben, ift 
hiervon unabhängig, in fo weit es nicht durch die Werfaffung, 
indbefondere binfichtlicy des Nichteramtes befchräntt if. Doch 


der Beamte alle Nebengebühren feines Amtes einftweilen nicht be= 
zieht, Toll aber auch deſſen Normalgehalt ganz ober theilweiſe 
inne behalten werben, fo ift deswegen bei bem unterfuchenden Ges 
richte ein Antrag zu machen und von biefem hierüber zu ertennen. 
Erfolgt eine gänzliche Kreifprehung, fo ift der fuspendirte Bes 
amte, wegen ber ihm entzogenen Nebengebühren, zu entfchädigen, 
demfelben auch der inne behaltene Gehalt nad) zu bezahlen. Rich⸗ 
tiger beflimmt das Kurheſſ. Staatsb. Gef. $ 27 die Sache, ins 
bem es verfügt: „Mit: der Suspenfion vom Amte kann die vorläus 
fige Einbehaltung eines nicht zum nothdürftigen Unterhalte des 
Staatsdieners erforderlichen Theiles des Gehaltes zur Dedung 
eines Kaſſendefeets oder der Koſten einer einſtweiligen Dienſt⸗ 
verſehung verbunden werden. Dagegen ſtehet jedoch dem Bethei⸗ 
ligten der Rechtsweg offen.» Ueber Hannover f. bie vorige Rote. 
8) RBergi. Übrigens Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IM. S 360 f. 
Deffter, im NR. Arch. des Criminalr. Bb. XII. S 165. v. Mohl, 
würtemb. Staater. II. S. 126. Baieriſches Strafgefepb. Th. I. 
Art. 437. GSondershaufenfhe Berf. url. $. 79. Hannov. 
Staatsb. Geſ. 5.60. Abweichende Srunbfäge flellt auf das Brauns 
ſchweig. Staatsd. Gef. $.41. KBergl. ferner Sächſ. Staatsd. Gef. 
$. 23. Milhauſer, fühl. Staatör. I. $. 72. 
6 & 
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bezieht fih auch diefe Beſchränkung nicht auf den Fall der Ent: 
laſſung in Folge einer Aenderung in der Dienflorganifa: 
tion, worüber die neuern Geſetze in Betreff des hierbei zu be: 
willigenden Wartegeldes nähere Beltimmungen enthalten ?). 


Britter Titel. 


Bon den verſchiedenen Begenftänden des Negierungsrechts. 
$. 146. ($. 143.) 


I. WHllgemeine Berfchiedenbeiten. 


Alle Gegenftände, auf welche fich die Thätigkeit der Staats: 
gewalt bezicht und resp. beziehen muß 9), find Regierung: 
fahhen im weitern Sinne Die BVerfchiedenheiten, die dabei 
vortommen, gründen fich theild auf die verfchiedenen Zwecke 
und Gegenftände, theild auf die verfchiedenen Mittel der 
Staatöthätigkeit. Im Allgemeinen kommen befonderd folgende 
Gegenfäge in Betradt: 

_ J. Der Unterfchieb zwifchen geiftlihen und weltlichen 
Sahen. Die erftern betreffen die Ausubung der Religion im 
Staate, die Rechte der Kirchen und waß mit diefen in Ber: 
bindung flieht. Alles, was nicht dazu gehört, ift weltlich. 

11. Der Unterfchied zwifchen Adminiftrativ-Sachen (Wer: 
waltungsfadhen, Regierungsfadhen im engern Sinne), 
welche nad den Forderungen der factifhen Nothwendigkeit, 
nach den Principien des Nugens oder der Bwedmäßigfeit zu 
behandeln find, — und Juſtiz- oder Rechtsſachen, welche nad) 
den geltenden rehtlihen Grundſätzen behandelt und entfchie: 
den werben müflen. Als Unterarten ber Regierungsfachhen er: 
fcheinen die Polizei:, Sameral:, Finanz, Steuer:, Mi: 
litair:, Gnaden- und andere Sachen. Die Juſtizſachen find 
theild Civil-, theild Criminal Quftizgfachen. . Beide Arten von 


9%) Bergl. Hannov. Staatsb. Gef. $.106f. u. Kandesverf. Gel. $. 174. 

1) Eine allgemeine Glaffification ber verfchiebenen Hoheitsrecdhte in mas 
terieller Hinfiht, ober nad ihrem Gegenftande f. ſchon oben Th. 
1. $. 20. 
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Sachen, d. h. die Regierungd- und Juſtizſachen, können übri: 
gend auch in Beziehung auf das namlihe Verhältniß 
mit einander concurriren, - d. h. es kann der nämliche Ge: 


genftand nach verfchiebenen Beziehungen beflelben theild ald Re 


gierungs⸗, theild Juftizfache behandelt werben müflen. Auch ge: 
ſchieht ed oft, daß an eine Regierungdfache ſich eine Juftizfache an⸗ 
fhließt und umgelehrt. Ein Mittelglied zwifchen Zufliz: und 
Regierungsfachen, d. b. Sachen, wobei eine und diefelbe Frage 
theild nach Grundfägen der Verwaltung, theild nach Grund: 
fügen ded Rechts zu entfcheiden wäre, giebt es nicht und kann 
ed nicht geben. Wenn deſſen ungeachtet, befonderd in neuerer 
Zeit, von Adminiftrativ-Suftizfachen gefprocdhen wird, fo 
läßt fih eigentlich nur infofern ein vernünftiger Sinn damit ver- 
binden, ald man darunter Sachen verfteht, weldye an ſich Juſtiz⸗ 
oder Berwaltungsfachen find, die aber nach den beftehenden Ein: 
rihtungen ald Berwaltungsfahen den Gerichten, oder, obwohl 
fie zu den Juftizfachen gehören 2), dennoh Adminiftrativ- 
Behörden zur Behandlung und Entfcheibung zugewiefen find. 

1. Bon einem andern Standpunkte aus werben häufig Die 
Militairfachen den Eivilfahen gegenüber geftellt, wo dann 
unter letztern alle übrigen Regierungs= und Juſtizſachen begrifs_ 
fen find. 

IV. Endlich kann man zwifchen innern und außern Re 
gierungsfachen, im weitern Sinne unterfheiden. Dabei ift 
der Zufammenhang ded Außern Regierungsrechtd mit ben meiften 
Zweigen des Innern unverkennbar. 


2) Man entgeht wenigftens ber innern Contradictio in adjecto, wenn 
man, wie 3. B. D. Kuhn, das Wefen der deutfchen Adminiftrativ: 
Quftiz 1843, einfach behauptet, alle Admin.⸗Juſtiz⸗Sachen feien gar 
feine Zuftizs, fondern reine Bermwaltungsfahen. Gewiffermaßen 
dem gegenüber ſteht die Mohl'ſche Präventiv⸗Juſtiz ober Rechtspo⸗ 
lizei, welche in der Abwenbung verbreherifher Redtsftd- 
rungen durch Bwang gefunden und der Juftiz vinbizirt wird, 
die hiernady in bie vorbeugende und bie wiederherftellende 
getheilt wird. S. Mohls Syſtem ber PräventivsZuftiz od. Rechts⸗ 
polizei. te Aufl. Zübing. 1846. 
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EI. QAnöbefondere vom Unterſchied zwiſchen 
Negierungs⸗ und Suftisfachen. 


3. St, Pütter’s Eiteratur des Etaatör. Th. II. ©. 499. ©. 545 f. — 
D. ©. Strube, Unterricht von Regierungs⸗ und Juſtizſachen. 
Hildesh. 1733, und im Anhang zum V. Bande ber rechtlichen Be: 
denken. Deſſelb. Nebenftunden. Th. II. Abh. 13. No. 2. 3. — 
G. Chr. Schreiber, de causarum politiae et earum, quae ju- 
stitiae dicuntur, confliciu et differentia. Goett. 1739. — C.F. 
Hommel, de differentia causarum politiae et justitise. Lips. 
1730. — P. C. W. ab Hohenthal, de ambitu politiae ejusque 
a justitia discrimine. Lips. 1774. 1776. — J. Fr. O0. C. de Neu- 
rath, observationes de cognitione et potestate judiciaria in cau- 
sis, quae polilise nomine veniunt. Erlang. 1780. — vd. Berg’s, 
Handb. des Polizeyrechts. Bd. I. 8.131 f. Bd. IV. 6.369 f. — 
5 8. Savard, weldyes find Zuftizfachen? Nürnb. 1796. — ©. 
Rambohr, über Juſtizſachen, in deffen juriftifchen Erfahrungen. 
sh. I. &. 369 f. — Lips, Verſuch die Gränzen zwiſchen Ju⸗ 
flizs u. Polizeifachen abzufteden. Münden 1812. — Rudhart, 
‚über die Verwaltung der Zuftiz durch abminiftrative Behörden. 
Würzb. 1817. — Nibler, über die Trennung ber Gerichte in 
Eivils und Adminiftrativs Gerihtes im Archiv f. civil, Prar. Bd. 
1. ©. 374 f. — Mittermaier, Beiträge zur Lehre von den 
Gegenftänden des bürgi. Prozeffes, im Archiv f. civil. Prax. Bb. 
IV. &. 305-370. — Meber das Korum ber abminiftrativ = conten= 
tiöfen Sachen. Ulm 1821. — Puchta, in ben Beiträgen zur Ges 
feggebung und zur Praxis des bürgerl. Rechtsverfahrens. Bd. I. 
Erlang. 1822. S. 202 f. — HPfeiffer, pract. Ausführungen. 
Br. 1. S. 237 f. — v. Weiler, über Verwaltung und Juſtiz 
und über bie Gränzlinie zwifchen beiden. Mannh. 1826. — mv. 
Pfizer, über die Gränzen zwiſchen Berwaltungss und Giviljuftiz 
und über bie Form bei Behandlung der Verwaltungs⸗Juſtiz. Gtuttg. 
18238. — Mittermaier, im Archiv f. civil. Prar. Bd. XI. ©. 
393-408. — Pfeiffer, über das rechtliche Verhältniß dee Ju⸗ 
ftiz zur Abminiftration, zum Zwecke einer genauen Sondesung des 
amtlichen Wirkungslreifes der Gerichte und der Verwaltungsbehör⸗ 
den, in den practifchen Ausführ. Bd. III. (1831) ©. 192-632. 
Inebefondere gehören von diefer ſehr ausführlichen und - gründlis 
hen Abhandlung hierher: &. 182— 231. ©. 298 f. ©. 436 f. 
S. 76 f. (An die theoretifche Ausführung fchließt ſich &. 635 f. 
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die Mittheilung einer Menge practifcher, vom Ober⸗Appellations⸗ 
gericht zu Gaffel entfchiebener, Fälle). — v. Pfizer, Prüfung 
ber neueften Einwendungen gegen die Verwaltungs⸗Juſtiz. Stuttg. 
1833. — v. Minnigerodbe, Beitrag zur Beantwortung ber 
Frage: was ift Juſtiz- und was ift Adminiftrativfache? Darmſt. 
1835. — Jordan in Weiste’s Rechtslexikon. Leipz. 1838. Bb. 
©. 134 f. — Gottl. Lebr. Bunte, die Verwaltung in ih⸗ 
rem Berbhättniffe zur Zufliz und die Gränglinie beider. Zwidau 
1838. — Pfeiffer, über die Gränzen ber richterlichen Compe⸗ 
tenz rüdfichtl. des gegen Verfügungen ber Staatöverwaltungsbehörs 
den ergriffenen Rechtsweges; in den pract. Ausführungen Bd. 
V. S. 201f. — dv. Rotted im Staatsleriton Bd. VII. ©. 720f. 
— Mittermaier, über das Verhältniß der Zuftiz zu den Vers 
waltungsfadhen u. ſ. w. im Archiv f. civil. Prarid. Wh. XXI. ©. 
254 f. Bd. XXII. ©. 47 f. — Derfelbe, über Verhältniffe der 
Verwaltung und Zuftiz in Bezug auf Streitigkeiten über Gegen: 
flände der Negalität mit befond. Beziehung auf das Waſſerrecht; 
im Ardiv f. civil. Praris. Bd. XXI. ©. 125 f. — Reyſcher, 
in der Beitfchr. für deutfches Recht. Bd. I. S. 159f. — @igen- 
brod, das Verhältniß der Berichte zur Werwaltung im Großher⸗ 
zogth. Heffen, mit Gntfcheibungen des Staatsraths. Darm. 1840. 
— Puchta in.Richter’s Jahrb. für deutfhe Rechtswiſſenſch. 
Zahrg. 1840. S.123f. — (Dtto Kuhn) Die Trennung ber Ju⸗ 
fliz und Abminiftration. Ein Beitrag zur Staatsphilofophie und 
zum pofitiven deutfchen Staatsrechte. Leipzig 1840. (Vergl. über 
diefe Schrift die Recenfion von Funke in Richter’s Zahrb. f. d. 
Rechtswiff. 1841. Bd. I. ©. 289-322 u. Pfeiffer’s pract. Aus⸗ 
führ. Sb. VL S. 106 f) — Dtto Kubn, das Wefen ber 
beutfhen Adminiſtrativ-Juſtiz, nebſt einer Analyfe verfchies 
dener deutfcher Abminiftrativ : Zuftiz = Entfheidungen. Dresden u. 
Reipz. 1843. — Pfeiffer, über Abminiftrativjuftiz in den pract. 
Ausführ. Bd. VI. ©. 1-124 f.-— Stahl, Rechtsphiloſophie. 
Th. II. Abth. 2. ©. 407. 2te Aufl. S.446f. — Wippermann, 
Beiträge S. 103f. — Bluntfdli, Allgem. Staatsr. Bud VIH. 
Kap. V. S. 498f. — -Meine Abh. üb. dad Verhältn. der Juſtiz 
zur Adminiftr. im Mag. f. Hannov. Bed. Bd. J. ©. 1 f. 


Leift, Lehrb. des Staatsr. $. 101. — Gönner, Staater. $. 


303. — Häberlin, Handb. bes deutſch. Staatsr. Bd. II. ©. 
456 f. — Klüber, öffentl. 8. $- 375. $. 389 f. — 3öpfl, 
Staater. $. 180. — Vergl. aud) die Lehr= und Handbücher des 


Eivil=Prozeffes bei der Brage, was Gegenftand eines Givil=Pros 
zeffes feit S. insbefondere: Gönner, Handd. des gem. deutſch. 
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- PP rozeffes. Bd. I. Abh. XXVI. ©.217f. ©. auch Mittermaier, 
der gem. deutfche bürger!. Prozeß. Erſter Beitrag. Zte Aufl. Bonn 
1838. 5. 13f. Mühlenbrud, Entwurf des gemeinrechtl. Civil⸗ 
Drozefles. 2te Aufl. Halle 1840. S.14. ©. 16f. 

Die ausländifche Literatur über diefen Gegenftand, namentlich 
die franzöſ. Schriften, find insbefondere benugt in den angef. Abs 
band. v. Mittermaier. ©. aud Beitfchr. für Gefehgeb. und 
Rechtswiſſ. des Auslandes. Bd. I. No. XII. u. Kulenkamp, Bei⸗ 
träge zu der Lehre vom Verhältniſſe der Rechtspflege zur Verwal⸗ 
tung nad der Verfaſſung Frankreichs und Weftphalens. Gött. 1813. 


A. Ginleitung. 


1. Die Beantwortung der vielbefprochenen und höchſt wid): 
tigen Frage über den Unterfchied zwifchen Juftiz und Berwal: 
tung ift an fih von der Befchaffenheit der Staatöverfaf: 
fung, von der Beherrſchungs- und Regierungdform, fowie auch 
davon unabhängig, ob dad Subject der Staatögewalt unmittel: 
bar felbftthatig auftritt, oder ob der Verfaſſung zufolge Die 
Ausübung gewifler Functionen durch beflimmte dazu beftelte Be- 
börden gefchehen muß, und ob diefen Behörden blos Geſchäfte 
der einen Art, oder zugleich der andern Gattung übertragen find. 
Denn fowie der Begriff des Rechts im Allgemeinen überall der: 
felbe ift, fo tritt die Nothwendigfeit des Schuged der Rechte im 
Staate und der Entiheidung über ftreitige Rechte nady Grund: 
fügen des Rechts überall in gleicher Maße ein. Auch ift eö ein: 
leuchtend, daß eine Behandlung verfchiedener Gefchäfte fehr wohl 
durch dieſelbe Perfon und doch nach den verfchiedenen, dafür in 
Betracht kommenden, Principien gefchehen könne. Der an fich 
rein objective Unterfchied zwilchen Zufliz und Verwaltung 
muß daher von der Frage über die Nothwendigkeit einer Orga: 
nifation felbfiftändiger, d. b. innerhalb ihres Wirkungskrei⸗ 
fe8 von dem Einfluß des Regenten oder der Regierung unab: 
bängiger, Gerichte und von der Frage über die Zweckmäßigkeit 
einer formellen Scheidung der Juſtiz und Verwaltung, wie 
fie durch die Anordnung verfchiedener Behörden für dad 
eine und das andere verwirklicht werden fann, durchaus gefon: 
dert werden. Denn dad Eine wie dad Andere ift nur eine Au: 
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Bere formelle Einrichtung, welche darauf abzwedt, eine befon: 
dere Garantie dafür zu gewähren, baß jeder Gegenfland nach 
feinem Principe behandelt werde 1). Als natürlich wefent: 
lihde und unumgänglich nothwendige Beſtandtheile jeber 
Staatsverfaſſung kann man aber diefe Einrichtungen nicht be: 
trachten 2), obwohl fie da, wo fie einmal durch daB pofitive 
Recht getroffen und. durch bie Verfaſſung fanctionirt find, wo 
indbefondere die Unabhängigkeit ober Selbfiftändigkeit der Rechts: 
pflege zu einem Hauptgrundſatze ber Staatöverwaltung erhoben 
worben ift, allerdings zur Folge haben, daß jede Abweichung von 
diefem pofitiv=rechtlihen Grundſatze fletd zum formellen Un: 
rechte wird, und daß fie mittelbar der Unterfcheidung zwifchen 
Jufiz und Verwaltung eine weit höhere Wichtigkeit und 
größere practifche Bedeutung beilegen. — Aus demfelben Grunde 
der Nothwendigkeit einer rein objectiven Auffaflung des Un: 
terſchieds zwiſchen Juſtiz⸗ und Verwaltungsſachen muß man fich 
bei der Beflimmung des Begriffs einer Juſtizſache auch vor dem 
häufig begangenen Fehler hüten, an ſich unwefentliche 3), ins: 


1) Weitere Garantieen bafür Liegen in der Befchaffenheit der ganzen 
Verfaffung,, insbefondere in der verfaffungsmäßigen Verantwortlich⸗ 
keit der Staatsbeamten. Vergl Mittermaier im Arch. f. civ. 
Praris. Bd. IV. ©. 310. 


2) Demgemäß iſt es unzuläffig, a priori eine Unabhängigkeit ber Ju⸗ 
fliz vom Regenten, im Gegenfah zur Verwaltung zu conftruls 
ven, — vergl. 3. B. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IL ©. 186 
und Stahl, Rechtsphiloſ. Bd. I. Abth. I. ©. 442f. — gleichſam 
als ob nicht audy der Regent felbfi, in erfter oder letzter Inſtanz, 
eine Rechtsfade nad rechtlichen Grundfägen entſcheiden könnte. 
Man vergibt dabei, daß in den alten Monardjieen das Richteramt 
des Fürſten entfchieden anerfannt war und aud) geübt wurde und 
daß felbft Heutiges Tages in mehreren Ländern, wenigftens was bie 
Ausfertigung der Erkenntniſſe betrifft, der Fürſt als felbft rechtfpre- 
hend auftritt, mag bieß auch jegt eine bloße Form fein. 

3) Berſchiedene, von Schriftftelleen aufgeftelite, unmwefentlidye Merkmale 
prüft Mittermaier im Ach. für civ. Prar. Bd. IV. ©. 318 f. 
Aud; die Gegenſätze, weldye Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. III. ©. 
186 aufftellt, geben zum heil zu weit. 
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fo ift aber auch in Beziehung auf die Gompetenz ber Landes⸗ 
gerichte und ihr Verhältniß zur Adminiftration an und für ſich 
feine Beränderung vor fi) gegangen, in fo weit nicht eine aus⸗ 
drüdliche Ausdehnung oder Beſchränkung ihrer Competenz nad: 
zumweifen if. — An einer allgemeinen gefeglichen Zeftftellung 
des Unterſchieds zwifchen Juſtiz- und Werwaltungsfachen hat es 
übrigens von jeher gefehlt. Auch die Bundesgeſetzgebung, 
obgleich fie im Art. 29 der Wiener Schlußarte von Juſtiz ver⸗ 
weigerung und von Beſchwerden über verweigerte ober ges 
bemmte Rechtspflege redet, hat fich einer allgemeinen Feftftel- 
Iung bed Begriffes einer Suftizfache enthalten. Die Beurtheilung 
ber Frage fol „nach der Verfaffung und den beftehenden 
Geſetzen jedes Landes« Statt finden, was zwar einer Seit 
fehr zur Verminderung des dabei bezweckten Rechtöfchuged gerei- 
chen kann, anbrer Seits aber auch bei der verfchiedenen formel: 
len Begränzung ber Nechtöpflege im engern Sinne in den ein: 
zeinen Bundeöflaaten nicht wohl zu vermeiden war. Wo jene 
befondern Beflimmungen aber Feine Entfcheidung an bie Hand 
geben, werden die allgemeinen Orundfäße zur Anwendung 
kommen müffen, deren Eriftenz und fubfidiäre Gültigfeit, unge: 
achtet der Schwierigkeit ihrer Feſtſtellung, nicht bezweifelt wer: 
"den darf 8). Wie zahlreich die Verſuche zur Löſung diefer Auf: 
gabe feien, zeigt fehon die diefem Paragraphen voraudgeftellte 
Literatur, binfichtlich welcher noch im Allgemeinen zu bemerken 
ift, daß die Altern Schriften zum Xheil blos das Verhältniß der 


offenbar nur ber umgelehrte Weg, d. h. daß man aus dem Begriff 
der Zuftisfache den Wirkungskreis ber Gerichte beflimmt, ale der 
richtige betrachtet werben kann. Auch bierbei bat die Idee von ei- 
ner Scheidung zweier verfchiedener „Bewalten ,» weldhe als coordis 
nirte einander gegenüber fländen, oft ſchädlich gewirkt. Bergli. 
Pfeiffer, a. a. O. ©. 188. 


86) Daß auch von Seiten der deutfchen Bundesverfammlung die Eriftenz 
ſolcher allgemeinen Grundfäge anerlannt wird, zeigen die Verhand⸗ 
Iungen über die bei ihr zur Entſcheidung gekommenen Privat Reclas 
mafionen wegen Quftizs Verweigerung oder Hemmung ber Rechts⸗ 
pflege. Vergl. Klüber, öffentl. Recht. $. 169. 
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Zuftiz zur Polizei im Auge haben, weil bieß am frühften Ber: 
anlaffung zu Gollifionen darbot. Die neuern Schriften faflen 
die Sache allgemeiner und befchäftigen fi) zugleich mehrentheils 
mit einer Rechtfertigung und anbrer Seitd mit einer Widerle: 
gung des mobernen Begriff der f. g. Adminiſtrativ-Juſtiz.. 
Die Verfuche, welche ältere und neucre Landesdeſetze zur Feſt⸗ 
Rellung der Sränzen zwifchen Juſtiz⸗ und Regierungs⸗ (insbefon: 
dere Polizei:) Sachen gemacht haben, find theild an fi man 
gelhaft, theils betreffen fie nur die formelle Seite der Frage 
und die Begränzung der f. g. Adminiſtrativ⸗Juſtiz 9). 


8.148. ($. 145.) 
B. Begriff und Merkmale einer Juſtizſache. 


Eine Rechts⸗- oder Juſtizſache ift im Allgemeinen 
überall anzunehmen, wo ed fihb um das (beftrittene) Da: 
fein oder den Umfang eined Rechts im fubjectiven 
Sinne, um die nothwendigen Vorausfegungen fei- 
ner Ausübung oder um die Beflimmung der recht: 
lihen Folgen einer Befegeöverlegung handelt 1). 
Hierbei ift e8 einerlei: 1) ob der Gegenftand ber Beurthei⸗ 
Iung dem öffentlichen Rechte (zu dem 3. B. auch dad ganze 
Strafrecht gehört), oder dem Privatrehte, oder beiden 
zugleih, anheimfällt 35 2) ob ed fih um die Wiederber: 


9% Ein beachtungswerthes Geſetz ift 3.8. das für Meiningen erlaffene 
v. 16. Sun. 1829. Im Auszug mitgetheilt im Archiv f. civ. Prar. Bd. 
x. G. 109f. ©. auch Bd. XV. ©. 300f. Bd. XVII. ©. 306 f. 

1) Die Begriffsbeflimmungen von Pfeiffer, pract. Ausf. Bb. I. ©. 
237 f. 8b. II. &. 189 und von Mittermaier im Ach. für civ. 
Prar. Bb. III. &.313 u. 325 und befond. Bd. XXI. ©. 280 nähern 
fid) der obigen Definition am Meiſten. S. auch Mittermaier’s 
Prüfung der entgegenftehenden Anfichten von v. Weiler, v. Pfi⸗ 
jer u. &. ebentaf. Bd. XII. ©. 398 f. 

2) Bönner, Handb. des Proc. Th. Il. Abh. 26. $. 17. Pfeiffer, 
pr. Ausf. Sb. I. ©. 238f. — Die vielfad) vertheidigte Befchräns 
tung des Begriffs einer Juſtizſache auf Verlegung eines auf 
gültigem „Privattitel- beruhenden Rechts, läßt fi durchaus 
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ftellung eines fchon verlegten Rechtszuſtandes und resp. bie 
dafür zu leiftende Entfhädigung, ober um die rechtlichen Be: 
dingungen eined noch bevorſtehenden Eingriffs handelt; 3) 


nicht rechtfertigen. Insbefondere gehören dahin alle Vertheibiger ei⸗ 
ner f. g. Adminiſtrativ⸗Juſtiz; v. Weiler, v. Pfizer u. A., aud 
v. Mohl, Würtemb. Staater. Th. J. &.393f. ©. dagegen Pfeif: 
fer, pr. Ausf. Bb. II. &. 192 f. S. 197 f. Mittermaier, im 
Arch. f. civ. Prar. Bd. XU. ©. 398. So erkennt 3. B. felbft das 
preuß. Landr. TH. IM. Zit 14. $. 79 in Beziehung auf „allges 
meine Anlagen« an, baß, „wenn Jemand aus befondern Gründen 
die Befreiung von einer foldyen Abgabe, ober daß er in ber Beſtim⸗ 
mung feines Antheils über die Gebühr belaftet fei, behaupte, er 
darüber rechtlich. gehört werben müſſe.“ Vergl. au Meining. 
Gef. v. 16. Zun. 1829. Art. 1. u. 4. Arch. f. civ. Prax. Bd. XI. 
©. 109. Es ift daher eine offenbare petitio principii, wenn man 
(vergl. Dftermann, Grundf. des preuß. Staatsr. $. 183) fagt: 
„Alle Gegenftände, deren Entfcheidung burdy die Gerichte erfolgen 
muß, nennen wir Juftizfache. Diefe Gegenftände können aber nur 
privatrechtliher Natur fein. Denn nur Über privatrecdhtliche 
Gegenftände find die Berichte befugt, eine Entſcheidung zu treffen.“ 
Auch Hier zeigt fich die offenbare Verwechſelung ber pofitivrechtlichen 
Berihtscompetenz mit dem allgemeinen Begriff der Zufkizfgche 
und die Bermengung bed Privatrechts im objectiven Sinne 
(dem Rechtstheile) und dem Privat-Rechte im fubjectiven Sinne, 
db. 5. den zur beſondern Rechtefphäre des Einzelnen gehörigen Bes 
fugniffen. Vergl. v. Minnigerode, Beitrag zur Beantw. ber 
Frage: Mas ift Juſtiz- und was Adminiſtrativ⸗Sache ?« Darmft. 
1835. ©. 32. Diefe Vermengung tritt audy bei Stahl, Rechtsphi⸗ 
lof. Bb. II. Abth. II. &. 448 f. hervor, menn er fagt: Die Civil⸗ 
rechtspflege habe ihre Abgränzung gegenüber der Verwaltung im 
Allgemeinen nad) ber Scheidung des Privatredhts und des öf— 
fentlihen Rechts, während er body unmittelbar vorher das Straf⸗ 
recht der Juſtiz zuweift, weil die Strafe „das abfolutefte Recht 
des Individuums“ fei. Die Strafe ift aber doch zugleich ein ab ſo⸗ 
lutes Recht bes Gemeinweſens und es ift gar kein Grund er⸗ 
fihtlih, warum man fid) gerade hierbei nicht auf den Standpunkt 
bes Staats fielen, oder warum bie Rechtmäßigkeit der Aus 
Übung der Strafgemalt bes Staats etwas ganz anderes fein fol, 
als 3. B. die Rechtmäßigkeit eines Gingriffs der Polizei'-Gewalt 
in die Necdhtöfphäre des Individuums. 
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ob der Urheber der Verlekung ober ded Eingriffs ein Unterthan 
it, im Verhältniß zu einem andern Unterthan, oder der Staat 
felbft durch die für ihn thätigen Organe 3). Sowie aber im 
Allgemeinen ein Recht nur in fo weit anzuertennen ift, als es 
nicht durch ein anderes ihm gegenüberfiehendes Recht ein: 
geſchränkt wird, und fowie überhaupt da von Feiner Rechts: 
verlegung die Rebe fein kann, wo ein Anderer von ben ihm 
zuftehenden Befugniffen oder resp. Pflichten Gebrauch macht, fo 
kann auch, theild in den reinen Privat sVerhältniffen der Ein: 
zelnen zu einander, theil® im WBerhältniffe des Unterthans zum 
©Staate, nur in fo weit von einer Rechtsverletzung gefpro: 
den werden, ald Jemand, und fo auch der Staat, die Gran: 
zen feiner Befugniffe im Verhältniß zum Verletzten überfchritten 
bat. Sowie es ferner vom Berechtigten abhängt, ob, in wie 
weit, und in welcher Art, er von dem ihm zuflehenden Rechte 
Gebrauch machen will, fobald er fi) nur innerhalb der Srän- 
zen diefed Nechtd bewegt, und darüber, ob ed nothwendig 
oder zwedmäßig fei, daß ber Berechtigte von feinem Rechte 
Sebrauhb mache, nur factifhe Verhältniſſe, nicht aber 
Rechtsgrundſätze, entfcheiben können, und alfo deshalb bie 
Frage über die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der 
Ausübung eined Rechts nicht ald Rechts: oder Juſtizſache be: 
trachtet werben Tann, fo gilt dad Nämliche auch von der Aus: 
übung der f. g. Hoheitsrechte bes Staats in feinen innern 
und äußern Berhältniffen. In fo fern ift ed ganz richtig, wenn 
man den allgemeinen Sat aufftelt, daß die Frage über bie 
Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit einer Regierungshand: 
lung feine Juſtizſache fei. Allein andrer Seits darf man nicht 
vergeffen, daß, wie jedes Recht feine natürlichen Gränzen hat 
und die Ausubung defjelben durch dad Gefeg an gewilfe Bedin⸗ 
gungen gebunden fein fann, durch deren Ueberfchreitung die Hand⸗ 
lung den Character der Widerrechtlichfeit erhält, fo auch 
bei der Ausübung ber Regierungsrechte theild eine Ueberfchreitung 
der materiellen, darin enthaltenen Befugniffe, theild eine 


- 3) WMittermaier, im Archiv f. eiv. Prax. Bb. XXI. ©. 273. 
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Nichtachtung der, durch das pofitive Recht geſetzten, Schranten 
und Formen vorkommen kann, wobei alfo bie Frage, ob dieß 
ber Fal und ob eine wirklide Rechts verletzung des Einzelnen 
dabei begangen fei, ald reine Rechtsfrage betrachtet werben 
muß. Es wird mithin 

A. was die gefeggebende Gewalt im Staate betrifft, 
welche burch Feine von ihr felbft ausgegangene Beflimmung un⸗ 
abänberlich beichrantt fein kann und weldye in höchſter Inftanz 
feftfegt, was Recht oder Geſetz im Staate fein fol 9), als 
unzmweifelhafter Grundſatz zu betrachten fein, daß die Frage: ob 
ber Staat berehtigt gewelen, oder ob ed nothwenbdig 
oder zwedmäßig gewefen fei, ein gewilfes Gefes zu 
erlaffen? nicht für eine Rechts- oder Juſtizſache erklärt 
werben könne 5). 


4) Anders war es natürlicdy zur Zeit des beutfchen Reichs (vergl. Püt- 
ter, Instit. jur. publ. 8. 299 u. oben Th. J. $. 32. Ar. Il), wo aud) 
die Landesgeſeggebung der Reichsſtaatsgewalt untergeordnet war. 
Ebenſo wird in einem Bundesftaate die Gültigkeit eines Actes ber 
Gefeggebung eines Gliederſtaates im Verhältniß zur Verfaſſung 
des Bundesftaats eine Rechtefrage fein. So fagt 3. B. die Ber: 
faff. der Nordamerikaniſchen Kreiftaaten v. 1787 Art. 6 ausdrücklich, 
die Verfaffung u. die Gefege ber Nereinigten Staaten u. ihre Bers 
träge „follen das höchſte gemeinſame Lanbesgefeg fein. Die Rich 
ter in jedem Staate find darauf verpflichtet, was aud 
in Verfaffung oder Geſet eines Staates bagegen fein 
mag.» Zn Folge hiervon haben dort bie Serichte felbft über bie 
Gültigkeit Legislatorifcher Acte der Einzelftaaten zu erkennen. Vergl. 
Mittermaier im Archiv f. civ. Prar. Bd. XXI. S. 274. Auf eis 
nen Staatenbunb kann dieß Feine Anwendung finden. Die Ge 
richte können fidy hier auch nicht unter Bezugnahme auf die Bun: 
beöverfaffung über die ſouveraine gefeggebende Gewalt ihres Staas 
tes ftellen, obwohl legterer gegen ben Bund verpflichtet fein kann 
(was denn allerdings auch eine Rechtsfrage ift), ein dem Bundes⸗ 
recht widerſprechendes Geſetz abzuändern oder aufzuheben. Es kann 
aber dem fonft competenten Gerichte möglicher Weife, wie dieß bei 
Beſchwerden der deutſchen Standesheren mehrfady vorgelommen ift, 
die befondere Vollmacht ertheilt werben, über die Gültigkeit ei⸗ 
nes legislativen Actes in beflimmter Beziehung zu erkennen. 

5) Mittermaier im Archiv f. civ. Prar. Bd. IV. ©. 330. 334. Mb. 
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B. Dagegen Tann jede f. g. Lex specialis des Regenten, 


mid jede Verfügung einer öffentlichen Behörde, durch welche ein 
Privatrecht verlegt wird, Weranlaffung zu einer Zuftizfache wer: 
den ©), in fo fern die Frage entfleht, ob dadurch ein wider: 
rehtliger Eingriff in die Privat:Rechtöfphäre eines be: 
Himmten. Subject begangen, ober ob und welche Entſchädi⸗ 
gung nach Rechtögrundfägen dafür zu leiften fei. In allen fol: 
hen Fällen 7) wird es fich 





XI. &. 406. 8b. XVII. S. 309. Bb. XXI. ©. 55. Reine Rechts⸗ 
frage kann aber die Gültigkeit oder -Ungültigkeit einer Ber- 
faſſung Tein und, we die Form bes Geſetzes und der Begenfag zwi⸗ 


ſchen Beleg und Berorbnung verfaffungsmäßig feftgeftent ift, 


fann auch die rechtliche Eriftenz eines Geſetzes und bie Verbindlich⸗ 
teit einer Verordnung felbft, als präjubiciele Rechtsfrage, zur 
Sompetenz der Gerichte gehören. Meining. Gef. v. 1829. Art. 2. 
Pfeiffer, pr. Ausf. Bd. IH. S. 279 f. — Vergl. auch unten $. 
153. Ja auch bei zweifellofer Unaufrechtbarkeit eines Geſetzes kann 


wenigftens bie Entſchädigung bes Eraft eines fpeciellen Titels ge= _ 


gen.ben Staat Berechtigten eine Juftigfache fein. Mittermaier, 
a. a. D. Bd. XXI. ©. 281. Vergl. aut) Simon, Preuß. Staates 
rcht Th. I. S. 210f. In mandyen Ländern find alle f. g. Sten⸗ 
erfreiheitss Entfhädigungsfaden für Juſtizſachen erftärt. 
Bergl. 3. B. Weimar. Gefeh v. I6 Jun. 1823 u. das angef. Mei: 
ning. Gefeg. Vergl. auch Strübe, rectl. Bedenken Bb. IV. ©. 
31 über Eteuerfachen. 

In einer, jeben rechtlichen Schutz bes Privatrechts gegen willtührs 
lichen Gebrauch der öffentlichen Gewalt befeitigenden Weiſe hat ſich 
dagegen ausgefprochen ein. Erlaß bes Preuß. Staatsminift. v. 16. 
Rov. 1831. Vergl. darüber Simon, preuß. Staatsr. Th. II. ©. 
205 u. Klüber, die Unabhängigkeit des Richteramtes. S. 129 ff. 
Daß aud) bei reinen- AbminifrativsBaden, 3. B. bei ber Er⸗ 
fülung einer an ſich unbeftrittenen Pflicyt gegen Staat oder Gemein: 
de, bei Gemeinheitötheilungen u. ſ. w. eine Rechts ſache als Prä- 
judieial⸗ Frage vorkommen, baß eine Givilfache für eine Crimi⸗ 
nalfache präjubiciell fein Tann, bedarf Feiner Bemerkung. Mit: 
termaier im Ardiv f civ. Pr. Bd. XXI. ©. 282 f. 

Ueber Fälle, wo es ſich um Ausübung des f. 9. jus eminens handelt, 
f. 5. 140. ber iſte Aufl. und Mittermaier im Arch. f. civ. Prar. 
Bd. IV. S. 330. Pfeiffer, pract. Ausf. Bd. I. ©. 241 f. Bd. 


Baheariä’s Staatsrecht. Zr Bd. 2te Aufl. 7 
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1. vor allen Dingen fragm, eb tie Eprcial:Berfügung 
wirklich einen Eingrig in die Privat: Rechtsiphäre 8) eines 
befliimmten Subjects entbalte? Sf dieſe Frage zu verneinen, 
wie 3; B. hinfichtlich alles Deſſen, was die Ausubung politi- 
ſcher Rechte, tie Ertkeilung ven Gonceiiionen, Dispenfationen, 
Begnatigungen, tie Anftelung im öffentlichen Dienft und Ent: 
laflung aus demſelben ?),, tie Erwerbung des Bürger: und Ge: 
meinderechts, den Eintritt in bürgerliche Gollegien, die Bewilli⸗ 
gung, den Gebraub und die Entzichung von Bortheilen aller 
Art, welche nicht durch einen ſpeciellen Rechtstitel begründet 
ſind, ſondern auf allgemeiner Einrichtung oder Beſtimmungen 
der Polizeigeſetze beruhen, wie z. B. die allgemeine Benutzung 
õöffentlicher Sachen, oder nicht zu der geſetzlich anerkannten Pri⸗ 
vat:Rechtöfphäre des Berechtigten geboren, betrifft, — da kann 
von feiner Zuftizfache die Rede fein, wenn aud die Geſetze 


m. © 38 ©. 475. Selbſt ba, wo die Ausübung des jus emi- 
nens durch ein Geſetz beflimmt, und an gewiffe Bebingungen gebun: 
den ift, Tann doch die Zuläſſigkeit der Verfügung in concreto 
eine Recht sſache fein. Mittermaier a. a. D. Bd. XXI. S. 65. 
S. au) Meining. Gef. v. 1829. Art. 29. 


8) Daß zu dieſer auch (verlichene) Hoheitsrechte von Einzelnen und 
Gorporationen gehören, mag nun ihre Zuftändigfeit an ſich, ober 
ihr umfang vom Staate beftritten, ober über ihre Entziehung 
durch eine Special-Berfügung geklagt werben, ift nad) beutfcher Ver⸗ 
faffung keinem Zweifel unterworfen. Mittermaier im Ardiv f. 
civ. Prax. Bb. All. S. 399. Bd. XXI. S. 285. insbef. Bd. XXIM. 
©. 125 f. 


9) Was zum eignen Rechte des öffentlihen Beamten gehört, ift 
ſchon oben $. 135 näher beflimmt, wonad) fid) von felbft die Frage 
beantwortet, inwieweit in Betreff der Entlaffung, Berfegung und 
Suspenſion eines öffentlihen Beamten eine Zuftizfache entflehen 
könne? Weiter kann bie pofitivrechtliche Beflimmung gehen, indem 
fie auch die Entlaffung bes Beamten an fih, wenn fie wider 
feinen Willen geſchehen fol, dadurch zur Juſtizſache macht, daß fie 
diefelbe nur als rechtliche Kolge von Vergehen (als Strafe) eintreten 
läßt. Vergl. oben $. 141. u. 144. S. audy Wittermaier im 
Arch. f. civ. Pr. Bb. XXI. ©. 285. Bd. XXI. ©. 60. 
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darüber noch fo ausführliche Beſtimmungen enthalten 10), oder 
die Regeln feftgeftelt haben, nach welchen dergleichen Berwilli- 
gungen im Allgemeinen erfolgen follen. Wenn aber 

2. ein Eingriff in die Privat: NRechtöfphäre und in fo fern 
eine Rechtöverlegung an ſich (objectiv) entfchieden vorliegt, 
fo muß die weitere Frage, ob der Eingriff ein rehtmäßiger 
fei? zwar im Allgemeinen als eine Rechtsfrage betrachtet wer: 
den. Iſt aber darüber Fein Zweifel, daß die fragliche Anordnung 
überhaupt innerhalb der Gränzen der Bufländigkeit (Gompetenz) 
der Staatöbehörbe liege und daß die rechtlichen Bedingungen des 
amtlihen Handelns überhaupt in diefem Falle vorhanden waren, 
was ohne Zweifel mit zur Recht sfrage gehört 11), — fo wird 
durch die Beſtreitung ihrer Nothwendigfeit oder Zweckmäßigkeit, 
folten auch für die Beurtheilung diefet Frage gefegliche Beſtim⸗ 
mungen vorliegen, feine Juftizfache begründet 12). In fo 


10) Deshalb iſt es ganz ungenügend und irrig, das Dafein einer Juſtiz⸗ 

fache blos davon abhängig zu machen, daß gefeklihe Normen vor⸗ 

handen feien, nach welchen ſich beurtheilen laſſe, ob Jemand wiber- 

rechtlich verlegt fei oder nicht. Vergl. Mittermaier im Arch. f. 

iv. Prax. Bd. IV. &. 312. 6. aber auch denfelb. Bd. AXI. ©. 

254. u. Bb. XXII. ©. 56 ©. 61. ©. 65f. Ueber f. g. politifche 

Rechte f. Pfeiffer, a. a. D. Bd. VI. ©. 52 f. 

Pfeiffer, pract. Ausführ. IH. III. S. 302. Mittermaier, a. 

a. 9. Bd. XXI. S. 63. SS. befonders bie genauern Feſtſetzungen 

des Meining. Comp. Gef. von 1829. Art. 12—14. 

12) Deshalb war es an fih wohl ridtig, wenn bag Hannov. Landes: 
verf. Sefeg 8. 40 fagte: „Die Frage über bie Nothwendigkeit und 
Zwedmäßigkeit des von einer Verwaltungs: Behörde innerhalb: i h⸗ 
ter Zuftändigteit beobadhteten Verfahrens, kann nicht zum Ges 
genftande eines Necztöftreitö gemacht werben.“ Rur burfte man das 
bei die gefperrt gedruckten Worte nicht Überfehen. Durch bas Gef. 
v. 5. Geptbr. 1848 $. 10. und $. 105 find ührigens bie fonft den 
gerichtlichen Schug gegen adminiſtrative Willkühr fehr beeinträchtis 
genden Bekimmungen des Landesverfaſſungégeſetzes v. 1840 8. 40. 
nebft 8.170 u. 171 befeitigt. Doc) iſt audy der $. 10 nicht frei von 
Zweifeln bei der Anwendung, wenn.er fagt: „Verwaltungsmaßre⸗ 
geln, weldye von ben Bermwaltungsbehörden innerhalb ber Grän- 
jen ihrer Zuſtändigkeit vorgenommen worden find, können 

7* 


1 


u 
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weit fann man mit Recht fagen, daß bie Frage über die Aus: 
übung anerkannter Hoheits rechte z. B. in Regierungdfächen 
im engern Sinne, Finanzen, Militair: und Polizeiangelegenbei- 
ten, nicht als Juſtizſache betrachtet werden fünne 13). Wird 
Dagegen die Rechtmäßigkeit ber Handlung beftritten, weit es 
an ber die Gültigkeit abfolut bebingenden gefeglihen Form ober 
am Dafein der die amtliche Handlung überhaupt bedingenden 
echtlihen Borausfegungen fehlte, dann ift der Streit hier: 
über ald eine Juſtizſache zu betrachten 1%). In ſolchen Fällen 


von ben Gerihhten nicht aufgehohen werben“ und-dbann- im 
Gegenſatz dazu beſtimmt: „Werwaltungsmaßregeln, welde von ben 
VBerwaltungs⸗Behörden außerhalb der Gränzen ihrer Zuffän- 
digkeit vorgenommen find, Tönnen auf. Antrag des dadurch 
in feinen Rechten Berlegten durd die Gerichte aufgeho— 
ben werden.« (Auch im erften Kalle wird aber die Geltendmadhung 
des etwaigen Anfpruchs auf Entfhädigung bei den Gerichten 
: vorbehalten.) — Die Frage ift nur, ob die Worte vinnerhatb« oder 
„außerhalb der Gränzen ber Zuſtändigkeit⸗ nur auf ben ge: 
feglidy normirten Gefchäftstreis zu beziehen, oder auch von den all- 
gemeinen rechtlichen ober factifchen Bebingungen der amtlidyen Hands 
“Yung oder Verfügung zu verftehen fei? Für Letzteres ſ. meinen Auf: 
fat im Mugazin f. d. Hannov. Recht. Bd. I. (1851) No. I. S. 7— 
43 und über Entfhädigungsflagen gegen Berwaltungsbehörben daf. 
No. XI. S. 215-226. — BVergl. Übrigens noch Bülow u. Ha⸗ 
- gemann, prakt. Erört. Bd I. No. 46.. (S. 2350 f) Mitter: 
maier, a. a. D. ®b. IV. &. 330 f. ©. 333. Bd. XXI. ©. 54. 68. 
Pfeiffer, a. a. ©. Bd. HI. ©. 298. v. Minnigerode, a. a. 

D. ©. 106f. ©. 218. 

13) Begriffsbeflimmungen ber verfchiebenen Berwaltungsfachen giebt Mit: 
termaier im Arch. f. civ. Pr. Bd. IV. ©. 337 fe: ©. auch den- 
felb. ®b. XXII. S. 60f. Insbeſondere gehört dahin audy die Aus⸗ 
Übung ber anerkannten Regierungsrechte, namentlich bes Oberauf⸗ 
ſichtsrechts über Gemeinden, die Kirche und andere Gorporationen. 
Bergi. Pfeiffer, pract. Ausf. Bd. I. ©. 332. 49 f. v. Min: 
nigerode, a.a. D. ©. 197 f. Ueber Polizeifadhen insbefondere 
Mittermaier, a. a D. ©. 340 f. Ron —— insbeſondere 
Pfeiffer, a. a. O. ©. 323 f. 492 f. 

147 S. befonders Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. I. ©. 302. Bb. V. 
@. 237. Mittermaier im Ach. f. civ. Prar. Bb. XXI. S. 282 f. 
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muß ber Auöfpruch der Widerrecht lichkeit der Verfügung auch 
die Wiederaufhebung -berfelben nothwendig im Gefolge ha: 


ben; 


wenn die bamit verbundene Rechtöverlekung noch fortdauert, 


und der Verletzte kann nicht auf eine bloße Entſchädigungsklage 
befhränkt werden 15). — Auch find Entfhäbigungsflagen 
des durdy Special - Verfügungen angeblich Berlesten, fie mögen 
nun gegen den Staat felbft, ober gegen. den. einzelnen Beamten 


) 


Bd. AXU. ©. 63 f. — Die Beflimmungen bes Preuß. Landr. Th. 
1. Zit. 14. $. 78 u. 79 in Betreff der _Steuerauflagen find im 
Ganzen ridhtig Zu tadeln ift nur die Auffaffung, wonad) es 
auch Juſtizſache fein fol, wenn Jemand bei einer Abgabe behauptet 
„in ber Beflimmung feines Antheils über die Gebühr belaftet zu 
fein.» Denn dieß ift gar Feine nach Rechtsgrundſätzen zu enticheis 
dende Frage. Vergl. Übrigens Bluntſchli allgem Staater. ©. 
502. Die Iheorie Bluntfchli'8 vermag ich mir übrigens nicht anzu⸗ 
eignen, weil fie mir für bie blos zweifelhaften Fragen d. h. dieje⸗ 
nigen, wo es fid um eine Colliſion zwifchen Privatrecht und öffents 
lihdem Recht handelt, gar keine Entfhheidungsnorm giebt, wie 
fi fhon daraus ergiebt, baß der Verf. hier (S. 505) fein anderes 
Austunftsmittel als ben Competenz⸗Confliet anzugeben weiß; womit 
materiell über bie Frage gar nichts beftimmt iſt. Denn nad) 
weldyen Srundfägen, fragt fi), foll benn die Behörde entſcheiden, 
weiche für Gompetenz » Gonflicte eingefegt iſt? Soll hier nicht blos 
bon plaisir "gelten, fo muß fie diefelben Prinzipien befolgen, an 
welche wir aud) das Gericht gebunden betradıten, wenn e& über feine 
Competenz ſelbſt zu entfcheiden hat, wie es für- Hannover ber $. 
10 des Gef. v. 5. Septbr. 1848 fanctlonirt. i 

Bis dahin wird freilich die Berfügung wegen der für die öffentliche 
Behörde fireitenden praesumtio legalitatis in Kraft bleiben» So be: 
flimmte auch das Hann. Staatögrundgef. $.37: „Die Gerichte Fön 
nen in folchen Källen bie einftweilige Ausführung von Verfügun⸗ 
gen ber Berwaltungsbehörben nicht hemmen.» Vergl. Mittermaier 
im Arch. f. civ. Pr. Bd. XXI. ©. 56. ©. 66. u. 70. — Die Zus 
läffigkeit der Aufhebung einer außerhalb der Gränzen ber Zus 
ſtändigkeit vorgenommenen Handlung der Abminiftrativbehörbe er⸗ 
tennt $. 10 des Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 ausbrüdlicdy an. 
Bergi. meine Abhandl. im Magaz. f. d. Hannov. Recht Bb. I. ©. 
27 f. und einen von ber Redaction beigefügten Rechtsfall daf. ©. 
226 f. 
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gerichtet fein, ftetd als Juſtizſachen zu betrachten. Solche Ent⸗ 
ſchaͤdigungsanſprüche können namentlich auch da vorkommen, wo 
die Rechtmäßigkeit der Handlung an ſich gar nicht beſtritten, 
ſondern nur behauptet wird, daß der Staat Vergütung zu 
leiſten verbunden ſei für das, was für ihn geopfert werden 
mußte 16) oder daß der Beamte bei der Ausführung einer 
Maßregel abſichtlich oder fahrläſſiger Weiſe einen widerrechtlichen 
Schaden zugefügt habe 17). 

Im Einzelnen ift nur noch zu bemerken: Streitigleiten 
zwifchen Privat-Perfonen über ihr gegenfeitiged Verhältniß zu 
einander find immer Juſtizſachen, in fo fern es fi dabei um 
die Ausübung eigner Nechte derfelben handelt. Daffelbe gilt 
von den Rechtöverhältniffen zwifhen Gemeinden und andern 
Corporationen, fei ed auch, daß zwifchen ihnen über bie 
Sränzen zuftändiger Hoheitsrechte geftritten wird 18). Den eig- 


16) Weber dieſen von einer eigentlihen Schabenserfagflage (wegen 
damnum injuria datum) ganz verfchiedenen Fall einer Klage auf 
Entfhädigung (Bergütung) nach dem Prinzip ber L. 1. Dig. de L. 
Rhodia (14, 2.) „ut omnium. contributione resarciatur, quod pro 
omnibus datum est,‘ f. meine Abhanbl. im angef. Magazin Bd. I. 
©. 215 f. 

17) Vergl. oben $. 140: Wan denke 3. B. an Exceſſe von Criminal: 
Beamten, Verſehen bei Handlungen der freiwilllgen Gerichtsbarkeit 
(Pfand⸗ und Depofitens&efen), Ausübung der Baupolizei, Deichbau, 
Ausführung Öffentliher Werke u. f. w. Vergl. v. Bülow und 
Hagemann, pract. Erört. Bd. I. &. 77. (R0.7.) Mittermaier 
im Arch. f. civ. Prax. Bd. XXI. ©. 70 f. 

18) Die gegenfeitigen Rechte und Pflichten derfelben können daher nur 
nad einer, auf den geltenden Rehtsgrundfägen berubenben, 
Entſcheidung regulirt werben und nicht nad) (willtührlidhen) Billig: 
keits⸗Rückſichten durdy eine abminiftrative Verfügung, mag biefe 
audy den Zweck haben, eine vielleicht blos ber einen Gemeinde ob⸗ 
liegende Laft, z. B. bie Unterhaltung eined Weges, von weldyem 
auch die andere Gemeinde Wortheil hat, ex aequo et bono zu ver: 
theilen, was eben fo wenig zuläffig ift, alg einem armen Schuldner 
die Schuld zum Nachtheil des reichen Gläubigers zu erlaffen. Daß 
von der Anwendung des jus eminens zum Beften der einen Gemein: 
de nicht bie Rede fein könne, verfteht ſich von ſelbſt. Daffelbe gilt 
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nen Rechten, wozu auch alle auf eigentlichen Privilegien beru= 
benden Befugniffe gehören, ftehen auch hier befonderd alle dieje— 
nigen gegenüber, welche auf feinem fpeciellen Rechtötitel beru: 
ben 29). Daß dad wohlerworbene Recht mit abminiftrativen An- 
Ralten in Verbindung fieht, z. B. ein Militair-Stelivertretungs: 
Vertrag, ober durch eine abminiftrative Verfügung zu Gunften 
des Gegners verlegt ober abgefprochen worben ift, ann in der 
Beurtheilung ber Sache feinen Unterfchied machen 20). Auch 
verfteht es fich von ſelbſt, daß in allen Fällen, wo der Staat, 
fei es audy für Regierungdzwede, mit Unterthanen (die hier gar 
nicht ald ſolche in Betracht kommen) in privatredhtlicdhe 
Berhältniffe tritt (3.3. Lieferungsverträge), oder feine Privat: 
rehte (3. B. Eigenthum, gutöherrliche Rechte und dergleichen) 
geltend machen will, wie dieß namentlich bei Rechten bed Fiss 
cus und f. 9. Sammerfachen häufig der Kal fein wird, — die 
Beurtheilung der gegenfeitigen Rechte und Verbindlichkeiten eben 
ſo eine reine Juſtizſache ift 21), als wenn in Beziehung auf ein 
dem öffentlihen Rechte angehöriged Verhältniß, 3. B. Steuern 
und andere Öffentliche Laften, aus einem privatrechtlichen Grunde, 
z. B. aus einem indebitum, geflagt wird 22). 


3. B. von den Gerehhtfamen der Zünfte gegeneinander, in fo weit 

fie nach particulargefeglicdher Anſicht noch ale wirklihe Privile⸗ 

gien zu betrahten find. Mittermaier im Arch. f. civ. Prar. 

Bd. XXU. ©. 59. 

Hiernach muß auch die fo fehr practifche Frage beurtheilt werden, 

ob in Gemeindeſachen, wenn zwifchen den einzelnen Gliedern 

Streit entflebt, oder von bem Einzelnen gegen die Gemeinde gellagt 

wird, eine Zuftizfache vorliege ober nicht? Mittermaier, a. a. 

D. Bd. XXI. ©. 56 u. 60 insbeſ. ©. 73 f. Bei Berfügungen 

einee Gemeinde «Behörde, in fo weit ihre die Eigenfchaft einer, 

Staatsbehörde zulömmt, gelten bie oben aufgeftellten allgemeinen 

Grundfäße. 

2, Mittermaier im Arch. f. civ. Pr. Bb. IV. ©. 328, und befon- 
ders Bd. XXI. ©. 283 f. ©. 287. Bd. XXII. ©. 71. 

21) Mittermaier, a. a. DO. Bd. XXI. ©. 286. 

2) Mittermaier, a. a. DO. Bd. XXI. S. 288. Nichtig beftimmt die 
Eadye fhon das Preuß. Landr. Th. IT. Zit. 14 8. 81f., wenn es 


— 
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$. 149. (6. 146.) 
©. Bon f. g. Abdminiftrativ- Juftiz: Sachen. 


Ein dem gemeinen deutſchen Rechte fremder 1), in Particu: 


verfügt: „Alle Streitigkeiten zwifchen dem Fiscus und Privat 
perfonen über Befugniffe unb Obliegenheiten, welche nicht auf all- 
gemeinen Anlagen (vergi. daſ. $. 78 u. 79) beruben, follen im 
ordentlichen Wege Rechtens nad) den beftehenben Geſetzen bed Staats 
erörtert und entfchieben werben. — Inſonderheit ift jeder, mit 
welchem ber Fiscus in Verträge ober andere einzelne Geſchäfte ſich 
eingelaffen hat, bei entſtehendem Streite vechtlichee ae und Gr: 
Tenntniß zu verlangen befugt.“ 

Bergi. Pfeiffer pract. Ausführ. Bb. II. &. 204. — die wohl 
aufgeſtellte Behauptung eines jus commune f. daſ. Bd. VI. S. IISf. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die ganze folgende Erörterung wi: 
der die AbminiftvatiosZuftiz auf der Worausfegung beruft, daß 
dadurd wirkliche Juſtizſachen einer abminiftrativen Behörde 
nach abminiftrativen Grundbfägen zur Entſcheidung zugewielen- wer: 
den follen, und baB wir alfo nichts gegen Adminiſtrativ-Juſtiz in 
dem Sinne einzuwenden haben, baß bei wirklihen Berwaltung&: 
ſachen die Abminiftration zugleich über flreitige Intereffen (nicht 


Privatrechte) Einzelner mit entfcheidet, und wofür der Ausbrud 


adbminiftrativ-contentiöfe (richtiger contentiöfe Abminiftratio:) 
Sachen ganz paffend ift, wie 3. 8. bei Baus, Deich⸗, Weges, Polis 
jeis Sachen u. ſ. w. Uebrigens ift im Gegenfag zu ben frühern Ber: 
fuchen, bie f. 9. Abminiftrativ sZuftiz zu einer befondern Art wirf: 
licher Zuftiz zu flempeln, der neuefle Vertheibiger der Abminiftras 
tiv⸗Juſtiz (Otto Kuhn, das Wefen der beutfchen - Abminiftrativ: 
Juſtiz, Dresd. u. Leipzig 1843) endlich ehrlich genug, zuzugeſtehen, 
baß die f. g. Adm.⸗Juſtiz mit der Zuftiz nichts zu ſchaffen, fondern 
in Wahrheit nur Abminiftration if, die fich nach fubjectivem 
Ermeffen über das Recht hinwegſetzt. — Auch ift hier nidyt bie 
Rede von ber auch in Deutſchland fchon in ältern Verorbnungen häu⸗ 
fig vorlommenden befondern Behandlung f. 9. Bagatell-Sa⸗ 
hen und foldyer Streitigkeiten, welche ihrer Ratur nach eine. fchnelle 
Erledigung erheifchen, wofür fehr häufig den angeftellten Polizeibe: 
hörden bie richterliche Function übertragen gewefen ift und woge⸗ 
gen fih im Grunde nichts einwenden ließ, vorausgefegt baß der 
Beamte hierauf ale Richter verpflichtet war. Nicht billigen ließ 
fi) dagegen die Behandlung der PolizeisDelicte, in fo fern be: 
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lar⸗Rechten hervortretender, obwohl fehr verfchieben beſtimmter 
Begriff, ift der der Adminiftrativ- Aufliz: Sache. Die dem⸗ 
jelben zu Grunde liegende Idee ift hauptfächlich zuerft in Frank: 
reich 2) auf revolutionärer Baſis entwidelt und in den dortigen 
Stastdeinrichtungen verwirklihdt worden. Sie hat dann in 
Deutfchland um fo leichter Nachahmung gefunden 3), ald man 
bald einfah, daß fie gewiflen modernen Regierungds Principien 
ſehr förderlich fei, weshalb auch bie neuern Berfaflungs: Gefege, 
obwohl dazu beflimmt, die Rechtö: Sarantieen zu vermehren, die 
Sranzen der Adminiſtrativ⸗-Juſtiz mehr erweitert ald beengt ha⸗ 
ben t), während man in ben Ländern, wo fich die ältere Ver⸗ 


ven Beftrafung auch felbft in der Recurs⸗-Inſtanz ber Juſtiz ganz - 
entzogen war. 

Bergl. Wächter in der krit. Zeitfhr. für Rechtswiſſ. 3b. I. ©. 90. 
Mittermaier’s u. Bahariä’s Zeitfchr. für Rechtsw. u. Geſeégeb. 
bes Auslandes. Bb.1.'©. 233. Pfeiffer a. a. D. Bd. II. ©. 297. 
Mittermaier im Arch. f. civ. Pr. Bd. IV. &. 344 f. u. die daf. 
u. 8b. IL ©. 245. Bd. XI. S. 394 f. angeführten franzöf. Schrif: 
ten. Gegen bie Behauptung v. Pfizer’s, daß eine Abminiftrativ- 
Juſtiz auch ſchon in früherer Zeit in Deutſchland Rechtens gewefen 
fei, ſ. Pfeiffer a. a. O. &.229 f., wo bie angeführten Entſchei⸗ 
bungen der Reichögerichte. befonders bemerkenswerth find. S. auch 
3. 8. über Baiern das angef. Ardyiv. Bd. HI. ©. 387. Ein Beis 
fpiel liefert das Ältere Hannoverſche Recht in ber f. g. Göhrder 
Gonftitution v. 19. Octbr. 1719 und gerade dieß ift in neuefter Zeit 
aufgehoben. Lanbesverf. Gef. v. 1840. $. 38. 

Daß man biefer. Idee fogar in dem Bundesrechte hinſichtlich der 
Streitigkeiten zwifchen ben Bundesgliedern, durch Aufftellung eines 
Unterfchiebs zwifchen „Rechtes und IntereffesStreitigkeiten,» bis jett 
aber glüdliher Weife ohne Erfolg, Geltung zu verichaffen gefucht 
bat, wird unten im Bunbesrechte näher zu erwähnen fein. Bergl. 
in biefer Hinfiht vorläufig: Klüber, die Selbſtſtändigkeit bes Rich⸗ 
teramts. Frankf. 1832. ©. 18 f. ©. Er. Eichhorn, Betrachtun⸗ 
gen über die Verfaſſung des beutfchen Bundes in Beziehung auf 
Streitigkeiten der Mitglieder defjelben unter einander und mit ihren 
Untertbanen. Berlin’1833. &. darüber au Pfeiffer, pract. 
Ausf. Bd. V. ©. 203 f. ; 

1) Eine entfchiedene Ausnahme machten ſchon vor 1848 die Kurhef: 


2 


ur 


3 
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faſſung erhielt, noch jest. Nichts von einer Adminiſtrativ⸗-Juſtiz 
weiß. Auch fehlt. ed nicht an neuern wiffenfchaftlichen Verſuchen, 
bie Adminiſtrativ⸗Juſtiz theoretifch zu begründen und ihr practifche 
Anerkennung zu verfchaffen 5). Die Art und Weife der Be: 
gründung und die Beftimmung bed Begriffs ift aber verfchie: 
. den, je nachdem die f. g. Adminiftrativ-Quftiz. nur aus 
äußern Gründen bed politifchen Nugens vertheidigt, oder, was 
freilich noch nicht gelungen ift, aus der innern Ratur gewiſſer 
Gegenſtände gerechtfertigt wird. 

Der, ſelbſt von Vertheidigern der Adminiſtrativ-Juſtiz an 
fich nicht verfannte, Widerfpruch liegt in dem, in der That 
unvereinbaren, Gegenſatz zwiſchen Verwaltung und Juſtiz, 
wie er oben (S.88f.) dargeftellt worden if. Denn entweder es 
"wird nach Rüdfichten der Zwedimäßigkeit oder des f. g. Staats: 
wohls verwaltet, oder es wird nach Grundfägen des Rechts 
gerichtet oder Recht geſprochen. Ein Drittes giebt es nicht 
und kann ed nicht geben. Will man nun ben Begriff der Ad⸗ 
miniftrativ = Suftizgfachen dahin flellen 6), es feien diejenigen An⸗ 
gelegenbeiten, fin weldhen „nah Grundfäßen der öffentli— 
hen Verwaltung Recht gefprocen werde,“ fo ift dieß an 
fih etwa8 eben fo Widerfinniged, ald wenn man „nach Rechts: 
grundfägen verwalten“ wollte. So viel ift aber von vorn 
herein Mar, daß man ed auf dad Legtere in der That nie abge: 
fehen hat und daß burch bie Aufftelung der Adminiſtrativ⸗-FJuſtiz 
niemald eine Befchränfung der Verwaltung in ihrem Gebiete 


fifhe und die Sondershäufifche Verf. url. Die Grundrechte 
d. deutſch. Volks beftimmten dann $. 49: „Die Verwaltungs: 
vechtspflege Hört aufs über alle Rechtöverlegungen entfcheiden bie 
Gerichte.“ 

5) Unter diefen find hauptſächlich die ſchon vor $. 147 angeführten 
Schriften von v. Weiler, v. Pfizer, Funke und Kuhn hervor: 
zubeben. Zu den entfchiebenften Gegnern der Abminiftrafiv s Zuftiz 
gehören: Mittermaier und Pfeiffer, fo wie auch Rudhard, 
Puchta, Jordan u. Minnigerobe. Vergl. Pfeiffer, pract. 
Erört.-Bd. VI. S. 1-121. 

6) Berge. Puchta, Beiträge zur Gefehgeb. u. Prar. Bd. I. ©. 204. 
Pfeiffer a. a. O. 3b. III. ©. 204. 223. 
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beabfichtigt, fondern blos und allein baran gebacht worden ift, 
der Juſtiz etwas von dem Ihrigen zu entziehen 7), in fo fern 
man wahre Rechtsſachen und resp. Streitigfeiten über Pri⸗ 
vatrechte 8) aus Gründen, die mit der Gerechtigkeit nichts zu 
fhaffen haben, nicht wie andere Rechtsſachen behandeln wollte. 
Man zählte aber dazu entweder „alle biejenigen Nechtöfachen, 
welche die Staatöverwaltung mit berühren oder nach befondern 
adminiflrativen Normen’ zu entfcheiden ſeien⸗ 9): oder „alle: dieje: 
nigen, welche in bad Gebiet des öffentlichen Rechts einfchlagen, 
feib wenn der Streit nur zwifchen Privaten geführt werde» 10) 
oder "alle diejenigen, welche auf dad Subjections⸗Verhältniß der 
Unterthanen als folcher fich beziehen» 1). Die offenbar große 
Unbeftimmtheit diefer Begriffe 12) ift fo einleuchtend, daß fie - 


) Pfeiffer a. a. ©. Bd. HI. ©. 217. Nur Täufchung ifl es, wenn 

man Gegenftände, die allerdings Sache ber Verwaltung find, ale 

Beifpiele benupt, um zu zeigen, baß biefe doch nicht ber Juſtiz 

überlaffen werben könnten (Archiv f. civ. Prar. Bd. II. S. 376) 

und bamit zugleich die concurrirende Recht sſache ber Abminiftras 

tion zur Verfügung zuzumwenden fuht. Pfeiffer, a. a. O. Bd. VI. 

8. Mittermaier im Arch. f. eiv. Pr. Bd. IV. ©. 3685 f. 

Wie auch die Ausdräde: „Rechtopflege der Regierungsgewalt« 

„Adminiſtrativ⸗Juſt iz⸗ befagen. 

N) v. Sönner, Entw. eines Geſetzb. über das gerichtl. Verfahren. Bd. 
L GS. 64. 

m Bergl. v. Weiler, üb. Verwaltung u. Juſtiz. F. 17. Hiernach 
müßten auch alle Criminalſachen zu den Adminiftrativ » Zuftizs 
Sachen geredhnet werben, da das Sriminalrecht entfchieden zum öf⸗ 
fentlichen Rechte gehört. Vergl. Übrigens Mittermaier im Arch. 
Bd. X. S. 398. 

1) Vergl. v. Pfizer Über die Gränzen zwifchen Verwaltungs u. Civil 

Juſtiz. $. 19. Deffelben Prüfung ber neueften Einwendungen. 

GStuttg. 1833. ©. 67 f. ©. dageg. Mittermaier a. aD. Bd. 

All. &. 399. Daffelbe drüdt die Formel aus, daß Überall, wo ein 

Hoheitérecht concurrire, oder die Ausübung ber Lanbeshoheit in 

Frage fei, ein entflandener Nechtöftreit zur Adminiftrativ s Zufliz 

gehöre. Dftermann, Grundf. bes preuß. Staatsrechts. $. 186. 

v. Pfizer, Prüfung ber neueflen Einwendungen. &. 71. 

Died gilt auch, ſelbſt in erhöhten Maße, von ber Definition: weine 
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feiner weitern Nachweifung bedarf. Auch kann man nicht fagen, 
daß durch die neueflen Verſuche, die Adminiſtrativ-Juſtiz wif: 
fenfhaftlich zu begründen, eine fefle Grundlage gewonnen 
fei 13), fowie auch felbft die Aufzählung der einzelnen hiernach 
zur Adminiſtrativ⸗-Juſtiz zu rechnenden Gegenftände nichts fruch⸗ 
ten kann, weil eine folche Aufzählung, abgefehen von ber ſtets 
dabei unterlaufenden ganzlihen Verwechſelung und Ber: 
mifhung Desjenigen, was bei dieſen Gegenfländen 
Sache der Berwaltung und was Sade der Juſtiz ift, 
niemals eine erfchöpfende würde fein können 4). Auch bürfte 


2) 


14) 


Verwaltungs⸗Streitigkeit fei jede, welche durch einen Act der öffent: 
lichen Gewalt veranlaßt werbe und beren Entſcheidung von ber Be⸗ 
urtbeilung biefes Actes abbänge.» Kulentamp, üb. das Verhältn. 
der Rechtspfl. ©. 75. — Vergl. auch Nibler im Ardiv f. civ. 
Praxis. Bd. IT. ©. 391 f. über bie Unbeflimmtheit bes Ausbrud’s 
Causa public... Das Sächſ. Gefeh v. 30. Yan. 1835 (f. ©. 109. 
Rote 15) fagt: "Cine zur Gompetenz ber Berwaltungsbehörbe 
gehörige Sadye ift als eine flreitige zu betradhten, wenn babei 
mehrere Betheiligte einander gegenüberftehen, welche ge: 
wiffe Befugniffe in Anfprudy nehmen, oder die ihnen angefonnene 
Verbindlichkeit beftreiten.« Vergl. barüber Dr. 5. 8. Meinert, 
Drei Abhandl. Leipz. 1844. No. IL, welcher „Adminiftrativjuftiz- 
fadher noch von ftreitigen Verwaltungsſachen unterfcheidet 
und erflere nur ba annimmt, wo bei einer Verwaltungsfache „ober 
im Bezug auf öffentl. Recht“ Parthei s Anfprüche ſich gegenüber fte- 
ben, weldhe auf Titel des Privatrechts geftügt find. 

Dieß gilt auch von der, in vielfacher Hinſicht ſehr lobenswerthen 
und fharffinnigen Deduction von Funke, die Verwaltung in ihrem 
Berhältniffe zur Zuftiz. Zwidau 1838, weldye jedenfalls vor ber 
Schrift eines Ungenannten: Die Zrennung ber Juſtiz und Abmini- 
ftration. Leipz. 1840 den Borzug verdient. Vergl. über die erflere 
Pfeiffer, a. a. D. 3b. VI. &. 234—40, über bie lettere daſ. ©. 
106— 122. 

Man hat zu den Adminiſtrativ⸗Juſtizſachen befonders gerechnet: bie 
Polizei in ihrem weiteflen Umfange, daß Fluß⸗, Berg, Korftz, 
Zagbs und Poftregat, Gemeindefachen (vergl. 5. B. über Baden 
Ardiv f. cin. Prar. 8b. XIII. S. 107), Steuern, Zoll und Spor- 
tein, Kriegsfuhren, Straßenbau, Gonfcriptions = Berhältniffe, Ein: 
quartivung, Streitigkeiten über Entlaffung und Penſionirung von 


v 
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es wohl nie gelingen, einen dad innere Wefen ber. Sache 
treffenden Unterſchied zwifchen ſ. g. eigentlichen Juſtiz⸗Sachen 
und Abminifirativ = Zuftiz Sachen aufzufinden 13). Selbſt in 


Staatsdienern, Klagen gegen Staatsbiener aus Amtshandlungen ins⸗ 
befondere wegen Ghroerlegung, Verfahren gegen Öffentliche Rech: 
nungsführer u. f. w. Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. VI. 
S. 8 f., wo forsfältig unterſchieden ift, in wie fern biefe Sachen 
Gegenftände ber Verwaltung find, und in wie weit fle giner ju⸗ 
ftizmäßigen Beurtheilung anheimfallen tönnen, mit v. Pfizer, 
Prüfung ber neueften Einwend. ©. 74 f. — Ueber den Umfang der 
Jurisprudence administrative in Frankreich ſ. Mittermaier im 
Arch. f. civ. Prar. Bb. IV. ©. 315 und über die erſte umfaffende 
Rachahmung in Baiern baf. Bd. III. ©. 387f. Bd. IV. ©. 349 f. 
Das Bernifche Geſet v. 6. Zun. 1818 über Adminiftrativs Streis 
‚tigleiten f. daſ. Bd. III. ©. 243 u. 375. Hiernady foll überall ein 
Streit vor ben Abminiftrativ » Gerichtöftand gehören, „wenn ein 
ffreitiges PrivatsIintereffe mit einer allgemeinen Staats 
einrihtung ober einem Zweige ber Staatsverwaltung in 
folhe Berbindbung tritt, daß es nicht‘ der willtührlichen Ver⸗ 
fügung ber Parthey ausſchließlich Überlaffen werben önne, fon: 
ben die Möglichleit ber Einwirkung der — 
offen bleiben mäffe » : 
Audy die Beftimmungen, welche Particulars@efere verſucht ˖ha⸗ 
ben, ſind mehr ober weniger willkührlich. Hervorzuheben ift befon= 
ders das Sächſiſche Gefe& Über die Gompetenzs Verhältniſſe zwi⸗ 
fhen Zuftizs und Berwaltungsbehörten v. 28. Jan. 1835. Das 
Berfahren in flreitigen Verwaltungsſachen beftimmt das Geſet v. 
3. Ian. 1835. Vergl. Archiv F. civ. Prar. Bd. XXI. ©. 256 f. 
S. audy: Handbuch der Königl. Sähfifchen Geſetgebung v. 28. 
u. 30. Jan. 1895. Leipz. 1838. u. Funke, bie Verwaltung. in ih: 
rem Berbältniß zur Juſtiz. S. 156. Ron Baiern f. Sammlung 
der im Gebiete der imnern Staatsverwaltung bes Königr. Bayern bes. 
fiebenden Berorbnungen v. Döllinger. Münden 1835. v. Wendt, 
Darſtellung bes Bayer. Verfahrens in abminiftrativ s contentiöfen 
Rechtsſachen. Nürnb. 1836. — In Würtemberg, wo bie Verf. 
Urkunde $. 95, ihrer allgemeinen- Beftimmung nad), gegen’ bie Ab- 
miniftrativ = Zuftiz hätte fdrügen folten, hat fie durch eine reftrictine 
Auslegung . jener Beſtimmung body. ziemlich ausgebehnten Eingang. 
gefunder und wird hier feld -von v. Mohl, Würtemb. Staater. 
Ih. I. &. 392 f. vertheibigt. Daß die entgegengefehte Anficht, wie 
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Frankreich, dem WBaterlande der Adminiſtrativ⸗-Juſtiz, bat die 
Unterfcheidung die gewichtigftien Stimmen gegen ſich und ſchon 
Berenger fagt mit Recht die Legislation administrative fei „un, 
amas de disposilions, qui n’ont aucun lien entre elles 16)“ 


Dweites Kapitel. 


Vom VBerbältnif der Staatshoheitsrechte 
zu den Privatredhten der Untertbanen und 


dem patrimonialen Befig von 
Sobeitöredhten. 


Ueber den Begriff. des wohlerworbenen Rechts finden ſich Erörterungen be⸗ 


16) 


fonbers in ben Schriften über rüdwirlende Kraft der Geſetze und 
zum Zheil auch in ber Literatur über Zuflizs und Regierungsfa- 
hen. - Aus der älteren Literatur gehören zum Theil die Schriften 
über Aufhebung beftehenber Privilegien hierher. Vergl. Pütter’s 
Literatur des Staatsr. Ih. IL ©. 314 f. Klüber’s Kortfeg. 
S. 293. — ©. übrigens Pütter, Beiträge zum db. St. u. Für: 
ftenr. Th. L No. XX. ©. 351 f. (Beflimmung ber Landeshoheit — 
Jedem fein wohlerworbeues Recht zu laſſen —.) — Weftphal, 


v. Mohl S. 404 bemerkt, aus leicht begreiflichen Gründen, beſon⸗ 
ders von Juriſten vertheidigt werde, iſt allerdings richtig; denn es 
iſt ihre Pflicht, das von den Eingriffen der Verwaltung immer mehr 
bedrohte Gebiet der „lieben Juſtiz,“ wie fie ſonſt auch bie Geſetz⸗ 
geber nannten, zu vertheidigen. Dagegen ift die Bemerkung, baf 
die Vertheibigung ber Juſtiz den Wortheil habe „Tiberaler und freis 
finniger zu fcheinen,“ in fo fern nicht paffend, ale es fidy Hier 
gar nit um eine mehr oder weniger liberale Anfiht hanbeft, 
fondern blos darum, welcde ben Grunbprincipien bes Rechts mehr 
entfpricht, und als gerabe in ben Staaten, bie vom ben Forderun⸗ 
gen bes f. g. Liberalismus vielleicht nod) am wenigften verwirklicht 
haben, bie f. g. Abminiftrativs Juftiz den geringften Grebit bat. 
Vergl. au über Württemberg: Mittermaier im Arc. f. civ. 
Pr. Bb. AXI. ©. 266. Ueber Baden u. andere Staaten f. eben: 
daſ. ©. 267 f. Altenburg. ®ef. v. 18. April 1831 über einige 
VBerhältniffe bes Stagtsdienſtes. 

Mittermaier im Archiv f. civ. Prax. Bb. M. S. 343, WB. IV, 
S. 367. Bd. XII. S. 397. Gnenour in ber Zeitſchr. f. Geſetgeb. 
u. Rechtswiſſ. des Auslandes. Bd. I. M 12. 
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Staatör. Abb. VI. & 76 f.— Chr. H. Bunz, de regimine 
territoriali ejusque habiltu ad jura quaesita subditorum. Tüb. 
1791. — v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rheinh. Acte. ©. 
266 f. Deffelben Reditöfälle Th. II. No. 10. — Pfeiffer, 
pract. Ausführ. Bd. I. S. 216f. ©. 267. Bd. II. ©. 197f. — 
6. Marschner, de polestate principis circa jura et bona ci- 
vium auferenda recte definienda. Lips.1822.— Klüber, öffent!. 
Recht. $. 550 f. 


$. 150, ($. 127.) 


1. Bom woblerworbenen NHechte. 


ald ein wohlerworbened Recht, jus quaesitum (jus sin- 
gulorum), ift jedes Recht zu betrachten, welches als ein dur 
einen gültigen befonbern Rechtstitel begründeter, ge 
genwärtiger Beftandtheil der Privat-Rechtsſphäre ei- 
ner beſtimmten Perfon betrachtet werben muß. Diefen 
Begriff bezieht man gewöhnlich nur auf die Vermögensrechte 
im Gegenfaß zu den ber Perfon als folcher zuftehenden f. g. an⸗ 
gebornen Rechten (Leben, Freiheit, Ehre), welchen aber felbft: 
verfiändlich der Character der Unverlegbarkeit auch der Staatöge: 
walt gegenüber in demfelben und fogar noch im höhern Grade als 
dem wohlerworbenen Rechte fo engem Sinne zukömmt. Hiervon 
abgefehen, gehört zum Begriff des wohlerworbenen Rechts: 

1. Begründung eines Rechts durch einen fpeciellen und 
gültigen Rechtstitel I). Hiernach kann ein Verhältniß, wel: 
ches feiner wefentlichen Natur nah ein Pflihtverhältniß ift, 
wie 3.3. ein öffentliches Amt, an fich nicht als wohlerworbenes 
Recht erfcheinen. Daſſelbe gilt in Betreff. des Einzelnen von al: 
len f. g. politifhen Rechten (vergl. Th. 1. $. 87 f.). Eben fo 
wenig kann die f. g. allgemeine Freiheit zu handeln, wie fie 


1) Sehr beftimmt ift dies Srfordberniß in bem Sage ber. Würtem: 
berg. Berf. url. $. 95 hervorgehoben: „Keinem Bürger, ber fi) 
burch einen Act der Staatögewalt in feinem auf einem befons 
dern Zitel beruhenden Privatrechte verlest glaubt, Tann 
der Weg zum Richter verfchloffen werben.“ Vergl. indeß v. Mohl, 
würtemb. Staatsr. Th. I. &. 396. 
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allen Bürgern, ober auch gewiflen Elaflen der Untertbanen, nad) 
dem bisherigen Rechtözuftand zufam 2), und bie bisher Statt 
gefundene Freiheit von gewiffen Pflihten, Laſten und 
Abgaben die Annahme eines wohlerwosbenen Rechts rechtferti- 
gen. Das bisherige Nihtvorbandenfein einer gewiffen 
Beſchränkung ift an fih nie ein Rechtögrund zum Wider: 
fpruch gegen ihre Einführung 3). — Dagegen iſt es für ben 
Begriff des woblerworbenen Rechts einerlei, ob ber befondere 
Rechtstitel ein rein privatrechtlicher (Vertrag, Verjährung 
u. f. w.), ein ſtaatsrechtlicher, ‚d. b..in einer Regierung: 
handlung (Lex specialis) beftehender, .oder ein völkerredtli- 
her Erwerbögrund ift 9). Auch macht ed. für den Begriff des 
wohlerworbenen Rechts einen Unterfchied, ob der Gegenfland 
- deffelben dem öffentlichen Recht oder dem Privatrecht 
anheim fallt. Auch dad Regierungsreht des Inhaberd ber 
Staatögewalt ift ein wohlerworbened Recht und Diejenigen, wel: 
hen ein davon abgelöster Beltandtheil ald eigenes Recht über: 
tragen ift, wie dieß bei der f. g. Patrimonial:Geridhtöbar: 
feit in Deutfchland der Fall ift, find auch Beſitzer eines wohl: 
erworbenen Rechts. Ebenfo kann dad durch die Werfaffung be: 
flimmte Recht der Landftandfchaft als wohlerworbenes Rechte zu 
betrachten fein. — Wo dagegen Jemandem die Ausübung eines 


2) Dfeiffer a. a. O. J. SG. 247. 

3): Bergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. I. ©. 267 f. ("Eine Be: 
freiung einzelner Staatsbürger von dem Beitrage zu allgemeinen 
Staatstaften, wohin auch Weges und Chauſſee⸗ Vau gehört, Tann 
durch; Beinen Zeitablauf ald Hecht erworben werden:«) — Gin Beis 
fpiel ift aud), daß Iemand bieher allein ein gewiffes Gewerbe ges 
trieben. Doch kann dieß auf einem Privilegium exclusivum berugen. 
Der unterfchieb zwifchen Privilegium und bloßer Conteſſion wirb hier 
von Bedeutung. Vergl. Übrigens au) v. Wülow u. Hagemann 
Bd. IV. No. 235. S. 146 f. Über ben (hier zugelaffenen) Beweis ber 

unvordenklihen Verjährung in Betreff der Freiheit von Abgaben. 

4) Die Beſchränkung des Begriffs des wohlerworbenen Rechts auf „bier 
jenigen rechtlich verfolgbaren Anfprüde an Perfonen oder Sachen, 
welche auf einem rechtmäßigen Privattitel er läßt fid) 
nicht techtfertigen. Vergl. oben $. 147. 
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Hoheitsrechts nicht ald eignes Recht zufteht, wie den Öffentlichen 
Beamten dad zu verwaltende Amt, wo Iemand lediglich von 
einer gerade beftehenden Öffentlichen Einrichtung des Staats oder 
ber Kirche einen Vortheil hat, deſſen Unmwiderruflichkeit ihm nicht 
befonderd zugefichert iſt, — 3. B. binfichtli des Umfangs welt: 
licher und geiftlicher Jurisdictions⸗ Gränzen — da fann von ei: 
nem wohlerworbenen Rechte feine Rede fein. 

2. Es muß ein gegenwärtiges, d. h. durch ben beſtimm⸗ 
ten Rechtötitel fchon begrünbetes, wenn auch noch nicht 
wirtfam geworbenes Recht fein. Hiernach kann die bloße 
factifhe Möglichkeit eined Erwerbs oder der demnächſtigen. 
Begründung eines Nechtötitelö, ein f. g. Hoffnungsredt 
(us futurum simplex), wenn man auch auf den Eintritt deſſel⸗ 
ben bie beſte Auöficht hat, wie dieß 3. B. bei einer bevorftehen: 
ben Beerbung der Fall fein Tann, kein wohlerworbenes Recht ge: 
nannt werben, einerlei ob es durch einen einfeitigen Dispoſitions⸗ 
act des Eigenthümers oder durch gefegliche Beſtimmung (Inte: 
flat: und Notherbenrecht) zugefichert iſt. Zu unterfcheiden find 
aber hiervon diejenigen zufünftigen Rechte, welche fehon durch 
einen Rechtötitel begründet find (jus fulurum radicatum), .deren 
Wirkſamkeit aber noch auf irgend eine Weiſe bebingt ift, 3. 
B. bei einer f. g. Eventual-Belehnung, und gewifler Maßen 
audy bei der Successio ex pacto et providentia majorum. Ja 
felbft dad Recht aus einem bedingten Vertrage ift infofers 
ein wohlerworbened und gegenwärtiges, als nicht blos von einer 
factifhen Möglichkeit, fondern von eimem, burch einen ſpe⸗ 
cielen Zitel fchon begründeten, rechtlichen Anfprud, beim 
Eintritt der Bedingung zu erwerben, die Rebe ift. 

3. € muß eine beftimmte Perfon (Individuum ober 
moralifhe Perfon) vorhanden fein, welche ald das berechtigte 
Subijegt erfcheint. Hiernach kann hinſichtlich einer Corpora⸗ 
tion, Gemeinde, ja auch hinſichtlich der, als Rechtsſubject an⸗ 
erkannten, Geſammtheit der Unterthanen im Gegenſatz zur 
Regierung, oder, wie man es in Deutſchland gewöhnlich aus⸗ 
drückt, in Beziehung auf dad Land im Verhältniß zum Lan⸗ 
desherrn, allerdings von wohlerworbenen Rechten gefprochen 

Baharia’s Staatsrecht. ar Bd. 2te Aufl. 8 
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werden. Dagegen bilven einzelne Claſſen der Untertbanen ober 
Etände, wie z. DB. Etaatsbiener, Geiſtliche, Eoldaten, Adel, 
Bürger oder Bauern, Kauflcute oder Gewerbetreibende einer ge: 
wiflen Gattung, injofern fie nicht zu einer Corporation vereinigt 
find, fein Redhtsiubject, und es können daher f. g. Stan: 
beöprivilegien, weder binjichtlih des ganzen Standes, noch 
binfichtlich de einzelnen Gliedes des Standes, da fie nicht zu 
feiner befondern Rechtsſphäre geboren, als woblerworbene 
Rechte betrachtet werden. Nur darf damit der Fall nicht ver: 
wedielt werden, wo bie Rectszujiherung in der That jedem 
einzelnen Bliede eines gewillen Complerus von Perfonen 
gegeben ifl, wie wenn 3. DB. die Bundesacte von den „mittelbar 
gewordenen Reichsftänden- oder vom «chemaligen Reichdadel- 
im Art. 13. oder von den „Mitgliedern der ehemaligen Dom: 
und freien Reichöflifter- und von den „Mitgliedern des deutfchen 
Ordens⸗ fpridt. 


rn) 


$. 151. 6. 127.) 


HE. Bon der Aufbebung und Beſchränkung 
woblerworbener Nechte. 


A. Durd Die GBefeggebung. 


Der Staat ifl zum Schuge der Rechte der Unterthanen über: 
Saupt berufen und darf fie nicht willführlich aufheben oder ver: 
legen. Es kömmt vielmehr, auch im Berhältnig zum Staate, 
jedem wohlerworbenen Rechte die Eigenfchaft der Unverlegbar: 
feit oder Unwiderruflichleit zu I). Allein biefe Unwider: 
ruflichkeit ift feine abfolute oder unbebingte. Jedes wohl: 
erworbene Recht des Einzelnen muß weichen, fobald ed mit 
der Wohlfahrt ded Ganzen in GCollifion kömmt und aud Die: 
fem Grunde die Aufhebung deflelben nothwendig wird 2). 


— — 





1) Hierauf kann der Ausfprudy des Pomponius in L. 11. D. de Reg. 
jur. bezogen werden: „Id, quod nostrum est, sine facto nosiro ad 
alium transferri non potest.“ 


2) Inſofern kann ſchon hier von einem f. 9. jus eminens, ober äußer⸗ 
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Diefe Rothwendigkeit iſt jedoch bei Erlaffung allgemeiner 
Sefege nicht blos fo zu verſtehen, daß außerbem der Staat 
oder ein Theil deſſelben der Gefahr des Untergangs Preis gege⸗ 
ben ſein würde, ſondern ſie tritt auch da ein, wo das Recht 
des Einzelnen mit einer, die Förderung des Wohles des 
Ganzen bezweckenden Einrichtung, mit einem für die Leitung 
bed Staats als heilſam anerkannten Grundſatze in Collifion 
kömmt. Denn die Staatsgewalt iſt nicht ſowohl berechtigt, als 
vielmehr verpflichtet nach ſolchen Grundſätzen zu handeln und 
jene Einrichtungen zu machen. Dabei ſind aber folgende, keiner 
Ausnahme unterliegende, Regeln anzuerkennen: 

A. Die Aufhebung wohlerworbener Rechte muß in der, für 
die Geſetzgebung überhaupt, und für Dispofitionen über den 
fraglichen Segenftand insbefondere, verfaffungsmäßig be: 
flimmten Form gefcheben. Inſoweit diefe ed mit fich bringt, 
kann dann auch die, im Allgemeinen nicht nothwendige, Ein: 
willigung bed Berechtigten felbft dazu kommen müſſen, 
und wo der Staat felbit durch beflimmte Verpflichtungen gegen 
einen Dritten gehunden ift, wie 3. B. binfichtlich der durch die 
Bundedacte Art. 14 den f. g. Mebdiatifirten garantirten echte, 
faun die Aufhebung nicht ohne die Zuftimmung bed Dritten 
erfolgen. 

B. Da bie Colliſion des wohlerworbenen Rechts mit dem 
Wohle ded Sanzen nur in der Eriftenz des Rechts an fich, 
nicht aber in dem Bortheile befteht, den ber Berechtigte 
davon hatte, und mithin für die Aufopferung auch diefes Bor: 
theils Peine rechtliche Nothwendigkeit vorliegt, fo ift der Staat 
verpflichtet 3), den Berechtigten bei der Aufhebung ded Rechts 
zu entfhädigen oder dem bisher Verpflichteten, . 8. 
bei Frohnden, Binfen, Zehnten, die Entfhädigung (£eiftung 


ſten Rechte der Staatögewalt bie Rede fein — nidyt aber von einem 
Staatseigentgum. Vergl. Poffe, Über bas Staatseigenthum. Ro⸗ 
ſtock 1794. ©. 10 f. Klüber, öffentl. Recht. 8. 551. 

3) Marschner, de potest. princ. circa jurg et bona civium Cap. V. 
6. 52 f. Meine Abhandlung im Magazin für hannov. Recht. Bd. I. 
&. 215 f. 

9% 
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eines Aequivalents) aufzulegen, inſofern das Recht feiner Na⸗ 
tur nach eine Schätzung zuläßt, oder mit einem wirklichen 
Vermögens-Vortheil für den Berechtigten verbunden und nicht 
als ein ſchlechthin verwerfliches oder reprobirtes Verhältniß, z. 
DB. Leibeigenſchaft, zu betrachten ift 9). Hierbei muß ſtets auf 
den gegenwärtigen Zuftand gefehen werden. Bat alfo 3. B. 
das Recht die Natur eines nubbaren Vermögensrechts verlo⸗ 
ren, fo kann der in früherer Zeit davon gezogene Vortheil (3. 
B. bei der Patrimonial: Berichtöbarkeit) nicht in Anfchlag kom: 
men. Dagegen ift es einerlei, ob dad Recht Litulo oneroso 
oder graluito erworben war, woraus auch folgt, daß die An 
fiht 5), der Berechtigte (Privilegirte) könne nichts für den ent- 
gehenden Gewinn, fondern nur für den Erwerbspreis Erfaß 
fordern, durchaus unridtig iſt. 

Auch die Sefeggebung in den deutfchen Staaten ift im Al: 
gemeinen von diefen Grundfägen geleitet werben. Hiernach find 
befonder8 in neuerer Zeit wohlerworbene Rechte theild mit, theils 
ohne Entfhädigung 6), zuweilen aber auch wohl ohne bhinrei: 
chenden Grund aufgehoben worden. Durchgängig haben die, in 
neuerer Beit viel häufigern, f. g. Expropriations-Geſetze 
den auch verfaffungsmäßig, zur Sicherftellung ded Eigenthums 


4) Vergl. über das Teptere: Pfeiffer, pract. Ausführungen Bd. I. 
S. 218 f. 
5) Vergl. Gönner, Staatsr. $. 293. 
6) Daß fidh dieß in einzelnen Fällen, 3. 8. binfichtlic der Letbeigen- 
ſchaft, nicht mißbilligen läßt, folgt ſchon aus ben obigen Sägen. 
Ein bundesgeſetzliches Beifpiel liefert bie Aufhebung der Rad: 
fteuer aud für Privat Berechtigte ohne Entfchäbigung. Bundes: 
Beſchl. v. 23. Jun. 1817 Ro. 6. Vergl oben Th. I. 8.89. — 
Nicht rechtfertigen läßt fidy, daß "in den Grundrechten des deut⸗ 
fhen Volks $.35 u. 37 (Reicheverfafl. $. 167 u. 169) alle aus dem 
guts⸗ und ſchutherrlichen Werbande fließenden perfönlichen 
Abgaben und Leiflungen und daß insbefondere die Jagdgerechti g⸗ 
teit auf fremdem Grund und Boden, Jagddienſte, Jagdfrohnden 
und andere Leiftungen für Jagdzwecke ganz ohne Entf chädigung 
aufgehoben wurden. Daſſelbe if übrigens in mehrern Particular⸗Ge⸗ 
fegen, zum Theil ſchon vor ben Grundrechten im 3. 1848 geſchehen. 
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gegen Eingriffe der Verwaltung, feflgeflellten Grundſatz 7), 
daß Niemand fein Privat:Eigenthbum ohne vollftändige (vorgän⸗ 
gige) Entſchädigung für öffentliche Zwecke abzutreten ſchuldig 
fei, anerlannt 9). Ebenſo liegt den, in neuerer Zeit aud fo 
häufigen, f. g. Ablöfungd- Ordnungen das Princip zu Grun⸗ 
de, Daß ber Berpflichtete den Berechtigten nach einem billigen 
Berhältniffe entfchädigen müfle, und auch bei den, bei Einfüh: 
rung einer neuen Gefeggebung oder Herftellung eined frühern 
Nechtözuftandes nothwendigen, f. g. tranfitorifchen Verord⸗ 
nungen bat man mehr oder weniger den nach dem biöherigen 
Rechtszuſtand wohlerworbenen Rechten bie erorberiie Ruͤckſicht 
zu Theil werden laſſen 9). 

Was aber die Frage betrifft, welche Rechtsmittel der durch 
ein allgemeines Geſetz in feinem wohlerworbenen Rechte 
Berlegte habe? fo kann gegenwärtig 10) weder von einer 
gerichtlichen Klage auf Burüdnahme bed Geſetzes gegen ben 
Sefeßgeber, noch von einer Entfhädigungsklage gegen den Fis— 
cus oder den bisher Verpflichteten, noch auch von einer Regreß: 
Hage gegen den Autor der. Regel nad) die Rede fein, fobald das 
Gefeg felbft über bie Entſchaͤdigungsforderung eine Beſtimmung 


7) Bergl. oben Th. I. $. 89. ©. 425 f. 


9) ©. 3. B. Bremiſches Gefeh v. 8. Ian. 1821. Baier. Gef. üb. 
Zwangsabtretung v. Grundeigenthum f. Öffentl. Zwecke v. 17. Rovbr. 
1837. (erläut. v. Sampaber). Würzb. 1839. Frankfurt. Geſet v. 
10. San. 1837. Hannov. Geſetz über den Shauffeebau v. 20. Sun. 
1851. $. 29 f. Geſetz über die Anlage von Eifenbahnen v. 8. Sep: 
tember 1840 mit den Zufägen des Geſetzes v. 6. Aug. 1844. 


Bergi. insbefondere hierüber Bergmann, das Verbot ber rũc⸗ 
wirk. Kraft. Hannov. 1818. 


1) Anders war es zur Zeit des Reichs, wo die Reichsgerichte io über 
die Rechtsgültigteit Tandesherrlicher Verordnungen in Abficht auf ih⸗ 
ren Inhalt erkennen konnten. Häberlin, Haudb. des deutſch. 
Staater. Bd. II. $. 204. Mittermaier im Archiv f. civ. Praxis. 
®». IV. ©. 306 f. ©. auch oben Th. I. S. 119f. — Pfeiffer, 
pract. Ausführ. Th. J. ©. 2 Wippermann, Beifräge ©. 
112 f. 


9 
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getroffen hat 11), fonbern der Werlegte mag ed verfuchen, durch 
Petition und Befchwerdeführung an geeigneter Stelle (Regie: 
rung, Stände und resp. Bundeöverfammlung) eine Burüdnahme 
oder Aenderung des Gefebed zu erwirken 12). Nicht zu verwech⸗ 
feln hiermit ift aber der Fall, wo ed fi um die Anwendbar: 
feit einer allgemeinen gefeglichen Beflimmung auf ein, durch 
eine andere fortdbauernd gültige Rechtsnorm, regulirted Wer: 
hältniß handelt. Denn der Richter hat hier blos darüber-zu ent 
fcheiden, ob ein Geſetz durch ein anderes ebenfo gültiges Ges 
feß-in feiner Anwendung befchräntt werbe, wofür dem angeb⸗ 
lih Verletzten gewiß der Rechtsweg zu eröffnen ift, infofern 
nicht das frühere Geſetz felbft für aufgehoben erflärt ober autben- 
tifch, interpretirt worden if. Denn darüber, ob der Gefeßgeber 
bierzu befugt geweien? Tann der Richter nicht urtheilen, fo 
daß alfo dem Berlegten folchen Falls nur der vorhin bezeich- 
nete Weg ber Petition und Befchwerbeführung offen fteht 13). 


) Daß da wo das Geſetz die Entſchädigungsfrage unberührt gelaffen 
bat, 3.8. bei Aufhebung von Steuerfreiheiten, eine Entſchädigungs⸗ 
klage flatthaft fei, wird ausgeführt in Bülau’s Jahrb. 1844. 
Dctbrheft. S. 300 fe S. auch Mohl, üb. die rechtl. Bedeutung 
verfaffungswibriger Geſetze (nach belg. Staatsr.) in ber Zeitſchr. f. 
Geſetzg. u. Rechtsw. des Ausl. Bd. XXIV. ©. 117 f. — Zu weit 
geht Pfeiffer, pract. Ausführungen. Bd. II. ©. 282 f., wenn er 
die Gerichte überhaupt über bie zu leiftende Entfchädigung erfennen 

laſſen will. Bon der unrichtigen Anwendung eines Geſetzes iſt nas 
türlich hier nicht die Rede. Vergl. Pfeiffer a. a. O. Bd. J. ©, 
253 f. 

12) Vergl. v. Mohl, würtemb. Staater. Th. I. ©. 392 f. Zöpft, 
Staater. $. 134. In ganz allgemeiner Weife haben neuere Ber: 
faffungs-Gefege die Beflimmung gemacht, baß eine, durch ein ver: 
faffungsmäßig erlaffenes Gefeg (oder, was daneben erwähnt wird, 
durch einen Staatsvertrag) angeblidy bewirkte, Rechtsverlezung 
nit zum Gegenftand eines gerichtlich zu verfolgenden Rechtsan⸗ 
ſpruchs gemacht werben könne. Berg. Hannov. Grundgeſetz. $. 37. 
Landesverf. Geſ. $. 39. Dieb geht offenbar, befonders was Staats: 
verträge betrifft, viel zu weit und ift in diefer Allgemeinheit nicht 
zu billigen. 

13) Ein Beifpiel liefert die auf den, im Art. 14 der deutfhen Bundes: 
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Die Berlegung eines wohlerworbenen Rechts durch eine Lex spe- 
cialis dagegen Tann, wenigſtens was die Entfhädigungs:Anfprüs 
che des Verletzten betrifft, der gerichtlichen Nechtöverfolgung 
überhaupt nicht ald entzogen betrachtet werben. 


$. 152. (6. 140. $. 141.) 
B. Durch Special: Berfügung. 
1. Allgemeine Bedingungen und Umfang des ſ. g. jus eminens. 


Die zahlreichen ältern Differtationen über das |. 9. dominium eminens 
ober supereminens prineipis f. bei Pütter, Literat. Th. III. ©. 
378 f. u. Klübers Fortſetz. ©. 321. — Jargow, Einleit. zur 
Lehre von den Regalien. Lib. II. Cap. 1. $. 6f. (S. 462 f.). — 
J. J. Mofer, von der Landeshoheit in Anfehung der Unterthas 
nen Perfonen und Vermögens. ©. 179 f. — Hütter’s Beiträge 
zum &t. u. Fürftene. Ih. I. ©. 351—363. — Ueber das Staates 
nothrecht, ale Grund des Rechts zu fecularifiren. 1800. — Gros 
me's u. Jaup's Germanien. Bd. I. S. 414—449. („Das Staates 
nothrecht — fälſchlich dominium eminens genannt — involvirt Fein 
Ober⸗Eigenthum⸗ v. $r. Hoppe) — Marschner, de potestate 
principis circa auferenda jura et bona civium recte definiende. 
Lips. 1820. — Pfeiffer, pract. Ausführungen Bd. III. ©. 288 f. 
S. 475 f. ©. 548 f. — Gewöhntid enthalten auch die Schriften 
über das Verhältniß der Juſtiz zur Abminiftration und über Ad⸗ 


acte normirten, Rechtszuſtand der f. g. mebiatifirten Zürften u. |. 
w. ſich beziehende Beftimmung des Art. 63 der Wiener Schluß⸗ 
acte. Vergl. Th. I. ©. 472. Denn während einer Geits darin 
ausgefprochen ift, daß ba, wo es fid) blos um die Vereinbarkeit ges 
wiffer gefeglicyer Anordnungen, namentlidy über die Rechtöverhält- 
niffe der Unterthanen überhaupt, mit den, durch frühere Verord⸗ 
nungen oder Berträge feftgeftellten Rechten der Mebiatifirten han⸗ 
dele, den angeblid, Berlepten der Rechtsweg vor den competenten 
Behörden zu eröffnen fei, fo geht anderer Seits aus ben Schluß: 
worten des Art. 63 der Wiener Schlußacte hervor, daß ein, jene 
Verordnungen oder Verträge felbft einfeitig und zum Nachtheil ber 
Mediatifirten änderndes ober interpretirendes Geſetz (eine einfeitige 
„legislative Erklärung“) nicht durch die Landesgerichte, fons 
dern nur auf dem Wege bed Recurſes an die Bundesverfammlung 
würde befeitigt werden können. 
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miniftrativs Zuftig (f. oben $. 147) hierher gehörige ober wenigs 
ſtens mittelbar einfhlagende Grörterungen. — Begriffö- und 
Gränzbeflimmungen bes f. g. jus eminens f. audy in J. St. Püt- 
ter, instit. jur. publ. 8. 260. $Häberlin, Hdb. bes Staater. 
zb. IL. ©. 291 f. Beſtphal, Staatsr. Abd. VI. u. VII. S. 75 
—82. Schnaubert, Anfangsar. bes Gtaatör. ber gefammt. 
Reichslande. $. 310f. Leif, Staatsr. $. 102. Klüber, öffentl. 
Recht $. 550-552. Bauer, Lehrb. des NRaturredhts 5. 224. 
Schmid, Lehrb. des Staater. $. 52. Zöpfl, Staater. $. 141. 
Wippermann, Beiträge ©. 91 f. — Bergl. aud) über ben 
Entſchädigungs⸗Anſpruch bes Berlesten meine Abhandl. im Ma: 
gazin für hannov. Recht. Bd. I. ©. 215 f. 


1. Abgefehen von der, in einem allgemeinen Gefege aus: 
gefprochenen, Aufhebung wohlerworbener Rechte und der allge: 
meinen $eftftellung der Bedingungen, unter welchen eine Abwei- 
hung von einer gewiffen gefeglichen Regel und indbefondere eine 
Entziehung des Privat:Eigenthbumd zu gewiffen öffentlichen Zwe⸗ 
den ftatthaft fein foll (vergl. oben $. 151), kann die Staatöge- 
walt auch in die Nothwendigkeit verfegt werben in außeror: 
dentlichen, durch das Geſetz nicht voraudgefehenen Fällen, ver: 
mittelft einer, durch dad überwiegende Intereſſe de8 Ganzen ge: 
botenen, Special:Verfügung in bie Privat: Rechtöfphäre des 
Einzelnen verlegend einzugreifen. Eine folche unmittelbare und 
directe Abweichung vom Principe der Redjtögleichheit hat man 
durch die Ausdrüde: jus eminens, Staatsnothredt, Au: 
Berfies Recht der Staatdgewalt bezeichnet und dadurch 
ſchon die wefentlihe Grundlage und Bedingung für bie 
Ausübung dieſer außerorbentlichen Befugniß ber Staatsgewalt 
ausgedrückt 1). Obwohl man nämlich der Natur der Sache nach, 
welche in dem alten Sage: »Noth kennt fein Gebot* audgefpro: 
chen liegt, zugeben muß, daß das f. g. Staatsnothrecht von 
allen pofitivrechtlichen Schranken infofern entkleidet fei, als fich 


I) Früher gab man biefem f. g. Rechte der Staatögewalt infofern eine 
ganz falfche Grundlage, als man es als ‘einen Ausfluß bes Ober: 
eigenthums des Regenten an ben Gütern der Unterthanen auf: 
faßte, und deshalb von einem dominium eminens ober supere- 
minens redete. Vergl. fchon oben $. 151. Note 2). 
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nicht im Voraus befliimmen läßt, in welchen Fällen es allein 
eintreten könne und weldhe Mittel die Staatögewalt zur Ab: 
wenbung ber Gefahr gebrauchen dürfe, fo wirb Doch dadurch Die 
Aufftelung gewifler, aus dem Begriffe des Staatsnothrechts fich 
von felbft ergebender, der Nothwehr und Abwendung eines Noth: 
ſtandes des Einzelnen zum Theil analoger, Bedingungen nicht 
ausgeſchloſſen. Dahin gehört: | 

A. es muß eine wirkliche Gefahr ober Noth 2) für den 
ganzen Staat oder einen Theil deffelben vorhanden fein, welde 
nit anders als durch einen Eingriff in das Nechtögebiet bes 
Einzelnen abgewendet werben kann. Hiernach kann die Erzie⸗ 
lung eines bloßen Nutzens, die bloße Förderung politifcher 
oder ftaatöwirthfchaftlicher Intereffen an fi nie ald genügend 
betrachtet werben 3). 

B. Die Staatögewalt darf bei dem Gebrauche des Noth: 
rechtes nicht von härtern Mitteln Gebrauch machen 9 und 
bie erceptionelle Beſchränkung der Freiheit der Perfon oder bes 
Eigenthums der Unterthanen nie länger fortbauern lafs 


2) Daß bieß eine gegenwärtige Gefahr, eine f. g. laesio inchoata 
in bem Sinne fei, wie fie zur Bedingung ber Privat:Rothwehr 
gemacht werben muß, ift nicht erforberiih. Denn bie zulünftige 
Gefahr kann der Einzelne in der Regel durch Anrufung der Hülfe 
des Staats befeitigen. Deshalb jenes Erforberniß der Nothwehr. 
Der Staat aber muß und kann ſich blos felbft helfen. 


Sierin liegt der wefentliche Unterfchied binfihtlich des Umfanges bes 
f- g. jus eminens bei ber allgemeinen Gefeggebung, wovon fchon 
oben 8. 151 die Rede war, von dem Gebraudhe beffelben in ben 
durch bie Gefege nicht im Voraus zu beftimmenden Fällen. Denn bie 
Beförderung der f. g. Staatswohlfahrt, ohne daß von einem 
wirklihen Rothftande bie Rebe fein kann, ift nie fo brin= 
gend, daß nicht durch ein allgemeines Geſetz bie erforberliche 
Borforge getroffen werben könnte. 

Daher wird 3.8. in Fällen, wo gegen eine Perfon Sicherheits⸗Maß⸗ 
regeln ergriffen werben müflen, die Zuläffigleit einer proviforifchen 
Berhaftung dadurch bedingt fein, daß eine bloße polizeiliche Uebers 
wachung ober Gautionsftellung als unzulänglich erfcheine. 


3 
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fen, als zur Abwenbung der Gefahr ober Noth durchaus erfor: 
berlich ift. 

C. Da in ber Anwendung bed f. g. jus eminens ſtets eine 
Abweichung vom Principe der Rechtögleichheit, oder von den Be: 
flimmungen der allgemeinen Gefege enthalten ift, eine folche Ab⸗ 
weichung aber den untergeordneten Staatöbehörden nur in 
den von den Gefegen felbfi im Voraus beflimmten Fällen er: 
laubt fein kann, fo folgt von felbft, daß die Ausübung des f. g. 
jus eminens in ber Regel, und abgefehen von der Anorbnung au: 
genblidlid nothwendiger und durchaus feinen Auffchub leidender 
Schug: und Vertheidigungs-Maßregeln wider eine gegenwärtige 
Gefahr und dringende Noth 5), nur auf einer Anordnung des 
Souveraind, oder der oberften Staatöbehorde beruhen könne. 

U. Was den möglihen Gegenftand des f. g. Staatönoth: 
rechts betrifft, fo ift ed eine durchaus unbegründete Befchräntung 
defielben, wenn man baffelbe blos auf veräußerliche oder-er: 
ſetzbare Rechte der Unterthbanen bezieht 6), oder e8 nur als eine 
„Unterart der Ausübung der Finanzhoheit« betrachtet und ed als 
die Befugniß der Staatögewalt Privat:Eigenthum (bewegli: 
ches und unbewegliches) im Falle der Noth durch „Special Ber: 
fügung dem Befißer zu entziehen, . befinirt 7). Denn es ift gar 


5) Die Befugniffe untergeorbneter Staatsbehörben find infofern der für 
die PrivatsNothwehr anerfannten Einſchränkung unterworfen. 

6) So fagt 3. B. Schmid, Lehrb. des Staater. $. 52: „Die Regie: 
rung hat in Fällen, wo es auf das Beſtehen des Ganzen anlommt, 
erfesbare Rechte der Einzelnen für den Zweck des Ganzen zu be: 
nusen, die Bedingung biefes Rechts ift Unvermeidlichkeit.“ Dieß 
biligt Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IT. &. 293 (zugleich unter 
Berufung auf Jordan, Verſuche über allgem. Staater. ©. 254), 
obwohl er felbft im Verlaufe derfelben Abhandlung bei verfdyiebenen 
Gelegenheiten (3. B. ©. 419) das Staatsnothrecht aud) bei andern 
Gegenftänden (unveräußerlichen und unerfegbaren Rechten) eintreten 
läßt. 

7) So 3. B. Zöpfl, Grunbfäge bes Staater. Ite Aufl. $. 210: "Zn 
Bezug auf andere Werhältniffe als Eigenthumsrechte ift ein Noth⸗ 
recht des Staats an ſich undenkbar.» Was dabei Zöpfl in der 
Rote Über bie völlige Unzuläffigkeit f. 9. Machtſprüche des Staats: 





R 
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nicht zu leugnen, daß der Staat auch in die Nothwendigkeit 
verſetzt werden kann, die ſ. g. natürliche und die perſönli⸗ 
che Freiheit einer Mehrzahl von Unterthanen und beſtimmter 
Individuen über das geſetzliche Maß zu beſchränken 8), oder 
Dienſte und andere Handlungen, z. B. in Kriegszeiten, von 
den Unterthanen zu verlangen, zu welchen ſie in der Regel gar 
nicht verpflichtet ſind. Da aber die Ausübung des ſ. g. Noth⸗ 
rechts etwas rein Factiſches iſt und ſtets nur eine auf dem 
Principe der Selbſterhaltung beruhende Maßregel der Ver wal⸗ 
tung fein kann, fo folgt allerdings von ſelbſt, daß jenes Aus: 
Berfie Recht der Staatögewalt nie dazu gebraucht wer: 
den Fonne, um etwas, was feiner Ratur nad einer 
rechtlichen und resp. ridhterlihen Zeftfiellung bedarf, 
mit Umgehung bed gefeslichen oder verfaffungsmäßi- 
gen Weges, zu verwirktlihen oder ind Leben zu rufen. 
Aus diefem Grunde wird 1. kein Machtſpruch in Civilſa⸗ 
hen, 2. keine widergefeglihe Werhängung oder Erhöhung 
einer Strafe?) und 3. Feine Aenderung der Staatövers 


berrichers in Zuftizfachen gegen Maurenbrecher bemerkt, ifl als 
lerdings völlig richtig; jeboch nicht aus dem Grunde, weil das Noths 
recht des Staats blos auf Eigenthumsrechte (wozu überbieß Juſtiz⸗ 
faden gar keinen Gegenfag bilden) Beziehung hätte. 
8) Man denke nur an bie Maßregeln, welche zur Berhinberung ber 
weitern Verbreitung einer peflartigen Seuche, bei flattgefundenem 
Aufrubr ober Zumult, ober gegen eine beflimmte Perfon, welche 
mit Begehung eines Verbrechens gedroht hat, oder 3. B. in Krieges 
zeiten einer Verbindung mit dem Feinde verbädtig if, augenblid: 
lich nothwendig werben können. 
Infofern Tann man audy mit Feuerbach, Lehrb. bes peinl. Rechte 
$. 170 fagen: „Daß im Zuftande höchſter Noth ber Staat ohne ge⸗ 
rihtliche Unterfuhung bes Verbrechens (des Hochverraths) wider 
feine innern Feinde verfahren dürfe, ift ein Sag, welcher durch feine 
Bolgen alle Nechtöficherheit im Staat aufheben würde.» Wahr 
fagt audy Fe uerbach in ber actenmäß. Darftell. merkw. Verbrechen 
3). J. S. 563: „Die Behauptung eines Rechts der Staatsgewalt, 
die Rechte der Bürger ohne Recht aufzuheben — bie Behauptung 
bes rechtlichen Dafeyns einer Polizei, welche, höher als die Juſtiz, 
die Perfon des Unterthans dem Schuge ber Gerechtigkeit aus eigner 
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das ẽffentlibe Wohl erbeiſcht 11, 

ML. Ganz befenters betenfiih, aber, ungeachtet des mögli⸗ 
hm Miẽbrauchs, nicht ganz abzuſprechen iſt diejenige Anwen: 
bung des Jus eminens, welche in ter Ergreifung von Sicher⸗ 
heits-Maßregeln (Etellung unter polizeilihe Aufſicht, Ber: 
firidung oder Verhaftung) gegen eine befiimmte Perfon, von 
welher man eine erhebliche Gefahr fur die beftehende Staats⸗ 
ordnung beforgen muß, hervortritt. Soll hierdurch nicht Die ver: 
faſſungsmäßig garantirte individuelle Freiheit aufgehoben und die 
Bufiherung des gerihtlihen Schuges wider ungeſetzliche Ein⸗ 
griffe in die perfönliche Zreiheit 12) zu einer völlig illuforifchen 





Machtvollkommenheit entziehen, aus politiſcher Rothwendigkeit bas 
juridifh Unerlaubte begehen und um bad Wohl bes Ganzen zu fi- 
chern, bie Sicherheit aller Einzelnen durch bie Herrſchaft der Will- 
führe aufheben dürfe: dieſe Behauptung mag ale Gegenfland ber 
Speculation und bes philofoph. Staatsrechts in ihrem Werthe ober 
Unwerthe beftehen.« — SZebenfalls werde fie dba nicht gelten: können, 
wo verfaffungsmäßig Perfon und Freiheit der Unterthanen un⸗ 
ter den Schug der Belege geftellt fei. 

0) Maurenbrecher, Lehrb. des deutfh. Staater. $. 189. 

1) S. dagegen 38pfl, a. a. D. $. 210. Note 2. 

13) Der gemeinrechtliche und in allen deutfdyen Bundesſtaaten de jure 
alttige, In faft allen Werfaff. Urkunden ausdrücklich ausgefprocdhene 
Sapı „Niemand kann verfolgt unb verhaftet werben, als in den 
durch Recht und Beleg beftimmten Fällen“ (vergl. oben Th. J. 8. 89), 
fließt jede wiltlührliche Ausnahme unbedingt aus. — Nur das, 
was Überhaupt die Webertretung jedes Geſetzes entſchuldigt — ber 
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gemacht werden, fo ift, abgefehen von den für f. g. Stellung 
unter Polizei = Auffiht nach erbulbeter Strafe u. f. w. gegebenen 
allgemeinen gefeglihen Beflimmungen 13), jened Nothrecht mit 
ven engflen Schranten zu umgeben. Hierzu gehört: 1. bie ' 
Staatöregierung darf nur im Halle der dringendften Gefahr 
oder Noth, alſo nie blod zur Erzielung eines politifchen 
Nutzens oder zur Berfolgung .gewiffer politifher Zwecke, 
und nur unter folchen Umftänden davon Gebrauch) machen, wo 
Die Vollziehung der Maßregel durch bie competente Staatöbe: 
börde unmöglich ifl. Auch verfteht fich von felbft, daß eine fol: 
he Maßregel nicht angeordnet werben darf, um bie Ausubung, 
oder Verfolgung verfaflungsmäßiger Rechte zu hindern. 2. Der 
davon Betroffene muß fogleih von dem Grunde der eingetrete: 
nen Freiheitsbeſchränkung in Kenntniß gefeßt werben 19. 3. 
Ueberall, wo die Maßregel wegen einer willtührlihen Störung 
ber Rechtöordnung, wegen Verdachts eines beabfichtigten oder 
ſchon begangenen Verbrechens gegen den Staat oder Einzelne: 
angeorbnet wird, kann fie ſtets nur propiforifch fein. Die 
Sache muß daher zur weitern GCognition und Aburtheilung den 


höchſte Nothſtand — kann dann mögliher Weife die Regierung 

von bem Vorwurf willtührlicher Verlegung ber Verfaſſung befreien. 
3) Bergl. 3. B. Hannov. Geſetz v. 27. Yun. 1838 über die Gefangen: 
haltung in polizeilichen Werkhäufern. Hannov. Geſetzſamml. v. 1838. 
No. 29. Diefes in mehrfacher Beziehung verwerfliche Geſetz ift durch 
ein neues befjeres Geſet v. 22. Novbr. 1850 erfegt worben, worin 
die Berhängung der polizeil. Aufficht, die Beftridung und die Befan- 
genhaltung in einem polizeilichen Werkhaufe lediglich den Gerich⸗ 
ten überwiefen worben tft, weil, wie bie Negierungsmotive richtig 
fagen, „bie Beſchränkung eines der wefentlichfien Rechte ber Staats⸗ 
angehörigen, der perfönlichen Freiheit nämlich, nach richtigen Grund⸗ 
fügen ben Gerichten zugeflanden werben muß.“ Vergl. Leonhardt 
die Juſtizgeb. bes Königreichs Hannover. Bd. I. &. 257 f. 
Die Ridytbefolgung ber gefeglichen und meiftene auch in den Verfaſ⸗ 
fungssurtunden ausgebrädten Beftimmung, daß der Verhaftete bin- 
nen einer gewiflen Zeit (24 Stunden) von ber Urfache feiner Vers 
baftung in Kenntniß gelegt werden müſſe, dürfte er feinen Noth⸗ 
fand entfchuldigt werben: lönnen. 
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competenten Behörden übergeben werben. Bon biefen allein kann 
eine definitive Freiheitsbeſchränkung (fei es ald Maßregel ber 
bier fraglichen Art oder zur Strafe) verfügt werden. Gemein: 
rechtlich kann dies aber nur die competente Gerichtsbehör⸗ 
de 15) fein. Daffelbe gilt von dem Zalle, wo gegen ein Indi⸗ 
viduum nach erlittener Strafe, oder wenn es eined angefchuldig- 
ten fchweren (gemeingefährlichen) Verbrechens nicht überführt 
werben konnte, nad beendigter gerichtlicher Unterfuchung, auf 
den Grund feiner Gefährlichkeit für die öffentliche Sicherheit, 
eine fernerweite Freiheitsbeſchränkung eintreten fol 26). 


6. 183. (. 192.) 


2. Insbefondere von der Abtretung von Privat- Eigenthum für 
öffentliche Zwecke. 


Sowohl nad allgemeinen rechtlichen Grundfägen, ald nad 
den ausdrüdlichen Beflimmungen der neuern Berf. Urkun— 
den ift zu unterfcheiden, ob die Abtretung von Eigenthum }) 


15) Die peinl. Gerichtsordn. Kaifers Karl V. verlangt, wo fie Sicher⸗ 
heitsmaßregeln für ftatthaft erklärt, ausbrädtih, daß vom Ge: 
richte rechtlich barauf erfannt werde. - Wergl. 9. ©. O. Art. 176. 
"Bon ftraff oder verforgung der Perfonen von den man auß erzeyg⸗ 
ten vrfadhen, übels onb miffethats warten muß.“ ' Die neuere hans 
noverfche Geſetgebung hat ſich vollftändig zu biefem Grundſatz be⸗ 
kannt. Bergl. Note 13. 

16) Vergl. Überhaupt Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IL ©. 414— 433. 
Dieß erkennen auch neuere Geſetze ausbrüdtich infomeit an, ale fie 
wenigftens einen hierauf gerichteten Antrag bed competenten Ges 
richts vorausfegen. Das Nähere Über die Ausübung biefes, in ber 
Anwendung höchſt bedenklichen, Sicherungsredhtes des Staats gehört 
in das Strafrecht und den EriminalsProceß. Vergl. Mittermaier, 
das deutſche Strafverfahren Abth. TI. S. 407 f. Meine Grunblin. 
des Erim. Proc. ©. 192f. S 261. = 

1) Hierunter Ift auch ber Fall der Belaftung einer Sache mit einer für 
den Staat nothwendigen Servitut — zwangsmweife Ablöfung eines 
Eigenthbums : Beftanbtheilg — mit zu verftehben. Neuere Geſetze be⸗ 
rechtigen aber ben Gigenthümer ſolchen Falls „auf Abtretung des 
zum Zwecke der Dienftbarkeit in Anfprudy genommenen Theiles ſei⸗ 
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für Öffentliche Zwecke auf den Grund der Vorfchrift eines all: 
gemeinen Gefeges, ober ohne ein ſolches Geſetz verlangt wird. 
Erſteren Zalled entfcheiden lediglich die Beſtimmungen des all: 
gemeinen Geſetzes über die Vorausfegungen ber Abtretung, bie 
Behörde, welche fie zur Ausführung bringt, und das babei zu be: 
obachtende Verfahren. Letztern Falld kann die Abtretung nur 
wegen einer zweifellos vorhandenen „dringenden Nothwen: 
digkeit⸗ gefordert und nur in ber für Ausübung des jus emi- 
nens durch Special:Berfügungen geltenden Form und Weife ver: 
langt werben 2). 


ned Grundeigenthums zu befteben.« Baier. Gef. v. 17. Rovbr. 
1837. Art. 1. 

2) Bedenklich ift die Beſtimmung einiger neuern Gefege, welche neben 
der „dringenden Nothwendigkeit« auch noch ben Grunb erwähnen, 
"daß gemeinnügige Anlagen nad bem Ermeflen Sachverſtändiger 
obne eine ſolche Abtretung nicht fo zweckmäßig auszuführen wäs 
ren.» — Für Württemberg, wo bie Verf. Urk. $. 30 audy nur 
von »Rothwendigkeit⸗ ber Abtretung ſpricht, behauptet v. Mohl, 
Staater. Th. I. ©. 400, daß darunter nicht blos eine abfolute, 
fondern audy eine relative, d. b. durch Kördberung eines Staats: 
zweds begründete, Nothwenbigkeit zu verftehen fei. Seine Gründe, 
die auch bei ber Interpretation anderer Verf. Urkunden zu beachten 
fein würben, find allerdings erbeblih. Doch läßt fid) dagegen gel: 
tenb machen, baß bie auf Körberung eines Staatszwecks gegründete 
Nothwendigkeit nie fo dringend fein wird, daß nicht bie Verbind⸗ 
lichkeit zur Abtretung vorher durch ein allgemeines Gefeg ausgeſpro⸗ 
hen werben könnte. Gemeinrechtlich haben wir ſchon im rds 
mifhen Recht mehrere hierher gehörige, 3. 3. die Anlegung von 
Bergwerken und dffentlihen Wegen betreffende, allgemeine Beftim- 
mungen. Bergi. Mühlenbrudy, Lehrb. ber Panbelten. Th. II. $. 
214. — Bemerkenswerth ift übrigens, daß einige Verf. Urkunden, 
wie 3. 8. die Heffen-Darmftädt. $.27. u. Coburg. $. 18 nur 
von einer Abtretung „nadı dem Gefeke“ fpredyen. Vergl. aud) Kurs 
beff. Verf. Urk. $. 32. — Beifpiele von einzelnen Fällen, wo bie 
Abtretung nothwenbig fein foll, geben die Meining. und Alten⸗ 
burg. ®erf. Urkunde. Das baierifche Geſetz v. 17. NRovbr. 1837 
beflimmt 1. die „Unternehmungen“ für öffentliche Zwecke, bei wel: 
chen bie Eigenthümer zur Erpropriation angehalten werben können 
oder fich die Belaftung mit einer Dienftbarkeit gefallen laffen müffen 
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Dabei ift e8 ein allgemein anertannter und Feiner Aus: 


nahme unterworfener Grundfag, daß überall, wo vermöge des 
fg. jus eminens Jemandem 3) Privat-E@igentbum *) zu öffent: 
lichen Zwecken entzogen wird, vollffändige Entfhädigung 
dafür geleiftet werden müffe 5). Insbeſondere muß bieß 





3) 


4) 


5) 


und 2. die Fälle öffentlihen RNothſtandes. Bei jenen kann bie 
GErpropriation nur „nad) vorgängiger rechtskräftiger adminiſtrativ⸗ 
richterlicyer Entſcheidung“ und „gegen vorgängige volle Entſchä⸗ 
dıgung« geſchehen; bei diefen gefchieht fie ohne vorgängiges förmli- 
ches Verfahren und ohne Aufenthalt, jebodh gegen nadhträg- 
liche volle Entſchädigung. 

Daß auch die Güter ber Gemeinden und anderer Gorporationen, ja 
fetbft Cammer⸗ und andere landeösherrlihe Güter, dem Rothrechte 
unterworfen find, unterliegt eben fo wenig einem Zweifel (vergl. 
Meining. Srundgef. $. 16), ale daß auh die Stanbesherrn 
auf den Grund des Art. 14 der Bundesacte feine Befreiung von die⸗ 
fem jus eminens in Anfprud) nehmen können. Vergl. oben IH. L 
$. 97. S. 478. j 

Diefer Ausbrud umfaßt feinem Sinne nah alle mögliden Ges 
genftände des PrivatsBermögens Cinige Gelege 3. B. bie 
Sähfifhe u. Braunfhweig., Kurbeff. u. andere Verf. Urk. 
erwähnen babei ausdrücklich aud) „ſonſtige Rechte und Gerechtigkei⸗ 
ten« ober „andere Privatgerehtfame.“ 

Die Brage, ob der Staat da, wo er nur eines Theiles einer Sache 
bedarf, doch verbunden fei, das Ganze zu übernehmen und den 
Expropriirten dafür zu entfchäbigen? läßt fidy nach gemeinrechtlichen 
Prinzipien nicht unbedingt bejahen. Particular : Gefege beflimmen 
aber, daß Niemand zur theilweifen Abtretung gezwungen werben 
könne, wenn, wie 3. B. das Baier. Gef. v. 17. Novbr. 1837 Art. 
I. fagt, es ein Gegenſtand fei, beffen »Theilung nachtheilig auf bie 
Benupbarkleit des BefammtsGegenftandes zurüdwirle.« Jnsbeſon⸗ 
dere fol „die Theilung eines Gebäudes Sompleres, oder bie Trens 
nung der zu bem Umfange beffelben gehörigen Bärten und Hofrai⸗ 
then ober eines Theiles berfelben von bem Geſammt-⸗Complexe nur 
mit Ginwilligung des Eigenthümers flattfinden.« Das Hannov. 
Geſet dv. 8. Septbr. 1840 über Abtretung für Gifenbahnen beftimmt 


in biefer Hinfiht im Art. 34: »Bind nur Theile eines Bermö- 


gensgegenftandes in Anfprudy genommen, fo ift beffen Eigenthämer 
in folgenden Fällen befugt zu verlangen, baß ihm das Ganze ab: 
genommen und für das Ganze vollfländige Entſchädigung geleiftet 
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auch bei der f. g. Confitcation von Gegenftänden (3.8. Bü⸗ 
dern und andern Sachen) behauptet werben, beren Befig zur 
Zeit bed Erwerbs noch nicht gefeßlich unterfagt war, oder nicht 
durch ein Vergehen verwirkt ift 6). Daß die Entſchädigung vor 
der Abtretung geleiftet, oder eine »vorgängige- fein müſſe, 
läßt fih in Ermangelung einer gefeglihen Borfchrift nur da be: 
haupten, wo. überhaupt von keinem Notbftand bie Rede fein 
kann, oder die abzuwendende Gefahr nicht fo dringend ift, daß 
nicht vorher die Feſtſtellung der Entfchädigung erfolgen könnte 7). 

Hinfihtlich der Frage ferner, ob auch für Gemeinde 
zwede Die Abtretung: von PrivatsEigenthum verlangt 


werde: 1. wenn ein Gebäude theilweife abgetreten werben fells 
2.. wenn ein zu einem ‚Gebäude geböriger und unmittelbar 
baneben belegener ®arten oder Hofraum ober fonftiger Platz 
ganz oder auch nur theilweife abzufreten iſt; 3. wenn Eines von 
mehreren zu demfelben Gewerbs⸗ oder landwirthſchaftlichen Vetrie⸗ 
be gehörenden ober zu einer fonftigen gemeinfchaftlichen Benutzung 
beftimmten Gebäuden oder ein bazu gehörender, Play abgetreten 
werben fol und durch Abfonderung bes verlangten Theils bie Fort⸗ 
fegung bes Betriebes ober ber bisherigen Benugung unmöglich ge 
macht werben würde; 4. wenn bei Abtretung eines Theils von ans 
dern, unter 1. 2. und 3 nicht erwähnten Grundftüden ber übrig 
bieibenbe Theil nicht Über In Morgen beträgt, oder nad dem Urs 
theile ber Schäger dem frühern Zwecke nicht mehr entfpricht.« 
Dad Geſetz v. 6. Aug. 1844, machte aber zu Art. 34, Ro. 2 des 
Gefehes dv. 8. Septbr. 1840 den einfchräntenden Zuſatz: „Wenn jes 
boch durch die Abtretung des verlangten Theils eines zu einem Ges 
bäube gehörenden und ummittelbar daneben belegenen Gartens, Hof⸗ 
raums oder fonftigen Platzes das Ganze in feiner bisherigen Be⸗ 
flimmung eine irgend erhebliche Veränderung nicht erleis 
det und zugleich Die biöherige Benutzung nicht wefentlich 
erfchwert wird, fo foll der Entihäbigungs=- Berechtigte bie Abs 
nahme bes Sanzen nicht verlangen Fünnen.« 

Ginen beffimmten Ausſpruch enthält in biefer Hinfiht das Alten 
burg. Grundgef. $. 55, fowie das Meining. Grundgel. $. 17. 

Cs folgt dieß aus bem Geſichtspunkt bes erzwungenen Kauf, wo⸗ 
bei der Käufpreis ex .arbitrio boni viri zu beflimmen iſt. Der Ders 
kaufer braucht die Sache vor der Bezahlung des Kaufpreifes nicht 
zu übergeben. 

Baharia’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 9 


ur 


7 
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werden fonne? kömmt es zunächſt darauf an, ob die Geſetze 
die Gemeinden ausdradlich dem Staate in diefer Hinſicht gleich⸗ 
geftellt Haben 8), ober ob dies nidyt der Fall if, wo wenigſtens 
dann die. Erpropriation zulälfig fein muß, wo ed fih um bie Er- 
füllung eined mittelbar auch durch dad Staatß⸗Intereſſe gebotenen 
Zweded handelt, wie bieß 3. B. binfichtlid der Anlegung von 
Gommunicationd: Wegen der Fall fein kann. (Vergl. oben $. 107. 
Rote 6.) — Sn fo fern bei der Kirdye als folder dergleichen 
Zwecke gar nicht vorkommen konnen, hat v. Wohl a. a. D. ge: 
wiß Recht, wenn. er die Kirche in -dem allgemeinen Ausdruck 
ber Würtemb. Berf. Urf., welche von Staats: und Corpo ra⸗ 
tionszweden fpridt, nicht ald mitbezeichnet betrachtet. Daß 
aber die Kirche, wie jeder Privatus, z. B. die Conflitwirung ei- 
ner f. g. nothwendigen (Wege) Servitut, unter Vorausſetzung 
der gefeglichen Bedingungen, begehrten könne, verfteht fi) von 
felbft. 


$. 154. (6. 147.) 


II. Befls und Ausübung 
von Sobeitöredhten durch Brivatperfonen oder Lan: 
deöuntertbanen. 


Huld. ab Eyben, de regalibus privatorum. Helmst. 1671. (in Operib. 
cum praef. J. N. Hert. Arg. 1708. T. IL A106.) —  Ickstadt 
de possessione vel quasi regalium. Opusc. jurid. T. I. AFX. ©. 
636 f.e — Strube's Nebenftuntden. IH. I. NE V. (Bon ben Ho⸗ 
beitörechlen mittelbarer Stäbte.) Derf. von ber Stäbte Bericht: 
barkeit baf. Bb. V. Ro. 31. — Mofer, von der Landeshoheit 
überhaupt. Kap. XI. S. 222f. — Eeift, Lehrb. des Staater. 6. 
»w. — Klüber, Öffentl. Recht. $. 355 f. 

S. auch Chr. A. Heffe, Anſichten über die Patrimon. Gerichts: 
barkeit, insbeſ. Über das zwifchen dem Gerichtsheren und feinen 
Gerichtsverwaltern ' gemeinrechtl. beftehende Rechtsverhältniß. Als 
tenb. 1842. — Ueber den wahren Begriff von Regalien im Ge⸗ 


8) Bergl. 3. 8. die Würtemb. Berf. url. 5. 30. u. dazu v. Mohl, 
Staatsr. Th. I. S. 3985 ferner ‚die Kurheſſ. Berf. urk. $. 33; 
das Meining. Grundgef. 5. 175 das Altenburg. Grundgel. F. 
65 u. a. m. 
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senfag zu Hoheitsrehhten im engern Sinne f. meine Abhandı. 
in. der Zeitfchrift für deutſches Recht. Bd. XI. &. 319 f. 


1. Nach deutfcher, noch jetzt gültiger,“ Berfaffung können 
fi auch Landesunterthanen in der Weife im Befitze gewiffer, 
nicht blos zufälliger, fondern auch wefentlicher, Hoheits⸗ 
rechte befinden, Daß die Zuftändigfeit derſelben innerhalb 
gewiffer Gränzen (Erwerb und Verluſt) nah privatredtli- 
hen Grundſätzen beurtheilt wird und das Recht felbft als ein 
Beſtandtheil ihres Patrimoniums ober ihrer Privat-Rechts: 
fphäre, mithin ald wohlerworbenes, wenn gleich der Idee 
nah aus der Staatögewalt abzuleitended und in nothwendiger 
Unterorbming unter diefe verbleibendbes, Recht erfcheint. Diefe 
mit der Natur ded öffentlichen Rechts gemwifler Maßen im 
Widerſpruch flehende 1) Erſcheinung erklärt fi) aus ber befon- 
dern Entwidelung bes öffentlichen Rechtszuſtandes in Deutfch: 
land, wo bie Rechte der öffentlichen Gewalt überhaupt mehr 
oder weniger auf privatrechtlicher Grundlage ſich geſtaltet haben 2). 

U. Der eigentlihe Grund der Zuftändigfeit des Ho: 
beitörechtö kann gegenwärtig ein dreifacher fein: 

A. Eine Slaffe von Perfonen befist gewiſſe Hoheitsrechte 
(inöbefondere Gerichtöbarkeit und polizeiliche Gerechtfame) als 
Ueberbleibfel einer zur Zeit des Reichs ihnen zufländig geweſe⸗ 
nen vollen, ober befhränften, oder früher ſchon unterge: 
ordneten Landeshoheit. Dieß ift der Fallgin Beziehung auf 
die hierher gehörigen Rechte der f. g. mediatifirten Fürften 
und Grafen (vergl. Th. J. $.96f.), der vormaligen freien Reichs: 


) Am wenigften auffallend ift diefelbe in Beziehung auf bie Hoheits⸗ 
echte der Stäbte, indem biefe, was ben Charakter ber ftädtifchen 
Obrigkeit und bie ganze Gemeinde: Verfaffung betrifft, nicht blos 
Sefeufhaften mit Corporationsrechten, fondern dem Staate anas 
loge, wenn auch in allen gemeinfamen (öffentlichen) Intereffen dem: 
felben untergeordnete, organifche Anftalten find. 

2) Vergl. Übrigens B. W. Pfeiffer, über die Grenzen der Givil-Pa- 
trimonial= Zurisbiction. Gött. 1806. &. 28 f., welcher den Wiber: 
ſpruch daburdy zu heben fucht, daß er behauptet, das Hoheitsredht 
höre eigentlich durch die Verleihung auf, ein foldyes zu fein (?). 

9* 
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fen, als zur Abwenbung ber Gefahr oder Noth durchaus erfor: 
derlich iſt. 

C. Da in ber Anwendung bed f. g. jus eminens ſtets eine 
Abweichung vom Principe ber Rechtögleichheit, ober von den Be: 
flimmungen ber allgemeinen Gefege enthalten ift, eine ſolche Ab- 
weichung aber ben untergeorbneten Staatöbehörben nur in 
den von den Gefegen felbft im Voraus beflimmten Fällen er: 
laubt fein Tann, fo folgt von felbft, daß die Ausübung bed f. g. 
jus eminens in der Regel, und abgefehen von ber Anorbnung au: 
genblicklich nothwendiger und durchaus Feinen Auffchub leidender 
Schut: und Bertheidigungd:Maßregeln wider eine gegenwärtige 
Gefahr und dringende Noth °), nur auf einer Anordnung bes 
Souveraind, oder der oberfien Stantöbehörbe beruhen könne. 

1. Was den möglichen Gegenftand de f. g. Staatsnoth⸗ 
rechts betrifft, To ift ed eine durchaus unbegründete Beſchränkung 
deffelben, wenn man baffelbe blos auf veräußerlicdhe oder-er: 
ſetzbare Rechte der Unterthanen bezieht 6), oder es nur als eine 
„Unterart der Ausübung der Sinanzhoheit« betrachtet und es als 
die Befugniß der Staatögewalt Privat-Eigenthum (bewegli⸗ 
ches und unbewegliches) im Sale der Noth durch Special: Ber: 
fügung dem Beſitzer zu entziehen, befinirt 7). Denn es ift gar 


5) Die Befugniffe untergeorbneter Staatsbehörben find infofern ber für 
die PrivatsNRothwehr anerkannten Einfchränfung unterworfen. 

6) So fast z.B. Schmid, LKehrb. des Staater. $. 52: „Die Regie: 
rung bat in Källen, wo es auf das Befteben des Ganzen anlommt, 
erfegbare Rechte der Einzelnen für den Zweck des Ganzen zu be= 
nuden, bie Bedingung biefes Rechts ift Unvermeidlichkeit.“ Dieß 
billigt Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. IM. S. 293 (zugleich unter 
Berufung auf Jordan, Verſuche über allgem. Staater. ©. 254), 
obwohl er felbft im Verlaufe derfelben Abhandlung bei verſchiedenen 
Gelegenheiten (3. B. ©. 419) das Staatönothredyt auch bei andern 
Gegenftänden (unveräußerlichen und unerfegbaren Rechten) eintreten 
läßt. 

7) So 3. B. Zöpfl, Grunbfäge des Staatsr. 3te Aufl. 6. 210: "In 
Bezug auf andere Berhältniffe ale Eigenthumsrechte iſt ein Rothe 
recht bes Staats an ſich undenkbar. Was dabei Zopfl in ber 
Rote Über bie völlige Unzuläffigkeit ſ. 9. Machtſprüche des Staats⸗ 


x 
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nicht zu leugnen, daß der Staat au in die Nothwendigkeit 
verfegt werben kann, die |. g. natürliche und bie perſönli— 
he Freiheit einer Mehrzahl von Unterthanen und beflimmter 
Individuen über dad geſetzliche Maß zu befchränten 8), ober 
Dienfte und andere Handlungen, z. B. in Kriegdzeiten, von 
den Unterthanen zu verlangen, zu welcen fie in ber Regel gar 
nicht verpflichtet find. Da aber die Ausübung bes f. g. Noth⸗ 
rechts etwas rein Factiſches ift und ſtets nur eine auf bem 
Principe der Selbfterhaltung beruhende Maßregel der Verwal⸗ 
tung fein kann, fo folgt allerdings von felbfl, daß jenes Au: 
Berfte Recht der Staatsgewalt nie dazu gebraudt wers 
den lönne, um etwad, was feiner Natur nad einer 
rehtlihen und resp. richterlichen Zeftfiellung bebarf, 
mit Umgehung bed gefeglichen oder verfaffungsmäßis 
gen Weges, zu verwirklichen oder ind Leben zu rufen. 
Aus diefem Grunde wird 1. Fein Machtſpruch in Eivilfa- 
hen, 2. keine widergeſetzliche Verhängung ober Erhöhung 
einer Strafe?) und 3. Beine Kenderung ber Staatövers 


herrſchers in Zuftizfahen gegen Maurenbrecher bemerkt, iſt als 

lerdings völlig richtig; jedoch nicht aus dem Grunde, weil das Roth 

seht des Staats blos auf Eigenthumsrechte (wozu überdieß Juſtiz⸗ 
fadhen gar keinen Gegenſatz bilden) Beziehung hätte. 

Man denke nur an bie Maßregein, welde zur Berbinberung ber 

weitern Verbreitung einer peflartigen Seuche, bei ftattgefundenem 

Aufrupr oder Zumult, oder gegen eine beftimmte Perfon, welche 

mit Begehung eines Verbrechens gebrobt hat, ober 3. B. in Kriegs: 

zeiten einer Verbindung mit dem Feinde verbädhtig iſt, augenblick⸗ 
lich nothwenbig werben können. 

9% Inſofern kann man auch mit Feuerbach, Lehrb. bes peinl. Rechts 
8. 170 fagen: „Daß im Zuftande höchſter Roth der Staat ohne ges 
richt liche Unterſuchung bed Verbrechens (des Hochverraths) wiber 
ſeine innern Feinde verfahren dürfe, iſt ein Satz, welcher durch ſeine 
Folgen alle Rechtsſicherheit im Staat aufheben würde. Wahr 
fagt audy Feuerbach in ber actenmäß. Darftell. merkw. Verbrechen 
3b. L ©. 563: „Die Behauptung eines Rechts der Staatögewalt, 
die Rechte der Bürger ohne Recht aufzuheben — bie Behauptung 
bes rechtlichen Dafeyns einer Polizei, welche, böher als bie Juſtiz, 
bie Perſon des Untertbans dem Schuge der Gerechtigkeit aus eigner 


— 
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faffung auf nicht verfaffungsmäßigem Wege, die Umſtände mö- 
gen. fein, welche fie wollen, durch das f. g. Staatsnothrecht ge: 
rechtfertigt werben können. Rechte zu verlegen kann mohl 
die Noth gebieterifch erbeifchen, nie aber bad Unrecht for: 
mell an die Stelle ded Rechts zu fegen! Durchaus verwerflich 
ift daher die Behauptung 10), wonach ed auch zu den Befugnif: 
fen deutfcher Regenten gehören fol, weinen Machtſpruch (de- 
cisio pro aucloritate) zu thun, d. h. einen Rechtsſtreit zu ent: 
ſcheiden oder einen Strafbefehl zu erlaffen, mit Umgehung ber Ge: 
richte und Auslaffung der. gewöhnlichen Proceßformen, fo oft es 
das öffentliche Wohl erheifcht 41). | 
II. Ganz befonders bedenklich, aber, ungeachtet des mögli⸗ 
hen Mißbrauchs, nicht ganz abzufprehen ift diejenige Anwen: 
dung bed Jus ominens, welche in ber Ergreifung von Sicher: 
heits-Maßregeln (Stellung unter polizeiliche Auffiht, Wer: 
ftridung oder Verhaftung) gegen eine beftimmte Perfon, von 
welcher man eine erhebliche Gefahr für die beftehende Staats: 
orbnung beforgen muß, bervortritt. Sol hierburd nicht die ver⸗ 
faffungsmäßig garantirte individuelle Freiheit aufgehoben und bie 
Zufiherung des gerihtlihen Schuged wider ungefetlihe Ein⸗ 
griffe in die perfönliche Freiheit 12) zu einer völlig illuſoriſchen 


Machtvollkommenheit entziehen, aus politifcher Nothwendigkeit bas 
juridifch Unerlaubte begehen und um das Wohl des Ganzen zu fir 
chern, die Sicherheit aller Einzelnen durch bie Herrſchaft der Will: 
führe aufheben dürfe: diefe Behauptung mag als Gegenſtand der 
Speculation und bes philofoph. Staatsrechts in ihrem Werthe ober 
Unwerthe beftehen.u — ebenfalls werde fie da nicht gelten. fönnen, 
.. wo verfaffungsmäßig Perfon und Freiheit ber Untertanen un⸗ 
„ ter ben Schug der Gefege geſtellt fei. 

1) Maurenbrecher, Lehrb. des deutfch. Staatsr. $. 189. 

1) S. dagegen Zöpfl, a. a. D. $. 210. Note 2. 

12) Der gemeinrechtlihe und in allen deutſchen Bundesftaaten de jure 
gültige, in faft allen Verfaſſ. Urkunden ausdrücklich ausgefprochene 
Sag: „Riemand kann verfolgt und verhaftet werben, als in den 
durch Recht und Gefeg beſtimmten Fällen“ (vergl. oben Ih. 1. $. 89), 
fließt jede - willführliche Ausnahme unbedingt aus. — Nur das, 
was überhaupt bie Webertretung jedes Gefeges entfchulbigt — ber 
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gemacht werben, fo ift, abgefehen von ben für f. g. Stellung 
unter Polizei = Aufficht nach erbuldeter Strafe u. f. w. gegebenen 
allgemeinen geſetzlichen Beflimmungen 13), jenes Nothrecht mit 
den engfien Schranken zu umgeben. Hierzu gehört: 1. bie 
Staatsregierung darf nur im Falle der dringendſten Gefahr 
oder Noth, alfo nie blod zur Erzielung eined politifchen 
Nutzens oder zur Verfolgung .gewifler politifher Zwede, 
und nur unter folchen Umftänden bavon Gebraud) maden, mo 
die Vollziehung der Maßregel durch Die competente Staatöbe: 
börde unmöglich ift. Auch verfteht fi) von felbft,- daß eine fol: 
che Maßregel nicht angeordnet werden darf, um bie Ausübung, 
oder Verfolgung verfaffungsmäßiger Rechte zu hindern. 2. Der 
davon Betroffene muß fogleich von bem Grunde ber eingetrete: 
nen $reiheitöbefchräntung in SKenntniß gefegt werben 14). 3. 
Ueberall, wo die Maßregel wegen einer willführlihen Störung 
der Rechtöordnung, wegen Verdachts eines beabfichtigten oder 
ſchon begangenen Verbrechens gegen den Staat oder Einzelne 
angeorbnet wird, kann fie ſtets nur proviforifch fein. Die 
Sache muß daher zur weitern Cognition und Aburtheilung ben 


böhfte Not hſtand — Tann dann möglicher Weife die Regierung 

von dem Borwurf willtührlicher Werlegung ber Verfaſſung befreien. 
3) Bergl. 3. 3. Dannov. Geſetz v. 27. Jun. 1838 über die Gefangen: 
haltung in polizeilichen Werkhäufern. Hannov. Gefesfammi. v. 1838. 
R0.29. Diefes in mehrfacher Beziehung verwerflicdye Geſetz ift durch 
ein neues befieres Gefeg v. 22. NRovbr. 1850 erfest worben, worin 
die Berhängung ber polizeil. Auffiht, die Beftridung und bie Gefan- 
genhaltung in einem polizeilichen Werkhauſe lediglich ben Gericdh- 
ten überwiefen worben tft, weil, wie bie Regierungsmotive richtig 
fagen, „bie Beſchränkung eines ber wefentlichflen Rechte ber Staats⸗ 
angehörigen, ber perfönlichen Freiheit nämlich, nach richtigen Grund⸗ 
fögen ben Gerichten zugeftanden werben muß.“ Vergl. Leonhardt 
die Zuftiggeb. des Königreihe Hannover. Bb. I. 8. 257 f. 
Die NRichtbefolgung ber gefeglihen und meiftens auch in den Berfafs 
fungs-Urkunden auögebrücdten Beftimmung, daß ber Verhaftete bin- 
nen einer gewiflen Zeit (24 Stunden) von der Urfadhe feiner Ver: 
baftung in Kenntniß gefest werden mäfle, bürfte — keinen Noth⸗ 
ſtand entſchuldigt werben können. 


14 


ut 
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competenten Behörben übergeben werben. Bon diefen allein kann 
eine definitive Zreiheitsbefchräntung (fei es als Maßregel der 
bier fraglichen Art ober zur Strafe) verfügt werden. Gemein: 
rechtlich kann Died aber nur die competente Gerichtsbehör⸗ 
de 15) fein. Daſſelbe gilt von dem Falle, wo gegen ein Indi⸗ 
viduum nad) erlittener Strafe, oder wenn ed eined angefchuldig- 
ten fchweren (gemeingefährlihen) Verbrechens nicht überführt 
werben Tonnte, nach beendigter gerichtlicher Unterfuhung, auf 
den Grund feiner Gefährlichkeit für die öffentliche Sicherheit, 
eine fernerweite Freiheitöbefchräntung eintreten ſoll 16). 


$. 153. (6. 142.) 


2. Insbefondere von der Abtretung von Privat- Eigenthum für 
öffentliche Zweche. 


Sowohl nach allgemeinen rechtlichen Grundſätzen, ald nad 
ben ausbrüdlichen Beflimmungen der neuern Berf. Urfun- 
den ift zu unterfcheiden, ob die Abtretung von Eigenthum !) 


15) Die pein!. Gerichtsorbn. Kaifers Karl V. verlangt, wo fie Sicher: 
heitsmaßregeln für flatthaft erklärt, ausbrädiih, daß vom Ge⸗ 
richte rechtlich darauf erkannt werbe. - Vergl. P. &. D. Art. 176. 
„Bon ftraff oder verforgung ber Perfonen von ben man auf erzeyg⸗ 
ten vrſachen, übels vnd miſſethatt warten muß.⸗Die neuere han⸗ 
noverſche Geſetgebung hat ſich vollſtändig zu dieſem Grundſat be⸗ 
kannt. Vergl. Note 13. 

16) Vergl. Überhaupt Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. III. S. 414 - 425. 
Dieß erkennen auch neuere Geſetze ausdrücklich inſoweit an, als ſie 
wenigſtens einen hierauf gerichteten Antrag bed competenten Ge: 
richte vorausfegen. Das Nähere Über die Ausübung biefes, in der 
Anwendung höchſt bedenklichen, Sicherungsrechtes bes Staats gehört 
in bas Strafrecht und den GriminalsProceß. Vergl. Mittermaier, 
das deutfche Strafverfahren Abth. II. &. 407 f. Meine Srundlin. 
des Erim. Proc. &. 192f. S 261. = 

1) Bierunter iſt audy ber Fall ber Belaftung einer Sache mit einer für 
den Staat nothwendigen Servitut — zwangsweife Ablöfung eines 
Eigenthums » Beftandtheile — mit zu verſtehen. Neuere Befeke be⸗ 
vehhtigen aber den Eigenthümer foldhen Falls „auf Abtretung bes 
zum Zwecke der Dienftbarkeit in Anſpruch genommenen Theiles feis 
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für Öffentliche Zwecke auf den Grund ber Vorſchrift eined all: 
gemeinen Geſetzes, ober ohne ein ſolches Gefeh verlangt wird. 
Erfteren Zalled entfcheiden lediglich bie Beflimmungen des all: 
gemeinen Gefebed über die Vorausſetzungen ber Abtretung, Die 
Behörde, welche fie zur Ausführung bringt, und das dabei zu be: 
obadhtende Verfahren. Lestern Falls kann die Abtretung nur 
wegen einer zweifellos vorhandenen »bringenden Nothwen: 
digkeit⸗ gefordert und nur in ber für Ausubung bed jus emi- 
nens durch Sperial:VBerfügungen geltenden Form und Weife ver: 
langt werden 2). 


nes Grunbeigentbums zu befteben.“ Baier. Gef. v. 17. Novbr. 
1837. Art. 1. 

2) Bedenklich ift die Beſtimmung einiger neuern Befege, welche neben 
der „dringenden Nothwenbigkeit» auch noch den Grund erwähnen, 
"„baß gemeinnügige Anlagen nadı dem Ermeſſen Sachverſtändiger 
obne eine foldye Abtretung nicht fo zweckmäßig auszuführen wäs 
ven — Für Würtemberg, wo bie Verf. Urk. $. 30 au nur 
von „Rothwenbigkeit« ber Abtretung fpriht, behauptet v. Mohl, 
Staater. Th. I. ©. 400, daß darunter nicht bloß eine abfolute, 
fondern aud eine relative, b. h. durch Förderung eines Staates 
zweds begründete, Nothwendigkeit zu verftehen fei. Seine Gründe, 
die audy bei der Anterpretation anderer Verf. Urkunden zu beachten 
fein würden, ſind allerdings erheblih. Doch läßt fi) dagegen gel: 
tend madyen, baß die auf Körderung eines Staatszwecks gegründete 
Rothwenbigleit nie fo dringend fein wird, daß nicht bie Verbind⸗ 
LichEeit zur Abtretung vorher burdy ein allgemeines Geſetz ausgeſpro⸗ 
chen werden könnte Gemeinrechtlich haben wir fon im rs 
mifhen Recht mehrere hierher gehörige, 3. B. die Anlegung von 
Bergwerken und äffetlihen Wegen betreffende, allgemeine Beftims 
mungen. Vergl. Mühlenbruch, Lehrb. der Panbelten. Ib. II. $. 
2314. — Bemerlenswerth ift übrigens, baß einige Verf. Urkunden, 
wie 3. 8. die Heffen-Darmfläbt. 8.27. u. Coburg. 5. 18 nur 
von einer Abtretung nach dem Gefege« ſprechen. Vergl. audy Kurs 
Heff. Verf. url. 8. 32. — Beifpiele von einzelnen Fällen, wo bie 
Abtretung nothwendig fein fol, geben bie Meining. und Altens 
burg. Berf. Urkunde. Das baierifcye Gefe& v. 17. Nopbr. 1837 
beftimmt 1. die „Unternehmungen“ für öffentliche Zwecke, bei wels 
den die Eigenthümer zur Erpropriation angehalten werben können 
oder ſich die Belaſtung mit einer Dienftbarkeit gefallen laffen müſſen 


4 
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Dabei ift es ein allgemein anerfannter unb Feiner Aus⸗ 


nahme unterworfener Grundfag, daß überall, wo vermöge des 
fg. jus eminens Jemandem 3) Privat-Eigenthum *) zu öffent: 
lien Zweden entzogen wird, vollftändige Entfhädigung 
dafür geleiftet werden müffe 5). Insbeſondere muß Ddieß 


3) 


9 


5) 


und 2. die Kälte öffentlichen Nothftandes, Bei jenen kann bie 
Erpropriation nur „nad, vorgängiger vechtöfräftiger adminiſtrativ⸗ 
richterlicher Entfheidung“ und „gegen vorgängige volle Entſchä⸗ 
digung«“ geſchehen; bei biefen gefchieht fie ohne vorgängiges förmli: 
ches Verfahren und ohne Aufenthalt, jebody gegen nachträg⸗ 
liche volle Entſchädigung. 

Daß auch die Güter ber Gemeinden und anderer Gorporationen, ja 
feibft Sammer- und andere landesherrlihe Güter, dem Nothrechte 
unterworfen finb, unterliegt eben fo wenig einem Zweifel (vergl. 
Meining. Srundgef. $. 16), ale baß auch bie Stanbesherrn 
auf den Grund des Art. 14 ber Bunbesacte keine Befreiung von bies 
fem jus eminens in Anfpruch nehmen können. Vergl. oben Th. IL. 
$. 97. ©. 478. j 

Diefer Ausdrud umfaßt feinem Sinne nad alle möglichen Ges 
senftände des Privat-Wermögensd Einige Gefege 3. 8. die 
Sähfifhe u. Braunfhweig., Kurheſſ. u. andere Verf. Urk. 
erwähnen babei ausdrücklich auch „fonflige Rechte und Gerechtigkei⸗ 
ten« ober „andere Privatgerehhtfame.« 

Die Brage, ob ber Staat ba, wo er nur eines Theiles einer Sache 
bebarf, doch verbunden fei, bas Sanze zu übernehmen und ben 
Erproprürten bafür zu entfchäbigen? läßt fidh nach gemeinrechtlichen 
Prinzipien nidyt unbedingt bejahen. Particular⸗Geſetze beſtimmen 
aber, daß Niemand zur theilweifen Abtretung gezwungen werden 
tönne, wenn, wie 3. B. base Baier. Gef. v. 17. Novbr. 1837 Art. 
IH. fagt, es ein Gegenſtand fei, beffen „Theilung nachtheilig auf bie 
Benusbarleit bed Geſammt⸗Gegenſtandes zurüdwirke.. Jnsbeſon⸗ 
dere fol „die Zheilung eines Gebäudes Sompleres, ober bie Tren⸗ 
nung der zu dem Umfange beffelben gehörigen Gärten unb Hofrai⸗ 
then oder eines Theiles derfelben von bem Gefammt=Gomplere nur 
mit Ginwilligung bes Eigenthümers flattfinden.» Das Hannov. 
Geſet v. 8. Septbr. 1840 über Abtretung für Gifenbahnen beflimmt 
in diefer Hinfiht im Art. 34: »Bind nur Theile eines Bermös 
gensgegenftandes in Anſpruch genommen, fo ift deflen Gigenthümer 
in folgenden Fällen befugt zu verlangen, baß ihm das Banze abs 
genommen und für das Ganze vollfländige Entſchädigung geleiftet 
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and) bei der f. g. Confiscation von Gegenftänden (3. B. Bü⸗ 
bern und andern Sachen) behauptet werben, deren Befiß zur 
Zeit des Erwerbs noch nicht gefeblich unterfagt war, oder nicht 
durch ein Vergehen verwirkt ift 6). Daß die Entfhäbigung vor 
ber Abtretung geleiftet, ober eine „vorgängige- fein müſſe, 
läßt fih in Ermangelung einer gefeglihen Vorſchrift nur da be: 
haupten, wo. überhaupt von keinem Notbftand die Rebe fein 
kann, oder die abzuwendende Gefahr nicht fo dringend ift, daß 
nit vorher die Zeftfielung der Entfhädigung erfolgen könnte 7). 

Hinfihtlih der Frage ferner, ob auch für Gemeinde 
zwede die Abtretung von Privat-Eigenthum verlangt 


werde: 1. wenn ein Gebäude theilweife abgetreten werben follz 
2. wenn ein zu einem Gebäude gehöriger und unmittelbar 
daneben belegener Garten ober Hofraum oder fonftiger Platz 
ganz oder auch nur theilweife abzutreten iſt; 3. wenn Eines von 
mehreren zu bemfelben Gewerbs⸗ oder landwirthfchaftlichen Betrie⸗ 
be gehörenden ober zu einer fonfligen gemeinſchaftlichen Benugung 
beftimmten Gebäuden oder ein dazu gehörender, Play abgetreten 
werben fol und durch Abfonberung bes verlangten Theile die Forts 
fegung des Betriebes ober ber biöherigen Benuzung unmöglich ges 
macht werben würbe; 4. wenn bei Abtretung eines Theile von ans 
dern, unter 1. 2. und 3 nicht erwähnten Grundftüden der übrig 
bleibende Theil nidyt über 1a Morgen beträgt, oder nad) dem Urs 
theile ber Schäger dem frühern Zwede nicht mehr entfpridht.“ 

Das Geſetz v. 6. Aug. 1844, machte aber zu Art. 34. Ro. 2 bes 

Geſetzes v. 8. Septbr. 1840 den einfchräntenben Zufag: „Wenn jes 
doch durch die Abtretung bes verlangten Theils eines zu einem Ges 

- bäube gehörenden und unmittelbar daneben belegenen Gartens, Hofs 
raums oder fonftigen Plage das Ganze in feiner bisherigen Be⸗ 
flimmung eine irgend erhebliche Beränberung nicht erleis 
det und zugleich Die bisherige Benutzung nicht wefentlich 
erfchwert wirb, fo fol ber Entfhäbigungs- Berechtigte die Abs 
nahme des Ganzen nicht verlangen Fännen.« 

Einen beflimmten Ausſpruch enthält in biefer Hinfidt das Altens 

burg. Grundgeſ. $. 55, fowie das Meining. Srunbgef. $. 17. 

) Es folgt dieß aus dem Geſichtspunkt des erzwungenen Kaufe, wo⸗ 
bei der Kaufpreis ex .arbitrio boni viri zu beflimmen if. Der Bers 
täufer braucht die Sache vor ber Bezahlung des Kaufpreifes nicht 
zu übergeben. 

Jahariäa’s Staatsrecht. 3r Bb. 2te Aufl. 9 


ur 
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werden könne? kömmt ed zunächſt darauf an, ob die Geſetze 
die Gemeinden ausdrücklich dem Staate in diefer Hinficht gleich: 
geftellt haben 8), oder. ob dies nicht der Fall ift, wo wenigſtens 
dann bie-Erpropriation zuläffig fein muß, wo es fi um bie Er—⸗ 
füllung eined mittelbar auch durch dad Staatßs Interefle gebotenen 
Zwedes handelt, wie dieß 3. DB. hinfichtlih der Anlegung von 
Communicationd Wegen der Fall fein kann. (Vergl. oben $. 107. 
Rote 6.) — In fo fern bei der Kirche als folder dergleichen 
Zwede gar nicht vorfommen fünnen, hat v. Mohl a. a. D. ge 
wiß Recht, wenn: er die Kirche in «dem allgemeinen Ausdruck 
ber Würtemb. Verf. Urk., welche von Staatd: und Corpo ra⸗ 
tionszweden fpricht, nidyt als mitbezeichnet betrachtet. Daß 
aber die Kirche, wie jeder Privatus, z. B. die Conftituirung ei: 
ner f. g. nothwendigen (Wege:) Servitut, unter Vorausſetzung 
der gefeglichen Bedingungen, begehren Tonne, verfteht ſich von 
ſelbſt. 


$. 154. ($. 147.) 


INN. Befit und Ausübung 
von Sobeitörechten durch Yrivatperfonen oder Lan: 
deſsunterthanen. 


Huld. ab Eyben, de regalibus privatorum. Helmst. 16731. (in Operib. 
cum praef. J. N. Hert. Arg. 1708. T. IL. A160.) —  Ickstadt, 
de possessione vel quasi regallum. Opusc. jurid. T. I. MX. ©. 
636 f. — Strube's Nebenfkunden. Th. J. NE V. (Bon ben Ho: 
beitsrechlen mittelbarer Städte.) Derf. von ber Städte Bericht: 
barkeit daf. Bd. V. No. 31. — Mofer, von ber Landeshoheit 
überhaupt. Kap. XI. ©. 222f. — ELeift, Lehrb. des Staatsr. $. 
9 — Klüber, öffentl. Recht. $. 355 f. 

©. au Chr. X. Heffe, Anſichten über die Yatrimon. Gerichts: 
barkeit, insbef. über das zwifchen dem Gerichtöheren und feinen 
Gerichtövermwaltern gemeinrechtl. beftehende Rechtsverhältniß. Al⸗ 
tenb. 1842. — Ueber ben wahren Begriff von Regalien im Ge⸗ 


8) Bergl. 3. 8. die Würtemb. Verf. urk. $. 30. u. dazu v. Mopl, 
Staater. Ih. I. ©. 398; ferner die Kurheſſ. Berf. urk. $. 32; 
das Meining. Grundgef. $. 175 das Altenburg. Grundgef. $. 
565 u. a. m. 
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genfag zu Hoheitsrechten im engern Sinne f. meine Abhandt. 
in. der Zeitfchrift für deutſches Recht. Bd. XIII. S. 319 f. 


1. Nach deutfcher, noch jest gültiger,” Berfaflung fünnen 
ſich auch Landesunterthanen in der Weife im Befige gewiſſer, 
nicht blos zufälliger, fondern auch wefentlicher, Hoheits⸗ 
rechte befinden, daß die Zuſtändigkeit berfelben innerhalb 
gewiffer Gränzen (Erwerb und Verluſt) nah privatredtli- 
hen Grundſätzen beurtheilt wird und das Recht felbft als ein 
Beitandtheil ihres Patrimoniums oder ihrer Privat:Rechts: 
fpbäre, mithin ald wohlerworbenes, wenn gleich der Idee 
nad) aud der Staatdgewalt abzuleitended und in nothmwendiger 
Unterordmung unter dieſe verbleibende, Hecht erfcheint. Diefe 
mit der Natur des öffentlichen Rechts gemwifler Maßen im 
Widerſpruch ſtehende I) Erfcheinung erklärt ſich aus ber befon= 
den Entwidelung des öffentlichen Rechtözuftandes in Deutfch- 
land, ' wo bie Rechte der öffentlichen Gewalt überhaupt mehr 
oder weniger auf privatrechtlicher Grundlage ſich geſtaltet haben 2). 

I Der eigentlihe Grund ber Zuſtändigkeit des Hos 
heitsrechts kann gegenwärtig ein breifacher fein: 

A. Eine Elaffe von Perfonen befist gewiſſe Hoheitsrechte 
(inöbefondere Gerichtöbarkeit und polizeiliche Gerechtfame) ale 
Veberbleibfel einer zur Zeit ded Reichs ihnen zuftändig geweſe⸗ 
nen vollen, ober befhränften, oder früher ſchon unterge: 
ordneten Landeshoheit. Dieß ift der Fallgin Beziehung auf 
die hierher gehörigen Rechte der ſ. g. mediatifirten Zürften 
und Grafen (vergl. Th. 1. $.96f.), der vormaligen freien Reichs⸗ 


m 


I) Am wenigften auffallend ift diefelbe in Beziehung auf die Hoheits⸗ 
rechte der Stäbte, indem diefe, was den Charakter ber flädtifchen 
Obrigkeit und bie ganze Gemeinde-Verfaſſung betrifft, nicht blos 
Geſellſchaſten mit Sorporationsrechten, fondern dem Staate anas 
Loge, wenn aud) in allen gemeinfamen (öffentlichen) Intereffen dem⸗ 
felden untergeordnete, organifche Anftalten find. 

9) Bergl. Übrigens B. W. Pfeiffer, Über die Grenzen der Givil-Pa- 
trimonials urisdiction. Gött. 1806. &. 28 f., welder den Wider: 
fpruch dadurch zu heben fucht, daß er behauptet, das Hoheitsrecht 
böre eigentlich durch die Verleihung auf, ein ſolches zu fein (?). 

9* 


r, 
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fädte (ZH. 1. $. 100.), der unmittelbaren Reichsritterfchaft 
(Th. 1. $. 101.) und des fehon zur Beit bed Reichs fubjicirt 
geweſenen Herremftandes (Th. 1. 8.95.), ohne Unterfhieb auf 
welchem Rechtsgrunde biefe frühere Landeshoheit beruhte S). 
Unter dieſen Perſonen nehmen die ſ. g. Mediatiſirten und die 
Reichsritterſchaft in ſo fern wieder eine beſondere ſtaatsrechtliche 
Stellung ein, als die ihnen reſervirten Hoheitsrechte unter dem 
Schutze des Bundes (Art. 14 der Bundesacte) ſtehen und daher 
feiner einfeitigen Beſchränkung durch die Landesgeſetzgebung un: 
terliegen. - 

B. Bei andern Berechtigten liegt der Rechtsgrund bes 
Beſitzes auf einer Baiferlichen oder lanbesherrlichen Ber: 
leihung (Privilegium), wovon aber bie erftere in der fpätern 
Zeit des Reichs, dem Gegenitande nad), auf diejenigen Hoheits⸗ 
rechte befchränft war, welche zu den f. g. Faiferlihen Refer: 
vatrechten gehörten 4). Die landesherrlihe Berleihung er: 
ſtreckte fidh über alle Gegenftände der Landeshoheit, infoweit nicht 
durch die Randesverfaflung oder die fchon begründeten wohler: 
worbenen Rechte Dritter Beſchränkungen gefegt waren, wie ſolche 
Beſchränkungen aud noch gegenwärtig eintreten, ober durch 
die neuere Landesverfaflung erweitert fein konnen 5). Ueberhaupt 
fchließt die neuere Ordnung und Gonfolidirung der Staatöver: 
hältniſſe folche Werleihungen von (wefentlichen) Hoheitsrechten 
gänzlih aus, inkgm nun die Ablöfung oder Veräußerung von 
Beftandtheilen der Staatögewalt ald vollig unzuläffig erfcheint. 


3) In gewiffer Hinfiht kann man auch bie bei Einführung der Primo: 
mogenitur den Nachgebornen für die die Abfindung bildenden Be: 
figungen gebliebenen Regalien hierher rechnen. Zum Theil paßt 
aber auch bei ihnen der Geſichtspunkt unter B. Bergl. Mofer's 
Staatsrecht. Bd. All. ©. 4238. Bd. XIV. ©. 421. 


4) Wahlcapitul. Art. VII $. 5. Art. XV. $. 2. Vergl. oben Th. 1. $. 
34. Ueber die heutige Wirkfamteit kaiſerlicher Verleihungen f. Th. 
1. $. 37. M V. (&. 156 f.) 


5) 3. B. was bie Unzuläffigkeit einer durch die Verfaffung befeitigten 
Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit betrifft. S. ſchon Braunſchw. Landfdh. 
Ordn. v. 1832 $. 191. u. neuere Verfaſſ. Urkunden. 


- 
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Dinfihtlih alles deſſen, was möglicher Gegenfland einer 
tFaiferlichen oder) landesherrlichen Verleihung fein fonnte, 
mußte auch bie f. g. Smmemorial:Berjäbrung oder ber un- 
vordenkliche Beſitz, der rechtlichen Wirkung nah, der Nach: 
weifung einer ausdrudlichen Verleihung gleichgeftellt werden 6). 

C. Bei denjenigen f. g. Hoheitörechten, welche in einer 
Beſchränkung der Rechte des freien Eigenthums befte 
ben, die durch das pofitive Recht im Verlaufe der Zeit zu einer 
bie Unterthanen auöfchließenden Regel geworben war, kann der Beflg 
des Hoheitörechtö auch darin feinen Grund haben, daß der Be: 
rechtigte ausnahmsweiſe in der Ausübung feiner Eigenthumsrechte 
verblieben ift und fich gegen den Fiscus oder Regenten - unter 
dem Schutz der unvorbenkflichen Verjährung darin behauptet hat. 


6) Geläugnet wurde die Zuläffigkeit der unvordenklichen Verjährung im 
Verhältniß ber Landesunterthanen zur Ranbeshoheit von Thoma- 
sius, de praescriptione regalium ad jura subditorum non perti- 
nente. Hal. 1696. 1727. Andere wollten ohne Grund zwifchen ben 
größern und Fleinern NRegalien unterfcheiden. 3. B. Rave, de 
praescriptione. (ed. 1790.) 8.17. 21..Rotet. Wegen der zu Grune 
de liegenden Nahläffigkeit ber landesherrlichen Beamten wollte 
die Verjährung auöfchließen: de Ickstadt, de superioritalis terri- 
torialis, nec non regalibus juribus, dolo aut negligentta ministro- 
rum aut officialium principis haud praescribendis. Wirceb, 1739 
(in opusc. T. I. M XL). S. dagegen Weftphal, Staater. Abb. 
XVII. $. 11 f. Leif, Staater. $. 99. Note 7. Die Unzuläffigkeit 
einer eigentlihen Verjährung, Rechtserwerb durd) Zeitablauf, prae- 
scriptio definita, ift jest allgemein anerfannt. Zwifchen den Un 
terthanen ift aber allerdings eine f. g. praescriptio translativa von 
beflimmter Zeit möglih. Leift a. a. DO. Unterbolzner, Verjäh— 
rungslehre. Ih. II. ©. 422. Die Stelle des gemeinen Rechts, wels 
che recht eigentli von dem Rechtsſchutze verlichener oder herge⸗ 
bradyter Regalien fpricht, ift c. 26. X. de Verb. signif. Der ges 
wöhnlich bei ber Immemorial⸗Verjährung aud) angeführte R. Abſch. 
v. 1548 $. 56. 59. fpricyt von andern Verhältniffen. Weſtphal's 
Staatsrecht. Abh. XVII. ©.159f. Unterholzner, ausfühel. Ent- 
widel. ber Verjährungslehre. Leipz. 1828. Bd. II, ©.419f. Vergl. 
auch über die rechtliche Bedeutung des unvordenklichen Beſitzes: 

- Puchta, Pandekten Gte Aufl. 1852 $. 77. daſ. aud) die neuere Li⸗ 
teratur, insbef. die Schriften v. Buchka u. Kriebländer. 
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IM. Bei der Frage, in welchem Umfange bem Berechtig⸗ 
ten das Hoheitörecht zuftehe, muß, wenn auf eine ausbrüdliche 
Verleihung Bezug genommen wird, die Verleihungs⸗Urkun⸗ 
de in fo fern entfcheiden, als Alles, was burd die barin ges 
brauchten Ausdrüde 7) als eingeräumt zu betrachten iſt, aber 
auch nicht mehr, zugefprochen werden muß. Nur in fo fern iſt 
die, für Privilegien überhaupt aufgeftellte, Regel, daß die Ber: 
leihung einfhräntenb zu erklären fei, auch bier anzuwenden. 
Daß die Staatögewalt von der Mitausübung des Hoheitsrechts 
und von der Verleihung deffelben an Andere nicht ausgeſchloſſen 
werde, läßt fi nur in fo fern behaupten, als dadurch nicht in 
die eigentliche Sphäre des verliehenen Rechtd eingegriffgn wird 8). 

Daß jedem Untertban, welcher die Zuſtändigkeit eines Ho⸗ 
beitörechtd für eine gewiſſe Sphäre in Anſpruch nimmt, eine 
Rechtsvermuthung entgegenfiche, ift allerdings richtig,. und ed 
folgt hieraus, daß, wenn es ihm vom Staate beftritten wird, 
er zur Angabe und zum Beweis des Rechtstitels (Verlei⸗ 
bung oder Herfommen) verbunden fei, ohne daß die allgemeine 
Rechtsregel, daß der Befiger den tilulus possessionis nicht anzus 
geben brauche, ihm zu Statten kommen könnte 9). In fo fern 


7) Daß bei ber Erflärung diefer Ausbrüdte auf den Sprachgebraud; ber 
Zeit, in welcher die Verleihung geſchah, Rückſicht genommen werben 
müffe, verfteht fih. Hiernach iſt 3. B. die Eontroverfe zu entfchei- 
den, ob bie Verleihung ber Gerichtsbarkeit mit dem häufig gebrauch: 
ten Ausbrud „mit ben Gerichten“ audy die peinlidhe Gerichtsbar⸗ 
keit umfaffe? Denn wollte man hierbei mit Kleinſchrod, voll 
fländige Einleit. in d. Lehre v. d. peinl. Gerichtsbark. Frankf. 1812 
bie Frage aus dem Grunde ohne Weiteres bejahben, quia in toto et 
pars continetur, fo würde man in fo fern fehlen fönnen, als Ge: 
rihtebarkeit in der ältern Sprache kein allgemeiner Ausdruck ift, ſon⸗ 
dern als Species dem Blutbann, Balsgericht u. f. w. entgegenges 
jet wird. Vergl. Meifter, Einleit. in bie peinl. Rechtsgel. ©. 


462 f. 

8) Bergl. Leift, Staatsr. $. 99 u. Glüd, Erläut. der Pand. Th. II. 
S. 13 f. nr 

9) Arg. cap. 1. de praescript. in 6to. I. 13. „— Nam licet ei, qui 


rem praescribit —, si sibi non est contrarium jus commune, vel 
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aber die rechtliche Möglichkeit eines Beſitzes nicht ausgefchkoffen 
it, muß die wohl aufgeflelite Behauptung 19%), daß der Unter: 
than, welcher ſich im Beſitze befindet, bis zur rechtlichen Ent: 
ſcheidung und Anerkennung feines Rechts aus dem Befiße geſetzt 
werben könne, als eine durchaus grundlofe betrachtet werben 1). 

IV. Da jedes einem Unterthan zufländige Hoheitsrecht fich 
immer nur auf einen beflimmt begränzten Theil des Staatsge⸗ 
bieted beziehen kann und dadurch die Ausübung. der Staatöge: 
walt über dad Ganze ungefchmälert bleibt, fo folgt von felbft, 
daß die Staatögewalt in den, im Intereffe ded ganzen Staats 
nothwendigen, Aeußerungen nicht beſchränkt werde, und daß alfo 
die Ausübung bed Hoheitörechtö keineswegs mit einer völli: 
gen Unabhängigkeit auf dem Gebiete deffelben verbun- 
den fein kann 12). Insbeſondere gilt dieß von der Unterwürfigkeit 


contra eum praesumtio non häbeatur, sufliciat bona fides; ubi 
iamen est ei jus commune contrarium, vel habetur pra« 
sumptio contra ipsum,, bona fides non- sufficit, ‚sed est ne- 
"cessarius titulus, qui possessori causam tribuat praesceriben- 
di, nisi tanti temporis allegatur praescriptio, cujus contrarii me- 
moria.non existat.“ ®ergl. c. 26. X. de Verb. signif. und c. 7. de 
privileg. in 6to. (II. 13.) S. übrigens Leift, Staater. $. 99 und 
die daf. Rote 9 angeführten Schriften. 
10) Bergi. 3. B. Zargow-v. den Regalien. Lib. 1. cap. 2. $. 16. — 
Die wohl zur. Unterfiügung biefer Behauptung benugte Stelle der 
Bahlcapitulation Art. XV. $. 8. (oben Th. I. ©. 121) bezieht ſich 
blos auf bie Geltendmachung an fih unbeftrittener Hoheitsrechte 
der Landesherrn. Strube, Unterricht v. Regier. u. Juſtizſ. Sect. 
IL 8. XI. Rot. b. Weſtphal, Staatsr. Abh. AI. 
©. inöbefondere Strube, Unterricht von Negier. u. Zuftisfachen. 
Sect. I. 8.XIV. Leiſt, Staatör. 5.99. Not. 10. Kiüber, öffentl. 
R. 6. 356. Vergl. auch A. G. Petermann;,. de valore possesso- 
rii summarüssimi contra 'principem regalia vindicanlem a subdilo 
instituti. Lips. 1731. Goeckel, an ei qualenus possessorium 
summariissimum .adversus principem a subdilis institui possit. Er- 
lang. 1799. 
Hieraus - läßt fidj aber nicht folgern, daß dem Berechtigten das 
Recht ſelbſt eigentlich gar nicht, fondern blos die Ausübung zus 
ſtehe. Auch ein abgeleitetes Necht- ift: nad, feiner Begründung ein 


at 


12 


—R 
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des Berechtigten unter die allgemeinen Landesgeſetze und diejeni⸗ 
gen Staatöeinrichtungen, welche eine höhere. Inftanz für die un: 
mittelbare Anwendung der Regierungdrechte auf ihre Gegenftänbe 
bilden, oder eine Öberaufficht darüber und. die Verhütung von 
Mißbräuchen bezweden 13). Alles dieß galt ja ſelbſt zur Zeit 
bed deutfchen Reichd von der Ausubung der Lanbeshoheit über: 
haupt im Verhältniß zum Neid; und bie Reichögefebgebung er: 
kennt es bei einzelnen Gegenftänden auch ausbrüdlih an, Daß 
die Ausübung von Hobeitörechten durch Mittelbare im Sub: 
orbinationd-WVerhältniß zur Landeshoheit ftehe 19). Hieraus folgt 
aber auch die Zuläffigkeit einer Entziehbung zur Strafe we 
gen Mißbrauchs (Privation) in den dur die Belege beſtimm⸗ 
ten Fällen und im Wege Rechtens 15). 


Drittes Kapitel. 
Bon der Gefetgebung )). 


Aeltere Abhandlungen von der gefeßgebenden Gewalt überhaupt f. in Püt- 
ter's Literatur bes Staatsrechts. TH. II. &. MI f. Klüber’s 


eigenes Recht und wird von dem Berechtigten in eigenem Ramen 
ausgeübt. A. M. Jargow von den Regalien. Lib. I. c. 2. 8. 16. 
Vergl. einen Kal, die Crim. Jurisbiction des Magiftrats zu Lünes 
burg betr. bei v. Bülow u. Hagemann pract, Grört. Bd. V. 
Ro. 13. ©. 73 f. ©. auch Deutfcye Bundesacte Art. 14. it. c. 4. 
4) Vergl. 3. 3. binfichtlich des Müngregals: Wahlcapitulat. Art. IX. 


13 


ar 


8. 9. 10. 
15) Wahlcapitul. a. a. DO. $. 10. „Wofern fich aber dergleichen (Miß⸗ 
bräuche) bei Mebiatfländen — — begäbes alsdann foll durch bero 


Landesfürften und Herren wider fie, wie ſichs gebüßret, verfah⸗ 
sen und ſolche Münggerechtigkeit ihnen gänzlich geleget, Laffirt und 
ferner nicht ertheilet werben.“ 

1) Es beginnt Hier bie Abhandlung von ben cinzelnen Staatsho⸗ 
heitsrehten (Bergi. Th. 1. 8. 20). — Bon den ältern Schriften 
über Hoheitsrechte ober Regalien überhaupt f. ein Werzeichniß bei 
Pütter, Literatur Th. IN. &. 294—300 und nech einige andere in 
Klüber’s Fortſet. S. 283 f. Die Meiften find jebt ohne Werth. 
Noch gegenwärtig zu benugen iſt: Casp. Ziegler, de jurlbus ma- 
jestatis tractatus academicus, in quo pleraque omnia, quae de 
potestate et juribus principis disputari solent, striotim exponuntur. 
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Sortfeg. &. 285 f. Mehrere davon betreffen die nicht mehr practi⸗ 
Ihe Brage über das Verhältniß der Zerritorials zur Neiche s@efehs 
gebung. — 3. 3. Mofer, von ber Lanbeshoh. in Regierungsfas 
hen. Kap. IV. — Bohonovsty, vom Rechte bed Regenten, Ge: 
fege über bürgerl. Nedytsverhältniffe abzuändern. (Mit einer Bor: 
rede dv. Gönner.) Landshut 1803. — Pütter, inst. jur. publ. 
$. 221 fe. — Häberlin, Handb. des Staatsr. Bd. II. $. 221 f. 
— Leift, Staatsr. $. 105 fe — Bönner, Staater. $. 287 f. 
—  Klüber, Öffentl. Recht. 9. 361 f. — Maurenbrecher, 
Staatör. $. 180 f. — Böpfl, Staatsrecht. $. 127 f. — Schei⸗ 
demantel, Staatörecht nach der Vernunft. Bd. I. ©. 151 f. — 
Stahl's Rectsphilofophie. Ih. IL. Abth. 2. — C. S. Zacha⸗ 
riä, Bierzig Bücher. 2te Ausg. Bd. IV. S. If. — Blunt 
ſchli, Allgem. Staater. Buch V. Kap. 13. (©. 316 f.) 


8. 155. ($. 125.) 


E. Begriff und Zweck der gefeßgebenden 
Gewalt des Staats. Werbältnii zur Autonomie, 
Allgemeine WBerfchiedenbeiten der Gefeße. 


l. Die gefeggebende Gewalt (potestas legislatoria,. p. 
leges ferendi) ift das Recht und resp. die Pflicht der Staatöges 
walt, die. Berhältniffe -ded Staats im Ganzen, fowie bie Zu: 
ſtände und Handlungen feiner einzelnen Beftandtheile und Glie⸗ 
der innerhalb der Gränzen des Staatözweded und den befondern 
Bedürfniffen gemaß, theild durch allgemeine, theild erforderli⸗ 
hen Zaled durch fpecielle Vorfchriften für die Zukunft zu 
normiren 2). Allgemeine Normen heißen Geſetze im eigentli- 
hen Sinne 3%). Specielle Beſtimmungen über concrete Verhält⸗ 


Vitenb. 1681. (vergl. Pütter, Literat. Th. 1. &. 258 f.) Recht 
braudbar ift aud) noch hinfichtlich der einzelnen Segenflände des Re⸗ 
gierungsrechts bie, ſchon mehrfach angeführte, Schrift von Chr. ©. 
Jargow, Einl. zur Lehre von den Regalien ober majeflätifchen Rech: 
ten eines Regenten. Roſt. u. Wism. 1757. (2te Ausg.) — 3. Fr. 
Döhler, kurzgefaßte Abhandt. von den Negalien oder den Rechten 
der oberſten Gewalt. Nürnb. 1775. 2te Ausg. 1785. — 2% Mirus, 
bie Hoheitörechte in ben beutfcdyen Bunbesflaaten. IE IH. ae 1840. 

2) Bergl. Puchta's Pandekten 6te Aufl. $. 10. 

3) ®Bergl. L. 1. 2. D. de leg. (I, 3.) L. 7. Cod. de leg. Code civil. 
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niffe, über eine einzelne Perfon und ihre befondere Rechtsſphäre, 
mag: die Beflimmung auch unmittelbar vom Regenten ſelbſt erfol: 
gen, |. g. Leges speciales, constitutiones personales, 3.8. Pri: 
vilegien, Dispenfationen u. f. w. find Feine Gefebe im eigentli- 
chen Sinn 9). Nur die Lex generalis ftelt Rechtsfäge auf, 
nur fie andert oder befeitigt das beflehende Recht im objectiven 
Sinn, weldem alfo auch nothwendig der Character der Allge: 
meinheit zukömmt 5), ed mag nun für die Rechtöverhältniffe 
ſelbſt die ihrer Natur entfprechende Regel aufftellen (f. g. jus 
commune) oder aus befonderer Rüdficht auf die dabei in Be: 
tracht kommenden Perfonen unter gewiffen Bedingungen davon ab: 
weichen, alfo ein f. g. jus singulare conftituiren. Aber nicht alles 
geltende Recht ift durh Geſetze bedingt 6). Denn auch im 
Staate ift es gar nicht die Beſtimmung der gefeßgebenden Ge⸗ 
walt, alle Recht zu fchaffen, und in keinem Staate ift fie je 
die einzige Quelle ded Rechts gewefen. Innerhalb weiterer und 
engerer Kreife können durch die gemeinfame Rechtäüberzeugung 
der Glieder eined Volks, oder eined beflimmt begränzten Theiles 
defielben, Rechtsnormen entflehen oder durch wiflenfchaftliche 
Fortbildung des Rechts in dad Bewußtfein treten, welche weder 
auf ein ausdrückliches, noch auf ein flillfhweigendes M: 
erfenntniß der gefeßgebenden Gewalt zurüdzuführen find 7). 
Uebrigens kann fih die Thätigkeit der Gefeßgebung im Ver: 
hältniß zu den bisherigen Rechtsnormen in dreifaher Weife 
äußern: a. durch Erlaffung neuer Rechtöbeflimmungen; b. 





8.2. La loi ne dispose que pour‘ l'avenir; elle n’a point d’ eflet 
retroactif.. Preuß. Landr. Einl. $. 14. Deſterreich. Gefenb. 
.8. 

4) Puchta's Pandelten $. 31. Vergl. auch. unten $. 164. 

5) „Jura enim non in singulas personas sed generaliter con- 
stituuntur.“ L. 8. D. de leg. " 

6) Hugo, im civil. Magazin. Bd. IV. S. 89 f. Pucta’s Pandel: 
ten. $. 11. 

7) A. M. Klüber, Öffentl. Recht $. 361. Bergl. bagegen v. Ga: 
vigny, Syſtem des heut. röm. Rechts. Bd. L. S. 13f. ©. 8. 
Puchta, das Gewohnheitsrecht. Bb.1. S. 133f. Deſſelben Pan: 
dekten Gte Aufl. $. 10 f. 
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durh Aufhebung und Abänderung beftehender Normen 
und c. dur f. g. authentifhe Interpretation. Auch Lie 
legtere ift aber ſtets als ein neuer Act ber Geſetzgebung 
zu betrachten, und infoweit nicht poſitivrechtliche Vorfchriften im 
Wege fieben, wie ein neues Geſetz zu behandeln 8). 

1. Ale Claſſen der Staatöglieder haben dad Recht der 
Autonomie 9), oder die Befugniß, infoweit fein rechtliches 
Hinderniß im Wege fteht, ihre eignen Verhältniſſe durch Pri⸗ 
vat-Willkühr (Vertrag, Obfervanz, letztwillige Verfügung) zu 
ordnen, eine Befugniß, die ſowohl Einzelnen, ald Gefekfcyaften, 
Gorporationen und Gemeinheiten im Staate zukömmt und in 
ihrer Ausübung an fich feiner Beflätigung durch ben Geſetzge⸗ 
ber bedarf, fondern nur dem Oberauffichtsreht des Staats 
unterworfen if. Als Gränzen des Autonomierechtd ergeben 
ſich hiernach von felbft: a. Es kann dadurch nicht in eine-frem: 
de Rechtsſphäre  eingegriffen werben, weshalb Beſtimmungen, 
wodurch auch Dritte verpflichtet werden follen, der Sanction 
durch eine höhere Autorität (Geſetz oder Gewohnheit) bedürfen, 
weiche auch der Dritte anerkennen muß. (Gegenſatz zwifchen 
Statuta conventionalia und legalia.) b. Das Autonomieredht 
tritt nur infoweit ein, als es nicht durch gebietende oder’ verbie: 
tende Gefege behindert ift 10), In fo fern nun biefe für die ver⸗ 


8 Es muß daher fowohl was bie verfaffungsmäßige Entflehung 
einer uutdentifhen Interpretation, als ihre Anwendung auf den 
einzelnen Fall betrifft, Alles das gelten, was in Betreff neuer 
Gefege Rechtens if. Vergl. Pfeiffer, ypract. Ausführ. Bd. II. 
S. 335 f. Puchta's Pandelten $. 15 und unten bei ber Lehre von 
ber fländifchen Goncurrenz - zur Geſetzgebung, fowie im Bundesrecht 
bei den Bundesbeſchlüſſen. ' 

9%) Kergl. Kraufe Abhandl. aus dem deutſch. Staater. &. 126. 

16) Dieß ift die altdeutfche Rechtsanfiht. Schwäh. Landr. Art.6. „Das 

iſt rechte Gewohnheit die wiber geiftlih Recht nıcht ift, noch wider 
menſchlich züchten, noch wider menfhli Treue und Ehren, noch 
wider Seligkeit der Seele. Daher zählt auch Cichhorn, bdeutiche 
St. u. Rechtsgeſch. Th. II. 5. 346 zu den Rechten, die mit ber Preis 
heit überhaupt verbunden waren, unb alfo alten Glaffen von Kreis 
gebohenen, jeder nur in verfhiedbenem umfange, zufamen: 


13909 Staatör. d. Bundesſtaaten. — Regierungsrecht. ($. 155.) 


ſchiedenen Claſſen der Staatsangehörigen verſchieden ſein können, 
werden ſich danach auch die Gränzen des Autonomierechtes mo⸗ 
dificiren. Der Grund des Autonomierechts iſt aber überall der⸗ 
ſelbe. Auch das ſ. g. beſondere Autonomierecht des deutſchen 
hohen Adels zur Zeit des Reichs hatte keine andere Grundlage 
als das Autonomierecht der Staatsangehörigen überhaupt. Die 





„die Befugniß, ſich in allen Dingen mach Rechtsnormen zu richten, 
welche durch eigene Willkühr ober doch unter eigener Mitwürs 
- ung entflanben find, fofern man nicht durch Gebote bes göttli⸗ 
hen Rechts gebunden oder durch die Verpflichtung zur befondern 
Treue gegen eine Perfon eingefchränft if. Auf dieſer Befugniß, 
die man heutzutage gewöhnlidy mit dem Namen des Autonomies 
rechts zu bezeichnen pflegt, beruht die Rechtsbeſtändigkeit der Lans 
desgewohnheiten und ber Gewohnheiten einzelner Orte und Ges 
richte, ber Obfervanzen einzelner Elaffen von Perfonen, Gemeinkeis 
ten, Einigungen und anderer auch ungleidyer Verbindungen zwifchen 
Freien, weldye baher auch eben fo gut als ber ausdrüdtich erklärte 
Wille ber Intereffenten in ſolchen Sachen, an ſich weder der Bes 


ftätigung ber Obrigkeiten bebdurften, noch ihrer willkührlichen Abän⸗ 


derung unterworfen waren. Cine Beftätigung durch biefe war alſo 

. nur nüsdlich, infofern durch jene die Gewohnheit für eine gute Ges 
wohnpeit anerkannt, ober die Willkühre für eine die Gränzen bes 
Autonomierehts nicht Überfchreitende Beflimmung erklärt wurbe.« 
S. Schwäb. Kandr. Art. 7. — Auf biefer Grundlage beruht in 
ber That auch die Verbindlichkeit der Territorial⸗Geſetzgebung im 
Verbältniß zur NReichsflaatsgewalt. Eihhern a. a. O. Sb. II. 8. 
427. „Die Geſetzgebung, welche volftänbig weber in der Graf⸗ 
ſchaft, noch in dem Herzogthum, und folglidy auch nicht in ber Lan⸗ 
beshoheit lag, konnte von ben Lanbesheren mit ihren Lanbfländen 
in einem fehr ausgedehnten Umfang geübt werten. — Mit fei- 
ner Landſchaft Eonnte der Landeöherr in der That in feinem 
Lande mehr als ber Kaifer mit ben Reichsſtänden im Reich vollfüh- 
ven; benn es gab feine Gränze, bie ihrer gemeinfdyaftlidhen 
Autonomie geſetzt geweſen wäre als bie Verpflichtung gegen Kai: 
fer und Reich, die wenigftens auf das innere Verhältniß Eeinen be⸗ 
deutenden Einfluß Haben Eonnte.» Uebrigens verpflichtete auch bie 
Neichsgefeggebung bie Sammerrichter u. f. w. ausbrädlidy: „bei Ad⸗ 
miniftration der bheilfamen Juſtiz fowohl die Statuten und Ges 
wohnheiten als bie Reichs⸗Abſchiede und gemeine Rechten vor Au: 
gen zu haben.“ Reichsabſch. v. 1654. $. 106. 


4 
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weitere Ausbehnung deflelben erklärt fi) blos dadurch, daß dieſer 
Claſſe der Reichsangehörigen in ihrer ſtaatsrechtlichen Stellung 
ober in ihren Hoheitsrechten dad Mittel gegeben war, die An- 
wendung der fremden Rechte, indbefondere des römifchen Familien: 
und Erbrechts, von fich abzuhalten und fi beim hergebrachten 
Rechte zu behaupten 11). Anderer Seits kann aber die Zuläffig: 
keit einer Abänderung der Statuten und anderer autonomifcher 
Beflimmungen durch Gefeße im öffentlichen Sntereffe, befon: 
derd hinſichtlich aller offentlichen Gorporationen, keinem Zwei: 
fel unterliegen 12). 

18. Was die bei den Gefegen vorlommenden Unterſchei⸗ 
dungen 13) betrifft, fo ift in flaatsrechtlicher Beziehung befon= 
derd der Unterfchied zwifchen Berfaffungs: und Regierungs—⸗ 
Sefegen von Bedeutung, Materiell beftimmt fich berfelbe 
durch den Gegenfaß von Verfaffung und Regierung. Formell 


N) Hütter, Erörterungen u. Beifpiele Bd. I. &. 127 f. Eichhorn, 
deutfche Staats: u. Rechtsgeſch. Th. II. 8.346. Nicht von bem rich⸗ 
tigen Gefihtspuntte faßt die Sache auf: Klüber, Abhandlungen 
Br. 1. ©. 8 f. 

12) Vergl. Reichsabſch. v. 1654. $. 106, wo es in Bezug auf Zunft⸗ 
und Handwerksſachen heißt, daß „bes Drts Obrigkeit Gewalt ha⸗ 
be, dergleichen Statuta nach Gelegenheit der Läuffts und Zeiten zu 
widerrufen und zu ändern.“ 

13) Die Benennung der gefeslichen Beflimmungen hat zu verfchiede- 
nen Beiten gewedhfelt. In früherer Zeit bediente man fidy haupts 
fählidy der aus dem römifchen Rechte entlehnten Ausdrüde: Edicte, 
Mandate, Conſtitutionen (andere Namen f. bei Klüber, üfr 
fentt. Recht $. 361. Not. c), befonderö zur Bezeichnung ber von 
den Landesherrn aus eigener Machtvollfommenheit erlaffenen Anord⸗ 
nungen, tbeils im Gegenfage zu den umfaflendern Landes, Polizeiz, 
Sriminals und Gericdhtsorbnungen, theild zur Unterjcheibung von ben 
mit ben Ständen verglichenen gefeglichen Beftimmungen, welche in ben 
-Landes-Bergleihen, Landtags -Abfchieden u. f. w. enthalten waren. 
Der dann faft allgemein gebräuchliche Ausdruck „Verordnung« 
bat im neueren Staatörecht wieder dadurch eine Einſchränkung erlit- 
ten, daß im Zuſammenhang mit der Zheilnahme der Stände an ber 
‚Ausübung der gefeggebenden Gewalt ber Unterfchieb zwilchen Gefes 
und Verordnung verfaffungsmäßig feflgeftellt worden ift. 


142 Staatsr. d. Bundesſtaaten. — Regierungsrecht. ($. 155.) 


dagegen kann; befonderd mit Rudficht auf :die Sanctionen in 
Betreff der Verlegung der Verfaflung, fo wie binfichtlid ‚ihrer 
Aufhebung und Abänderung, Manches zu den Verfaſſungsgeſetzen 
gehören oder für einen Theil der Werfaflung erflärt jan; was 
begriffsmäßig a bazu gehört 14). 


8.156. (5. 126.) 


II. Gränzen der geſetzgebenden Gewalt. 

Vollgraff, die hiſtoriſch⸗ ſtaatsrechtlichen Gränzen moberner Geſetgebun⸗ 
gen. Marburg 1830. — ©. ©. Zachariä, Vierzig Bücher. Bd. 
IV. S. 29 f. — Zoͤpfl, Staatsrecht $ 130 f. — Wipper: 
mann, Beiträge zum Staatsr. ©. 119 f. 


l. Die. gefeggebende Gewalt I) des Staats if be: 
gränzt wie jebe menfhlihe Macht und Willkühr und fann nur 
über Gegenftände verfügen, weldhe in bie Sphäre des Staats 
gehören. Sie kann daher A. nichtd gebieten, was den Gefegen 
der Natur, oder der Natur und dem Wefen der Dinge ent: 
gegen ift, fie kann zu nichts verpflichten, was unmöglich if. 
Auch foll fie nie etwas verfügen, was den Vorfchriften der Mo: 
ral und Religion widerfpriht. In fo fern. alfo Meinungen, 
Vorftelungen und Handlungen der Menfchen hierdurch nothwen⸗ 
dig beftimmt werden, 3. B. auch die Begriffe über die Ehre, 
in fo fern der Begriff eined Gegenftandes gegeben ift und nicht 
wiltührlich gefchaffen werden kann, erhält die gefeßgebende Ge: 
walt moralifche Schranken, welche fie nicht überfchreiten Tann. 
Zu den natürlichen Gränzen gehören auch die, weldye durch 
‚Raum: und Beitverhältniffe gegeben find. Der Gefebgeber 


14) Vergl. oben Th. J. $. 21. $. 52. 

1) „Die Gewalt, Alles ohne Einfchräntung zu befehlen was man will, 
macht ben Despotismes aus. Eine Repräfentativ:Berfammlung, bie 
ohne irgend einen Widerftand eine unbegränzte gefeßgebende Macht 
ausübt, die fie auf eine angebliche Delegation bes allgemeinen Wil: 
lens begründet, ift bie willkührlichſte und launifchfle aller Arten von 
Tyrannei.“ B. G. Niebuhr, Grundzüge für eine Verfaſſung Nie: 
derlands (2813). Berlin 1852. &. 16. 17. 
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fonn, was ſich fchon nady dem Begriff ded Geſetzes ganz von 
felbft verfieht, nur für die Zukunft, nicht für die Vergan—⸗ 
genheit verpflichtende Normen aufftellen 2). Dierbei find aber 
die der Vergangenheit angehörigen Zuflände und Handlungen 
felbft zu unterfcheiden von den, in die Gegenwart hinreichen— 
den, rechtlichen Folgen und Wirfungen derfelben. Während 
jene natürlich nie rückwärts vernichtet oder ungefchehen gemacht 
werden fünnen, unterliegen diefe allerdings einer neuen gefeßti- 
chen Beftimmung, infoweit nicht ein beflimmtes Rechtsprincip 
bindernd in den Weg tritt. Als ſolche Rechtsprincipe find zu 
betrachten: 1. der Srundfaß des Strafrehts, daß Niemand 
einem Uebel. unterworfen werden könne, welches nad) dem zur 
Zeit der Begehung der Handlung geltenden Rechte nicht über ihn 
verhängt werden Tonnte 3). 2. Der Grundfaß der Unverlegbar: 
keit wohlerworbener Rechte, welcher den Geſetzgeber hindert, 
feinen neuen Geſetzen eine hiermit im Widerfpruch flehende f. g. 
rüdwirlende Kraft beizulegen, in fo weit nicht die Bedin⸗ 
gungen vorliegen, welche ausnahmsweiſe die Aufhebung eines 
wobhlerworbenen Rechts rechtfertigen %),. — Der Gefepgeber kann 
aber auch B. nur über Gegenſtände und Verhältniſſe Vorfchrif: 
ten geben, welche zufolge des Begriffes des Staats (vergl. Th. 
1. $. 12. 13.) in feine Sphäre gehören, und welde einer 


2) Nov. 18. c. 5. „Valebit haec lex in futuris, — quonlam — 
quod präeterilit, non potest ab ea (lege), anne nondum eral, re- 
gulae subjici.“ L. 7. God. de leg. 

3) Die nähere Entwidelung der Frage über bie f. g. rückwirkende Kraft 
neuer Strafgefege kann hier nicht gegeben werden. Auch bie, 
dur obigen Sag nicht ausgefchloffene und nad) Grunbprineipien 
des Strafrechts fogar rechtlich nothwendige, Anmwenbung eines 
neuen milbern GStrafgefeges auf alle nad) feiner Publication zur 
Beurtbeilung kommende Fälle Eann hier nur angebeutet werben. 
Bergl. meine Schrift: Weber die rüdwirkende Kraft neuer Gtrafges 
fege. Goött. 1834. 

4) Ueber den Begriff des wohlerworbenen Rechts ſ. oben 8. 150. Vergl. 

übrigens die belannten Schriften über das Werbot der rückwirkenden 
Kraft neuer Sefeke im Privatrechte von Weber, Bauer, Borft, 
Bergmann u. A. und auch Wippermann, Beiträge &. 107 f. 
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rehtlihen Normirung fähig find. Der gefeßgebenden Gewalt 
find biernah entzogen: die Srundfäge der Wilfenfchaft, 
die Regeln der Kunft, und ber religiöfe Glaube Hierauf 
beruht die, auch durch Geſetze nicht zu verlegende, Lehr⸗, Lern⸗, 
Meinungs: und Slaubendfreiheit (vergl. oben Zh.1.$.88.). Auch 
können Berhältniffe, welche fchon durch die Natur begründet find, 
welche der Staat vorfindet und nicht fchafft, wie 5. B. die Fa⸗ 
milie, organifche Anflalten, weldye eine vom Staate verfchiedene 
Grundlage und Beflimmung haben, wie 3. B. die Kirche, nur 
infoweit Gegenftand, der Gefeßgebung werden, als fie in ihren 
äußern Beziehungen in dad Bereich des Staats treten. 

. 1. Die Staatögewalt darf bei der gefeslichen Regulirung 
der in ihre Sphäre gehörigen Verhältniffe 5) in ihren einzelnen 
Beftandtheilen und Beziehungen, mit dem, jene Verhältniſſe be: 
berrfchenden Rechtöprincipe nicht in Widerfpruch treten, und 
muß bei gleidhen VBerhältniffen den Srundfaß der Rechts: 
gleihheit für alle Claſſen der Unterthanen feflhalten. Aud 
darf fie in dad NRechtögebiet (angeborne und erworbene Rechte) 
bed Einzelnen nicht weiter eingreifen, ald ed die Wohlfahrt und 
die Forderung der Zwede ded Ganzen erheifht. Eine noch wei: 
ter gehende Beſchränkung kann durch die Verfaſſung bes einfe: 
hen Staates oder des Bundesſtaats (bier fowohl für die Geſetz⸗ 
gebung des Ganzen wie der Sliederflaaten) und durch völker⸗ 
rechtliche Berhältniffe, insbefondere in einem Staatenbund, be⸗ 
gründet fein. So führt auch das deutfche Bundes: Berhältniß 
verfchiedene Beſchränkungen der geſetzgebenden Gewalt der deut: 
[hen Staaten mit fih, in fo fern nichts verordnet werden kann, 
was den Srundgefegen ded Bundes, ben organifchen Einrichtun- 
gen beffelben, oder dem Elar audgefprochenen Zwede des Bundes 
widerftreitet. 


5) Dabei befindet ſich die gefengebende Gewalt wieber in verfchiebenem 
Verhältniß zu den öffentlichen Rechten, wo fie im Ganzen freie 
Hand hat, weil fie über das was unmittelbar bes Staats iſt dispo⸗ 
nirt,_ und zu ben Privatrechten, welche vom Staate nicht ges 
fHaffen, fondern nur gefchägt werben. Vergl. Bluntfchli, allgem. " 
Staater. I. ©. 6. * 
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Alle diefe Schranten der gefeßgebenden Gewalt gelten ohne 
Unterfchied der Beherrſchungs⸗ und Negierungdform ded Staats, 
und infoweit fie fi ganz von felbft verftehen, Fann der Mangel 
eines ausbrüdlichen Anerkenntniffes in den Verfaſſungs-Ur⸗ 
funden 6) der deutfchen Staaten um fo weniger in Betracht kom⸗ 
men, ald ed eben Süße find, bie über ber Gewalt ftehen, von 
welder auch die Berfaffungs- Gefege ausgegangen find. Auch 
würde die Aufnahme der Säge über die natürlichen Gränzen ber 
gefeßgebenden Gewalt nur bie Bedeutung haben, daß eine Ab⸗ 
weichung oder Aenderung nur auf dem, für die Aenderung des 
Grundgeſetzes vorgeſchriebenen Wege erfolgen könnte. Die geſetz⸗ 
gebende Gewalt kann in materieller Hinſicht ſich ſelbſt nicht 
beſchränken, und jede für ihre Ausübung vorgeſchriebene Form 
kann gültig abgeändert werden, wenn es nur in der bis dahin 
geltenden Form geſchieht. Eine Lex in perpetuam valitura iſt 
in ſo fern etwas durchaus Widerſinniges 7). 


$. 157. (6. 128.) 


IE. Bon der Entftehung und Publication der 
Gefeße. 


A. Von der Mitwirkung der Stände zur Geſetzgebung. 


Ueber die Concurrenz der Stände zu ben Geſetzen findet ſich viel Material 
zur Kenntniß des früheren Zuftandes in ben einzelnen Zerritorien 
‚bei 3. 3. Mofer, vonder Lanbeshoh. in Regierungsſachen. Kap. 
IV. 5. 7—25 und in der, als Anhang zu biefem Kap. ©. 361 f. 
beigefügten, befondern Abhandlung: Hiftorifher Bericht von denen 
Landftändifchen Berechtfamen bei Landes» Gefegen in denen meiften 
großen beutfchen Ländern. Deffelb. ältere Abhandl. von ber deutſch. 


6) So enthält 3. B. wohl nur das Altenburg. Grundgel. $. 47. den 
Sad: „Keinem neuen Gefege darf rüdwirkende Kraft beigelegt 
werden.uo Am bäufigften ift noch die innere Freiheit ber Kirche 
ausbrüdlich anerkannt. 

7) Niebuhr a. (oben Note I) a. DO. &. 19. „Nie hat es unverän- 
berliche politifche Gefege gegeben: wo man fie unverändert hat er⸗ 
halten wollen, hat man bie Nation erftict.« 


Badhariä’s Staatsrecht. ar Bd. 2te Aufl. 10 
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Landftände Gerechtſamen bei Errichtung neuer, ober Abänderung 
alter Landesgefete in defien Nebenflunben Th. J. ©. 77f. Th. IL. 
&.165f.— D.G.Strube, Observat. jur. Hann. 1749. Obs. IV. 8. 
15. Deffelb. Unterricht von Regier. u. Juſtiz-Sachen. Sect. II. $. 
VII. (Im Anhang zum bten Th. ber rechtl. Bedenken). Deffetlb. 
techt!. Bedenken 8b. III. Bed. 84. Deſſelb. Nebenftunden Th. I. 
No. X. $.12. 8.383f. — T. J. Reinharth, de statib. provinc. 
quatenus ad legislator. potestatem concurrant. (Observ. ad Chri- 
stinaeum. Tom. I. obs. 13.) — J. A. Reichardt, Selecta de 
jure Statuum provincialium concurrendi circa legislatoriam po- 
testatem. Jena. 1769. — Linde im Arch. f. civ. Prar. Bb. XVI. 
e. 112 f. — Manches Gute enthält auch die oben Th. J. ©. 535 
angeführte Schrift: Die Lehre von ben Landfländen nad} gemeinem 
beutfchen Staatsrechte. $. 18. 31. 75-78. An einer neuern, grünbs 
lichen Behandlung dieſes Gegenftandes fehlt es leider. 


1. Hiftorifcdye Einleitung. 

Eichhorn, deutſche Staates u. Rechtsgeſch Th. TI. $. 264. Th. II. 5. 427: 
Sb. IV. 8. 546. $. 696. — Zoͤpfl, deutſche Staatd- u. Rechtes 
geſch. Abth. IL. $. 86. Abth. UL. 8. 109. $. 121. — Reyſcher 
in der 3eitfhr. für deutfh. R. Bb. IL. ©. 22 f. — Fr. 8. Un: 
ger, Geſch. der deutſch. Landſtände Th I. S. 185 f. 


1. Eine Theilnahme der Stände an ber Ausübung ber 
gefesgebenden Gewalt gieng nothwendig aus der Art und 
MWeife hervor, wie fi) die Landeshoheit der deutfchen Fürften 
entwidelte. Weder die Graffchaft noch das Herzogthum, in ih: 
ver urfprünglichen Bedeutung perfönlicher vom Kaifer verliehener 
Reichsämter, Tonnten ihrer Natur nad) das (nur in der Taiferlichen 
Gewalt enthaltene) Recht der Geſetzgebung in ſich fhließen, fo 
wie ed auch bei der ältern Redhtsentwidelung in Deutfchland in 
der That an jeder Veranlaffung zur Geſetzgebung fehlte (vergl. 
$. 155. Note 10), und nur fo viel läßt fich mit Grund anneh⸗ 
men, daß die Herzöge und Grafen, kraft ihres Amtes, über bie 
Form der Ausübung ber ihnen zuftändigen Befugniffe des Ge: 
richts und Heerbanns und der befonders verliehenen Regalien bes 
Zoll's, der Münze u. f. w. auch allgemeine Anordnungen zu er: 
laflen berechtigt waren, während das materielle Recht, vermüge 
des im Wolke lebenden Rechtöbemußtfeins, von den Schöffen ' 
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gefunden wurde. Demnach war überhaupt an willführliche Rechts⸗ 
vorfchriften nicht zu denken, und höchſtens fand eine fürmli: 
he Beftätigung bes ſchriftlich aufgezeichneten Rechts durch 
die Landesherrn Statt, wie bieß bei den Altern f. g. Sand: 
und Stadfrehten der Fall zu fein pflegt. Nach der Stellung, 
weldhe die Landfaffen zu den Herzögen und Grafen einnahmen, 
fonnte ohne ihre Einwilligung fein Recht entfliehen, was, wenn 
es nicht ſchon aus der Natur der damaligen Verhältniffe folgte, 
durch urkundliche Zeugniffe ausdrücklich beftätigt wird 1). Aber 
auch fpäter, ald einer Seitd die Landes hoheit ald eigned erb- 
liches Recht ſich entwidelte und andrer Seitd die Einigungen 
der Stände ihr gegenüber eine feftere Geftalt erhielten, blieb 
dad Werhältniß dad nämliche, indem die freie Stellung der 
Stände (Prälaten, Ritter und Städte), abgefehen vom Berhält: 
niß zum Reiche, Feine andern Verpflichtungen anerfannte, als 
welche ihnen nad dem Herfommen oblagen oder die fie vertragd- 
weife gegen die Fürften übernommen hatten. Der allein richtige 
Sefihtspunft für das, was man für das 1äte und 1I5te Jahr⸗ 
hundert ald Landesgefeggebung zu betrachten pflegt, iſt der 
eine gemeinfhaftlihen Autonomie, welche nur in ben 
Pflichten gegen Kaifer und Reich ihre Gränge hatte 2). Am 
meiften mußte die mit dem I6ten Jahrhuntert eintretende große 
Revolution in dem Rechtözuftande und der Gerichtöverfaffung der 


1) Auf dem Wormſer Reichdtage von 1231 wird die Frage aufgeworfen: 
„si aliquis dominorum terrae allquas constiltutiones vel nova 
jura facere possit melioribus et majoribus terrae minime re- 
quisitis?"‘ und darauf der Beſchluß gefaßt: „Ut neque principes, 
nec alii quilibet constituliones vel nova jura facere possint, nisi 
meliorum et majorum terrae consensus primitus habea- 
tur.“ Auch der Landfriede von 1287 5. 49 fagt: „Was auch bie 
FZürften mit ihrer Landesherrn Rath fegen und machen die⸗ 
fem Landfrieden zu Befferung und zu Veſtigung, das mögen fie wohl 
thun und damit bredyen fie den Landfrieden nicht,» wobei natürlic) 
unter „Randesheren“ im Gegenfak zu ben Fürſten nicht Landesherrn 
im fpätern. Sinne zu verftehen find. 

Vergl. oben &.139f. Eichhorn, deutſch. St. u. Rechtsgeſch. TH. 
IT. $. 427. Unger, Gef. d. Landſtände. Th. I. ©, 217 f. 

10* 


u. 
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deutfchen Ierritorien, welche mit der Einführung. des römifchen 
Rechts, der Verdrängung einheimifcher Snftitute und der Abfchaf- 
fung des Fehderechts verbunden war, Veranlaſſung zu neuen all: 
gemeinen Anordnungen werben, welche unter dem Namen von 
Landes- oder Polizei-Ordnungen ind Leben treten, und 
überall, wo bie ftändifche Verfaffung fich entwidelt Hatte, unter 
Beirath und Zuflimmung der Stände erlaffen wurden 3). 
Bei den neuen Gerihtdorbnungen berief man ſich auf die 
vom Kaifer empfangene Gewalt, die Gerichte zu ordnen ®). 

1. So fehr nun audh durch die weitere Entwidelung der 
Iandeöherrlichen Gewalt die Wirkſamkeit der Stände befonderd 
feit dem 17ten Jahrhundert gebrochen wurde, und fo fehr auch 
die dem römifchen Rechte ergebenen Publiciften die Gefeggebung 
als einen fich von felbft verftehenden Beſtandtheil der Landesho⸗ 
heit zu ‚betrachten und den Sag: „Quod principi placuit legis 
habet vigorem“ auf die beutfchen Landesherrn zu übertragen ge⸗ 
neigt waren 5), fo Fonnte doch das hergebrachte und häufig 
ausbrudlid, verbriefte Recht der Lanbflände zur Mitwirkung 


3) Einen Beleg hierzu giebt ſchon 3. B. bie Thliringfche Landesords 
nung v. 1446, welche Herzog Wilhelm mit feinen „Grafen, ders 
ven, Ritterſchaft und Städten,“ wie es beißt: weintrechticlicy mit 
sitigem Rate vnd guter redlicher Vorbetrachtung“ aufgerichtet hat. 
Rechtsbuch Baldbuin’s von Bremen v. 1435: „datt wy mit unfem 
Gapittell, Prelaten, Manfhup u. Steden ein fin gewor: 
den, datt me büffe nafhrebene Redhte in unfem Stidyte 
tho ewigen tiden holden fhall.a Spangenberg, Beitr. zu 
den deutſch. Rechtsalterth. ©. 119. unger a. a. O. ©. 1%. 
Baierifche Landesordn. v. 1474. Unger a. a. O. 8.229 f. In 
andern Lanbesorbnungen ift der Mitwirkung ber Landftände nicht ges 
badıt, 3. B. der Württemberg. v. 1495. Dieß ift aber noch Fein 
Grund zu ber Annahme, daß fie ohne Zuftimmung der Landſtände 
erlaffen feien. 

4) Vergl. 3. B. den Eingang ber Bamberg. Halsger. Orbnung v. 
1507. 

5) Andrer Seits fand man auch wohl in der L. 8. Cod. de Legib. et 
constit. I, 14. eine gefesliche Anerkennung bes Rechtes der Stände, 
daß Geſetze nur mit ihrer Einwilligung erlaflen werben follten. 
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bei neuen Landeögefegen, wenn man fi) auch in einzelnen Fäl⸗ 
len darüber hinwegſetzte, oder ed in einen, von ber Einwilli⸗ 
gung verfchiebenen, bloßen Beirath (vielleicht blos des f. 9. 
Ausfchuffes) zu verwandeln wußte 6), nicht befeitigt werben. 
Auch mußte, ungeadhtet der verfchiedenen Abweichungen ber Ter⸗ 
ritorial-Verfaffungen, nach der hiftorifchen Grundlage bed ganzen 
Berhältniffes, an der Regel feftgehalten werden, daß es ein ben 
Landfländen im Zweifel zuzufprechended Recht fei, und baß die 
Sültigkeit der Landesgeſetze wenigftens infomweit von ihrer Einwilli- 
gung abhänge, ald dadurch die ertheilten Privilegia, Landesverträge 
und fonft erhaltene Gerechtfame der Stände und Unterthanen ge: 
fymälert würben, — wobei auch Die Analogie der Reichöverfaflung 
nicht unbenugt blieb 7). Der Umfang ber fländifhen Mitwir: 


6) Nur darf man fa nidyt glauben, daß da, wo in Randesreceffen auss 
gefprocdyen war, daß nicht ohne „Rath und Zuthun⸗ oder nur mit 
"Rath und Vorwiſſen⸗ ber Stände gehandelt werben folle, ein 
blos „rathſames Gutachten» gemeint geweien ſei. Diele Ausbrüde 
bedeuten in der Regel fo viel wie Einwilligung (mit Willen u. 
Volbord⸗). 

7) Sehr beſtimmt ſpricht ſich in dieſer Hinſicht, außer Strube a. a. 
O. auch der, von ihm und Andern oft angeführte, Mevius, im 
Gommentar von wucherlichen Contracten. P. J. cap. 4. $. 4. aus. 
Anders freilich Chr. Thomasius, de statuum imp. pot. legisl. 
Hal. 1703. 6. 60 f. Die Reichögerichte waren auch ſtets bereit, 
die Stände in ihren Rechten zu ſchützen. So fprad 3. 8. ber 
Reichshofrath in causa Mecklenburg. Ritters und Landſchaft con- 
tra den Herrn Herzog zu Mecklenburg am 19. Octbr. 1724 aus: 
„Wird authoritate Caesarea weiter verorbnet, daß in Zulunft in 
ecclesiasticis, ingleichen Lehbnd:, Juſtiz-⸗, Policeys unb 
dahin gehörigen Sachen- und Überhaupt Feine allgemeine Landess 
ordnungen ohne der Ritters und Landfchaft, ober wenigſtens, wenn 
periculum in mora, berer Lanbräthe und engeren Ausfchuffes vors 
gängige Zuziehung zu erricdhten, fondern vor der Publication biefe 
mit ihren Monitis oder rathbfamen Bedenken und Gutachten 
nothdürftig zu Hören, und darauf von Herrn Herzog billigmäßige 
landesväterliche Reflerion zu machen, aud) ohne gedachter Ritter⸗ 
und Landſchaft vorbergehenbe ausdrückliche Einwilligung 
in denen Landes »Constitutionen etwas, fo berfelben Privile- 
giis, Landbesverträgen und Herlommen, benen Reichsſatzun⸗ 
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Eung aber richtete ſich hauptfächlich danach, ob die Stände einen 
alle Unterthanen umfaffenden repräfentativen Character er- 
halten hatten, oder nur ald Vertreter ihrer Hinterfaffen und Vers 
fechter ihrer befondern Privilegien angefehen wurden, indem leg: 
tern Falls die gefeßgebende Gewalt des Landesherrn, wenigftens 
binfichtlich derjenigen ihrer unmittelbaren Unterthanen, welche 
nicht zu den Ständen gehörten, ald unbefchräntt betrachtet wer: 
ben konnte. Ein merkwürdiges Beifpiel diefed legtern Verhält⸗ 
niffes liefert Medlenburg, wo auf den Grund bed hergebrach: 
ten Rechtes der Stände (Note 7) im landeögrundgefeglichen Erbe 
vergleih von 1755 die Xheilnahme der Stände an ber landed- 
fürftlichen Geſetzgebungsmacht gerade auf dieſe Weiſe beftimmt 
wurde 8), während dagegen 3. B. von den DÖftfriefifchen 


gen, Kanferl. Verorbnungen und Fürſtl. Resolutionibus, einfolg- 
lih ihrem dadurch erlangten Rechte zumwiber, keineswegs 
zu verordnen, noch alfo benenfelben etwas neuerlidyes aufzules 
gen, viel weniger die nur auf bie Fürftl. Cammergüther gerichtete 
und ohne Zuziehung Ritter- und Landfchaft darin publicirte Verord⸗ 
nungen, auch auf diefe Ritters und Landſchaft und deren Güter ers 
tendiren. Immaßen bie bergeftalt ohne vorhergehende respective 
Vernehm- und Einwilligung Nitter- und Landfchaft abgefaffete 
Constitutiones, fo viel felbige betrifft, ungültig ſeyn, und von 
denen Kürftl. Judiciis barauf nit geſprochen, noch fonft 
reflectiret werden, dagegen in benen Zällen, weldye nur eine Ber: 
nehmung. erfordern, dem Herrn Herzog das billig mäßige Arbitrium 
vorbehalten ſeyn folle.» S. Merkwürdige Neichshofraths s Conclusa. 
Part. II. Concl. 215. num. 10. 

8) Medlenburg. Landes-Grund-Gefeglidher Erb⸗Vergleich 
v. 18. April 1755 Art. VIII. Von der Landes-Fürſtlichen Ges 
ſez⸗Gebungs-Macht. $. 191. „Wann es ber Wohlſtand und bie 
Ruhe einer jeden Regierung erfordert, daß die Grengen ber Landes: 
Fürſtlichen Macht, Gefege zu geben, ihre Grenzen haben. So ift 
von Uns, um aud) hierunter die Wohlfahrt und Zufriedenheit Unſe⸗ 
rer Unterthanen aller Stände zu befördern, folgendes nad) den Res 
geln der natürlihen Billigkeit und ber wohlhergebradyten Landes 
Verfaflung gemäß in Gnaden verſprochen und veftgefeget worben.« 
$. 192. „Es theilen fid) demnach die Landes - Orbnungen und Con- 
stitutiones hauptſächlich in zwo Glaffen. Zur Erften gehören 
die, welche unfere Aemter, Domainen und Cammer⸗Güther, 
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Ständen, . der hergebracdhten Landesverfaflung zufolge, ein Recht 


mithin die darin gefeffenen Unterthbanen, und Unfere eis 
gene, in Unfern befondern Pflichten ſtehende Bediente, alleriey 
Weſens, betreffen. Zur Anbern Elaſſe aber gehören diejenige, wel⸗ 
che Unſere gefammte Lande, mit Innbegrif ber Ritters und Lands 
haft angeben.» $. 193. „Was nun die Erfte Elaſſe betrift; So 
bleibt Uns und Unfeen Nachtommen an der Stegierung, barinn Ver⸗ 
ordbnungen, Geſete und Constitutiones, befter unſerer Gelegenpeit 
und Willkühr nach, zu machen und ergeben zu laffen, allerdings uns 
benommen und vorbehalten.« $. 194. „Anlangend aber die andere 
Glaffe: . So zertheilen fich die barin zu erlaffende Gefege und Ord⸗ 
nungen, wiederum in zween Grund: Säpe:, Nämlich 1. in folche 
Verordnungen und Gefege, welche gleichgültig, jedoch zur Wohle 
fahrt und zum Vortheil des ganzen Landes abſichtlich und bdienfam 
find: und hingegen 2. in folche, welche die wohlerworbene Rechte 
und Befugniffe Unferer Ritters und Landfchaft, gefammt, ober bes 
fondere, jedoch in Anfehung bes einen Theile, dem andern unnad)s 
theilig, berühren.“ $. 195. „Wann nun in jenen gleidygültigen, 
es fey in Zuftig:, Policey: und Kirchen-Sachen, ober worinn 
ed wolle, von Uns und Unfern Nachkommen eine allgemeine Lan: 
des-Berorbnung und Conftitution zu erlaffen ift;z So follen die vor 
Ritters und Landſchaft auf öffentlichen allgemeinen Land⸗Tägen, ober 
wenigftense, wann periculum in mora, bie Land» Käthe, und ben 
ganze Engere = Ausfhuß darüber mit ihren vratbfamen Bedenken 
und Erachten vernommen werben. Bevor foldyes erflattet iſt, er⸗ 
gehet die Publication der Werorbnung nit.» — — $. 198. „Im 
legteren Zalle aber, ba bie zu erlaffende Werorbnung, ben Ges 
rehtfamen Unferer Ritters und Landſchaft entgegen laufen, 
ober von deren Minder= ober Abänderung die Frage feyn follte, 
wollen und follen Wir und Unfere Nachkommen, ohne’ Unfrer Ritters 
und Landfchaft ausprädlihe Bewilligung nichts verhängen.“ 
6.19. „— — noch ber Ritters und Lanbdfchaft etwas neuerliches 
auflegen, weniger bie, auf Unfere Bomainen und Cammer: Güther 
gerichtete Constitutiones, auf Ritter- und Landfchaft ausziehen, 
noch darnach in Unferen Berichten gegen Ritter- unb Landſchaft er- 
kennen laffen — —.« Hiermit ift dann noch hinfichtlich der f. 9. 
autbentifchen Interpretation zu verbinden der F. 401 im Art. XXL 
Vom Juſtitz⸗Weſen: „Wann auch Über den Sinn der Landes⸗Gon⸗ 
flitutionen den Gerihhten felbft ein Zweifel vorkommt; Soll darob 
nicht geurtheilet, fondern der Interpretation wegen, ed ebenfalls, 
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der Einwilligung bei allen, auch in materielle Rechte gar nicht 
eingreifenden, Verordnungen in Anfprud) genommen wurde 9). 
Meiftentheild war die Sache in den Landesverfaſſungen nicht ge- 
nau beftimmt und deshalb nicht felten fhon im 17ten und 18ten 
Sahrhundert Streit über die landftändifche Mitwirkung, wobei 
Regierung und Stände meiftentheild hinfichtlich der früher vor⸗ 
gefommenen Fälle ftändifcher Theilnahme an der Erlaffung neuer 
Landeögefege darüber verfchiebener Anficht waren, ob vdiefelbe 
blo8 aus freier Willkühr des Landesherrn, oder kraft einer Ver⸗ 
pflihtung Statt gefunden habe, und ob durch die, in ältern Re⸗ 
ceffen, Landtags=Abfchieden u. f. w. vorfommenden, Ausdrüde 
ein votum decisivum oder blos consullalivum 10) begründet 
werde? Webrigend beweift der Umſtand, daß viele Iandeöherrliche 
Verordnungen ber fländifhen Mitwirkung nicht gedenken, für bie 
frühere Zeit nicht, daß die Stände nicht vorher befragt worden 
feien, indem‘ man auf dieſe Förmlichkeit Fein Gewicht legte, 


wie bey Erlaffung allgemeiner Landes-Verordnungen unb 
Conftitutionen, in dem achten Articul von der Landes = Kürftlicyen 
Geſetz⸗ Gebungs⸗Macht verglichen tft, gehalten werden. — 
Vergl. Mofer, von ber Landeshoh. in Regierungsi. S. 254 f. ©. 
367 fe Hagemeifter, medlendb. Staatsredht. $. 78. 

9 ©. die urkundl. Mittheilungen bei Mofer a. a. DO. S. 208-223. 
©. 377-390. Der auf ftändifche Beſchwerden (Grav. 9.) erlaffene 
Final-Receß (Mofer a. a. D. ©. 390.) gieng bahin: ⸗Ihro 
Fürſtl. Gnaben können — Eeine neue Geſeze oder Veränderungen — 
ohne der Stände Zuthun, Bewilligung, ober Conſens 
einführen, vil weniger neue Leges und Verordnungen machen.“ 
Die ftändifche Beſchwerde, welche durch biefen Finals Receß erledigt 
wurde, betraf Berorbnungen zum Theil rein polizeilicher (oder im 
Sinne des Mecklenb. Erbvergleihs gleihgültiger) Natur: Zins 
fuß, Zodtenbegräbnifte, Hochzeiten, Kindel=Bieren, Machen und 
Brennen der Butterfäffer, Dundebüngel u. f. w. 

10) Zuweilen betraf aber der Streit, wie 3. 8. in Oſtfriesland, felbft 
die Frage, ob Stände auch ohne lanbesfürftlihe Bewilligung Ord⸗ 
nungen maden Lönnten? — Nach der Debuction des Ganzlers 
Breuneifen freilih (Moofer a. a. O. ©. 382) follten felbft bie 
Ausbrüde „Zuthun, Bewilligung und Consens“ nur von einem Vo- 
tum deliberativum zu verftehen fein. 
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wenn die Stände wirklich concurrirt hatten. Ja mehrentheils 
ſahen fie auch wohl darüber hinweg, wenn landeöherrlihe, die 
Juſtiz und Polizei betreffende, Werorbnungen ganz ohne ihre 
Concurrenz erlafien waren, ſobald nur die Verordnung nichts 
ihren Privilegien und Gerechtſamen Widerfprechended enthielt 
und ihnen darin Feine ‚neuen Laften und Pflichten aufgebürbet 
wurden. Als allgemein feltftehenden Grundfag darf man nun 
zwar betrachten, daß überall die Privilegien, Freiheiten und an- 
erfannten Rechte ber Stände, die Steuerverfaffung und alle 
diejenigen Gegenftände, welche durch Landtags-Abſchiede, Neceffe 
u. f. w. feſt regulirt waren, wie 3. B. Rechte der Patrimonial: 
gerichte, der Gutsherrn, der Städte, Feiner willtührlichen oder 
durch bloßen »Beirath+ der Stände bedingten Abänderung un: 
terlagen (vergl. Th. 1. $. 54); mehrfach kommen aber doch im 
vorigen Sahrhundert Aenderungen vor, welche, obwohl fie die Dr: 
ganifation, den Wahlmodus u. f. w. betreffen, doc von den 
Landesherrn nur nach eingeholter gutachtliher Meinung ber Stän⸗ 
de gemacht wurden, und öfterd waren fie bei f. g. Regierung3: 
Sefegen, wenn fie auch mit einer Aenderung bed Rechtszuſtan⸗ 
des der Unterthanen verbunden waren,. dur) das Herkommen 
auf ein »rathbfamed Gutachten» befchräntt 11). In andern 


11) Vergl. 3. B. Über Kurſachſen: Mofer, von der Landeshoheit in 
Regierungsſachen ©. 199 f. ©. 364 f. Römer, durfädf. Staates 
recht Ih. I. ©. 3545 über Baiern, wo bei den umfaffenden Ges 
feggebungen bes vorigen Jahrhunderts (den Codices juris bavarü 
criminalis et civilis) von einer Zuziehung des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
die Rebe ift, f. Mofer a. a. DO. S. 197—199. ©. 364 und Rud⸗ 
hart, Gef. der Landfl. in Baiern Th. IL S. 314 f. — Für 
Braunfhweig: Wolfenbüttel beflimmten Gefammter Landſchaft 
Privilegia u. Befugniffe v. 9. Apr. 1770: „Wie bie gnädigften Lan⸗ 
desherrn getreue Stände jederzeit als perpeluos Patriae Consilia- 
rios, welche die Pflicht auf fich haben, in Sachen, bie des Vater⸗ 
landes Wohlfahrt und Beftes betreffen, ihren Rath, fo oft fie ges 
fragt werben, nad beftem Wiffen und Gewiſſen zu ertheilen, bey 
Abfaffung Landesfürftlicher Gefege und Verordnungen, von Zeit zu 
Zeit in Rath genommen haben, fo find des Herrn Herzogs Durchl. 
nicht weniger gnäbigft geneigt, fo oft die Umſtände ed nöthig und 
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Territorien behaupteten fich dagegen die Stände im Befiße eines 
umfaffenderen Rechts der Einwilligung, 3. B. in Oſtfries⸗ 
land (Note 9), Mecklenburg (Note 8), in Würtemberg 12) 


12) 


rathſam machen, ber getreuen Stände Gutachten zu vers 
nehmen und fi ihres Beyraths zu bedienen.v Vergl. auch 
Laubt. Abfch. v. 1619 Art.6.— In den hannoverſchen Provin⸗ 
zen (vergl. Mofer a. a. DO. S. 240 f. u. dv. Liebhaber, Bei 
träge zur Erört. der Staatsverfaſſ. der braunfdw. s lüneburg. Chur⸗ 
lande ©. 28) waren die Rechte der Stände verſchieden, fo baß 3. 
B. die Lüneburgifche Landſchaft mehr ald die Galenbergifche, 
und bie Lauenburgiſche, nach den fchriftlichen Zufihherungen, in 
diefer Hinficht mehr als die Übrigen Stände in Anfpruch nehmen 
£onnte. v. Liebhaber bemerkt, daß auch zu neuen Gerichtsord⸗ 


‚nungen bie-fländifche Einwilligung erfordert werbe, in weldyer Hin⸗ 


ficht jedenfalls fo viel feftfteht, daß, wenn auch nicht die Canzley⸗, 
doch die Hofgerichts- und auch die Oberappellations= Gerichtäorbnun: 
gen unter fländifher Mitwirkung erlaffen worden find. Vergl. noch 
insbefondere Pratje, die Herzogthümer Bremen u. Verben. Th. 
11: S. Wif.; über Osnabrüd Mofer’s patriot. Phantaſien Th. 
IV. Ro. 51. und dazu Stüve in den Mittheil. des -hiftor. Vereins 
zu Osnabr. II. Jahrg. S. 321. Ueber Hildesheim vergl. Strus 
be, Unterriht v. Neg. u. Zuftiz= Sachen. Sect. IL $. 8. Rote b. 
und bie Vorrede bazu $. IV fe S. bef. über die Frage von der 
Zheilnahme der Stände an der Gefeggebung in den verfciedenen 
bannoverfhen Provinzen: ©. Lichtenberg, zur Beurtheil. bes 
Rechtspunktes in ber provinziallandichaftlichen Frage. Hannov. 1851. 
©. 17 f. 

Zur Sicherung der hergebrachten ſtändiſchen Rechte wurbe in bem 
Landt. Abfch. v. 1629, 1663 u. 1672 audgefprodhen, daß die walls 
gemeinen durchgehenden Landesordnungen» oder »das Landrecht, 
Lands⸗, Hofgerichts⸗, Kirchen, Ehe: und Forſt⸗, auch andere im 
Horzogthum publicirte Orbnungen — ohne Vörmwiffen und Wil 
len gemeiner Landfchaft nicht zu ändern feyenz« eine Zuficherung, 
die im Landtags⸗Abſch. v. 1739 $. 50. erneuert und von ben Stän⸗ 
den gegen die verfuchte weitere Ausdehnung eigenmächtiger landes⸗ 
fürſtl. Geſezgebung behauptet wurde, worauf im Lanbesvergleid, von 
1770, ad Grav. 6. $. 1. beflimmt wurde: „Was die Errichtung 
neuer allgemeiner Landesgefege und Ordnungen betrifft, 
verbleibt es forberfamft bei demjenigen, was — ber Inhalt berer 
bereits vorhandenen Randesverträge, insbefondere der Landt. Abich. 
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u. a. O. Daß eine folhe fländifhe Miteinwilligung ber 
Alleinherrfhaft des Landesherrn widerftreite und. als 
eine ungültige Einfhränfung bes wefentlichen Hoheitsrechts der 
Legislatoria potestas zu betrachten fei, wurbe zwar bei verfchie: 
denen Streitigkeiten zwilchen Landesherrn und Ständen, z. B. 
in Würtemberg, Oftfriesland, Hildesheim, behauptet, fand aber, 
auch bei den Reichögerichten, Feine Billigung 13). 


13) 


de anno 1739 $. 50 mit fi) bringt und werben Ihro Herzogl. 
Durchlaucht bierunter nichts verfügen, fo benfelbigen, wie auch ben 
allgemeinen Landes-Freyheiten, oder denen befondern Privilegien ein⸗ 
zeiner Städte, Aemter und Kommunen oder benen fonftigen Gerecht⸗ 
famen eines Dritten, nachtheilig feyn könnte. Desgleichen und $. 2. 
Werben Ihro Herzogl. Durchlaucht fo vil die Erflär- und Abän- 
derung ber vorhandenen allgemeinen Lanbesgefege und Orbnungen 
anlangt, in Sonformität obangeregter LandessVerträge und des En⸗ 
geren AusichuffessStaats, die in diefem Herzogtum publicirte Orb: 
nungen erhalten, unb weber durch allgemeine Geſetze, Orbnungen 
und General» Referipten, noch durch befondere Befehle und Frey 
heitö-Brieffe, einfeitig und ohne vorherige Gommunication 
mit dem Landſchafftlichen Engern Ausſchuß, fo krafft Landtags: Abs 
ſchids de anno 1629 $. 21 barzu bevollmädhtiget,- auch deffen 
darauf erfolgte freye Mit-Einwilligung, eine hauptſäch—⸗ 
liche Abänderung vornehmen. Vergl. Mof er, von der Landeshoh. 
in Regier. Sachen ©. 275—301. v. Mohl, würtemb. Staater. 
zb. 16. 11. 17. . 


Bergl. insbefondere Strube a. a. O. Noch Pütter, Inst. jur. 
publ. $.223 und mit ibm Häberlin, Hanbb. bes deutſch. Staater. 
235. I. ©. 50 f. ©. 168 f. (vergl. audy Pütter’s Rechtsfälle Bd. 
n. Th. 2. S. 1043 f.) lehrte, daß, wo Landftände feien, ordinarie, 
wenigftens bei Gefegen, „welche das Totale des Landes betreffen,“ 
ihre Einwilligung (consensus) erforderlich feis wogegen Gönner, 
Staatsrecht 8. 256, durch falfche Anwendung der Grunbfäge eines 
f. g. natürlichen Staatsredhts, zu dem unbegründeten Sat kam, daß 
alle die Einfhräntung eines wefentlihen Hoheitsrechts enthaltenden 
Landesverträge durchaus unverbindlich feien und daß daher der Lan⸗ 
desherr auch bei der Geſetzgebung nicht an ben Conſens ber Stände 
gebunden fein könne; vergl. ebendaf. $. 289. — Dagegen erklärte 
Leiſt, Lehrb. des Staatör. 5. 109, bie Landflände nach ben Grunb- 
gefegen mehrerer monarchiſcher Staaten“ fogar für „Theilnehmer 
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158. 6.120) 
2. Weneres Kecht. 
a. Gränzen der ftändifchen Hitwirkung. 


1. Die Verfaffungen vor 1848. — In Uebereinftim: 
mung mit ben auf dem Wiener Congreß von ber überwiegen: 
den Mehrzahl der deutfchen Fürſten auögefprochenen Grundfägen 
(vergl. oben Th. I. ©. 556 f.) ift bei der Wiederherftelung und 
neuen Einrichtung ber fländifhen Verfaſſung mehrentheild den 
Ständen dad Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden 
allgemeinen Landesgeſetzen ausdrücklich zugefprocdhen worden und 
zwar, vermöge bed anerkannten repräfentativen Characters 
ber Landſtände, ohne Unterfchied, ob das neue Gefeb gerade in 
ben Rechtözuftand derjenigen Elaffen der Unterthanen, welche zur 
Theilnahme an ber ftändifchen Verfaſſung berufen find, eingreift 
oder nicht. Nach der ganzen Entwidelung der fländifchen Ver: 
faffung in Deutſchland mußte nun zwar die Mitwirfung ber 
Stände bei der Gefeßgebung ald ein wefentliches Recht berfel: 
ben betrachtet werben; in welchem Umfange unb in welder 
Form aber diefelbe Statt finde, konnte, — abgefehen von ber 
überall nothwendigen Zuſtimmung zur Abänderung bes 
Grundgeſetzes felbft, und Desjenigen, was für einen Beſtand⸗ 
theil deffelben erklärt ift (vergl. oben Th. 1. $. 54), — nur aus 
der Verfaffung der einzelnen Bundesſtaaten beurtheilt werden. 
Dabei waren folgende allgemeinere Berfhiedenheiten be 
merkenswerth: — 

A. In denjenigen Ländern, in welchen die alte ſtändiſche 
Verfaſſung beſtehen blieb, mochte ſie nun ununterbrochen fortge⸗ 
dauert haben oder wiederhergeſtellt worden ſein, wie in Meck⸗ 
lenburg, Lauenburg, S. Gotha, Anhalt, Reuß und den 
öſterreichiſchen Erbländern, beſtimmte ſich der Umfang der 


der gefeßgebenden Gewalt, dergeſtalt, daß ordentlicher Weiſe ohne 
ihre vorgängige Einwilligung von dem Landesregenten keine den 
öffentlichen ober privatrechtlichen Zuſtand ber Unterthanen betreffende 
fortdauernde Geſetze erlaſſen werden können.“ 
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Mitwirkung nad dem ältern Herkommen und den Privilegien 
und Lanbeöverträgen aus ber Zeit bed deutfchen Reichs 1). 

B. In der Mehrzahl der übrigen Bundesſtaaten war durch 
die neuern Verfaflungs Urkunden bad Einwilligungsredt 3) 
der Stände bei Erlaffung, Abänderung oder authentiz: 
fher Interpretation 3) von Geſetzen, im Gegenfaß zu den, 


1) Daffelbe gilt von LippesDetmold, wo den Landſtänden durch die 
Verf. Urt. vom 6. Jul. 1836, ohne baß Über bie Theilnahme an ber 
Gefeggebung etwas Specielles beflimmt wäre, im $. 5 „diejenigen 
Rechte zugefichert find, welche ihnen bis zum Jahre 1805 zugeſtan⸗ 
ben haben.vo Sn ähnlicher Weife legte das Hannov. Patent v. 7. 
Dechr. 1819 $.6 der allgemeinen Ständeverfammlung biefelben Rechte 
bei, welche früherhin ben einzelnen Provinzial⸗-Landſchaften zugeftans 
den, erwähnt aber body dann ausdrücklich des Rechtes „auf Zuras 
thbeziehung bei neu zu erlaffenden allgemeinen Landeögefegen,« 
was bei bem verfchiebenen Rechtszuſtande der einzelnen Provinzen’ 
theils mehr, theild weniger war, als ben Provinzial: Ständen 
gebührt hatte. 

2) Blos zum „Beirath,» zum „Butachten“ ober „rathſamen Gutachten⸗ 
wurben die Stände berufen in Lippe: Schaumburg, Verordn. dv. 
15. San. 1816 $. 25 in Holftein, Berorbn. v. 15. Mai 1834; in 
Lurem burg, zufolge der Verf. Url. v. 12. Octbr. 1841 Kap. 2. 
(jedboh mit Ausnahme der Griminals u. Steuergefege, wo fie das 
Recht der Zuftimmung haben follen). Auch ben Preuß. Provinzials 
Btänden wurde in den Gefeßen von 1823 nur eine berathenbe 
Stimme, ſowohl bei allgemeinen Gefegen, welche Veränderungen in 
Derfonens und Eigenthumsrechten unb bie Steuern betreffen, ale 
bei befondern Provinzial= Befegen beigelegt. Auch ber „vereinigte 
Landtag⸗ blieb auf einen bloßen „Beirath» zu den nach Ermeſſen 
der Regierung an ihn gelangenden Gefegentwürfen zu Kolge der K. 
Berord. v. 3. Febr. 1847 $. 12 befchränlt. — Gar keine Mitwir- 
tung bei ber Gefeggebung haben bie Stände nach ber Lichtenftein. 
Berf. url. $. 16. Nicht einmal Vorfchläge Fönnen fie machen. 

3) Bemerkenswerth ift in biefer Hinfiht, nächſt dem oben ($.157. Note 
8) erwähnten Medlenburg. Erbl. Vergl. v. 1755 $. 401, die Be⸗ 
flimmung ber Heffen=-Darmft. Verf. Urk. $. 72: „Wenn bei bes 
flehenden Geſetzen bie doctrinelle Auslegung nicht hinreicht, fo tritt 

nicht authentiſche Auslegung, fondern die Nothwendigkeit ei- 
ner neuen Beftimmung durch einen Act ber Gefeggebung eın « 
Bergi. übrigens Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. ©. 385 f. 
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ohne ſtändiſche Concurrenz zu erlaſſenden, Ianbesherrlichen Ver: 
ordnungen, ausdrüdlich anerfannt, jeboch in verfchiedenem 
Umfange: " 

1. Einige Verfaſſungs-Urkunden ftellen den allgemeinen 
Grundſatz auf, daß überhaupt Fein Sefeg ohne ftandifche 
Einwilligung erlaffen werden könne, unb machen zum 
Theil nur einzelne Ausnahmen Y. 

2. Andere BVerfaffungs Urkunden legen den. Ständen ein 
Recht der Zuflimmung nur bei der Erlaffung, Abänderung 
oder authentifchen Interpretation derjenigen Gefege bei, welche 
„die Freiheit der Perfonen oder dad Eigenthum der Staats-— 
angehorigen« 5), „bie perfünliche Freiheit und das Eigenthum« 6), 
„Eigenthum und Freiheit ber Unterthanen» 7), „bie perfünliche 
Freiheit, die Sicherheit und dad Eigentbum der Staatsbür⸗ 


4) Hierher gehört die Würtemb. Verf. url. $. 88. 5. 1215 die Hef: 
fen=Darmft. Verf. urk. $. 725 die Kurheſſiſche $. 95 (ſ. aber 
jest Note 10)5 die Sächſiſche $. 86 und das Hannov. Staats⸗ 
grundgef. v. 1833. & 85. Ausgenommen find bier im $. 86 
„Verfügungen, welche der König Über das Heer, deſſen Formation, 
Disciplin und den Dienft überhaupt erläßt; nicht aber Militair- 
Aushebungsgefehe und Geſetze, weldye die Rechte und Pflichten ber 
Unterthanen in Beziehung auf das Heer und die bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffe beffelben beftimmen. Militair-Strafgeſetze follen mit ben 

. Ständen berathen werden. Nach der nicht unwefentlichen Aende⸗ 
rung bes Landesverfaſſungs-Geſetzes v. 1840 (unten Note 11) ift durch 
das Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 65 f. das ſtändiſche ,echt im 
ſtaatsgrundgeſetlichen Umfange wieder hergeſtellt worden. In etwas 
modificirter Weiſe ſtellte auch ſchon bie Heſſen-Darmſt. Verf. urk. 
$. 74 die das Militairwefen betreffende Ausnahme auf. Daß auch 
die Beftimmungen Über das Randbespoliceiwefen ber Regel un: 
terworfen feien, wird in der Württemberg. und Heſſen-Darmſt. 
Berf. Urk. ausbrüdlich gefagt. 


5) Baier. Verf. Urk. Zit. VII $. 2. Babifche Verf. url. $. 65. 
Altenburg. Grundgef. $. 201 vergl. mit $. 210. 


6) Naſſau. Eonftitution v. 1814 $. 2. No. I. Coburg. Verf. Urk. 
$. 65. 


7) Meining. Grundgeſ. $. 85. 
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ger- 8) betreffen. Bei der ‚Unbeflimmtheit diefer Aus: 
drüde, weldhe in einem fehr. weiten und fehr engen Sinne 
aufgefaßt werden können 9), ift bier ein Streit zwifchen Regie: 
rung und Ständen leicht möglich, in fo fern nicht durch Auf: 
ſtellung gewifler Gegenfäge oder eine fonft gegebene Erläuterung 
der Sinn näher beflimmt ift 19%). 


3. Nah einigen VerfaffungssUrbunden wird unterfchieden 


zwifchen den Fällen, wo ed der Zuflimmung ber Stände be: 
darf, und denjenigen, wo nur der Rath und bad Gutachten 
der Stände einzuholen tft 1). Wo neben den allgemeinen Stän- 


8) 


10) 


11) 


Weimar. Grundgef. 8. 5. No. 6. In der Revif. v. 1850 9. 4. 
Ro. 6. In dem Schwarzb. Rubolft. Landt. Abfch. v. 21. Apr. 
1821 heißt es: „bie Randesrepräfentanten haben das Recht ber Bes 
rathung und Zuflimmung bei allen neu zu erlaffenden Geſetzen, 
welche bie perfönlihen Verhältniffe ober das Eigenthum 


-fämmtlicher Unterthanen betreffen.« 


Bergl. Stahl, Rechts⸗ und Staatslehre. II. Abth. ©. 335. 


Vergl. 3. B. Meining. Grundgeſ. a. a. O., wo theils „die orga⸗ 
niſche Einrichtung der Behörden und bie Form ber Geſchäftsfüh⸗ 
rung“ als Gegenſatz genannt iſt, theils von „dergleichen Geſetzen 
über Gegenſtände des bürgerlichen und peinlichen RFechts- erläute⸗ 
rungsweiſe geſprochen wird. In ſo fern lautet die Sondershäuſ. 
Verf. Urk. $. 151 ſchon an ſich beſtimmter: „Den Ständen gebührt 
II. ein wefentlicher Antheil an ber Geſetzgebung bergeftalt, daß ohne 
ihren Beirath. keine Gefede, — weldye bad Privat⸗- oder pein⸗ 
lihe Recht und das gerichtliche Verfahren betreffen, -erlaffen, 
— verändert oder aufgehoben werben können.“ Daß bier unter 
„Beirath⸗ die Zuſtimmung ber Stände zu foldhen Geſetzen zu ver- 
ſtehen ift, ergiebt fih aus dem Schluß des $. 151, fo wie aus $. 
152 u. 153. Ueber bie Abänderung der „Grundgeſetze,“ weldye 
nur burd) „Uebereinkunft mit der Ständeverfammiung“ erfolgen fann, 
beflimmt der $. 206.— In ähnlicher Weile beflimmt jet die Kur: 
beff. Berf. ur. v. 1862 $. 75 die Gränzen ber fländifhen Mitwir: 
tung bei ber Gefedgebung. Vergl. auch ben Waldeck. Landesvers 
trag v. 1816 $. 25. lit. c. 


Hierher gehört der Walded. Landesvertrag $. 255 das Alten- 
burg. Grundgef. 5.210 und die, die Unterfcheibung befonders genau 
regulirende, Braunſchw. Lanbfchaftsorbn. v. 1832 $. 98. und 99. 
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den Provinzialſtände beſtehen, haben auch dieſe für bie ihrer Be: 


Vergl. damit die Landfch. Ordn. v. 1820 $. 26—28. Kinen andern 
Gegenfag machte das Hannov. Landesverf. Gefe& v. 1840. Hier⸗ 
nad ($. 114) follten bie Stände bei Befesen Über Steuern, La⸗ 
ften und Leiſtungen der Unterthbanen, fowohl bei Auflegung als. 
Abänderung berfelben, das völlige Recht ber Zuftimmung has 
ben. Andere Geſetze follten nad) $. 115 den Ständen in ber Regel 
vor ihrer Erlaffung zur Berathbung und Erflärung vorgelegt 
werden. Falle bie Letztere ablebnend aus, oder würden in Bezies 
hung auf den wefentlihen Inhalt Bufäge und Abänderungen 
in Antrag gebracht, die der König zu genehmigen Anftand finde, To 
ſolle das Gefe& vor etwaiger anderweiter Borlage und erfolgter 
Annahme nicht erlaffen werden. Werde den Ständen dann der 
Gefegentwurf, vollftändig rvebigirt,. entweber ohne Aenderung ober 
unter Berüdfihtigung genehmigter flänbifcyer Anträge, wieber vors 
gelegt, fo follten fie verpflichtet fein, nach zweimaliger Beras 
tbung, ohne von Neuem Abänberungen ober Zufäge beantragen zu 
tönnen, anzunehmen ober abzulehnen. — - Man tonnte meis 
nen, baß im $. 115 body das volle Recht der Zuflimmung gelegen 
babe. Dieß war aber nicht der Fall und konnte vermöge des Gegen 
fages im $. 114 nicht fein. Das Fecht der Zuflimmung ober Ans 
nabme war nad $.. 115 offenbar ein bebingtes. Die Bebingung 
war, daß die Stände das Geſetz erft abgelehnt ober Zufäge bes 
antragt haben mußten. Alsdann follte e8 vor erfolgter Annah⸗ 
me nicht 'erlaffen werben. Das practifche Refultat war alfo, daß, 
wenn jene Bebingung nicht eintrat, d. h. wenn ſich beide Cammern 
weber über bie Ablehnung bes Befeges noch Über die Beantras 
gung von Zufäsen vereinigen konnten, das Geſetz ohne Weite: 
res vom Könige erlaffen werben durfte. Diefe höchft bedenkliche Ver⸗ 
claufulirung des ftänbifchen Rechts war das Nefultat bed 1840 bon- 
gr6ö malgr6 abgeſchloſſenen Vergleichs; theilmweife eine Imitation 
von $. 94 ber Königl. Sächſiſchen Verf. Url. Das Verf. Gef. v. 
5. Septbr. 1848 $. 65 ftellt die frühere einfache Regel wieder ber: 
"Randeögefege werben vom Könige nur unter Zuſtimmung ber alle 
gemeinen Stänbeverfammlung erlaffen, wieder aufgehoben, abgeäns 
dert und autbentifch interpretirt.“ Beibehalten wurbe im $. 66 bie 
Beſtimmung bes Landesverf. Gef. $. 115 Abf. 2 u. 3 jedoch mit 
Ausfheidung des Falles, wenn die Stände ben Gefegentwurf ab⸗ 
gelehnt Haben. 
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rathung zu unterwerfenden Provinzial: Gefebe zum Theil bas 
Recht der Zuflimmung 12). 


1. Die feit 1838 errichteten Berfaffungs = Urkunden haben 


zum Theil, felbft im Widerfpruch mit der, dem biftorifchen deut: 
fchen. Staatörecht freilich auch nicht entfprechenden, Erklärung, 
daß Die gefeßgebende Gewalt dem Zürften und den Ständen 
gemeinfhaftlich zuftehe 13), den erflern auf ein, in verfchies 
dener Weife verclauſirtes, fuspenfives Veto zu befchränten 
verfucht 19). Diefe Umkehrung des Princips der beutfchrechtli- 


13) 


13) 


14) 


Ueber bie Preußiſchen Provinzialftände |. oben Note 2. Die Pro⸗ 
vinzialflände oder f. 9. Landräthe in Baiern haben ſowohl nad 
ber ältern als neuern Regulirung einen mehr nur abminiftrativen 
als Legislativen Wirkungskreis. Gef. v. 15. Aug. 1828 $. 2. Pözl, 
Baier. Berfaffungsrecht. 1851. S. 454 f. Gel. v. 28. Mai 1852. 
Art. 15. Post, Samml. ber bayer. Verf. Geſete S. 348 f. — 
Ueber bie Provinziallandtage in Oldenburg ſ. das daſige Staates 
grundgef. Art. 199 f. insbeſ. Art. 202. Ueber die Provinzials Ber: 
faff. der Oberlaufig und ihr Verhältniß zur Werfaffung bed Kös 
nigreihe Sachſen f. Url. v. 17. Novbr. 1834 bef. $. 2. Pölig, 
die Verf. Url. des deutfch. Staatenbundes, "fortgef. v. Bälau. II. 
Abth. (1847) ©. 44. Bon den hannoverſchen Provinzialftänden 
f- fhon oben Th. I. $. 110. ©. 569 f. Ohne Zweifel war es eine 
wunderbare umlehrung bes richtigen Verhältniſſes, daß das Landes: 
verf. Gef. v. 1840, neben ber Beſchränkung bes Rechtes ber allge= 
meinen Stände des Königreichs, ben Provinzial= Landfchaften im $. 
82 das unbefchränkte Recht der Zuſtimmung zu allen die perfönlis 
dye Zreipeit und das Gigenthum oder andere wohlerworbene Rechte 
der Unterthunen befchräntenden ProvinzialsGefegen zugeftand., Das 
Berf. Gef. von 1848 hat durch Wiederherſtellung des Mechtes ber 
allgemeinen Stände $. 64 f. (unter Beibehaltung jenes $. 82) das 
Mißverhaͤltniß befeitigt, zugleich aber auch die Beſtimmung des $. 
118 bes Lanbesverf. Bef., wonad) Zweifel in Betreff der legislatoris 
ſchen Gompetenz der König entfcheidet, im F. 64 beibehalten. 

&o ſelbſt die Preuß. revid. Verf. Url. Art. 62 Vergl. oben Th. 
L $. 62. Rote 5. &. 291. 

So 3. B. das Gothaiſche Staatsgr. Gef. v. 26. März; 1849 $. 
43. 44. (buch) das Soburgs Gotha Grundgefeg v. 1862 $. 104 f. 
befeitigt.) Anh. Deffau. Verf. Urk. v. 29. Octbr. 1848 5.66. 84. 
87. (Diefe Beſtimmungen wurden ſchon vor der am 4. Novbr. 1851 


Bahariä’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 11 
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chen monardhifchen Staatsordnung konnte aber nicht beftehen blei- 
ben und ift bei den nach 1851 eingetretenen Revifionen der Ver⸗ 
foffung mit Recht befeitigt worden 15). Webrigend iſt es nad) 
deutſchem Staatörecht felbft nicht einmal paffend von einem (ab: 
foluten) Veto ded Landesfürften zu fprechen. Das pofitive Ver: 
faſſungsrecht bedient fich dieſes Ausdrucks nirgends und von eis 


15) 


erfolgten einfeitigen Aufhebung der ganzen Verf. Urk. durch Gef. v. 
15. März 1850 abgeändert.) Neuß j. 2. Verf. Url. v. 30. Novbr. 
1849 $. 92 (in der Nevifion v. 12. Mai 1852 befeitigt.) Alten= 
burg. Gefeg v. 21. Octbr. 1848»bie landſtänd. Initiative betr. 5 
6. (Ohne Zweifel jetzt auch nicht mehr gültig.) Ebenſo ließ einen 
mehrfach wiederholten Befchluß der Stände von felbft in Geſetzeskraft 
treten, ober verpflichtet in euphemiftifcher Faſſung den Kürften 
„die Beftätigung nicht zu verfagen“ das aufgehobene Medlenburg. 
Staatögrundgel. v. 10. Octbr. 1849 $. 111. Frei bielten ſich bas 
gegen von biefer am fchmerften wiegenden Verlegung des monardjis 
fhen Prinzips 3. B. die Staatsgrundgefege von Oldenburg und 
von Walbed. Leider kam aud) in bie deutſche Reichsverfaſſung der 


Satz: »Iſt von dem Keichstage in drei fih unmittelbar folgenden 


orbentlihen Sigungsperioden derſelbe Beſchluß unverändert gefaßt 
worden, fo wird derfelbe, auch wenn bie Zuſtimmung ber 
Reichsregierung nicht erfolat, mit dem Schluffe bes briften 


. Reichötages zum Gefed.« So weit hatte es doch felbft die alte beuts 


ſche Reichsverfaſſung nicht in der Beſchränkung des Kaiſers ge⸗ 
bracht. Vergl. oben $. 31. Note 14. und über bie Ausübung bes 
kaiferliden Veto gegen das Reichſsgutachten v. 24. März 1803 und 
die Beflimmungen bes Reichsdeput. Hauptſchluſſes ın Betreff der 
Reorganifation bes Fürftenrathes: L. K. Aegidi, der Kürftens 
rath nad dem Lüneviller Frieden. Berlin 1853, und baf. über 
das Hecht des beutfchen Kaifers (auch zu tbeilweifem Beto) bef. 
S. 28 f. 

Anders ftellt fi) die Sache in der republicanifchen Berfaffung ber Kreis 
flädte, felbft da wo der Rath wirklicher Mitfouverän neben ber 
Bürgerfhaft il. Denn wenn auch bier daran feflgehalten werben 
muß, daß der Wille bes einen dem andern Theil nicht aufgebrungen 
werden darf, wie es ber Hamburg. Hauptreceß v. 1713 Art. 1. 
(oben Th. 1. $. 124. Note 5) fo klar ausfpricht, fo Tann bier unbes 
denklich durch eine aus. beiden Theilen gleidy zufammengefegte Ent⸗ 
fheidungsbeputation geholfen werben, was in der Wonarihie ohne 
Verlegung ihres Grundprinzips unmöglich ifl. 
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nem Veto Tann eigentli nur dem Rechte eines andern Sub: 
jects gegenüber zum Befehlen ober Gefeßgeben die Rede fein. 
Eher würde noch bei ben Ständen von einem bem Fürften als 
Gefetzgeber gegenüber geltend. zu machenden Veto gefprochen wer: 
den können, wenn nicht auch bei ihnen das Recht ber »Einwilli: 
gung“ oder „Zuflimmung“ etwas begriffsmäßig Verſchiedenes 
wäre. a 


$. 159. ($. 130.) 
b. Ast und Weife der ſtändiſchen Mitwirkung. 


l. Ueberall waren und find die Stände berechtigt, Gefuche 
oder Anträge auf Erlaffung, authentifche Interpretation, Auf: 
bebung oder Abänderung ber Gefeße an die Regierung gelangen 
zu laffen. Nur die Regierung hatte dagegen nach den meiften Ver: 
fafjungen vor 1848 das Recht der Initigtive im engern Sin: 
ne), d. h. die Vorlage eined Gefegentwurfes kann nur von 


1) Im weitern Sinne kann aud das Recht, VWVorſchläge zu machen, 
zur Initiative gerechnes werden. Vergl. Murhard, bie Initiative 
bei-der Gefedgebung. Braunſchw. 1833. Daß bie Einräumung ber 
Znitiative im engern Einne mit Art. 57 ber Wiener Schlußacte 
oder dem monarchiſchen Princip im Widerſpruch ſtehe, behauptet 
Maurenbrecher, die deutſch. regier. Fürſten u. die Souveränität. 
S. 197. &. 240 f. Gonfequenter Weiſe müßte dann aber auch das 
Hecht der Stände, Zufätze zu befchließen, wegfallen. Nur thats 
fächlich berichtet die Defterreich= Preußifche Eröffnung an den Bun: 
destag, welche bem Bundesbeſchluß v. 28. Juni 1832 vorausgieng: 
„Es brauche wohl kaum baran erinnert zu werben, baß den deuts 
fhen Fürſten, in Beziehung auf Gefedgebung nach allen (?) deut⸗ 
Shen Berfaffungen bie Initiative zuſtehe, — baß daher von ben 
Ständen neue Gefege nicht anders als in der Form von Petitios 
nen in Antrag gebradyt werben könnten, wohei es den Fürften uns 
benommen bleibe, frei zu prüfen, ob — — die Petition zu gewähs 
ven — ober, zu verwerfen.v v..Meyers Staatsacten Th. II. ©. 
400 f. Für „nuglos und unzwedmäßig und in feiner Wirkung nicht 
ſtärker als ein einfaches Petitionsrecht⸗ erklärt die Initiative mit 
unrecht Zöpft, Staatsrecht. $. 109. Vergl. nod) v. Mohl, würs 
temb. Staater. Th. I. ©. 196 fe S. dagegen ſchon Mofer in 
folgenden Rote 2. . 

11 * 
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ihr audgehen und ohne ihren Willen alfo nie die Beratung 
über einen folchen Statt finden 2). Hiervon famen nur einige 
Ausnahmen vor 3). Dagegen haben feit 1848 in einer Mehr: 
zahl von beutfchen Bundesflaaten die Stände dad Recht der ' 
Snitiative erhalten“t). Daffelbesbezieht fih, wo nicht die Ber: 
faffung ausdrücklich dagegen ift 5), auch auf Verfaſſungsände⸗ 
rungen. * | 


9) 


2) 


9 


Schon Moſer, von ber Landeshoh. in Regier. Sachen ©. 312 ers 
kennt dieß an, indem er ſagt: „Den Aufſaz (Geſetzentwurf) machen 
zu börffen, ift ein Vorrecht bes Randesherrns, fo ihme niemand ftrei= 
tig madyen Tanz; und wer ben Auffaz eineöfG&efezes, Vergleichs u. 
f. w. madyen barff, ber hat vil baburdh gewonnen.» In ben 
neuern Verfaffungen war bie Verweigerung ber Initiative meiſtens ins 
birect dadurch ausgefprocdhen, daß den Ständen eben nur das Recht 
beigelegt wurde, Vorſchläge zur Erlaffung von Gefegen zu machenz 
Raffau. Gonftitut. v. 1814 $. 2. No. 1. u. 2. Walded. Landes⸗ 
vertrag. $. 25. Lit. c. Weimar. Grundgef. $. 5. No. 4. Baier... 
Verf. url. Tit. VII. 8.19. Badifche 8.67. Braunfhw. Landſch. 
Ordn. $. 105. — theils geradezu: in. ber Würtemb. Verf. urk. 
6. 172. Heffen-Darmft. $. 76. Goburg.$. 67. Altenburg. 
Grundgef. $. 214. Sächſiſche Verf. Url. 6. 85. Sigmaring. 
Verf. urk. 5. 67. Hannov. Lanbdesverf. Gef. v. 1840 $. 119. 
Sondershäuf. Verf. urf. $. 154. 

Die erfte machte in Meiningen das Grundgefes $. 865 die zweite 
vorübergehend für Hannover bas Staatsgrundgeſ. v. 1833 6. 685 
die dritte Ausnahme follte na Mohl, würtemb. Staater. Th. J. S. 
98 in ber Kurheff. Verf. Urt. 8. 97 enthalten fein, wo es heißt: 
"Die Stände Tönnen zu neuen Gefegen fo wie zur Abänderung ober 
Aufhebung der beftehbenden Borfchriften Anträge machen.« Dieß 
tft aber gar nicht die Initiative im engern Sinne. Die Verf. v. 
1852 hat biefen $. geftrichen. 

So in Baiern, Gef. die ftänd. Initiative betr. v. 4. Zuni 18485 
in Hannover: Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 695 vergl. jes 
doch auch $. 655 in Altenburg: Gefeg die landſtänd. Znitiative 
betr. v. 21. DOctbr. 18485 in Oldenburg: Grundgef. Art. 1585 
Preußen: Berf. Urk. v. 1850 Art. 645 Revid. Weimar. Grund: 
gef. v. 1850 8.60. Reuß j. 2. 8.80. Coburg⸗Gotha Brundgef. 
v. 1852 $. 105. 

So 3. B. in Altenburg das Note 4 angeführte Gefeh im 8. 7. 
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1. Die Regierung kann in der Regel 6) von ben Stän- 
ben nicht die unbedingte Annahme oder Verwerfung bed Ge⸗ 
fegentwurfed verlangen, fondern diefe haben dad Recht, zu den 
einzelnen Beflimmungen Abänderungen und Zufäße zu be: 
fhließen, woburd fie ihre Zuflimmung von ber Genehmigung 
derfelben abhängig machen. Andrer Seit Tann die Regierung, 
in fo fern die Verfaſſung Peine Beſchränkung macht, ben vorge: 
legten Sefegentwurf jeder Zeit zurücknehmen und folgeweife 
auch die Nichtzurücknahme an (nicht verfaffungswidrige) Be: 
bingungen knüpfen I. Dabei verfteht es ſich zufolge bed Begriffes 
der Einwilligung von felbft, daß die Stände die Annahme 
bed Geſetzes zu befchließen haben. Doc ift in einigen Berfaf: 
fungen die Verweigerung der Zuftimmung Seitens ber 
Mehrheit an die Stelle gefest 9. Die ausführlide Angabe 
der Gründe der VBerwerfung bed Geſetzvorſchlags und Mo: 
tivirung der Abänderungen ift zuweilen ausdrücklich vorgefchrie- 


6) Kine ausdrückliche Ausnahme machen einige Verf. Urk. dann, wenn 
derfelbe Gefegentwurf auf demfelben Landtage zum zweiten Mal an 
die Stände gebracht wird. Sächſ. Verf. Urk. $. 94. Sonders⸗ 
häuſ. Verf. Urk. 8.153. Hannov. Landesverf. Gef. $. 115. Verf. 
Gef. v. 1848 $. 66. 

7) unbedingt fpricht das Recht der Zurüdnahme (felbft bis zur Verkün⸗ 
bigung bes Gefehes) aus: das Hannov. Landesverf. Gef. F. 118. 
Berf. Gef. v. 1848 $. 68. Vergl. damit das Staatsgrundgeſ. 8. 85. 
Sondershäuf. Verf. Url. $. 153. Sächſiſche $. 90 u. 94. 

8) Hier gilt alfo das Gefep bei Stimmengleichheit ald angenom⸗ 
men, und kann fogar mit Zuflimmung einer Minorität vrlaffen 
werden, wenn zur Berwerfung eine qualificirte Majorität gehört. 
So fol 3. B. nah dem Schwarzb. Rudolſtädt. Lande. Abfch. 
v. 1821 die „Verweigerung der Zuflimmung« mit zwei Drittheilen 
der anwefenden Mitglieder „unter ausführlicdyer Anzeige ihrer Wei: 
gerungsgründe» ausgefprochen werben. Auch das Meining. Grund: 
gef. v. 1829 8. 85 verlangt zur Ablehnung eine Mehrheit von 3 
Stimmen über bie Hälfte. — Die Beflimmung der 8. Säcdh- 
ſiſchen Berf. url. $. 92, wonad zwei Drittel einer Kammer für 
bie Verwerfung geſtimmt haben müffen, bezieht fi nur auf ben 
Ball, wenn die beiden Kammern über einen Geſetzvorſchlag getheil: 
ter Meinung find. 
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ben 2). Können fih da, wo zwei Kammern find, bie beiden 
fländifchen Körper zu einem gleichlautenden Befchluffe, auch durch 
das Mittel von Deputationd »Conferenzen, nicht vereinigen 19), 
fo kann dad Geſetz nicht erlaflen werben, wenn ben Ständen 
bad volle Recht der Einwilligung 11) gebührt, es müßte 
denn die Verfaffung dem Landesherrn folhen Falls ausdrüdlich 
das Entfcheidungdrecht vorbehalten haben 12). 

IM. Die ftändifhe Mitwirkung bezieht ſich jedenfalls auf 
den wefentlihen Inhalt bed Gefeßed, wozu nicht blos das 
dem Gefege zu Grunde liegende Princip, fondern auch der bis: 
pofitive Inhalt der einzelnen Beflimmungen gerechnet werben muß. 
Die Bearbeitung oder Redaction des Geſetzes nad Maaß⸗ 
gabe der ftändifchen Beſchlüſſe gefchieht nach ausbrüdlicher Be⸗ 
flimmung mander Berfaffungd Urkunden von der Regierung al 
lein 13), und nur für gewiffe Fälle ift erforberlih, daß der Ge⸗ 
fegentwurf „vollftändig rebigirt« zur Annahme ober Ablehnung 
im Ganzen vorgelegt werde. Ein Streit über die Frage, ob 
etwad zum weſentlichen Inhalt des Gefeged gehöre, und ob bie 
fpäter gegebene Wortfaffung den Befchlüffen der Stände entfpres 
che, wird bei jener, wohl nicht empfehlungswerthen, Beſtim⸗ 
mung leicht entflehen können 29). 


Altenburg. Srundgef. $. 2099. Sächſ. Verf. url. 5. 93. Gons 

dbershäuf. Verf. Urk. 6. 152. 

10) Eine genaue Unterfcheidung ber verfchiebenen, beim Zweikammer⸗ 
Syſtem möglichen, Bälle f. bei v. Mohl, würtemb. Staatör. Th. J. 
©. 619 f. 

11) Ein Beifpiel vom Gegenfage lieferte das Hannov. Landesverf. Gef. 
vd. 1840. ©. den vor. Sphen Note 10. 

- 2) Wie in ber Naffau. Gonftitut. v. 1814 $. 3. No. 2. Ueber bas 
nur felter vorkommende Ausktunftsmittel einer Vereinigung beiber 
Kammern, oder Durchzählung ber Stimmen f. oben Xp. I. $. 
113. Rote 6. 

13) Vergl. Hannov. Grundgeſ. v. 1833 $. 85. Lanbesverf. Geſetz v. 
1840 8. 113. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 66. 
14) Vergl. v. Mohl, würtemb. Staater. Th.1. S. 618 u. 682. Note 2. 

Wortklaubereien in der Stänbeverfammiung find freilich möglid). 

Alcin wenn man erwägt, weldyen Sinfluß die Wahl und Beſtimmt⸗ 


— 
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B. Bon Dem Nechte Ded Landeöheren und der höhern Landes: 
bebörden Verordnungen zu erlafien. 


38pfl, Srundf. bes Staatsrechts. $.128.— v. Mohl, würtemb. Staater. 
zp.L 8.9. ©. 68f. 5.13. ©. 95f. 9.33. S. 198 f. — Stahl, 
Rechtsphiloſophie. Bd. IL. Abth. I. ©.44f. 2te Ausg. S.334f. Ues 
ber das Verorbnungsredht höherer Landesbehörden f. Strube, Uns 
terriht v. Regier. u. Zuftizf. Sect. I. 8. VIIt. Not. b. — Mofer, 
von der Landeshoh. in Negierungsf. &. 313. — Pfeiffer, pract. 
Ausführ. Bd. VI. No. IIIf. bef. S. 186 f. 


I. Ueberall, wo den Ständen ein wefentlicher Antheil an 
der Ausübung ber gefeßgebenden Gewalt zufteht, kömmt bem 
Lanbeöheren doch immer noch die Befugniß zu, allgemeine An: 
orbnungen ober Befehle, welche im Gegenſatz zu den, mit den 
Ständen zu verabfchiedenden Geſetzen, im neuern Staatöredht 
ausfchließlih Verordnungen (Cabinets-Befehle, Gircular:Res 
feripte, General⸗Ordres) genannt werden I), auch ohne Beirath 


beit des Ausdrucks, bie Stellung ber Worte, die Scheidung eines 
Bates in zwei, ober bie Bereinigung getrennter Säge zu einem u. 
f. w. auf den Sinn bes Geſetzes haben kann, fo wird man leicht ers 
kennen, wie wichtig es für die Stände ift, einen vollfländig abgefaß⸗ 
ten Gefegentwurf vorgelegt zu erhalten. Cine andere Frage ift die, 
ob es nicht beffer wäre, wenn ſich bie Stände befonbers bei größern 
Geſetzen, noch mehr als es bis jest gefchehen ift, mit einer genauen 
Berichterſtattung der ſachkundigen Commiſfion zu einer Annahme en 
bloo verfländen, ober ſich wenigftens mit einer Berathung ber Haupt⸗ 
grundfäge unb einzelner (beſonders mit den Berfaffungsprinzipien 
im Zuſammenhang flehenber) wichtiger Beflimmungen begnügen folls 
ten? was gewiß namentlich bei Griminals und Eivils Gefegbüdern, 
Proceßorbnungen u. f. w., fehr wünfchenswerth wäre. Vergl. Wächs 
ter im Neuen Archiv bes Eriminalr. Bd. XIV. ©. 315 f. u. meine 
Bemerk. im Archiv des Err. R. F. Zahrg. 1836. ©. 277 f. Weber 
die Nachtheile und Schwierigkeiten, welche mit der Berathung von 
umfaffenden Gefegen in Ständeverfammlungen verbunden fein kön⸗ 
nen, f. Mittermaier, im Achiv f. civ. Praxis Bb. XV. ©. 138 
und die Strafgefeggebung in ihrer Fortbildung. Erſter Beitrag. Hei⸗ 
beib. 1841. ©, 208 f. 
3) unhaltbare Einwendungen gegen ben neuern flaatsrechtlichen Unter: 
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oder Zuflimmung ber Stände zu erlaffen. Dieſes Verordnungs⸗ 
recht tritt, abgefehen von der Publication der von ber fländifchen 
Mitwirkung unabhängigen Bundesbefchlüffe, 

A. . ordentlicher Weiſe theils bei allen Gegenfländen 
ein, welche verfaffungsmäßig einer Mitwirkung der Stände nicht 
bedürfen, alfo z. B. wenn die Anordnung nicht „das Eigenthum 
oder die perfönliche Freiheit der Unterthanen« betrifft 2), theils 
findet e8, wenn auch die Stände zu allen Gefegen ohne Un⸗ 
terfchied concurriren follen, doch infoweit Statt, daß der Lan 
beöherr allgemeine Verfügungen, welche blos bie zwedmäßige 
und richtige Anwendung, oder die flrenge und gleichmäßige 
Ausführung der beftehenden ‚Gefege betreffen, ohne flänbi: 
fhe Concurrenz zu erlaffen berechtigt if. Dieß Verordnungs⸗ 
recht verfteht fich überall von felbft 3); öfters ift es aber in ben 


fhieb zwifchen Gefeg und Verordnung macht Linde im Ardiv 
f. eiv. Praxis. Bd. XVI. &. 320 f. u. in der Beitfchr. f. Civilr. u. 
Proceß. Bb. VII ©. 65 fe — Vergl. audy oben $. 155. Note 13. 
Jedenfalls hier ift es unzuläffig, die „Werorbnung« blos bem Gebiete 
ber Staatsverwaltung im Gegenſatz zur Geſetzgebung zuzus 
weifen. 

Selbſt der deutſche Kaifer konnte einfeitig Ediete zur Handhabung 
und Ausführung beftebender Reichſs⸗Geſetze erlaffen und hat bieß 
Recht auch nad) dem Weſtphäl. Frieden öfters ausgeübt (vergl. oben 
Ih. 1. $. 30. Note 2 u. 4). Die Wahlcap. Art. II. $. 5 verbot dem 
Kaifer nur neue Drbnungen und Geſetze im Reiche zu machen, noch 
allein bie Interpretation der KReichefagungen und Friedensſchluſ⸗ 
ſes vorzunehmen.na — Auch ber Senat ober Rath in den freien 
Städten hat ein ſolches Verordnungsrecht ohne Zuziehung der Bürs 
gerfhaft.e So fagt die neue Lübecker Verfaſſ. v. 1848 u. 1851 $. 
5l: „Polizeilidhe Verfügungen und lebiglih die Handhabung 
beftehenber Gefege betreffende Berordnungen werden dagegen 
vom Senate allein befchloffen, doch ift bei Verkündigung der letztern 
ftets das Gefeg zu bezeichnen, von beffen Handhabung es ſich hans 
delt.u Rad) der alten Hamburg. Verfaſſung (Bauptreceß v. 1712. 
Art. 15) fol aber der Rath „Mandata pro nunc — wie audy biejes 
nige, fo zwar vim perpetuae legis haben, aber nur zur Befefti- 
gung der bereit3 vorhin durch Rath und Bürgerſchaft gemachten 
und beliebten Gelege abzielen,“ nur „mit Vorwiffen und @inwilli- 


— 


3 


—R 


iu. Ron der Sefeßgebung. ($. 160.) 169 


Berfoflungs : Urkunden dem Landesfürften ausdrücklich vorbehgl: 
ten 9) und umfaßt im Gegenfag zur Gefeßgebung im engern 
Sinne >): 


1. Die Befugniß zur Anorbnung ber zur Ausführung 


der. Geſetze erforderlihen Anflalten 9), die Beflimmung ber 


9 


9 


6) 


sung ber ehrbaren Oberalten publiciren“ Weber Frankfurt f. 
die Conſt. Exgänz. Acte Art. 17. 25. Ueber Bremen Verf. v. 
1849 $. 121 u. 125 und bie den letzten $. ſuspendirende Verordn. 
v. 3. Mai 1852 No. IL. 

Doch kann auch dabei, wie bei Geſetzen, welche den Ständen vorge: 
legt werben follen, das Gutachten bes Staatsrathe oder Geheimen 
rathesGollegiums erforderlich fein. Würtemberg. Verf. Url. 6.58. 
Berge. Über Baiern v. Moy, bayer. Staatsr. Th. I. ©. 132. 
Dözl, Verfaffunger. S. 301. Badiſche Verf. Url. 8. 66. Würs 
temb. Verf. url. $. 89. Heſſen⸗-Darmſt. $. 73. Coburg. 8. 
66. Meining. 9. 85. Kurheſſ. $. 95. Verf. v 1852 $. 76. 
Altenburg. Grundgef. $. 211. Sächſiſche Verf. url. 8. 87. 
Braunfhw. Landſch. Ordn. $. 104. Hannov. Grundgef. $. 87. 
Sandesverf. Geſ. $. 121. Vergl. Gef. v. 1848 8. 71, weldyes noch 
den Zuſatz macht: »Bie (die Berorbnungen) müffen im Gingange das 
Geſetz bezeichnen, zu befien Vollziehung fie dienen.» Vergl. audy 
Didbenburg. Grundgef. Art. 160. Preuß. Verf. Url. Art. 46. 
Walded.$. 8. Goburg=:GBoth. $. 128. 

So fehr aud die Gränze zwiſchen Geſet und Verordnung in eins 
zelnen Fällen zweifelhaft werben kann, fo läßt fidh doch ber Unter⸗ 
ſchied im Allgemeinen hinreichend feſtſtellen. on felbft verfteht ſich 
dabei, daß Über Gegenftände, welche verfaffungsmäßig ber fläns 
difhen Mitwirkung bebürfen, weder eine neue Rechtsbeſtimmung 
durch Verordnungen getroffen, noch bie darauf ſich beziehenden Ges 
fege abgeändert, aufgehoben, eingefhränkt, weiter (d. 6. 
auf andere, nicht im Gefege erwähnte Fälle) ausgedehnt, ober 
authentiſch interpretirt werben können. Die Ausbrüde, deren 
fi) die neuern Verfaffungs s Urkunden zur Bezeichnung bes Verord⸗ 
nungsrechtes bebienen, find nur den Worten, nicht dem Sinne nad) 
verfhieden. Gewöhnlich heißt es: Die „zur Handhabung und Bolls 
ziehung ‚» »Vollſtreckung (Bolzug) und Handhabung“ beftehender Ge⸗ 
fege erforderlichen Anorbnungen und Anftalten, ober „bie nähern Ans 
ordnungen zur Ausführung beſtehender Gefehe« würden vom Landes 
herrn ohne fländife Mitwirkung erlaffen. 

Bon ſelbſt verſteht fih, daß infoweit dazu befondere Geldmittel 
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dazu nöthigen in des Regierungdgewalt überhaupt ſchon enthal- 
tenen Mittel, und bie Erlaffung allgemeiner Smftructionen für 
bie dazu beflimmten Behörden, ihren Gefhäftögang und 
das von ihnen zu beobadıtende formelle Werfahren. Nur darf 
man dazu nicht rechnen die Grundlagen ber beſtehenden Ge⸗ 
rihtsorganifation und dad von den Berichten in Eivil- und 
Criminal: Sachen zu beobachtende Verfahren ober das eigentliche 
Proceßrecht, weil e8 immer unmittelbar oder mittelbar dad Ei: 
genthum und bie perfünliche Zreiheit der Unterthanen betrifft 7). 

2. Das Recht, in Fällen, wo das Geſetz nur die leitenden 
Grundſätze enthält, die erforderlihen, dem Grundſatze entſpre⸗ 
chenden, Detail:Vorfohriften zu geben. Dahin kann au 
die Regulirung oder Beflimmung von Abgaben und Zaren 
ober Gebühren, für deren Größe ſchon ein Maßſtab feftiteht, 
ober welche ihrer Natur nach veränderlich find, gehören. 

3. Die Befugniß, überhaupt allgemeine Verfügungen zu 
erlaffen, welche die Verwaltung im Gegenſatz zur Rechtöpflege, _ 
und die Wahrnehmung des Iandesherrlihen Oberauffichts: 
rechts betreffen, infoweit dabei in bie Rechtsſphäre der Unter: 
tbanen nicht eingegriffen, insbefondere Feine neue Laſt oder Lei: 
flung aufgebürdet, und eine Abänderung eined vorhandenen Ge: 
ſetzes nicht bewirkt wirb 8). 


in Anfprud) genommen werben, babei wieber das ſtändiſche Bewillis 
gungsrecht eingreift. 

7) Ueber die Organifation der Behörben f. fchon oben 8.131, und was 
bie Gerichtsverfaffung betrifft (v. Feuerbach): Kann die Gerichte: 
verfaffung eines conftitut. Staats buch bloße Berorbnungen 
sechtsgültig geändert werden? Nürnb. 1830 auch in v. Feuerbachs 
Heinen Schriften vermifchten Inhalts. Iſte Abth. Nürnd. 1833 ©. 
178 f. Hiergegen gerichtet ift die (unvollendete) Abhandlung von 
Linde über biefelbe Frage in der Zeitſchr. f. Givile, u. Proc. Bd. 
vn. ©. 4 f. 

8) Vergl. Überhaupt v. Mohl, würtemb. Staatsrecht Th. I. &. 19. 
©. 206 f. u. Weiß, heſſ. Staatsr. $. 43. Mehrere Berfaffungs: 
gefege haben folche „aus dem Verwaltungs⸗ und Oberauffichtsrecht 
fließende Anorbnungen« ausdrücklich für Gegenflände der „KWerord- 
nung« erklärt. ©. bie Babifche Verf. url. 6. 6& Darmflädt. 
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Es verfieht ſich übrigens von felbft, daß in Fällen, wo die 
Stände ihr Recht der Zuflimmung oder des Beirathd durch Er- 
loffung einer landesherrlichen Verordnung verlegt halten, fie 
auf Zurücknahme bderfelben oder Nacherfüllung der verfafs 
fungsmäßigen Bebingung antragen und nöthigenfalld von dem 
ihnen zuſtändigen Rechte der Anklage des contrafignirenden Mis 
nifterd Gebrauch maden können 9). 

B. Außerordentlicher Weife hat ber Landeöherr auch 
bei Gegenfländen, welde ihrer Natur nach an die verfaſſungs⸗ 
mäßige Mitwirkung der Stände gebunden find, dad Recht, wenn 
dad Wohl oder die Sicherheit ded Staats dringende Eile ge: 
bietet, oder der vorübergehende Zwed der Anordnung durch 
Verzögerung vereitelt werden würbe, mit einflweiliger Umgebung 
der erforderlichen Mitwirkung der Stände, eine allgemein ver- 
bindliche gefeslihe Verfügung zu erlaffen 19%. Als rechtliche 


Berf. Urk. $. 75. Altenburg. Grundgeſ. $. 211. Sächſiſche 
Berf. url. $. 87. Braunfhw. Landſch. Ordn. 5. 101. Hannov. 
Landeöverf. Gef. $. 121. Noch unbeflimmter lautet die Coburg. 
Berf. Url. $. 66, welche von den „aus ben lanbesherrlichen Rech⸗ 
ten“ fließenden Anordnungen fpriht. Auch erwähnt bdiefelbe neben 
„der Vollſtreckung und Handhabung,“ nod bie „Worbereitung der 
Geſetze.“ 

9 Ausdrücklich beſtimmt z. B. bie Badiſche Verf. Url. $. 67: Ber⸗ 
ordnungen worinnen Beſtimmungen eingefloſſen, wodurch bie Stände 
ihr Zuſtimmungsrecht für gekränkt erachten, ſollen auf ihre erhobene 
gegründete Beſchwerde ſogleich außer Wirkſamkeit geſetzt werben.“ 
Wo es an einer ſolchen Beſtimmung fehlt, muß hier analog das gel⸗ 
ten, was bie Verfafſungen in Betreff der Ausübung bes außeror⸗ 
dentlichen Verordnungsrechts beflimmen, wenn nämlich anerfannt 
werden muß, daß burdy bie Berorbnung in bas Gebiet ber Geſet—⸗ 
gebung eingegriffen wurde. 


10) Bergi. Waldeck. Lanbesvertr. 5. 26. Lit. c. Badiſche Verf. Urk. 
6. 66. Würtemb. Berf. url. $. 89. Heſſen⸗Darmſt. $. 73. 
Godurg. 8.66. Kurheff. Verf url. $ 96. Altenburg. Grund⸗ 
gef. $. 211. Sächfiſche Verf. url. $. 87. Braunſchweig. 
Landſch. Ordn. & 10. Hannov. Brundgef. $. 87. Landesverf. 
Gei. $. 122. Uebereinftimmend ift Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848, 
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Schranken dieſes außerorbentlichen Recht find zu betrachten: 1. 
Dergleihen Berordnungen mit proviforifcher Gefegeökraft dürfen 
feine Abänderung (Aufhebung oder Sudpendirung) der Ber: 
faffung enthalten 1). 2. Es muß ein Gegenftanb fein, ber 
feiner Natur nach eine eilige Verfügung erheifchen Tann. — 3: 
Es muß fih um eine für die Sicherheit oder dad Wohl bes 
Staats nothbwendige und nicht blos nügliche Anorbnung 
bandeln. — 4. Es muß unmdglid fein, die Mitwirkung der 


11) 


fügt aber deutlicher die Beftimmung bei, daß die Verordnung, falls 
die Zuftimmung der Stände nicht erfolge, wieder aufzuheben fei. 
Ausdrücklich ift diefe Beſchränkung gemacht in der Sächſiſchen 
Verf. Urt und den Hannove Berfafl. Geſetzen. Ebenfo in ben feit 
1848 errichteten Berfaffungs » Urkunden, in ber Preußiſchen erft 
feit der Reviſion v. 1850 $. 63 (früher $. 105). Vergl. au Ol⸗ 
denb. Staatögrundgef. Art. 160. Cob.⸗Goth. $. 130. — Diele 
Beſchränkung verſteht ſich aber nach der wefentlichen Beftimmung ber 


. Verfaffung ganz von ſelbſt, und es ift nicht anzunehmen, baß fidy 


die Berfaffung durd) Aufnahme eines DOctroiirungs:Paragraphen habe 
ſelbſt vernichten wollen. Indirect kann biefe Beſchränkung darin lies 
gen, daß die Gegenflänbe genannt find, bei welchen allein biefes 
außerordentliche Recht eintreten fol. So beſchränkt es bie Brauns 
fhweig. Landſch. Ordn. $. 120 auf Geſetze, welche „das Landes⸗ 
Finanz» und Steuerwefen, fo wie bie Militair-Pflicht und bie Aus- 
hebung der Mannihaften« betreffen. — Cinige Verf. Urk., wie 3. 
8. das Weimar. Grundbgef. und die Baier. Verf. urk, enthalten 
eine ausdrückliche Ermächtigung ber Regierung zum Erlaß folder 
Verordnungen. Auch bier wird die Regierung möglidher Weife in 
die Lage kommen, nad) ber Regel „Roth Eennt Fein Gebot« zu hans 
dein. Der Unterfchied befteht nun barin, daß dann jedenfalls fors 
mel! eine Verfaſſungsverletzung vorliegt, welde den Ständen 
resp. bem Richter gegenüber als durch die Roth geboten zu vertres 
ten ober zu rechtfertigen ift, während ba, wo bie Werfaffung ein 
folches außerorbentliches Werorbnungsrecht anerkennt und bie Außern 


‚Bedingungen beffelben erfült. find, von Berfaffungsperlegung 


auch formel Feine Rebe fein kann, und bas Nichtvorhandenſein ber 
innern Grforberniffe bei einer, materiell bie Verfaffung nicht 
verlegenden, Berfügung Feine andere Berpflichtung bearünbet, ale 
die Verorbnung wieber aufzuheben. 
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Stände vorher eintreten zu laffen 12). 4. Verordnungen biefer 
Art müffen den Ständen zur Wahrnehmung ihrer verfaſſungsmä⸗ 
Bigen Rechte bei ihrem nächften Zufammentritt vorgelegt und 
außer Wirkſamkeit gefebt werben, wenn ber Grund ihrer Erlafs 
fung weggefallen ift, oder von den Stänben bie erforberliche Zu⸗ 
flimmung verfagt wird 13). 

1. Was die Verordnungen (Bekanntmachungen, Nor: 
mal- Erlaffe, Regierungss Audfchreiben, Inſtructorien, Referipte) 
der höhern Behörden (Minifterien und Landescollegien) bes 
trifft, welche ſich nicht blos auf die Entfcheidung oder Verfügung 
über einen fpeciellen Fall beziehen, fondern eine, für Fälle einer 
gewiflen Gattung überhaupt berechnete, Norm aufftellen, fo vers 


12) Dieß wirb in der Regel nur bann ber Kal fein, wenn die Stände 
nicht verfammelt find und ihre Einberufung nicht zeitig genug erfols 
gen Tonnte. Diefe Bedingung haben die Kurheſſ. Verf. urk. v. 
1831 $. 95.und die Braunfchw. Landſch. Orbn. a. a. D. ausdrück⸗ 
lich aufgeftellt, und, da fie einen permanenten landſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuß zwiſchen den Landtagen kennen, ganz confequent bie Zuläffig- 
feit ber proviforifchen Anorbnung an bie Zuziebung resp. Zu ftims 
mung dieſes Ausfchuffes gebunden. Vergl. üb. bie Beflimmung ber 
Kurheff. Verf. urk. bef. die von mir herausgegebene Rechtliche 
Beleudhtung der Kurheff. September s Verordnungen. Bött. 1851. 
@. 20 f. 

15) Dieß wird in mehrern ältern Verf. urk., 3. B. ber Braunſchw., 
Sächſiſchen u. a. und allen neuern ausdrücklich ausgefprochen. 
Kür Würtemberg fpriht v. Mohl, würtemb. Staatsr. Ih. L 
©. 19 f. die Anfiht aus, daß dergleichen Werorbnungen, wenn bie 
Stände ihre Zuſtimmung verfagen, ipso jure nichtig würden. Dieß 
läßt fidy aber Hier und überall, wo es die Berfaffung nicht auss 
drücklich ſagt, oder fi nur bes Ausdruds: „die Werorbn. ift wies 
der aufzuheben“ u. f. w. bedient, nicht annehmen. Vergl. auch 
Weiß, Hefi. Staatöer. ZH. I. S. 146. Note q. Anders fleht die 
Sache, wenn bie Verfaſſung fagt: „fie tritt außer Wirkfamteit,« 
wie es fon die Braunſchw. Verf. v. 1832 ausbrüdte, oder noch 
deutlicher die Cob. Bothaifche v. 1862 5.130: Erfolgt biefe Bus 
flimmung nidht, fo teitt die Werorbnung fofort wieder außer Kraft.“ 
Bon Bedeutung ift dieß befonbers auch für das Verhältniß des Richs 
ters zu folchen Berorbnungen. 
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fteht es fih 1. von felbft, daß fie auch:da, wo fie ex speciali 
mandato principis erlaffen worden find, nicht über bie verfaf- 
fungömäßigen Gränzen bed landesherrlichen Verordnungs⸗ 
rechts hinausgehen können. Auch fegen fie. 2. zu ihrer Gültig: 
keit jedenfalls voraus, daß fie einen Gegenſtand betreffen, wel: 
cher zum Geſchäftskreis oder zur Competenz ber verfügen- 
den Behörde gehört, und können 3., da den Behörden durchaus 
fein Antheil an der Gefeggebung zukömmt, ihrem Inhalte nad 
nur a. Maßregeln zur Geltendmachung der ihnen zufländigen 
Oberaufſicht und Disciplinar- Gewalt innerhalb ber gefeglichen 
Schranken, oder auch b. die Ausführung, Anwendung -und resp. 
Erläuterung beftehender Gefege und Berorbnungen bezielen, zu 
bem Zwecke inäbefondere, damit von den untergeorbneten Stellen 
in diefer Hinfiht nach möglichſt gleihen Grundfägen gehandelt 
werde. In fo fern nun die untergeordneten Adminiftrativ: 
Behörden überhaupt die Befehle der Vorgeſetzten zu befolgen 
fhuldig find, wirb für fie die Pflicht zur Befolgung auch der 
unter b. erwähnten Erlaffe begründet fein, wogegen die Rich: 
ter, fobald in einem Rechtöftreit oder in einer Griminalfache die - 
Srage über "die Verbindlichkeit von dergleichen Verfügungen ent: 
flände, ihnen nur die Bedeutung einer boctrinellen Erläute: 
rung beilegen und ben Umftänden nad fie ald amtliche Zeug: 
niffe einer ufuellen Interpretation benugen fünnen, ohne wei: 
ter in der felbftfländigen Auslegung der eigentlichen Entſchei⸗ 
bungsquelle behindert zu fein 19). — Auch die f..g. gemeinen 
Befheide der Obergerichte können Feine materiellen Rechtsfra⸗ 
gen mit gefeßlicher Kraft entfcheiden, und uber den Zweck, die 
gefegliche DOrbnung des Verfahrens bei diefem Gerichte zu er: 
halten oder zu befördern, nicht hinausgehen. Prajudicien ber 
SObergerichte gehören ald Entfcheidungen fpecieller Fälle überhaupt 


14) Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. 8b. VI. &. 187 f. — Ueber 
die Frage, ob aus NormalsErlaffen oder Inftructionen höherer Ve: 
hörden an die untergebenen Steffen für die Unterthanen ein förmli⸗ 
ches Recht der Behörde gegenüber erworben werde? f. v. Mol, 
würtemb. Staatsr. Th. I. ©. 69 u. 73. Rote 10. 
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nicht hierher und binden weder das Obergericht felbft für bie Zu: 
Zunft, noch die untergeorbneten Richter, wenn ihnen nicht unter 
gewiflen Bedingungen, befonderö wad die Entjcheidung von ei⸗ 
gentlihen Eontroverfen betrifft, von der gefeßgebenden Gewalt 
allgemein verbindliche Kraft beigelegt ifi 15). 


$. 161. ($. 132.) 
€. Bon der förmlichen Abfaffung und Publication Der Geſetze. 


3. 3. Moſer, von der Landeshoh. in Regier. Sachen. S. 314f. — Häs 
berlin, Handb. des Staatsr. Bd. I. S.163f. — Leiſt, Lehrb. 
des Staater. $. 109. 


I. Die Sanction und Publication bed Geſetzes geht 
allein vom Landesherrn als dem verfaffungsmäßigen Inhaber der 
Staatögewalt aus, und wo er nicht felbft unmittelbar disponi- 
rend auftritt, werben die Verordnungen wenigftend unter Bezug: 
nahme auf feinen Auftrag oder Befehl erlaffen. Sn fo fern aber 


15) Weber die gemeinen Befcheide bes Reihscammergerihts f. 
8. G. ©. v. 15855 Th. I. Zit. 36. R. Abſch. v. 1570 $. 77. Lin 
be, Lehrb. des GivilsProc. $. 20. — Durch bie Reichögefege wurbe 
ben gemeinen Beſcheiden des Reichscammergerichts, theile über pro= 
ceffualifche Gegenftänbe, theils über controverfe Rechtsfragen propis 
forifhe Geſetzkraft bis bahin beigelegt, baß fie von ber Reichsver⸗ 
fammlung veprobirt würden; jedoch unter der Borausfegung, daß fie 
in pleno Senatu approbirt feien. Auf ähnliche Weife wurde in Dans 
nover beflimmt, daß die Präjudicien des DO. X. G., wenn fie von 
der Regierung in der Geſetzſammlung publicirt find, bie Stelle einer 
gefeglihen Entſcheidung der Streitfrage vertreten und allgemeine 
verbindliche Kraft (aud) ohne Mitwirkung der Stände) erhalten fols 
len f. Geſetz v. 7. Septbr. 1838. Landesverf. Gef. v. 1840 $. 116. 
Dabei war bie durchaus nothwendige Beftimmung zu vermiffen, daß 
das Pröjubicium In pleno bes D. A: G. angenommen fein müſſe, 
woraus fi die unnatürliche Folge ergab, daß die Entfcheibung eis 
nes Senats, wenn fie von ber Regierung publicirt wurde, auch die 
übrigen in ihrer Anficht vielleicht abweichenden Senate binden mußte. 
Durd) .$. 34 des Geſetzes v. 5. Sentbr. 1848 find bie $phen 83— 
128 des ‚Eandesverf. Gef. v. 1840 und damit aud ber 8. 116-aufge- 
boben. u 


- 
= 
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verfaflungsmäßig der Beirath oder die Zuflimmung der Land: 
‚ftände dazu erforderlich ift, pflegte fchon in früherer Seit ges 
wöhnlich im Eingange des Geſetzes audgedrüdt zu werben, daß 
daffelbe unter verfaffungsmäßiger Mitwirfung der 
Landftände erlaffen werde, um „der Landftände Gerechtfame 
dadurch zu erhalten und fie der Nachkommenſchaft auf ſolche 
Weile zur Wiffenfchaft zu bringen Y.+ Nach der ausbrüdlichen 
Beftimmung ber meiften neuern Verfaffungd= Urkunden gehört es 
zur wefentlihen Form des Geſetzzes (hier im Gegenfag zu der 
Verordnung), daß ber erfolgten landſtändiſchen Zuftimmung 
im Eingange ded Geſetzes Erwähnung gethan werde 2). — Daß 
außerdem zur nothmwendigen verfaflungsmäßigen Form der Gefege 
und Verordnungen auch die Contrafignatur der Minifter ge: 
hört, verfteht fih, vermöge ihrer die Verbindlichkeit aller Re: 
gierungsacte bedingenden Eigenfchaft (Th. J. 8.62. No.V.), von 
felbft. — 

1. Eine Publication eines, fei es auch verabfchiedeten, Ge⸗ 
feßes durch die Stände zu dem Zwede, um baffelbe als verbind- 
liche Norm in Kraft treten zu laffen, würde nichtig und wir: 
kungslos fein und die Urheber wegen Eingriff in die landes⸗ 
herrliche Gewalt verantwortlich machen 3). ine Frift, inner: 


) Moferaa D. ©. 314. 


2) Zuerſt geſchah es in der Kurheff. Verf. urk. 5. 95 (beibehalten _ 
auch 1852 $. 75) mit den Worten: „Im Eingange eines jeden Ge⸗ 
fees ift der Tandftändifhen Zuftimmung ausdrückich zu 
erwähnen“ Dann in ähnlidyer Weife in der Sächſ. Verf. Urk. 
$. 875 ferner in der Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 1005 im Hans 
nov. Staatögrundgef. $. 855 im Landeöverf. Gef. v. 1840 $. 113 
u. Geſetz v. 5. Septbr. 1848 $. 665. Die Sondershäuf. Verf. 
urk. $. 151 fagte ausbrädliih: „— und es gehört fonacı zur ders 
faffungsmäßigen Form eines ſolchen Geſetzes ober Staats: 
Vertrages, daß bei ihrer Bekanntmachung ber Zuflimmung ber 
Stände gebadht ift.« 


3) Vergl. v. Mohl, würtemb. Staatsrecht. Th. 1. ©. 202 und oben 
$. 158 die nun wieber befeitigten Beflimmungen neuefter Verfaffuns 
gen über das blos fuspenfive Veto. Das Hannov. Landesverf. Gef. 
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halb welcher bie Publication erfolgen müßte, kann ohne wefent- 
liche Verlegung des monarchiſchen Princips nicht vorgefchrieben 
werden und bie Beflimmung,. daß die Regierung überhaupt zur 
Publication eines verabfchiebeten Geſetzes verpflichtet ſei, könnte 
aur durch bie (unzuläffige) Vorausſetzung einer Mitfouveränetät 
der Stände in Betreff der Geſetzgebung gerechtfertigt werden *). 

Ueber die Art und Weife ber Publication oder über die 
Frage, wann der Form nah ein Geſetz ald gehörig publicirt 
zu betrachten ſei, fehlt es an einer allgemein gültigen Beſtim⸗ 
mung 5). Entſteht Streit über das Factum der Publication, 
fo Tann daflelbe möglicher Weife zum Beweife verftellt werben 
müffen, wobei die Aufnahme der Werorbnung in allgemein bes 
nugte Sammlungen der Zandeöverorbnungen ober die Nach: 
weifung, daß fie fehon in frühern Fällen zur Anwendung ge⸗ 
bracht fei, zwar von Bedeutung ift, aber nicht immer als ent: 
ſcheidend betrachtet werden Tann 6). Ueber die Frage aber, ob 
eine publicirte allgemeine Landesverordnung in einem beſtimm⸗ 
ten Landestheile ald Gefeh gelte, muß die f. g. Unions⸗Ge⸗ 
fhichte Auffchluß geben, oder, wenn die Vereinigung erft nach 
Erlaflung des Geſetzes erfolgt ift, eine Ausdehnung beffelben auf 
den neuerworbenen ‚Sanbeötheil nachgewiefen werden 7). — Df: 


$. 7 fagt ausbrüdlih: Kein Landesgefet hat vor der vom Könige 
vorgenommenen Berfündigung Gültigkeit.“ 

4) Bergl. oben Th. I. $. 22, bef. ©. 79 f. u. über das Beſchwerde⸗ 
recht der Stände wegen Nichtausführung publicirter Geſete daſ. 
$. 159. S. 278. 

5) Anfchlag an öffentlichen für dieſen Zweck beftimmten Orten (an ben 
Kath, Bemeinbes ober Gerichtshäufern), Verleſen ber Berorbnung 
oder eines Auszugs von ber Kanzel, weldyes bei manchen Verord⸗ 
nungen vorfchriftemäßig audy wohl von Zeit zu Zeit wieberholt wers 
ben ſollte, Abdruck in oͤffentlichen Blättern, find bie gewöhnlichen 
Publications⸗Weiſen gewefen und find es zum Theil noch jegt. Die 
bloße Mittheilung an Behörden kann, in fo fern Verbindlichkeiten 
der Untertanen dadurch begründet ‚werben follen, natärlidh nit als 
genügend betrachtet‘ werben. 

6) Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführung. Bd. VI. &. 174 f. 

T) Beſonders wichtig ift diefer Punkt 3.8. für Hannover. Vergl. Er. 

Badariä’s Staatsrecht. Ir Bb. 2te Aufl. 12 
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ficielle Geſetz und Berorbnungs-Sammlungen find mei: 
ftentheild erft in neuerer Zeit (beſonders feit 1815) in den einzel- 
nen Bundedftaaten veranftaltet und dabei auch wohl Beſtimmun⸗ 
gen darüber getroffen worben, von weldhem Zeitpunkte an ber 
Regel nach eine geſetzliche Vorfchrift ald gehörig publicirt zu be⸗ 
trachten fei 8). Wo ed an einer ſolchen Beftimmung fehlt, muß 
man. barauf fehen, ob die Kenntnißnahme den Umſtänden nad) 
gefcheben fein konnte ?). 
$. 162. ($. 133.) 


IV. on der verbindlichen Sraft der Gefeke. 


Vergl. überhaupt Leift, Staater. 5. 110 und insbefondere Über die Trage 
von ber Verbindlichkeit des Regenten an feine Geſetze bie zahlreis 
chen ältern Differtationen bei Pütter, Literat. des Staatör. Ih. 
IM. $. 1091. Kluüber, Fortſetz. S. 288. Ferner: A. J. Schnau- 
bert, de principe legibus suis obligato. Jen. 1793 überf. von 
Hagemeifter: Auch der Regent ift an feine Geſetze . gebunden. 
Roft. u. Reipz. 1795. — Putter, Grörterung. u. Beifp. Bd. I. 
S. 169 f. — YHäberlin, Handb. IL. ©. 175 f. — - v. Berg, 
Abhandl. zur Erläut. der Rheinb. Acte. S. 1Ul f. — Kiüber, 

| öffentl. Recht. $. 363. Notec. — Maurenbreder, bie beutfch. 
regier. Zürften ©. 233 f. — Ueberhaupt no Berner, Wir: 
kungskreis des Strafgefepes. Berlin 1853. | 


J. Die in verfaffungsmäßiger Form publicirten und in Wirk: 


B. Grefe, Leitfaden zum Stud. bes hannov. Privatrechts. 2te Aufl. 
Th. J. S. 28 f. 

8) So beſtimmt z. B. eine Königl. Preuß. Verordnung v. W. März 
1811 und eine Braunſchw. Verordn. v. 5. Jan. 1814, daß jede 
Verordnung mit bem Anfange des Sten Tages, nachdem bie Belannt- 
madhung ber erſchienenen Nummer ber Gefegfammlung in ben äffent- 
lichen Anzeigen gefchehen ift, als gehörig publicirt betrachtet werben 
folle. — Daß das einzelne Geſetz einen befondern Termin für ben 
Gintritt der verbindlichen Kraft beftimmen Tönne, verfteht fi) von 
felbft. Dieß ift aber eigentlich eine vom Publications-Acte verfchier 
dene Frage. Vergl. Mühlenbruch, Lehrb. der Pand. Bb. I. $. - 
50.— Erſt in neuerer Beit iſt es öfters vorgefommen, baß Geſetze, 
unter Vorbehalt einer Beflimmung über ben Zeitpunft des Ein- 
trittö der verbindlichen Kraft, publicirt worden find. 

9) v. Mohl, würtemb. Staater, Ih. I. S. 204. 
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famfeit getretenen Gefege find. verbindlich zunächſt für alle Be: 
börden, welde fie zur Anwendung bringen müffen, ohne über 
die Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit der gefeglichen. Beſtim⸗ 
mung urtbheilen zu dürfen 2). Die Gefeße find aber auch ver- 
bindli für alle übrigen der Staatsgewalt unterworfenen Per: 
fonen, mögen fie nun Handlungen (Gefchäfte), Sachen oder 
perfonliche Zuflände zum Gegenſtand haben, fobald fie nur ein 
Gebot oder Verbot aufflelen, und nicht blos fubfidiär, in Er⸗ 
mangelung einer auf Privatwillführ beruhenden Beftimmung, zur 
Anwendung kommen follen. Auch fremde, im Staate ſich auf: 
baltende, Perfonen find, mit Ausnahme derjenigen, welchen vol- 
Berrechtlih die Erterritorialität 2) zukömmt, beffen Gefegen 
unterworfen und werben banach beurtbeilt, infoweit fie als für 
diefe mit erlaffen betrachtet werden müſſen, was namentlich hin: 
fichtlich der den Stand (status) und die Handlungsfähigkeit betref- 
fenden Geſetze nicht ber Fall ift 3). 

li. Die verbindliche Kraft der Geſetze beſchränkt fich aller: 
dings, wie die Wirkſamkeit der Staatögewalt überhaupt, auf die 
Gränzen des Staatögebieted. Hierdurch wird aber ber 
Geſetzgeber theild nicht behindert, auch den im Audlande fih auf: 
baltenden Unterthanen bie Erfüllung gemwiffer Pflich: 
ten vorzufchreiben, theild verfteht es fich von felbft, daß die Wer: 


1) Zu Borftellungen über die Unzuträglichfeiten, Härten ber Geſetze in 
der Ausführung und die vielleicht localen ‚Hinderniffe derfelben find 
fie nicyt allein berechtigt, fondern auch verpflichtet. 

2) Klüber’s Europ. Völkerrecht. 5. 48. 5. 204. Heffter, das Eu: 

ropäifche Völkerrecht. 9. 42. ©. 78f. Berner a. a. O. S. 206f. 

Die ausführlichere Entwidelung der Lehre von der f. g. Sollifion 

der Geſetze gehört wegen des abfoluten Characters bes öffentlichen 

Rechts am aller wenigften in das Staatsrecht. Weber bie Gollifion 

von Privatrechtögefegen (unpaffend fpriht man vom internationalen 

Privatrecht) ſ. Eihhorn, deutſch. Private. 5. 34 f. Mitter: 

maier, deutſch. Privatr. $. 31. H. Thöl, Einl, in das deutſche 

Privatr. Bött. 1861. $. 71 f. und von einzelnen Abhandl. Über biefe 

Frage, bei. v. Wächter, üb. die Gollifton ber Privatrechtögefege 

verfehiedener Staaten Archiv f. civ. Pr. Bd. XIV. ©. 30-311. 

Bh. XIV. ©. 1f. ©. 161 f. S. 361 f. 


3 


Nu 
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folgung der im Audlande begründeten Rechte, nicht im Wider: 
fprude mit den einheimifchen, abfolut gebiefenden, Ge 
fegen gefchehen könne, und baß die perfönliche Verpflich⸗ 
tung des Unterthband zur Befolgung folder Geſetze 
burch die vorübergehende Ortsveränderung nicht ‚aufgehoben wer: 
de. Hiernach muß auch die Beſtrafung eines von Unterthas 
nen im Auslande begangenen Verbrechens als: rechtlich zuläffig 
betrachtet werben #). 

III. Was die mehrfach befprochene Frage betrifft, ob auch 
der Regent an die Gefege gebunden fei 5% fo Tann fie 
durch eine einfache Bezugnahme auf bad: Princeps legibus solu- 
tus est des römifchen Rechts pofitinrechtli um fo weniger als 
entfchieven betrachtet werben, als, abgefehen von der, urfprüng: 
lich wenigftens ſehr befchränkten und eine ausdrücklich von ber 
Lex audgefprocdyene Diöpenfation des princeps voraudfegenben, 
Bedeutung jened Satzes 6), dad römifche Staatöreht nicht für 
die deutſchen öffentlichen Verhältniſſe maßgebend fein kann 7). 
Andrer Seits haben aber auch die Sätze des mittelalterlichen 


9) Die weitere Ausführung biefer Frage muß in das Gebiet des Crimi⸗ 
nalrechts verwiefen werden. &. bef. Berner aa. 0. S. 18 f. 
Bon den neuern Verf. urk. bezieht fidy darauf Braunfd. Landſch. 
Drbn. v. 1832 $. 208. 

Selbſt in der reinen Demokratie iſt zwiſchen Volksſchluß und Ges 

feg ein Unterſchied. Jener kann nicht Über das Geſetz, wie es das 

attifche Staatsredyt ausdrüdt: ovdir wıyıcaa xuprdtEE09 Yonov. 

Sonft iſt es Pöbelherrſchaft. Auch Ariftoteles Polit. Lib. IV. c. 

4. unterfcheidet deshalb Demokratie und Ochlokratie fo, daß jene 

eine Bollöregierung nach dem Geſetze fei, währenb in ale: der 

Wille des Volkes ſtatt des Gefeges gelte. - 

6) Wergl. L. 4. Cod. ad Leg. Falc. VI, 50. ‚Bekannt ift auch ber Aus⸗ 
ſpruch der L. 4. Cod. de legib.: „Digna vox est ae regnantis, 
legibus elligatum se Principem proflteri.“ 

) Hiernady- läßt. fi alfo die Frage keineswegs durch die Behauptung 

Waurenbrecher's a. a. D. ald abgemacht betrachten, »daß jener 
Gag ale das wahrhaft gemeine, alfo präfumtiv practiſche Recht 
von ganz Deutfhland Thon um beswillen nothwenbig angefehen 
werben mäffe, weil er in den.römifchen Rechtsquellen auf das 
entſchiedenſte ausgeſprochen fei.« 


ur 
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Staatsrechtd von den richterlihen Befugniſſen des Pfalzgrafen 
beim Rhein über den beutfchen König 8) fchon in der fpätern 
Zeit des deutſchen Reichs ihre practifche Bedeutung verloren. 
Bor allen Dingen kömmt es bei der obigen Frage darauf 
an, wad man für einen Sinn bamit verbindet. Denkt man das 
bei an die perſönliche Unverantwortlichfeit des Regenten, 
an bie Zreiheit deffelben als ſolchen von jeder richtenden und 
ſtrafenden Gewalt im -Staate, fo ift dieſelbe jetzt auch für 
die beutfhen Souyeraine über allen Zweifel erhaben, indem 
fie mit dem Begriffe der Souverainetät nothbwendig verbuns 
ben-ift?). Fragt man dagegen, ob der Landesherr die rechtliche 
Verpflichtung habe, bei feinen Handlungen fi) nad den Gefegen 
zu richten? fo kann ed A. nicht dem mindeften Zweifel unterlie 
gen, daß er bei feinen Regentenhandlungen an bie Beſtim⸗ 
mungen ber Verfaſſungsgeſetze gebunden ift, eine Verpflich⸗ 
tung, welde die Begründer berfelben durch das feierliche, zus 
weilen felbft eidlihe, Verſprechen, die. Verfaſſung unnerbrüchlich 
beobachten zu wollen, ausbrüdlich anerkannt haben, und ihre 
Nachfolger anerkennen müflen 10). Nicht weniger liegt in ber 
anerfannten Ungültigkeit einer der Verfaflung widerfprechens 
den Regierungshandlung (Th. 1. $.77), in den Rechtöbeftimmuns 
gen über die Folgen einer Berfaffungsverlegung (Th. 1. $. 
58 f.) und in dem allgemeinen Sage, daß die Freiheit der Per: 


8) Sachſenſp. Dh. II. Cap. 52. $. 3. Gap. 54. $. 4. Schwabenſp. c. 
21. c. 25. c. 26. Goldne Bulle c.5. 

9%) Bergl. Eh. I. $. 62. — Ueber die Verhältniffe zur Zeit bes deut⸗ 
fchen Reihe f. Ih. I. $. 32. — Berner a. a. D. ©. 202 f. 

10) Wergl. oben Th. I. $. 66. Gerade der Ausbrud „bie Verfaffung 
unverbrühlidh. beobachten- ift in vielen Verfaſſungs⸗Urkunden 
gebrauchtz To 3. B. in ben Braunſchw. Landſchaftsordn. $. 232. 
Weimar. Grundgef. $. 126. Meining. Grundgef. $. 107. Dans 
nov. Landesverf. Gef. am Schluffe: „Indem wir nun bei Unferm 
Königlichen Worte die Werfiherung ertheilen, daß Wir bie vorfte- 
benden Beflimmungen Allerhöchſtſelbſt un verbruͤchlich beobach⸗ 
ten wollen.“ Gleichbedeutend find die Ausbrüde „bie Verfaſſung 
treulicy erfüllen,“ „nach der Verſaſſung und den Gefehen regieren sz« 
ledtere 3. B. in ber Baier. u. Kurbeff. Werf. urk. (u. 1862 $. 5.) 
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fon und des Eigenthumsd keinen andern Beſchränkungen unterlie: 
ge, als welche Recht und Geſetz beflimmen, ein ausbrüdliches 
Anerfenntniß des richtigen Prinzips. — B. Hinfihtlid der Pri⸗ 
vatverhältniffe des Landesherrn ift zwar fo viel ausgemacht, 
daß viele derfelben nicht nach den für die Werhältniffe der Un- 
terthanen gegebenen Gefegen beurtheilt werden fünnen, fonbern 
daß dabei die Grundfäge des f. g. Privatfürftenrehts zur 
Anwendung kommen müffen 11); auch verfieht es fich von felbft, 
daß der Landesherr, infomweit er überhaupt die Befugniß zu dis- 
penfiren bat (vergl. den folg. $.), fich felbft ebenfalls Dispen⸗ 
fation ertheilen könne, wobei fogar die Möglichkeit einer ſtill⸗ 
fchweigenden (ipso facto audgefprochenen) Dfspenfation nicht 
in Abrede zu flellen ift 12). In fo fern er dagegen mit andern 
Derfonen in Privatrechtöverhältniffe tritt, in fo fern er insbeſon⸗ 
dere aus Gefchäften und Handlungen ber Unterthanen erwer: 
ben, andere vom Erwerbe ausfchließen will, oder die Er: 
füllung privatrechtlicher Verbindlichkeiten in Anfpruch nimmt, 
ift er, wie jede andere Privatperfon, an bie beftehenden Geſetze 
gebunden, und baffelbe gilt vom f. g. Fiscus, wenn man ba- 
bei an eine vom Staatsoberhaupt verfchiedene Perſönlichkeit 
denkt 13). 


11) Bergi. insbefondere die Abd. v. Pütter, Erört. u. Beilp. Ro. VI. 
&. 169 f. 

12) Vergl. 3. B. oben Th. 1. ©. 315 und Weiß, heſſ. Staatsr. 1. 
S. 202. 

13) Pütter a. a. D S 176 f: Vernl. auch bad Preuß. Landrecht 
Th. I. Tit. 13. $.17. 18. ⸗Rechtsangelegenheiten, welche die Per⸗ 
fonen= und Familien-Rechte bes Landesheren und feines Haufes 
betreffen, werden nad den Bausverfaffungen und Verträgen bes 
fimmt. Andere Privatbandlungen und Gefchäfte derfelben find 
nad) den Gefegen des Landes zu beurtheilen. »„Defterreich. 
bürger!. Geſetzb. $. 20. Altenburg. Grundgeſ. $. 34. 35. ©. 
auch unten $. 154 der Iften Aufl. 
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V. Bon der Aufhebung der Gefebe und vom: 
Dispenfationdrecht. 

Pütter's Literatur Th. IM. F. 1086. Klüber’s Kortfes. S. 288f. Ines 
befondere gehört hierher auch J. N. Hert, de lege, ciausula, ut 
non abrogari possit, munita. Giess. 1698. (Bergl. aud die Schrife 
ten über das Dispenfationsrecht in geiſtlichen Sachen, unter wels 

chen befonders J. H. Boehmer, Diss. de sublimi principum ac 
statuum evangelicorum dispensandi' jure in causis tam sacris 
quam profanis. Hat.1722 hervorzuheben iſt. Webrigens gehört das 
Rähere hiervon in das Kirchenrecht.) — Chr. &. Jargow, Eins 
leit. zu der Lehre von den Regalien. Roſtock u. Wismar 1757. Lib. 
.c.5 6. 206 f. 3. 3. Mofer, von der Landeshoheit in Gna⸗ 
benfadhen. Frankf. u. Leipz. 1773. Kap. VII. ©. 33 f. Klüber, 
öffentl. Recht $. 483. v. Mohl, würtemb. Staatsr. Th. I. ©. 
209 f. — Bergl. au) Puchta's Pantelten $. 17. 


l. Alle Sefege gelten fo lange, als fie nicht rechtögültig 
aufgehoben find, ohne daß der bloße Nichtgebraud (im Gegen: 
fag zur eigentlichen desuetudo) ihnen ihre verbindliche Kraft ent: 
ziehen könnte. Andrer Seitd Tann jedes Gefeg in der verfaf: 
fungsmäßigen Form aufgehoben ober abgeändert werden, 
obne daß je die Claufel der Unabänderlichkeit hinderlich fein 
könnte. Dieß gilt von Verfaſſungs-Geſetzen fo gut wie von 
Regierungs-Geſetzen (Th. J. $.54). Jedes aufhebende oder ab: 
ändernde Gefeß ift aber ein neues Geſetz, weshalb die Aufhebung 
und Abänderung von Geſetzen benfelben Beſchränkungen und 
Formen unterworfen ift, wie die Erlaffung einer neuen Rechts: 
beflimmung. Dafjelbe gilt von der f. g. authentifchen ‚Inter: 
pretation 1). 

1. Das f. g. Dispenfationsredht befteht im Allgemei⸗ 
nen in der Befugniß, die Anwendung eined Geſetzes für einzelne 
beftimmte Fälle auszufchließen (Relaxatio legis). Ed Tann daher 
nur dem Regenten ald Inhaber der gefebgebenden Gewalt zu: 
gefprochen werden, obgleich er natürlich berechtigt iſt, daſſelbe 


1) ©. oben Ih. II. ©. 139. 
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für Fälle einer gewiflen Art auf feine Behörden: zu übertragen 2). 
Im eigentlihen Sinne befteht die Dispenfation blos in 
einer. für einen beflimmten Fall gegebenen Erklärung 3), 
wodurd Jemandem vom Regenten bie Bornahme einer gefegwi- 
drigen Handlung geftattet und damit die im Allgemeinen uner: 
laubte oder ungültige (vielleicht auch flrafbare) Handlung 
oder Unterlaffung zu einer erlaubten, rechtsgültigen 
(ftraflofen) gemacht wird, was übrigens auch nachträglich gefches 
hen fann (Dispensatio ante factum und post factum) ®), Ihrem 
Begriffe nach unterfcheidet fie fich theild von dem Privilegium 
(Note 3), theild von der Begnadigung im eigentliden Sin- 
ne 5), obwohl diefe verfchiedenen Begriffe möglicher Weife in 
dem nämlichen Acte ber Staatögewalt zuffmmentreffen Tonnen. 
— Die natürlihen Gränzen ded Dispenfationsrechtes find zu⸗ 
nächft die nämlichen, welde für die gefeßgebende Gewalt gelten 
($. 156). Auch fteht foviel feſt: 1. Eine abfolut rechtöwibrige 
oder den Grundfägen der Religion und Sittlichkeit widerfpres 
chende Handlung, wozu namentlih alle Verbrechen gehören, 
Tann durch Diöpenfation- nicht zu einer rechtögültigen oder. erlaub- 
ten gemadt werben 6). 2. Die Diöpenfation darf mit Feiner 
Verlegung der Privat = Rechtöfphäre eines Dritten verbunden 
fein. Auch darf 3. der Regent nicht. von einer dur bie Ver⸗ 


2) Wie dieß 3. B. Hinfichtlich polizeilicher Werbote und in Betreff ges 
wiffer Eheverbote der Fall zu fein pflegt. KBergl: Mofer a. a. O. 
©. 36. 

3) Die allgemeine Erklärung, baß Jeder, der in gleiche Lage komme, 
von ſelbſt dispenfirt fein folle, wäre eine Aufhebung bes Gefe 
des felbft. Die fortwährenbde Befreiung einer beftimmten Pers 
fon von der. Beobachtung eines Geſetzes geht in ben Begriff des Pris 
vilegiums über. Doch ift bie Gränze oft ſchwer zu ziehen. 

4) Vergl. Jargow a. a. D. ©. 206. Mofer a. a. O. ©. 34. 

5) S. unten $. 151 ber Iften Aufl. Begnadigung hebt blos die Strafe 
ober deren Bolgen auf. Die Handlung felbft wird dadurch nicht rück⸗ 
wärts zu einer gültigen. 

6) Den Gegenfag bilden Handlungen, welde nur aus Nüslichkeitss 
Rückſichten mit Strafe bedroht find, wie dieß bei f. 9. Polizeiverges 
ben häufig ber Fall ift. 
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faſſung fanctionirten, ihn felbft oder auch andere Perfonen ver: 
sflichtenden, Beflimmung (3. B. vom Verfaſſungseide) dispenfi- 
ven, infoweit- er fi die Befugniß dazu nicht vorbehalten hat 7). 
Hiernach wird fi auch in Deutfchland das, im Allgemeinen un: 
entbebrliche 8), Diöpenfationsrecht des Landesherrn, welches 
unabhängig von. ftändifcher Goncurrenz ausgeübt wirb 9), be: 
ſchränken auf Polizei:, Disciplinar⸗, allenfalls auch Steuer: 
und folche Gefege, welche die natürliche Rechts- oder Dispoſi⸗ 
tionsfähigfeit der Unterthanen einfchränten, ober die Gültigkeit 
einer Handlung im Öffentlichen Iutereffe von der Beobach⸗ 
tung gewiffer Formen abhängig machen 10). Auch einige neuere 
Berfaffungs - Urkunden ertennen das Dispenfationsrecht des Re: 
genten ausdruͤcklich an, machen aber zum Theil gewifle, fich nicht 
von felbft verfiehende, Unterfcheidungen 11). 


D Mofera. aD. S. 35. 

9 Vergl. insbefonbere v. Mohl, würtemb. ‚Stäater. Th. I. ©. 209. 
Rur darf baffelbe nicht zu einer vegelmäßigen Umgehung bes 
Gefeges gemißbraucht werben. Nicht viel befjer ift es aber, wenn 
das Geſet blos der Dispenfation halber zum incrementum 

serarii fortbefteht, und alfo mit ber Beobachtung der Gefege fo 
zu fagen Handel getrieben wird. 

9%) Auch daraus, baß ein Gefeg unter fländifcher Concurrenz errichtet 
if, folgt nicht, daß der Landesherr nicht davon im einzelnen Falle 
diſspenfiren könne. Moſer a. a. ©, S. 36. 

10) Innerhalb dieſer Gränzen iſt das Dispenſationsrecht auch ba anzu⸗ 
erkennen, wo es eine Verf. Urk., wie 3. B. das Hannov. Landes⸗ 
verf. Geſ., gar nicht erwähnt. Anderer Seits ſchließt ein ausdrück⸗ 
licher allgemeiner Vorbehalt des Dispenſationsrechts, wie er ſich 
z. B. in der Coburg. Verf. Urk. $. 66 findet, keine erweiterten 
Befugniſſe in ſich. 

11) Man vergl. 3. B. einer Seits Cob. Gothaiſches Grundgeſ. v. 
1862 $. 128: „Der Herzog — — übt das Recht — ber Dispenſa⸗ 
tionen, fo weit dieſe Vefugniß nicht durch beſondere geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen beſchränkt ift,« und anderer Seits die Kurheſſ. Verf. 
Urk. 5. 96. „Dispenfationen von ben ſchon jest beftehens 
ben geſetzlichen Borfchriften follen nur mit größter Vorficht ertheilt 
werden, unb bürfen niemals gegen bie künftig ergebenden 
verfaffungsmäßigen Gelege Statt finden, fofern nicht folche in dem 
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$. 164. (6. 135.) 


‚VE on der Lex speclalis, inöbefondere vom 
Nechte des Negenten Privilegien zu ertheilen. 


Ae Literat. des Staatsr. Th. II. ©. 312 f. Klüber's Fortſetz. 

S. 291f. — Chr. G. Jargow, Einl. zur Lehre v. d. Regalien. 

Lib. I. Cap. V. 8.185 f. — J. J. Moſer, von der Landeshoh. 

in Gnadenſachen. Kap. IX. ©. 38 f. — Häberlin, Handb. bes 

Staatsr. Th. I. S. 176f. — Leiſt, Staatsr. $. 106. $.113. — 

Gönner, Staatsr. 8.293 f. — Kiüber, öffentl. R. 8.483f. — 

Zöpfl, Staater. F. 12. — A. Mirus, die Hobeitsrechte in ben 

beutfh. WBunbesflaaten. Augsb. 1840. ©. 502. — Bergl. auch 
Puchta's Panbekten (6te Aufl.) $. 14 u. 31. | 


J. In der Staatögewalt liegt nicht blos die Befugniß, all: 
gemeine, d. b. alle Unterthanen oder gewiffe Perfonenclaffen 
betreffende und resp. verpflichtende Normen zu geben, fondern 
auch fpecielle, d. b. eine beflimmte Perfon verpflichtende ober 
berechtigende, Verfügungen (f. g. Leges speciales) zu erlaffen. 
Der Unterfchied zwifchen einem Geſetze im eigentlihen Sinn und 
einer folchen Lex specialis beruht alfo Tebiglich in der Allgemein: 
heit und andrer Seitd Specialität ber dadurch begründeten Ber: 
pflihtung oder Berehtigung, ohne daß im Webrigen bie 
Sperialität des Bwedes der Verfügung, oder bie Dauer ih: 
rer Gültigkeit entfcheidend fein könnte 1). . Bon der bloßen 
Anwendung eined beftehenden Gefeged auf eihen darunter ge⸗ 
hörigen Fall unterfcheidet fi) aber die Lex specialis dadurch, daß 
bei ihr die Staatögewalt, eben fo wie bei der Erlaffung eines 
eigentlichen Geſetzes, ald normgebend (ſchaffend, conftituirend) 
thätig wirt. Jede Lex specialis ift alfo in fo fern ein Act ber 


Sefege ausdrücklich vorbehalten find.» Ebenſo in ber Verf. v. 1852 
$. 76. 

ı) In fo fern beftimmt fchon das —— Recht den Unterſchied rich⸗ 
tig, wenn es die der Lex specialis entfprechenden Constitutiones 
personales definirt als foldye „quae personam non transgrediun- 
tur;“ während die generäles — „omnes procul. dubio tenent.“ 
Vergl. $. 6. Inst. de jure nat, (1..2.) und L. 1. 8. 2. D. de constit. 
prine. (T. 4.). 
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Willkühr (resp. der f. 9. Gnade), ald es, ebenfalld wie bei ber 
Sefeßgebung, ganz von dem Ermeflen des Regenten abhängt, 
ob er die fpecielle Norm geben will ober nicht. Anbrer Seits 
verſteht fich aber auch wieder von felbft, daß die Lex specialis 
fi) nur innerhalb der Schranken ber allgemeinen Gefebgebung 
(vergl. $. 156) bewegen, alfo in der Regel auch kein wohler: 
worbened Recht verlegen bürfe, und daß fie noch weiter durch 
die, bie Rechte des Regenten beflimmende, Berfaffung des 
Staats eingefhränkt fein könne. Inſoweit aber Feine Befchrän: 
fung vorhanden ifl, Tann bie Lex specialis theils eine Abwei⸗ 
hung vom allgemeinen Geſetze zum Vortheil oder Nachtheil 
einer beftimmten Perfon verfügen, wohin bie Dispenfationen, 
Begnadigungen und andere erceptionelle Vorſchriften gehören; 
theild juxta legem etwas beflimmen, was durch ein allgemei- 
ned Geſetz weder verboten noch geboten ift. 

N. Auch jedes Privilegium im eigentlihen Sinne 
beruht auf einer Lex specialis, ohne Unterfchied, ob der Verlei⸗ 
bung beflelben eine vertragsmäßige Verhandlung und Verpflich⸗ 
tung voraudgegangen 2) und eine Gegenleiftung des Privilegirten 
damit verbunden ift, oder nicht 3). Das Privilegium im ei: 
gentlichen Sinne 9) befteht nämlich in der vom Regenten außs 
gehenden Begründung oder Anerkennung eined befondern vom 
jus commune (oder auch vom jus singulare einer ganzen Glaffe 
von Perſonen) abweichenden Rechtözuftandes 5) einer be: 


2) Mit Recht fagt baher Puchta, Pandekten 5. 31 Rote m: „Kalfch 
ift die Gintheilung in priv. conventionalia und non conventionalia. 
Die Entftehung ift flets ein einfeitiger Act, Fein Vertrag.“ 

3) Die gewöhnliche Unterfcheibung zwiſchen priv. onorosa und graluita 
hat auf die Entflehung gar feinen Bezug und an ſich keinen Ein⸗ 
fluß auf das Recht bes Privilegirten. 

4) Wergl. Yuchta’s Pandekten 5.31. Gegenfäge bavon find theils die 
anf einer Lex generalis beruhenden jura singularia gewiffer Gtaffen 
von Perfonen, bie freilich auch wohl im gewöhnlichen Leben’ Privi⸗ 
legien genannt werben; theils Dispenfationen, Begnadigungen im 
engern Sinne, Gonceffionen u. f. w. 


5) Hierdurch unterfcheibet fi) das Prioilegium theile von der Dispen⸗ 


ur 
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fimmten Perfon © in gewiſſen Berhältniffen oder Beziehungen 
zum Staat oder den übrigen Unterthanen. 

N. Je unvolllommener früher die Organifation des. Staats, 
je mangelhafter und unthätiger die allgemeine Gefeßgebung in 
Deutichland war, deflo mehr mußte die Thätigkeit der Reiche: 
Staatögewalt und Landeshoheit in der Form von Leges. spe- 
ciales hervortreten, deſto häufiger mußte die Ertheilung von Pri- 
vilegien fein, welche theild die natürliche Zreiheit der übrigen 
Untertbanen befchränkten, theil& bios einen Schug gewährten, 
welchen bie ausgebildete Geſetzgebung zur allgemeinen Regel er: 
höben hat. Die f. g. Privilegiengewalt war aber theild nod) 
ausfchlieglich in den Händen bed Kaifers, der fie in gewif- 
fen Füßen jedoch nar mit Zuſtimmung der Reichöflände ausüben 
fonnte, z. B. bei der Verleihung eines Zollprivilegiums, und, 
wozu ihn die Wahlcapitulation ausdrücklich verpflichtete (Th. 1. 
$. 30), nicht in die hergebrachten oder anerfannten Rechte ber 
Landeshoheit eingreifen durfte, theils concurrirten die Landes: 
beren bei Ertheilung ber Privilegien mit dem Kaifer, oder übten 
fie.in ihren Zerritorien mit Ausſchluß des Kaifers bei allen 
Objecten ihres Landeshoheitd: und Regierungsrechtd und ber Re: 
galität im engern Sinne aus. In fo fern nun bie Privilegien 
blos in der Berleihung von Hoheitsrechten, in der Zuficherung 
der Zreiheit von, noch nicht ald allgemeine Staatslaften aner: 
fannten, Anforderungen und in ber Ausübung. der f. g. Schug: 
berrlichkeit über Gorporationen und Individuen befland, lag es 
in der Natur der Sache, daß von einer Concurrenz ber Land: 
ftände bei ber Ertheilung von Privilegien nicht die Rede fein 


fation und Begnadigung, — theild von ber, kein eignes Recht bes 
gründenden Sonceffion, bie nur ala ein Act ber Oberaufficht er⸗ 


ſcheint. 
6) Bei ben f. g. privilegirten Sachen erſcheint der jedesmalige Befiger 
als das berechtigte Subject. — Die Beziehung bes Privilegiums 


auf ein einzelnes beſtimmtes NRechtöfubject ſtellt baffelbe dem jus 
singulare ganzer Stände ober Perfonen s Glaffen gegenüber. Eine 
&remtion einer beflimmten Perfon von bem fonft für fie geltenden 
jus singulare ift wieber ein Privilegium. 
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fonnte, wogegen anbrer Seits aber auch feflfiand, daß ber Lan⸗ 
beöberr fich dabei jedes Eingriffs in wohlerworbene Rechte über: 
haupt, fowie in die Gerechtſame der Landfchaft und .einzelner 
Stände enthalten müffe, und gegen ben Inhalt ber Landes⸗Grund⸗ 
gefege niemals privilegiren bürfe 7). Auch heutige Tages, wo 
in ber Souverainetät nun auch die erlofchenen Eaiferlichen Refer: 
vatrechte enthalten find, gelten im Ganzen noch die nämlichen 
Srundfäge. In fo fern aber mit dem Privilegium eine all: 
gemeine Beſchränkung ber natürlichen. Freiheit 8), ein Eingriff 
in Rechte der Perfönlichkeit oder des Eigenthums ber Untertha- 
nen (in_fo fern alfo eine Lex generalis) verbunden fein follte, 
wird die Mitwirkung der Stände, infoweit ſie nach der Ver: 
faffung überhaupt zu Geſetzen erforderlich iſt, bei berartigen 
Privilegien, in Ermangelung befonderer Beflimmungen allerdings 
als erforderlich betrachtet werden müſſen 9). 

IV. Seinem Inhalte nad; kann dad Privilegium beſtehen: 
1. In der Verleihung eines Rechts, welches, entweder ſeiner 
Natur nach oder dem poſitiven Recht des Staats zufolge, 


D Moſer, von ber Landeshoh. in Gnadenſ. ©. 40. Jargow, von 
den Regalien. S. 209. 

9) Dieß gilt insbeſondere von ausſchließlichen Gewerbs⸗ und Hans 
delsprivilegien und Monopolen, mögen fie nun. durch eine 
allgemeine geſetzliche Beſtimmung Jedem zugeſichert fein ,welcher ſich 
zur Erfüllung gewiſſer Bedingungen verſteht, oder einer beſtimmten 
Perſon ertheilt werden. Kiel weniger iſt dieß bei ſ. g. Erfin⸗ 
dungspatenten der Bau, in fo fern dabei den übrigen untertha⸗ 
nen nichts von einer ſchon vorhanden gewefenen natürlichen Befug⸗ 
niß entzogen wird, weshalb auch die Ertheilung ſolcher Patente, 
wodurch nügliche Erfindungen theils befördert, theils belohnt wer⸗ 
den, dem Ermeſſen der Regierung überlaſſen iſt. Den Erſindungs⸗ 
Patenten find Privilegien gegen ben Nachdruck beflimmter literäs 
riſcher Probucte gleich zu flellen, im Gegenfag zum ausſchließlichen 
Berlagsrehte von Schriften Überhaupt oder einer gewiſſen Art 
G. B aller Schulbücher), welche bie Ratur von Gewerbös oder Han⸗ 
dels⸗Pridilegien haben. 

N) Bergl. Klüber, öffentl. Reht $. 486. S. au Würtemb. Verf. 
ur. 5. 31. Kurheſſ. Verf. urk. v. 1831 $. 36. v. 1862 $. 25. 
Altenburg. Srundgef. $. 59, Oldenb. Grunbgef. Art. 54 u. %. 
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nur kraft einer ſolchen Verleihung von einer Privatperfon aus⸗ 
geübt werben kann (Verleihung f. g. Hoheitörechte); 2. in der 
dauernden Befreiung einer Perfon von gewiffen öffentlichen 
Laſten (Steuern und Dienften) oder in der Eremtion derfelben 
von einer die Regel bildenden Staatseinridhtung (3. B. privile: 
girter Gerichtöftand); 3. in’ der Anerkennung einer (entweder ab: 
folut oder im Verhältniß zu allen nicht auf gleiche Weiſe Privi- 
legirten) ausſchließlichen Befugniß zur Vornahme von 
“ Handlungen, weldye außerdem ald Ausflüſſe der natürlichen Zrei: 
beit einem Jeden freiftehen würden 19) (Gewerbs⸗ und Handels⸗ 
Privilegien, Monopole); 4. in der Zuficherung eines befon: 
dern Schußes gegen mögliche Beeinträchtigungen und Ver⸗ 
legungen, welche die Gefeße im Allgemeinen entweder gar nicht, 
oder nicht in diefer Maße verbieten, oder vielleicht felbft geftat: 
ten (3. B. Erfindungd-Patente, Privilegien gegen ben Rachdrud, 
Moratorien, ficheres Geleit u. f. w). — Sn ben meiften dieſer 
Falle kann der Staat möglicher Weife au fich felbft privilegi: 
ren, immer aber nur unter der Borausfesung, daß dadurch Fein 
fchon beftehended wohlerworbened Recht eined Dritten verlegt 
oder beflen Verfolgung beeinträchtigt werde und die Ertheilung 
bed Privilegiumd nicht einer allgemeinen, jede Eremtion aus: 
fließenden, gefeglichen Beflimmung wibderfpreche 11), ober burd) 
die Verfaffung beſchränkt oder unterfagt fei 12). 


10) In fo fern hierbei allen Unterthanen bie Vornahme gewiffer Hand: 
lungen unterfagt wird, tft bier eigentlich eine Lex generalis (ein all: 
gemeines Verbot) mit eher, das Privilegium conflituirenden Lex 
speclalis verbunden. Hierin liegt offenbar ber Grund, weshalb ders 
gleichen Privilegien in ſtaatsrechtlicher Hinfiht, ober was bie 
Befugniß des Regenten zu ihrer Srtheilung betrifft, zum Theil ans 
ders behandelt werden müffen, als die Übrigen Privilegien. 

11) Wonach 3. B. jest meiftens die Steuerprivilegien unzuläffig 
find. S. aber aud) v. Bülow u. Hagemann, pract. Erört. Bd. 
IL Ro. 10. 

12) Mie fchon in ältern Landesverträgen (3. B. Tübinger Bertrag, ſ. 
v. Mohl J. 8.6 Medlenburg.. Erbi. Vergl. v. 1755 $. 340) 
und in neuern VBerfaflungss Urkunden bie Ertheilung von Hanbels- 
privilegien und Monopolen, bie Bewilligung von Mora to⸗ 
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V. Seiner Wirkung nad begründet jebed gültige Privile: 
gium ein wohlerworbenes Recht für den Privilegirten, auch 
im Verhältniß zur Staatögewalt, wodurch jede willkührliche Ber: 
letzung beffelben ausgefchloffen wird. Im Falle einer aus Grün- 
den des öffentlichen Wohls nothwendigen Aufhebung des Pri- 
vilegiums, kommen die allgemeinen Principien über Aufhebung 
wohlerworbener Rechte ($. 151.) zur Anwendung Wie jedes 
jus quaesitum fann es aber durch eigene Schuld des Privilegir- 
ten (indbefondere dur Mißbrauch, ber aber bei Privilegien, 
die ein öffentliches Recht zum Gegenfland haben, auch im 
Nihtgebrauch beftehen Tann) zur Strafe verloren geben 13). 
Eine Publication ift bei den Privilegien in fo fern erforderlich, 
ald die Rechte und Verbindlichkeiten der übrigen Unterthanen ba: 
durch berührt werben. 


Viertes Kapitel, 


Bon der oberauffebenden und vollziebenden 
| Gewalt. 


3. St. Pütter’s Literatur bes Staatsr. Th. IT. ©. 300 fe Klüber’s 
Fortſetz. S. 284 f. — Pütter's Beiträge zum deutfch. Staats⸗ 
u. Fürſtenr. 25. I. &. 181 f. — Scheidemantel, Staater. 
nad; der Bernunft. Th. L S. 249—268. — C. A. Tittmann 
Comm. de ambitu et limitibus juris supremae inspectionis e na- 
tura rei et principiis juris publici, tam universalis quam germa- 
nici, rite ponendis. Gött. 1796. — Bäberlin, Handb. bes 
deutſch. Staatsrechts. Th. I. ©. 142 f. — Leif, Lehrb. bes 
Staater. $. 103 f. — Bönnes, Gtaatör. $. 2841 f. — Klü: 
ber, öffentl. Recht $. 358 fe — Maurenbrecher, Staater. $. 
177f.— Zirkler, bas Affociationsredyt der Staatsbürger. Leipz. 
1834. ©. 16 f. — A. Mirus, die Hoheitsrecdhte in den deutſch. 
Bundesflaat. Th. I. ©. 66. — Chr. A..Herrmann, de jure 





rien durch den Regenten u. |. w. Das Nähere hierüber wird bei 
den einzelnen. Gegenſtänden bes Negierungsrechtes erwähnt werben. 
13) Ueber andere Erlöfhhungsgrände, fo wie über Auslegung, Wererbung, 
Verjährung der Privilegien f. das Eivilrecht. Puchta's Pandekten 
$. 31. Bergl. auch Pütter’s Literat. des Staatsr. Th. III. $. 
1093. Strube, rechtl. Bedenk. Ih. IH. Ro. 139. TH. IV. No. 21. 
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supremae inspeclionis juris publici Germanici pfaecepte. Hal. 
1843. _ 

Hortensii Gavalcani Tract. de brachio regio. Mant. 1604. G. A. 

| Struv, de executione. Jen. 1655. Idem, de brachio seculari, 
Jen. 1691. Scheidbemantel, Staater. nad der Vernunft. Th. 
1. ©. 269 f. Klüber, öffent. Recht $. 364°. 3. 3. Wagner, 
über die Trennung ber legislativen und erecutiven Gewalt. Mün- 
den 1804. 


8. 165. ($- 136.) 
1. Vom Oberauffidhtöredht der NHegierung: 
A. Begriff und Mittel zur Ausübung deſſelben. 


4 Das f. g. Oberauffichtsrecht des Regenten (jus 
suprema® inspectionis) befteht im Allgemeinen in ber Befugniß 
und resp. Verpflichtung des Regenten, von Allem, was im 
Bereiche des Staats vorgeht und feine Rechte, Pflichten ober 
Intereſſen berührt, Kenntniß zu nehmen, um baburd in den 
Stand gefegt zu werden, alles dem- Staate Nützliche zu för: 
dern, das Schäbliche dagegen zu entfernen. Daffelbe ge: 
bört zu den wefentlidhen Beftandtheilen der Etaatögewalt 1) 
und dient der Regierung inöbefondere dazu, die Xhätigkeit der 
Geſetzgebung vorzubereiten, fid) von der Beobachtung der Gefeke 


1) Bergl. Th. I. 8. 20. Bon Mandyen wie z. B. von Schmitthen⸗ 
ner, über die Eintheilung ber Staategewalt (in Pöolit Zahrb. f. 
Geſch. u. Politik fortgef. v. Bülau. Jahrg. 1841 Septbr. Heft. S. 
251 f.) ift die Aufftellung dieſes befondern Beſtandtheiles ber Staats- 
gewalt verworfen worben, theils weil bier von feiner Gewalt die 
Rede fein könne, theiks-weil das, was man bazu zähle, entweber 
der Gefesgebung oder Erecutive 'anheimfalle. Allein während 
der erfte Einwand auf einem zu engen Begriff von Gewalt berubt 
und am Ende nur auf einen Wortftreit hinausläuft, werben bei bem 
zweiten Einwurfgbie Functionen der Legislation und Grecutive offen 
bar zu fehr erweitert. Nur foviel ift richtig, baß das Oberauffichtes 
recht der .Hülfe der gefeggebenden und vollziehenden Gewalt nicht 
entbehren kann. A: In demfelben Verhältniſſe ſtehen aber auch Geſet⸗ 
gebung und Vollziehung zu einander und beide wieder zur Ober⸗ 
aufficht. 
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zu vergewiflern, Die rechtzeitige und dem. Zwecke entfprechende 
Wiekfamkeit der vollfiredenden Gewalt zu fichern und die Aus: 
übung befonderer Rechte möglih zu machen. Als Mittel zur 
Ausübung diefer Function find zu betradhten: 1. Die Abſen⸗ 
dung von Bevollmächtigten durch die Regierung, um an 
Ort und Stelle Befihtigungen (Bifitatianen) vorzunehmen 2), 
Erkundigungen einzuziehen und bei gewiffen Verhandlungen und 
Ereigniffen, 3. 3. bei politifchen und kirchlichen Wahlacten, im 
Intereſſe der Regierung gegenwärtig zu fein. 2. Die allen 
Staatsbehörden und Beamten obliegende Pfliht zur Be: 
rihterfiattung über ihre regelmäßige Geſchäftsführung und 
alle außerordentliche, dad Intereſſe des Staats beruhrende Vor: 
fäle3). 3. Die Verbindlichkeit der Unterthanen über die von 
ihnen gemachten Wahrnehmungen auf Verlangen Zeugniß ab: 
zulegen. 4 Die Verbindlichkeit von Corporationen, Collegien 
und Individuen, unter Borlegung aller bie vollftändige Kennt: 
nißnahme des concreten Werhältniffes bedingenden Gegenftände, 
in den, von ben Gefesen beftimmten, Fällen auch unauf: 
gefordert Anzeige zu machen, die vorgefchriebene Genehmi— 
gung, Beftätigung oder Gonfirmation (dad Placet) .der 
vorgefeßten Staatöbehörben und resp. des Landesfürften felbft, 
für gewiſſe Willensacte, z. B. für autonomifche Beftimmungen (Fa⸗ 
milien-Statute vergl. $. 98. Ih. I. S. 482), Privatgefchäfte einer 
gewiffen Art, Gründung von Gefellfhaften %) mit bauerndem 
Zwede, einzuholen, oder die geſetzlich erforderliche Conceſſion 


2) Ahasv. Fritsch, de visitation. provinelal. utiliter instituend. Ge- 
rae. 1671. Scheidbemantel.a. a. ©. I. $. 178. 
3). Bon der Berichtserflattung der Untergerichte an bie obern Juftizhöfe 
“in Regierungs » Sammer: und Polizeis Angelegenheiten f. v. Bülow 
u. Hagemann pract. Erört. Bb.I. No. 7. — Den Gerichten ges 
genäber darf die Pflicht der Berichterſtattung (auch Einfendung ber 
Acten), wie fi) von felbft verfteft, nicht zu Eingriffen oder Hem⸗ 
mungen ber Rechtöpfleges auch nicht zur Verlegung des Prinzips der 
richterlichen Unabhängigkeit (3. B. durch die Forderung bie einzelnen 
Vota einzufchicdlen) mißbraudyt werben. 
4) Bergl. 3. B. Meintng. Grundgef. $. 28 u. oben $. 90. No. IV. 
Zach ariä's Staatsrecht. Zr Bb. 2te Aufl. 13 
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zen (f. No. 1.) ganz entzogene Stellung in Anſpruch nehmen, 
und baflelbe gilt vom Berbältniffe der Kirche im Staate, bhin= 
ſichtlich welcher fih das Dberauffichtörecht ded Staats befonders 
in der Nothwendigkeit des Placet regium und der Ueberwa- 
chung des Verkehrs mit auswärtigen Kirchenobern äußert. — 
Webrigend würde es eine unnüge Bemühung fein, die Gegen: 
flände des Oberauffichtörechtö beſonders aufzählen zu wollen, ba 
es, eben fo wie die Gefebgebung und Vollftredung, binfichtlich 
alles deffen eintritt, was möglicher Weiſe Gegenftand der Etaats: 
gewalt fein kann 3). Am meiften bemerkbar tritt das Recht der 
Oberaufſicht bei allen Gegenftänden der Polizei hervor. Won 
einen Gegenfage zwifhen Polizei und Recht der Oberauf: 
ficht können aber nur Diejenigen fprechen, welche die Functio: 
nen ber Staatögewalt nicht von den Gegenftänden der Staats⸗ 
thätigfeit zu fondern vermögen. 5 

11. Eine Eoncurrenz der Lanbftände bei der Ausübung 
des Oberauffichtörechtö findet im Allgemeinen nicht Statt. Auch 
fehlen der Regel nach den deutfchen Ständen alle Mittel, wel: 
he zur Ausübung ‘einer Oberaufficht nothwendig find, wie 3.8. 
dad Recht Commiſſarien an Ort und Stelle abzuordnen, Berichte 
von Behörden oder Unterthanen einzufordern u. f. w.%. Dafür 
haben fie aber die Befugniß, von der Regierung alle bieje- 
nigen Aufſchlüſſe über Gegenftände des dffentlichen Intereſſes 
zu begehren, welche zur Geltendmachung oder Ausübung der 
ftändifchen Rechte erforderlich find. 


3) Mit Recht bemerkt ſchon Leiſt, Lehrb. des Staater. 8. 103. Rot. 2, 
daß es ein Fehler fei, wenn man hier die einzelnen Gegenftände, bei 
weldyen bie ‚oberauffehende Gewalt fi) vorzüglich wirkfam äeige, 
durchgehen wollte. 

4) Erft in neueften Verfaſſungen ift ben Ständen (wie in der Sranffur: 
ter Reichsverfaſſung 8..99 dem Reichstag) das „Recht ber Erhebung 
von Thatſachen/ eingeräumt worden. Die Preuß. Verf. urk. Art. 
82 fagt: „Eine jede Kammer hat bie Befugniß, behufs ihrer. Infor- 
mation Sommiffionen zur Unterfuhutg von Thatſachen 
zu ernennen.“ 





IV. Oberauffehende u. vollziehbende Gewalt. ($. 167.) 197 


$. 167. (8. 188.) ” 


HE, Bon der volljiebenden Gewalt. 
A. Begriff und Mittel zu ihrer Ausübung. 


I. Die Aufrechthaltung des rechtlichen Zuftandes im Staat 
und die Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt läßt fi nicht 
blos durch das Mittel der Gefeßgebung und Oberaufficht errei⸗ 
hen, fondern es bedarf dazu nothwendig der unmittelbar eingreis 
fenden vollziehenden Gewalt (potestas exequendi, pouvoir 
executif), welche mithin ebenfalls ald ein wefentlicher Beftanb: 
theil der. Staatsgewalt zu betrachten ift und in dem Rechte und 
resp. der Verpflichtung der Staatögewalt befteht, alles Das: 
jmige zu verwirklichen und ins Leben zu rufen, was nad) 
den Gefeßen ober dent -Bedürfniffe zufolge geſchehen 
muß N. Die vollziehende Gewalt (der weltliche Arm) muß da: 
her mit derjenigen Kraft und Zwangsgewalt auögerüftet - fein, 
welhe dazu erforderlich iſt, um alle ihr entgegen tretenden Din 
derniffe zu befeitigen und den Ungehorfam zu beugen; auch: müf: 
fen ihr die dazu nothmwendigen Mittel zur unmittelbaren Verfü— 
gung ſtehen; fie darf nicht vom guten Willen Anderer, die diefe 
Mittel erft aufbringen follen, abhängig fein. Die vollziehende 
Gewalt ift aber nicht bloß eine mechanifche Function, fondern fie 
umfaßt: 1. das, wieder durch eine vorgängige Unterſuchung. 
bedingte, Recht der Entfcheidung über concrete Verhältniſſe 
oder der Feftftellung (Beflimmung) Desjenigen, was im ein: 
zelnen Falle gefchehen muß; 2. die Bollziehung oder Voll: 
frefung im engern Sinne. 

1. Gewöhnlich unterfcheidet man zwei Arten der vollzie: 
benden Gewalt: die richterliche und die adminiftrative Ge: 
walt. Dabei darf man aber nicht an zwei von einander gefchie: 
dene ober ſich gar feindlich gegenüberftehende Gewalten denken, 





1) Eine wirkliche Trennung ber vollziehenden Gewalt von ber Geſetge⸗ 
bung und Oberaufſicht iſt an ſich etwas Wiberfinniges und ber Ge⸗ 
ſchichte zufolge da, wo man fie verfucht hat, ſtets verderblich ges 
weſen. 
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zen (f. No. 1.) ganz entzogene Stellung in Anfprud nehmen, 
und baffelbe gilt vom Berhältniffe der Kirche im Staate, hin: 
fichtlich welcher fi das Oberaufſichtsrecht des Staats beſonders 
in ber Nothwendigkeit des Placet regium und der Ueberwa: 
chung des Verkehrs mit auswärtigen Kirchenobern äußert. — 
Uebrigend würde ed eine unnüge Bemühung fein, bie Gegen: 
flände des Oberauffichtörechtö befonderd aufzählen zu wollen, da 
es, eben fo wie die Geſetzgebung und Bollftredung, binfichtlich 
alled deſſen eintritt, wad möglicher Weife Gegenftanb der Staats⸗ 
gewalt fein kann 3). Am meiften bemerkbar tritt dad Recht der 
Oberaufſicht bei allen Gegenftänden der Polizei hervor. Bon 
einen Gegenfabe zwifhen Polizei und Recht der Oberauf: 
fiht können aber nur Diejenigen fprechen, welche die Functio— 
nen ber Staatögewalt nicht von den Gegenftänden der Staats: 
thätigfeit zu fondern vermögen. ; 

11. Eine Eoncurrenz ber Lanbftände bei der Ausübung 
des Oberauffichtörecht8 findet im Allgemeinen nicht Statt. Auch 
feblen der Regel nach den deutſchen Ständen alle Mittel, wel: 
he zur Ausübung “einer Oberaufficht nothwendig find, wie 3.8. 
dad Recht Commiffarien an Ort und Stelle abzuorbnen, Berichte 
von Behörden ober Unterthanen einzufordern u. f. w. 9). Dafür 
haben fie aber die Befugniß, von der Regierung alle dieje— 
nigen Auffchlüffe über Gegenftände des öffentlichen Intereſſes 
zu begehren, welche zur Geltendmachung oder Ausübung der 
ſtändiſchen Rechte erforderlich ſind. 


3) Mit Recht bemerkt ſchon Leiſt, Lehrb. des Staatsr. $. 103. Not. 2, 
daß es ein Fehler ſei, wenn man hier die einzelnen Gegenſtände, bei 
welchen die oberaufſehende Gewalt ſich vorzüglidy: wirkſam zeige, 
durchgehen wollte. 

4) Erſt in neueſten Verfaſſungen iſt den Ständen (wie in der Frankfur⸗ 
ter Reichsverfaſſung $..99 dem Reichstag) das „Recht ber Erhebung 
von Zhatfachen« eingeräumt worden. Die Preuß. Verf. Urk. Art. 
82 fagt: „Eine jede Kammer hat bie Befugniß, behufs ihrer. Infor: 
mation Commiffionen zur Unterfuhung von Thatſachen 
zu ernennen.« 
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BE. Bon der volljiehbenden Gewalt. 
A. Begriff und Mittel zu ihrer Ausübung. 


l. Die Aufrechthaltung des rechtlichen Zuftandes im Staat 
und die Beförderung ber allgemeinen Wohlfahrt läßt fich nicht 
blos durch dad Mittel der Gefeßgebung und Oberaufficht errei- 
hen, fondern ed bedarf dazu nothwendig der unmittelbar eingrei: 
fenden vollziehenden Gewalt (poltestas exequendi, pouvoir 
execulif), welche mithin ebenfalls als ein wefentlicher Beftand: 
theil der Staatögewalt zu betrachten ift und in dem Rechte und 
resp. der Verpflichtung der Staatögewalt befteht, alles Das: 
jenige zu verwirklichen und ins Leben zu rufen, was nad 
den Gefetzen oder dent Bedürfniffe zufolge gefhehen 
muß I). Die vollzgiehende Gewalt (der weltliche Arm) muß da: 
ber mit derjenigen Kraft und Zwangsgewalt audgerüftet - fein, 
welche dazu erforderlich ift, um alle ihr entgegen tretenden Din- 
derniffe zu befeitigen und den Ungehorfam zu beugen; auch: müf: 
fen ihr die Dazu nothwendigen Mittel zur unmittelbaren Verfü— 
gung ſtehen; fie darf nicht vom guten Willen Anderer, die diefe 
Mittel erft aufbringen follen, abhängig fein. Die volziehende 
Gewalt ift aber nicht bloß eine mechanifche Function, fondern fie 
umfaßt: 1. das, wieder Durch eine vorgängige Unterfudung. 
bedingte, Recht der Entfhetbung über concrete Verhältniſſe 
oder der Feftftellung (Beflimmung) Dedjenigen, was im ein: 
zelnen Falle gefchehen muß; 2. die Vollziehung oder Voll: 
ftredung im engern Sinne. 

1. Gewöhnlich unterfcheidet man zwei Arten der vollzie: 
henden Gewalt: die richterliche und die abminiftrative Ge: 
welt. Dabei darf man aber nicht an zwei von cinander geſchie— 
dene oder fich gar feindlich gegenüberftehende Gewalten benfen, 





1) Eine wirkliche Trennung ber vollziehenden Gewalt von der Geſetzge⸗ 
bung und Oberaufficht ift an fich etwas Widerfinniges und der Ge⸗ 
ſchichte zufolge da, wo man fie verfucht hat, ſtets verberblid, ges 
wefen. 
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fondern nur an verfchietene Gegenflände für die Zunctionen 
einer und derfelben Etaatögewalt, weldye zum Zheil von verſchie⸗ 
denen Behörten und nad verfdietenen Srundfägen behandelt 
werden, wobei aber die Entſcheidung und Bolfiredung immer 
auf den Willen des Inhabers der untheilbaren Staatdgewalt zu- 
rüdgeführt werden muß. WBöllig unridhtig if c& aber, Zufliz, 
Polizei, Finanzen u. f. w. blos als einzelne Zweige der vollzie⸗ 
henden Gewalt zu behandeln 2). 

11. Die Mittel, deren fi die vollziehbende Gewalt be: 
dient, haben theils blos- den Zwei, den Willen der zum Ge: 
horfam Verpflichteten dem Bedürfniß entfpredhend zu beftim: 
men 3), oder ihm bie erforderlihe Rihtung zu geben (Befehle, 
Auflagen mit oder ohne Androhung von Uebeln, pſychiſcher 
Zwang); theil3 turd Anwendung phyſiſcher Kräfte (phyſi—⸗ 
fhen Zwang) den Befehl zu vollziehen oder die entgegenfteben: 
den Demmnifle zu befeitigen. Nothwendig hierzu ift insbeſon⸗ 
dere die Requifition oder Aufftellung der erforderlihden Mann: 
fchaft oder die ſtete Bereithaltung einer gehörig organifirten 
bewaffneten Macht, um der Ausführung in jedem Falle den 
erforderlihen Nahdrud zu geben. Zur Leiſtung der hierzu erfor: 
derlichen Dienfte find die Unterthanen verpflichtet und in Deutſch⸗ 
land hat man diefe von jeher allgemein anerfannte Verpflichtung 
unter dem Namen der Land: und Gerichtöfolge 4) begriffen 
und andrer Seitd von einem Landesdienftregal gefprochen. 

2) Neuere Spfteme des Staatöredyts, wie 3. B. bas Lehrbuch von 

Maurenbreder, beruhen in biefer Hinfiht auf einer völlig unlo: 

gifhen und wibderfinnigen Anordnung, wenn fie die f. 9. Organiſa⸗ 

tions und Repräfentativ : Gewalt» ale Unterarten der gefeagebenden 

Gewalt, dagegen bie richterlidye, die Polizei⸗, Zinanz-, Cameral⸗ 

und Militair: Gewalt als befondere Anwendungen der vollziehenden 

Gewalt betrachten, gleidyfam als ob Juftiz, Polizei u. f. wo. nicht 

ebenfo gut Gegenftände der Geſetzgebung und Oberaufſicht wären. 

Vergl. Leift, Staatör. $. 98. 

3) Im Allgemeinen gefchieht bieß ſchon durch die Gefete;s im Be: 
fondern iſt ed Sadye der vollziehenden Gewalt, 
1) Schriften über die Landfolge f. bei Pütter, Literat. Ih. II. ©. 

335 f. 
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Die öfters erfahrene Unzulänglichleit der Natural: Dienfte, 
die dabei faſt unvermeidlihe ungleiche Vertheilung und zu 
große Beläftigung der Unterthanen hat aber, abgefehen von 
der Verpflichtung zum regelmäßigen Militairbienft, den Gebraud) 
der Ratural« Dienfte in neuerer Zeit fehr vermindert. — Bon 
befonderer Wichtigkeit iſt unter den, eine regelmäßige Vollſtreckung 
ſichernden, Anftalten das Inflitut der f. g. Gensdarmerie 
Polizei: Soldaten, Landreuter, Landbragoner) wie ed in ben 
einzelnen Bunbesftaaten vorzüglich in dieſem Jahrhundert durch 
befondere Verordnungen organifirt worden ift 5). 


6. 168. (6. 139.) 


WB. Gränzen der vollziehenden Gewalt. Concurrenz 

der Stände, 

J. Die Grängen der vollziehenden Gewalt find theild bie 
nämlihen, welche fchon für die Geſetzgebung aufgeftellt wers 
ben mußten, theils find fie aus dem pofitiven Rechte oder den 
Geſetzen felbft zu entnehmen, in fo fern die vollziehende Ge: 
walt 1. Beinen durch die Geſetze ausgefchloffenen Zweck verfol: 
gen, 2. nicht von dem durch die Gefege vorgefchriebenen Ver: 
fahren abweichen, und 3. fich keiner durch dad Geſetz verbote: 
nn Mittel bedienen darf. Denn das ift eben die Hauptbe: 
fimmung der Eivil: und Criminal:Gefege, nächſt der Sicherung 
der Rechtsordnung gegen Angriffe und Werlegung von Seiten 
der einzelnen Staatöglieder, den legtern zugleich einen Schuß zu 
gewähren gegen ben Mißbrauch der vollziehenden (befonderd ſtra⸗ 
fenden) Gewalt, fomwie gegen dad Walten der Laune und Wille. - 
führ bei der Entfcheidung über einzelne Verhältniffe, und gegen 
die Verfolgung felbftfüchtiger, das Wohl des Ganzen nicht be: 
dingender, Zwede. Einen noch höhern Schug begründen aber 
die Verfaſſungs-Urkunden, in fo fern fie den Zweck haben, 
durch Aufftellung beflimmter Schranken der Staatögewalt und 





5) Vergl. Klüber, öffentl. Recht $. 546. Preußifches Edict v. 30. 
Juli 1812 und Verordn. v. 30. Dechr. 1:20. H. Simon, preuß. 
Staatör. Bd. I. 8.179 f. Hannov. Verordn. dv. 30. Aug. 1822. 
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fondern nur an verſchiedene © ‚ nfondere Sarantieen ge: 
einer und bderfelben Staat‘ walt zu gewähren und zu: 
denen Behorden unt ‚zuilte Abänderung der Geſetze 
werben, wobei ab« „ientlihe Vorausſetzung iſt aber 
auf den Willen d ‚amt genug lauten und durch ſi⸗ 
rückgeführt wer‘ itũhr der Vollſtreckung beſeitigen, z. 
Polizei, Finc rſonlichen Freiheit gegenzwilltührliche 
henden Gen — u. ſ. w. betrifft 2). Ein ſich von ſelbſt 

IL — iſt, daß die vollſtreckende Gewalt bei der 
dient, I "gefehlen und Anorönungen, auch infoweit es 
horfom mr ung gefeglich ftatthafter Mittel handelt, ſich 
men "Norm Mittel bedienen bürfe, ald den Umfländen nach 
Auf a — id, und daß das zur Beugung des Ungehorſams 
dr. Fr Zwangömittel, in fo fern ed mit der Zufügung 
f — gebel verbunden ift, in keinem zu großen Mißver: 


je zu bem zu erreichenden Zwece ſtehen dürfe. 

at Die deutfchen Kandftände. nehmen zwar heutiged Tages 
ee nach an der Vollziehung der Gefeke, an der Ausübung 
NM gerihtöbarkeit und der Abminiftration oder Verwal⸗ 
. feinen Theil 3), allein einzelne Befugniffe, welche in der 
g in einer Concurrenz zu Zweigen der Erecutive befiehen, 
fommen ihnen nach mehrern deutfchen Berfaflungen, welche nicht 

5° — — 
1» Beſonders gehört hierher der allgemeine Satz der deutſchen Grund⸗ 
geſetze: „Die Freiheit der Perſon und bes Eigenthums kann kei: 


nen andern Beſchränkungen unterliegen, als welche Recht und Ge⸗ 
ſetz beſtimmen.“ Vergl. oben Th. J. 85 89. 


2) Beſonders ſeit 1848 iſt in dieſer Beziehung in der Geſetzgebung der 
deutſchen Staaten, meiſtens in Folge oder im Hinblick auf die 
Frankfurter Grundrechte Art. 3-8, namentlich durch die neue Orga: 
nifation bes Strafverfahrens, Vieles BacıgeyoH: Vergl. oben Th. I. 
$. 89. 


3) Daß bie ältern Landſtände weit mehr als gegenwärtig bei verſchie⸗ 
denen Gegenſtänden der Verwaltung concurrirten, f. oben Th. I. 
$. 108. No. IL, Ueber die Theilnahme der alten Landſtände an ber 
Rechtöpflege f. Unger, Geſch. ber deutſch. Tandflände Th. II. ©. 
159 f. 
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08 auf dem Schema bed modernen Gonftitutionaliömus beru- 
auch heutiged Tages noch zu 9. j 


Sünftes Kapitel. 
Bon der Suftizbobeit. 

3.3. Mofer, von ber teutfchen Juſtizverfaſſung. Th. L II. 1774. — 
Derfelbe, von ber Landeshoheit in Juſtizſachen. Frankf. u. Leipz. 
1773. — J. J. Sündermahler, de potestate judiciaria S.-R. 
I. principum, in deffen Opusc. MI. — T.W. Tafioger, de 
potestate judiciaria statuum imperii. Tub. 1772. — Malblanc, 
conspectus rei judiciariae Romano -Germanicae. Norimb. 1797. — 
Jargow, von ben Regalien. Lib. I. c. 6. — A. Mirus, bie 
Hoheitsrechte in ben deutſch. Bundesſtaaten. Th. IL. ©. 396 f. 

Häberlin, Handb. des deutichen Staatsrechts. Th. II. ©. 
295 fe — Bönner, Gtaater. $. 300 f. — Leiſt, Lehrb. bes 
Staatsr. 5.123f.— Klüber, öffentl Recht. $.36f.— Maus 
renbrecher, Staatör. $. 189f.— Zöpfl, Staatör. $. 138 f. 

Vergl. auch die Entwidelung von Heffter im Archiv des Grim, 
Rechts. Jahrg. 1843 ©. 115 f. und von Herrmann in bemf. 
Archiv 1852 ©. 298 f. bef. S. 304 f. 


$. 169. ($. 148.) 
EI. on der Suftizbobeit überhaupt. 


In dem Begriff des Staats liegt das Dafein einer beflimm- 
ten Rechtsordnung, zu deren. Feftftelung und Erhaltung bie 
Staatsgewalt nad ihrer wefentlichften Beſtimmung berufen if. 
In der Handhabung bderfelben theild zum Schuß der verlegten 
Privatrechte der Einzelnen, theils zur Ahndung der dad Recht 
im objectiven Sinne negirenden Handlungen befteht die Ju: 
ſtijhoheit des Staats (potesitas judiciaria suprema s. sublimis). 
Sie ift von jeher als die Hauptfunction der bürgerlichen Obrig: 
feit betrachtet worden, wirb allgemein als ein wefentlicher Be⸗ 
Randtheil der Staatögewalt überhaupt aufgefaßt und verfteht 
fh daher auch für die Regierungsgewalt in den deutfchen 
Bundeöftaaten ganz von felbft 1). In den Anfängen des bür- 





7 —xX 


9 Vergl. oben Th. J. $. 116. | 
I) Heffter a. a. O. 8.117: „In biefer Bedeutung erfcheint bie Zus 
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gerlichen Gemeinwefens äußert fie fih nur richtend nad ben” 
‚ im Bemußtfein des Volles lebenden Rechte; bei fortgefchrittener 
Erfenntniß- der Staatdaufgaben in der dreifahen Richtung der 
Staatögewalt überhaupt, nämlich gefeßgebend, Oberauffidht 
übend und vollziehend, und fo betrachtet man als Beſtand⸗ 
theile der Juſtizhoheit: 1. dad Recht Gefege zu geben für 
Rechtsſachen, und’ die zu ihrer Verhandlung und Entfcheidung 
nothwendigen Anftalten zu treffen, insbefondere Richter oder 
Gerichte in einer oder mehrern Inſtanzen dafür anzuordnen 
(Juſtizgeſetzgebung und Gerihtöorganifation); 2. bie 
Oberaufſicht über dad Juſtizweſen; 3. die Gerichtsbarkeit 
oder richterliche Gewalt (polestas judiciaria; jurisdictio in - 
specie), welche den Schuß und die Aufrechthaltung des Rechts 
im Wege des Gerichts bewirkt und nach deutfchrechtlicher Auffaf- 
fung zwei Beftandtheile umfaßt, welche fich jedenfalls ihrem 
Inhalt nach begriffsmäßig unterfcheiden laſſen und zu Zeiten 
auch von befondern Organen mit verfchiedenen Functionen re⸗ 
präfentirt worden find, nämlich die Gerichtsherrlichkeit und 
die rihterlihe Gewalt oder Gerichtsbarkeit im engern 
Sinne 2). Jenes ift die aus der königlichen Gewalt abgeleitete 


ftizgoheit von den älteften Zeiten herz fie ift neben ber-Sorge für 
das religiöfe Bedürfniß und für die Sicherheit gegen auswärtige 
Beinde die am früheften in Anfprudy genommene Thätigkeit bes Ges 
meinwefens; bie übrigen Heheitsrechte geftalten ſich geſchichtlich erft 
bei weiterer Entwicelung ber lestern.« Dafür fpricht auch die ge: 
ſchichtliche Entwidelung der Landeshoheit in Deutſchland. Schon auf 
den erften Stufen ber Gntwidelung der RLanbeshoheit wurde bie 
Jurisdictio als ein ſich von felbft verftehender Beſtandtheil 
der erftern betradhtet. Die Zurisbdiction bildet den Grunbflod, an 

. welchen ſich das übrige Recht der Zerritorials®ewalten anſchloß, und 
längere Zeit noch wirb von ben Juriſten Jurisdictio ale Hauptbe⸗ 
ftandtheil für die ganze Lanbeshoheit gebraudht. Vergl. Const. Fri- 
derici II. de a. 1232. (Oben Th. I. $. 29. Rote 8.) Aurea bulla 
Caroli IV. Cap. XIII. $. 1. 3 Ghr. Fr. G. Meifter, vouft. Gin- 
leit. zur peint. Rechtsgelehrſamk. ©. 303 f. 


2) Herrmann a. a. O. hat ſich das Werbienft erworben, dieſe Un» 
terfcheidbung hervor gehoben und befonders für die Feſtſtellung des 
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Befugniß, die zur gerichtlichen Erledigung der Rechtöfachen erforz 
derlichen Maßregeln und Anftalten zu treffen und ben Urtheils: 
fpruch zu vollziehen; dieſes die eigentlich rechtſprechende oder 
Urtheil findende Zunction, welche nad der Rechtöverfaffung 
des Mittelalters, im Gegenfag zum Richter als Repräfentanten 
der Serichtöherrlichleit von den aus der Gemeinde genommenen 
Schöffen vollzogen wird. Seitdem aber durch die, mit bem 
Eindringen der fremden Rechte in Deutfchland in Verbindung 
ſtehende, Befeitigung der Schöffengerichte auch dad Rechtfprechen 
mit dem Amte des Richters fich verbunden hatte, wurde die 
Gerihtöbarfeit mit allen dazu gehörigen Zunctionen auf die 
fonigliche oder lanbeöhoheitliche Gewalt ald ihre Quelle zurüd: 
geführt, zugleich aber auch durch Feftftelung bed Grundfages, daß 
die Behandlung und Erledigung der Nechtöfachen nicht vom Ge: 
rihtsinhaber 3) felbft, fondern lediglich von den dazu beftell- 
ten Gerichten erfolgen dürfe (f. den folg. Sphen) die neuere ſtaats⸗ 
rechtliche Doctrin begründet, daß die Gerichtsbarkeit ſtets eine 
von ber Staatögewalt übertragene und im Namen des Lan: 
beöberrn (Staatöoberhaupts) Auszuubende Verpflichtung zur Uns 
terfuhung und Entfcheidung von ftreitigen Juſtizſachen und 
zur Bollfiredung des Sprudß fei 9. 

In eine äußere Verbindung damit trat nach poſitiv⸗rechtli⸗ 


‘ Begriffs der Staatdanwaltfchaft im neuern Strafverfahren benutzt 
zu haben. 

Dieß tritt auch in dem feit der veränderten Gerichtöverfaffung in fo 
vielen Particular⸗Rechten ergebenden Verbote hervor, daß die Ges 
richtsherrn ſich nicht felbft mit Sachen ber ftreitigen Gerichtsbarkeit 
befaffen follen. &. unten von ber Patrim.-Gerichtsbarkeit. 

Run erft entfland der Streit, ob die Vollftredung zu den weſentli⸗ 
chen Beftandtheilen der Gerichtsbarkeit oder richterlihen Gewalt ges 
höre? Durch das Recht der Voliſtreckung, meinte man, rechtfer⸗ 
tige ſich erſt der Ausdruck „richterliche Gewalt, welcher nicht paffe, 
wenn man blos an ben Act des Urtheilens oder Rechtſprechens 
denke. Bergl. v. Aretin, Staatör. der conftitut. Monarch. Ders 
ausgeg. von Rostted, Bd. I. ©. 217. Vergl. au Jordan in 
Veiske's Rechtslexikon. Bd. I. ©. 134 f. und Herrmann a. a. O. 
©. MA. 


3 


Sa 


4 


ur 
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hen Einrichtungen auch die Ausübung der f. g. freiwilligen 
Gerihtsbarkeit (jurisdictio voluntaria s. non contentiosa) als 
Inbegriff obrigkeitliher Functionen zur Verhütung möglicher 
Rechtöverlegungen und Streitigkeiten, beſonders durch öffentliche 
Beglaubigung und Beflätigung von Handlungen und Rechtöge: 
fhäften. Daher auh Rechtspolizei genannt 5). Insbeſondere 
gehört dazu die obrigkeitliche Fürforge für den Schuß hülfs⸗ und 
verfretungsbebürftiger Perfonen (Obervormundfchaft), dad öffent: 
liche Pfand= oder Hypotheken-Weſen, öffentliche Depofiten u. f. w. 
Ein auf gemeinrecdhtlichen Quellen beruhended, dazu gehöriges 
Inſtitat ift das des Notariats 6). Als Unterart der Gerichts⸗ 
barkeit 7) ift die f. g. jurisdictio voluntaria wegen der, befon: 
ders in Deutfchland gewöhnlichen, formellen Bereinigung bei: 
der Arten von Geſchäften bei ber nämlichen Behörde betrachtet 
worden. Der Begriff der Gerichtsbarkeit im eigentlichen 
Sinne ift auf bie jurisdictio voluntaria nicht anwendbar; fie ge: 
hört vielmehr formel in das Sebiet der Dberaufficht, mate 
riel in dad der Polizeihoheit des Staatd 8). 

Dem Gegenflande nah ift zwifhen der Criminal: und 
Civil-Juſtizhoheit zu unterfcheiden 9). Jene bezieht ſich auf 
die Ausübung des, dem Staate zur Erhaltung der rechtlichen 
Ordnung nothwendigen, Strafrechts, welches zweifellos als 


5) Klüber, öffentl. Recht $. 379. 

6) 5. Defterley, das deutfhe Notariat, nad) den Beflimmungen bes 
gemein. Rechts u. f. w. Th. I. Geſchichte des Notariate. Hannov. 
1842. Th. I. Darftellung des geltenden Rechte. Hannov. 1845. 

7) cf. J. E. Schroeter, de divisione jurisdictionis in yoluntariam 
et contentiosam. Erlang. 1747. Linde, Lehrb. des EivilsProceffes. 
$. 67. Gönner, Handb. des Proceffes. Th. II. S. 35. Mitter: 
maier, ber gem. deutſche bürger!. Proceß.. 2ter Beitr. Aufl. 2. 

S. 46 f. 

8) v. Aretin, Staatsr. der conſtitut. Monarch. Bb. UI. &.237. Zöpfl, 
Staater. 5.141. A. M. ift Defteriey, das dbeutfche Notariat. Th. 
1. ©. 91 f. Daß die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit nach beftehenden Einrichtungen zur Geſchäftsſphäre der Zuftiz- 
Minifterien gehören , leidet keinen Zweifel. 

9) v. Aretin, conftit. Staater. Bd. II. ©. 228 f. 
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. ein Theil des-Offentlichen Rechts zu befrachten if. Die Ei: 
vil= Zuftizhoheit hat das ganze Privatreht und alle mögli⸗ 
hen privatrechtlihen Verhältniffe zu ihrem Gegenftande. 


$. 170. (. 149.) 


EN. Die - Sauptgrundfäße der Deutfcheu 
Suftizverfaffung. 

Zum Theil gehört ſchon die beim folg. Sphen angef. Schrift von Schick hier- 
ber. Kerner: Jac. G. Sieber, von der Macht der Reichsflände u. 
Gerichtsherrn felbft Recht zu fprechen. Gött. 1780. Vergl.beſ. J. 8, 
Klüber, bie Selbftfländigkeit bes NRichteramts u. die Unabhängigkeit 
feines Urtheils im Rechtſprechen. Frankf. a.M. 1832.— H. Simon, 
die Preußifchen Richter und bie Geſetze v. 29. März. 1844. Leipz. 
1845. — B. W. Pfeiffer, bie Selbſtändigkeit u. Unabhängigkeit 
des Richteramts. Gött. 1851. — ©. aber auch J. Fr. van Len- 
ncp, Diss. de partibus, quas reges habuerint, habeantque etiam 
nunc in administranda justilia. Amstelod. 1849 bef. p. 132 f. 
(„Interpretatio placiti de justitia nomine regis administranda.‘) 


A. Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit Der Gerichte, 


Abgefehen von dem, mit jeder einiger Maßen geregelten 
Staatsorbnung nothwendig gegebenen, Verbote der Selbft: 
hülfe I), ift es befonders feit Errichtung des Reichdcammerge: 
tihts ſtaatsrechtlicher Grundſatz im bdeutfchen Reich und in den 
einzelnen‘ Zerritorien geworben, baß bie Gerichtöbarkeit in 
Civil: und Criminal⸗Juſtizſachen, wenn gleich fie ald wefentlicher 
Beftandtheil der Reichöftaatögewalt und Landeshoheit zu betrach- 


1) Bie ſchwer es in Deutſchland hielt, diefen Srundfag wirklich durch⸗ 
zuführen, und den f. g. ewigen Lanbfrieben zu einer Wahrheit zu 
machen, lehrt die Geſchichte und die häufige Erneuerung bes Vers 
bots im 16ten und noch im 17ten Jahrhundert. Webrigens beziehen 
fi die, fhon oben Th. I. S. 121 angeführten, veichögefeglichen 
Berbote nur auf die f. 9. qualificirte Selbfthälfe „mit gewehrter 
Hand und gewaltiger That» Daß aber bie Erweiterung 
des Begriffs verbotener Selbſthülfe, , wie fie fih im römiſchen 
Rechte, befonders in bem belannten Decretum Divi Marci und ſpä⸗ 
tern Baiferlichen Conſtitutionen findet, auch in Deutfchland practifch 
fei, unterliegt feinem Zweifel. 
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ten und ſtets auf den verfaflungsmäßigen Inhaber berfelben als 
bie Quelle aller Gerichtöbarfeit zurud zu führen fei, doch nur 
von den ordentlichen, verfaflungsmäßig beftellten Gerichten, 
frei vom Einfluß des Subjected der Gerichtöherrfchaft und beflen, 
das concrete VBerhältniß betreffenden, Verfügungen und Vorſchrif⸗ 
ten, ausgeübt werben bürfe 2). Im Reichsſtaatsrecht war ber 
Grundfag, daß der Kaifer die oberfte Gerichtsbarkeit nicht felbft 
ausüben dürfe, fomwie die Unabhängigkeit der dafür angeordneten 
Reichsgerichte in Anfehung der Rechtöpflege gegen den Ein: 
fluß des Kaiſers befonderd durch die Reichögrundgefeße ficher 
geftelt 3). Doc litt biefer Grundfas in Anfehung des Reiche: 


2) Leber die politifhe Nothwendigkeit dieſes Grunbfages f. die Rede 
des Kammergerichtsdirectore v. Kircheifen in Kleins Annalen. Bd. 
IX. ©. 301 f. und früher ſchon bie Betradhtungen von Montes- 
quieu, de l’esprit des loix. Livr. VI. chap. 6. Vergl. auch v. 
Aretin, Staater. ber conflit. Monardy., berausgeg. v. Rotteck. 
Bd. II. ©. 216 fe. Feuerbach, actenmäß. Darftell. merkw. Ber: 
bredhen. Th. I. ©. 655. Andrer Seite fagt Feuerbach, Beine 
Schriften Ih. I. S. 224 ſehr rihtig: Der Satz: bie Gerichte: 
barkeit geht vom Könige aus unb wird von ben von ihm beftellten 
Gerichten in feinem Namen, verwaltet:sift eine unmittelbare Kolge 
bes Principe, welches — Monarchieen von Demofratien — unter: 
fheidet. Dort ift die Souverainetät beim Könige bier beim Volke 
u.f. w.— Das „im Namen ded Königs“ ift in einer wirklichen — 
Monarchie fehr wefentlid,, um in dem Volke die Erinnerung an das 
oberfie monardifche Princip, an des Monarchen Majeflät, ale 
Quelle aller Gewalt im Staate, ftets lebendig zu erhalten. Je un: 
abhängiger die Stellung ift, weldhe die Gerichte in con: 
flitutionellen Staaten einnehmen müffen, defto notb: 
wenbiger ift jene Form, damit feinen Augenblid die ge 
ſchichtliche und rehtlidhe Quelle ber ihnen übertragenen 
Gewalt in Zweifel geftellt werben möge“ Vergl. aud) 
Mohl, Würtemberg. Staatöredht. Th. I. S. 180. 

3) Vergl. bef. die Zufammenftellung der reichsgefeglichen Beflimmungen 
bei Pfeiffer, die Selbſtändigk. u. Unabhängigkeit des Richteram⸗ 
te8 ©.5 f. ©. fhon Goldne Bulle Cap. Al. $. 3. 4. Reiche: 
camm. Ger. Dron. v. 1495 $. 1. 3. 25. 29. Insbefondere er: 
Härte dann die Camm.⸗Ger.⸗Ordn. v. 1565. Prooem. $. I alle 
vom Kaifer ober Anderen wiber bas Geſetz ausgehenden Rescripta. 
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bofrath’8 in den zum Gutachten an ben Kaifer geeigneten Fal⸗ 
im eine Ausnahme 9, fowie auch die höchſte Gerichtsbar— 
feit der Reichsſtaatsgewalt fih in Folge einer, von ben 
Entfcheidungen der Reichögerichte außerorbentlicher Weife an den 
Reihötag gebrachten, Revifion oder Supplication noch un: 
mittäbar äußern konnte 5). — Für die Ausübung der Gerichts: 
barkeit in den einzelnen Zerritorien verorbneten bie Reichs: 
gefege die Anordnung und gehörige Beſetzung von Un: 
ter: und Obergerichten, wodurch mittelbar die Unzuläffigkeit 
einer perfünlichen Ausübung des Richteramtes durch die Landes⸗ 


9 
°) 


commissiones, advocationes und jussiones für nichtig. &. aud 
daſelbſt Ih. J. Tit. 13. $. 1.2. — Wahlcap. Art. XVI. 6. 7. 
„(Wir wollen) bem Procefle biefer Reichegerichte feinen ſtracken Lauf, 
audy keinem von bem andern eingreifen oder Proceffe avociren, viel 
weniger über die sententias und judicatas camerae von Unferm 
Reihshofrathe, unter was fig Prätert es fei, cognosciren laffen, 
dem Kammergerichte durch Feine abfonderlidhe kaiſerliche 
Nefcripte bie Hände binde noch baffelbe von feiner Schul⸗ 
digkeit gegen das Reich abziehen, oder an Erftattung feines Berichts 
an bie Reichsverſammlung, in ben bahin gehörigen Sachen hindern, 
überhaupt dem Reichshofrath und Kammergerichte kei— 
nen Einhalt thun, noch von Anbern im Reiche directe oder in- 
directe zu gefchehen, geftatten.» 8. 8. „Inſonderheit wollen wir an 
das Reichskammergericht für Uns allein Feine Inftruction 
noch Snhibitionen, eben fo wenig auch in particulari an Unſern 
und des Reihe Kammerrichter in Juſtizſachen Teine Verfü: 


gung noch auch Referipte auf Einfendung der Protocollorum pleni 


et senatuum erlaffen, —.« Art. XVII. 8.1. „Wenn nun im Reichs⸗ 
hofrath oder Kammergeridyt ein Endurtheil gefället, und baffelbe 
Kraft Rechtens ergriffen; fo follen und wollen Wir beffen 
Erecution in Zeinerley Weife noch Wege hemmen oder 
hindern.» Kür den Begriff der f. 9. Gabinetszuftiz find bie 
reichsgeſetzliche Beflimmungen auch jest noch von Intereſſe. — 
Berg. oben Th. 1. $. 30. Note 8 

Vergl. Wahlcap. Art. XVII. $. 3. ©. die Literatur und Näheres 
über den Recurs an ben Reichetag in Juſtizſachen bei Leift, Staatsr. 
$. 153. Die in ber Wahlcap. 1. c. vorbehaltene „gefeßliche Vor⸗ 
fhrift und Beftimmung“ Über die Rekurſe an den Reichstag iſt nicht 
erfolgt. 
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fondern nur an verfchiedene Gegenftände für die Functionen 
einer und berfelben Staatögewalt, welche zum Theil von verſchie⸗ 
denen Behörden und nach verfchiebenen Grundfägen behandelt 
werben, wobei aber die Entfcheidung und Bollfiredung immer 
auf den Willen des Inhaberd der untheilbaren Staatdgewalt zu: 
rüdigeführt werden muß. Völlig unrichtig ift es aber, Juſtiz, 
Polizei, Finanzen u. f. mw. blos ald einzelne — der vollzie⸗ 
henden Gewalt zu behandeln 2). 

II. Die Mittel, deren ſich die vollziehende Gewalt be: 
dient, haben theild blos- den Zweck, den Willen der zum Ge: 
horfam VBerpflichteten dem Bedürfniß entfprechend zu beftim: 
men 3), ober ihm die erforderliche Richtung zu geben (Befehle, 
Auflagen mit oder ohne Androhung von Uebeln, pſychiſcher 
Zwang); .theild durch Anwendung phyfifher Kräfte (phyſi—⸗ 
fchen Zwang) den Befehl. zu vollziehen oder die entgegenftehen: 
ven DHemmniffe zu befeitigen. Nothwendig hierzu iſt insbefons 
dere die Requifition.oder Aufftellung der erforderlihen Mann: 
fchaft oder die flete Bereithaltung einer gehörig organifirten 
bewaffneten Macht, um der Ausführung in jedem Falle ben 
erforderliben Nahdrud zu geben. Zur Zeiftung der hierzu erfor: 
derlichen Dienfte find die Unterthanen verpflichtet und in Deutſch⸗ 
land hat man dieſe von jeher allgemein anerfannte Verpflichtung 
unter dem Namen der Land: und Gerichtöfolge 9 begriffen 
und andrer Seits von einem Landesdienſtregal gefprochen. 








2) Neuere Syſteme des Staatsredts, wie 3. B. das Lehrbuch von 
Maurenbrecher, beruhen in diefer Hinſicht auf einer völlig unlo: 
sifhen und wibderfinnigen Anordnung, wenn fie die f. 9. "Drganifa:- 
tions= und Repräfentativ: Gewalt“ als Unterarten der gefegebenden 
Gewalt, dagegen bie richterlidhe, bie Polizeis, Finanz⸗, Gameral- 
und Militair: Gewalt als befondere Anwendungen ber vollziehenden 
Gewalt betrachten, gleichſam als ob Juftiz, Polizei u. f. w. nicht 
ebenfo gut Segenftände der Gefedgebung und DOberauffiht wären. 
Vergl. Leift, Staatör. $. 98. 

2) Im Allgemeinen gefcieht dieß fchon durch die Geſeze; im Be: 
fondern ift es Sadye der vollziehenden Gewalt. 

1) Schriften über bie Landfolge f. bei Pütter, Literat. Th. I. S. 
335 f. 
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Die öfters erfahrene Unzulänglichkeit der Natural: Dienfte, 
die dabei fafl unvermeiblihe ungleiche Vertheilung und zu 
große Beläftigung ber. Unterthanen hat aber, abgefehen von 
der Berpflihtung zum regelmäßigen Militairbienft, den Gebraud) 
der Ratural= Dienfle in neuerer Zeit fehr vermindert. — Bon 
befonderer Wichtigkeit ift unter den, eine regelmäßige Vollſtreckung 
ſichernden, Anftalten dad Inſtitut der f. 9. Gensdarmerie 
(Polizei Soldaten, Landreuter, Landdragoner) wie es in den 
einzelnen Bunbeöftaaten vorzüglich in diefem Jahrhundert durch 
befondere Verordnungen organifirt worden ift 5). 


$. 168. (. 139.) 


B. Gränzen der vollziehenden Gewalt. Concurrenz ' 

der Stände, 

l. Die Gränzen der vollziehenden Gewalt find theild bie 
nämlichen, welche ſchon für die Geſetzgebung aufgeftellt wer: 
ben mußten, theil& find fie aus dem pofitiven Rechte oder den 
Geſetzen felbft zu entnehmen, in fo fern die vollziehende Ge: 
walt 1. Beinen durch die Geſetze ausgefchloffenen Zweck verfols 
gen, 2. nicht von dem durch die Geſetze vorgefchriebenen Vers 
fahren abweichen, und 3. ſich keiner durch dad Geſetz verbote: 
nen Mittel bedienen darf. Denn das ift eben die Hauptbe⸗ 
fimmung der Civil: und Criminal: Gefege, nächſt der Sicherung 
der Rechtsordnung gegen Angriffe und Werlegung von Seiten 
ber einzelnen Staatöglieder, den leßtern zugleich einen Schuß zu 
gewähren gegen den Mißbrauch der vollziehenden (befonderd fra: 
fenden) Gewalt, fowie gegen bad Walten der Laune und Will. - 
führ bei der Entfcheidung über einzelne Verhältniffe, und gegen 
die Verfolgung felbftfüchtiger, das Wohl des Ganzen nicht be 
dingender, Zwede. Einen noch höhern Schug begründen aber 
die Verfaſſungs-Urkunden, in fo fern fie den Zweck haben, 
durch Aufftelung beſtimmter Schranken der Staatögemwalt und 


— — 


5) Vergl. Klüber, öffentl. Recht $. 546. Preußiſches Edict v. 30. 
Juli 1812 und Verordn. v. 30. Dechr. 1:20, H. Simon, preuß. 
Staatsr. Bd. J. S. 179f. Hannov. Verordn. v. 30. Aug. 1822. 
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Sanktionirung gewiffer Hauptläge noch befondere Garantieen ge: 
gen die Willkühr der vollziehenden Gewalt. zu gewähren und zu: 
gleich eine launenhafte und übereilte Abänderung der Gefege 
felbft zu verhüten 1). Eine wefentlihe Vorausſetzung ift aber 
hierbei, daß die Geſetze beftimmt genug lauten und durch fi: 
hernde Formen die Willkühr der Vollſtreckung befeitigen, 3. 
DB. was den Schuß der perfünlichen Freiheit gegenzwillführliche 
Verhaftung, Hausfuchung u. f. w. betrifft 2). Ein fi von felbft 
verſtehender Grundſatz ift, daß die vollftredende Gewalt bei der 
Durchführung von Befehlen und Anorbnungen, auch infoweit es 
fih um die Anwendung gefeglich ftatthafter Mittel handelt, ſich 
feiner härtern Mittel bedienen dürfe, ald den Umftänden nad) 
‚nothwendig ift, und daß das zur Beugung ded Ungehorfams 
anzumendende Zwangsmittel, in fo fern ed mit der Zufügung 
materieller Uebel verbunden ift, in feinem zu großen Mißver: 
hältniſſe zu dem zu erreichenden Zwede flehen bürfe. 

ll. Die deutfchen Landftände. nehmen zwar heutige Tages 
der Regel nad) an der Vollziehung der Gefebe, an der Ausübung 
der Gerihtöbarkfeit und der Abminiftration oder Verwal⸗ 
tung feinen Theil 3), allein einzelne Befugnifle, welde in der 
That in einer Goncurrenz zu Zweigen -der Erecutive beſtehen, 
kommen ihnen nach mehrern deutſchen Verfaffungen, welche nicht 


1) Beſonders gehört hierher der allgemeine Sä& ber teutfchen Grunds 
gefege: „Die Kreiheit der Perfon und des Eigentbums kann kei⸗ 
nen andern Befchräntungen unterliegen-, als welche Recht und Ge⸗ 
fe$ beflimmen.“« Bergl. oben Th. I. $' 89. 


2) Beſonders feit 1848 ift in biefer Beziehung in der Geſetzgebung ber 
deutfchen Staaten, meiftens in Folge oder im Sinblid auf bie 
Srankfurter Grundrechte Art. 3—8, namentlich durd) die neue Orgas - 
nifation des Strafverfahrens, Vieles nachgeholt. Vergl. oben Th. 1. 
8. 89. : 

3) Daß bie ältern Landftände weit mehr als gegenwärtig bei verſchie— 
denen Gegenfländen der Verwaltung concurrirten, f. oben Th. 1. 
$. 108. No. II. Ueber die Theilnahme ber alten Landflände an ber 
Rechtspflege f. Unger, Geſch. der deutſch. Landſtände Th. IL ©. 
159 f. 
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Vlos auf dem Schema des modernen Eonftitutionalißmus beru: 
ben, auch. heutiged Tages noch zu 9). 2 


Sünftes Kapitel. 
Bon der Suftizbobeit. 

3. 3. Mofer, von der teutfchen Zuftizverfaffung. Th. I. II. 1794. — 
Derfelbe, von ber Landeshoheit in Juſtizſachen. Frankf. u. Leipz. 
1773. — J. J. Sündermahler, de potestate judiciaria S.-R. 
I. principum, in deſſen Opusc. M II. — T. W. Tafioger, de 
potestate judiciaria statuum imperii. Tub. 1772. — Malblanc, 
conspectus rei judiciariae Romano -Germanicae, Norimb. 1797. — 
Jargow, von den Regalien. Lib. I. c.6.— A. Mirus, bie 
Boheitsrechte in den deutſch. Bunbesflaaten. Th. I. ©. 396 f. 

Häberlin, Handb. des beutfchen Staatsrechts. Th. II. ©. 
295 f. — Gönner, Staater. $. 300 f. — Leiſt, Lehrb. des 
Staatör. 5.123f.— Klüber, öffentl. Recht. $.366f.— Mau⸗ 
renbredyer, Staatör. $. 189 f. Böpfl, Staatör. $. 138 f. 

Vergl. auch die Entwidelung von Heffter im Archiv des Grim, 
Rechts. Jahrg. 1843 ©. 115 f. und von Herrmann in demſ. 
-Achiv 1852 ©. 298 f. bef. S. 304 f. 


$. 169. ($. 148.) 
I. Bon der Qufti5bobeit überhaupt. 


An dem Begriff ded Staats liegt das Dafein einer beſtimm⸗ 
ten Rechtsordnung, zu deren. Feftftelung und Erhaltung die 
Staatögewalt nach ihrer wefentlichiten Beſtimmung berüfen ift. 
In der Handhabung derfelben theild zum Schuß der verlehten 
Privatrechte der Einzelnen, theils zur Ahndung der das Recht 
im objectiven Sinne negirenden Dandlungen befleht die Ju: 
ſtizhoheit des Staats (potestas judiciaria suprema s. sublimis). 
Sie ift von jeher ald die Hauptfunction der bürgerlichen Obrig- 
keit betrachtet worden, wird allgemein ald ein woefentlicher Be: 
ftandtheil der Staatögewalt überhaupt aufgefaßt und verfteht 
fih daber auch für die Regierungsgewalt in den deutfchen 
Bundesftaaten ganz von. felbft 1). In den Anfängen bed bür: 


4) Bergl. oben Th. 1. $. 116. | 
1) Heffter a. a. ©. S. 117: „In diefer Bedeutung erfcheint die Zus 
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gerlichen Gemeinwefens äußert fie fih nur richtend nad def! 
‚im Bewußtfein des Volkes lebenden Rechte; bei fortgefchrittener 
Erkenntniß- der Staatöaufgaben in der dreifachen Richtung der 
Staatögewalt überhaupt, nämlich gefeßgebend, Oberauffidt 
übend und vollziehend, und fo betrachtet man als Beſtand⸗ 
theile der Juſtizhoheit: 1. das Recht Gefege zu geben für 
Kechtöfahen, und die zu ihrer Verhandlung und Entſcheidung 
nothwendigen Anftalten zu treffen, insbefondere Richter ober 
Gerichte in einer oder mehrern Inſtanzen dafür anzuorbnen 
(Juſtizgeſetzgebung und Gerichtsorganifation); 2. die 
Oberaufſicht über das Juſtizweſen; 3. die Gerichtöbarkeit 
ober richterliche Gewalt (polestas judiciaria; jurisdictio in 
specie), weldhe den Schug und. die Aufrehthaltung bed Rechts 
im Wege des Berichts bewirkt und nach deutfchrechtlicher Auffal: 
fung zwei Beftandtheile umfaßt, welche fich jedenfalls ihrem 
Inhalt nach begriffsmäßig unterfcheiden laſſen und zu Zeiten 
auch von befondern Organen mit verfchiebenen Zunctionen te 
präfentirt worden find, nämlich die Gerichts herrlichkeit und 
bie richterliche Gewalt oder Gerichtsbarkeit im engem 
Sinne 2). Jenes ift die aus der königlichen Gewalt abgeleitete 


— — — 





ſtizhoheit von ben älteſten Zeiten ber; fie iſt neben der Sorge für 
das religiöſe Bedürfniß und für die Sicherheit gegen auswärtige 
Geinde die am früheften in Anfprudy genommene Thätigkeit bes Ge 
meinwefens; bie übrigen Heheitsrechte geftalten ſich geſchichtlich erft 
bei weiterer Entwicelung der lestern.» Dafür fpricht aud bie gr: 
fhichtliche Entwidelung der Landeshopeit in Deutfchland. Schon auf 
ben erften Stufen der Gntwidelung ber Landeshoheit wurbe bie 
Jurisdictio als ein fich von felbft verftehender Beftandtheil 
der erftern betrachtet. Die Zurisdiction bildet ben Grundſtock, an 

welchen ſich das Übrige Recht der Territorial-Gewalten anſchloß, und 
längere Zeit noch wird von den Juriſten Jurisdictio als Hauptbe⸗ 
ſtandtheil für die ganze Landeshoheit gebraucht. Vergl. Const. Fri- 
derici II. de a. 1232. (Oben Th. I. $. 29. Note 6.) Aurea bulla 
Caroli IV. Cap. XI. $. 1.3 Chr. Fr. G. Meifter, vonf. Ein: 
leit. zur peinl. Rechtsgelehrſamk. S. 303 f. 


2) Herrmann. a. D. hat fid) das Verdienft erworben, dieſe Un: 
terfcheibung hervor gehoben und befonders für die Feſtſtellung des 
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Befugniß, die zur gerichtlichen Erledigung ber Rechtöfachen erfor: 
berliden Maßregeln und Anftalten zu treffen und ben Urtheild- 
fpruch zu vollziehen; dieſes die eigentlich rechtfprechende ober 
Urtheil findende Function, welde nach der Rechtöverfaflung 
des Mittelalterd, im Gegenfag zum Richter ale Repräfentanten 
der Gerichtöherrlichkeit von den aus ber Gemeinde genommenen 
Schöffen vollzogen wird. Seitdem aber durch die, mit dem 
Eindringen der fremden Rechte in Deutichland in Verbindung 
ſtehende, Befeitigung der Schöffengerichte auch das Rechtſprechen 
mit dem Amte ded Richters fich verbunden hatte, wurbe bie 
Gerichtsbarkeit mit allen dazu gehörigen Kunctionen auf bie 
königliche oder landeöhoheitliche Gewalt ald ihre Quelle zurüd: 
geführt, zugleich aber auch durch Feftfielung des Grundfages, daß 
die Behandlung und Erledigung der Rechtöfachen nicht vom Ge⸗ 
rihtsinhaber 3) felbft, fondern lediglich von den dazu beftell- 
ten Gerichten erfolgen dürfe (f. den folg. $phen) die neuere ſtaats⸗ 
rechtliche Doctrin begründet, daß die Gerichtöbarkeit ſtets eine 
von der Staatögewalt übertragene und im Namen bed Lan: 
desherrn (Staatöoberhaupts) Auszuübende Verpflichtung zur Uns 
terfuhung und Entfcheidung von flreitigen Juſtizſachen und 
zur Bollftredung ded Spruchs fei ?). 

In eine außere Verbindung damit trat nach poſitiv⸗rechtli⸗ 


Begriffs der Staatsanmaltfchaft im neuern Strafverfahren benust 
zu haben. 

Dieß tritt auch in dem feit der veränderten Gerichtöverfaffung in fo 
vielen Particular Rechten ergebenden Verbote hervor, daß die Ges 
richtsherrn ſich nicht felbft mit Sachen ber ftreitigen Gerichtsbarkeit 
befoffen follen. ©. unten von ber Patrim.:Gerichtsbarkeit. 

Run erft entftand der Streit, ob die Vollſtreckung zu den wefentlis 
hen Beftandtheilen der Gerichtsbarkeit ober richterlidhen Gewalt ges 
höre? Durch das Recht ber Voliſtreckung, meinte man, rechtfer- 
tige ſich erft der Ausdruck »richterliche Gewalt,» welcher nicht pafle, 
wenn man blos an den Act bes Urtheilens oder Rechtſprechens 
denke. Vergl. v. Aretin, Staatsr. ber conflitut. Monarch. Her⸗ 
ausgeg. von Rotteck, Bd. H. ©. 217. Vergl. auh Jordan in 
Weiske's Rechtslexikon. Bd. I. S. 134 f. und Herrmann a. a. D. 
8. 3. 


3 


DV 2 


4 
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chen Einrichtungen auch die Ausübung der f. g. freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (jurisdictio voluntaria s. non conlenliosa) als 
Inbegriff obrigkeitlicher Functionen zur Verhütung möglicher 
Rechtöverlegungen und Streitigkeiten, befonderd durch öffentliche 
Beglaubigung und Beftätigung von Handlungen und Rechtöge: 
fhäften. Daher auh Rechtspolizei genannt 3). Insbeſondere 
gehört dazu die obrigkeitliche Fürforge für den Schu hülfs- und 
vertretungöbebürftiger Perfonen (Dbervormundfchaft), das öffent: 
liche Pfand» oder Hypotheken-Weſen, öffentliche Depofiten u. f. w. 
‚Ein auf gemeinrechtlichen Quellen beruhendes, dazu gehöriges 
Inſtitat iſt das des Notariats 6). Als Unterart der Gerichts: 
barkeit 7) iſt die ſ. g. jurisdictio voluntaria wegen ber, beſon⸗ 
ders in Deutſchland gewöhnlichen, formellen Vereinigung bei: 
der Arten von Geſchäften bei der nämlichen Behörde betrachtet 
worden. Der Begriff der Gerichtsbarkeit im eigentlichen 
Sinne iſt auf die jurisdictio voluntaria nicht anwendbar; ſie ge⸗ 
hört vielmehr formell in das Gebiet der Oberaufſicht, mate: 
viel in dad der Polizeihboheit des Staats 8). 

Dem Gegenftande nach ift zwifchen der Griminal: und 
Civil-Juſtizhoheit zu unterfcheiden 9). Jene bezieht fih auf 
die Ausübung des, dem Staate zur Erhaltung der rechtlichen 
Ordnung nothwendigen, Strafrechts, welches zweifellos als 


5) Klüber, öffentl. Recht $. 379. 

6) 5. Defterley, bas beutfche Notariat, nad) den Beflimmungen bes 
gemein. Rechts u. f. w. Th. J. Geſchichte des Notariats. Hannov. 

1842. Th. II. Darſtellung bes geltenden Rechts. Hannov. 1845. 

7) ch. J. E. Schroeter, de divisione jurisdictionis in yoluntariam 
et contentiosam. Erlang. 1747. Linde, Lehrb. bes Civil⸗Proceſſes. 
$. 67. Gönner, Handb. des Proceffes. Th. IM. S. 35. Mitter: 
maier, der gem. beutfche bürgerl. Proceß. 2ter Beitr. Aufl. 2. 

83 f. 

8) v. Aretin, Staatsr. der conflitut. Monarch. Bd. I. 8.237. Zöpft, 
Staater. 5.141. X. M. iſt Defterley, das beutfche Notariat. Th. 
1. ©. 91 f. Daß die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtebar: 
feit nach beftebenden Einrichtungen zur Gefhäftsfphäre der Zuftiz- 
Minifterien gehören, leidet Beinen Zweifel. 

9) v. Aretin, conftit. Staater. Bd. II. ©. 228 f. 
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. ein Zheil ded-Hffentlichen Rechts zu betrachten if. Die Gi: 
vil⸗Juſtizhoheit bat dad ganze Privatreht und alle mögli: 
hen privatrechtlichen Verhältniffe zu ihrem Gegenſtande. 


$. 170. ($. 149.) 


EM. Die Sauptgrundfäße der deutfcheu 
Juſtizverfaſſung. 


Zum Theil gehört ſchon bie beim folg. Sphen angef. Schrift von Schick hier: 
ber. Kerner: Jac. ©. Sieber, von der Madıt der Reichöflände u. 
Gerichtsherrn felbft Recht zu fprechen. Gött. 1780. Vergl. bef. I. 8, 
Klüber, die Selbfiftändigkeit bes Richteramts u. die Unabhängigkeit 
feines Urtheils im Redhtfprechen. Frankf. a. M. 1832. — H. Simon, 
die Preußifchen Richter und bie Geſetze v. 29. März. 1844. Leipz. 
1815. — B. W. Pfeiffer, die Selbftändigkeit u. Unabhängigkeit 
des Richteramts. Gött. 1851. — ©. aber-aud) J. Fr. van Len- 
nep, Diss. de partibus, quas reges habuerint, habeantque etiam 
nunc in administranda justitia. Amstelod. 1849 bef. p. 132 f. 
(„Interpretatio placiti de justitia nomine regis administranda.“) 


A. Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit der Berichte, 


Abgefehen von dem, mit jeder einiger Maßen geregelten 
Staatdordnung nothmwendig gegebenen, Verbote der Selbft: 
hülfe 2), ift es befonders feit Errichtung des Reichöcammerge: 
richts flaatsrechtlicher Grundfag im deutfchen Reich und in den 
einzelnen‘ Zerritorien geworben, daß die Gerichtöbarkeit in 
Civil: und Criminal⸗Juſtizſachen, wenu gleich fie ald wefentlicher 
Beftandtheil der Reichöflantögewalt und Landeshoheit zu betrach⸗ 


) Wie ſchwer es in Deutichland hielt, diefen Grundſatz wirklich durch⸗ 
zuführen, und den f. 9. ewigen Landfrieden zu einer Wahrheit zu 
machen, lehrt die Sefchichte und die häufige Erneuerung bes Ver⸗ 
bots im 16ten und noch im 1Tten Zahrhunbert. Uebrigens beziehen 
fih die, ſchon oben Th. 1. ©. 121 angeführten, veichögefeglichen 
Berbote nur auf bie f. g. qualificirte Selbfthülfe „mit gewehrter 
Hand und gewaltiger That» Daß aber die Erweiterung 
des Begriffs verbotener Selbſthülfe, , wie fie fih im römifchen 
Rechte, befonders in dem belannten Decretum Divi Marci und fpä- 
teen kaiſerlichen Sonftitutionen findet, auch in Deutfchland practifd) 
fei, unterliegt einem Zweifel. 
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ten und ſtets auf den verfaffungsmäßigen Inhaber derfelben als 
die Quelle aller Gerichtsbarkeit zurud zu führen fei, doch nur 
von den ordentlichen, verfaffungsmäßig beftellten Gerichten, 
frei vom Einfluß des Subjected der Gerichtöherrfchaft und deſſen, 
das concrete Berhältniß betreffenden, Verfügungen und Borfchrif: 
ten, auögeübt werben dürfe 2). Im Reichsſtaatsrecht war ber 
Grundſatz, daß der Kaifer die oberfte Gerichtöbarkeit nicht felbft 
ausüben dürfe, fowie die Unabhängigkeit ber Dafür angeorbneten 
Reichsgerichte in Anfehung der Rechtöpflege gegen den Ein: 
fluß des Kaifers befonderd durch die Reichögrundgefeße ficher 
geftellt 3). Doc litt diefer Grundfag in Anfehung des Reiche: 


2) Ueber die politifche Nothwendigkeit biefes Grunbfages f. die Rebe 
des Kammergerichtödirectors v. Kircheifen in Kleine Annalen. Bd. 
IR. ©. 301 f. und früher ſchon die Betrachtungen von Montes- 
quieu, de l’esprit des loix. Livr. VI. chap. 5. Vergl. audy v. 
Aretin, Staatsr. der conftit. Monarch., berausgeg. v. Rotted. 
Bd. II. ©. 216 fe. Feuerbach, actenmäß. Darftell. merkw. Ber: 
brechen. Th. I. ©. 565. Andrer Seits fagt Feuerbach, Meine 
Schriften Th. I. ©. 224 fehr richtig: Der Gab: die Gerichts: 
barkeit gebt vom Könige aus und wird von den von ihm beftellten 
Gerichten in feinem Namen, verwaltetsift eine unmittelbare Folge 
des Principe, welches — Monardhieen von Demofratieen — unters 
fheibet. Dort ift bie Souverainetät beim Könige hier beim Volle 
u. f. w. — Das „im. Ramen bes Königs« ift in einer wirklichen — 
Monardie fehr wefentlid, um in dem Volke die Erinnerung an bad 
oberfte monarchiſche Princip, an des Monarchen Majeflät, ale 
Quelle aller Gewalt im Staate, ſtets Iebendig zu erhalten. Je un: 
abbängiger die Stellung ift, welche bie Gerichte in con- 
flitutionellen Staaten einnehmen müffen, befto noth- 
wendiger ift jene Form, damit feinen Augenblid die ge 
ſchichtliche und rechtliche Quelle ber ihnen übertragenen 
Gewalt in Zweifel geftellt werden möge“ Vergl. aud 
Mohl, Würtemberg. Staatsrecht. Th. L ©. 180. 

3) Vergl. bef. die Zufammenftellung ber reichegefeglichen Beftimmungen 
bei Pfeiffer, die Selbſtändigk. u. Unabhängigkeit des Nichterams 
tes ©.5 f. S. fhon Goldne Bulle Cap. Al. $. 3. 4. Reichs⸗ 
camm. Ger. Orbn. v. 1495 $. 1. 3. 25. 29. Insbeſondere ers 
Härte dann die Camm.⸗Ger.⸗Ordn. v. 1565. Prooem. $. 1 alle 
vom Kaifer oder Anderen wiber bas Gefeb ausgehenden Rescripta, 
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hofrath’8 in den zum Gutachten an den Kaifer geeigneten Fäl⸗ 
len eine Ausnahme 9, fowie auch die höchſte Gerichtsbar⸗ 


keit 


der Reichsſtaatsgewalt fih in Folge einer, von den 


Entiheidungen ber Reichögerichte außerorbentlicher Weiſe an den 
Reihötag gebrachten, Revifion oder Supplication noch un: 
mittelbar äußern konnte 5). — Kür die Ausübung der Gerichts: 
barkeit in ben einzelnen Zerritorien verorbneten die Reichs: 
gefeke die Anordnung und gehörige Befegung von Un: 


ter: 


und Obergerichten, wodurch mittelbar die Unzuläffigkeit 


einer perfünlichen Ausübung des Richteramted durch die Landes⸗ 


9 
°) 


commissiones, advocationes und jussiones für nichtig. ©. aud) 
daſelbſt ZH. 1. Tit. 13. 8.1.2. — Wahlcap. Art. XVI. 8. 7. 
„(Bir wollen) dem Proceffe diefer Reichsgerichte feinen ſtracken Lauf, 
auch keinem von bem andern eingreifen oder Proceffe avociren, viel 
weniger über die sententias und judicatas camerae von Unferm 
Reichshofrathe, unter was füs Prätert es fei, cognosciren Iaffen, 
dem Kammergerichte durch Feine abfonberliche kaiſerliche 
Refcripte bie Hände binb noch daffelbe von feiner Schul⸗ 
digkeit gegen das Reich abziehen, ober an Erflattung feines Berichts 
an bie Reichsverſammlung, in ben dahin gehörigen Sachen hindern, 
überhaupt bem Neihshofratb und Kammergerichte Feis 
nen Einhalt thun, noch von Andern im Heiche directe ober in- 
directe zu gefcheben, geftatten.« 8. 8. „Inſonderheit wollen wir an 
das Reichskammergericht für Uns allein Feine Inftruction 
noh Snhibitionen, eben fo wenig auch in particulari an Unſern 
und des Reihe Kammerrichter in Zuftizgfahen Teine Verfü— 
gung noch aud) Refcripte auf Einfendung der Protocollorum pleni 
et senatuum erlaffen, —.* Art. XVII. 8.1. „Wenn nun im Reiches 
hofrath ober Kammergericht ein Endurtheil gefället, und daſſelbe 
Kraft Rechtens ergriffen; fo follen und wollen Wir deffen 
Erecution in Zeinerley Weife noch Wege hemmen ober 
bindern.« Kür den Begriff der f. 9. Gabinetszuftiz find bie 
reihögefegliche Beflimmungen auch jest noch von Intereffe — 
Bergi. oben Th. I. $. 30. Note 8 

Vergl. Wahlcap. Art. XV. $. 3. ©. die Literatur und Näheres 
über den Recurs an ben Reidyetag in Juſtizſachen bei Leiſt, Staater. 
$. 153. Die in der Wahlcap. 1. c. vorbehaltene „gefehliche Vor: 
fhrift und Beftimmmgt über bie Relurfe an ben Reichstag ift nicht 
erfolgt. 
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Reize: und E. ©. Friceh srgite Drtonna — arbradt und darauf 
fekist:h getetten werte, Mmıt den Unterthanen, ba ſie 
rechtles geſtellet ——— Urſachen zu Hagen abge⸗ 
ſcnitten werten, fo ween wir biem:t allen und jeben Chur⸗ 
fürften, Fürſten und Etinten des Reichs und allen andern des 
Reics Eingeſeſſenen, Zugethanen und Verwandten, wie die Ramen 
haben mögen, ernſtlich auferleat und befchlen Haben, ſolche 
hievor und jetzo betatte nüslihe Anerdnungen ihrer Unten, 
Ober: und Hofgerichte, in den Drten es nech nicht geihehen — 
ihren und des Reichs Unterthanen ſelbſten zum Beſten anzuotd⸗ 
nen und darin einigen weitern Aufſchub noch Einftelung nicht zu 
ſuchen.“ — Reichsabſch. v. 1651 $. 108. „It ſolchemnach unfet 
-verorbneter Wille und Meinung — daß Ghurfürften. und Stände 
dero Berichte mit qualificirten Leuten alfo beſtellen ſollen 
und wollen, bamit ſich niemand darwiber zu beſchweren, ober bed 
um fo viel weniger zu beklagen dahero Urfache nehme, als wären 
biefelben im Reiche hin und wieder bermaßen übel befegt u.1.w."— 
Vergi. Leift, Staatsr. 6. 155. 156. Pfeiffer, pract. Ausführ. 
Bd. II. ©. 240 f. Derf. die Selbſtändigk. des Richteramtes ©- 
13 f. 

7) Berg. H. Simon a. a. D. ©. 20 f. 

8) S. ſchon oben das Verfafſungsrecht Th. I. 5. 90. ©. 436 f. Vergl. 
auch Moſer, von der Landeshoh. in Juſtizſ. Kap. I. $. 135 über 
Hildesheim Strube, Unterricht von Reg. u. Juſtiz⸗Sachen. Sect‘ 
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verfaſſungsmäßig feſtgeſtellten Wirkungskreis und die Unabhän⸗ 
gigkeit der Gerichte durch den Regenten oder die obern Staats⸗ 
behörden bezeichnete man ſeitdem durch den Ausdruck Cabinets⸗ 
Juſtiz 9), gegen welche nöthigenfalls -bei den Reichsgerichten 
Schutz und Hülfe geſucht werden konnte 1%). — Auch nad 
der Auflöfung des deutſchen Reichs iſt dieſer Grundſatz in 
den einzelnen deutſchen Staaten, vermöge der feſtgewurzelten 
Rechtsüberzeugung von der Unzulaͤſſigkeit einer Einmiſchung bes 
Regenten ober ber Staatöregierung in bie Rechtöpflege 11), feſtge⸗ 
halten worben- und nicht blo8 die neuern Berfaffungs-Urkuns 
den haben, — neben Anerkennung des Satzes, daß der Landes⸗ 





1.54 Bon Medienburg: ben Erblandesvergleidh v. 1755 $. 
393-398. Vergl. auh H. Simon a. a. ©. ©. 18 f. und Pfeife: 
fer am zulest a. O. 8. 27-68, 

Mehr in ber Form als der Sache nad) machte die mehrfach vorkom⸗ 
mende Supplik ober der Recurs an den Kandesherrn eine Aus: 
nahme, wenmfdas Erkenntniß einem andern Landesgerichte Übertras 
gen oder von einem Spruchcollegium eingeholt wurde. SBeifpiele 
von Machtſprüchen find freilich nicht felten; audy Friedrich d. Gr. 
ließ fih mehrfah in Civil- und Griminalfachen bazu verleiten, 
obwohl er mehrmals erllärte, daß er foldye verabfcheue. Vergl. 
Simon a.a. D ©. 35 f. — Wie fhlimm es oft befonders in 
den Gebieten der kleinern und kleinſten Potentaten mit ber Vers 
waltung ber Zuftiz’ beſtellt war, zeigen bie zahlreichen und ſich oft 
wieberholenden Lanbesbeichwerben und Klagen ber Untertbanen bei 
den Reichsgerichten. Material f. bei Mofer in den angef. Schrif⸗ 
ten deſſelben und bei Schid üb. das veichsfländ. Inſtanzenrecht $. 
47 f. 

Mofer, von der Landeshoh. in Zuftisfachen. Kap. J. 8.9 f. 8.14 f. 
$. 18. Häberlin’s Staatsardiv. Hft. 62. &. 106. Deffen Handb. 
Th. I. S. 468 f. Leift, Staater. $. 156. — Linde, Lehrb. des 
GivilsProc. $. 103. — Auch gegen reichögefehwibrige Vervielfäl⸗ 
tigung ber Inſtanzen und insbefondere die Verſuche eine Gabis 
nets⸗Inſtanz einzurichten, griffen die Reichsgerichte hemmend ein. 
©. beſ. Schick, Gib. das reichsſtänd. Inſtanzrecht 8. 30 f. beſ. $. 
36 f. (daf. auch eine Menge reichsgerichtlicher Präjubizien.) Reich⸗ 
lihes Material Gb. die reichegerichtliche Praxis f. bei Pfeiffer die 
Selbſtſtändigk. des NRichteramtes S. 68—168. 

1) Vergl. Winkopp's rhein. Bund. Bd. IV. S. 402-419. 
Zachariã's Staatsrecht. Zr Bd. 2te Aufl. 14 


ur 


—⸗ 
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herr ald Staatsoberhaupt die Quelle aller Gerichtsbarkeit fei 
und legtere in feinem Ramen verwaltet werde 12), — bie Un⸗ 
abhängigkeit und Selbſtſtändigkeit der Gerichte größten: 
theild ausdrüdlich anerkannt 13), fondern ed hat audy ber deut: 
ſche Bund dadurch, daß er in feinen Grundverträgen jebe Ber: 
weigerung oder Hemmung der Redtöpflege 4) für etwas 


12) 


13) 


14) 


Baier. Berf. urk. Zit. VIU. $. 1. Bäürtemb. 92. Dei 
ning. Grunbgef. $. 105 Altenburg. $. 7. Braunfhweig. $ 
191. Hannov. Staatögrundgef. v. 1833. $. 9. Landesverf. Gef. 
5.9. Wo es nidyt ausdrücklich gefagt ift, liegt es in bem Gake, 
daß ber Landesfürft Inhaber ber ganzen Staatsgewalt fei. Auch die 
feit 1848 entflandenen Berfaflungen, obwohl in ihnen bie Idee der 
Zheilung der Gewalten dburhblidt, z. B. Preuß. Berf. Urk. 
Art. 86, Waldeck $. 11, Cob. Both. $. 134, laffen body auch noch 
bie Gerichtsbarkeit im Namen des Landesherrn durch die Ge 
richte ausüben. Zuweilen wird, was baffelbe iſt, der Staat als 
Quelle ber Gerichtsbarkeit genannt. Dlbenburg. Art, 100. 

&. die bereits oben Th. 1. $.90. ©. 428 angeführten Berf. Urkunden. 


Auch Preuß. Landr. IH. I. Ein. $. 80. 87 und Sonderehäuf. 


Berf. Urt. $. 89. — Aeltere Landesgefege und Grunbverträge ers 
tlären alle Eingriffe in die Juſtiz für „sub et obreptitie ausge⸗ 


"bradyt» und „ipso jure null und nicht⸗ ©. oben Th. 1. ©. 427 f. 


Bahlcap. Art. XvVI $. 9. 11. 14. Medlenb. Erbland. Berg. $. 
398. Geller Ob. App Ger. Orbn. Provem. in fine. Unter ben 
neuern Grundgefegen fagte die Sondershäuſiſche Berf. ur. v. 
1841 $. 89 ausdrücklich: „daß fid) die Gerichte an etwaige in das 
Richteramt eingreifende Verfügungen nicht ehren dürfen.“ Dieß ift 
eine ſich überall von felbft verftehende Folge des burch bie Verfaſſung 
anerlannten Grundſatzes und bie Lehre mancher Procefiualiften (f. 3. 
B. Linde’s Lehrb. des KivilsProc. 5. 103, der ſich babei ohne 
Grund auf Häberlin, Handb. des Staatsr. Bd. II. 5. 300 beruft), 
daß der Richter im Außerften Kalle gehorchen und den Gabinetes Bes 
fehl als foldhen publiciren müſſe, läßt ſich auf keine Weiſe rechts 
fertigen. S. dageg. au Schid, das reichsſt. Inſtanzenrecht $. 60. 
— Die hiermit in Verbindung ſtehenden Grundſäte: 1. daß Ries 
mand an der Betretung und Verfolgung bes Rechtsweges vor den 
beſtellten, ordentlichen Gerichten in Juſtizſachen gehindert und 2. in 
der Regel Niemand feinem ordentlichen, d. h. geſetzlich beſtimmten, 
Richter entzogen werden könne, ſ. ſchon oben Th. I. $. 90. 

Wovon ber ärgfte Fall natürlich der wäre, wenn ein Gericht oder 
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dem georbneten Rechtözuftande in Deutfchland Widerfprechendes 
erflärt und den begründeten Befchwerden der deutfchen Unter: 
thanen darüber Abhülfe zugefagt hat 15), den obigen Grundſah 
ausdrücklich fanctionirt und garantirt. — Uebrigend Tann bei 
der neueften Sufliz= Organifation aud die Gelbfiftändigkeit und 
Unabhängigkeit der Gerichte dem Inftitute der Staatsanwaltfchaft 
gegenüber in Frage fommen 16). 


$. 171. G. 19.) 
B. Einrichtung mehrerer Inſtanzen. 
mM. I. Shid, über das reiheftändifdye Inſtanzen-Recht, deren unerlaubte 


Vervielfältigung unb insbef. von ber f. g. Cabinets⸗-Inſtanz. Gie⸗ 
Ben u. Darmft. 1802. 


Als ein zweiter, die Verwaltung der Rechtöpflege und bie 
Gerihtöorganifation betreffender, allgemeiner Grundſatz ift bie 
Nothwendigkeit der Einrichtung mehrerer, und zwar Dreier 
gehörig georbneter, Inftanzen zu betrachten. Schon bad Reichs⸗ 
ſtaatsrecht gewährte diefe drei Inftanzen, indem es alle Territo⸗ 
riel-Obrigkeiten zur Einrichtung von’ Unter: und Obergerich— 
ten verpflichtete I) und ald dritte Inſtanz die Jurisdiction ber 
Reihögerichte eintrat. Doc hatten fchon zur Zeit des Reichs 


gar alle Gerichte des Landes Überhaupt gefchloffen ober an der Außs 
übung ihrer Zunctionen gehindert würden. Vergl. Mofer, von ber 
kandeshoh. in Juſtizſachen. Kap. II. $. 50. — Pfeiffer, praet. 
Erörterung. Bd. TI. ©. 278 f. 


15) Schon die provifor. Competenz⸗Beſtimmung der Bundesverfammi. v. 
12. Zun. 1817. Lit. C. 8.5. M 3. a. leitete aus Art. 12. der Bun: 
besacte die Gompetenz der Bunbesverfammlung für bergleidyen Bes 
ſchwerden ab, was dann durd) die Wiener Schlußacte v. 1820 Art. 
29. ausdrüdlich beftätigt wurde. ©. unten das Bundesrecht‘ $. 257f. 
der Iften Aufl. 


Bergl. die in ihren Beforgniffen zum heil ercedirende Schrift von 
6. 5. Müller, Ueber bie Unabhängigkeit der Juſtizbehörden u. bie 
Stellung ber Staatsanwaltſchaft. Cine Mahnung an die, deutfchen 
Landfände. Weimar 1853. 


1) Bergl. die im vorig. $. Note 6 angef. Reichögefene. 
14 * 


— 
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mebzrere, befonderd größere, Reichsländer, in Zolge.der er: 
theilten (limitirten ober illimitirten) privilegia de non appellan- 
do 2), als dritte Inſtanz eigene Appellationd:, Oberap: 
pellations= oder DOberhofgerichte 3) erhalten. Auf dem 


2) 


3) 


Nicht zu bezweifeln war übrigens, daß folche Privilegien, auch wenn 
fie uneingefchräntt ertheilt waren, ober die Appellation an bie Reiche: 
gerichte quoad causam (5. B. bei Griminalfadhen nad) dem Reichs⸗ 
abſch. v. 1530 $. 95) unzuläffig war, nie hinderte, eine Beſchwer⸗ 
be wegen unheilbarer Nichtigkeit oder wegen verzögerter 
und verweigerter Juſtiz an bie Reichögerichte zu bringen. Die 
Goldne Bulle Cap. XI. macht $.3 ausdrücklich beim Privilegium ber 
Kurfürften den Zufas: „quamdiu — non fuerit justitia denegata“ u. 
fügt hinzu $. 4: „In defectu vero justitiae ad imperisalem duntaxat 
Curiam — his, quibus denegata fuerit justitia, liceat appel- 
are. Quidquid vero contra praemissa factum fuerit, sit irri- 
tum eo ipso.“ Ganz allgemein erkennt auch bie Gamm. Ger. 
Drdn. v. 1655 Th. II. Tit. 28 die Beſchwerde wegen gebemmter ober 
verweigerter Nechtöpflege und Zit. 31. $. 14, trog des Verbots der 
Appellation, die Nullitäts-Beſchwerde in peinlichen Sachen an. 
Die Kurfürften gründeten ihre Befugniß zur Errichtung eigener, 
die Zurisdiction der Reichsgerichte in meritis causae ausſchließender, 
höchſter Lanbesgerichte in den Kurlanden auf die goldne Bulle Cap. 
xl. Auch Hannover flüste bie Befugniß zur Erridytung deö 
Dberapp. Gerichts, „baburch die Instantz, weldye man vorhin bey ge= 
dachten höchſten Reichsgerichten gehabt, erfeßet werden möge,“ zufolge 
des Eingangs der Dberapp. Ger. Orb. lediglid auf „die von der 
Römiſchen Kayferlihen Majeftät gnädigſt conferirte Chur Würde.» 
Das Oberapp. Ger. zu Selle wurde ſchon 1711 eingerichtet, bie 
Dberapp. Ger. Ordnung ift v. 26. Sun. 1713 batirt. Doch hatten 
die ältern Kurfürften nad) Errichtung bes Reichscammergerichts, 
noch befondere Privilegia illimitata de non appellando erhalten, wel 
che fpäter aber audy andern KReichöftänden zu Theil wurben, z. B. 
Schweden für Pommern burd den weftphäl. Frieden Art. X. $. 
125 Beffen-Caffel am 7. Decbr. 17425 Heffen-Darmftabt 
10. Mai 1747. Weiß, heſſ. Staatsr. Th. J. ©. 34. 44. In Folge 
bavon wurden bie oberften Landesgerichte eingerichtet. Vergl. Eich: 
born, beutfche St⸗ u. Rechtsgeſch. Th. IV. $.550. Der Reichédep. 
Hptſchl. v. 1803 8. 33 ſprach das ünbedingte privilegium de 
non appellando“ allen Kurfürften für alle ihre Befisungen 
zu. Leift, Staater. $. 160. — Ueber das Appellationögericht zu 
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Wiener Congreß *) wurde die Aufrechterhaltung biefes Grund⸗ 
ſatzes anerkannt und demgemäß in der beutfchen Bundesacte 
eine Verpflichtung der Bundeöftaaten zur Errichtung und resp. 
Erhaltung von Gerichten dritter Inflanz ausgeſprochen. Die 
Bundesacte beftimmt nämlih im Art. 12: 


9 


5) 


9 


7 


u. 


Diejenigen Bundesglieder, deren Beflgungen nicht eine Volks⸗ 
zahl von 300,000 Seelen 5) erreichen, werben fich mit den ih» 
nen verwandten Häufern ober andern Bunbeögliedern, mit wel⸗ 
hen fie wenigitens eine folge Volkszahl ausmachen, zur Bil- 
dung eines gemeinfchaftlichen oberften Berichtes vereinigen.“ 
„In den Staaten von folcher Volksmenge 6), wo ſchon jetzt 
dergleichen Gerichte dritter Inftanz vorhanden find, iver- 
ben jedoch dieſe in Ihrer biäherigen @igenfchaft erhalten, wo⸗ 
fern nur die Volkszahl, über welche fie ſich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 Seelen ift.* 

„Den vier freien Stäbten fteht dad Recht zu, ſich unter einan- 
der über die Errichtung eines gemeinfamen oberften Gerichtes 
zu vereinigen 7).* 


Dresden (errichtet 1559) vergl. Römer, dhurfähf. Staater. TH. 
BD. ©. 110 f. und über das, nur den Zitel eines Dberhofgerichts 
führende, Hofgericht zu Leipzig daf. Th. II. ©. 145. Ueber bas 
Medlenburg. Hof: und Landgericht ſ. ben Erblanbesvergl. v. 1755 
$. 392 u. Hagemeifter, Mecklenb. Staater. $. 86 f. Bon Wür⸗ 
temberg f. die Nacjmweifungen bei v. Mohl, Th. I. ©. 7. Not. 4 
u. ©. 14 und überhaupt nody Zeift, Staatsr. $. 160. Not. 9. 10. 

Berg. die Verhandlungen über die Abfaffung bes Art. 12 der beut: 
fhen Bundesacte in Klüber’s Acten des Wien. Eongr. Bd. II. ©. 
355. 422. 434. 442. 454. 486. 6533. 560. 

Daß diefer Artikel der Bundesacte auch die Verpflichtung der Bun: 
besflaaten mit üb 300,000 Einw. zur Gewährung einer 3ten In 
ftanz in fidy fchließe, ift allgemein anerkannt. 

Der Sinn diefer offenbar ſchlecht abgefaßten Beftimmungen ift Har. 
Wo ſchon dergleichen Gerichte beftehen, follen fie erhalten werden, 
wofern der Staat wenigftene 150,009 Einmw. bat. Dieß hat 3. 8 
Braunfhweig, wo ſchon 1814 eine proviforifhe Appell. Commiſ⸗ 
fion — war, in gewiſſer Weiſe für ſich Ben gemacht. 
S. Rote 8. 

Die — Erwähnung der vier freien Städte hat darin ihren 
Grund, weil fie auch zuſammen bie feſtgeſeßte Volkszahl von 300, 000 
nicht erreichten. Nach der Bundesmatrikel nur 266,800. 
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Bei den folchergeftalt errichteten gemeinfchaftligen®) 
oberften Gerichten, foll jeder der Partheien geftattet fein, auf 
bie Verſchickung der Acten 9) auf eine Deutiche Bacultät, 


Der Begriff eines gemeinfhaftlidyen Gerichts ift mithin auf bie 
jenigen Staaten beſchränkt, welche, ohne zur Erhaltung ober Errich⸗ 
tung eines befondern Gerichtshofes berechtigt zu fein, fich mit an 
dern zur Errichtung eines foldhen vereinigen mußten. Es kam 
demnach ein Gericht für den einen Theilhaber ein befonderes, für 


. die Übrigen ein gemeinfhaftlidhes fein. -&o erklärte 3. 8. 
Braunſchweig, welches ſchon vor der Bunbesacte proviforifd eine 


dritte Inſtanz eingerichtet hatte, daß bei dem aud) für Lippe, 
Schaumburg-Lippe und Walded eingerichteten Obers Appella- 
tionsgeriht zu Wolfenbüttel, fo viel Braunfhweig be 
treffe, ein Antrag auf Actenverfendung nicht Statt finde. Vergl. 
Protocolle der Bundesverf. v. 1817 ©. 884. Ueber Aniphaufen, 
für welches das Oberapp. Gericht zu Dldenburg an bie Stelle ber 
vormaligen Neichögerichte getreten ift, f. das f. g. Berliner Ab: 
kommen v. 8. Zuni 1825 Art. VI. Prot. der 8. 8. v. 1825. 5.9. 


Das Recht der Partheien, auf Revifion mit Actenverfendung 
anzutragen, war durch die Reichögefege für den Kal, daß bie für bie 


Reichögerichte beftimmte summa appellabilis (Meichsabſch. v. 165 5. 


113—114) nicht vorhanden wäre, ausdrüdlicy anerkannt, konnte 
aber wieder durch die Landesgeſetze beſchränkt fein. Vergl. Dep 
Abfch. v. 1600 $. 16. Reichsabſch. v. 1654 6. 113. Weftpdal, 
Staatsr. Abh. XXVIIL ©. 263 f. Medienb. Erbland. s Bergl. $ 
399. 400. Leiſt, Staatsr. 5.160: Not. 22 23. Auch fand ed we 
gen der angenommenen Inappellabilität der Griminalfaden haupt: 
ſachlich bei diefen Statt. (Das Nähere. gehört in ben Givils und 
Sriminals Proceß.) — Durch einen Bundesbeſchluß v. 5. Rorbr. 
1835 wurde bei Griminal- und Polizeis$traffachen bie Acten⸗ 
verfendung an Zuriften-Zacultäten und Schöppenftühle überhaupt füt 
unzuläffig erllärt; ein. Verbot, welches mit dem Iften Jan. 1837 
überon in Wirkſamkeit trat. Veranlaßt wurbe dieſer Beſchluß 
duch einen, blos bie pulitifchen Werbrechen betreffenden, Antrag 
der Centralbehörde zu Frankfurt v. 20. März 1834. Die. $- 
MafregelnsGommiffion fhlug aber vor, das Verbot auf allt 
Grim.s und Polizei » Straffahhen auszubehnen. Nun wurde zunaͤchſt 
durch Bundesbeſchl. v. 27. Novbr. 1824 dieſer Zweck durch die au⸗ 
thentiſche Interpretation zu erreichen geſucht, daß Art. 12 der Bun 
besacte blos von Civilſachen zu verftehen fei. Da aber dieß ſo⸗ 





10) 
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oder an einen Schöppenftuhl, zur Abfaffung des Gnburtheils 
anzutragen 10),* 


wie der Artikel ſelbſt natürlich nur auf die gemeinfchaftlihen Obers 
App. = Gerichte bezogen werben konnte, fo erfolgte dann das unbes 
dingte Verbot bes Beſchl. v. 5. Novbr. 1835. Mit dem Bundes⸗ 
beſchl. v. 2. Aprif 1848 über die Aufhebung der f. g. Ausnahmsge⸗ 
fege ift aber biefes bundesrechtliche Verbot der Actenverfendung ganz 
zweifellos als befeitigt zu betzachten. Vergl. oben Th. I. 6. 49. 
Rote 9. ee 

Der. Art. 12 der Bunbesacte ift in allen beutfchen Bunbesftaaten zur 
Ausführung gefommen. Es beſtehen hiernach gegenwärtig folgende 
oberfte Gerichtehöfe: 1. Für die zum Bunde gehörigen Defterrei- 
chiſchen Ränder ber oberfte Gerichtshof zu Wien. 2. Für Preus 
Ben das Geheime sObertribunal und der Rheinifche Gaffationshof zu 
Berlin. 3 Bür Baiern das Dberappellationds Bericht unb ber 
Saffationshof für den Rheinkreis zu Münden 4. Kür Königr. 
Sachſen das DOberapp.-Gericht zu Dresden. 5. Kür Hannover 
das Oberappell.sGer. zu Celle. 6. Mr Würtemberg das Obers 
teibunal zu Stuttgart. 7. Kür Baden das Oberhofgericht zu 
Mannheim 98. Für Kurheſſen bas Oberapp.= Ger. zu Gaffel. 
9. Kür Sroßherzogth. Heffen das Oberapp. Ger. und der Caſſa⸗ 
tionshof zu Darmftadt. 10. Kür Naffau das Oberapp.= Ger. zu 
Wiesbaden. 11. Für Braunſchweig das Oberapp.s Ger. zu 
Wolfenbütttel. 12. Für Luremburg ber oberfte Gerichtshof 
su Luremburg. 13. Kür Holftein und Lauenburg das Ober: 
app.&er. zu Kiel. 14. Kür Oldenburg (und Kniphaufen) das 
Oberapp.⸗Ger. zu Oldenburg. — Als gemeinfchaftlidhe Ober: 
appellations=Gerichte wurden errichtet: 1. Zür bie Großherzogl. und 
Herzogl. Sähfifhen auch Fürſtl. Reußiſchen Länder: das Ober: 
app.⸗Gericht zu Jena. 2. Fulr die beiden Mecklenburg: das 
Dberapp. Ger. zu Parchim, fpäter zu Rofiod. 3. Für die 
Schwarzburgifhen und Anhaltinifchen Länder: das Dber- 
app. = Gericht zu Zerbſt. Daffelbe ift ader fpäter aufgehoben wor⸗ 
den und haben ſich die Shwarzburgifhhen und bie Anhaltinis 
[hen Länder dem gemeinfchaftlidyen Oberapp.sGer. zu Jena ange: 
fhloffen. 4. Kür Lippe, ShaumburgsLippe und Walbed das 
Dberapp. Ger. zu Wolfenbüttel. (Kür Walbed feit März 1851 


- in Steaffahen das Dbertribunal zu Berlin.) 5. Für die vier 


freien Städte: das Oberapp.⸗ Ger. zu Lübed. Außerbem haben 
nah 1815 folgende Gerichte größerer Staaten als Oberappellationgs 
Berichte für kleine Bundesländer fungirt: A. bis 1824 das Ober: 
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bern audgefprochen war 6); und zugleich wurbe unter dem Ein: 
fluß und unter Concurrenz der Landſtände 7) bei der Einfekung 
und Organifirung der Landeögerichte in ben meiften Zerritorien 
auch durch die Landesgrundverfaffung ber Grundfag ſanctio— 


nirt, 


daß die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Civil: und 


Griminalfaden in der Regel nur durch die orbentlid be 
fleliten, in ihrem Wirkungskreiſe vom Landesherrn, deſſen Wi: 
niftern und andern Landes-Adminiſttativ-Collegien unabhängi— 
gen, Gerichte Statt finden müſſe 9. Jeden Eingriff in den 


6) Deputations-Abſch. v. 1600 $. 15. »Dieweil aber die hödfte Roth: 


?) 
8) 


durft erfordert, daß in allen Ghurfürftenthümern, Fürſtenthümern 
u. ſ. w. — bie unter, Ober⸗ und Hofgerichte, in denen Dr: 
ten es noch nicht gefchehen, und noch Mangel und Gebrechen bevor, 
aufs ebefte, förderlich und unverhinderlich reformiret, mit verflän: 
digen Urtheilern befegt und in eine gute, richtige, der rechten 
Reiches und C. ©. Proceß gegäße Ordnung — gebraht und barauf 
fefliglich gehalten werde, Damit den Unterthanen, ba fit 
rechtlos geftellet worden feyen, Urfachen zu lagen abge 
fynitten werben, fo wollen wir hiemit allen und jeden Sur: 
fürften, Zürften und Ständen bes Reiche und allen andern des 
Reiche Eingefeffenen, Zugethanen und Verwandten, wie bie Namen 
haben mögen, ernftlid auferlegt und befohlen haben, ſolche 
hievor und jetzo bedachte nützliche Anordnungen ihrer Unter—, 
Ober⸗ und Hofgerichte, in den Orten es noch nicht geſchehen — 
ihren und des Reichs unterthanen ſelbſten zum Beſten anzuord⸗ 
nen und darin einigen weitern Aufſchub noch Einſtellung nicht zu 
ſuchen.“ — Reichsabſch. v. 1654 $. 108. „Iſt ſolchemnach unſer 


-verorbneter Wille und Meinung — daß Ghurfürften. und Staͤnde 


dero Gerichte mit qualificirten Leuten alfo beſtellen ſollen 
und wollen, damit fi niemand darwider zu befdyweren, oder doch 
um ſo viel weniger zu beklagen dahero Urſache nehme, als wären 
diefelben im Reiche hin und wieder dermaßen Übel beſett u. |. m." 
Vergl. Leift, Staatsr. $. 155. 1566. Pfeiffer, pract. Ausführ. 
Bd. 1. ©. 240 f. Derf. die Selbſtändigk. des Richteramted ©. 
13 f. 

Vergl. H. Simon a. a. D. ©. 20 f. 

S. ſchon oben das Verfaſſungsrecht Ih. I. $. 90. S. 426 f. Werol- 
auch Mofer, von der Landeshoh. in Juſtizſ. Kap. I. $. 133 über 
Hildesheim Strube, Unterricht von Reg. u. Juſtiz⸗Sachen. Sect 
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verfaflungsmäßig fefigeftellten Wirkungskreis und die Unabhäns 
gigfeit der Gerichte durch den Regenten oder bie obern Staats⸗ 
behörben bezeichnete .man feitbem durch den Ausdruck Cabinets: 
Juſtiz 9), gegen welche nöthigenfals -bei ben Reichsgerichten 
Schutz und Hülfe gefucht werben konnte 19). — Auch nad 
der Auflöfung des deutſchen Reichs ift diefer Grundſatz in 
den einzelnen beutfchen Staaten, vermöge ber feflgewurzelten 
Rechtsüberzeugung von ber Unzuläffigfeit einer Einmifchung des 
Regenten ober ber Staatöregierung in die Rechtöpflege 11), feflge: 
halten worben- und nicht blo8 die neuern Verfaſſungs-Urkun⸗ 
ben haben, — neben Anerkennung des Satzes, daß der Landes: 


1.54. Bon Medienburg: ben Erblandesvergleid, v. 1755 $. 
393-398. Vergl. auh H. Simon a. a. D. ©. 18 f. und Pfeif: 
fer am zulest a. DO. ©. 27—68: 

9%) Mehr in der Korm als der Sache nady machte die mehrfach vorkom⸗ 
mende Supplik oder der Recurs an den Landesherrn eine Aug: 
nahme, wenn das Erkenntniß einem andern Landesgerichte Übertra- 
gen ober von einem Sprudhcollegium eingeholt wurde. SBeifpiele 
von Madıtfprüchen find freilich nicht ſelten; auch Friedrich d. Sr. 
ließ ſich mehrfah in Givils und Griminalfacdhen dazu verleiten, 
obwohl er mehrmals erllärte, daß er foldye verabicheue. Vergl. 
Simon a. a. D ©. 35 f. — Wie fhlimm es oft befonbers in 
den Gebieten der Fleinern und Eleinften Potentaten mit der Vers 
waltung ber Juſtiz' beftellt war, zeigen bie zahlreichen und fich oft 
wiederholenden Landesbeichwerben und Klagen der Unterthanen bei 
ben Reihsgerihten. Material |. bei Mofer in den angef. Schrif: 
ten deſſelben und bei Schid üb. das reichsſtänd. Inſtanzenrecht F. 
47 f. 

0) Mofer, von der Landeshoh. in Zuftizfachen. Kap. J. 8.9 f. 8.14 f. 
$. 18. Häberlin’s Staatsarchiv. Hft. 62. ©. 106. Deffen Hanbb. 
2. I. S. 468 f. Leift, Staatsr. $. 156. — Linde, Lehrb. bes 
Sivil-Proc. $. 103. — Auch gegen reichsgeſetzwidrige Vervielfäl- 
tigung der Inſtanzen und insbefondere die Verſuche eine Gabi 
nets⸗Inſtanz einzurichten, griffen die Reichsgerichte hemmenb ein. 
©. bei. Shi, Ab. das reichsſtänd. Inſtanzrecht $. 30 f. bef. $. 
36 f. (daf. auch eine Menge reichsgerichtlicher Präjudizien.) Reich⸗ 
liches Material üb. bie reichögerichtliche Praxis f. bei Pfeiffer die 
Selbſtſtaͤndigk. des Richteramtes S. 68—168. 

1) Vergl. Winkopp's rhein. Bund. Bb. IV. S. 402- 419. 

Zachariäa's Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 14 
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herr ald Etaatöoberhaupt die Quelle aller Gerichtöberkeit fei 
und lebtere in feinem Namen verwaltet werbe 12), — bie Un 
abhängigkeit und GSelbfifiändigkeit der Gerichte größten: 
theild ausdrücklich anerkannt 3), fonbern ed hat auch der Deut: 
fhe Bund dadurch, daß er in feinen Grundverträgen jebe Ber: 
weigerung oder Hemmung der Redtöpflege 19) für etwas 


12) 


13) 


14) 


Baier. Berf. url. Zit. vIO. 5.1. Bürtemb. 5.92. Mei 
ning. Grundgef. $. 105 Altenburg. $. 7. Braunfhweig. $ 
191. Hannov. Staatögrundgel. v. 1833. $. 9. Landeöverf. Gef. 
5. 9. Wo es nicht ausbrüdlidy gefagt iſt, liegt es in dem Gare, 
daß ber Landesfürft Inhaber der ganzen Staatögewalt fei. Auch bie 
feit 1848 entflandenen Berfaffungen, obwohl in ihnen bie Idee der 
Zheilung ber Gewalten durdblidt, 3. B. Preuß. Verf. uUrk. 
Art. 86, Baldeck $. 11, Cob. Both. $.134, Laffen doch auch noch 
bie Gerichtsbarkeit im Namen bes Landesherrn durch bie Se 
rihte ausüben. ZBuweilen wird, was baffelbe iſt, der Stdat als 
Quelle der Gerichtsbarkeit genannt. Dibenburg. Art, 100. 

©. die bereits oben Th. I. $M. ©. 4238 angeführten Berf. Urkunden. 


Auch Preuß. Landr. Th. I. Eint. $. 80. 87 und Sondberehäuf. 


Verf. Url. 5. 89. — Aeltere Ranbesgefege und Grunbverträge er: 
Hären alle Gingriffe in die Juſtiz für „sub et obreptitie auöge- 


"bradyt» unb „ipso jure null und nidyt.» S. oben Th. I. &. 427 f. 


Wahleap. Art. XVI $. 9. 11. 14. Mecklenb. Erbland. Bergl. $. 
398. Geller Db. App Ger. DOrbn. Provem. in fine. Unter ben 
neuern Grundgefegen fagte bie Sondershäuſiſche Berf. urk. v. 
1841 $. 89 ausdrücklich: „daß fidh die Berichte an etwaige in bas 
Richteramt eingreifende Verfügungen nicht kehren bürfen.« Dieß ift 
eine fi überall von felbft verſtehende Folge des durch die Verfaffung 
anerfannten Grundfages und die Lehre mancher Proceffualiften (f. 3. 
B. Linde’s Lehrb. des Givils Proc. $. 103, der fidy dabei ohne 
Grund auf Häberlin, Hanbb. des Staatsr. Bd. Il. 5. 300 beruft), 
daß der Richter im äußerften Kalle gehorchen und den Gabinetös Be: 
fehl als folchen publiciren müfle, läßt ſich auf Feine Weiſe recht: 
fertigen. S. dageg. auch Schick, das reichsſt. Inftanzenredyt $. 60. 
— Die hiermit in Verbindung ſtehenden Grundſäte: 1. daß Rie⸗ 
mand an der Betretung und Verfolgung des Rechtsweges vor den 
beſtellten, ordentlichen Gerichten in Juſtizſachen gehindert und 2. in 
ber Regel Niemand feinem ordentlichen, d. h. geſetlich beſtimmten, 
Richter entzogen werden könne, ſ. ſchon oben Th. I. $. 90. 

Wovon der ärgſte Fall natürlich der wäre, wenn ein Gericht oder 
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dem georbneten Rechtszuſtande in Deutfchland Widerfprechendes 
erflärt und den begründeten Befchwerden der deutfchen Unter: 
thanten darüber Abhülfe zugefagt hat 15), den obigen Grundfak 
ausdrücklich fanctionirt und garantirt. — Uebrigens Tann bei 
der neneften Suftiz= Organifation aud die Seldftfländigfeit und 
Unabhängigkeit der Gerichte dem Inftitute der Staatsanwaltfchaft 
gegenüber in Frage fommen 16). | 


$. 171. 6. 149.) 
B. GCinrichtung mehrerer Inſtanzen. 
. J. Schick, über das reichsſtändiſche Inſtanzen-⸗Recht, deren unerlaubte 


Vervielfältigung und insbeſ. von der ſ. g. Cabinets-Inſtanz. Gie⸗ 
ßen u. Darmſt. 1802. 


Als ein zweiter, die Verwaltung der Rechtspflege und die 
Gerichtsorganiſation betreffender, allgemeiner Grundſatz iſt die 
Nothwendigkeit der Einrichtung mehrerer, und zwar dreier 
gehörig georbneter, Inſtanzen zu betrachten. Schon bad Reichs⸗ 
flaatsreht gewährte diefe drei Inflanzen, indem es alle Zerrito: 
rial:Obrigkeiten zur Einrichtung von Unter: und Öbergerid: 
ten verpflichtete 1) und ald dritte Inflanz die Jurisdiction der 
Reihögerichte eintrat. Doc, hatten ſchon zur Zeit des Reiche 


gar alle Gerichte des Landes Überhaupt gefchloffen ober an der Aus⸗ 
&bung ihrer Zunctionen gehindert würden. Vergl. Mofer, von ber 
Lvandeshoh. in Juſtizſachen. Kap. II. $. 50. — Pfeiffer, prakt. 
Erörterung. Bd. II. ©. 278 f. 
5) Schon die provifor. GompetenzsBeflimmung der Bundesverfammi. v. 
12. Zun. 1817. Lit. C. $.5. 3. a. leitete aus Art. 12. der Buns 
desacte die Competenz ber Bundesverfammlung für dergleichen Be⸗ 
ſchwerden ab, was dann durch die Wiener Schlußacte v. 1820 Art. 
29. ausdrüdlicdy beftätigt wurde. ©. unten das Bundesrecht' $. 257 f. 
ber Iften Aufl. 


16) Vergl. die in ihren Beforgniffen-zum Theil ercebirende Schrift von 
C. $. Müller, ueber die Unabhängigkeit ber Juſtizbehörden u. bie 
Stellung ber Staatsanwaltfchaft. Eine Mahnung an bie, beutfchen 
gandftände. Weimar 1853. 


1) Vergl. die im vorig. $. Note 6 angef. Reichsgeſetze. 
14* 
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„Bei ven folchergeftalt errichteten gemeinfchaftlicyen 8) 
oberften Gerichten, foll jeder der Partheien geftattet fein, auf 
die Verſchickung der Acten 9) auf eine Deutſche Bacultät, 


Der Begriff eines gemeinfchaftlichen Gerichts iſt mithin auf dies 
jenigen Staaten befchräntt, welche, ohne zur Erhaltung oder Errich⸗ 
tung eines befondern Gerichtshofes berechtigt zu fein, fih mit an⸗ 
dern zur Errichtung eines foldyen vereinigen mußten. Es kann 
demnach ein Gericht für den einen Zheilhaber ein befonderes, für 


. bie Übrigen ein gemeinfhaftliches fein. So erklärte 3. B. 


Braunfhweig, welches ſchon vor ber Bunbesacte proviſoriſch eine 
dritte Inſtanz eingerichtet hatte, daß bei dem auch für Lippe, 
SchaumburgsLippe und. Walded eingerichteten Ober-Appella⸗ 
tionsgeriht zu Wolfenbüttel, fo viel Braunfhweig be 
treffe, ein Antrag auf Actenverfendung nicht Statt finde. Vergl. 
Protorolle der Bundesverſ. v. 1817 ©. 884. Ueber Knipbaufen, 
für welches das Oberapp. Geriht zu Oldendurg an bie Stelle ber 
vormaligen Reichögerichte getreten ift, ſ. bas f. g. Berliner Ab: 
tommen v. 8. Zuni 1825 Art. VI. Prot. ber B. 8. v. 1825. $. 92. 


Das Recht ber Partheien, auf Revifion mit Actenverfendbung 
anzutragen, war burdy die Reichsgeſetze für ben Fall, daß bie für bie 
Reichögerichte beflimmte summa appellabilis (Reihsabfdy. v. 1654 $. 
112 —114) nicht vorhanden wäre, ausdrücklich anerkannt, konnte 
aber wieder durch bie Landesgeſetze befchräntt fein. Vergl. Dep.s 
Abſch. v. 1600 $. 16. Reichsabſch. v. 1654 $. 113. Beſtphal, 
Staatör. Abb. XXVIN. ©. 263 f. Medlenb. Erbland. s Bergl. & 
399. 400. Leift, Staatsr. $. 160: Not. 22 23. Auch fand es wer 
gen der angenommenen Snappellabilität ber Friminalſachen haupt: 
fählidy bei biefen Statt. (Das Näbere. gehört in ben Givil- unb 
SriminalsProceß.) — Durch einen Bundesbeſchluß v. 5. Novbr. 
1835 wurde bei Criminal⸗- und PolizeisStraffachen bie Acten⸗ 
verfendung an Juriſten⸗Facultäten und Schöppenftühle überhaupt für 
unzuläffig erklärt; «in. Verbot, welches mit dem Iſten Ian. 1837 
überall in ——— trat. Veranlaßt wurde dieſer Beſchluß 
durch einen, blos die phlitiſchen Verbrechen betreffenden, Antrag 
ber GSentralbehörde zu Frankfurt v, 20. März 184. Die f. 9. 
Maßregeln-Commiſſion ſchlug aber vor, das Verbot auf alle 
Erim.s und Polizei: Straffachen auszubehnen. Nun wurbe zunächft 
durch Bundesbeſchl. v. 27. Novbr. 1834 biefer Zweck durch bie au: 
thentifche Interpretation zu erreichen gefucht, daß Art. 12 ber Buns 
besacte blos von Givilfachen zu verftehen ſei. Da aber bieß fos 
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ober an einen Schöppenftuhl, zur Abfaffung bes Endurtheils 
anzutragen 10),“ 


wie der Artikel ſelbſt natürlich nur auf die gemeinfchaftlichen Ober⸗ 
App.» Gerichte bezogen werden Tonnte, fo erfolgte dann das unbes 
dingte Verbot des Beſchl. v. 5. Novbr. 1835. Mit dem Bundes⸗ 
beſchl. v. 2. April 1848 über die Aufhebung ber f. g. Ausnahmsge⸗ 
fege ift aber diefes bunbesrechtliche Verbot der Actenverfenbung ganz 
zweifellos als befeitigt zu betrachten. Vergl. oben Ih. I. $. 49. 
Rote 9. u N 

Der. Art. 12 der Bundesacte ift in allen beutfchen Bundesſtaaten zur 
Ausführung gefommen. Cs beftehen hiernach gegenwärtig folgende 
oberfte Gerichtöhöfe: 1. Füt die zum Bunde gehörigen Defterreis- 
chiſchen Länder der oberfte Gerichtähof zu Wien. 2. Kür Preus 
fen das Geheime sDbertribunal und der Rheinifche Gaffationshof zu 
Berlin. 3 Flir Baiern das Oberappellationd s Gerihht und ber 
Saffationshof für ben Rheinkreis zu Münden. 4. Kür Königr. 
Sachſen das Oberapp.⸗Gericht zu Dresden. 5. Für Hannover 
das Oberappell⸗Ger. zu Celle. 6. Mr Würtemberg das Obers 
tribunal zu Stuttgart. 7. Kür Baden das Oberhofgericht zu 
Mannheim. 8. Kür Kurbeffen dad Oberapp.⸗Ger. zu Gaffel. 
9. Fuͤr Großherzogth. Heffen das Dberapp. Ger. und der Gaffas 
tionshof zu Darmftadt. 10. Kür Naffau bas DOberapp.=s Ger. zu 
Wiesbaden. 11. Für Braunfdhmeig das Oberapp.s Ger. zu 
Bolfenbäütttel. 12. Kür Luremburg ber oberfle Gerichtshof 
zu Curemburg. 13. Kür Holftein und Lauenburg das Ober: 
app.⸗Ger. zu Kiel. 14. Kür Oldenburg (und Kniphaufen) das 
Dberapp.:Ger. zu Didenburg — Als gemeinfchaftliche Ober: 
appellationes@erichte wurden errichtet: 1. Kür die Großherzogl. und 


‚Herzog. Sähfifhen auch Fürſtl. Reußiſchen Länder: das Ober: 


app. sGeriht zu Jena. 2. Für die beiden Medlenburg: das 
Dberapp.: Ger. zn Parchim, fpäter zu Roſtock. 3. Kür die 
Schwarzburgifhen und Anhaltinifchen Länder: das Ober: 
app. = Geriht zu Zerbſt. Daffelbe ift aber fpäter aufgehoben wor: 
den und haben ſich die Shwarzburgifhen und bie Anhaltinis 
ſchen Länder dem gemeinfchaftlicyen Oberapp.⸗Ger. zu Jena ange⸗ 
ſchloſſen. 4. Kür Lippe, Shaumburg=-Lippe und Waldeck bas 
Dberapp. Ger. zu Wolfenbüttel. (Kür Walded feit März 1851 


- in Straffahen das Dbertribunal zu Berlin) 5. Kür bie vier 


freien Städte: das Oberapp.= Ger. zu Lübed. Außerdem haben 
nad; 1815 folgende Gerichte größerer Staaten als Oberappellationss 
Gerichte für Meine Bundesländer fungirt: 1. bis 1824 bas Ober: 
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Vebrigens ift fo viel ausgemacht, daß ber Grundſatz von ber 
Nothwendigkeit dreier Inſtanzen 11) nicht fo zu verſtehen ift, 
als müßte für alle Rechtöfachen dad Recht, in doppelter Stufen: 
folge devolutive Rechtsmittel zu gebrauchen, gewährt werden. 
Denn abgefehen von ben peinlihen Sachen, bei welchen die Ap⸗ 
pellation an die Reichsgerichte überhaupt wegfiel 12), und davon, 
baß nach dem neueften, der franzöfifchen Gerichtöverfaflung nad: 
geahmten Strafverfahren wenigftend bei Verbrechen (erimes) über: 
haupt fein eigentliches Rechsmittel flatt findet, war die Appella- 
tion auch bei Civilſachen durch die reichögefegliche Appellations⸗ 
Summe (Summa ordinaria: 400 Reichöthaler) befchrantt, fo wie 
auch überall die Appellation an die ZTerritorial=Öbergerichte durch 
landeögefegliche Appellationsfummen begränzt fein fonnte. Um fo 
mehr mußte in den fouverain gewordenen Staaten die Landesge⸗ 
ſetzgebung freie Hand haben, gewifle Sachen ganz von der Ap- 
pellationd : Befugniß auszunehmen, oder den Gebrauch von devo⸗ 
lutiven und nicht devolutiven Rechtsmitteln zu beſchränken. 


app.⸗Ger. zu Darmſtadt und dann das Ober⸗Tribunal zu Stutts 
gart für die beiden Hoöhenzollerſchen Fürſtenthümer. Nach der 
Bereinigung mit Preußen (Dechr. 1849) find fie in oberer Inſtanz 
der Preußifchen Zuftizverfaffung .annectirt. 2. Das Appellat.⸗Gericht 
zu Inſpruck für das Fürftentbum Liechtenſtein. 3 Das Dber 
IL app. = Ger. zu Darmfladt für Heffen- Homburg. — Daß audı 
bei folhen Gerichten, in fo weit fie bie oberftle Inſtanz für einen 
Staat bilden, weldher nad Art. 12 ber B. X. fih mit andern zur 
Grridytung eines gemeinfchaftl. Dberapp.s@erichts vereinigen mußte, 
ein Antrag auf Actenverfendung Statt finde, ift nicht zu bezweifeln. 

1) In mandyen Berf. Urkunden ift derfeibe zum Theil auch mit befons 
derer Beziehung auf NRechtsfachen des Kiscus, ausgeſprochen. Weis 
mar. Grunbgef 8.129. Mebrentheils ift aber nur von ber Gewähr 
ber »gefeglihen Inſtanzenfolge⸗ bie Rebe. — Vergl. au) Emming⸗ 
baus in der Zeitſchr. f. beutfches Recht. Bd. V. ©. 90 f. 

12) Vergl. Weſtphal's Staatsr. Abb. XXVII. ©. 258 f. G. M. We 
ber, über die Appellation in Griminal-Sahen. Würzb. u. Bamb. 
1805. 9. 7. Weine Grundlinien des Crim.⸗Proc. &. 278 f. Fr. 
Walther, die Rechtsmittel im he ıc. Münden 1853. 
Abth. I. ©. 32 f. 





V. on der Suftizhoheit. ($. 172.) 217 


. 172. (6 160) 


III. Bon einzelnen, in der Suftizbobeit entbal: 
tenen Befugnifien-. 


A. Gefehgebung und: Oberauffichtörechte. 


Obgleich das eigentlihe Richteramt in Civil- und. Crimi⸗ 
nalfachen zufolge des, für Deutfchland allgemein feftftehenden, 
pofitivzrechtlichen Grundfages ($. 170) nur durch die ordentli— 
hen Gerichte ausgeübt werden fol, fo ift. dody ber Inbegriff 
aller übrigen in ber Juſtizhoheit enthaltenen Befugniffe, 
inöbefondere Alles was unter den Begriff der Gerichtöherrlichkeit 
fält, der unmittelbaren Ausübung bes Inhabers der Staatöge: 
walt (des Landesherrn oder beffen Beauftragten) ober den ver: 
faffungemäßig dafür beftehenden. Organen (in den Sreiftädten 
zum Theil dem Senate) verblieben und, bie Gerichte felbft find, 
in fo fern es fih um Ausübung diefer Befugniffe han- 
beit, unzweifelhaft den verfaflungsmäßigen Befehlen und or: 
[riften der Staatsregierung unterworfen. Dazu gehört: 

l. die Gefesggebung über Juftizfachen, wozu nicht 
bloß die Feftftelung der, das materielle Recht betreffenden, 
Normen, fondern auch die Organifation der Gerichte I), und 
anderer juftizhoheitlicher Organe (3. B. der Staatsanwaltichaft), 
die Beflimmung ihrer Competenz in fubjectiver und ob— 
jectiver Rüdfiht, und die Regulirung bed gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens in Civil- und Criminal: Sahen gehört. Dabei ift 
aber, wie fich von felbft verfteht, der Inhalt der Gefege von 
den Sanctionen ber beflehenden Verfaſſung abhängig 2) unb 


1) &. darüber den Art. von Mittermaier in Weller's und Rotteck's 
Staatslexikon. Bb. XII. S. 34 f. und im Archiv f. civ. Prax. Bd. 
XV. &. 119. -Mofer, von ber Landeshoh. in Juſtizſ. Kap. II. 

2) In den meiften deutfchen Ländern war ſchon früher die Selbftfläns 
bigkeit ber Berichte und bie GBerichtsorganifation, beſonders 
was Gollegialität und bad Inſtanzenrecht betrifft, ausdrück⸗ 
lih in ben Grundgefegen fanctionirt, ober wenigftens fo, wie 

fie beftand, der willtährlichen Aenderung burch den Lanbesherrn 
entzogen. Die nederen Verf. Url. enthalten meiftens ein befonberes 
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mit diefer gebunden an bie hierher gehörigen Beflimmungen' des 
deutfchen Bundesrechted 3). Hinſichtlich der Befugniß zu bis: 
penfiren unb Privilegien zu ertheilen kommen bie allgemeinen 
Srundfäge (oben $. 163. 164) zur Anwendung. 

1. Die Oberaufficht ®) über das ganze Juſtizweſen, 
inöbefonbdere: 

A: Daß Recht Vifitationen ber Civil: und Griminal: 
Gerichte und, anderer zur Ausübung der NRechtöpflege gehöriger 
Anftalten (3. B. der Sefängniffe und Strafanftalten) vorzuneh: 


Kapitel von ber Rechtspflege. Andere geben bie hierher gehörigen 
Beſtimmungen im Kapitel von den flaatsbürgerlidhen Rechten oder 
der Ausübung der Staatögewalt. Vergl. 3. B. den Mecklenburg. 
Erblandes Grundvergl. $. 381 fe Walded LKandesvertr. 8. 1—10. 
Baierfhe Verf. ur. Tit. VII S.1f. Badifhe .14f. Wür: 
temberg. Verf. Urt, $. 92. Kurcheff. $. 112. 114. 120-122. 
Säaächſiſche $. 45 fe Altenburg. Grundgeſ. $.I5 fe Braun: 
fhweig. Landſch. Orbn. 5.191 f. In den Beflimmungen ber neue: 
ften Berfaffungen treten hier befondere, neben ber Sanction der 
Unabhängigkeit der Gerichte und der, auch ſchon in mehrern Berfaf- 
fungen vor 1848 ausgefprochenen, Aufhebung der Patrimonial-Ge⸗ 
ridhte und der privilegirten Gerichtsftände, hervor: bie Beftim- 
mungen über Münblichkeit und Oeffentlichkeit bes Gerichtsverfahrens, 
Anklageproceß, Schwurgerichte, Verbot der Adminiſtrativ⸗Juſtiz, 
Beſeitigung polizeilicher Strafgerichtsbarkeit u. ſ. w. Vergl. Dans 
nov. Verf. Geſ. v. 5. Septbr. 1848 $.9. 10. Dldenburg. Grund: 
gef. Art. 100 f. Preuß. Verf. Url. Art. 85 f. (An die Stelle des 
nach Art. 95 zuläffigen befondern Schwurgerichtähofs für Staate- 
Verbrechen ift inzwifchen (1853) eine Abtheilung bes Kammergeridhts 
getreten.) Berf. Urt. f. Neuß j. 2. 5. 44 f. Walded. Verf. v. 
1852 Tit. VII. ($. 74f.) Soburg. Both. Grundgel. $. 134 f. 

3) ©. 3.8. Bundesacte Art. 12. 14. Wiener Sclußacte Art. 29 und 
über die Aufhebung der Strafgerichtsbarkeit ber „acabemifchen 
Gremien“ ben Bundes⸗Beſchl. v. 13. Novbr. 1835. 

ı Kin ausbrüdlicher Vorbehalt des Rechts der Oberaufſicht findet 
fid) in mehreren Grundgefegen neben ber Anerkennung ber Unabhän= 
gigkeit der Berichte binfichtlich des gerichtlichen NWerfahrens und der 
„materiellen Juflizertheilung.« Vergl. Thon ben Medlenb. Erbl.⸗ 
Vergl. v. 1765 $. 397. — Baier. Berf. Urk. Tit. VII. $. 1 unb 
andere oben $. 170 Note 12 angeführte Grundgefte. 


® 
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men und fich durch andere Einrichtungen, namentlich durch Ber: 
pflichtung der Zuftiz: Behörden zur Einfendung von Berichten 
und ftatiflifhen Ueberfichten oder Tabellen 5) über ihre 
Geſchaͤftsthätigkeit, theild von ber Beobachtung der Geſetze zu 
überzeugen, theild Gelegenheit zur Abflelung von Mängeln in 
der Geſetzgebung felbft zu erhalten. 

B. Das Recht über einzelne beftimmte Gegenflände, befon- 
derd auf den Grund eingefommener Beſchwerden über ver: 
weigerte oder verzögerte Rechtspflege, Bericht zu forbern 
und f. g. Mandata de administranda justitia zu erlaffen 6). 

C. Das Recht, in Kälen, wo aus befondern Urfachen bie 
Ausübung der Rechtöpflege ald gehindert, gehemmt ober ge 
fährdet erfcheint, diejenigen Verfügungen zu treffen, welche zur 
Wegräumung der vorhandenen Hinberniffe oder zur Befeitigung 
jener Urfahen als nothwenbdig erfcheinen. Aus biefem Grunde 
fann indbefondere theild eine temporäre Verlegung der Gerichts: 
ſtelle, theild eine Verſtärkung des competenten Gerichts durch 


s Bon befondrer Wichtigkeit auch für die Gefedgebung in Strafſachen 
find die mehrfach. fchon auf älteren Vorſchriften beruhenden f. g. 
SriminalsProceßsZabellen. Vergl. 3. B. Preuß. Crim.⸗ 
Ordn. $ 99-105. Defterreich. Geſetb. üb. Berbr. Ih. L $. 
550 f. u. Mittermaier, das beutfche Strafverf. 5. 47. Ate Aufl. 
Abth. I. ©. 354. 

Vergi. v. Mohl, Würtemb. Etaater. Th. J. S. 215 f. Die Grän- 
zen biefes Rechts fucht ſchon der Medlenb. Erbl.⸗Vergl. 8.397 zu 
beflimmen: „Wenn demnach ſich jemand über einen Spruch bey uns 
befchweren wirds So wollen Wir zwar von dem Berichte Bericht, 
mit den Urſachen des Verfahrens ober Erkänntniſſes, erforbern, jes 
dody durdy Vorfchreibung des ferneren Verfahrens ober weitern Er⸗ 
känntniffes, Zeineswegs den Lauf der Zuftig aufhalten, noch bem 
obfiegenden Theil an dem Effect der erhaltenen Urtel hinderlich feyn, 
fondern bie Sache, in dem Stande wie fie befindlich, von den Ge: 
rihten — fortfegen und den Rechten nad) zur Endſchaft befördern 
— Taffen.u Weber geforderte Berichterftattung, Verpflichtung 
der Gerichte zur Einfendung der Acten und Angabe der Bos 
tanten und über Berweife, weldye die materielle Entfceibung 
betreffen, ſ. befonders Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. ©. 255 f. 
258 f. 


— 
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Mitgliever anderer Gerichte, theild die commiffarifhe Ue⸗ 
bertragung einer Sache an ein gefeglih nicht competentes 
Subject ald gerechtfertigt erfcheinen 7). Doch darf die Ausübung 
diefed Rechts nur aus Gründen der Nothwendigkeit erfolgen, 
und, ba die Ausübung des Auffichtörechts über bie untergeorb: 
neten Gerichte zunächft den competenten obern Gerichtsbehörden 
zufteht, bie commiſſariſche Uebertragung einer Sache an ein an⸗ 
deres Gericht nur von biefen gefchehen. Zur Sicherſtellung des 
Satzes, dab Niemand willlührli feinem ordentlichen Richter 
entzogen werden bürfe, ift dieß in mehrern Bundesſtaaten aus: 
drücklich vorgefchrieben,, fo daß demnach. nur eine Werhinderung 
der Obergerichte felbft in der Ausübung der zuftändigen Be⸗ 
fugniffe Gelegenheit zur Anordnung einer Commiſſion durd den 
Regenten abgeben kann 8). Die Anordnung von f. g. ftändigen 


7) Die nähere Angabe ber bem Givil- und Griminals Proceß größten 
theild gemeinfhaftlichen, zum Theil ſchon im gemeinen (beſon⸗ 
ders canonifhen) Rechte ausdrücklich vorausgeſehenen Srünbe, weldye 
eine Abweichung vom gefeglich beſtimmten Gerichteftande rechtfertigen 
können, ift in bie Darftelung jener Rechtstheile zu verweifen. Vergl. 
Linde, Lehrb. des GivilsProceffes. $. 69. Mittermaier, Straf: 
verfahr. $. 29. Ate Aufl. Abth. I S. 173 f Vergl. auch über die 
regelmäßig unzuläffige und ald Cabinets⸗Juſtiz zu betradhtende Ans 
ordnung von Gommiffionen: Mofer, von der Lanbeshod. in 
Zuftizfadhen. Kap. I. $. 19. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. 
©. 274 f. u. 126f. Henke, Hdb. des Criminalr. Bd. IV. ©. 230. 

8) In mehrern Verf. Url, wirb bei dem Base, daß Niemand feinem 
ordentlichen Richter entzogen werben dürfe, welcher übrigens im 
Zweifel auch auf widerrechtliche Begünftigung des Betheiligten ober 
auf den Kal, wenn es mit feinem Willen geſchieht, zu beziehen ift, 
gar nicht ber nothwendigen (allerbings möglichft genau im Voraus 
zu beflimmenden) Ausnahmen gedacht. Zum Theil muß dann bie 
Ergänzung aus andern gefeglichen Beſtimmungen entnommen wer: 
ben, zum Theil hat die Praxis der Gerichte nachzuhelfen geſucht. 
Vergl. 3. B. das Baier. Strafgefegb. Th. I. Art. 26. mit der 

. Baier. Verf. Url. Zit. IV. 5.8. Ueber Würtemberg v. Mohl, 
Staater. Th. J. ©. 342 f. u. 349 f. ©. auch Weiß, heſſ. Staater. 
1.$. 72. Genauer fudjten bie fpätern Verf. Url. die Sache zu bes 
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Sommiffionen, Ausnahme: oder Special: Gerichten kann nur 


flimmen. Kurheff. Verf. urk, $. 114, „Niemand darf feinem 
gefeglihen Richter, fei es in bürgerlichen ober peinlidhen 
Fällen, entzogen werben, es fei denn auf dem regelmäßigen Wege 
nach den Brundfägen bes beftehenden Rechts durch das zuftän- 
bige obere Gericht. Es bürfen demnach außerorbentlihe Com⸗ 
mifffonen oder Gerichtöhöfe, unter welcher Benennung es fei, nie 
eingeführt werden. Gegen GivilsPerfonen findet die Militair⸗Ge⸗ 
richtsbarkeit nur in dem Kalle, wenn ber Kriegszufland erflärt ift, 
und zwar in ben gefehlich beflimmten Gränzen Statt. Auch foll 
in außerordentlicdyen Fällen eine Verſtärkung bes ordentlichen Gerichte 
zuläffig fein. (Im Ganzen auch beibehalten in ber Verf. Urk. v. 
1852. 5.88). — Vergl. noch die ähnlichen Beflimmungen bes Al⸗ 
tenburg. Grundgeſ. $. 45 n. Säächſiſche Verf. url. 5.48. „Kein 
Unterthan darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben, außer 
in den von ben Geſetzen vorausbeftimmten Zällen.« Gonberss 
bäuf. Verf. Url. $. 92. Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 201. 
Hannov. Landesverf. Gef. v. 1840 $. 31. „Sowohl in Givils als 
auh in Griminalfahhen darf Niemand feinem ordentlichen Richter 
entzogen werben, außer in ben im Proceßgange begründeten, ober 
von ben Gefegen im Voraus beftimmten Fällen.» Das Folgende: wober 
wenn der König aus befondern Gründen nady Anhörung feines 
Staatsrathe die Competenz auf eine andere ordentliche Gerichtsbe⸗ 
hörde zu übertragen nöthig findet⸗, was ber Sache nach auch im 
Staatsgrundgeſ. v. 1833 8. 34 ausgedrückt war, iſt im Verf. Geſet 
v. 5. Septbr. 1848 $. 6 geſtrichen. — Die Frankfurter Grunbs 
sechte beftimmten Art. 9. 5. 42: „Riemand darf feinem gefeglichen 
Richter entzogen werben. Ausnahmegerichte follen nie ftattfinden.“ 
So gieng die Beftimmung audy in bie feitbem gemachten Verf. Urk. 
über: 3. B. Oldenburg. Brundgef. Art. 36. Preuß. Verf. Urk. 
Art. 7 (welche babei auch „außerordentliche Kommiffionen“ für un⸗ 
ftatthaft erklärt). Goburg. Both. Grundgel. v. 1852 8.31. Wal: 
de. Verf. url. 5. 75. Vergl. übrigens auch die Beſtimmun⸗ 
gen ber neuern Berfaffungen über den Eintritt des Krieges oder 
Belagerungsftandes (f. oben Th. I. $. 87), wobei fonderbarer Weife 
in mebrern Verf. Urt. der Suspenfion bes ben ordentlichen Gerichte: 
fland garantirenden Artikels nicht gedacht wird, wie es in der Preuß, 
Verf. Urk. Art. 111 allerdings gefchehen if. Gin Special - Ge: 
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auf dem Wege der Gefeßgebung erfolgen, und bdaffelbe gilt von 
der Begründung eined außerordentlihen Gerichtsſtandes, 
befonderd wenn damit zugleih eine Abweichung von dem ge: 
fegliy beftimmten proceffualifchen Verfahren (wie beim Stand: 
recht) verbunden iſt 9). 

D. Das Redht, die Vornahme gewiffer, die rechtliche Ent: 
fheidung der Sache felbft nicht berührender, Acte ber richter: 
lihen Gewalt von dem Vorwiffen und resp. der Genehmi: 
gung der Staatöregierung abhängig zu machen. Dahin Fann 
gerechnet werben: die Ertheilung bed fichern Geleites 19); die 
Auslieferung von Perfonen, die eined Verbrechens angefchul: 
digt find, an auswärtige Behörden MM); die Einleitung von Gri- 


— — 


richt für polit. Verbrechen war ſchon der Art. 95 geſtattete beſon⸗ 
dere Schwurgerichtshof und die ſpäter modificirte Einrichtung iſt es 
noch in erhöhtem Grade. Vergl. oben Note 2. 

9 Bergl. bie vorige Note u. oben $ 87 Note 18. Meine Grundlin. 
des Srim.= Proc. $. 235 u. Mittermaier, das deutfche Strafper: 
fahr. Abth. II. $. 216 (S. 697 f. der Aten Aufl.). 

10) Dod) genügte dazu faft Überall die Genehmigung bes Obergerichts. 
„Ein Königliches Reſcript⸗ dagegen fordert das Baier. Strafgeſetzb. 
II. Art. 417. Rergl. Mittermaier Strafverf. Th. I. $. 80. 
Meine Grundlin. bes Crim. Proc. $. III. 

11) Die Auslieferung von Landesunterthanen an auswärfige Behörs 
den ift in allen deutſchen Bundesftaaten nadı ben beftehenden Ber: 
foffungss ober Proceßgefegen entweder gar nicht, ober nur in ges 
wiffen, durch Staatsverträge gegenfeitig anerkannten, Fällen 
zuläffig. Vergl. Preuß. Erim. Ordn. $. 96. 97. Baier. Straf⸗ 
geſegb. II. Art. 30. v. Mohl würtemb. Etaater. Th. II. S. 694 f. 
Meining. Srundgef. 5.7. Altenburg. Grundgeſ. 5.45. Brauns 
ſchw. Landſch. Orbn. $. 206 und Staatöverträge Hannover's bei 
Nieper, Quellen des bannov. Crim. Proceffes (1841) u. Leon⸗ 
hardt bie Juſtizgeſeggeb. des Königr. Hannover 1863 Bd. I. im 
Anbange. Vergl. auch Hannov. Strafproc. Drbn. $. 223. Den 
Grundſatz, daß eigene Unterthanen nidyt ausgeliefert zu werden 
brauchen, erkennt audy der Bundesbeſchl. v. 18. Aug. 1836 Art. 2 
an, weldyer die Bundesflaaten gegenfeitig zur Auslieferung politis 
ſcher Berbreter verpflichtet. — Auf Milltair- Deferteure und Con⸗ 
feriptionsflüdytlinge.’ bezieht fich die allgemeine Gartell » Gonvention 
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minal = Unterfuchungen gegen öffentliche Beamte 12). Als befon- 
ders wichtig ift in diefer Hinficht die erforderliche Beftätigung 
der Criminal: Urtheile dur den Landesherrn ‘ober die 
böchfte. Staatöbehörde, in fo weit fie hergebradht ober ge: 
feßlih vorgefchrieben iſt, hervorzuheben 3). Denn wenn aud) 
an und für fih der Urtheilsfpruch des felbfiftänbigen Rich⸗ 
teramtes Feiner Beflätigung in dem Sinne bebürfen kann, daß 
er dadurch erft rechtöfräftig würde, weshalb ed auch überhaupt 
nicht zu billigen iſt, wenn bie Beftätigung in einer Form oder 
Weiſe ausgeübt wird, welche die Rechtskraft des Urtheils in 
Zweifel ſtellt, fo ift doch die Vollſtreckung fchwerer peinlicher 
Strafen wohl dazu geeignet, um im öffentlichen Intereffe und 
zur Ausübung bed, nicht durch ben Antrag des WVerurtheilten 
bedingten, Begnadigungsrechtes als Gegenftand bes Oberauffichts: 
rechts ded Staatsoberhaupted betrachtet zu werden. So hat fich 
daher fchon früh in Deutfchland die gemeinrechtliche Anficht 
gebildet, daB Zodedurtheile nur unter Vorwiſſen und mit 
Genehmigung des Landesherrn vollziehbar würden. 14), und 


bes Bundes vom 10. Febr. 1831. Klüber, Fortſetz. ber Quellen: 
Sammi. Grlang. 1831 ©. 22 f. — Uebrigens liegt audy in dem 
Bundesbefchl. v. 18. Aug. 1836 ein Anerkenntniß, daß ſelbſt zwifchen 
‚den Bundesftaaten keine allgemeine Auslieferungspfliht, noch 
weniger alfo zwifchen ‚diefen und auswärtigen Staaten, befteht. 

12) S. oben 8. 138. (Th. 1. ©. 44 f.). 

13) Berg. darüber Mittermaier, bad deutſche Strafverfahr. Th. I. 
$. 200. Meine Stundlinien des Crim. Proc. $. 216. — Eine 
ſchwer wiegende Beeinträchtigung ber Garantieen unpartheifcher 
Rechtspflege war ed, wenn früher in Preußen, nah Sommer, 
Neues Archiv f. preuß. Recht u. Verfahren Jahre. VO. ©. 301 f., das 
Dberauffihtsrehht dahin ausgebeutet wurde, baß der Zuftizminifter 
bei Staatöverbredyen , ungeadhtet der von ben zufländigen Gerichten 
gefällten Erkenntniffe, die Acten fo lange an andere Obergerichte zur 
urtHeilsfällung verweifen konnte, bis er ein ihm zufagendes Erkennt: 
niß erhielt, welches dann als das geltende publicirt wurde — 

14) v. Quiftorp, von ber landesherrl. Beflätigung in peinl. u. Straf: 
fadyen,, in den Beiträgen zur Erläut. verfchied. Rechtsmaterien. St. 
3. M BS. © 82f. — Boehmer, Meditat. ad C. C. C. Art. 9. 
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Landesgefege haben die Nothwendigkeit der Beflätigung der 
GriminalsUrtheile oft noch weiter audgebehnt 15). In Folge der 
neueften ZIuftizorganifation aber, in welcher das öffentliche In⸗ 
tereffe bei der Jufligverwaltung durd eine befondere Staats: 
behörde (Staatdanwaltichaft) gewahrt wird, welder die Voll⸗ 
firedung der Straferfenntniffe überhaupt zugewiefen ift, mußte 
die Nothmwendigkeit einer den Gerichten obliegenden Einholung 
einer böhern Beftätigung von felbft ceffiren 16). 


15) 


16) 


6. 1. — Gerabezu umgedreht wirb die Sache von Maurenbre 
her, Staatsr. F. 192. Rot.b. — ©. übrig. auch Leift, Staatsr. 
$. 170. Z 


Vergl. 3. B. ſchon Hannov. Verordn. v..29. Zul. 1734 unb aus 
fpäterer Zeit die Werordn. v. 22. Octbr. 1822 8. 1. 2. v. 13. März 
1822 $. 66 und das Gefes Über dad Verfahren in Griminalfadyen v. 
8. Septbr. 1840 $. 25 (Beflimmungen , welche aber ſchon burdy das 
provifor. Geſetz üb. fchpurgerichtliches Verfahren v. 24. Dechr. 1849 
8. 136 für Shwurgerichts.WUrtheile aufgehoben wurden), wo⸗ 
gegen das Defterreich. Gefegb. üb. Werbr. v. 1803 1. $. 444, das 
Baier. Strafgefegb. II. Art. 380, die Mecklenb. Erim. Orbn. $.60 
u. a. nur von einer Beftätigung ber Todes urtheile reden. Auch 
mehrere Verf. Urkunden ber neuern Zeit erwähnen ber erforberlichen 
Beftätigung in einer Weile, in welder bie richtige Anſicht von ber 
Sache bervortritt. Dieß gilt insbefondere von ber Würtemb. Verf. 
Urk., welche im $. 96 ausfpridht: „Die Erkenntniffe der Griminals 
gerichte bedürfen, um in Rechtskraft überzugeben, keiner Beftätigung 
des Regenten⸗, aber im $. 97 wegen. bes Begnadigungsrehts bes 
Könige, die GSriminalgerichte in [ywerern Fällen zur Einferibung 
ber Acten fammt dem Erkenntniſſe vor der Eröffnung beffelben ver- 
pflichtet. Vergl. v. Mohl, würtemb. Staater. Th. 1. &. 219. Für 
Deffen s Darmfladt macht biefelbe Anficht geltend: Weiß, beff. 
Staater. I. S. 150. — Altenburg. Grundgel. $. 8. „Ohne bed 
Herzogs Betätigung kann kein Zodesurtheil vollzogen werben.“ 
Braunſchw. Landfh.=Drbn. '$. 193. „Die Strafurtheile ber Ges: 
richtshöfe bedürfen Feiner Beftätigung des Landesfürften, doch ſoll 
die Vollziehung ber burdy das Geſetz bezeichneten ſchweren pein⸗ 
lihen Strafen nur nach landesfürſtlicher Genehmigung erfolgen.“ 
So ftelt daher audy bie Hannov. Strafproc. Ordn. v. 1850, wel: 
he bie Bollftredung ber Strafurtheile auch der Staatsanwaltfchaft' 
zuweift, im $. 223 ben ausnahmslofen Satz hin: „Alle Urtheile 
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6.173. ($. 151.) 


B. Vom Begnadigungsrechte. 


De ältere Literatur Über das Vegnadigungsrecht ſ. bei Pütter, Lit. des 
Staatsr. Th. III. $. 1284-1287. Klüber’s Fortſetz. 8. 411-413. 
— 3. 3. Mofer, von der Landeshoh. in Gnabenfahen. Kap. XU 
—iWV.6©.63f. — J. Dbmeyer, von dem Begnadigungär. des 
Negenten. Wien 1799. — Salchow, über das Degnabigungsr. 
bed Reg. Iena 1802. — ©. Bayl, Beiträge zum Griminalr. 
25. 1. Bamb. 1813 AG OL ©. 122—144. — Wiardus Guil. 
Buma, Spec. jur. de jure gratiae. Groning. 1823. — Bollgraff, 

Abhandlung. Iter Bd. 7 4. — Dompiere, Examen du droit 
de grace. Lausanne 1828. — de Candolle, sur le droit de 
grace. Goen&ve 1829. — Zul. Plochmann, bas Begnadigungs⸗ 
recht. Erlangen 1845. S. au v. Jagemann im Geridtöfaal. 
Jahrg. IH. (1851) Bb.1. ©. 7Lf. u. v. Klende im Magaz. f. 
hannov. Recht. Bd. I. (1851) ©. 73 f. 


An Beziehung auf die Strafrehtspflege hat ber Mo: 


inländifcher Strafgerichte find im ganzen Lande vollfiredbar, fos 
bald wider diefelben kein Rechtsmittel mit aufſchiebender Wirkung 
meht Statt findet.« Begnadigungsgefude find ($. 231) bei 
der betreffenden Staatsanwaltichaft einzureichen u. von diefer an das 
Auftizminifterium einzufenden. Daneben hätte aber die Staatsans 
waltſchaft zur Einſendung des rechtskräftigen Todesurtheils in 
jedem Falle verpflichtet werden ſollen, wie es in vollkommen zu 
billigender Weiſe die Defterreidh. Strafproc. Ordn. v. 1850 $. 349 
wegen bes dem Landesfürften zuftehenden Begnadigungsrechts vers 
fügte. Nach ber jekt geltenden Strafproc. Ordn. v. 5. Aug. 1853 

G. 310) ift diefe Verpflichtung wieder den Gerichten, weil f ie, wie 
früher, für bie Vollſtreckung ohng Dazwifchentunft des Staatsanwals 
tes zu forgen haben ($. 318), übertragen. — Daß neue® feit 1848 
erlaffene Verfaſſungs- unb Strafproceßgefege einer landesherrlichen 
Beftätigung ber Zobesurtheile nicht gedenken, hat feinen Grund das 
rin,, daß in biefen Ländern die Todesſtrafe in Folge der grundrecht⸗ 
lihen Beflimmung ganz ceſſirte. S. dagegen wieder ben Entw. 
einer Strafproc. Ordn. f. d. Königreich Sachſen v. 1853. Art. 400 
und ben Gntw. ber Strafproc. Drbn. für Gtartenburg u. Ober: 
heſſen v. 1863 Art. 497. 


Baharid’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 15 
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narch 1) noch das audgezeichnete Vorreht der Begnadigung, 
welches im Zweifel auch die generelle und fpecielle Aboli— 
tionsbefugniß umfaßt 2), und binfichtlid der, vom Richter 
fhon erfannten, Strafe fich theild ald gänzlicher oder theil: 
weifer, Erlaß des Strafübeld (ald Begnadigung im engern 
Sinne, oder ald Milderung der Strafe aus Gnade), theild als 
Milderung der Art und Weife der Vollziehung, theild als 
Wirderherftellung der durch die Strafe verminderten Rechts: 
fähigkeit 3), oder auch ald eine Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand äußern kann. So viel man nun auch vom Stand: 
punkte einer einfeitigen Zheorie gegen dad Begnadigungs- 


1) In den beutfhen Republilen übt verfaffungsmäßig ber Senat 
das Begnabigungsrecht, und zwar ohne Concurrenz der Bärgerfchaft 
oder ihrer NRepräfentation, aus. Frankfurter Gonſtit. Acte Art. 
29. Weftphalen, Hamburgs Verfaff. u. Verwaltung Th. I. S.65. 
Hamburg. Verfaff. Entw. v. 1850 Art. 25. Lübed’s Berf. urk. 
v. 1848 u. 1851 u. zwar Eraft der Regel bes $. 24. resp. 27. Bre 
miſche Verf. Urk. Art. 66. Litt. i. 


2) Weber bie verfchiedene Auffaffung bes Begriffs der Begnadigung f. 
Bayl a. a. O. © 122 f. Plohmann a aD. S. 1 f. Ohne 
hinreichende Gründe und wider das poſitive Recht wird das Aboli⸗ 
tionsrecht bezweifelt von v. Jagemann a. a. O. S. 72 f. Auch in 
Frankreich, wo unter Ludwig Philipp Über den Art. 67 der conſtit. 
Sharte („der König hat das Recht zu begnabigen und die Strafe zu 
mildern”) geftritten wurde, ift dafür entfdhieden, das Abolitionsrecht 
fei darin enthalten. Ausdrücklich erkennt auch das legtere an das 
Hannov. Landeöverf. Gef. $. 9. 


3) Franzöſiſch Rehabilitation, worauf ſich Code d’instruct. crim. Art. 
619— 634, worin die Behandlung ber Rehabilitations = Geſuche fehr 
förnich organifirt iſt, bezieht. Die Rehabilitation fließt die Wier 
bererlangung der früher befeffenen Kemter und Würden nicht in fich, 
fondern nur die Fähigkeit zur Erlangung neuer Rechte. Anders bei 
wirklicher Reftitution bes Verurtheilten. Vergl. Magaz. f. das 
bannov. Recht Bb. I. S. 94. Auch der Code d’instr. crim. Art. 633 
befinirt die Wirkungen der röhabilitation nur bapin: „La rehabili- 
tation fera cosser, pour l’avenir, .dans la personne du condamne, 
toutes les incapacit&s qui resultaient de la condamnation.“ 
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recht eingewendet hat 9), fo fehr man auch zugeben muß, 
daß bei der Unmöglichkeit, die Ausübung dieſes Rechts in mates 
rieler Hinficht zu begrängen 5), eine mißbräuchliche Anwendung 
Statt finden kann, fo wünſchenswerth es endlich ift, daß durch 
gute, nicht zu firenge, und bem richterlichen Ermeffen einen hin⸗ 
reichenden Spielraum gemwährende, Befehe die Nothwendigleit, 
Gnade an bie Stelle bed Rechts treten zu laffen 6), möglichfl 
vermindert werde, — fo wird es doch vermöge ber Mangelhafs 
tigteit aller menſchlichen Gefeßgebung nie entbehrt werben Fon: 
nen 7), und läßt fi aus. Lieb’ der Gerechtigkeit und um ges 
meinen Nugens willen“ zur Genüge rechtfertigen 9). 

Schon zur Beit bed. Reichs fand fe, daß, mit Aus: 
nahme ber gegen Kaifer und Reich begangenen Verbrechen, ben 
Landeöherrn (nicht aber einer bloßen Gerichtöpbrigkeit 9)) hin⸗ 


4) Berg. Kant, metaphyſ. Anfangsgr. der Rechtslehre. Königsb. 1797 
S. 206. Bergk, in der Ueberf. von Beccaria. Leipz. 1798 Ch. I. 
©. 208 f. u. die Meinungen Anberer zufommengeftellt bei Buma de 
jure gratiae p. 9 segq. 

5) Die Beflimmung ber Würtemb. Berf. Url. $. 97 unb ber Kurs 
beff. $. 126 „der Lanbesherr werbe bei Ausübung biefes Rechtes 
darauf Rüdficdıt nehmen, daß dem Anfehn unb ber Wirkfamleit ber 
Strafgefege badurdy nicht gu nabe getreten werde⸗, verfteht ſich theils 
überall von felbft, theils Tann fie Feine, ben Mißbrauch ausfchließens 
de, Begränzung genannt werben 

6, Bon biefem Standpunkte aus betradytet befondere Beccaria über 
Verbr. u. Strafen $. 20 das Begnabigungsredit. 
Die Anſttht Kant's a. a. D., daß ber Regent zwar bei Verbrechen 
gegen ihn felbft, nicht aber bei Verbrechen ber Unterthbanen gegen 
einander Begnadigung ertheilen dürfe, beruht auf einem Verkennen 
des Wefens der öffentlihen Strafe. — Auch nur gewiffe Verbrechen 
von der Begnabigung auszufchließen, oder, wie in L. 6. 8. 2. Cod. 
ad L. Jul. maj., die Fürbitte mit nachtheiligen Kolgen zu bedrohen, 
wird fi nie rechtfertigen laffen. 

8) Berg. Kleinſchrod, Entw. der Srundbegr. des peinl. Rechts. 
Th. I. $. 110. Feuerbach, Lehrb. des peinl. Rechts. $. 63. 
Köftlin, Neue Mevifion der Grunbbegt. des Griminalr. Zübing. 
1845. ©-919 f. Plochmann a. a. O. ©. 45 f. 

9% Gefängnißs u. andere leichte Strafen in Gelb zu verwanbeln follte . 

16 * 


7 


un 
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fichtlich der in ihrem Territorium verübten Vergehen das Be: 
gnabigungsrecht als ein Hoheitsrecht zulomme 10). Doc 
war-auch bier eine Beſchwerde über Mißbraud und eine 
Annullirung des Begnadigungs-Reſcriptes durch die Reichögerichte 
möglich 11). Heutiged Tages fällt aber die Möglichkeit einer 
Annublation durchaus weg I), obmohl ber Mißbraud des 
Rechts allerdings auch jest noch Gegenftand einer ftändifchen 
Beſchwerde bilden konnte. — Die neuern Verfaſſungs-Ur— 
kunden erkennen bad Begnabigungsrecht ded Landesherrn (ohne 
ftändifche Concurrenz) meiſtens ausdrücklich an; doch befchrän- 
ken ed einige theild hinfichtlich einzelner Arten der Begnadigung, 
3.3. in Betreff der in der Ausübung allerdings befonderö be: 
denflichen 33) Abolition 1%), theild in Abfiht auf beflimmte 


fie das Recht haben. J. Fr. Wernher de jure poenas in mulctam 
cenvertendi, nobilibus dominisque jurisdictionalibus competente. 
Viteb. 1734. v. Quiftorp pein!. R. $. 566. — Ueber die Rechte 

- der mittelbaren Herrſchaften in Sadhfen f. Römer, churfädsf. 
Staatör. Th. I. ©. 441f. 

10) Mofer, von der Landeshoh. in Gnabenf. ©. 64. 

11) Ginige Beifpiele berichtet 3. 3. Mofer von ber Landesh. in Gna⸗ 
denfahen. S. 66 f. — Ueber bie Rechte des Kaifers und ber Pfalz: 
grafen hinfichtlicdy einer f. g. Restitutio famae f. Mofer von den 
Koiferl. Regierungsrechten. S. 602 f. Leiſt, Staater. $. 171. 
Schnaubert, Beitr. zum St.⸗ u. Kirchenr. Th. J. S. 90 f. 

12) Der beutfhe Bund kann felbft bei Werbrechen gegen die Sicherheit 

und Eriftenz des Bundes Fein eigentliche Widerſpruchsrecht haben; 
der Nachfolger aber würde nur bann zum Widerrgfberechtigt fein, 
wenn ber Gnabenact geradezu verfaffungsmwidbrig wäre, entweber aus 
formellen Gründen, oder weil e8 ein Fall war, wo nadı der Verfaſ⸗ 
fung nicht begnadigt werden durfte. 

3) Spangenberg im NR. Ardiv des Griminalr. Bd. XII. &. 355 f. 
Kleinfhrod a. a. DO. Th. II. ©. 258. 

14) So 3. 8. Baier. Verf. urk. Zit. VII. $. 4. „Der König kann in 
ſtrafrechtlichen Sachen Gnade ertheilen, die Strafe mildern ober er⸗ 
laffenz — aber in keinem Kalle irgend eine — — angefangene Un: 
terfuchung hemmen.“ Hiernach ließe fi) behaupten, daß der König 
in fo fern noch das Abolitionsrecht habe, als er dene Anfang einer 
Unterfuchung verhindern dürfe. Doch fchließt von Moy, bayer. 


! 
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Berbrechen 15), indbefonbere Verletzungen ber Verfaſſung oder 


15) 


Staatör. I. S. 134., auch die Amneftie vor ber Unterfuchung aus. 
Noch beflimmter v. Spieß, Beleuchtung der bayer. Verf. Url. Ih. 
1. © 15 f. Plohmann a aD. ©. 4. In ber Würtemb. 
Berf. Urk. 8.97 ift die Ausübung bes Abolitionsrecytes davon ab⸗ 
bängig gemacht, daß nach dem Butadıten des königl. Sufizmini 
ſteriums hinlängliche Gründe bazu vorhanden fein müffen. -v. 
Mohl, würtemb. Staater. Th. 1. 8.219 f. Am meiften bürfte fi ich 
die Beftimmung ber Braunſchw. Landſch. Orbn. $. 208 empfehlen, 
wonad ber Landesfärft angefangene Unterfuchungen nur bann nieder⸗ 
fchlagen darf, nachdem das Dberappellationg - Gericht fi 
gutachtlich darüber geäußert hat. Preuß. Verf. Url. Art. 49: 
"Der König kann bereits eingeleitete Unterfuchungen nur auf Grund 
eines befondern Gefeges niederſchlagen.“ 

Schon die Würtemb. Verf. Url. beflinmte $. 205 in Beziehung 
auf bie vor ben Staatsgerichtshof gehörigen Anklagen: „ber 
König wicd nit nur die Unterfuhung niemals hemmen, 
fondern: auch das ihm zuftehende Begnadigungsredht nie dahin 
ausdehnen, daß ein von diefem Gericht in bie Entfernung vom Amte 
verurtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaffen, 
oder daß derfelbe in einem andern Juſtiz- oder Staatöverwaltungs- 
amte angeftelit würbe, es wäre denn, baß in Rüdficht auf Wie: 
beranftellung das gerichtlihe Erlenntniß einen ausdrüdlichen Vorbe— 
halt zu Gunften des Verurtbeilten enthielte.« Deffen = Darmft. 
Verf. urk.$. 50: „Unterſuchungen gegen Staatsdiener wegen Dien ſt— 
verbrechen können nicht niedergefhlagen und Staatsdiener, 
welche des Dienftes dergeftalt entfest find, daß das Urtheil ihre Une 
fähigkeit, im Staatsdienſte wieder angeftellt zu werben, ausge: 
fprochen Wat, nie im Staatödienfte wieder angeftellt werden.“ Aehns 
lich iſt die Beſtimmung der Meining. Verf. Url. $. 106, wonach 
„ein, auf Anklage der Etände zur Gntfegung verurtheilter, 
Beamter zwar binfichtlih der Strafe begnabigt werben, jedoch 
night im Dienfte bleiben, noch darin wieder aufgenommen 


“werben, aud) aus keiner Staatscaffe Penſion beziehen kann.x Auch 
die Kurheſſ. Verf Urk. v. 1831 $. 126 fchloß bie Niederfchlagung 


gerichtlicher Unterfuhungen, weldhe wegen Dienftvergebungen 
gegen Staatedierter eingeleitet wurden, aus und erllärte: „Ausge* 
nommen von bem lanbesherrlidhen Rechte dee Begnadigung und 


Abolition überhaupt find bie Zälle, welche eine Verlegung 


der Berfaffung ober eine auf deven Umflurz gerichtete 


+ 
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Angriffe auf biefelbe, und Dienſtverbrechen ber Staatödiener, 
Beflimmungen, durch welche aber die Erlaffung von Speciale 
Geſetzen mit fländifcher Zuſtimmung nicht ausgeſchloſſen wird. 
Dagegen haben alle neuern VBerfaflungd- Urkunden, welche Mi: 
nifter = Werantwortlichfeit mit bem Anktlagereht der Stände 
anerkennen, fowohl die Abolition der Anklage ald bie Be: 
gnadigung bed Verurtheilten, wenigſtens in Betreff des Ber: 
brechens der Berfaflungs s Verlegung ausgeſchloſſen, oder, 
waͤs Daffelbe ift, die Ausübung des Begnadigungsrechtd in die: 
fon Fällen an die Zuſtimmung der Stände gebunden 16). 


Wenn ed ſich übrigens von felbft verfteht, daß das Aboli- 
tions und Begnadigungsrecht nur die Rechte ded Staats 
auf Öffentlihe Strafe und deren nachtheilige Folgen zum Gegen: 
flande haben könne, fo wird der, gemeinrechtlich von jeher 
anerkannte, Grundſatz, daß durch Ausübung jened Hoheitörechts 
nie den Privatrechten ded durch dad Delict Verletzten etwas 


Unternehmung betreffen.“ Auch verbot fie, im $. 127 einen 
sur Entfegung vom Amte gerichtlich verurtheilten Staatsbiener felbft 
nad erlangter Begnadigung, zu rehabilitiren ober in das Amt 
zu reſtituiren, fo fern nicht in Hinfiht auf Wieberanftellung das 
gerihtlidhe Ertenntniß einen ausbrüdlichen Vorbehalt zu Gun: 
ften bes VBerurtheilten enthalte. Daß dieſe Säge nur auf Dienftver- 
geben der Staatöbiener zu beziehen feien, fucht zu zeigen: Sterns 
berg in Bülau’s Jahrb. f. Geſch. u. Polit. 1844. Hft. I. S. 39 f. 
Die Verf. Urk. von 1852 hat fie fämmtlih (bie auf das im $. 97 
auf die fländifche Anklage wider Minifter Bezügliche) geftrichen. 


16) Weimar. Grundgef. v. 1816 $. 111. 115 vergl. mit 6. 129. Res 
vifion v. 1850 $. 59. Baier. Verf. urk. v. 1818 Tit. X. 6.4 u. 6 
u. Gefep v. 4. Juni 1848 Art. 10 u. 12. (Würtemb. Berf. Urt. 
%. 205. Heffen. Darmftadt. $. 560. Meining. Grundgef. $. 106. 
Kurheſſ. $. 126. 127. Bergl. die vorige Note.) Sächſiſche Verf. 
urk. $. 160. Braunfhweig. Landſch. Orbn. 5. IM. Hannov. 
Staatsgrundgeſ. v. 1833. $. 152. Verf. Geſ. v. 5. Septbr. 1848 
*. 103. Oldenburg. Grundgeſ⸗ Art. 31. Preuß. Verf. urk. Art. 
49. Coburg⸗Gothaiſches Grogeſ. v. 1862 5. 176. Waldeck. 
Verf. url. v. 1862 8. 12. 
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vergeben werben Tonne, (eine Ausdehnung der Gnade hierauf 
würde eine offenbare Juſtizhemmung fein), Feiner befondern 
Sanction bebürfen. Jedenfalls liegt fie in dem allgemeinen 
Satze, daß Niemand an der Betretung und Verfolgung bed Rechts⸗ 
weged gehindertäwerden dürfe 17). 


Mad die Form der Ausübung des Begnadigungsrechts be: 
trifft, fo muß dabei felbft in Beziehung auf die, bei der Begna⸗ 
digung zu gebrauchenden, Ausprüde der Schein einer höhern 
richterlichen SInftanz, einer Abänderung bed richterlichen Hr: 
theild, vermieden werben. Auch verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
der Regent, obwohl er begnadigen und aboliren kann, doch nicht 
freifprechen ober von ber Inſtanz abſolviren könne, fei e8 
im Widerfpruch mit einer richterlichen Sentenz, oder unabhängig 
von einer folchen. — Daß die Ertheilung der Gnade nicht durch 
ein Geſuch ded Angefhulbigten oder Werurtheilten bedingt werde, 
unterliegt feinem Zweifel; auch muß man, weil bie Begnadigung 
der Idee nach ftetö im öffentlichen Intereffe ausgeübt wird, 
mithin die Anficht eines, dem Begnadigten zu gewährenden per: 
fönlihen oder Privatvortheils (worauf fich allein die Regel: 
beneficia non obtruduntur beziehen kann) ganz dabei wegfallt, 
annehmen, daß felbft der Widerfpruch des Angefchuldigten oder 
Verurtheilten die Ausübung des Begnadigungsrechts nicht hindern 
fonne 18), fo daß alfo auch bei einer wirflihen Milderung 


17) Beſonders audgefproden ift der Satz 3. B. in dem Meining. 
Grundgefeg $. 106, und in ber Sonbershäuf. Verf. urk. $ 90. 


18) Giniger Maßen, aber nicht ganz und aus keinem richtigen Grunde, 
ertennt dieß ber Codex jur. bavarici criminal. v. 1751. Ih. 11. Kap. 
x. $.3 an, wenn er fagt: „Wie aber Riemanben gegen feinen 
Willen eine Gnad aufgebrungen wird; fo flehet in bes Uebelthäters 
freier Willkühr 0b er folhe annehmen; oder der Juſtiz feinen Lauf 
laffen wollte; ausgenommen die Leibs- und Lebengftraffen, 
weit über fein Leib und Leben Niemand uneingefchränttes Eigenthum 
und Herrſchafft befigt.» — Vergl. Übrigens Mittermaier zu Feu— 
erbach's Lehrb. des peint. Rechte. $. 63. Note V. 
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bed zuerfannten Strafübeld die individuelle Anficht des Verur⸗ 
theilten nicht entfcheiden Tann 19). 

Im Gegenfag zur Begnadigung kann die Straffhärfung 
überall, wo verfaflungsmäßig jedes Strafübel durch richterli— 
ches Urtheil bedingt iſt, dem Regenten eben fo wenig zuftehen, 
wie die eigenmächtige Zudictirung einer Strafe, oder die Gaffa: 
tion eines freifprechenden Urtheild. Auch in Deutfchland 20) 
war baher fchon früher, abgefehen von der im Inquiſitions⸗Pro⸗ 
ceß ſelbſt dem Richter zweiter oder höherer Inſtanz nicht erlaub⸗ 
ten Reformatio in pejus, ausgemachten Rechtens, daß ein Lan⸗ 
des herr bie richterlich zuerkannte Strafe nicht f chärfen könne 2)). 
Einige neuere Verfaſſungs-Geſetze haben für erforderlich gehalten, 
dieß noch beſonders auszuſprechen 22). 


— — 


19) Eine zu weit gehende ‚ und in ihrer Conſequenz auch bie Vollziehung 
der Todesſtrafe nothwendig machende Einfhräntung giebt in diefer 
Pinfiht v. Mohl, würtemb. Staatöredht. Th. L 8.218. — Auch 
der Satz neuerer Berfaffungesurfunden, wonach keinem Angeſchuldig⸗ 
ten der verlangte Urtheilsſpruch verfagt werben darf, bezieht fich 
nur auf bas Berhältniß zu den Gerichten nach einmal eingeleitetem 
Strafproceß. * 

2) Von einer Berufung auf die vielfach befprodyene L. 20. God. de 
poenis fann natürlich bei unferer Suftizverfaffung keine Rebe fein. 
Vergl. Richter, de poena ab irato principe extra ordinem impe- 
rata in diem tricesimum differenda, ad L. 20. C. de poen. Lips. 
1781. — Maure nbreder, Grundf. des Staatsr. $. 189 will 
noch bem Landesherrn bad Recht zugeftehen,, einen Machtſpruch 
in Criminalſachen zu thun, d. h. „mit Umgehung der Gerichte 
und Auslaffung der gewöhnlichen Proceßformen einen Strafbefehl 
zu erlaſſen, ſo oft es das öffentliche Wohl erheiſcht.“ Eine 
Widerlegung dieſer Behauptung iſt nicht erforderlich. S. oben 8. 
152. Ih. I. ©. 123. 

21) Leift, Staatsr. $. 171. Kleinfhrod, Grundbegr. des peinl. 
Rechts. Th. I. $ 112—114. Vergl. aber auch G. B. Becmann 
s. respond. C. W. M. de Bode, diss. de aequitate privilegii 
odiosi et.potestate imperantis circa illud. Goett. 1750. 

22) Babdifche Verf. urk. $. 16. Altenburg. Grundgef. $. 48. Säd: 
fifhe Berf. url. $. 82. Braunſchw. Landſchaftsordn. §. 208. 
Hannov. Landesverf. Gef. 8. 9. | 
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$. 174. ($. 151. 152.) 
c. Bon Aſylen und Moratorien. 


Zahlreiche ältere Schrift. üb. das Aſylrecht ſ. in Hütter’s Liter. bes Staatsr. 


Drte 


. 2b. II. ©.526 f. Klüber’s Fortf. ©. 413 f. Außerdem vergl. 


Helfredht, von den Afylen. ‚Hof. 1801 und R. Dann, Über ben 
Urfprung des Aſylrechts und deſſen Schickſale in Europa in ber 
Zeitſchr. f. deutfches Recht von Reyſcher u. Wilda Bd. II. 
©. 327. Wilda, Strafrecht der Germanen S. 537 f. Eine gute 
überfichtliche Darftellung des Gefhichtlichen giebt Richter, Lehrb. 
des Kirchenrechts. $. 212. ©. auch Mofer, von der Landeshoh. 
in Gnabenf. ©. 84 f. u. von den Kayſerl. Regierungsredht. ©. 578. 

Ueber Moratorien vergleiche die ziemlich zahlreichen ältern 
Schriften bei Pütter, Literat. des Staater. Th. II. ©. 698 f. 
Kilüber's Fortſez. S.460 f. — Pütter’s Beiträge zum db. St.⸗ 
u. Zürftene. Th. J. S. 221-240. — Jargow, von den Regalien. 
©. 212—214. — Mofer, von der Landeshoh. in Gnadenfadyen. 
S. 56-62. — Klüber, öffentl. Recht. $. 486. — Leift, Gtaater. 
6. 199. | 


Dad Aſylrecht (jus Asylorum), ald Befreiung gewiſſer 
(beſonders Kirchen und Klöſter) wider die Vollziehung einer 


rechtmäßigen oder geſetzlichen Verhaftung eines Flüchtigen, 
exiſtirt in keinem deutſchen Bundesſtaate mehr, weil es überall 
als unverträglich mit einem geordneten Rechtszuſtand erkannt 
worden ift i). Gegen widerrechtliche und Privatgewalt 
aber find Feine Afyle mehr nöthig. In manchen Ländern ift das 
Afylrecht [der Kirchen) ausdrudlic aufgehoben 2. Fremden 





ı) 


2) 


Daß der Staat nicht behindert fei, die früher der Kirche in die 
fer Hinficht gemachten Gonceffionen durch Gefeg zu aboliren, dürfte 
jegt allgemein anerkannt fein. Klüber, öff. Recht. $. 522. Wie 
noch im vorig. Jahrh. mit der vömifchen Surie verhandelt werben 
mußte, zeigt 3. B. die päbſtl. Bulle für Kurbayern v. 26. Apr. 1760. 
Mofer, von der Landeshoh. in Gnabenfadhen. ©. 85. 

In Defterreich geößtentheils fchon durch die Verordn. v: 15. Eeptbr. 
17755 worauf fih die bei Pätter a. a. D. Ih. II. ©. 629 angef. 
Schrift bezieht. Ueber Preußen f. das Allgem. Lande. Th. II. Zit. 
ıı. $ 1755 über Württemberg, Verordn. v. 28. Mai 1804. 
Weimar Edict v. Octbr. 1823 5. 10. Sächſ. Mandat v. 19. Febr. 
1827 8.36. — Klüber, äff. Recht. $. 378. 


234 Staatsr. d. Bundesftaaten. — Regierungsrect. ($. 174.) 


Flüchtlingen kann jeder Staat ein Alyl gewähren; doch hat 
auch diefe Befugniß, abgefehen von einer vertragsmäßigen Ver: 
pflihtung zur Auslieferung, nah dem Völkerrecht feine 
Sränzen. Letzteres beftimmt auch die Rechte der Gefandten in 
biefer Beziehung 3). | 

1. Im Widerſpruch mit dem Grundfag der Civil-Rechts⸗ 
pflege, daß Niemand an der Betretung und Verfolgung des 
Rechtsweges gehindert werden könne, iſt den deutfchen Regierun- 
gen das, in feiner Ausübung leicht einem Mißbrauch auögefekte, 
Recht zugefprochen worden, einen beflimmten Schuldner durch 
Ertheilung eines f. g. fpesiellen Moratvriums (Induciae mora- 
toriae, litierae respirationis, litterae s. induciae quinquennales, 
Anſtands⸗ oder eiferner Brief) für eine Zeitlang von der Bezah⸗ 
Iung feiner Schulden zu befreien und die Gerichte an der Voll: 
ziehbung der auf Erecution gerichteten Anträge ded Gläubigerd zu 
hindern 4). Diefed, von den römiſchen Kaifern geübte, Recht 
ift mit dem römifchen Rechte auf Deutfchland übertragen und 
hier zuerft ald ein Paiferliches Refervatrecht betrachtet wor: 
den, wie denn auch bid zur Auflöſung des Reichs entſchieden an- 
erfannt war, daß der Kaifer ſowohl Unmittelbaren, als 
Mittelbaren bergleihen Moratorien ertheilen könne. Später 
betrachtete man aber auch die Landesherrn dazu als berechtigt; 
ed war’ jeboch, wie fich von felbft verfland, die Wirkung bed von 
ihnen ertheilten Moratoriumd auf dad ihnen unterworfene Gebiet 


3) Die befondern Beflimmungen über die Rechte der deutſchen Bundes 
Verfammlung und der Bundestags: Gefanbten in Frankfurt a. M., 
f. im Bundesredt. Unten $. 233. 231 ber erften Aufl. 


4) Es ift alfo Hier weder von einem f. 9. generellen Moratorium 
die Rebe, d. h. daß unter befondern Umfländen, 3. B. nach über: 
ftandener Kriegs⸗, Waſſer⸗ oder Feuersnoth, Mißerndte u. f. w., 
eine allgemeine Stundung, ober auch Herabfegung des Zinsfußes 
durd) "eine lex generalis vorgefchrieben wird, noch auch davon, daß 
den Gerichten, unter Vorausſetzung gewiffer gefehlich feftgeftellter 
Bedingungen, erlaubt werde, auf ein Moratorium zu Gunften eines 
beflimmten Schuldners zu erfennen. 


V. Bon ber Juſtizhoheit. ($. 174.) 235 


befchräntt 5). So wie aber der Kaifer bei der Ertheilung der, 
den Öffentlichen Credit leicht gefährbenden, Moratorien an bie in 
ben Reichsgeſetzen enthaltenen Einſchränkungen gebunden war ©), 
weiche man analog auch wohl auf landeöherrliche Moratorien zur 
Anwendung bradıte, fo finden ſich auch fhon in den Altern 
Landesverfaflungen gewiſſe Einfchränkungen 7), und es unterlag 
feinem Zweifel, daß ein Mißbraud der landesherrlichen Befug⸗ 
niß Veranlaſſung zu Beſchwerden werden und Praft des Kaiferli- 
hen Oberauffichtörechtö eine Annullation ‘der ertheilten Mo: 
ratoria Statt finden konnte 8). Daß nun, was die jebigen Ver: 
hältniſſe betrifft, die Bundesverfammlung nicht Die Rechte des 
Kaiferd babe, ift auögemadt. Anderer Seitd haben neuere 
Berfaffungs » Urkunden das bisher von den Landesherrn geübte 
Recht eingefchräntt 9) oder ausgefprochen, daß überhaupt Feine 
Moratorien mehr ertbeilt werben 19), oder daß nur die Gerichte 


5) ©. darüber befonders bie angeführte Abhandlung von Pütter. 
Leifl, Staater. ©. 601 f. — Noch Mofer will ed den Landes⸗ 
herrn nicht gerabe zu als Beftandtheil ber Landeshoheit zugeftehen,- 
fondern räumt es nur benjenigen ein, welche bas Herkommen und 
den Beſitz für ſich Haben... 

6) Vergl. Reichs : Poliz. sDrbn. o. 1548 Tit 22. $. 2. und von 1677 
zit. 23. $. 4. Die Beſchränkung beftand vorzüglich darin, baß ber 
Kaifer nicht ohne einen von der ordentlichen Obrigkeit erftatteten 
Bericht ein Mosatorium erthellen follte. Die Reichsgeſetze fprechen 
bauptfählth von „verborbenen Kaufleuten.“ 

7) Bergl. die Weifptele bei Moſer, von ber Landesheh. in Gnadenſa⸗ 
hen &. 59 f. und den Baierifhen Codex judiciarius v. 1753. 
Kap. XVII. $. 12. 

8) Gin Beifpiel f. bei Mofer a. a. D. ©. 62. 

Hannov. Landesverf. Geſ. v. 1840 9. 9: „In ganz außeror⸗ 
dentlichen Fällen Tann der König nach Anhörung des Staats: 
rarhs Moratorien ertheilen.« 

10) Kurheſſ. Verf. urk $. 129. (bie Werf. url. v. 1852 fagt: nur 
mit landſtändiſcher Zuſtimmung“). Sächſiſche Verf. urk. 5. 54. 
Sondershäuſiſche Verf. url. F. MW. Oldenburg. Grundgeſ. 
Art. 114. Baier. Gefed die Aufheb. der Moratorien betr. v. 26. 
Juli 180. Goburgs®oth. Verf. url. v. 1852 $. 57. 


236 Staatör. d. Bundesfiaaten. — Regierungsredht. ($. 174.) 


in den- gefeglichen Fällen darauf erkennen follen 11). Wo -die 
neuere Gefeßgebung nichts beftimmt, wird die gemeinrechtlich an: 
erfannte Ausnahmd=Befugniß des Negenten zur Ertheilung von 
Moratorien durdy den allgemeinen Sag, daß Niemand an der 
Verfolgung des Rechtsweges gehindert werben fol, nicht als auf⸗ 
gehoben betrachtet werden können 12). 


$. 175. 6. 153.) 
IV. Bon der Competenz der Gerichte. 
A. Im Allgemeinen. 


Hierbei kommen wieder faft fämmtlidhe beim Unterfchieb zwifchen Juftiz- 
und Regierungsfachen angeführten Schriften in Betracht. Bon den 
dafelbft citirten Pfeifferfchen Abhandlungen in ben pract. Aus⸗ 
führungen gehört insbefondere hierher Bd. I. ©. 215 f. Bd. IM. 
S. 2379 f.5 ferner ebendaf. Bd. V. S. 201 f. — WMittermaier 
im Archiv für civ. Prar. Bd. IV. ©. 313 f. Bd. XI. ©. 405 f. 
3b. XXI. ©. 251 f. Bd. XXII. S. 47 f. — Pütter, instit. jur. 
publ. 8. 299. — Ktlüber, öffentl. Recht. $. 375. — Eeift, 
Staater. $. 147. — Böpfl, Staater, $. 140. 


J. Die Gerichte find im Allgemeinen: dazu beflimmt, Die 
in ber Staatdgewalt liegende Gerichtsbarkeit über Gipil- 
und Griminalfahen nad den Geſetzen, oder fonft beftehen: 
den Rechten des Landed, zur Ausübung zu bringen und dem 
in feinem Rechte Verletzten ben erforderlichen rehtlihen Schuß 
angebeihen zu laffen. Die Gerichte üben aud da, wo (wie in 
Deutfchland) die Trennung ber eigentlichen Gerichtsbarkeit von 
bem Oberhaupte des Staates in Abfiht auf ihre Ausübung 


11) Braufhweig. Landfchaftss DOrbn. $. 209. Welches find biefe ge⸗ 
ſetzl. Bälle? Nach röm. Recht L. 21. D. de jud. L.45. 8. 10. D. de 
jure fisci fann der Richter zwar bei der Erecution eine billige Zah⸗ 
lungsfriſt feftfegen, aber ein eigentliches Moratorium kann er dem 
Schuldner nicht ertheilen. — Dber fol dad Recht des NRegenten 
bierdburdy auf die Gerichte übertragen fein? 

12) Vergl. von Moy, baier. Staater. Ih. 1. 6. 46. ©. 134. Weiß, 
hefi. Staatör. $. 44. S 157. Gtiltfchweigend fcheint die Befugniß 
body auszufchließen vo. Mohl, würtemb. Staater. Th. I. ©. 220. 
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und die Uebertragung berfelben auf orbentlihe und gehörig be: 
feste Gerichte zum verfaffungsmäßigen Grundfage geworben 
ft, ihre Functionen nur im Namen und fraft eines, freilich 
unwieberrufliben, Auftrags !) des Inhabers der Staatögewalt 
aus, wobei ed die Natur eines rechtlichen Verfahrens und ei: 
ner rechtlichen Entfcheidung, welche nur bei einer Subfumtion 
des fpeciellen Falles unter die beftehenden allgemeinen &e: 
fege Statt finden fann, nothwendig mit ſich bringt, daß fie von 
jeder, von irgend einer Seite zu verfuchenden, willlührlichen 
Einwirkung oder Hemmung, komme fie nun aud dem Bol: 
fe 2), oder von andern Staatöbehörden, oder vom Öberhaupte 
des Staates felbfi, unberührt bleiben müffen 3). Hierin, d. h. 


1) Diefer Auftrag ift aber nach deutſcher Berfaffung Fein willführlis 
cher, fondern nad) den Reichsfagungen und Landes-Grundge— 
fegen ein nothwendiger, unb beshalb nicht beliebig revocabel, 
oder in einzelnen Fällen zu befchränfen. 

2) Auch das Voll, oder um diefen Ausdrud nicht zu mißbrauchen, ein 
zufammengerotteter Haufe fann, wie in Amerika nadı dem ſcheußli⸗ 
chen f. 9. Ennchgefege (welches aber doch in Fr. Murbarb in 
Bälau’s Zahrb. 1842. Aprilheft &. 289 einen Vertheibiger gefunden 
bat), fo zu fagen, Cabinetss Juſtiz ausüben. Und eine ſolche vepu= 
blicanifdye Cabinets-Juſtiz ift offenbar noch viel empörenber als eine 
monarchiſche, weil diefe nur durch die Hülfe der durch ihre Pflicht 
gebundenen Behörden wirkfam werben Tann, während der aufgeregte 
Daufe felbft entfcheidet und vollftredt. Meberhaupt dürfte die Uns 
abhängigkeit ber Gerichte in Republiten, bei wirklichen Gollifiones 
fällen mit der Meinung bes Volks ober der Gewalthaber, viel ge: 
fährbeter fein ale in Monardhieen. 

3) Hierauf ifl denn von jeher auh in Deutfchland der Richtereid ges 
richtet gewefen. NadPL. 14. Cod. de jud. .(III. 1.) ſchworen bie rö- 
miſchen Richter: „sese cum veritate et Jegum observantia ju- 
dicium esse disposituros.“ — Peinl. Gerichytsorbn. Karls V. Art. 3: 
„Ich N. ſchwere, daß ich foll vnd will inn peinlichen Sachen, recht 
ergeben laffen, richten onnb vrtheylen, dem armen als bem reis 
chen vnd das nit laſſen, weder durch lieb, leyd, miet, gab, nod 
keyner andern fachen wegen.« Vergl. ferner die Eibesformel für 
Kammer: Richter und KBeifiger, in der Gamm. =» Ger.- Drdn. v. 1555 
3.1. Zit. 57. In der Schrift (von DO. Kuhn): „Die Trennung 
der Zuftiz und Adminiſtration.« Leipz. 1840 handelt ber F. 16. ©. 
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daß die Gerichte nur dem, in verfaſſungsmäßigen Geſetzen 
audgefprochenen, allgemeinen Willen ded Staatsoberhauptes 
unterworfen find, befteht die in Deutfchland mit Recht fo hoch⸗ 
geſchätzte, und als nothwendige Garantie einer gerechten Urtheilds 
fällung betrachtete, f. g. Unabhängigkeit der Gerichte 4). Vers 
fehrt ift es, dabei an eine der Staatögewalt gegenüber 
ftehende, oder vielleicht gar mit derfelben in Oppofi: 
tion befindlide Maht oder Gewalt zu denken; eine 
Zee, welche die offenbarfte Verlegung des Prinzips der Untheil- 
barkeit der Staatögewalt involviren würde; und noch verkehrter 
ift e8, die Richter als eine beſonders berechtigte Glaffe von Un: 
tertbanen zu betrachten, indem ein Unterthban als folder 
nie richterlihe Befugniffe haben Tann. Unterthanen find und 
bleiben die Richter allerbingd in jeber möglichen anderen Bezie⸗ 
bung; in fo fern fie aber richten, erfcheinen fie ald unmittel: 
bare Stellvertreter ded Staatsoberhauptes 5); ald Voll- 


105 f. vom Richtereide, morauf zunädhft die Domitianifche Frage 
aufgeworfen wird; ob der Berwaltungsbeamte ben Richtereid zu lei⸗ 
ften habe? — Abgeſehen hiervon wird das Weſen des Richtereides 
zwar richtig in der Formel: Jedem gleiches Recht angebeihen zu 
laffen» gefunden, dann aber wieder in ber dem Verf. eigenthümlis 
hen Weife gedreht und befchnitten, um fie feiner willtührlichen 
Theorie von der beſchränkten Wirkſamkeit ber Berichte entfprechend 
zu madıen. 

4) Die befonders hierauf bezüglichen Schriften f. oben vor $. 170 und 
den Paragraphen ſelbſt Über den Brunbfag der Unabhängigkeit der 
Rechtspflege. 

5) Dieß beweifen alle ſchon oben ($. 170 Note 12) angeführten Aners 
tenntniffe der deutſchen Grunbgefege, Odaß die Gerichte im Namen 
ober Auftrag des Fürſten erfenuen, und befonbers beutfich iſt es 
auch ausgefprocdhen in ben Worten im Eingang ber Seller Ober⸗ 
app.s@erichtsordönung v. 1713: „Wir geben auch Unſern Praesiden- 
ten, Vice-Praesidenten unb Ober » Appellations - Nähten vollen 
kommene Maht und Gewalt, an Unſere Statt, und in 
Unfern Nahmen, alle die Sachen, welche nach Anweifung befag- 
ter Berorbnung an Unfer Ober »Appellations- Berichte gehören und 
erwachfen, anzunehmen, anzuhören, barin procediren zu laffen, zu 
bandein, denen Rechten unb Acten, folglich auch ihren Gewiſſen unb 
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fireder des in dem geltenden Gefege auögefprochenen allge: 
meinen Willens defjelben, welchem der hiervon vielleicht abwei⸗ 
chende befondere Wille des die Staatögewalt befigenden Indivi⸗ 


6) 


duums nothwendig weichen muß ©). 


beftem Verſtande nach, zu fprechen, zu erkennen, zu gebieten, unb 
zu verfchaffen, alles was recht und billig, unb gemelbter Unfer Ord⸗ 
nung gemäß ift, wie wir ſolches felbfl aus Hoch⸗Obrigkeit— 
lihem Amte und Gewalt tuhn könten ober mögtenz Im—⸗ 
maffen dann, was fie alfo handeln, ſprechen und erkennen zu exe⸗ 
quiren und zu vollziehen gebieten, nicht anders, als hätten 
Wir folched in eigener Perfohn getahn und anbefohlen, 
geachtet und respeotiret werben foll. Auch wollen Wir 
und Unfere Successores follen bdiefelben an gedachten Erläntniffen 
nicht hindern, oder bie an Unferem Ober. sApp.- Geridyte anhäns 
gige ober dahin gehörige Sachen bavon avociren, fondern bey 
demfelben ber Juſtiß allerbings ihren Lauff laffen.« 
Haft ebenfo und in mandyer Beziehung noch beftimmter lautet das 
bemerkenswerthe Heſſen⸗Caſſelſche Edict v. 26. Novbr 1743, 
welches bie Selbſtſtändigkeit der Rechtspflege im vollſten Umfange 
für alle Zeiten garantirt und in der Verf. Urk. v. 1831 $. 123 uns 
bebingt und in Wahrheit, in ber v. 1862 $. 96 aber nur zum Schein 
und mit ben das Edict ſelbſt völlig neutralificenden $. 24 und 87 
beflätigt wird, 

Wenn es fonft und zum Theil noch jegt gewöhnlich geweſen ift, bie 
Gerichte bei den das interesse principis berührenden Rechtsſachen 
ihrer Pflichten gegen denfelben zu entlaffen, fo liegt das 
bei die ältere Idee vom landesherrlihen Diener zu Grunde. und bie 
Anfiht, als ob fein Pflicht⸗Verhältniß zum Landesherrn ibn an einer 
demfelben nachtheiligen Entſcheidung hindern könne. So fagt auch 
der Eingang der DOrbnung für bas Ober. App. « Gericht zu Gelle 
glei nach den in der vorigen Rote angeführten Worten: „Und das 
mit Unfere Praesident u. f. w, jett und Pünfftig deflo freyer, ohne 
alle Scheu und Furcht darunter verfahren; So wollen Wir die 
felben in den Sachen, fo Uns und Unfere Successores, 
Unfere Sammer, Aemter unb Jura, ober Unfere Officiales, 
die in Unfern Nahmen agiren, einigermaffen betreffen, 
oder dabey Wir und Unfere Suceossores felbft, oder fie Unſerntwe⸗ 
gen ein Interesse haben könten und mögten, ber auf Beförs 
berung unb Respicirung Unfers beften unb Interesse ges 
leifeten Pflihten und Verbindung erlaffen haben, ders 
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11. Die Competenz der Gerichte erfiredt fi). über alle 
Privat:Zuftizfachen im Staate 7), und ed iſt Sache der Ge⸗ 
richte darüber zu entfcheiden, ob .eine Juſtizſache vorliege oder 
nicht, wobei fie bie oben $. 148 aufgeftellten Prinzipien, in Er: 
mangelung befonderer oder particularrechtliher Normen, ale 
Richtſchnur zu betrachten haben 8). Hiernach können Streitig- 
feiten über die Thronfolge oder Megierungsfähigkeit, fer: 
ner Differenzen zwifchen Regierung und Ständen in den mo: 
narchifchen. deutfchen Staaten und zwifchen Senat und Bürger: 
ſchaft in den Freiftädten, fowie über Auslegung und Anwendung 


geftalt, daß fie auch bey’ folhen Sachen, wie überall bei Admini- 
stration ihres Amts, auf nichts ald GOTT dem Allmächtigen und 
eine ganz unpartheyifche Zuftiz fehen und in fo weit und bafin 
‚aller Pflihten entlaffen feyn follen.« | 

7) Man darf nit fagen: Zuftisfachen der Unterthbanen. Denn aud 
der Fremde muß, wo es fi um Verlegung feines Privatrechte 
handelt, was 3. B. bei einer polizeilichen Verweifung aus dem Lande 
nicht der Hall ift, dem eigenen Unterthan gleichgeftellt fein und aud) 
der Landesherr und der Staat felbfi kann Privatrechte haben, die 
als beftrittene der Cognition der Gerichte unterliegen mäüflen. — Ob 
die Verfolgung f. 9. politiſcher Rechte im gerichtlichen Wege ſtatt⸗ 
haft fei, hängt bavon ab, ob das politifche Recht, 3. B. Landſtand⸗ 
fhaft, der pofitivrehtlihen Entwidelung und Auffaffung zus 
folge, den Chararter eines Privatrechts hat, oder nur ald Aus⸗ 
übung einer im Organismus des Gemeinweſens begründeten öffent 
lichen Befugniß erfcheint. 

. 8) Nur particularredhtlich find die Beftimmungen über Abminiftra= 
tto=Zuftiz (oben $. 199), fowie über CGompetenzconflicte (f. $. 
177) und andere Befchränkungen bes NRichteramtes in feiner rechtlis 
hen Sphäre. Partieularredhtliche Verſuche für bie Juſtiz im Gegen- 
fag zur Verwaltung audy materielle Srängbeflimmungen zu geben 
enthalten 3. B. eine Lübed. Verordn. v. 5. Zul. 18205 Jenaiſche 
Ob. App. Ser. Orbn. $. 17-19. Meining. Gefeg v. 16. Zun. 
1829 (Archiv f. civ. Prar. Bd. XII. ©. 109 f.); Sächſiſche Gef. 
v. 28. Ian. 1835 (vergl. Mittermaier im Archiv f. cio. Prag. 
Bd. XVII. G. 315 f.). Sondershäuf. Verf. url. v. 1841 8. 87f. 
— Bergl. auch Hannov. Eandesverf. Gef. $. 35. 38. 39. Preuß. 
Verordn. v. 8. Mai 1842 u. über einzelne Kragen audy oben $. 151. 
152. 153. 
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ber Verfaſſung, infoweit nicht die Verfaffung felbft ihnen oder 
einem beflimmten Gerichtöhof die compromiffarifche Entiheidung 
beigelegt hat, nicht vor die Gerichte ded Landes gezogen wer: 
ben 9). — Bon ber Gompetenz des Bundes über Verfaſſungs⸗ 
Streitigkeiten |. unten dad Bundesrecht. = Inſoweit dagegen 
aus der Ausübung einzelner Hoheitsrechte wirflihe Ju⸗ 
ftizfachen entftehen Tonnen (vergl. oben $. 148 ©. 96 f.), muß 
den Gerichten auch die Cognition darüber zugefprochen wer: 
ben, follte es fih auh um die Wieberaufhebung einer von 
einer. andern Staatöbehörde getroffenen Verfügung handeln 10), 
indem es in der That gar nicht Widerfprechendes enthält, daß 
die Gerichte, als dad verfaflungsmäßig beftimmte Organ zur 
Entfcheidung der Rechtöfachen, als Stellvertreter und im 
Namen ded Regenten oder der höchften Staatdgewalt, vom 
Standpunkte ded Rechts aus über dergleichen Gegenftände eben 
fo urtheilen, wie ed vom Regenten felbft, wenn er dad Ric: 
teramt perfönlich ausübte,. geſchehen mußte (Vergl. No. I. 
in diefem Sphen.) - 

11. Da die Berichte nach den beftehenden Geſetzen rich: 
ten follen, fo muß ihnen nothwendig auch für jeden einzel: 


9) Ueber folde poſitivrechtliche Beftimmungen deutfcher Verfaſſungen f. 
fon oben Th. I. $. 111. ©. 581 f. ©. auch bie Verf. Urk. für 
Reuß j. ©. v. 1849 $. 134. In der Revifion v. 1852 ift aber dem 
Bundesfhiedbsgericht bie Entſcheidung zugewieſen. Was die 
Kreiftäbte betrifft, fo gehört befonders hierher bie Bremifche Verf. 
Urk. $. 115. Lübeder Verf. (v. 1851) $. 89. Hamburg. Verf. 
Entw. v. 1850 Art. 7%. S. aber auch oben Th. I. S. 666 u. über 
Branktfurt dal. ©. 668. Indirect kann aud) Überall, wo das 
betreffende Inftitut befteht, — mit Ausnahme ber Kurheffifchen Verf. 
Urk. v. 1852 f. oben Th.1. ©, 683 Rote 19. — durch eine Miniſter⸗ 
Anklage eine gerichtliche Entſcheidung Über einen flreitigen Ver⸗ 
foffungspunft herbeigeführt werden. Der Unterfchieb iſt aber ber, daß 
dadurch damit nur für diefen Kall-die Enticheibung gegeben ift. 

10) &.-oben Ih. I. ©. 99 f. u. bef. die Note 12. Gegen einen Punkt 
meines daf. cit. Auffages im Magazin f. d. hannov. Recht Bd. I. Ro. 
2. ift die inzwifchen erfchienene Ausführung von v. REED: daf. 
Bd. IM. &. 1 f. gerichtet. 

Bahariä’s Staatsrecht. Zr Bd. 2te Aufl. 16 
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nen Fall das Urtheil über die Borfrage-zuftehen 11), ob über: 


11) Vergl. Über diefe vielbefprochene und fehr beftrittene Krage: Jor⸗ 
dan, im Ardiv f. civ. Prar. Bb. VIII. S. 214 f. — Pfeiffer, 
pract. Ausführ. Bd. II. ©. 385 f. u. 469 f. Ebenbaf. Bd. III. ©. 
279 f. — Wittermaier, im Ach. f. eiv. Prar Bb. ID. ©. 
406 f. Bd. XVII. S. 306 f. Vergl. auch A. Martin’s Jahrbücher 
der Geſetzgeb. u. Rechtspflege in Sachſen. Jahrg. III. Hft. 3. ©. 264 
267 f. u. daſelbſt &. 297—321. Yzard, de l’autorit€ des ordon- 
nances royales sur les tribunaux. Paris 1830. — ©. ©. Zacha⸗ 
riä, Erſtreckt fid) das richterliche Entfcheidungsrecht auf bie Frage, 
0b die Regierung eine Verorbnung, auf welche ſich in einer Streit⸗ 
ſache die Partheien beziehen, zu erlaffen berechtigt gewefen fei? im 
Arch. f. civ. Prar. Bd. XVI. ©. 145—181 wogegen die Abhandl. 

- von Linde: In Monarchieen mit Iandftändifcher Verfaſſung find bie 
Gerichte nicht befugt, die Gültigkeit der von den Monarchen ohne 
Mitwirkung der Landftände erlaffenen Gefese (Verordnungen) einer 
Prüfung zu unterwerfen, ebenbaf. &. 305 f. — gerichtet ift. Beide 
Schhriftfteller befinden fich in fo fern auf einem unrichtigen Stand- 
punkte, ald Zadhyariä die ganz falſch ausgebrüdte Frage für eine 
dem conflitutionellen Staatsrecdhte eigenthämliche erflärt, während fie 
doch ebenfo gut bei einer altlandftänbifchen Werfaffung entftehen Kann 
und felbft in einer unbefhräntten Monarchie die vom Geſetgeber 
beftimmte Form der Gefege ben Richtern fo lange zur Richtſchnur bei 
ber Beurtheilung der Frage Über die rechtliche Eriftenz eines Ges 
ſetzes dienen muß, bis in dieſer Form etwas anderes beftimmt 
iſtz Linde aber, ausgehend von der wenigftens für Deutfchland 
ganz unbeftrittenen Wahrheit, daß ber Landesherr. der Inhaber ber 
ungetheilten Staatsgewalt fei, den Unterfchieb zwilchen Befet und 
Verordnung auf eine ganz ungehörige Weife dazwiſchen mifcht und 
die pofitiven Nerfaffungs -Beftimmungen jenem Grundfage gegen⸗ 
über für bedeutungslos erklärt, wenigſtens für alle Staatsbe⸗ 
hörden und Unterthanen, als ob die Verfaſſung nur zum Beſten 
der Landſtände vorhanden wäre. Die ganze Frage dreht ſich in 
ber That um bie Alternative vom unbedingten und blos verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Gehorfam (vergt. oben Th. I. $. 94), welcher letz⸗ 
tere body am allerweniäften gerade für die Richter in Zweifel ges 
ftelt werben follte. — Unbegreiflich bleibt aber jedenfalls, wie Lin. 
de, gleich zu Anfang der angeführten Abhandlung, Mittermeier, 
Jordan und Schmid (Lehrb. des Staater. $. 75 f.) unter Denjes 
nigen aufzählen Tonnte, welde fi) gegen bie Gompetenz der Ge: 
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haupt eine Norm vorhanden fei, welche die durch bie vorhan: 
denen Rechts: Beftimmungen feftgeftellten äußern Merkmale, 
resp. die verfaffungsmäßige Form eines Geſetzes, an fi 
trage, und ob ein zweifellos beftehendes Gefe durch eine andere 
in Bezug genommene allgemeine Verfügung ald aufgehoben, ab: 
geändert, oder befchranft betrachtet ‚werden könne; ohne jedoch, 
wenn dieſe Fragen zu bejahen find, über die materielle Gültigkeit 
oder Rechtmäßigkeit der fraglichen Norm urtheilen zu können 12). 
Wo daher bei Gefegen überhaupt, ober bei Gefegen über gewiſſe 
Segenftände, insbefondere folche, welche dad Eigenthum und bie 
perfönliche Freiheit der Unterthanen betreffen, verfaflungsmäßig 
die erfolgte Mitwirkung der Stände zur Außern Gültigkeit des 
Geſetzes gehört, find die Gerichte ebenfo berechtigt wie verpflich- 
tet, zu prüfen, ob ein förmliches Gefe& eriftire, oder in con- 


richte „in Zällen der fraglicdyen Art« audgefprochen hätten. Vergl. 
dagegen die Grflärung von Mittermaier im Archiv.‘ 3b. XVII. 
©. 309f. Kür die Competenz der Gerichte in Betreff diefer Frage 
baben ſich auch entfchieden erflärt: Wächter, im Arch. f. eiv. 
Prar. Bb. XXIV. ©. 238. Rote 12. Reyſcher, in ber Zeitſchr. f. 
deutſch. R. Bb. II. S. 166. Puchta, Pandelten 8b. I $. 15 und 
die Schrift; Nechtl. Beleucht. der Kurheſſ. September-Verorbnungen. 
Sött. Bst. S. 12 f. ©. auch dafür: Bluntſchli, Allgemeines 
Staatsrecht 8. 3255 während fih Stahl, Philof. des Rechts. 2te 
Aufl. Bd. 11. Abth. 2. ©. 507 f. für die Anfiht von Linde ausge⸗ 
fprodden hat. Vergl. auh Blätter für bie Rechtsanwendung in 
Bayern. Bb. V. No. X. ©. 151 f. Mit Allgemeinen oder Philoſo⸗ 
phiſchen Staatsbortrinen läßt fidy auch hierbei nidyt ausfommen und 
e8 bleibt fo viel gewiß, daß bie Frage in ihren einzelnen Verzwei⸗ 
gungen flets mit Rüdfidyt auf bie befondern Beflimmungen der con⸗ 
creten Berfaffung beurtheilt werden muß, in Beifpiel von ber 
Art, wie die NReichegerichte Über die Krage von der Verbindlichkeit 
einer ohne Tandfländifhe Mitwirkung erlaffenen landesherr- 
lihen Verordnung für bie Lanbeögerichte entfchieden, |. oben Th. II. 
S. 167. Rote 7. „Immaßen — die bpegeftalt — Abgefaffete Consii- 
tutiones — ungültig ſeyn — und von denen fürftl. Judi- 
ciis nit darauf gefprodhen.« Vergl. auch Strube, von 
Neg. u. Juſtizſ. Sect. II. $. VIII. Note b. 
12) Vergl. oben Th. II. &. 96. 118 und ©. 179. 
16 * 
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ereto darüber zu urtheilen, ob die dem Gegenſtand oder In 
halt der-Berorbnung entfprechende, verfaflungsmäßig nothwen⸗ 
dige Korm vorhanden fei 13)? — woburd fie fi auch in Feiner 
Weiſe etwa über den Inhaber der gefeßgebenden Gewalt ftellen, 
fondern nur das allgemein gültige Geſetz über die äußern 
Bedingungen eined verbindlichen Gefeßes zur Anwendung brin⸗ 
gen 14). Auch wird baburch gar nicht über die Berechtigung 
des Geſetzgebers zur Erlaffung der fraglichen Verfügung -im All: 
gemeinen, fondern nur darüber entfchieden, ob für ben concre= 
ten Fall, eine das Recht beflimmende Norm eriftire 15). Auch 
ift der Einwurf, daß dabei die Gerichte felbft mit ber Anficht 
der Stände über die Nothiwenbigfeit ihrer Mitwirkung in Wi: 
derfpruh kommen könnten, ohne Bedeutung, ba für bie 
Gerichte immer nur dad Geſſetz und nicht die befondere Anficht. 


13) Dieß ift es, was Stahl a. a. D. aus durchaus fpeciöfen Gründen 
leugnet, während er im Uebrigen zugiebt, daß der Richter bie Anz 
wendung einer Verfügung von der bie Eriftenz eines Gefeges 
bedingenden Korm abhängig zu machen habe, 3. B. ob fie gehörig 
publicirt, ob fie die Gontrafignatur bes Minifters habe, ob bie Anz 
ordnung wirklich vom Souverän ausgieng. — Was insbefonbere bie 
verfaffungsmäßig nothwendige Gontrafignatur eines Mini: 
fters betrifft, fo haben mehrere neuere Verfaffungs «Urkunden aus: 
drücklich ausgefprochen, daß die Anordnungen und Verfügungen des 

- Regenten baburd allgemeine Glaubwürdigkeit und Vollzieh: 
barkeit erhalten, oder daß (3. B. Sächſ. Verf.sUrf.«£. 43) eine 
nicht contrafignirte Verfügung als erſchlichen zu betrachten und 

. daher unverbindlich fei. Vergl. Ih. I. $. 62. No. V. ©. 29. 

14) Bei der entgegengefeäten Anſicht muß man fragen, was denn über: 
haupt bie Beflimmung der Verfaffungen über bie Form ber Geſetz⸗ 
gebung für eine Bedeutung behalte? Kür die Stände felbft Hat 
fie doch offenbar gar keine, da diefe ohnedieß willen, ob fie gefragt 
fi nd ober nicht. 

15) Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. V. ©. 543. Mit Recht be= 
merkt Pudyta a. a. D.: Man fpredye fo häufig davon, als ob der 
Richter eine allgemein gültige Entſcheidung über die Griftenz des 
Geſedes gebe, was doch gartnicht der Fall fei, da es fich von felbft 
verfiehe, daß bie Wirkfamkeit feiner Entfcheidung fich auf den eins 
zelnen ihm vorliegenden Proceß befchränte. 
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der Stände maafgebend ift 16) und es eben fo Häufig, vorkoömmt, 
daß die Anſicht der Gerichte über den Sinn und die Bedeutung 
eines Geſetzes den Abſichten des eigentlichen Geſetzgebers nicht 
entſpricht. Dagegen liegt es allerdings ganz außerhalb 
der Sphäre ber richterlichen Competenz, danach zu fra: 
gen, ob, bei vorhandener verfaſſungsmäßiger Form des 
Geſetzes, die Mitwirkung der Stände überhaupt, ob fie hin: 
reichend, ob fie endlih auf gültige Weiſe Statt gefunden 
habe. Denn bie Gerichte find nicht bie Wächter der Ver: 
faffung und ald ſolche nicht berechtigt, Differenzen zwifchen ber 
Regierung und den Ständen zu entfcheiden. — Mit diefen Sägen 
fimmen nun auch bie Diöpofitionen mehrerer Verfaſſungs— 
Urtunden überein 17). 


16) Da die Gerichte zu den Ständen in gar keiner unmittelbaren 
Beziehung flehen und die Stände überhaupt Leine bie Staats - Bes 
hörden bindende Erklärungen abgeben können, fo würde felbft eine 
ausdrädliche Erklärung ber Stände im rechtlichen Sinne bedeutungs— 
los fein. Demgemäß Tann ich aud) bie Nichtigkeit der von Mitters 
maier im Archiv f. civ. Pr. Bd. XVII. ©. 318 gemachten Uns 
terfdeidungen, ob die Verorbnung in ber Zwifchenzeit von einem 
Landtage bis zum andern erlaffen fei, ob bie Stände ſchon Belegens 
beit gehabt hätten, ſich Über bie erlaffene Verorbnung zu äußern u. 
ſ. w., nicht als richtig anerkennen. Etwas Anderes iſt es, wenn 
bie Verordnung unter ausbrüdlicdher Bezugnahme auf das der 
Regierung allein zuftehende außerorbentlidhe Verordnungsrecht 
erlaffen ifl. Vergl. oben Th. II. S. 171 f. Auch eine ſolche Verord⸗ 
nung müſſen die Gerichte auf ihre Gegenſtände zur Anwendung brin⸗ 
gen, ohne darüber Nachfrage halten zu können, ob zur Xusübung 
diefes außerordentlichen Rechts hinreichende Gründe vorgelegen haben 
oder niht. Das ift Sache der Stände. Ob aber die Gerichte 
eine folche Verordnung auch fernerhin anzuwenden haben, hängt 
wieder von den Vorfchriften der Verfaſſung ab, d. 5. 0b bdiefelbe 
nad; Ablauf einer’ gewiffen Zeit, fobald die Zuflimmung dev Stände 
nicht erfolgt, bie Verordnung von ſelbſt außer Wirkfamkeit fest, 
oder nidyt. Letztern falls mäflen fi & bie Gerichte fo Tange befolgen, 
bis fie die Regierung felbft zurüdgenommen bat. Ein etwaiger 
Widerfpruch ber Stände geht die Gerichte nichts an. ©. 8.160 Rot.13. 


1) Die Verfaffungen vor 1830 haben fich nicht direct über unfere Frage 
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IV. Keinem Zweifel unterliegt e8, daß ber Richter bie Ge: 


“ ausgefprochen. X Bergl. aber 3. B. Pıdzl, Lehrb. des Bayer. Ver: 
faffungsrechts. (1851) ©. 300. Erft die Kurheff. Verf. Urk. bes 
flimmte ausbrüdtich ($. 95), daB im Eipgange eines jeden Geſetzes 
der landſtändiſchen Zuftimmung ausbrüdlih Ermähnung gefchehen 
müffe, und ($. 123) daß die Gerichte nur nady den beflehenden Rech⸗ 
ten und ben verfaffungsmäßigen Gefegen enticheiben follten. 
Bergi. hierüber Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. V. ©. 546 f. Die 
Verf. Url. v. 1852 fordert auch nod) $. 75, daß im Eingange eines 
jeden Gefeßes der landſtänd. Zuſtimmung Erwähnung gefdyehe, bat 
aber im $. 95 ben Zuſatz „verfaffungsmäßig“ geftrihen, indem fie 
fagt: die Gerichte entfcheiden — nad) den beftehenden Rechten und 
Gefegen.» Die Braunfchw. Landſch. Orbn. 8. 100 fagt: „Alle - 
in diefer verfaffungsmäßigen Korm von dem Lanbdesfürften 
verkündigten Geſeze müffen von allen Zandeseinwohnern, Behörden 
und Gerichten befolgt werden.“ (Das, ſich hieraus von felbfl ers 
gebende, Argumentum a contrario ſpricht ſchon Mittermaier im 
Archiv f. civ. Pr. Bb. XVII. ©. 310 aus.) Das Hannov. Staats: 
grundgef. $. 89 beflimmte: „Alle Sefege und Verorbnungen werben 
vom Könige unter Beobadhtung ber in gegenwärtiger Ver— 
faffungssurtunde vorgefchriebenen Form öffentlich. verküns 
dige cund erhalten dadurch für alle Untertdanen unbebingte Vers 
bindlichleit. Ale Berwaltungsbehördben und Gerichte haben 
auf deren Erfüllung zu halten. Sollten darüber Zweifel entitehen, 
ob bei einem gehörig verkündigten Gefege bie verfaffungsmäs 
ige Mitwirkung der Stände hinreichend beobadtet fey, fo 
fteht es nur diefen zu, Anträge beshalb zu machen. Das Hans 
nov. Landesverf. Geſetz v. 1848 $. 123 befeitigte freilich den erften 
Sa biefes Paragraphen und ftellte Alles blos auf bie Bnigliche Vers 
kündigung. Durch $. 73 des Verf. Gef. vom 5. Septbr. 1848 ift 
aber die Beftimmung bes Staatögrundgefeges in etwas präciferer 
Faſſung und mit ausbrädlidher Bezugnahme auf die die Form beftim- 
menben $$. 65. 71. 72 des Merf. Gef. wieber bergeftellt. Der Sache 
nach übereinſtimmend drüdte fi) die Sonderhäufifche Verf. Urf. 

v. 1841 5. 88 sub 2 aus. Vergl. auch von den nach 1848 entftans 

. denen Verf. Urkunden dag Medlenburg. Grundgeſ. v. 1849 $. 
118. 119. Oldenburg. Art. 162. Coburg Both. $. 103. Wal: 
bed. Verf. urk v. 1852,5.5. 6. 7. 8. 74. Auch die Preuß. Verf. 
Urk. Art. 106 ſpricht ſich direct Über die Frage aus; läßt aber Zweis 
fel darüber, was fie zu ber die Verbindlichkeit der Geſetze und 
Verordnungen bebingenden Form rechnet und was fle unter ber 
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fege unabhängig zu interpretiren oder den Sinn berfelben 
zu ermitteln. und über die Anwendbarkeit bed Gefeßes auf ben 
fraglichen Fal zu entfcheiden habe, und zwar ohne Unterfchied, 
aus welcher Rechtöquelle die ganze Sache oder eine biefelbe bes 
treffende Vor⸗ oder Nebenfrage entfchieden werben muß, ob aus 
Quellen ded Privatrechtd oder bed vffentlichen Rechts, ob aus 
allgemeinen völferrechtlichen Prinzipien oder befondern Staates 
verträgen 19). Ebenfo urtheilt er felbftftändig auch darüber, ob 
der Rechtöfall der Zeit nach unter dad Geſetz zu fubfumiren fei 
(Zrage "über bie f. g. rückwirkende Kraft bed Gefeßed), welche 
von mehrern collidirenden Rechtönormen anwendbar fei, und ob 
und weldhe Wirkung das Geſetz auf dad concrete Ber: 
bältniß äußere? 


6.176. (. 154.) 


B. Insbeſondere: Subjective Gränzen der Competen;. 
Klagſachen wider Den Landesherrn und deſſen Behörden. 


J. 3. Mofer, von der Deutfchen Zuftizverfaffung. Th. J. Kap I. S. 10f. 
bef. S. 24 f. — Strube, Unterricht von Regier.⸗ und Juſtizſa⸗ 
hen. Sect. I. 5. X f. — YPütter’s Rechtsfälle. Bd. IN. Th. I. 
8. 257 f. — Weſtphal, Deutſches Staatsrecht. Abhand!. XIX. 


„Rechtsgültigfeit gehörig verkündeter Verordnungen“ verfteht. 
Zeden Falls find dabei mit zu berüdfichtigen die Art. 44. 45. 62. 
und 63. 

se) Gine merbwürdige und durchaus verderfliche Beſchränkung des Rich⸗ 
teramtes enthielt in biefer Binficht die Preußifche Verordnung vom 
25. San 1823, wonad) in allen Bällen, wo in einem Redhtöftrelt 
die Auslegung eines Staatsvertrags in Frage kam, die Gerichte 
verbunden waren, vor Abfaffung des Urtheils bie Erklärung bes Mies 
nifteriums der ausmärtigen Angelegenheiten einzuholen und darnach 
ihre Entfdyeidung zu geben. Bergl. darüber Klüber: Die Selbft: 
ftändigkeit des Richteramts und die Unabhängigkeit feines Urtheils. 
Zrantf. 1832. Heffter, Beiträge zum deutſch. Staater. Vorrede 
S. XVf. Mittermaier im Arch. f. civ. Prar. Bd. XVII. ©. 
313 f. — und, ber @uriofität wegen, die Rechtfertigung non Mau⸗ 
renbredher, Staatsr. 8. 190. Note h. Erfreulicher Weife ift aber 
diefe Verordn. v. 1823 durch Cabinetsordre des Königs v. 24. Nos 
vember 1843 aufgehoben. Simon, die Preuß. Richter ©. 121. 
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©.349f.— G. J. de Martens, de foro S.R. 1. principum cum 
subditis suis litigantium. Goelt. 1780. — C. Fr. W, Sohmidt, 
de foro principum a subditis conventorum. austraegali. Tub. 1791. 
(deutſch: Gött. 1791) — Abhandl von den Klagen beutfcher Un⸗ 
terthanen gegen ihre Lanbesöbrigkeiten. Frkf. u. Leipz. 1792. — 
TB Schues, Gedanken über bie Rechtsbeſtändigkeit bes Art. 
19. $: 6. Capitul. nov. in Betreff der Klagen deutſcher Untertha- 
nen gegen ihre Landesheren. Wetzlar 1791. — H. v. Schelhaß, 
über die Gerichtsbarkeit. ber höchſten Reichögerichte in Klagen zwi⸗ 
ſchen mittelbaren Reichsunterthanen und ihrer Landesobrigkeit. 
Stuttg 1795. — v. Bülow u. Hagemann, pract. Erört. Bd. 
I: M XLVI. ©. 216 f. Bd. IV. M XXIV..$. 9. ©. 132 f. — 
Gönner, Staater. $. 303. — Leiſt, GStaatöredht. $. 147. — 
Pfeiffer, pract. Ausführ. Bb. 1.8. 221f. Bd. II. 8.208 f. — 
Reyſcher in der Beitfhr. f. deutfh. R. Bd. I. ©. 159 f. &. 
168 f. 


l. Die Competenz der Gerichte in ihrer Sphäre haben Alle, 
welche überhaupt, fei ed dauernd oder ‚vorübergehend, der Staats- 
gewalt unterworfen find, fowohl binfichtlid ihrer Perfon als ih: 
red Vermögens anzuerkennen, . Namentlich gilt dieß auch von 
ben Mitgliedern der Iandesherrlichen Familie 1) und: der Stän- 
deverfammlung 2). Won der Befreiung ber .Erterritorialen 
handelt dad Völkerrecht 3). — Die Competenz ber einzelnen 
Gerichte beſtimmt ſich nach ben gefeglihen Beflimmungen über 
ben — 


ı Die bier möglichen Zweifel_beziehen ſich nur auf die Frage, vor wels 
dem Gerichte fie ihren Gerihtsftand haben, worüber in neuerer 
Zeit öfters Beflimmungen gegeben find. Vergl. oben Th. J. $. 94 
und 3. B. Altenburg. Grundgef. $. 34. 35. Hannov. Grunbdgef. 
v. 1833 $. 31. Landesverf. Gef. $. 36. Auch das Gef. die Aufhe⸗ 
bung bes befreiten Gerichtsftandes betr. v. 18. Aug. 1848 $. 6. ver: 
weift auf bie „hausgeſetzlichen Borfchriften.« Vergl. übrigens auch 
die hannov Gtrafproc. Ordn. $. 146. 

2) Vergl. oben Th. J. $. 111. 117 und bie zu $. II Rote 13 hinzu ges 
fommene Abhandl. von Herrmann, üb. bie ſtrafrechtl. Berantworts 
lichleit der Mitglieder der Ständeverfammlung im — des Cri⸗ 
minalr. Jahrg. 1853. S. 341 f. 

3) Klüber, Europäiſches Völkerrecht $. 204 f. Heffter, das Bol⸗ 
kerrecht der Gegenwart $, 42 f. 


‘! 
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11. Dei Souverain als ſolcher iſt, weder für feine Perſon, 
noch binfichtlich der Zuftändigfeit der Staatögewalt, ihres Um: 
fangd und verfaflungsmäßiger Ausübung überhaupt, der Compe⸗ 
tenz der Gerichte unterworfen ). Was aber feine privatrechtli: 
chen Verhältniffe, dad Domanium und die aud der Ausübung von 
Doheitörehten durch feine Beamten entfpringenden Qu ftiz: 
ſachen betrifft, ſo ſteht die Sache in Deutſchland folgender 
Maßen: 

Zur Zeit des Reichs war es faſt allgemein anerkannten 
Rechtens, daß der Landesherr in Klagſachen einzelner Untertha⸗ 
nen oder Corporationen wider ihn oder die ihn vertretenden Be⸗ 
amten auch bei ſeinen eigenen Gerichten belangt werden kön⸗ 
ne, und es wurde von den Landesherrn ſelbſt als ein, ſelbſt 
durch kaiſerliche Privilegien erſtrebter, Vortheil betrachtet, 
der Weitläuftigkeiten und Beſchwerlichkeiten, welche mit der 
Wahl der reichsgeſetzlichen Austräge und dem Proceſſe vor den 
Reichsg erichten verbunden waren, überhoben zu fein >). Schon 
im 16ten und -17ten Sahrhundert beruhte dieß theild - auf dem 
Herkommen ©) (welches vieleicht zum Theil auch mit lehn⸗ 
rechtlichen Anfichten zufammenhing), theild auf urfundlichen 
Affecurationen und Landesreverfalien. Gewiß ift nun, 
daß dabei nicht blos an reine Privatangelegenheiten des Landes⸗ 
berrn, fondern insbefondere auch an Diejenigen Irrungen ge: 
dacht wurbe, welche bie Zürfllihen Cammergüter und Aem- 


% Berg. ‚oben Th. 1. $. 22. Th. N. $. 175. 


5) Strube, von Reg.⸗ u. Juſtizſ. Soct. III. $. X. — Die Stelle der 
Sommerger. ⸗Ordn. dv. 1500 Tit. 11 bezieht fich blos auf Klagfachen 
von Bürger und Bauern gegen Fürften und Bürftenmäßige, wenn 
jene nicht Unterthanen von biefen find, Weſtphal, Staater. ©. 352. 


6) Mofer, von ber deutſch. Juſtizverf. J. S. 24. Weſtphal a. a. 
D. ©. 353. Auch v. Biilow u. Hagemann, pr. Erört. Bd. I. 
S. 246 nennen. ed ein „Herkommen, das fi in den verfloffenen 
Jahrhunderten gebildet und bis auf die neuefte Zeiten. unverrüdt er⸗ 
halten habe.» Strube a. a. D. $. ZI. Roten. unb bie bafeldft 
mitgetheilten Erkenntniſſe. 
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ter betrafen 7). Dagegen wurde zugleich die Anſicht aufge. 
ſtellt 8), daß jene obfervanzmäßige und Ianbeögefegliche Rechts⸗ 
beflimmung über die Gompetenz der Landesgerichte nicht auf fol: 


7) Strube a. a. ©. $. XII. Selbige (die Landesgerichte) entfcheiben 


demnady die Srrungen, fo wegen ber Fürſtl. Sammergüther und 
Aemter entfteben, in Defterreih,, Bayern, Sachſen, benen Preußi⸗ 
fhen und Braunfchweig :Lüneburgifchen Landen, in Pommern, dem 
Stift Hildesheim, Oftfriestand, und, fo viel mir wiffend allen beuts 
fhen Ehurs und FürftenthHämern, Graf: und Herrſchaften⸗ (womit 


die in den Roten bazu angeführten Belege zu vergleichen find). — 


8) 


In Dftfrieslend verfprady der Landesherr ſchon 1599 in den Con⸗— 
sorbaten: „daß nicht allein Unfere Beamte vor Unferem Bofgericht, 
fo wohl ihrer Perfon als ihres Amts halben, zu Recht ſtehen ſol⸗ 
lenz fondern Wir haben auch gnäbig gewilligt, wenn Jemand Unſe⸗ 
ver Unterthbanen zu Uns Sprud und Forderung gewinnen 
möchte, daß Wir derhalben vor gedachtem Unſerm Hofgerichte 


in personalibus et realibus actionibus zu Recht ſtehen wollen: Und 


ſollen Hofrichter und Aſſeſſoren auf ſolchen Fall ihrer Pflichten, da⸗ 
mit fie Uns verwandt, hiemit entlaſſen ſeyn.“ Ueber den fpätern 
Streit zwifhen Landesherrn und Ständen über die Ausdehnung bie: 
fe8 Gerichtöftandes. ſ. Wofer, von der beutfch. Zuftizverf. I. ©. 
27 f. — Für Braunfhweigstüneburg liegt ein ausbrüdlicyes 
Anerkenntniß ber Gerichtsbarkeit der Landesgeridhte in der oben $. 
175. Note 5 und 6 mitgetheilten Stelle der Dberapp. = Gerichts: 
orbn. dv. 1713. Auch nennt es felbft das von Bülow und Has 
gemanna a O. ©. 250 f. mitgetheilte Tandesherrliche Reſcript 
v. 18. Mai 1790 eine „in den hiefigen Landen durch ausbrüdliche 
Gefege beftätigte Obfervanz, nad) welcher beutfche Reichsſtände in 
ihren Rechtshändeln mit ihren Unterthbanen vor ihren eigenen Ges 
richten Recht nehmen « Weber Kurfachfen, wo fihon 1446 vom 
Derzog Wilhelm ein derartiges Werfprechen ertheilt wurde, ſ. Rö⸗ 
mer, churſächſ. Staatsr. II. ©. 142. 

Vergl. insbefondere v. Bülow u. Hagemann a. a. ©. ©. 217 u. 
251 u. 8b. IV. M XXIV. $. 9. ©. 132 f.e — Bönner, deutlich. 
Staatsr. 5.303. Wergl. auch Leift, Gtaatsrecht. 5.147, welcher bie 
Allgemeinheit des in Beziehung auf Cammerſachen behaupteten Rechtes 
gebrauches bezweifelt, weil ben Reichsgefesen bis 1790 eine Un: 
terfcheipung zwiſchen Staats: und Privatfachen fremd fei. — Vergl. 
hiermit Pütter, instit. jur. publ. 8. 299. S. auch Mofer, von 
der Landeshoh in Steuerfahhen S. 720 f. 
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he. Falle zu erfireden fei, welde die Ausübung eined wefentli- 
hen Eandeöhoheitsrechts zum Gegenftand hätten, db. h. wo 
ber Landesherr als ſolcher gehandelt, oder in feinem Namen 
von der,. mit der Ausübung folcher Hoheitsrechte beauftragten, 
Oberbehörde Verfügungen erlaflen worden feien, indem bar: 


über 


nur die Reichsgerichte urtheilen könnten 9). Diefe 


Anſicht fcheint auch bei der 1790 abdcapitulirten Stelle ber kai⸗ 
ferlihen Wahlcapitulation 19) zu runde gelegt zu fein, in fo 


9) 


10) 


v. Bülow u. Hagemann a. a. O. Bd. IV. ©. 139 f. fpredhen 
fidh im Gegenfag zu den, von Aemtern und Etabtobrigkeiten ergans 
genen, PolizeisWerfügungen und beren Anfechtung im Wege Rech⸗ 
tens, fehr entfchieben dahin aus: „Wenn inbeffen die Berfügung in 
Polizeifahen unmittelbar vom Landesherrn felbft, ober befs 
fen nachgefegtem DOberlandessPolizeicollegio herkommt, — 
fo wird die Polizeifache ſich zwar oftmals in eine Juſtizſache auf: 
löfen; aber die Erörterung und Entfcheidung derfelben gehört doch 
ſelbſt dann nit vor die Landesjuſtizhöſe, menn ſich auch 
Jemand über eine durch bie Ianbesherrliche Polizeis Verfügung vers 
anlaßte Läfion wohlerworbener Rechte befchweren ober Erſat 
für die Aufopferung berfelben fordern folltee Den Landesgeriſch⸗— 
ten ift nirgends die Befugniß beigelegt, über folche Bes 
fhwerben ber Unterthanen, welche ihren Grund in ber Art der Aus: 
übung eines wefentlichen Lanbeshoheitsrehts Haben und wo 
der Landesherr als Lanbesherr und nicht als Privatus banbelt, zu 
erlennen“ u. f. w. 

Wahlcap. Leopold U. v. 1790 Art. XIX. $. 6. „Wenn auch Lands 
fände und Unterthanen wiber ihre Obrigkeit in Privatfadhen, 
welche bie Tandesherrliche Kammer betreffen, Klage führen, fo 
folfen und wollen wir diefe bei ihren ordentlichen Landesgerichs 
ten entfheiden Iaffen, weder ben Reichsgerichten geftatten, 
über folche Klage in letzter Inſtanz, wenn privilegia de non appel- 
lando vorhanden find und barin Fein ausbrüdlicher Vorbehalt ent 
halten oder ein anderes durch Verträge mit den Landfchaften unb 
Obrigkeiten nicht beftimmt ift, zu urtheilen. Auch follen und wollen 
wir bei andern Klagſachen ber Landflände und Unterthanen wis 
ber ihre Obrigkeit, infonderheit, wenn e8 die landesherrliche 
Dbrigleit unb Regalien, fowohl überhaupt, als in specie 
die jura collectarum, sequelae, Lanbesbefenfion, Beſatzungen ber 
Feſtungen und Unterhaltung der Garnifon nach Inhalt bes Reichs⸗ 
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fern darin verorbnet wurbe, daß in Privatfachen der Land: 
flände und Unterthanen, welche die landeöherrlihe Kammer be- 
‚trafen, die Lanbesgerichte, wenigftens zunadft, audfchließ- 
lich competent fein follten 11), während für andere, bie 
Iandeöherrliche Obrigkeit und Ausübung der Regalien betreffende, 
Klagfachen auf bie reichsgeſetzlichen Rechtöwege verwielen wird. 
Man darf aber nie vergeffen, baß durch biefe Beflimmung der 
Wahlcapitulation andere wahre Juftizfachen zwiſchen Landesherrn 
und Unterthanen der GCognition ber Landeögerichte nicht entzo= 
gen werben follten, womit der ganze Zweck diefer Beftimmung 
im Widerfpruch ftehen würde; und daß, wenn Mande Klagen 
der Landesunterthanen über Verlegung ihrer Gerechtfame durch 
angeblich widerrechtliche Ausübung der Landeshoheit von ber Ju: 
rißdition der Landesgerichte ausſchloſſen, fie dabei gemöhnlich fol: 
he Fälle im Auge hatten, wo von einer wahren Juſtizſache 
an fih gar nicht die Rebe fein konnte, die aber vermöge ber 
ausgedehnten Competenz der Reichögerichte doch an biefe zur Ent: 
fheidung gebracht werden konnten 12). Auch ließ fich die Rich- 


abfchiedes v. 3. 1654 $.: Und gleichwie etc. und dergleichen betrifft, 
ad nudam instantiam subditorum, Feine Mandate, oder Nefcripte, 
welche Anordnungen in meritis causae enthalten, weder Ordinatios 
nen, noch protectoria ober conservatoria ertheilen, fonbern nach 
Inhalt jest gedachten Reichsabſchiedes — — Iundzbern bie Aus 
träge in Acht nehmen.“ 


‚N) Ueber die Verbindlichkeit diefer 1790 adcapitulirten Stelle wurde 
bald nach ihrer Aufftellung geftritten.. Vergl. darüber Leift, Staatsr. 
5. 147 u. bef. bie oben &. 248 angeführte Schrift von Schues, Be: 
danken über bie Rechtsbeſtändigkeit u. ſ. w. Das Reichscammerge⸗ 
richt wenigſtens erkannte dieſe Beſtimmung als reichsconſtitutions⸗ 
widrig nicht als verbindlich an und ſprach ſich in der Klagſache 
der Kurtrierſchen Landſtände wider den Kurfürſten im Jan. 1792 
ausdrücklich ‘gegen dieſelbe aus. Schmelzer, das Verhältn. aus⸗ 
wärt. Kammergüter ©. 115. H. Simon, die Preuß. Richter ©. 
15. Vergl. audy Dertel, d. Staatögrundgef. des beutfch. Reichs. 
S. 539: 


13) Vergl. oben Th. U. S. 90 f. Auch der Fall bei v. Bülow u. Ha⸗ 
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tigkeit des Grundes, daß für ſolche Juſtizſachen den Landes⸗ 
gerichten die Gompetenz nicht beigelegt fei, in fo fern in Sweifel 
ziehen, als derfelbe da, wo ben Landesgerichten die Cognition 
über alle Juſtizſachen ohne Vorbehalt übertragen war, auf einer 
offenbaren petitio principii beruhte. ebenfalls fehlte ed aber 
doch für ſolche Juftizfachen zur Zeit des Reichs nicht an einem 
Richter, indem bie Jurisbiction der Reichögerichte (ohne Rück⸗ 
fiht auf Die ertheilten privilegia de non appellando) als fun 
dirt betrachtet werben mußte, fo daß der ganze Streit fih nur 
darum brehte, welches Gericht, ob das Landes⸗ oder Reichsge⸗ 
richt, angegangen werden könne und resp. müſſe? 

Wenn nun für den heutigen Rechtszuſtand neben der zwei⸗ 
felloſen Competenz der Gerichte in reinen Privat-Recht sſachen 
des Landesherrn 13) die Frage aufgeworfen wird, ob die Juris⸗ 
biction ber Reihögerichte in dergleichen, durch bie Ausübung 
eined Hoheitsrechts veranlaßten, Zuftizfachen (denn daß bie 
Klage über Verlegung von Privatrechten durch Ausübung der 
Lanbeshoheit ‘an fich eine Juſtizſache ſei, war ja unbeftritten) 
nach Auflüfung des Reichs auf die Landesgerichte überge: 
gangen feit fo ift zwar biefe Frage an ſich zu verneinen. 
Dagegen findet die Competenz ber Lanbeögerichte für berglei- 
hen Klagfachen, in der neuern Geftaltung des öffentli- 
hen Rechtszuſtandes in Deutfhland überhaupt, abgefe: 
ben von den befondern Beflimmungen neuerer Landesgeſetze und 
Berfaffungd Urkunden, ihre rechtliche Stütze, bdergeftalt, daß 
der gemeinrechtliche und durch die Landeöverfaffungen fanctionirte, 
fortdauernd in Rechtskraft bleibende, Grundſatz, daß in 


gemann a a. O. ift ein folcher, wo von einer de Juſtiz⸗ 
ſache nicht die Rede ſein konnte. 

13) Sonderbarer Weiſe wird gerade hier, d. h. wenn ber Landesherr ale 
Beſiter von Privatgütern, ober wegen Kontracten, bie er als Pri⸗ 
vatmann eingegangen hat, belangt werden ſoll, von v. Dreſch, Ab⸗ 
handl. ©. 78 f. die Competenz der Landesgerichte bezweifelt, weil 
fi das, was über Klagen gegen die landesherrl, Kammer ober ben 
Fiscus in ben Landeöverfaffungen finde, Auf diefen Kal nicht bezie⸗ 
ben laſſe. 
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wahren Juſtizſachen 4) Niemand an der Betretung 
und Verfolgung des Rechtswegs vor den ordentlichen 
Gerichten gehindert werben dürfe und ein Jeder für fein 
verlegte Recht den rihterlihden Shug finden müffe, 
auch auf die hier in Frage ftehende Gattung von Juſtizſachen 
bezogen werben muß. Dafür läßt fich felbft aus den Grundges 
fegen des deutfchen Bundes ein fehr beſtimmtes Anerkennt: 
niß entnehmen 15). Denn fomwie der Art. 12 der beutfchen Bun⸗ 
bedacte in formeller Hinfiht einen Erfah für das mit ber 
Reichöverfaffung Untergegangene gewähren wollte 16), fo ift in 
materieller Hinſicht fchon durdy die proviforifche Gompetenzbe- 
flimmung der Bundesverfammlung Lit. C. 8.5. ME 3. a. und 
dann durch die Wiener Schlußacte Art.29 dad Prinzip aud- 
drüdlich anerfannt, daß in den deutfhen Bundesſtaaten 
in allen Rechts: oder Juſtizſachen die gerichtliche 
Hülfe zu gewähren fei. Dabei Fann . keine Art von Privat: 
Juſtizſachen diefer Regel ald entnommen betrachtet werben,. ob: 
wohl die Beurtheilung der Befchwerben wegen Juſtizverwei— 
gerung ‚nach der Verfaffung und den beftehenden Geſetzen jebes 
Bandes« erfolgen ſoll 17). 


14). Zn fo fern alfo die Competenz ber Reichsgerichte weiter ging, kön⸗ 
nen die Landesgerichte, da fie nicht als Nachfolger der Reichsgerichte 
zu betrachten find, nicht als competent betrachtet werben. 

15) Vergl. bef. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. J. S. 228f. 

16) Vergl. oben Th. II. $. 171. ©. auch Erklärungen mehrerer Fürs 
ften auf dem Wiener Gongreß über bie Gompetenz ber Landesge⸗ 
richte bei Klüber, Ueberficht der Verhandl. ©. 173 f. 260. 270. 

17) Daß in Korderungsfachen von Privatgläubigern wider ben Landes⸗ 
herren oder ben Staatsfiscus bie Landesgerichte competent feien, folgt 
nothwendig aus ber befondern Beflimmung des Art. 30 ber Wiener 
Sch.» Acte. Vergl. übrigens darüber: Pfeiffer, pract. Ausführ. 
Bd. I. M 14, Ein anderes ausbrüdtihes, wenn aud nur 
eine Glaffe von Perfonen (bie Mebiatifirten) betreffendes, Anerkennt⸗ 
niß, daß auch bie, aus der Ausübung von Hoheitsrechten ent- 
ftehenden, Juſtizſachen ber GEntfcheidung der Landesgerichte 
unterliegen, ift im Art. 63 ber Wiener Schlußacte enthalten. Auch 
hat die deutfche Bunbesverfammlung in mehren Fällen diefe Anficht 
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$. 177. ($. 157.) 
©. Bon den f. g. Eompetenz : Eonflicten. 


J. van Toers, de conflictu inter potestatem et administratoriam et ju- 
diciariam. Gandav. 1626. — Bavoux, des conflits etc. Par. 
1828. — MWittermaier, im Arch. f. civil. Prax. Bd. IV. ©, 
347 f. Bb. AM. ©. 18 fı Bd. XVI..©. — — Pfeiffer, 
pract. Ausführ. Bd. III. ©. 262 f. 


ſchon geltend gemacht; wie namentlidy in der v. Sierstorpffichen 
Sache, wo fid) doch die Regierung auf „das Recht der hohen Poli: 
zei“ berufen und von die ſem Standpunkte aus bie Gompetenz des 
Landesgerichts zur Fällung bes caffirten Spruch beftritten hatte. 
Vergl. Protocolle der Bundesverf. v. 1830 $. 106. 167. 236. Be: 
merkenswerth find befonders bier bie im Gutachten ber Reclamationss 
Sommiffon Prot. v. 1830 $. 166 enthaltenen Xeußerungen: "Die Ab: 
fit, welche durch bie im Art. 29 (dev Wiener Schlußacte) enthals 
tene Beftimmung erreicht werben follte, Tonnte eine andere feyn als 
bie: zu bewirken, daß in keinem deutſchen Bunbesftaate der 
Zugang zu dem competenten Geridhte verfagt werden 
tönne, daß vielmehr Jedem frei flehe, fein Recht bei bem 
zuftändigen Richter zu fuchen und baß er zu dem Genuß beös 
jenigen gelange, was ihm durch rechtsförmlichen Spruch beffelben 
zuerfannt worden. — Das find unerläßliche Bebingungen einer 
wohlgeordneten Zuftizverfaffung, die zu den wefentlichften Grund⸗ 
lagen bes Staatswohls gehört und darum ohne Zweifel auch ben Uns 
terthanen ber Bunbesflaaten möglichſt gefichert werben follte. Was 
nun dagegen unternommen wird, es mag gefhehen von wem 
und in weldher Weife es wolle, fällt in bie Kategorie von Ju⸗ 
fligverweigerung, nad) dem hiermit verbundenen Rechtsbe⸗ 
griff. — Es macht alfo in Bezug auf diefen Rechtsbegriff feinen 
Unterfhied, ob die Zuftizbehörbe ihr Amt verfage, ober ob 
fie von einem andern Organ der Staatsgewalt an beffen Aus⸗ 
übung gehindert werde; ob ber rechtſuchenden Parthei die Geftats 
tung des rehtlihen Behörs unmöglich, oder daffelbe, nach: 
bem fie es erlangt hatte, unwirkfam gemacht wurde» u. f. w. RBgl. 
die Schrift: Die Rechtsſache des — — Freih. v. Sierstorpff — hers 
auegeg. v: Dr. &. Bruns. Braunfhw. 1830. — Vergl. auch die, 
von Klüber, öffentl. R. $. 217 Rote c. angeführten Erkläruns 
gen ber Bundesverfammlung resp. einzelnen Slieder derfelben, und 
die fhon von Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. 1. &.229f. in Bezug 
genommenen Fälle. 
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I. Unter Gompetenz = Conflict überhaupt verfteht man 
eine zwifchen. verfchiedenen Behörden über die Gränzen ihrer Zus 
ftandigkeit in concreto entftandene Streitigfeit. Ein folder Com: 
petenz = Conflict kann auch zwifchen gerichtlichen Behörden unter 
fih, fowie zwifhen Adminiftrativ = Behörden unter fi) vorfom= 
men. . Gewöhnlich verbindet man aber damit den Einn, daß 
zwifchen einer richterlichen und einer andern in der Admini⸗ 
ftration fungirenden Behörde eine Divergenz der Anfichten über 
ihre Zuftändigfeit hervortritt. Dieß kann ſowohl ein pofitiver, 
ald ein negativer Comp. = Conflict fein, je nachdem beide Be⸗ 
börden ihre Competenz behaupten oder verneinen. Dabei 
läßt fich die Erhebung eined Gompetenz = Eonflictd der gerichtli- 
- hen Behandlung einen» Sache gegenüber in jebem Stadium ber: 
felben denken, vergeftalt daß er felbft bei vorhandenem rechts: 
fräftig geworbenen Zwiſchen⸗ oder End-Erkenntniß möglich bleibt. 

U. Es iſt ohne Zweifel eine der Natur der Sache eben ſo 
angemeſſene, als aus dem Principe der Selbſtſtändigkeit des Rich⸗ 
teramtes mit Nothwendigkeit folgende Forderung, daß ben Ge⸗ 
richten, fo wie fie unzweifelhaft über das Daſein ihrer Com⸗ 
peten; in fubjectiver Hinfiht, d. b. was bie ihnen unterwor- 
fenen Perfonen betrifft, zu.entfcheiden haben, eben fo auch über 
ihre Competenz in objectiver Hinfiht d. h. über die Frage, 
ob es eine zur gerichtlichen Verhandlung und Entfcheidung ge: 
eignete Sache, alfo eine Juſtizſache fei, das Urtheil allein 
und ausfchließlich gebühre und daß Niemand berechtigt fein 
könne, diefe Entſcheidung auf anderem als gerichtlichem Wege 
anzufechten. So entfthieden nun aber, befonderd auch in Be⸗ 
ziehung auf Proceffe gegen den Landeöherrn, welche die Ausübung 
von Regalien betreffen, und bHinfichtlich der Srage, wann Polizei: 
Sachen zur rechtlichen Ausführung vor dem Richter geeignet feien, 
ſchon von Altern Schriftfiellern die Anficht ausgefprochen wird, 
daß ed Sache der Juſtiz-Collegien und nicht der Landes⸗ 
Regierungen fei, über die Eigenfchaft der Sache zu erfennen 1), 


1) &o fagt Strub e, im Unterricht von Regier.s u, Juſtizſachen Sect. 
II. 8. XIV. Was bishero ausgeführet worden, beweifet zugleich 
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fo findet fih doch auch ſchon die Anficht ausgeſprochen, daß, 
wenn zwifchen Regierungs: und Suftiz = Collegien Streit über 
ihre Competenz entftebe, der Landesherr benfelben zu entfchei: 
den habe 2). Es iſt nicht ſchwer einzufeben, baß die dafür vor: 


2) 


den Ungrund des paradoxen Sages, welchen jünafthin ein gemiffer 
ICtus behaupten wollen, baß nemlich kein Fürſt verbunden fey, ſich 
mit feinen Unterthanen in Proceffe einzulaffen, bevor fie einen Titu- 
lum beigebracht — u. daß bie Regierung, nicht aber die Di- 
casteria barüber erfennen müffen, ob ein folder Titu- 
tus vorhanden. Man wirb wohl ſchwerlich unter der großen 
Zahl der Rechtslehrer, welche fid) bisher bemühet haben, die Zuriss 
prubenz durch Öffentliche Schriften zu erläutern, einen einzigen fins 
den, bem die Thesis jemals in ben Sinn gelommen. Sie läufet 
auch der Bernunft, ben gemeinen Redhten, Reichs-Con- 
stitulionen und täglichen Praxi gerade zuwider, weil fie in 
der That denen Landfaffen und Unterthbanen den Weg 
Rechtens gänzlich verfperrt. Denn wenn nicht der Richter, 
fondern der Fürſt ſelbſt und feine nachgefepte Regierung zu beurs 
theilen hat, ob ein Titulus von ben Unterthanen zu ediren und ber 
edirte hinlänglich it? So werben ja bergleihen Sadyen der 
rihterlihen Sognition gänzlich entzogen. — — Db aber 
die Sache dergeftalt befchaffen, daß fie zur rechtlichen Ausführung 
anzunehmen, baüber ertennen billig die Juftig-Collegia 
unb nicht die Landes -» Regierungen.“ Vergl. noch die weis 
tern Allegate bei Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. ©. 261 f. 

&o fagt insbefondere der vorhin angeführte Strube, in den rechtl. 
Bebenten, Bp. V. M CXXVII. (von Polizeifachen). „Eine andere 
Bewanbniß hat es, wenn das jus ober factum zweifelhaft ift, und 
darüber zwifchen den Regierungs = und Zuftig -Collegiis Streit ents 
flieht. Wet entfcheibet aber dergleichen Streitigkeiten? Weber das 
eine nod das andere Collegium fann in propria causa 
Richter ſeyn, fondern es ift fonder Zweifel der Landesherr, 


der fowohl dem höochſten Gericht als der Landesregierung 


bie Gewalt ertheilet hat, womit biefelbe verfeßen find. Daß er fie 
independent (?) machen wollen, und auf einen wichtigen Theil ($) 
bes ihm zuftehenden Hoheitsrecdhts Verzicht gethan, wenn gleid) 
derorbnnet worden, daß die an fein Zufliß-Collegium in denen für 
felbiges gehörigen Sachen wiber deſſen Verfügungen erlaffene Landes⸗ 
herrlichen Befehle pro sub- et obreptitiis zu halten, läuft aller 


Bahariä’s Staatsrecht. 2 Bd. 2te Aufl. 17 
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3 
gebrachten Gründe auf unzichtigen Prämiffen beruhen 3), und 


3) 


Vermuthung zumider und es find dergleichen Sachen von ohn ſtre i⸗ 


tigen (®) Juſtitz⸗-Sachen, nicht aber von ben Zwiſtigkeiten zu ver- 


ftehen, welche über die Beftimmung ihrer Schranken erreget 
find. Eine ſolche Mittheilung der Independenz führte eine ſchädliche 
Schmälerung (?) der Landeshoheit mit ſich und in ben mehrflen Ländern 
find dergleichen Alienationes (1?) durch Verträge oder Zeftamente ber 
Vorfahren verbothen und Eraftlos gemacht.“ — Gbenfo fagen von 
Bälom u. Hagemann, pract. Erört. Bd. IV. I 24. $.9. (©. 
133) in Beziehung auf Hannover: „Wenn darüber Zweifel entftehe, 
ob eine Sache als Polizeis oder Juſtiz⸗Sache zu behandeln fey, fo 
feyen bie Juſtiz-Collegia durdy mehrere Tandesherrliche Refcripte ans 
gewiefen, darüber mit den Regierungen zu communiciven. Könnten 
fie fidy aber nicht vereinigen, fo müffe die Sache zur eignen 
Beftimmung des Landesherrn gebracht werden. Denn 
„außer der unftreitigen Befugniß des Landesherrn, die Gegenftänbe 
feftzufegen, weldye vor das eine oder andere Kollegium gehören fols 
len, bringt es auch ſchon die Natur der Sache mit fi, daß keins 
derfelben, wenn es zweifelhaft ift, ob bie Sache vor dieſe oder jene- 
Behörde gebracht werden muß? darüber felbft decidiren kann; weil 
fonft leicht gegeneinander laufende Verfügungen — ergeben — könn⸗ 
ten“ u. f. w. 
Der Grund, es fei die Competenz ber Gerichte nur auf ohnſtrei 
tige Juſtizſachen zu beziehen, welchen Strube gebraudt, ift als 
eine offenbar ganz willlührliche Beſchränkung zu betrachten .und würs 
de, wenn fidy anderer Seite die Gerichte darauf flügen wollten, nie 
ihr felbftftändiges Entſcheidungsrecht fihern, indem in jedem Falle, 
wo eine Regierungsbehörde der rechtlichen Behandlung ber Sache 
wibderfpricht, von feiner »ohnftreitigen« Zuftizfache mehr die Rebe 


‚fein fann, nad) der ganzen Argumentation ben Gerichten aber auch 


die Nachweiſung, daß es eine »ohnftreitige» Juſtizſache fei, nichts 
heifen Eönnte. — Noch unhaltbarer ift der Einwand, daß bie 
Gerichte zu judices in propria causa gemadyt würden, indem fie da, 
wo fie eine Sache für eine Juſtizſache erklären, nie Über die 
Rechtmäßigkeit einer von ihnen felbft vorgenommenen 
Handlung urtheilen, was eben nur auf die Verwaltungs= Bes 
hörden paßt, weldye die von ihnen ausgegangene Verfügung aufredyt 
erhalten wollen — und faft lädyerlicy ift das, was Strube von 
ſchädlicher Schmälerung und Alienation der Lanbeshoheit fagt, ins 
dem bie Geridte im Namen bes Landesherrn entfcei- 
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insbeſondere blos von der, hierbei gar nicht in Frage kommen: 
ben, Unterwürfigfeit der Gerichte unter die allgemeine Geſetzge⸗ 
bung des Landesherrn entlehnt find, während es fi hier um 
eine, die Eröffnung ober Fortfegung des Rechtswegs be: 
treffende, Special: Werfügung handelt, und daß man mit 
Hintanfebung ber anerkannten Süße über die nothwendige Un: 
abhängigkeit der Gerichte in der rechtlichen Behandlung und Ent: 
ſcheidung von ftreitigen Rechtsanſprüchen ber f. 9. Cabinets⸗ Su: 
fliz den freieften Spielraum eröffnete. 

In den Quellen bed gemeinen Rechts findet diefe bedenk⸗ 
liche Lehre von der Entſcheidung f. g. Competenz=Eon: 
flicte durh den Landesherrn 9 durchaus Feine Stübe. 
Auch läßt ſich nicht behaupten, daß fie durch den Gerichtögebraud 
oder bie allgemeine Rechtsüberzeugung adoptirt worden fei. Im 
Gegentheil laſſen fich wider ihre Anerfennung aus mehreren Ter⸗ 
ritorien entfcheidende Zeugniſſe beibringen 59). Wo fie aber auch 


den und mithin, wenn fie fi auch in der hochſten Inftanz für 
das Dafein einer Juſtizſache erklären, ihre Entſcheidung als bie 
des Inhabers ber Staatsgewalt felbft zu betrachten ift. 
Auch ift es verkehrt, die Sache, wie es gewöhnlich gefchieht, dahin 
auszudrüden: „bie Entfcheidbung ber Frage, ob eine Sache Polizei: 
oder Juſtizſache fei, gebühre den Beridytähöfen“, indem die Ges 
richte welter nichts zu thun haben, als das Dafeyn ber Merkmale 
einer Juſtizſache in Beziehung auf einen beflimmten klagbar ges 
machten Anſpruch zu unterfudyen, im übrigen aber fidy darum, ob 

_ und in wie weit ed Polizeis oder andere Abminiftrativ = Sache fei, 
gar nicht zu befümmern haben. 

4) Gine befonders für die Entſcheidung von Gompetenzconflicten einge: 
richtete Behörde findet fi zuerft, aber audy wohl nur, in Preu⸗ 
Ben. Bier beftand wenigftens feit 1756 eine aus Mitgliedern bes 
®eneralsDirectoriums und des oberften Gerichtshofs zufanımengefepte 
f. 9. Jurisdictions = @ommiffion zur Entfcheidung von Streis 
tigkeiten über die Sompetenz zwifchen Zuftizcollegien und den Poli⸗ 
jeis, Kriegs- u. Domainen- Behörden Simon, preuß. Staater. 
zb. II. ©. 505. 

5) Vergl. 3. B. über Kurbeffen das Edict v. 26. Novbr. 1743 (oben 
S. 222 Note 5) u. die pract. Ausführ. v. Pfeiffer, Bd. I. ©. 
460-465. — Für Medlenburg find ganz Elar und entfcheidend 

17 * 


260 Staatsr. d. Bundeöftaaten. — Regierungsrecht. ($. 177.) 


geltend gemacht wurde, war fie jebenfalld zur Beit des Reichs 
um deöwillen weniger gefährlich, weil Riemandem, welcher 
fih durch ein landesherrliches Refeript in feinem Rechte verlegt 
glaubte, der Recurd an die Reichsgerichte verfagt werben 
tonnte, weldye auch in mehrern Fällen die, den Rechtöweg unter 
dem Vorwand einer Landeshoheits⸗-⸗Sache hemmenden, Reſcripte 
aufgehoben haben 6). 

Die eigentlihe Duelle der modernen Anſichten und 
Einrichtungen hinſichtlich ſ. g. Competenz-Conflicte iſt 
aber das franzöſiſche Recht. Hier war durch die Aufſtellung 
der f. g. Adminiſtrativ-Juſtiz den Competenz-Streitigkeiten 
ein ſehr erweitertes Feld geöffnet ). Man hatte erkannt, daß 
das ſ. g. éolever des conſlits ein ſehr gutes Mittel ſei, um ben 
Rechtsgang überall zu hemmen, wo es dem Intereſſe der Admi⸗ 
niſtration entgegen zu ſein ſchien, ſich einer recht lichen Ent—⸗ 


die Beſtimmungen des Erblandesgrundvergleichs v. 1763 $. 393— 
398. ©. auch Hagemeiſter, Mecklenb. Staatsr. $ 91. Zu uns 
terſcheiden ſind von ſolchen, eine beſtimmte Sache den Gerichten 
entziehenden Verfügungen, die gewiß unter den Begriff der mei⸗ 
ſtens ausdrücklich für unzuläſſig erklärten Avocatorien fallen, 
allgemeine aus der legislatoria potestas des Landesherrn fließende 
Beſtimmungen über Sachen, welche die Gerichte nicht an ſich ziehen 
ſollen, wie z. B. in Hannover die Beſtimmung der Celle'ſchen 

Hofger. Ordn. Th. II. Tit. J. $. 1. und in Sachſen bie Verorbnung 
Sobann George IN. .v. 25. März 1689: „baß bie Suftizcollegia über 
Dinge, fo zur Oberfleuereinnahme und. ben Landesverwilligungen. ges 

“hören, auch in das Jus collectandi und bie. Militaria, wo alles in 
blofen Präftationen ex causa publica beftehe, einlaufen, 
Feine ‚Klagen annehmen, fondern ſolche gehörigen Orts verweiſen 
follen.o v. Römer churſächſ. Staatsr. Th. II. ©. 114. — 

6) Pfeiffer, a. a. O. ©. 261- 267. 

7) ©. oben $. 149 und über Frankreich beſonders: Principes de 
competence et de jurisdiction administratiives par Chaveau 
Adolpbhe, Prof. de droit administr. à Toulouse. Paris 1840. 1841 
u. darüber v. Mohl in ber Zeitfchr. für Geſetzg. u. New. des Aust. 
Bd. XIV. ©. 492 f. Vergl. audy noch bef. Über Frankreich: 
Beuerbad, üb. Deffentlichkeit u. Mündlichk. der MINE zb: 
1. &. 1 j 
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ſcheidung zu unterwerfen, und meinte früher in der Ueberweiſung 
ſolcher Streitigkeiten an den, nicht unabhängigen und bloß con⸗ 
ſultativen, Staatsrath ein Gleichgewicht für die „beiden Ges 
walten“ gefunden zu haben. Erft fpater fam man zur Einrich- 
tung eined befondern Tribunals 8). Diefe Idee von zwei fi 
gegenüber flehenden Gewalten hat dann auch in Deutfchland viel 
Anklang gefunden und für die Entfcheidung f.g. Competenz- 


8) Bewgl. Mittermaler im Arch. für civil. Pr. Bd. IV. ©. 347 f. 
daf. auch Über die Unterfcheidungen der franzöfifchen Praris zwifchen 
conflit de jurisdiction und conflit d’attribution und zwiſchen pofis 
tiven’und negativen Conflicten. Ueber bie Kortbildung des franz 
zöſiſchen Rechts in diefer Materie, insbefondere die, ber Rechts⸗ 
fiyerheit einiger Maßen günftigere Ordonnanz v. 1. Zun. 1828 f. 


Mittermaier, ebendbaf. Bd. XII. S. 95 f. Weber bie, auf ber 


_ Grundlage ber franzöfifchen beruhende, nieberlänbifche Geſetzge⸗ 
bung f. ebendaf. ©..100 f. Die Belgifche Verfaffung dagegen Art. 
92 f. verwarf die Verkümmerungen ber richterlichen Sompetenz. ©. 
v. Ryppels, die richterl. Gewalt u. ihr Verhältniß zu den Be⸗ 
fugniſſen der Verwaltung nach der Belgiſchen Conſtitut. v. 1831, 
in ber 3eitfchr. f. Geſezgeb. u. New. des Auslandes Bd. XIV. M 28. 
&. 503 f. u. über den Gefegentw. die Streitigkeiten zwifchen Juſtiz 
und Verwaltung betr. baf. Bd. XVII. M 1. Nach Belgifhem Recht 
entſcheidet der Richter über Gompetenz » Gonflicte und als oberftes 
Drgan ber Nechtöpflege der Caſſationshof. Wo in der Haupt: 
fache res judicata vorliegt, Kann kein Gompetenz= Conflict mehr er: 
hoben werben. Das gerichtliche Verfahren wird durch die Erhebung 
eines Competenz⸗Conflicts Seitens ber Verwaltung bis zur Entſchei⸗ 
dung gehemmt. — Erſt bie Berfaflung der franzöfifchen Repus 
blik v. 4. Novbr. 1848 kam wenigftens zur Einfegung eines gemiſch⸗ 
ten Zribumald: Art. 89. „Les conflits d’attribution entre 
Fautorit& administrative et lautorit& judiciaire seront r&gl&s 
par un tribunal spöcial de membres de la cour de cas- 
sation et de conseillers d’&tat, designes tous les trois 
ans en nombre 6gal par los corps respectifs. Ge tribunal 
sera presidö par le ministre de la justice“ Näher beftimmt 
wurbe dann die Sache durch das Geſetz v. 9. Kebr. 1850 in v. Ja⸗ 
semann’s Gerichtsſaal Jahrg. II. (1850) Bd. II. &. 207 f. — Die 
Niederländ. Verf. v. 14. Octbr. 1848 Überläßt die Beflimmung 
einem befonbern Geſetz, ohne für daſſelbe ein Princip feftzufegen. 
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Conflicte verfchiedene, mehr oder weniger Rechtsficherheit ge⸗ 
währende, Anordnungen und Einrichtungen herbeigeführt. Dabei 
mußten: durch die Einführung ber f. g. Adminiſtrativ⸗-Juſtiz 
die Beranlaffungen zu Competenz = Eonflicten ebenfalld vermehrt 
und in confequenter Werringerung des in Deutfchland bisher ge⸗ 
übten Rechtsſchutzes auch Sätze in dad Leben gerufen werben, 
welche jene Rechtöficherheit auf dad Wefentlichfte gefahrdeten, wie 
namentlich, daß die Gerichte niemald über die Rechtmäßigkeit 
eined Verwaltungs-Actes zu erkennen, alfo auch nicht über das 
Fortbeftehen deffelben urtheilen und höchftend nur eine, auf Ent- 
ſchädigung gerichtete, Klage annehmen dürften 9). 


9 Vergl. dageg. oben $ 148. ©. 100 f. So war 5.3. auch in bem 
Entwurf bes Hannov. Staatsgrundgeſ. v. 1833 ausgeiprocen : 
„Die Verfügung ber Verwaltungss Behörden felbft gehört nicht zur 
Gompetenz ber Gerichte; — Tebigli bie Frage, 0b und welche 
Entfhädigung dem Verlesten gebühre, fällt ihrer Entfcheibung 
anheim.“ — Die Stände erklärten darauf: „Durch bie höchſt 
allgemeine Kaffung des erfleren Sage wird ber Rechtsſchut 
wefentlidy gefährdet; denn, wenn auch allerbings bie propis 
forifcdye Verfügung von der Verwaltungs s Behörde und von dem 
Richter nicht verändert werden kann, fo muß boh, nach bisher 
bier im Lande befolgten Srundfäsen, die definitive Bes 
ftimmung und Entfcheidung über bag Recht felbfl dem Gerichte 
nothwendig verbleiben und darf die rihterlihe Gognition 
niht auf ben blofen Entfhäbigungspunct befhräntt 
werben. — Hierbei wird aud) bie Verwaltung, ba bie einftweis 
lige Ausführung ihrer Verfügung nie burdy bie Gerichte gehemmt 
werben barf, Überall nicht gelähmt, und eine Gompetenz. Verwirrung 
fann um fo weniger eintreten, als die Bälle des Staatsnothrechts, 
wo nur Entfhädigung zuläffig, — genau normirt — ausdrück⸗ 
lich auch die verfaffungsmäßig erlaffenen Geſete und damit auch bie 
gefesmäßig dem Rehtsgange entnommenen Regiminals 
Sachen ber Gognition ber Gerihte nad) wie vor unftreitig entzogen 
und vor deren Einmiſchung ficher geftellt find.« Diefe bemerlenss 
werthe Erwiederung ber Stände (vrgl. Actenftüde der vierten als 
gem. Stänbeverfammi. Erfte Diät. Hft. AE XV. ©. 1248 f.) hatte 
zur Holge, daß im Staatsgrundgef. die obige Beftimmung bahin ges 
faßt wurde: „Die Gerichte können in foldhen Fällen die einſtwei— 
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Vergleicht man den gegenwärtigen Rechtszuſtand in 
den einzelnen. deutfchen Bunbeßftaaten mit einander, fo zeigt 
ih, daß ſämmtliche verfhiedene Syſteme in practi= 
fher Anwendung beftehen 19). Denn 1) in einer Mehrzahl 
deutfcher Staaten iſt au dem, die Rechtöficherheit am Meiften 
fhügenden und der Erfahrung nach auch die Förderung. des 
Staatswohls gar nicht hemmenden, Grundfage feftgehalten, daß 
die Gerichte felbft über ihre Zuſtändigkeit oder das 
Dafein einer Juſtizſache entſcheiden. Zu den Staaten, 
in welchen berfelbe durch eine ausdrückliche Beſtimmung der Ver: 
faffungs - Urkunde fanctionirt war, gehörte vor 1848 nur Kurs 
beffen 1). Die Verfaſſungs-Urkunde von 1852 hat aber auch 
dieſe Rechtögerantie hefeitigt 12). Auch find dazu alle Länder zu 
zählen, wo ſich eine entgegenftehende Einrichtung oder Rechts⸗ 
Beftimmung nicht nachweiſen läßt. Seit 1848 gehört aber auch 
Hannover durd verfaflungsmäßige Sanction hierher 13). Hier 


(ige Ausführung von Verfügungen der Verwaltungs⸗-Behörden nicht 
hemmen.» rüber brüdte man bieß audy fo aus: „Die Appellation 
in Polizei = Sadjen bat Keinen Suspenfiv = Effect.« Vergl. Leift, 
Lehrb. des Ktaatör. $. 176. . 

10) Vergl. Mittermaier im Arch. f. civ. Prar. Bd. XVII, ©. 317 f. 


1) Kurbeff. Verf. Url. $. 113. „Die Beurtheilung, ob eine Sache 
zum Gerichtöverfahren fidy eigne, gebühret dem Richter, nad) Maß: 
gabe ber allgemeinen Rechtsgrundſätze und folcher Geſetze, welche mit 
Beiftimmung ber Landflände werden erlaffen werden.“ 


12) Diefelbe ($. 87) ſett dafür einen f. 9. Competenz⸗Gerichtshof ein, 
ber aus zwei böhern Verwaltungsbeamten und zwei höhern 
Berichtsbeamten beftehen und von einem Mitglied des Minifteris 
ums ober einem andern höhern Staatsbeamten präfidirt werben 
fol, und hat damit zur Genüge den Sieg der Abminiftration Über 
bie Juſtiz garantirt. Kurheffen gehört mithin jett unter die Staa- 
ten der dritten GSlaffe. 5 

Dannov. Berf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 10. „Die Gerichte 
find befugt über bie Sränzen ihrer Zuftänbigfeit felbft 
su entſcheiden.« Gleichzeitig wurden durch $. 105 beffelben Ges 
feges die von ber Entfcheibung der Gompetenz = Sonflicte burdy ben 
Staatsrath — deſſen Wirkfamkeit in diefer Beziehung nicht in 


13 


a 
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muß dann jede, ber gerichtlichen Entfcheidung in den Weg tre- 
tende, Verfügung des Landesherrn oder einer Regierungsbehörde 
nach den. Grundfägen von Eingriff in die Rechtspflege be: 
urtheilt werden. — 2) In einigen Staaten ift ausdrücklich an: 
erfannt, daß f. g. Competenz= Conflicte zwifchen Juſtiz und Ad: 
miniftration von dem Landesherrn zu entfcheiden feien und 
zwar entweder ganz ohne weitere Beflimmung einer dabei zu 
beobachtenden Form 1%), oder fo, daß er dabei dad Gutachten 
des Geheimerathö : Gollegiumd, Staatsraths, oder auch eines 
hohen Gerichtshofes vorher zu vernehmen hat 15); — 3) In 


14) 


15) 


# N 


gefegnetem Andenken fteht — handelnden $$. 170. 171 des Landes⸗ 
verf. Sefeges aufgehoben. Zweckmäßig fügt der $. 10 des Gef. v. 
5. Septbr. — vergl. über deffen fonftigen Inhalt oben $. 148. Note 
12 — am Schluſſe noch hinzu: „Bei Entfheidbung Über die 
Zuftändigkfeit foll für die Berufung an die Obergerihte 
eine Appellationdg:- Summe nikht erforberlich fein.“ Bier: 
durch ift die Möglichkeit gegeben, jede Frage biefer Art zur Entſchei⸗ 
dung bes Oberapp. Gerichts zu bringen, und bamit die Feſthaltung 
gleihförmiger Grundfäge garantirt. Den beachtungswerthen Bemer⸗ 
tungen v. Dürings über den Vorzug biefer Einrichtung vor ben 
Beftimmungen bes Staatögrundgefeges u. Landesverfaffungsgefenes, 
im Magaz. f. d. bannov. Recht Bd. IL M I. in der Note *) ©. 
11 f. fchließe ich mich volftändig an. j 

So z. 8. nad) dem Altenburg. Grundgef: $. 46. Dben Th. IL 
S. 17. j . 


So in Meiningen zufolge der Verordn. v. 21. Jan. 1829 Art. 15. 
Bier ift auch beflimmt, daß dem Gerichte, trog feiner Negation der 
Sompetenz, die Verhandlung und Entſcheidung der Sache anbefohlen 
werben Eönne. Ardyiv für civ. Prar. Bd. XI. 8.108 f. — In diefelbe 
Glaffe gehörte früher aud) Preußen. Cabinets⸗Ordre v. 30. Zuni 
1828 nebft den bazu gehörigen Inftructionen u. MinifterialsSrlaffen 
bei Simon, Th. Il. ©. 505 f. Vergl. auch R. Archiv f preuß. 
R. u. Verfahren, v. Ulrihb, Sommer u. Brele. Jahrg. VII. 
Arnsb. 1841: ©. 147-168. „Der Comp. Gonfl. findet in Preußen 


auch nad entſchiedener Sache flatt, fo daß rechtskräftige 


Erkenntniffe durd eine Bereinigung zwifchen dem Minifter der Juſtiz 
u. dem ber betreffenden Verwaltung gebrochen werden können.“ 
Ueber Würtemberg vergl. v. Mohl, Staater. Th. I. ©. 49. 
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einer Mehrzahl anderer Staaten fanctionirt die. Werfaflung die 
Einrichtung, daß (unabhängig vom Landesherrn) eine befondere, 
aus Mitgliedern der Juſtiz und Adminiftration (in gleicher 
Zahl) zufammengefeßte- Behörde bie Competenz = Conflicte zu 
entfcheiden bat 16), Meuere Geſetze reden von ber Einrichtung 
eined befondern „Gerichtshofes⸗ zur Entfcheivung von Com: 
petenzfireitigfeiten, gewähren aber unter dieſem Zitel auch nur 
eine aus Mitgliedern der obern Landeögerichte und Verwaltungs: 
beamten (resp. dem Öberftaatsanwalt) zufammengefegte Behör⸗ 
de 17). Zu wünfchen wäre aber auch bei diefer Einrichtung, 
daß durch befondere Geſetze, mit Rügfiht auf die einzelnen Ver: 
hältniffe, die Gränze zwifchen Juftiz und Adminiftration 
möglichfi genau beflimmt, und jedenfalls die rechtskräf— 


Einen, auch auf diefem Princip beruhenden, Entwurf eines Ge 
feges über Entfcheidung der Sompetenz=Gonflicte für Baiern, wels 
der den Ständen vorgelegt, bier wefentlicdy mobificirt und bann zus 
rüdgenommen wurbe, berüdfihtigt Mittermaier im Ardjiv f. eiv. 
Bd. XIII. ©. 110. 117. 


16) Hierher gehörten bie Beflimmungen ber Verfaffungs = Urkunden für 
Hannover v. 1833 u. 1840, Braunſchweig (1832) und Königr. 
Sachſen 1831 (letteres noch jest). Hannov. Grundgef. $. 166. 
Landesverf. Gef. $. 171. Braunſchweig. Landfchaftsortn. $. 159 
u. Geſetz v. 12. Dctbr. 1832 8. 18 f. 


IM) Einen burdy das Geſetz zu beflimmenden Gerichtshof verlangten 
auch die Grundrechte des deutſch. Wolke $. 48. Diefelbe Beflimmung 
findet. fiy dann in allen die Grundredhte aboptirenden Verfaſſungen 

—ſeit 1848. So 3. B. auch das Didenburg. Grundgef. Art. 104. 
Ebenfo noch bie revid. Preuß. Verf. ur. v. 1850 Art. 96. Cine 
gemifihte Behörde fanctioniren unter bem Zitel eınes Gerichtshofg 
das Braunfhweig. Geſetz über die Entfheid. von Gomp. = Son: 
flicten v. 19. Mai 18515 das Baierifche Gef. v. 28. Mai 1850. 
Hierher gehört audy die Kurheff. Verf. Url. v. 1862 $. 87. — 
Kur von einer befondern „Behörden fpricht die Walbed. Verf. 
Urt, $. 805 von einer befondern „Eommiffion“ das Gob. Goth. 
Grundgef. $. 142, welches babei dem gemeinfchaftlichen Landtag bag 
Recht ertheilt, bie Hälfte der Mitglieder (3) zu ernennen. Daß 
darunter richterlihe Beamte fein müßten, wird nicht gefagt. 
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tig gewordenen richterlichen Entſcheidungen der Erhebung eines 
Competenz⸗Conflicts entzogen würden 18). 


8. 178. 


Anhang. Don der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit. 


ziteratur f. in Pütter’s Lit. des Staater. Th. III. 9.373 f. Klüber’g 
Fortſet. $. 1055. — J. G. Heineccius, de origine atque indole 
jurisdictionis patrimonialis. Hal. 1716. Opusc. p. 238 seq. — 
Pufendorf, de jurisd. german. P. II. Sect, IL. — SBargow 
von den Regalien p. 233 f. — Kopp, von ber ältern u. neuern 
Verfaffung ber geiſtl. u. Givilgeridhte In den Heffen = Gaffelfchen 
Landen. 22H. Gaffel 3969. 1771. — ©. 8. Holler, Geſchichte 
u. Würdigung der deutfchen Patrim. Gerichtsbarkeit mit bef. Rückſ. 
auf Baiern. Landsh. 1804. Bamb. 1809. — B. W. Pfeiffer, 
üb. die Gränzen der GivilsPatrim. » Jurisdiction; ein Beitr. z. 
Zerritorial » Staater. Gött. 1806. — Wachsmuth, Verſuch 
einer Darftell. der Patrim. Gerichtöverf. der NRittergüter nach gem. 
u. ſächſ. Nechte. Leipz. 1809. — Neumann, die Patrim. Ger 
richtsbarkeit im Lichte unferer Zeit. Leipz. 1835 u. die oben Th.II. 
©. 130 cit. Schrift von Heffe. : 
©. auch Über Preußen: Simon, preuß. Staater. Th. IL S.- 
533 f. u. im Allgemeinen Leift, Lehrb. des Staater. $. 169. 
Klüber, Öff. Recht $. 368 f. 


l. Unter der bis auf die neuern Zeiten in den deutſchen 
Territorien fo häufig vorkommenden, Patrimonial-Gerichts— 
barkeit I), verſteht man gewöhnlich nur die mit einem Grund: 
befig (Rittergut) verknüpfte und mit diefem auf jeden Befiger 
übergehende Gerichtöbarkeit. Gleichzuftellen im Verhältniß zum 
Staat war aber auch die Gerichtöbarkeit landſäſſiger geiftlicher 
und weltlicher Gorporationen 2) und die einer beflimmten Familie 


18) Wenigſtens letzteres ift verordnet in dem Baier. Gef. v. 28. Mai 
1850 Art. 2 und dem Braunſchw. Gef. v. 19. Mai 1851 $. 9. 

1) Der Ausdrud Gerichtsbarkeit begreift bier auch bie bamit ver⸗ 
bundene Polizeigewalt und oft auch fonftige damit verbundene 
Gerechtſame. 

2) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß hier nur an eine ſolche Jurisdiction 
gedacht wird, welche über den natürlichen Umfang der Kirchen⸗ oder 
Gemeinde⸗Gewalt hinausgreift. 
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zufländige Jurisdiction. Auch leidet ed Feinen Zweifel, daß die 
in der Bundedacte Art. 14 den vormaligen Reichäfländen und 
Reichsangehörigen garantirten Jurisdictionsrechte und Befugniffe 
der Polizeigewalt im Verhältniß zu den Souveränen die Natur 
einer Patrimonial= Gerichtöbarkeit annehmen mußten, obwohl fie 
früher Beftandtheil der ihnen zufländigen Landeshoheit waren. 
1. Jede Patrimonial:Gerichtöbarfeit, obwohl fie ihrer Zu: 
ftändigfeit nach zur Privatrechtöfphäre des Inhabers gehört (vergl. 
oben $. 154. M I.), muß doch als öffentliche, aus keinem 
privatrehtlihen Verhältniß 3) ableitbare, Gewalt auf Die 
Staatögewalt ald ihre Quelle zurüdgeführt werden, oder 
darin ihre rechtliche Grundlage finden %. Diefe Staatögewalt 
war in älteren Zeiten nur bie Faiferliche oder Reichsgewalt; 
nach der Entwidelung der Landeshoheit zu einem eigenen 
Rechte trat dieſe an die Stelle der Reihögewalt im Verhältniß 
zu allen mittelbaren Surisdictionsberechtigten und umfaßte, 
wie fie felbft in der reichöverfaffungsmäßigen Weife der Oberho⸗ 
beit von Kaifer und Reich untergeorbnet blieb, die juftizhoheitli= 
hen Rechte über die Patrimonial: Gerichtöbarkeiten. So war 
fhon zur Zeit des Reichs der Sag, daß alle Gerichtsbarkeit in 
den Zerritorien in der Landeshoheit ihre Quelle habe, oder 
auf einer Eremtion von den orbentlichen Gerichten des Landes: 
beren beruhe, mit den darauß für ihre Eigenfchaft ald abgeleitetes 
Hoheitsrecht fließenden Folgerungen (oben 8. 154. AZ II. u. IV.), 
allgemein anerkannt 5), wenn er auch erfi nach und nach in ber 


3) Insbeſondere auch nicht aus dem Rechte der Gutsherrn ober ber 
Leibeigenſchaft als foldher. S. fhon Pufendorf de jurisd. german. 
P. U. S.UIE c. 1. 8. 225 u. bef. Eichhorn, beutfche St. u. Rechts⸗ 
gef. TH. II. $. 308. 

4) In gewiffer Weiſe läßt. ſich ſchon in der Lex Visigothor. Lib. IE. Tit. 
1. c.26 und fpäter im Sacjfenfpiegel 3. I. Art. 55 eine Beflätigung 
bes Satzes — wenigftens in ber legten Stelle — finden. 

5) Bergl. Meifter, Ginleit. zur peint. Rechtsgel. ©. 480 f. Jargow 
von den Regalien Lib. I. Cap. VI. 8.5. Meiſtens ift der Nechtetitel 
für den einzelnen Berechtigten ein fpecieller (Privileglum ob. uns 
vordenklicher Beſit), zuweilen ein allgemeiner Vertrag zwifchen 
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Organifation ded Landesjuftizwefens vollftändig zur Durdführung 
tam 6). Beflimmt haben fi dann auch neuere Berfaflungs-Ur- 
Zunden, wo die Patrimonial: Gerichtöbarteit nicht ganz befeitigt 
wurde, was in der neuern Zeit meiften® gefchehen ift 7), darüber 


6) 


) 


Lanbesherrn und Prälaten und Nitterfchaft, wie 3. 8. Herzog Otto 
v. Baiern im 3. 1311 den Randftänden zur Hofmarksgerechtigkeit 
aud) bie Gerichte, mit Ausnahme berjenigen, die über Blut geben, 
überließ. Rudhart, Geſch. der Tandftände in Bayern. Th. J. S. 61. 
Dieß läßt fi im Particularrechte der einzelnen Länder in ziemlich 
übereinflimmenber Weife verfolgen. Kür Preußen gab das Preuß. 
Lanbr. Th. I. Zit. 17. 8.18 f. die Beflimmungen über die „Priz 
vatgerichtsbarkeit-, und bezeichnet auch ben Staat ale ihre Quelle. 
Sn Bayern flellte das Edict v. 16. Aug. 1812 den Grundfag an 
bie Spige: „bie gutsherrliche Gerichtsbarkeit kann nur von ber Quelle 
aller Gerichtöbarkeit im Neiche, dem Souverain, ausgehen“ u. f. w. 
HzI Bayer. Verfaffunger. ©. 158. 

Defterreidh: Gef. v. 7: Septbr. 1848. Verf. url. v. 4. März 
1849 $. 100. Gef. über bie Gerichtöverfafflung v. 16. Zuni 1849. 
(Die Patente v. 31. Decbr. 1851 haben bie PYatrimon. Gerichtsbar⸗ 
feit nicht wieder bergeftellt.) — Preußen: In den Rheinprovinzen 
fhon mit der franzöf. Gerichtsverfaffung längft befeitigt; -in der 
ganzen Monardjle durch bie Verorb. üb. die Aufhebung ber Privat: 
gerichtsbarkeit u. f. w. v. 2. Ian. 1849. (Rauch, Archiv Jahrg. 
1848. 49. Th. J. ©. 427 f.) Berf. Url. v. 1850 Art. 42. — Bais 
ern: (Vergl. Pözl, Verfafſungsr. ©. 156 f.) Edict Über die ſtan⸗ 
des⸗ u. gutsherrl. Gerichtsbarkeit v. 1818 Beil. VI. gur Berf. Urk. 
(verlangte zur Ausübung des Rechts ben Adel bes Beſiters). Die Auf- 
bebung erfolgte durch Gefed v. 4. Zuni 1848. (Pözl, Samml. ber 
bayer. Verf. Belege ©. 138 f) — Hannover: Verordn. v. 13. 
März 1821 $. 23. 8.59 ff. Vollſtändig erfolgte die, im @inzelnen 
bereits größten Theile herbeigeführte, Aufhebung durch das Gef. über 
bie Gerichtöverfafl. v. 8. Novbr. 1850 $. 8. — Württemberg: 
Geſ. v. 10. Mai 1809 vergl. Mohl, würtemb. Staater. I. &. 489 f. 
509 f. Geſeſsgeb. v. 1848 u. folge. — Baden, 8. v. 1. Ian. 1813. 
— Kurheſſen: Vergl. Pfeiffer pract. Ausführ. Th. J. ©. 257 f. 
— Braunfhweig: Berorbn. v. 26. März 1833 (durch welche bie, 
nach ber weftphäl. Zeit (1814) proviforifch beibehaltene, Aufhebung 
der Patr..Ger. definitiv ausgefprodhen wurbe. — Die Grundrechte 
des deutſch. Wolke beflimmten: „Ohne Entfchäbigung find aufgebo: 
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ausgeſprochen und laſſen über ihre Quelle und folgeweife über 
Die Befugniß ded Staats zu ihrer Aufhebung Teinen Zweifel 9). 

IH. Aus der Natur der Patrimonials Gerichtöbarkeit als 
einedö zwar im Privatbefiß befindlichen, dabei aber weientlich öf⸗ 
fentlihen, Rechts folgt: 

„A. Der Serichtöherr hat ald unmittelbar Berechtigter au alle 
die Pflichten, welche in oder mit der Gerichtöbarkeit im Staate 
begründet find und bei unmittelbarer Ausübung durch den Staat 
diefem oder dem Landesfürften obliegen würden. Dieß gilt nicht 
blos von dem zur Ausübung ber Gerichtöbarkeit erforderlichen 
Aufwand (Anftellung und Befoldung bed erforberlihen Beamten- 
Perfonald; Errihtung und Unterhaltung der nothmwendigen An: 
ftalten), fondern auch von fonfliger damit verbundener, außerdem 
den Staat treffender, Haftungspfliht %. Anderer Seits fommen 
ihm auch die f. g. fructus jurisdictionis zu. 


ben 1) die Patrimonialgerihtsbarkleit unb bie grunbherr- 
lihe Polizei, . fammt den aus biefen Rechten fließenden Befugnif- 
fen, Sremtionen u. Abgaben. ©. jedoch Ginführ. Gef. Art. 1. Ro. 
12. Art. 3. Ro. 8. Dieſe Beftimmung ift damit auch in bie bie 
Grundrechte aufnehmenben Verfaffungen übergegangen und hat bie 
Aufhebung ber Patrimon. Gerichte in einer Reihe von vorhin nicht 
genannten Staaten herbeigeführt. S. Didbenburg. Verf. Art. 58. 
Reuß. j. 8. $. 37. Walded. Verf. urf. v. 1852 8. 74. Coburg, 
Goth. Srundgef. v. 1852 $. 136. Vergl. auch noch hinſichtlich des 
Nechtözuftandes vor 1848: Weiß, heil. Staater. $. 94. Schweiz: 
Ger, Öff. R. bes Großherzogth. S. Weimar $. 96, 

8) Die Befugniß zur Befhränktung ber Patrim. Gerichtsherrn bei. 
in Betreff der (Selbſt⸗) Ausübung der Gerichtöbarkeit ift fchon im 
17. Jahrh. von ber landesherrlichen Gewalt fehr entfchieben u. viel- 
fach geltend gemadyt worden. ©. z. B. Churſächſ. Decifionen. dec. 
39. v. 22. Juni 1661. Gothaiſche Landesorbn. v. 1653. P. II. Cap. 

‚.% 2i.6. Altenburg. Lanbesorbn. v, 1740. 3b. H. Kap. 1. Zit. 
3. Die Bedrohung mit Strafe, auch „gänzlicher Ein= und Entzies 
hung der Gerichte» kömmt in ben Landesgefegen ſchon damals vor. 

9) Vergl. oben 5. 140. Ih. II. ©. 58. Auch hier ift von ber propria 
culpa ded.Gerichtäheren bei Anftellung od. Beauffihtigung des Ju⸗ 
flitiar die Haftpflicht nicht abhängig. — Die in neuerer 3eit aufs 
geftellte Anſicht, daB wegen der ausgedehntem Goncurrenz bes 
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B. Die Patrimonial:Gerichtöbarkeit iſt der Tandeöherrlichen 


Zuftizgewalt und den höhern Landeögerichten untergeorbnet und muß 


nach 


den beftehenden GBefegen über Verwaltung der MRechtöpflege 


audgeübt werden 10). Die Selbftausübung berfelben durch ben Ge- 
richtöheren ift vermöge deötallgemeinen Grundſatzes von der noth⸗ 
wendigen Beftellung felbfifländiger, von bem Inhaber der Ge⸗ 
richtöbarkeit verfchiebener Gerichte, wenigftens in Beziehung auf 
ftreitige Rechtöfachen, eben fo wie jede perfünliche Einmifchung, 
al unzuläffig zu betrachten 9). Die Beftellung fähiger Perfonen 


10) 


11) 


Staats bei Anftellung ber Patrimonial = Gerichtöbeamten bie Haf⸗ 


- tungspflicht wie bei andern öffentlichen Beamten den Staat treffe 


(1. 3. 8. Linde, Giv. Proc. $ 92.), ignorirt die Gigenfchaft der 
Patrim. Gerichtsbarkeit als eines eignen Rechts des Gerichtsherrn 
und leitet aus dem Rechte der Oberauffiht bes Staats ganz irrige 
Kolgerungen ab. Auch fleht fie mit particularredhtlichen Beſtim⸗ 
mungen über die Haftungspflicht des Gerichtäheren in Betreff ber 
gerichtlichen Depofiten, bes öffentlichen Hypothekenweſens u. .w. — 
Verordnungen die keineswegs als Abweichungen vom jus commune 
gebeutet werden dürfen — im Widerſpruch. Uebrigens ift über bie 
Frage ſchon lange, meiftens aber von irrigem Standpunkt aus, ge= 
firitten. ®ergl. Leyser Medit. ad Pand. Spec. 680. med. 32. 33. 
Green, Progr. de obligalione domini jurisd. ad praestanda facta 
actuarii. Lips. 17%. Günther, Observ. quaedam, obligalionem 
domini de praest. faotis justitiarii speotantes. Lips. 1835. 
Meifter, Einl. zur peint, Rechtsgel. ©. 480. Keift, Lehrb. bes 
Staatör. $. 159. No. I. 

Wenn bie P. ©. DO. Art. 2 das Recht der Selbflausübung noch ans 
erkennt, fo ift dabei nicht zu Überfehen, daß fie dabei bie nod) gels 
tende Schöffenverfaffung im Auge bat. Bon ber Zeit an, wo mit 
Befeitigung berfelben dem rechtögelehrten Richter auch "das Urtheil- 
fpredyen accrescirte, mußte fidy die Sache anders ftellen, unb es wird 
deshalb in den Landesgefegen nun bie Verpflichtung ausgeſprochen, 
die Gerichte mit tüchtigen Perfonen zu beftelen. Gothaiſche Lan: 
desorbn. v. 1683 P. 11. C. I. Zit. 6. NRefol. an die Lüneb. Land: 
fhaft v. 1682. Corp. Const. Luneb. Cap. 9. p. 10. von Bülow 
u. Hagemann pract. Erört. Bd. II. No. 29. Nur Acte der frei: 
willigen Gerichtöbarleit u. Polizei werben in andern Gefegen ausge 
nommen. Churfädf. Decifionen. Dec. v. 22. Zuni 1661. Al⸗ 
tenburg. Landesordn. v. 1740 Th. II. Kap. 1. it. 3. — Der ge: 
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(Gerichtsverwalter, Actuare) gefchieht unter Aufficht des Staats; 
darf aber nicht als ein fimpled Präfentationsrecht aufgefaßt 
werben.12). Die befielten Gerichtöhalter und Gerichtöfchreiber 
find öffentlihe Beamte 13), und nehmen an dem allgemeinen 
Rechte derfelben, — im Gegenfab zu den befondern echten 
unmittelbarer Staatöbeamten, — namentlich aud in Betreff 
der Unzuläffigkeit willkührlicher Entlafjung (in spec. folcher die 
ein Richteramt befleiden) Theil 14). Die Analogie des Mandatd: 
Contractes ift auch bier, felbft im Verhaältniß zum Gerichtsherrn, 
eine völlig unpaffende 15). 


12) 


13) 
1) 


15) 


wöhnlichen Annahme, daß ber Gerichtähere, wenn er bie zur Aus⸗ 
übung des Nichteramtes erforderlichen Bebingungen erfülle, bie Ges 
richte felbft verwalten Eönne (v. Bülow u. Hagemann a. a. O. 
Leift a. a. O. $. 159. No. V.), ſtehen erhebliche Bedenken entgegen. 


Zuweilen ift fie aber gefeglich adoptirt. S. z. B. Weiß, heſſ. 


Staater. 5.94. ©. 337. ©. dageg. Schweiger, Öff. R. des Ghzth. 
Weimar $. 96. ©. 158. Note 14. 

Wie 5. B. beim Patronat in Beziehung auf geiftliche Kemter. Der 
Gerichtsherr als Inhaber ber jurisdictio nimmt eine ganz andere 
Stellung ein. Derfelbe ernennt und beftellt den Gerichtsbeamten. 
Vergl. oben $. 133 u. $. 134. Note 4. Schweiger a. a. O. ©. 159. 
Erhard, de administratore jurisdictionis patrimonialis munere suo 
indicta causa haud privando. Lips. 1801. Kind, Quaest. forenses. 
Tom. Il. c. 36. Tom. III. c. 61. (ed. I) Guil. ab Hohenthal, 
Diss. utrum administrator jurisd. patrim. munere suo sine CGausae 
cognitione recte privetur. Lips. 1819. Häberlin’s Staatsarchiv 
Heft XIV. ©. 223. Leif, Gtaatör. $. 169. (8. 504). In einigen 
Ländern, 3. 8. in Sachſen, ift aber die Befugniß des Gerichtäheren, 
den Zuftitiar willkührlich zu entlaffen, in Folge ber falfchen Theorie, 
daß zwifchen ihnen ein gewöähnliches (privatrechtliches) Mandats⸗Ver⸗ 
hältniß beftehe, gefenlicd, anerkannt. S. audy Linde Civ. Proc. $. 
72. Note 9. 

Als gewöhnlihen Mandatar bes Gerichtsherrn betrachten ben Juſti⸗ 
tiar noch Mühlenbruch, Entw. bes gemeinrechtl. Civil⸗Proceſſes. 
2te Ausg. Halle 1840. $. 86. ©. 49. Heſſe, Anſichten üb. Patr. 
Zuried. S. 30 f. ©. dageg. Wachſsmuth, Berſ. einer Darſtell. 
db. Patr. Ger. Verfaff. S. 46-f. ab Hohenthal L c. p. 42 f. — 
Ganz unpaffend ift auch bie Analogie der römifchen jurisdictio man- 
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“ Bechstes Aapitel. 
Bon der Polizeibobeit. 


Pütter's Literat. des Staater. Th. II. ©. 535 f. Klüber’s Fortſetz. 


&.'421 f. — Nic..de la Mare, Trail& de la police. 1705. 2te 
Ausg. Amfterd. 1729. — 8. 3. Mofer, von der Landeshoheit in 
Polizeiſachen. Frankf. u. Leipz. 1773. — 3.6. 3%. Fiſcher, 
Lehrbegr. ſämmtl. Cameral- u. Polizeyrechte ſowohl v. Deutſchl. 
überhaupt als insbeſ. v. d. preuß. Staaten. Frkf. a. d. O. 1786. 
3 Bde. — ©. H. v. Berg, Handb. bes deutſchen Polizeiredyts. 
VII Theile. Hannov. 1799-1809. (Der Ste bis Tte Theil enthält 
eine Sammlung beutfcher Polizei= Gefege unter diefem Zitel. Non 
den zwei erften heilen Ift 1802, vom 3ten Theil 1803 eine 2te 
Aufl. erfchienen.) 


K. S. Zachariä, vierzig Bücher vom Staate. (24ftes Buch.) TVter Theil. 


©2387 f. — v. Aretin, conftitution. Staatsr. herausgeg. von 
Rotteck. Bd. I. ©. 165 7. 


Schriften über die Polizeiwiffenfhaft*) f. bei Klüber, öffentl. Recht. 


6. 380. v. Mohl, die Polizeiwiffenfhaft nad den Grundfägen 
des Nechtöftaate. 2 Bde. Zübing. 1832. 1833. 2te Ausg. 184. 
u. dazu noch (aud) als Iter Bd. der Pol. Wiffenfch.): Syſtem ber 
Präventiv: Juſtiz oder Rechtspolizei. Tüb. 1834. 2te Ausg. 1846. 
Ungewitter, Encyclopädie ber Polizeiwiffenihaft. Karlsruhe. 
1833. &. Zimmermann, die deutfche Polizei im neunzehnten 
Sahrhundert. II Bde. Hannov. 1846. 


3. A. Pfannenberg, Handb. des Königi. Sächſiſchen Polizeirechts. Leipz. 


*) 


data. Tit. Dig. de officio ejus cui mand. est jurisdictio (I. 21.). 


Linde Eiv. Proc. a. a. D. Note 8. Falſch iſt deshalb aud) die An⸗ 
nahme, daß die Vollmacht mit dem Tode bed Gerichtsgeren erlöfche; 
daß der Gerichtsherr nach den Grundſätzen vom Mandat od. den be⸗ 
ſondern Beſtimmungen über die Verpflichtung des exercitor navis 
ob. des dominus tabernae hafte. Vergl. Übrigens Note 9. 

Ueber den Begriff der Polizeiwiffenfhaft, welde nit allein 
den Begriff, bie Arten und rechtlichen Grundſätze der Polizei aufs 
fielen, fonbein auch bie Frage, welche Maßregeln zur Erfüllung bes 
Zweckes ber Polizei in Beziehung auf die einzelnen moͤglichen Gegen⸗ 
fände berfelben zu ergreifen feien, beantworten muß, in welder 
Hinſicht fie blos Erfahrungs « Wiffenfhaft ift, — f. Zachariä a. a. 
D. ©. 289 f. 
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1812. — v. Salza u. Lichtenau, Handb. des Polizeirechts mit 
. befonderer Rüdf. auf das Königr. Sachſen. 2 Bde. Leipz. 1825. — 
®. €. Flath, Eyftemat. Darftellung des im Königr, Sachen gels 
tenden Polizeirechts. IV Bde. Dresden 1841. — v. d. Heyde, 
Repertorium der Polizei: Gefege und Verordnungen in ben Königl. 
Preuß. Staaten. 3 Theile. Magdeb. 1819. 1820. Ater Th. Berl. 
18323. — v. Römer u. Simon, Polizeiwelen des Preuß. Staats. 
2 Bde: Breslau 1840 u. H. Simon preuß. Staatsr. Th. U. ©. 
511f. — G. A. Bielitz, Darſtellung der Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung der Polizei in Preußen. Leipz. 1811. — G. Roller, 
"das würtemb. Polizeirecht. 2te Aufl. Stuttg. 1841. — A. Za⸗ 
leisty, Handb. ber Geſeze u. Verordn. — - f. v Polizei⸗Verwalt. 
im öſterreich. Kaiferftaate, Wien 1852. 


$. 179. (6. 158.) 


I. Begriff und Gegenftand der Polizeigewalt. 


3. 8. E. Lotz, Über den Begriff der Polizei und ben Umfang ber’ Staates 
poligeigewalt. Hildburgh. 1807. — Ueber das Princip, bie Grän- 
zen und den Umfang der Polizei. Leipz. 1808. — 8. Gervaiß, 
Meine Mittheilungen aus dem flaatöwiffenfchaftl Gebiete. Leipz. 
1822. Th. J. ©. 115—143. — ©. 2. Bunte, bad Wefen ber 
Polizei zu näherer Zeftftellung ihres Begriffes u. Grundes u. Ums 
fangs ihrer Wirkſamkeit für Theorie, Gefeggebung u. Praris. Leipz. 
1844. — v. Berg a. a. ©. Th. J. S. af. — K. ©. Badhariä 
und v. Aretin a. a. D. — Klüber,.öffentt. Recht. 5. 380 f. 


1 Die vom Staate zu löfende Aufgabe befteht nicht blos 
darin, die Rechtsordnung feltzuftellen und im Zalle vorgefomme: 
ner Rechtöverlegungen und Sefeges = Hebertretungen theils einem 
Zeven zu dem, was fein Redt ift, zu verhelfen, theild die 
Uebertretung des Gefeged im öffentlichen Intereſſe durch Strafe 
zu ahnden, was ben Gegenftand der fchon betrachteten Zuftiz- 
hoheit bildet, fondern er muß auch bie, ‚die Sicherheit und 
Wohlfahrt des Ganzen und ber Einzelnen bebrohenden, Ge: 
fahren aller Art zu verhüten und zu befeitigen und durd 
Einrihtung gemeinnügiger Anftalten den Staatögliedern bie 
zur Förderung ihrer materiellen Intereffen und geiftigen Entwide: 
lung nothwenbigen Mittel gewähren. Die hiermit der Staat: 
gewalt zugefprochenen Zunctionen find im Allgemeinen der Ge: 

ZBahariä’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 18 
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genftand der Polizeihoheit I), welche mithin, wie die Juſtiz⸗ 


bobeit, 


ihr beflimmt begränztes Gebiet hat 2) und, fowie fie ei- 


nen Gegenſatz zu leßterer bildet, mit ihr zufammen die ganze 
Megierung des Staatd in Abfiht auf Zweck und Umfang ber- 
felben erfchöpft. In der Natur und der Beftimmung der Poli= 
zeihobeit liegt al& nothwendig gegeben, daß fie in ihrer Ausu- 
bung lediglich durdy Principien der Nothwendigkeit und des 


» 


2) 


Manche, wie 3 B. K. S. Zachariä, vierzig Bühher TH. IV. ©. 


- 288, fchließen theild den Zweck, bie Wohlfahrt und.den Wohlftand 


des Wolke ober bie Macht der Regierung zu mehren, ganz von 
der Polizeigewalt aus, theils unterfcheiden fie diefelbe noch von dem 
dem Staate zuftebenden Präventionsrechte. 

Die allgemeine Klage über die Unbeflimmtheit bes Begriffes von Pos 
lizei hat in verfchiedenen Urfadyen ihren Grund. Dazu gehört 1. 
die umfaffende etymologifche Bedeutung des Worts; 2. die Ver: 
fhiedenheit der Anfidhten über ben umfang ber Staatszwede, 
wobei insbefondere bie unglüdfelige Glädfeligkeitstheorie viel vers 
ſchuldet hats‘ 3. die meiftens nicht gehörige Sonderung der Kors 
men, ber Zwede und der Mittel ber Staatöthätigkeit. — Wenn 
man aber die Polizei mit einer Schlingpflanze verglichen hat, 
welche alle Theile der Staatöverfaffung und Werwaltung umranke, 
(Bahariä aa O. ©. 289), fo hat man in fo fern Recht, als 
allen Rechten. und Zuftänden im Staate Gefahren drohen Fönnen, 
welche verhütet und befeitigt werden müffen. Daffelbe gilt aber auch 
von ber Zuftizgewalt, in fo fern alle Rechte und rechtlichen Zuſtände 
wirklich verlegt und aus ihnen alfo wieher Rechtefachen entſtehen 
können. — Die f. g. Gefährlichkeit ber Polizei, — welche letz⸗ 
tere allerdings fehr jur Verlegung der individuellen Kreiheit mißs 
braudyt werden und eine Verſchlechterung des Volkscharacters und 
eine Erfchlaffung der That und Spannkraft des Volkes. zur Folge 
haben kann (vergl. ZBahariä a. a. D. ©. 296 f), — hat ihren 
Grund nicht fo fehr in ber Unbeftimmtheit des Zweckes der Polizei, 
als vielmehr darin, daß ihre eingreifende Thätigkeit, befonders was 
die Abwendung- von Gefahren .betrifft, immer nur durch Gründe 


‚der Wahrſcheinlichkeit. beſtimmt wird, wobei hinſichtlich der 
. Wirklichkeit und des Umfangs einer Gefahr, bas individuelle Ermefs 


- fen ber fungirenden Beamten entfcheider und fowohl was die Noth⸗ 


wenbigleit des Einſchreitens an ſich betrifft, als hinfichtlic der Art 
und des Maaßes der anzumwendenden Mittel dem Irrthum und bem 
Mißbrauch öffentlicher Gewalt ein freierer Spielraum eröffnet ift. 
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Nutzens beflimmt werden muß, wodurch zugleich die practifch 
wichtigfte Unterfcheidung zwifhen Polizei: und Juſtizſache 
gegeben ifl. Bon der Regierungsſache überhaupt unterfcheis 
det fi die Polizeifache wie die Species vom Genuß, ip: 
dem zu den Regierungsſachen auch‘ diejenigen Angelegenheiten 
gehören, welde die Mittel zur Führung der Regierung betref: 
fen. Shrer Form nad äußert fich die Polizeigewalt ebenfalls 
ald geſetzgebend, Oberauffiht übend und vollftredend. 

M. Aus der Beltimmung des Begriffes und Gegenflandes 
der Polizeis®ewalt rechtfertigt fi) die gewöhnliche Unterfcheidung 
zwifhen Sicherheits: und Wohlfahrts: Polizei. Zwar 
haben mehrere Publiciften die Aufftelung einer Wohlfahrts— 
Polizei gänzlich verworfen und dieſelbe für einen 'offenba- 
ren Eingriff in die Freiheit der Staatöbürger erklärt 3), 
und es läßt fich allerdings nicht läugnen, daß eine mißverftan- 
dene Wohlfahrtd Theorie mit ben gefährlichſten Folgen begleitet 
und die Regierung zu einer unerträglichen, jede freie Bewegung 
ber Unterthanen hemmenden und die Staatöbürger zu Kindern 
oder Gliederpuppen herabwürdigenden, Bevormundung führen 
fann 9; allein daraus folgt doc nicht, daß man die Sorge für 
die Wohlfahrt, wegen ded möglichen unverfländigen Mißbrauche, 
ganz aus dem Kreife der Verpflichtungen der Staatögewalt aus: 
fchließen dürfe, und fie ift auch für die Zreiheit der Bürger gar 


3) ©. v. Aretin, conflitution. Staats. Bd. Il. S. 166 f. vergl. auch 
Zahariä, vierzig Bücher Th. IV. ©. 288. — Andere verweifen 
umgekehrt bie Verhütung von Rechtswidrigkeiten ganz aus 
dem Gebiete der Polizei und betrachten bie Vorbeugungs-Maßregeln 
gegen Rechtsverlezungen als Sache ber Juftiz, welche in fo 
-fern den Namen Präventiv-Juſtiz erhalten hat. Vergl. v. 
Mohl's S. 372 angeführte Schrift. Deffen wärtemb. Staatör. 
zb. I. ©. 277 f. au Art. im Gtoatsleriton s. v. Präventiv⸗ 
Suftiz. . 

4 Ein empörenbes Muͤſter einer, auf ſeich chineſiſches Begluckungsſy⸗ 

ſtem gegründeten, Geſetzgebung über Polizei sWergehen Tieferte ber 
2te Thell des baier. Entwurfs bes Gtrafgefegb. v. 1822. Vergl. 
Kritil deſſelben von A. v. Feuerbach in deſſen Leben und — 
v. En Feuerbach. Leipz. 1852. Th. I. a. @. 
= 18* 
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nicht gefährlich, fobald man der Staatögewalt weiter nichtd als 
die Function zufpridt, ohne Anwendung eines widerrechtlichen 
Zwanged, Diejenigen, zur Förderung ded Verkehrs und der Eul: 
tur nothwendigen oder nüßlichen, Einrichtungen und Anflalten 
zu treffen, welche die Einzelnen ſich entweder gar nicht, ober 
nur in unvollkommner Weife und nur mit unverhältnigmäßig 
großen Opfern würden verfhaffen können 5). Dabei ift die in- 
nige Wechfelwirkung zwifhen Sicherheits: und Wohlfahrts: 
polizei nicht zu ‚verfennen. Denn es iſt klar, daß die Sicher: 
heit die Wohlfahrt bedingt, und daß mit der Beförderung ber 
Wohlfahrt auch die Sicherheit gewinnt. J 


$. 180. ($. 159.) 


II. Eintheilungen der Polizei. 


Abgeſehen von der, Zweck und Gegenſtand der Polizeigewalt 
im Allgemeinen betreffenden, Unterſcheidung zwiſchen Sicher⸗ 
heits- und Wohlfahrts-Polizei kann man 

1. nach der verſchiedenen Art und Weiſe, wie die Polizei 
für ihre Zwecke thätig wird, unterfcheiden zwifchen präpenti- 
ber, repreffiver und reparativer Polizei. Die erfte fucht 
den Gefahren, welche die ftaatlihe Ordnung im Ganzen und im 
Einzelnen bedrohen können, zuvorzukommen, die Urfachen derfelben 
zu entfernen und dle Mittel zu ihrer Unterdrüdung in Bereit: 
Schaft zu. halten. Die repreffive Polizei wird gegen die wirk— 
lich entftandene Gefahr thätig und befeitigt diefelhe durch Anwen: 
dung der ihr zu Gebote flehenden Mittel; die reparative end- 
li fucht die nichts deſto weniger eingetretenen Nachtheile und 
Schäden factiſch wieder gut zu machen und den geordneten Zu⸗ 


9 Man kann daher die Wohlfahrts-Polizei auch vülfs⸗ Polizei 
nennen, in fo fern fie dem Streben ber Bürger nach Förderung 
ihrer geiftigen ‘und materiellen Intereffen blos zu Hülfe kömmt, 
ihnen felbft aber -überläßt, ob und inwieweit fie davon Gebrauch 
machen. wollen. Die Sicherheits s Polizei dagegen, weldye ihre Bes 
ſtimmung durch alle ihr zu Gebote ftehenden Zfoangsmittel durch⸗ 
fegen muß, Tann deshalb aud) bie Zwangs⸗Polizei genannt wers 
den. Vergl. Los, Über d. Begriff. der Polizei. S. 89 f. 
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fand wieder berzuftellen, ohne aber zugleich die rechtlichen 
Folgen zu beflimmen, oder über concurrirende Rechts: 
verhältniffe zu entfcheiden }). 

11. Der Unterfchied zwifhen hoher und nieberer Polizei 
laßt eine verfchiedene Erklärung und Gränzbeſtimmung zu 2). Im 
Allgemeinen wird man unter hoher Polizei dad Recht der Ge: 
ſetzgebung und oberflen Auffiht in Polizei-Sachen, nebft der Be⸗ 
fugniß über Befchwerden oder Recurfe in höchfter Inftanz zu 
entfcheiden 3), zu verftehen haben. Doch ift zumeilen mit dem 
Ausdrud „haute police“ die gehäffige Nebenbedeutung einer von 
ber oberften Staatsbehörde geleiteten geheimen Polizei verbun-: 
den ober auch das f. g. jus eminens, vermöge deſſen, unter Be: 
rufung auf die salus publica in erceptioneller Weife durch eine 
unmittelbar vom Regenten ausgehende Special:Berfügung in den 
Drivatrechtözufland eingegriffen wird, darunter verftanden wor: 
den. Verſchieden von der Abtheilung in hohe und niedere Poli: 
zei ift die Unterfcheidung zwifchen allgemeiner Landes-Poli⸗ 
zei (police generale) und Orts⸗Polizei, obwohl der gemeine 


1) %. M. find die meiften Vertheidiger einer f. g. Adminiftrativ s Jus 
fliz, befonders auch Bunte in ber oben vor $. 179 angef. Schrift. 

2) Vergl. Mofer, von ber Landeshoh. in Polizey= Sachen. Kap. I. $. 
4. — Winkopp's rhein. Bund. Bd. I. ©. 78f. Bd. II. ©. 213f. 
380 f. Bb. IV. S. 22 f. Bd. VI. S. 69. Bb. VII. ©. 47 f. Klüs 
ber, Öffentl. Recht. 5.383. v. Berg a. a. D. Th. IV. S. 104f. 

3) Zn bdiefer Bedeutung ift der Ausdrud haute polige in ber Rheine 
bunds⸗Acte der niedern, den Mebiatifirten verbleibenden, Polizei 
entgegengefeßt. Rheinb.sActe Art. XXVI. XXVII. Die deutſche Buns 
desacte fpricht ben Mebiatifisten Art. XIV. die Ortspolizei⸗ zu. — 
Die unbedingte Verwerflichkeit einer f. g. geheimen, befonders aus 
der Zeit der Fremdherrſchaft in Deutfchland in berüdtigtem Anden» 
ten ſtehenden, Polizei ift allgemein anerkannt. Die Öftere Verwech⸗ i 
felung mit ber hohen Polizei erklärt fi) .aus ber, gerade von 
diefer befonders ausgegangenen, mißbräuchlichen Anwendung einer 
geheimen Polizei. Nachweiſungen hierüber f; bei Klüber, öffentl. 
Red. 5. 381 Notec. S. auch ©. 3. W. Grävelt, über höhere, 
geheime und Sicherheits Polizei. Ilmenau 1820. — Zachariä, 
vierzig Bücher Th. IV. ©. 292. — v. Aretin, conflit. Staatör. 
Th. 01.68. 1771 f. 


- 
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Sprachgebrauch und auch Gefege nicht felten beide Unterſcheidun— 
gen miteinander vermifcht haben 9. 


$. 181. ($ 160.) 
EEE. Poſitivrechtliche Entwidelung in Deutfchland. 


Concurrenz der Landftände. 


1. Das Inſtitut der Polizei hat ſich in Deutfchland, wie 
in andern Staaten, nur allmählig entwidelt I) und bat 
mit den fleigenden Anforderungen an den Staat und dem ſtets 
zunehmenden Beſtreben der Regierungen, alle möglichen Verhält⸗ 
niffe ihrer Leitung und beliebigen Beſtimmung zu unterwerfen, 
im Verlauf der Zeit eine immer größere Ausdehnung, fo: 
wohl in Abfiht auf die ihm zugewiefenen Gegenftände, als 
die äußere Organifation erhalten. Auch in früherer Zeit hielt 
man die Obrigkeit und diefe ſich felbft für verpflichtet, den Un: 
terthbanen gegen die Ausbrüche der gröbften Sinnlichkeit und die 
unmittelbar daraus hervorgehenden Gefahren Schug- zu gewähren. 
Die Sorge dafür war aber überall, ohne äußere Scheidung, 
Sache der ordentlichen Gerichtöbehörden, Amtleute, Patrimonial⸗ 
richter, ftädtifchen Obrigkeiten und Regierungen und auch die 
NReichögefege, welche zuerft den Ausdrud Polizei gebrauchen, 
bedienen fich deffelben zunächſt in der Bedeutung von bürgerlis 
‚ her Ordnung überhaupt, ohne dabei an einen felbftfländigen und 
abgefchloffenen Zweig der öffentlichen Verwaltung zu denken 2). 


4 So hat offenbar auch bie deutfche Bundes⸗Acte a. a. D. „Orte: 
Polizei« in der VBebeutung von niederer Polizei gebraucht. 

1) Am früpeften zeigen fih Spuren eigentlicher Polizei =Anftalten, bes 
fonders in Beziehung auf Alles, was Einfluß auf Handel, Gewerbe 
und Verkehr und aud) auf die öffentlihe Cicherheit hat, in den 
Städten. Vergl. Strube, von den Hoheitsrechten mittelbarer 
Städte, in beffen Rebenftunden. SH. I. ME V. v. Berg, Handb. 
des teutich. Polizeyrechts. Bd. I. S 50f. Eichhorn, deutſche St. 
u. Rechtsgeſch. Th. I. $. 310. $. 312. Ih. III. 5. 433. 434. Polis 
zeigefege und Ginrichtungen bilden einen Hauptbeftanbtheil ber mei⸗ 
ften Statute des I4ten und I5ten Sahrhunderts. 

2) So made die Reichſsreguiments⸗Ordnung v. 1495 $. 40 bem 
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Die Reichs-Polizei-Ordnungen bilden die Grundlage bes 
gemeinrechtlihen Polizeirechts 3). Sie gewährten, ver: 
möge der ausgedehntern, den Landesobrigkeiten darin einge: 
räumten, Befugniffe 9), diefen eine willlommene Veranlaſſung, 


Reicheregimente zur Pfliht »Drdbnung und Polizei fürzunehmen, 
und bie Köftlichleit und Weberfluß aller Stände zu mäßigen.» Nächſt 
der Sicherheit gegen Störungen des Friedens iſt Einfchräntung des 
Kleiderlurus, der Unmäßigkeit, befonders im Zrinten, der Aus: 
fhweifungen bei Hochzeiten, Kindtaufen u. f. w. der erſte Gegens 
ftand eigentlich polizeilicher Gebote in der Reichs⸗ und Landesgeſetz⸗ 
gebung. Es folgt dann, was die Reichsgeſetzgebung betrifft, die 
»Drdnung und Reformation guter Polizei» dv. 15630 und v. 1548 
(f. 9. erfte und zweite Polizeiorbnung) und nach dem Reichsabſchied 
v. 1555 8. 135 die, ſich felbft fo nennende, Polizeiordnung von 
1577. Diefe handelt ohne fuftematifche Anordnung von einer Menge 
verfchiedener, für die damalige Zeit wichtiger und meiftens aud) jegt 
nody in das Gebiet der Polizei fallender, Gegenftände, betreffend bie 
öffentliche Sicherheit, den öffentlichen Grebit, die Abwendung fchäds 
liher Greigniffe und den Schug hülfsbedürftiger Perfonen (vergl. 
den Ertract in Schmauss, Corp. jur. publ. p. 326 f., Lot a. a, 
D. S. 576 f.), und verpflichtet bie Stände ale Landes -» Obrigkeiten 
hierauf Acht zu haben. Dabei find denn audy eine Menge von Straf: 
drohungen eingeflocdhten, weldye im Gegenfaß zu den Beflimmungen 
der peinlichen Gericdhtsorbnung ald Grundlage einee gemeins 
rechtlichen Polizeiſtrafrechts zu betrachten find, obwohl auch 
einige Beflimmungen, wie 3. B. Zitel 23, in das peinlidhe 
Strafrecht übergeben. Diefe Reichspolizeiorbnungen find dann in 
den einzelnen Territorien bei der Errichtung ber f. g. Landesorbds 
nungen, welde ihrem Bauptinhalt nach auch Polizeigefege find, 
zum Mufter genommen. Vergl. Eichhorn, deutfche St. u. Rechts⸗ 
geſch. Bd. IV. $. 500 und v Sedenborffs Teutſcher Kürftenftaat. 
Anderer Theil. Cap 8. 

3) Ueber die fubfidiäre Anwendbarkeit ber römiſchen Polizei: Gelege 
f. L. Fr. Arnold, de legum Romanarum, quae politiam spectant, 
usu hodierno. Gott. 1800. Einen Auszug hieraus f. in v. Berg 's 
Polizeiredyt. Th. IV. ©. 30 f. 

4) Diefe ausgebehntern Befugniffe erkennt auch der Reichsabſch. v. 1654 
6. 106 an, in fo fern er ben Reichögerichten zur Pflicht macht, in 
"Sachen, bie ber, bei einem Stand insgemein eingeführter, gus 
tee Polizey (insbefondere) Zunft: und Handbwerls-Orbnung 
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ihre Regierungsrechte zu erweitern, wobei die große Unbeſtimmt⸗ 
heit des Ausdrucks und der Mangel einer klaren Vorſtellung über 
die einer ſ. g. guten Polizei geſteckten Gränzen, jenes Streben 
ſehr erleichtert. Dabei blieb aber die ſ. g. Landes-Polizei-Ge⸗ 
walt, wie die übrigen in der Landeshoheit begriffenen Regierungs⸗ 
rechte, der Reichs-Staatsgewalt immer untergeordnet, und nicht 
blos die Landesunterthanen, welche ſich in ihren wohlerworbenen 
Rechten durch jene gekränkt fühlten, konnten bei ben Reichsge⸗ 
richten Klage erheben, fondern der Kaifer war auch unaufge: 
fordert berechtigt, bei groben Mißbräuden der Landes Polizei: 
gemalt einzufchreiten und die Abftellung zu bewirken 5). Mit 
der. Entwidelung der Landeshoheit überhaupt breitete ſich auch 
bad Gebiet für die Wirkfamkeit ber Polizei immer mehr aus; 
man faßte den Unterfchied zwiſchen hoher und niederer Polis 
zei auf und verminderte die bisher felbftftändigern Befugniffe der 
Gemeinden, insbefondere der Städte, in polizeiliher Hinficht, 
oder entzog ihnen durch Errichtung neuer landesherrlicher 
Behördens), Einfegung f. g. PolizeisCommiffariate oder 


anhangen,“ wenn fie durch Appellation an fie gelangten, bevor Pro⸗ 
ceffe erfannt würden, „jedes Orts Obrigkeit und bes Status publici 
mit einlaufenbes Intereffe, mit feinen Umfländen wohl zu erwägen, 
fürnemlich aber in dergleichen Sadyen Feine Inhibition leichtlich 
erkennen, ſondern dafern ſolche Sache wider ſelbige des Orts herge⸗ 
brachte und ben Reichs-Conſtitutionen nicht ungemäße — Ordnung 
läuffet, — — ab» und an bes Orts Obrigkeit, als die ohne 
das der Gewalt haben, dergleichen Statuta nach Gele 
genheit der Läuft- und Zeiten zu widerrufen und zu än—⸗ 
bern, verweifen.» — Unbegründet war aber die Behauptung, 
daß hierdurch in Polizeis, insbefondere Zunft: und Handwerksſachen, 
die Appellation an bie Reichsgerichte Überhaupt verboten fei. Leift, 
Staatsrecht $. 160 Note 15. — In der Wahlcap. Art. VI. $. 4. 
derfpricht der Kaifer, keine Privilegia zu ertheilen, „fo denen Chur: 
fürften, Fürften und Ständen in Dero territoriis zuftehenden Polis 
seywefen — in einigerley Wege vorgreifen. u 
. 9 Mofer, von den Haiferl. Regierungsrechten. = I. ©. 213. — 
Leift, Staatsr. $. 175. 


6) Ueber befondere Polizei-Behörben überhaupt, sie fie feit dem 17ten 
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Directionen, auch wohl ganz Dasjenige, was man ald Ge: 
genftand der Landes: im Gegenfab zur Local: Polizei betrachten 
zu können glaubte, indem man den Grundfag - geltend machte, 
baß die bisher von der ftädtifchen Obrigkeit in diefer Hinficht ge: 
übten Gerechtſame auf einer revocabeln un der Lan⸗ 
deöhoheit beruhbten 7). 

II. Aus der biftorifhen Entwidelung ber Polizei⸗ = Gewalt 
und den Beſtimmungen der Reichögefege, welche den Landesobrig⸗ 
keiten bierin freiere Hand gaben, erflärt ſich die Aufftellung der 
im Allgemeinen unrichtigen Zehre, daß der Landesherr in Po⸗ 
lizei:Sadhen nidt an die Mitwirkung der Landftände 
gebunden fei 8), Daß ed den Landesherrn unbenommen war, 
nach ihrem Ermeflen polizeiliche Einrichtungen zu machen und 
Verordnungen: über die Ausübung des ihnen zufländigen Ober: 
auffichtörehtd zu erlaffen, ift allerdings wahr; aber ſtets wurde 
vorauögefegt, daß 1. dabei nicht in die beftehenden Rechte und 
Befugniffe der Landftände eingegriffen 9); 2. die mit den Land: 
ftänden verabſchiedeten Orbnungen nicht abgeändert und 3. zur 


Jahrh. in einzelnen Territorien vorkommen, ſ. Moſer, von der 
Landeshoh. in Polizeiſachen. S. 11 f. v. Berg a. a. O. Th. III. 
©. 571 f. 

7) Vergl. Nettelbladt, von dem Poligeiredyte der mittelbaren Städte 
in Deutſchland, in deffen Samml. Beiner jurift. Abhandl. NE VII. 
©. 153. Leift, Staater. $. 175. 

8) So fagt 3. B. Maurenbredher, Staater. $. 194 Note c. «Die 
Polizei-Geſetze hätten nach deutſchem Staatsrecht von jeher ber 
Executiv⸗-Gewalt angehört, ſeyen alfo. eigentlicher Ausfluß ber 
Polizei niht der gefeggebenden Gewalt. Beweis dafür fey: 
baß fie Überal ohne Mitwirkung der Lanbftände erlaffen wor- 
ben feyen. Wo aber neuere Gonftitutionen fie forderten, ſey dies 
eben Neuerung ober Ausnahme.» Die hier zu Grunde liegende 
völlige Eonfufion verfchiedener ſtaatsrechtlicher Begriffe liegt am Tage. 
Daß aber bie Forderung neuerer Gonftitutionen nicht fo fehr Neues 
rung fei, wie Maurenbredher bier ausfpriht, läßt ſich Leicht 
nachweifen. 

%) 3. B. Beichränlungen ber hergebrachten polizeilichen Befugnifle ber 
ftäbtifchen und Gerichts⸗Obrigkeiten; GErlaffung von Domicil⸗Geſetzen 
u. ſ. w. 
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Ausführung der, die Beförderung der Landeswohlfahrt bezwecken⸗ 
den, Einrichtungen nicht Mittel und Kräfte des Landes in An: 
ſpruch genommen wurden 10), in welchen Fallen allerdings die 
Zuftimmung der Landſtände ftetd erforderlich gewefen if. Auch 
war abgefehen hiervon bei »gleichgültigen- 11), das Polizei: 
wefen betreffenden, allgemeinen Verordnungen, nad den Beflim: 
mungen mancer Landeögrundgefege, wenigftend das Gutachten 
der Stände erforderlih 12). Nach den Beftimmungen der neu: 
ern Berfaffungd:Urfunden aber fann an ſich gar fein Ge: 
wicht darauf gelegt werden, ob eine gefegliche Verordnung nach 
der foftematifchen Gliederung der Beltandtheile der Staatögewalt 
in dad Gebiet der Polizei gehört oder nicht; fondern e8 kommt 
darauf an, ob die Stande überhaupt zu allen Gefegen concur: 
riren 18), oder nur bei Gefegen, welche Eigenthbum und perfün: 


10) 3. 8. Anlegung neuer Straßen und Aufbürdung neuer Dienfte; 

Errihtung von Credit- und Affecuranz =: Anftalten. 
- 1) So bezeichnet fie der Medlenburg. Erblandövergleich v. 1755 $. 
194 f. Vergl. oben Th. I. ©, 151. 

12) Die ältern Publiciſten wiffen Nichts von der Maurenbredheris: 
ſchen Lehre. Vergl. überhaupt v. Berg a. a. DO. Th. I. S. 9. ©. 
188-204. So erkennt auch Leiſt, Staater. $. 175 wenigftens fo 
viel an, daß die Landeshoheit bei Ausübung der Polizeigewalt durd) 
die Mitwirkung der Landftände eingefchräntt fein könne; und 3. 3. 
Mofer, von ber Tandeshoh. in Polizeifachen, fpricht fih Kap. 2. 
$. 6. volllommen richtig dahin aus: „Wo aber Landftände vorhan⸗ 
den ſeynd, ift bes Regentens Gewalt hierinn in fo fern einge 
fhrändt, baß er nichts für fich allein, und ohne derfelben refp. 
Vernehm⸗ oder Bewilligung thun darff, was denen mit denfelbigen 

“eingegangenen Verträgen, ober ben von ihnen erhaltenen Urtheilen 
derer höchſten Neichsgerichte, zumider iſt; es möchte fonft bes Lanz 
desherrns Abficht, ja die Sache ſelbſt, audy noch fo gut feyn, ale 
fie immer wolle. Ein gleiches ift zu fagen, wann ein neues Policey: - 
Sefeg oder Anftalt zwar nit wider, doch fo flard praeter bie 
bißherige Randesverfaffung wäre, daß biefelbige, und die mit der 
Landftände refp. Gutachten oder Bewilligung errichtete Ältere Geſetze 
und Ordnungen badurch in einigen Stüden dennoch in der That ge⸗ 
ändert würden“ u. f. w. | 

13) Zu den Verfaſſungs⸗Urkunden, welche hierbei die Rothwendigkeit der 
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lihe Freiheit der Unterthbanen betreffen — mozu namentlih auch 
alle Polizei-Strafgefege gehören — zugezogen werben müffen 14). 
Die Frage aber, in wie weit höhere Polizei-Behörden Verord⸗ 
nungen erlaffen können, ift nach den allgemeinen über dad Ber: 
ordnungsrecht aufzuftellenden Grundfägen zu beantworten 15). 


$. 182. ($. 161.) 
IV. Rechtliche Gränzen dei PWolizeigewalt. 


Verhältniß Derfelben zur Criminal: ZJuftiz 


v. Berg’s Polizeiredt. Ih. I. S. 85f. S. 131f. S. 2ılf. — Lotz, im 
Neuen Arc. des Griminalr. Bd. II. 236 Bd. IV. M 22. Bb. 


V. 9 — Doauner, über bas Verhältniß der Polizei zur 
Strafgewalt. Würzb. 1826. — Mohl, Syſtem der Präventiv⸗ 
Zuftiz. S. 50. — Mittermaier, deutfih. Strafverfahren. 3te 


Aufl 6.18.46. — ©. auch D. Kuhn, das Polizeiftrafredht 
in feinen Grundzügen, mit befond. Rüdf. auf das Particularredht 
des Königr. Sachſen. Eine publiciftifhe u. ftrafpolitifhe Abhandl. 
Dresden u. Leipz 1843. (Vertheidigt ein felbftftändiges Strafrecht 
der Polizei.) ; 


J. Die rechtlihen Brängen der Polizeigewalt find im 
Allgemeinen die nämlihen, welde für die Staatögewalt 
überhaupt I), fie mag fih nun in der Form der Geſetzge— 


ftändifchen Mitwirkung auch bei der, das Polizeiwefen betreffens 
den, Gefepgebung ausbrüdlid; erwähnen, gehört: bie Heffen- 
Darmſt. Verf. Url. $. 72, die Württemberg. 8. 90. — Für 
dringende - und eilige Fälle tritt das außerorbentlidye Verord⸗ 
nungsrecht der Regierung ein. Oben $. 160. 

14) Ausbrüdtich ertennt 3. B. bas Altenburg. Grunbgef. $. 211 fols 
hen Kalle die Nothwendigkeit der fländifhen Goncurrenz auch bei 
polizeilichen Anordnungen an. " 

15) Was Log im Arch. des Griminale. Bd. II. S. 189 f. darüber bes 
merkt, beruht auf einem unrichtig gebildeten Gegenſatz zwifhen Ges 
feggebung und Polizei. 

1) Es ift nothwendig hieran befonders zu erinnern, um bie verlehrten 
Vorftellungen von ber Allgemwalt der Polizei zu berichtigen. Dazu 
würde namentlich audy zu rechnen fein, wenn man meinen follte, 
daß man Überall, wo man nad) den beftehenden Geſetzen nichts 
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bung, Oberaufficht ober Vollziehung äußern, aufgeftelt 
werden müflen (f. oben $. 156.: $. 166. $. 168). Die Polis 
zei barf daher Feine außer der Sphäre des Staatd liegende 
Zwecke verfolgen, und darf fih Feiner Mittel- bedienen, welche 
als abfolut widerrechtlich zu betrachten find, welche die bür⸗ 
gerliche Freiheit vernichten, oder das öffentliche Vertrauen zerftö= 
ven. Als vollziehende Gewalt ift fie an die beftehenden 
Gefege gebunden, und ift nicht berechtigt, erceptionelle Ue- 
bei über den Einzelnen unter dem Vorwande der Sicherung zu 
verhängen, wenn fie die Geſetze nicht geftatten, oder in concreto 
in der That die Bedingungen für die Ausübung bed Staatönoth- 
recht8 vorhanden find 2). Dies gilt in&befondere von der Ergrei- 


auszurichten vermöge, bie Polizei zur Durchfegung von Dine 
ven, 3. B. Befeitigung gewiffer bürgerlicher und politifcher Rechte, 
die auf rechtlichem Wege nicht gefchehen Tann, gebrauchen dürfe. 
Nur der öfters getriebene Mißbrauch mit der Polizeigewalt erflärt 
es, daB „Vernichtung des f. g. Polizeiftaats« in Deutfchland zu 
einer politifhen Parole werben konnte. Hieraus erklärt fi) das in 
den Grundrechten befonders Art. 3 f. bervortretende, zum Theil 
das richtige Maaß überfchreitende Streben, der Polizeigewalt bie 
ftrengften Zeffeln anzulegen. Vergl. oben Th. I. $. 88. 89. WM. 

2) Daher find 3. B. weder Gerichte noch Polizeibehörben beredhtigt, ges 
gen Perfonen, welche eines Verbrechens verdächtig, aber nicht 
überwiefen find, unter bem Namen von Sicherheits s Maßregeln 

Verhaftung ober Verſtrickung zu verfügen, ſobald fie nicht 

durch Geſetz dazu ermädhtigt find. Daffelbe gilt von allen Freis 
beitös Befchränkungen gegen Perfonen, von welchen man für engere 
ober weitere Kreife eine Gefahr beforgen zu müffen glaubt. Höchſt 
bedenkliche Grundfäge hierüber wurden ausgeſprochen von.ber Hans 
noverſchen Bunbestagsgefandtfchaft in ben Verhandl. der Bundes: 
verfamml. v. 1840 die Beſchwerde des Hauptmann Böfe betreffend, 
wobei fchließlich felbft die Bundesverfammlung über die „unverkenn⸗ 
bar große Gefahr der Anwendung folder Grunbfäge» (März; 1841) 
eine Erklärung abgab. Vergl. die Verhandl. der B. V. Heidelberg 
1848. ©. 286 f. ©. 297. Gemeinrechtlich gehört hierher der 
Art. 176 der P. ©. D. „Bon ftraff oder verforgung ber perfonen 
von ben man auß erzeygten vrfadyen, übels und mißethatt warten 
muß; wobei aber rechtliches Erfenntniß bes Gerichts vors 
ausgefegt wird. Vergl. darüber meine Grundlinien bes Crim.⸗Proc. 
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fung von Sicherheitd = Maßregeln gegen Einzelne, welde ben 
Bürger an ber freien Ausübung ‚feiner menfchlichen ober bürger: 
lichen Rechte verhindern 3). 

11. Für die Frage, in wie weit bie Polizei binfichtlich 
desjenigen, was wirklich in den Granzen ihrer Befugniffe liegt, 
überhaupt Zwang anmenden dürfe? und wozu auch die gefegli- 
he Bedrohung mit Strafen geredmet werden muß, ift die Un- 
tericheidung zwiſchen Siherungsd: und Wohlfahrts:Polizei 
bon großer Bedeutung. Ueberall nämlih, wo es darauf an: 
fommt, bie Grundlagen der bürgerlihen Ordnung überhaupt, 
wozu in gewiffer Hinfiht auh Religion und äußere Sitte 
gehören, gegen Öffentliche Werlegungen ficher zu ſtellen und ſchon 
entftanbene ober zu beforgende Gefahren zu befeitigen, ift die 
Anwendung von Bwangßmitteln gerechtfertigt; während dagegen 
der Einzelne nicht gezwungen werden Tann, von den Anſtalten 


Gebraud zu machen, welche bie Hülfs- oder MWohlfahrtss Polizei 


den Bürgern gewährt. Im Einzelnen kann es freilich fehr 
fhwierig fein, die Sränzlinie hier feftzuhalten. Die befondere 
Sitte, Meinung und Eulturftufe des Volks: haben dabei eine ent: 
ſcheidende Stimme. Sie können eine Einwirkung des Staats 
auf gewifle Verhälfniffe verwerfen, welche zu anderer Zeit und 


©. 192 f. Ein neueres, hierher gehöriges Particular= Gefeh, wel⸗ 
ches zugleich die Formen und Bedingungen für bie Werhängung von 
Sicherheits » Maßregeln feftflellte, war das Hannov. Geſetz v. 27. 
Sun. 1838 über polizeiliche Gefangenhaltung, weldyes aber in diefer 
Geftalt befertigt und durch ein neueres auf wefentlidy verfchiedenen 
Prinzipien beruhendes Geſetz v. 22. Novbr. 1850 erfest worden. ©. 
oben Th. II. $. 152. Note 13. Rauch's Archiv 1850 Th. II. ©. 
29 f. 

Vergl. Lotz im N. Archiv bes Criminalrs. Bd. V. S. 205 f. u. bie 
andern in meinen Grunblinien des Grim.sProc. &. 192 angeführten 
Schriften. Aud die Stellung unter polizeiliche Auffiht nach er- 
ftandener Strafe fest nad) gemeinem Rechte und nach den Be: 
flimmungen neuerer Geſetze ein richterliches Erfenntniß voraus. 
Bergl. z. B. Würtemb. Strafgeſetzb. Art.42—44. Hannov. Gef. 
v. 22. Novbr. 1850 §. 1 und dazu die Regierungs-Motive. Preuß. 
Gef. v. 12. Febr. 1850 u. Strafgelegb. v. 1861 $. 26 f. 


3 


— 
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am andern Ort ald durchaus nothwendig betradhtet wird. Ebenfo 
find die Anforderungen, welche an den Staat in Abſicht auf Die 
Mohlfahrtö-Polizei gemacht werden, nad) au und Ort fehr ver: 
fchieden. 

II. Ihre weitere Begränzung in Abfiht auf den Gegen: 
ftand erhält die Polizei durch das Gebiet der Juſtiz, in wel: 
ched fie unter feinen Umftänden eingreifen darf. Ob und in wie 
weit aber in Betreff polizeiliher Verfügungen für ben in 
feiner Privatrechtöfphäre angeblich widerrechtlich Verletzten der 
Rechtsweg, wenigftend zum Zweck ber Geltendmahung einer 
Entſchädigungs-Forderung zu eröffnen fei, ift nach den 
allgemeinen Grundfägen über dad Dafein einer Iuftizfache und 
die Sompetenz der Gerichte zu beurtheilen ). — Was aber ins: 
befondere dad Verhältniß der Polizei zur Criminaljuftiz 5) 
betrifft, fo liegt an und für fi) in dem Wefen der Polizei durch⸗ 
aus keine Strafgerichtsbarkeit. Denn die Beflimmung ei: 
ned Strafübeld als rehtliche Zolge einer begangenen Handlung 
ift, dad Vergehen mag fchwer ober leicht fein und eine materielle 
Rechtsverlegung enthalten oder nicht, eine rein richterliche, 
ober in dad Gebiet der Juſtiz gehörige, Function, welder auch 
die Anwendung aller f. g. Polizeiftrafgefete anheim fallen muß 6). 
Es war daher nur ein Anerfenntniß des gemeinrechtlichen und 
auch an ſich richtigen Prinzips, wenn in der neueften beutfchen 


4) Vergl. oben $. 148 u. $. 175. In mehrfaher Hinfiht bemerkens⸗ 
werthe, aber bod nicht befriedigende, Beſtimmungen hierüber gab 
für Preußen eine Königl. Verorbnung v. 8. Mai 1842. Im We⸗ 
ſentlichen, jedoch in zum Theil zweifelerregenden Ausdrücken und Ge: 
genſätzen, enthielt dieſelben Beſtimmungen ſchon die Verotdn. v. 26. 
Decbr. 1808 über verbeſſ. ———— ber Provinzial: Polizei und 
Finanzbehörden. 


5) Vergl. hierüber beſonders Log, über das unterſuchungs⸗ und Be⸗ | 
ftrafungsredht der Polizeibebörden im Neuen Archiv bes Griminals 
rechte. Bb.. III. M 26. ©. 558 f. 

6) Los a. a. D. Bd. II. ©. 568f. Zu demfelben Refultate kam auch 


BHeffter: Votum über die Polizei = Gerichtsbarkeit in Strafſachen 
im Arch. des Griminalre. 1843 &. 113 f. 
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Geſetzgebung den Gerichten die fog. Polizeiftrafgerichtöbarfeit wie: 
der zuerfannt und demgemäß auch die Verfolgung des Recurfed 
auf den Weg der Juſtiz vermiefen worden iſt.7). Wo aber aud) 
die Polizeibehörden felbft, wie dies in Deutichland fo häufig der 
Fall war 8), die Unterfuhung und Beftrafung der f. g. 
Dolizeidelicte hatten oder resp. noch haben, muß dieß immer als 
eine ihnen übertragene richterlihe Function betrachtet und 
daher binfichtlich des von ihnen zu beobachtenden Berfahrend 
Beobadhtung der melentlihen Beftandtheile und Formen eines 
gerichtlihen Verfahrens gefordert werben 9). Ueberall find aber 
ald keine Ausnahme zulaffende Grundfäge feflzuhalten: 1: Auch 
ſ. g. Polizeiftrafen find nicht willführlich, fondern nur da zu er: 
fennen, wo die Strafbarfeit der Handlung oder Unterlaffung in 
dem beftehenden Rechte. anerkannt if. Möglich ift zwar, daß 
da, wo bie Griminalgerichte Fein criminell ftrafbares Delict an 
nehmen Tonnten, body ein Polizeidelict vorliegt. Sehr verwerfs 


7) Zunächſt geſchah dieß in anerfennenswerther, wenn auch zunädft nur 
partieller, Weife in Preußen durch die Verordn. v. 17. Juli 1846. 
Später ſprachen die Grundrechte $. 49 allgemein aus: „Der Polizei 
fteht keine Strafgerichtöbarkeit zu.» Dadurch ift diefer Sag auch in 
den meiften einzelnen Staaten Rechtens geworden. In Hannover 
verwies bereits ein Gef. v. 1. Zuli 1848 den Recurs gegen erfannte 
Polizeiftrafen an die beftehenden Obergerichte und in der neuen Ju: 
ftizorgantfation v. 1850 ift ber obige Grundſatz vollftändig- zur Aus⸗ 

- führung gelangt. Vergl. das Gef. über die Gerichtöorganifation und 
die Strafproceßorbn. Dabei erfreut fih Hannover einer Einrichtung 
bei den Polizeigerihten, nämlich der Zuziehung von Gerichts⸗ 

ſchöffen, welche fid ſchon als fehr gut bewährt hat. 

8) Vergl. üb. particularrechtil. Beftimmungen Lot a. a. O. Bd. IH. 
©. 558 f. und überhaupt: Mittermaier, deutſch. Strafverfahr. 
251. 8.5. MP.V. u. 8.46. FIr. Er. Mayer, das Strafverfah: 
ren ber Adminiſtrativ⸗ insbeſ. der Vezetegerden in Würtemberg. 
ulm 1942. 

9) Inmmer fällt die Strafgerichtsbarkeit ber Polizei⸗-Vehörden unter den 
Begriff der Adminiſtrativ-Juſtiz, Tobald nidht befonbere Poli- 
zeiz Gerichte beſtellt ſind und die Berufung oder der Recurs in Poli⸗ 
zei⸗Strafſachen nicht an die höhern Gerichte, ſondern an höhere Ad⸗ 
miniſtrativ sMehörben Sr | 
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. lich wäre aber die Annahme, daß überall, wo die competenten 
Strafgerichte die Strafbarkeit. einer Handlung nicht anerkennen 
fonnten, aus polizeilichen Rüdfichten eine arbiträre Beftrafung 
aushülflich eintreten Pönnie 20), 2. Die Polizei darf fih nicht 
in das firafrichterlihe Verfahren einmifhen und feine 
Handlungen vornehmen, weldye ald Beftandtheile des gericht- 
lihen Strafproceffes zu betrachten find 1). 3. Die Polizei. ift 
verpflichtet, bevorftehende Verbrechen zu verhindern und in 
Beziehung auf begangene Verbrechen die Wirkſamkeit der Cri⸗ 
minal=Quftiz zu unterſtützen, indbefondere durch vorläufige 
Nachforfhung über die zu ihrer Kunde kommenden ftrafbaren 
Handlungen, durch proviforifche den Zweck der Unterfuhung fi: 
cherude Maßregeln, vorzüuglid um da, wo bie Juſtiz-Behörde 
noch nicht thätig werden kann, die für die Unterfuchung 
des Verbrechens wichtigen factifchen Zuftände für die Erkennt: 
niß und legale Benugung der Juſtiz zu erhalten 12). Hier: 
auf beruht der, im franzöfifchen Rechte zuerft audgebildete, Un: 


10) Vergl. Los im Ardyiv bes Grimimalre. WBb. IV. ©. 488. 
11) Dahin gehört, abgefehen von den gefeglich erlaubten Fällen, weldye 
mit dem eigentlihen Strafproceß nichts zu thun haben, insbefonbere 
auch die Hausſuchung, die Befhlagnahme ber Papiere, die 
Erlaffung von Stedbriefen u. f. w. als Beftandtheile der Unter: 
fuchung wegen eines begangenen Verbrechens. Auch die eigent: 
lihe Berhaftung des Angefchuldigten ift Sadye des Griminalges 
richte. Die Polizeibehörbe kann nur vorläufige Verwahrung eins 
treten laffen. Vergl. 3. B. Kurheſſ. Verf. ur. $. 117 Preuß. 
Verordn. v. 20. Jul. 1818. 8,30. Mittermaier, deutſch. Strafe 
verfahr. Th. I. $ 78. ©. auch die Grundrechte Art. IM. u. bie 
neueren Strafproc. Gefege, insbef. Hannov. Strafproc. Orbn. $. 
6. 78. 55. 61. 103. 
12) Vergl. Lotz im Archiv bes Griminalre. Bd. IV. ©. sıs f. 8b. V. 
—S. 220f. Die Polizeibehörden find zweifellos verpflichtet, Über: 
haupt duch unmittelbares, pofitives Wirken für die Erftres 
bung ber allgemeinen Sicherheit und Ordnung im Staate thätig 
zu fein, nicht blos durch unmittelbares phyſiſches Eingreifen 
Verlegungen zu hindern. Nur bie Anwendung der Gefese, in fo 
fern es fi) um bie Beftimmung der rechtlichen Folgen menfchlicher 
Handlungen handelt, gehört ausfchließlidy in das Gebiet der Zuftiz. 
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terſchied zwifchen police judieiaire (gerichtlicher, die Juſtiz un- 
terffügender, Polizei) und bet police administrative, welche 
die übrigen Zunctionen ber Polizei umfaßt 8). Verwandt hier: 
mit, und zum Xheil unter jenen Begriff felbft fallend, war das 
in Deutfchland von jeher den Givilgerichten und Ortsobrigkeiten 
zuſtehende ſ. 9. Recht des erfien Angriffs 4), welches ba, 
wo befondere Polizei = Behörden eingerichtet wurden, "auf biefe 
überging, zum Theil mit Beftimmungen, melde eine Nachahmung 
bed franzöfifchen Rechts waren, ohne jedoch zugleich die Polizei 
in Beziehung auf dieſe Richtung ihrer Thätigfeit der Autorität 
der Gerichtshöfe, wie in Frankreich, unterzuordnen, und dur 
gehörige Zeftftelung der Gränzen ihrer Thätigkeit die erforderliche 
Garantie zu gewähren 15), Erft durch die neuefte Orgmiſation 


* 


%“ 


13) Code d’instruct. crim. Art. 8. „La police judiciaire recherche 
les crimes, les delits et les contraventions, en ressemble les 
preuves, et en livre les auteurs aux tribunaux charges de 
les, punir.‘“ Art. 9. „La police judiciaire sera exerc&ee sous 
l’autorite des cours imperiales.“ Vergl. Lo& im N. Archiv Bd. 
IV. &,495 f. ©. 518. u. jet def: noh Schwarze im Archiv bes 
Errs. Jahrg 1849 ©. 483 f. —W 

14) Vergl. Meifter, Einleit. zur peinl. Rechtsgel. ©. 530. Titt⸗ 
mann, Handb. der Strafrechtsw. IH. II. $. 611. 

15) Am beften waren noch bie Beflimmungen des Baier. Gtrafgefebb. 
Th. 1. Art. 18f. Ale Poligeibehörben bes Königreichs, in Städten 
wie auf dem Lande, find verpflichtet, durch Aufficht und Anftalten 
den Verbrechen und Vergehen möglichft zuvorzufommen, biefelben 
in ihrem Laufe zu unterbrüden und nad begangener That 

die Ausübung ber Strafgerehtigleit zu unterftügen. 
Was zu bem Letztern zu rechnen fei, wird dann Art. 19 näher bes 
flimmt. Nur in befondern, gefeglich beftimmten, Fällen (3. B. bei 
_ einer Gelbflanzeige, Ertappung auf frifcher. That) dürfen die Polizeis 
behörben verhaften, müffen aber ben Berhafteten binnen 24 Stunden 
an bas Unterfuchungsgericht abliefern. Auch ſoll Leine Polizeibehörbe 
berechtigt fein, das Verhör des Verdächtigen auf den Inhalt 
der Anfhulbigung felbft zu erftreden, Zeugenverhöre 
anzuftellen, oder Stedbriefe zu erlaffen. Vergl. Lot im 
N. Archiv des Griminalr. Sb. IV. 8.510 f. Weniger befriedigend 
waren bie Beftimmungen ded Preuß. Landrechts. Th. 1. Zit. XVII. 
Bahbariä’s Staatsrecht. Zr Bd. 2te Aufl. 19 
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des Strafuerfahrens (feit 1848) ift in diefer Beziehung. den na⸗ 
türlichen Anforderungen mehr Rückſicht zu Theil geworben 16). 


$. 183. ($. 162) 


V. BDie Sauptgegenftände der Polizeihobeit. 
A. Allgemeine Elaffification derfelben. 


1. Eine vollftändige Aufzählung aller Gegenftände der Po: 
lizei ift micht möglich, weil fich jeden Tag neue Urſachen ergeben 
können, welche für dad Ganze und die Einzelnen Gefahr brin- 
gend find, und weil die fortfchreitende Cultur, die Vermehrung 
- der menfchlihen Erfindungen, ber ſteigende Meltverkehr u. f. w. 
bie Regierung immer zu neuer Thätigkeit auffordern fann. Das 
bei laffen fih Sicherheits: und Wohlfahrts- Polizei in 
Beziehung auf ihre Gegenftände nicht fireng von einander fon= 
dern, weil, abgefehen von dem fehr verfchiedenen Begriffe, der 
mit diefem Gegenfage verbunden werben kann !), wegen ber in⸗ 
nigen Wechfelwirkung, in der beide zu einander ftehen 2), derfelbe 


$. 10— 14 uber das Berhältniß ber Polizei zur Griminal = Zuftiz, 
welche in der Allgem. Griminalorbn. $. 14 wieberholt und. durch ſpä⸗ 
tere Minifterials Erlaffe näher beſtimmt worden find 208, a. a. O. 
Bd. I. 8.558 f. Bd. IV. S. 507 f. — ©. auch Wärtemberg. 
Strafpr. Ordn. v. 1812 Art. 19 Badiſche Strafpr. Ordn. v. 1845 
Art. AL f. 

16) Vergl. bie Braunſchweig. Strafpr. Orbn. von 1849 $. 25 f. 
Kurheff. Strafpe. Drbn. v. 1848 8.144 f. Thüringiſche Strafpr. 
Ordn. Art. 39. Holzinger die Scjwurgeridhte in Würtemberg. 
Stuttg. 1849 &. 90 fe — Hannov. Strafproc Ordn. v. 1850 
Art. 53 f. 

1) 8o beziehen Manche die Sicherheits⸗Polizei nur auf ben Schug 
gegen bie Gefahren, weldye duch menfhlihe Handlungen für 
die rechtliche Ordnung im Staate Überhaupt und bie Rechtöfphäre 
bes @inzelnen verurfadyt werben können, 3. BB; v. Berg, Polizeis 
scht. Bd. I. &. 209 f. 

2) Bergl. oben $. 179. M' II. und v. Berg, a. a. DO. S. 215. Hier: 
aus erklären ſich auch die abweichenden Anfichten der Schriftfteller des 
Polizeirechts über die Stellung ber verfdyiedenen Zweige der Polizei 
in die eine ober bie andere Glaffe. 
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Gegenftand bald unter ben einen, bald unter den anderen Ge: 
ſichtspunkt fällt, oder auch zu gleicher Zeit in das Bereich beider 
Sphären ber Polizei gehören fann. Es läßt fih daher immer nur 
in concreto barüber entſcheiden, ob einer polizeilihen Maßregel 
ber eine. oder andere Zweck, ober beide Zwecke vereinigt zu Grun: 
be liegen und hiernach erft beftimmen, ob ſich die Anwendung 
von Zwang überhaupt und bie Art und dad Maaß deſſelben recht: 
fertigen laſſe. 

11. Auch die Scheidunge®, welche man hinfichtlic der Si: 
herheitö-Polizei zu machen pflegt, laffen ſich nicht fireng 
durchführen. Denn was indbefondere bie Abtheilung in öffent: 
lihe und Privat-SicherheitösPolizei 3) betrifft, fo fallen 
fie meiflend wieder in einander, indem alle Geſetze und, Anftalten, 
welche darauf abzmeden, Gefahren, bie den ganzen Staat ober 
einem heile bdeffelben drohen, abzuwenden, zugleich aud für die 
Sicherheit ded Individuums wirken, und andrer Seitd Verletzun⸗ 
gen, welche gegen den Einzelnen beabfichtigt werben, zugleich 
auch die Rechtdorbnung des Ganzen gefährden 9). Ebenfo ift die 
Unterfcheidung zwilhen der Sicherheit gegen ſchädliche Natur: 
Ereigniffe oder Kräfte der Elemente und der Sicherheit 
gegen fhäblihe menfhlide Handlungen in fo fern nicht 
durchgreifend feftzuftellen, als jene auch durch willkührliche menſch⸗ 
lihe Handlungen in Wirkſamkeit gefegt werben und ihrer Seits 
wieber verbrecherifche Handlungen veranlaffen Tünnen. Dabei ift 
jene Unterfcheidung auch in rechtlicher Hinfiht von feiner Er: 
beblichkeit, da es für die Wirkſamkeit der Polizei an ſich gleich: 
gültig ift, ob die drohende oder entftandene Gefahr durd das 
Eine ober dad Andere, oder durch Beides zugleich verurfadht ift. 


3) Berg. v. Berg's Polizeirecht 8b. 1. &. 213 f. 

4) Aus ähnlichen Gründen läßt fi im Strafrecht der Unterfchieb zwi⸗ 
fhen öffentlihen und Privatverbrechen nidht-wohl burdıs 
führen. 
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$. 184. ($. 163.) 
B. Einzelne Zunctionen der Polizeigewalt. 
1. Sorge für Erhaltung der Öffentlichen Ruhe und Sicherheit. 


Ueber Erhaltung Öffentlicher Ruhe in Deutfchland und andern Staaten. 
Nefultate ber beften, bei der Churmainziſchen Academie nfiglicher 
Wiffenfchaften über diefen Gegenftanb eingegangenen Aufſäte. Er⸗ 
furt 1794. — Ueber Deutichland’s Verfaſſung und die Erhaltung 
der Öffentlihen Ruhe in’ Dedtſchland. Götting. 1795. — v. 
Berg, Polizeirecht. Th. J. ©. 213 f. 


Wahrend die Beftrafung der Verlegung ber Sffentfichen 
a An Sicherheit in den Kreis der Juſtiz gehört, welche allein 
darüber’ zu erfennen bat, ob und in wiefern die Urheber und 
Theilnehmer einer ‚derartigen Handlung ſich firafbar gemacht ha: 
ben oder nicht, ift e8 Sache der Polizei: 1) Anftalten zu treffen, 
welche die Störung ber öffentlichen Ruhe und Sicherheit im AN: 
gemeinen verhindern; 2) dem drohenden Ausbruch von Unruhen, 
Empörungen und andern Unordnungen :dburch die ihr zu Gebote 
fiehenden Mittel zu begegnen; 3) den erfolgten Ausbruch durch 
Anwendung von Bwangsmitteln zu unterdrüden. — Bon ben 
“ ältern gemeinrehtlihen Beftimmungen gehört hierher: das 
Gebot. des allgemeinen und ewigen Landfriedens in Deutfchland 
und als eine, die Aufrechthältung deſſelben bezwedtende, Einrich⸗ 
tung die Drdnung ber zehn Kreife !), fowie Alles, was den ein: 
zelnen Reichöftänden in Anfehung ber Verhütung von Unruhen, 
Sewaltthätigkeit und Empörung zur Pfliht gemacht ift 2). Da: 
bei geflatteten die Neichögefebe jedem Stand des Reiche, auch 


I) Landfriede zu Worms 149% und Executions⸗Ordnung von 
bemfelben Jahre; fpäter öfters, erneuert, erweitert und gebeffert. 
Vergl. oben Ih. I. $. 30. 31. 33. 


2) Reichdabſch. zu Augsburg v. 1555 $. 35. $. 60 f. Reichsabſch. v. 
1548 5. 9. Wahlcapit. Art. XV. 5.6. v. Berg, Polizeirecht. 
Th. J. S. 216.f. Auch die Einführung des, auf rein polizeilichen 
Gründen beruhenden, f. g. Possessorii summariissimi fann hierbei 
erwähnt werden. 
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ohne Weitered den Beiftand der benachbarten. Stände zur Unter: 
drüdung von Aufruhr und Empörung anzurufen, ohne jedoch (ab⸗ 
gefehen von ben Verpflichtungen ber Kreisoberften) eine wechfel: 
feitige Verpflichtung ber Reichöftände in biefer Hinficht. klar 
audzufprechen 3). Grundgeſetzlich befteht eine folche Verpflich⸗ 
tung au für die fjegigen Bundesglieder nicht %. — Rur 
particularretlich ift übrigens bei Volkstumult die Nothwendig⸗ 
feit der Verleſung der f. 9. Aufruhr: Acte, die Verkündigung 
bed |. g. Standrechts dabei, und bie (fubfidiäre) Berpflichtung 
der Gemeinden zum Erfab des dabei von den Zumultuanten 
n öffentlichem oder Privatgut angerichteten Schadens 5). Die 
Berlefung. der Aufruhracte bat in fo fern eine rechtliche Beben: 
tung, ald danach die Anwendung von Zwangs- indbefondere 
Waffengewalt gegen die zufammengerottete Menge gerechtfertigt 
erfcheint. Dagegen läßt es ſich nicht billigen, die der richterlichen 
Gognition unterliegende Frage, ob ein Verbrehen des Auf: 
ruhrs begangen fei, blos davon abhängig zu machen 6). Dem 


3) Wahlcapitul. Art. XV. 8.8 S. oben Th. I. $. 32. Note — v. 
Berg, Polizeirecht. Th. I. S. 231 f. 

4) Nur auf die „gegenwärtigen Beitverhältniffe“ —— ſich Bundes⸗ 
beſchl. v. 21. Octbr. 1830 $. 1. und v. 5. Juli 1832 $. 9. 

5) Ueber biefe Verpflichtung der Gemeinden find beſonders ſeit 1848 
Geſetze in deutſchen Bundesſtaaten ergangen, ſo z. B. für Hanno⸗ 
ver Geſ. v. 16. April 1848. Preuß. Geſetz v. II. März 1850. 
Bayeriſches Gef. v. 12. März 1850. Anh. Bernburg Gef. die 
Aufiedhthalt. der dff. Ruhe betreffend v. 24. Mär; 1850 $. 13 f. 
(bie drei Iestern Gefede in Rauch's Archiv f. Gefekgeb. Jahrg. 
1850.) Ohne gehörige Drganifirung ber Bürgerwehr in den Gemein: 
den ift eine foldhe, an bie alte Sefammtbürgfchaft erinnernde, Ver⸗ 
pflichtung dee Gemeinden mindeften® eine lingeredhtigkeit. 

6 Bergl. Mittermaier zu Feuerbach's Lehrb. des peinl. Rechte. 
8. 201. Rote V. In mehrern Ländern find Gefege Über Aufruhr und 
Zumult, auch was ba8 dabei zu beobadıtende polizeiliche Verfahren 
betrifft, erlaffen worden. Vergl. Allgem. Preuß. Landr. Th. II 
Zit. 20. $. 180 f. und Xerorbn. v. 30. Dechr. 1798. v. Berg’e 

Polizeirecht. SH. V. S. If. Altenburg. Gefes v. 25. März 1837. 
— Ein delit de latroupement, wie es das franzöfifche Recht Kennt, 
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Standreht können nur diejenigen Handlungen unterworfen 
werden, welche .nach Verkündigung beffelben begangen worben 
find. Daffelbe findet aber nach den neuern Gefegen nicht blos 
zur Unterdrüdung von Aufruhr, fondern auch beim Ueberhand⸗ 
nehmen gemeingefährlicher. Berbrechen, wie Raub und Brandſtif⸗ 
tund, Statt 7). 

11. Ron befonderer Richtigkeit für die innere Sicherheit 
im engern Sinne ift die polizeiliche Thätigkeit zur Unterdrüdung 
von Räuber: und Diebesbanden und wider dad, der öffent: 
lihen Sicherheit gefährliche, Herumftreifen von heimathslofen 
Menfhen, Landftreihern, Bagabonden, namentlid, wenn 
fie in bandenmäßiger Bereinigung berumziehen. Schon bie 
Reichsgeſetzzee verpflichten die Obrigkeiten, auf alle umbergies 
hende herrenlofe Geſindel (befonderd »garbende Knechte») 
forgfältig zu achten, daffelbe nirgends zu dulden, fich in ber Ver⸗ 
folgung zu unterflügen, und wenn es ber öffentlichen Sicherheit 
gefährliche Verbrecher find, auch die Nacheile in das benachbarte 
Zerritorium zu geftatten 8). Strenge Verordnungen find insbe: 
fondere gegen die Zigeuner erlaffen und durch Landeögefege noch 
verfchärft %. — Die Verbefferung der Polizei = Anftalten zur 


(Gef. v. 10. Apr. 1831 u. 24. Mai 1834), befteht, abgefehen von 
temporären, bei fchon geftörter öffentlicher Ruhe, erlaffenen polizei⸗ 
lichen Berboten bed Zufammentritts einer Mehrzahl von Perfonen, 
in Deutfhland nit. Der bloße Auflauf ift natürlih (fo auch 
nach den neuern Geſetzgebungen) an ſich Feine ſtrafbare Hanblung. 
Bergl. Mittermaier a a. O. Note VI. 

) ©. 3.1. 8.87. a. E. Vergl. auch Altenb. Grundgef. $. 45. Kurs 
beff. Verf. Urk. v. 1831 $. 114. 

8) Reichsabſch. v. 1548 5. 20. Executions⸗Ordn. $. 35 f. $. 37. Reiche: 
Polizei sDrbn. v. 1577. Tit. VII. $. 1 f. Reichsſchl. v. 1. Aug. und 
"WW. Octbr. 1668. v. Berg, Polizeircht. Th. J. ©. 257 f. &.279 f. 
Sm Th. IV. S. 601 f. diefed Werkes. findet fid) noch eine befondere, 
umfaffende Abhandlung „von ben Vorkehrungen ber Sicyerheitss Pos 
lizei gegen Landftreiher.« Mofer, von ber Landeshoh. in Pos 
lizeifahen. Kap. XIII, 

N Reiches Polizeiorbn. v. 1577 Zit. 28. — Hanno». andtage⸗Abſch. 
v. 1601. 1639. Verordn. v. 30. Novbr. 1709, v. Berg a. a. O. 
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— der allgemeinen Sicherheit wider Räuber, Diebe 
und Vagabonden iſt aber erſt in neuerer Zeit bedeutend fortge⸗ 
ſchritten und man muß anerkennen, daß die Polizei in dieſer 
Hinficht ſehr viel geleiſtet hat 10). 

§. 185. (6. 163. 164.). 


2. Ueberwachung von Geſellſchaften n. Verſammlungen. Auſſicu 
auf Fremde und Pafwefen. 


J. Zu den am ſich zweifellofen, nur in ihrer Anwendung 
möglicher Weiſe gehäffigen Befugniffen der Polizeigewalt gehört 
die Beauffihtigung und resp. das Verbot von Vereinen und 
Gefellfhaften, von Volksverſammlungen und anderen 
öffentlichen Zufammenfünften, welche der öffentlichen Ordnung ges 
fahrlich werben fünnen !). Hierin liegt aber keineswegs bad Zu: 
geftändniß, daß die Theilnahme an jeder nicht obrigkeitlich auto: 
. rifieten Geſellſchaft oder Verbindung mit dauernden Bweden un: 
erlaubt und polizeilich ſtrafbar ſei. Geheime Gefelfchaften zu 
beauffichtigen, Aufflärung über ihre Zwecke, Vorlegung ihrer 
Statute zu verlangen und fie den Umfländen nach zu verbieten, 
ift die.Polizeigewalt wohl berechtigt. An und für ſich können 
aber auch geheime Gefelfchaften nicht ald unerlaubt und firafs 
bar betrachtet werden 2). — Uebrigens verfteht ſich von felbft, 
Th. J. S. 361 f. S. 280 f. und über bie fränkifchen und ſchwäbiſchen 
Kreisſchlüſſe v. 1801 u. 1802 v. Berg a. a. O. Th. IV. ©. 619 f. 
Ueber eine fräßsre Verordnung des rheinifchen Kreifes f. Kortholt, 
de justilia et prudentia poenarum in sanclione novissima utrius- 
que circuli Rhenani. Giess. 1771. Ron einer firengen churbabifchen 
Verordn. 9. 1804 f. alt. Archiv des Griminalr. Bb. VI. Et. 1. ©. 
139 f. 

Einen Entwurf zu einer PolizeisWerorbn. über biefen Gegenftand f. 

im alt. Archiv des Sriminalr. Bd. VI. Bft. 2. ©. 30 f. 

1) Vergl. oben über das Verſammlungs⸗ u. Vereinsrecht Th. I. $. 90. 
No. IV. 

2) Gehler, de inspectione suprema in societates occultas prudenter 
exercende. Lips. 1786. v. Berg, Polizeireht. Th. J. &. 250 f. 
Feuerbach, Lehrb. des peinl. Rechts. $. 434. — Ueber Collegia 
illicite bei den Römern u. deren Strafbarkeit f. Platner, Quaesiio- 


10 


— 
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daß dad Recht der anerkannten geiftlichen und weltlichen Corpo⸗ 
rationen, Gemeinden und Genoffenfchaften zur Ver 
fammlung und zur Berathung ihrer Angelegenheiten nicht unter 
Berufung auf die Befugniffe der Polizeigewalt vereitelt oder be: 
einträchtigt werben darf. Auch liegt in dem Rechte, einen Re⸗ 
gierungd=: Bevollmächtigten dabei zugegen fein zu laffen, wo es 
regelmäßig gefeblich begründet 3), oder durch außerordentliche 


3) 


nes de jur. crim. Rom. Marb. 1842. p. 300 f. u. Roulez, des 
associations poliliques chez les Romains. Brux. 1839. — Der als 
unſchädlich erkannte Freimaurer-Orden ift wohl in allen beutfchen 
Bundesftaaten geduldet. ©. aber I. J. Moſer, von Gebulbung 
der Breimaurer » Gefellfchaften. Frankf. 1776. Zahlreiche literär. 
Nachweifungen über geheime Geſellſchaften Überhaupt und bie Kreis 
maurer insbefondere bei Klüber, Öffentl. Recht. $. 360. Notee. 


"Ueber die Beftimmungen bes Preuß. Kandr. Th. I. Tit. 20..5. 184. 


und das Preuß. Ediet v. 20. Octbr. 1798 f. v. Berg, Hanbb. des 


Polizeirechts. Bd. V. ©. 13 f. — Die Badiſchen Gefege über 


Vereine v. 26. Dctbr. 1833 u. über Bollsverfammlungen v. 15. 
Nopbr. 1833 hielten ohne Zweifel den richtigften, fowohl das freie 
Affociationsrecht als die Rechte der Regierung am beften wahrenden, 
Geſichtspunkt feft. Auf ähnlichen Prinzipien beruhten, was Vereine 
betrifft, die Beflimmungen des Würtemberg. Strafgefegb. Art. 149 
und des Säthfifchen Strafgef. Art. 93. — Die deutſchen Geſetz⸗— 
gebungen find in fo fern fchon vor 1848 freifinniger als die franz 
söfifhen, wo Art. 291 des Code penal und bad Geſet v. 10. Apr. 
1834 die Theilnahme an jeder nicht autorifirten Associalian de plus 
de vingt personnes für ftrafbar erklärt. — „Den Bundesbeſchl. v. 
5. Zuli 1832, welcher gewiß zu den aufgehobenen Ausnahmsgeſetzen 
gehört, f. oben Ip. J. $. 90. Notes. Der $. 4. dieſes Bundesbes 
ſchluſſes beflimmte nody, daß „das Öffentliche Zragen von Abzeichen 
in Bändern, Gocarben ober dergleichen, fey es von In⸗ oder Aus: 
Ländern, in andern Karben, ale jenen bes Landes, bem ber, welcher 
ſolche trägt, als Unterthan angehört, — das nicht autorifirte Aufs 
fleden von Fahnen und Flaggen, das Errichten von Freiheits- 
bäumen und bergleicyhen Aufruhrzeichen“ in ben beutichen Bundes⸗ 
flaaten „unnachſichtlich zu beftrafen“ fei. 

So in Betreff der. kirchlichen Verfammlungen oder Synoben in 
Bayern u. andern Ländern. ©. 5. B. Kirchen⸗Ordn. ber conföbe: 
rirt veformirten Gemeinden in Nieberfachfen v. 14. Septbr. 1839; 
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Umftände begründet wird, nicht die Befugniß, bemfelben die Lei- 
tung ber Verhandlungen zu übertragen, ober’ biefelben durch ihn 
nad Willkühr unterbrechen ober verhindern zu laffen. 

I. Eine große Zahl älterer und neuerer, fowohl Reiche: 
ald Landes⸗-⸗Gefetze 4) hat den Zweck, bie Gefahren, welche für 
den Staat und den Einzelnen durch widerrechtlihe Handlungen 
entftehen können, zu verhüten oder zu vermindern. Abgefehen 
von ben Berorbnungen, welche die Verhinderung beflimmter Arz 
ten von Berlegungen, namentli aller Leben und Gefundheit ge: 
fährdenden Handlungen 3), bezweden, gehört hierher insbeſon⸗ 
dere, bie Beauffihtigung der Fremden, nebft dem ald Haupt: 
mittel dazu benusten Paßwefen. Man geht hierbei von dem 
Orundfage aus, daß ber Fremde, d. h. hier auch jeder Angehös 
rige eined andern deutſchen Bundesſtaats, Fein Recht zum Auf: 
enthalt im Lande habe, und daß es daher auch von ber Polizei: 
gemalt abhänge, ob fie Fremden überhaupt und unter welden 
Bedingungen und Förmlichkeiten fie ihnen den Eintritt in das 
Land, den Durchgang. ober Aufenthalt geflatten wolle 6). Non 


(im Anhang v. Richter’s Kirhhenr.) $. 12. — Zum heil fehr 
arbitsär find die Rechte bes Regier. Sommiffaire nach den neuern 
Vereins: Gefegen. 

4) Man fehe die Reichsſs⸗Polizeiordn. v. 1577 und andere Reichsgeſetze. 
Particular⸗-Geſetze find gefammelt in v. Berg-a. a. D. Th. V. 

5) Hierher gehören 3.8. die Beftimmungen Über den Verlauf von Gift, 
das Schießen an gangbaren Drten, das gefährliche Aushängen und 
Auswerfen von Baden, Nichtausbeſſern baufälliger Gebäude, das 
Balten gefährlicher Thiere u. f. w. u. f. w., wie fie fi zum Theil 
aud) fhon in gemeinrechtlichen Quellen finden. 9. ©. O. Karls V. 
Art. 37. „Item es follen auch alle oberleyten an jeben Orten, bie 
apoteder- und ander, fo gifft verlauffen, oder bamit handtieren, in 
glübd und eyde nemen, daß fie .niemandts eynich gift verlauffen 
noch zuftellen, on anzeygen, vorwiffen ond erlaubuugiberfelben ober: 
keyt.⸗ Ausführlichere Vorſchriften über dergleichen Vorbeugungs⸗ 
mittel enthält z. B. das Preußiſche Landrecht Th. II. Tit. 20. $. 
601 - 796. 

6) v. Berg a. a. O. Th. IV. S. 320 f. Daß die deutſche Bundesacte 
durch das, was ſie im Art. 18 den Unterthanen der deutſchen Bun⸗ 
desſtaaten zuſichert, nicht das Recht des freien Aufenthaltes in je⸗ 
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dieſem Standpunkte aus ift dann auch bie, hinfichtlich der eige: 
nen Unterthanen oder Staatöbürger ganz unzuläffige, gemein: 
rechtlich auch nur ald peinliche Strafe durch den Richter zu ver: 
hängende, Landbesvermeifung 7) hinfichtlich der Fremden eine 
reine Polizeiſache, gegen welche Feine gerichtliche Klage ald zu: 
läffig betrachtet werben Tann 8). -Ebenfo ift der Staat hiernadh 
berechtigt, von Zremden Päſſe, Paßkarten oder Wanber: 
bücher zu fordern und bie Eigenfchaften derfelben feftzufegen 9). 


°) 


8) 


bem deutfchen Bundesſtaate gemährleiftet hat, ſ. oben Th. I. $. 86. 
Note 9. 

Was von ber Landesverweiſung gilt muß in ganz gleicher Weiſe 
auch von ber Verftridung (Gonfinatio) u. der Bermweifung aus 
einem Orte ober beflimmten Theile des Staatsgebietes gelten, 
auch wenn Fein Domicilrecht begründet ift, folange der Unterthan 
nicht durch firafbare Handlungen, die Freiheit ber Wahl des Aufent- 
baltortes verwirkt, ober als Bettler, Vagabond, von Subſiſtenzmit⸗ 
teln Entblößter den Polizeigefegen unterliegt. — Wegen ber ges 
genfeitigen Uebernahme Auszuweiſender befteht feit dem J. San. 
1852 zwifchen Preußen und ben meiften beutfchen Bunbesflaaten, 
mit Ausnahme Defterreich8 und einiger anderer, ein Vertrag, durch 
welchen bie bisherigen beſondern Sonventionen zwifhen ben einzel: 
nen Staaten außer Kraft gefest find. ©. für Hannover bie Be 
kanntmach. des K. Minifteriums bes Innern vom 5. April 1852. 
Gefepfammi. v. 1852 No. 14. No. 59. 1853, No. 8. 21. 39. 

v. Mohl, Würtemb. Staatör. Th. II. &. 281. Dieb hat auch bie 
beutfhe Bundesverfammlung anerkannt, in welcher Hinſicht bes 
fonders die Entfcheidung Über die bekannte Beſchwerde bes Freiherrn 
von Sierstorpff (oben Ih. II. S. 255f.) mit dem, bie Befchwer- 
den bed von Lamezan und von Maſſenbach (Prot. ber Bundes: 


verſ. 1817 8. 395. 1827 $. 71) betreffenden, Befchläffen zu vergleis 


chen if. — Ob aber ber Fremde Über Kränkung anderer, ben Uns 
terthanen zugefiherten verfaffungsmäßigen, Rechte Beſchwerde füh⸗ 
ven Lnhe, in fo fern fie überhaupt auf ihn Beziehung haben können? 
3. B.--Unverleglichleit der Perfon und bes Eigenthums, Gewiffens- 
freiheit, SPreßfreiheit in ben gefeglichen Schranken u. f. w.? Tfollte 
nicht in Zweifel geftellt werden. ©. jebody v. Mohl, Würtemb. 
Staatsr. Th. I. ©. 282 ſ. Vergl. audy oben Th. I. S. 443. Th. 
I. &. 179. 


9) v. Berg, Polizeirecht. Th. IV. S. 632f. Merker, die Nothwen⸗ 
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Sie in derfeiben Weife von eignen Landesunterthanen, welche 
im Inlande reifen wollen, zu fordern, läßt ſich dagegen nicht 
rechtfertigen, wenigſtens nur unter außerorbentlichen Umftänden, 
worauf auch fchon ältere Paßgeſetze 10) Rüdficht nehmen. Zu 
einer befondern Vigilanz in Betreff folder, welche politifcher 
Vergehen oder Verbindungen verbädtig find, haben fich bie Bun⸗ 
deöregierungen im Jahre 1832 (zeitweilig) verpflichtet 11). 


digkeit bes Paßweſens zur Erhaltung öffentl. Sicherheit. Erfurt 1818. 
D. Benda, bie Fremden u. Paß:Polizeiverfafl. des preuß. Staats. 
Liegnig 1816. Kr. Kuhn, bie Fremden⸗ u. Paß=Polizei in ben 
Preuß. Staaten. Queblinburg 1839. — ine vortrefflidhe Einrich⸗ 
tung ift der zwifchen ber Mehrzahl der beutfchen Bundesftaaten in 
neuerer Zeit eingerichtete Paßkarten:Berein zur Grleichterung 
bes Reiſeverkehrs auf den Eifenbahnen und ben nädhftbelegenen Lan⸗ 
bestheilen. &. darüber die Bekanntmachung des K. Hannov. Minis 
fleriums bes Innern v. 2. San. 1851. Gefesfamml. v. 1851 No.I. 
Nach diefen und fpätern Bekanntmachungen (Geſetzſamml. v. 1851 
No. 15. 25. 28. 32. 53. 1852 No. 3. 36. 90. 1853 No. 60) gebö- 
ven alle beutfche Bundesftaaten mit Ausnahme von Defterreih, Hols 
ftein, &uremburg und Fichtenftein zu diefem Paßkartens Verein. Gis 
nige Bufäge f. in der Belanntm. v. 10. Aug. 1853. (Hannov. Ges 
fegfammt. v. 1853 No. 54.) 

10) Vorſchriften über Päſſe find z. B. auch in dem fchwäbifchen Kreis⸗ 
ſchluß v. 1802 (v. Berg a. a. O. Ah. V. ©. 32 f.) gegeben. Ge⸗ 
fammelt find bie Yaß-Poligeigefege, unter benen befonders bie Preus 
ßiſchen vom Jahre 1817 hervorzuheben find, in: v. Reifewig u. 
Doffmann’s Nepertorium ber Europ. PaßsPolizeigefeke. 2 IH. 
Berlin 1822. — v. Mohl, würtemb. Staater. Th. II. &. 281. 

11) Bundesbeſchluß v. 5. Zuli MB2 $. 7: nAuf Fremde, welche fid 
wegen politifcher Vergehen oder Verbrechen in einen ber 
Bunbesflaaten begeben haben, fobann auf Einheimiſche und 
Sremde, bie aus Drten ober Gegenden Tommen, wo fi Berbins 
dungen zum Umflurz bes Bunbes oder ber beutfchen Regierungen ges 
bilbet haben und ber Theilnahme verbädhtig find, ift befondere Auf⸗ 
merkſamkeit zu wenden; zu biefem Ende find überall in ben Bundes⸗ 
landen die .beftebenden Papvorfchriften auf das Benauefte zu bes 
obachten und nöthigenfalls zu ſchärfen. Auch werben bie fämmtlis 
dyen Bundesregierungen bafür forgen, daß verbähtigen auslän- 
bifhen Antämmlingen, welde ſich über den Zweck ihres Aufent: 
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Die Aufnahme von Fremden zu Lanbes-Unterthanen 
ift an-fich blos Sache der Landes- Polizei; in fo fern aber damit 
die Wahl oder Anweifung eined beflimmten Wohnorts und bie 
Begründung von Gemeinderechten und (fubfidiären oder eventuel- 
len) ‚Pflichten einer Corporation verbunden ift, muß biefelbe als 
eine, die Zuflimmung der. Gemeinde voraudfegende ober wenig: 
ftens ein begründetes Widerfpruchsrecht derfelben in fich ſchlie⸗ 
Bende, Gemeinde= Angelegenheit betrachtet werben 12), und ba der 
Fremde Fein Recht zur Aufnahme hat, fo ift auch eine Br: 
ſchwerde über dad Verfahren der Local: Behörden ald reine Re: 
gierungs-Sache zu betrachten. 


$. 186. ($. 166.) 
3. Prefipolizei. Cenſur der Druchſchriften. Waddruc. 


Pütter’s Kiteratur deö Staatsr. Th. II. ©. 593 f. Klüber’s Fortſet. 
©. 453f. — 3.3. Mofer, von der Kandeshoh. in Polizey: Sas 
chen. Kap. I. $. 17 f. Kap. X. 5.26. — v. Berg, Hanbb. bes 
Polizeir. Th. I. 8.335 f. — Klüber, öffentl, Recht $. 503. 


1. Von Buüchdrudereien u. Buchhandel: Dav. Mevii Deci- 
sion. P. Il. Dec. 69. P. VIll. Dec. 431 f. — Ahasv. Fritsch, 
de typograpbis, bibliopolis u. f. w. Jen. 1765. — G. Fr. Dein- 
lein, de regali jure erigendi typograpbias. Alt. 1741. 


2. Ron ber @enfur u. Preßfreiheit. -— Vom erften Urfprunge 
der Genfur: 3. Beckmann, Beiträge zur Gefch. der Erfind. Gött. 
1780. St. 1. ©. 9 f. Weber bie reichögefegmäßige Cenſur f. v. 
Cramer, Weslar. Nebenftunden. Th. 63 u.85. — 3. I. Mo: 
fer, Abhandl. v. ber veichögefegmäß. Freyheit von beutfchen Staats: 

- fachen zu fihreiben. Goͤtt. 1M2. — Vergl. auh A. D. Weber, 
üb. Injurien u. Schmähfchriften. Abth. H. ©. 163 f. — Ludw. 
Hoffmann, Genfur u. Preßfreiheit, hiſtoriſch u: philoſophiſch be⸗ 
arbeitet. Berlin 1819. ZH. I. (Geſchichte der Buchercenſur.) Eine 
Mehrzahl anderer politiſcher Schriften über Genfur u. Preßfreiheit, 


halte im Lande nicht befriedigend ausweifen können, berfelbe nicht 
geftattet werde.“ 


12) Vergl. oben Ih. I. ©. 442. u. 532. Hannov. Lanbesverf. Gef. 
v. 1840 $. 55. 
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- befonders in Bezug auf Deutfchland ſ. in Klüber's öffentl. Recht. 
$. 503. Roted.— Erich, Literat. der Zurisprud. 1823. S. 530 f. 
— 6. aud) die entfpredyenden Artikel im Staatslerifon v. Rote 
ted u. Welder. — v. Aretin, Staatör. ber conftit. Monardie, 
fortgef. v. Rotted. 8b. II. 8.227 f — W. v. Schüß, Deulfch- 
lands Preßgefes. Seinem Wefen u. feinen Kolgen nach betrachtet. 
Landeh. 1821. — Welder, neuer Beitrag zur Lehre von ben 
Injurien u. ber Preßfreiheit. Kreib. 1833. — Theod. Heinfius, 
Noch ein Wort Über Preßfreiheit. 1842. — Zöpfl, Gtaatsreiht. 
$. 122-124. — Bluntfchli, Allgem. Staater. ©. 678 f. 

3. Nahdrud. Der Büchernachdruck, nad) ächten Grundfäßen 
des Rechts geprüft v. 3. St. Pütter. Gött. 1774. (8. aud) 
Pütter’s Lit. des Staatsr. Ih. IT. S. 5% f. Kläber's Fort⸗ 
feg. ©. 454 f) — Griefinger, ber Büchernachdruck aus dem 
Geſichtspunkte des Rechts u. der Moral. Stuttg. 1822. — Schmid, 
der Büchernachdruck. Jena 1823. — NReuftetel, der Vüchernach⸗ 
druck nach röm. R. Heidelb. 1824. — Mittermaier, deutſch. 
Privatr. $. 296. 


Die Preß- und Bücherpolizei bezieht fich theil auf bie 
Anlegung und Einrichtung von Preffen oder Buchdrudereien, 
theil8 auf die Maßregeln zur Verhinderung bed Preßmiß: 
brauch, theild auf den Schuß der Schriftfteller und Ber: 
leger gegen den Nachdruck. In jeber diefer Beziehungen giebt 
es gewiſſe, für ganz Deutſchland verbindliche, Normen. 

1." Was die Anlegung von Preſſen oder Druckereien 
betrifft, ſo machen ſie ſchon Reichsgeſetze zu einem Gegenſtande 
polizeilicher Aufſicht, indem ſie verordnen, daß Druckereien blos 
in landesherrlichen Reſidenzorten, oder auf Univerſitäten und in 
Reichsſtädten angelegt und alle Winfeldrüdereien verboten, auch 
nur folhe Perfonen zu Buchdruckern zugelaffen werden follten, 
die dazu von ihrer Obrigkeit tauglich befunden und. auf die Be: 
obachtung der Reichögefege über den Drud von Büchern beeidigt 
find 1). Diefe Beftimmungen find zwar heufiged Tages nicht 


1) Reichsabſch. zu Speyer v. 1570 $. 155. 156. Reichspol.⸗Ordn. v. 
1577. Tit. 35. Kaiferl. Edict v. 1715. Gerſtlacher, Hanbb. ber 
d. Reichszeſ. Ih. IX. ©. 1188 f v. Berg, Handb. des Polizeir. 
zb. II. S. 348. 
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- mehr bindend; überall ift aber die Anlegung von BDrudereien 
durch obrigkeitliche Genehmigung bedingt und der Gebrauch einer 
.f. 9. Winkelpreffe gewöhnlih ſtrafbar. Drudereis:Priviles 
gien für beflimmte Orte oder Diftricte rühren häufig noch aus 
älterer. Zeit ber und find, wie. jedes wohlerworbene Recht, auch 
noch gegenwärtig zu [hügen. — Ebenſo kann aud der Buch⸗ 
handel als Gewerbe einer obrigkeitlichen Gonceffion und der öf⸗ 
fentliche Verkauf einzelner Drudfchriften einer polizeilichen Ge⸗ 
nehmigung bedürfen, ebenfo wie die Sammlung von Subferi: 
benten und die Annahme von, nur zu oft zur Prellerei des 
Publicums benupten, Pränumerationen. 

I. Die Preffe kann das Mittel fein zur Verübung von 
Vergehen gegen den Staat oder Privatperfonen; bie Grundfäge 
der beftehenden Staatdordnung, der Sitte und religiöfen Ueber: 
zeugung können dadurdy verlegt und untergraben werben und" 
zwar alled dieſes auf eine für Staat, Kirche und Einzelne ge- 
fährlichere und empfindlichere Weiſe, ald durch Schrift und 
mündliche Rede, weil damit die Möglichkeit einer leichten und 
fchnellen Berbreitung des verfürperten Gedankens über den gans 
‚zen Staat und über die Gränzen deffelben hinaus verbunden ift. 
Zn fo fen ift die Verhütung von f. g. Preßmißbräuchen 
nicht allein Recht, fondern auch Pflicht der Staatögewalt und 
bie Erlaflung eined Preßgeſetzes dringende Bebürfniß. - Das 
Princip eines folchen Preßgeſetzes kann aber ein doppeltes fein, 
wovon das eine durch Preßfreiheit, dad andere durch Genfur 
bezeichnet zu werben pflegt, welche übrigens für verfchiedene 
Fälle auf beftimmte Weiſe begranzt, aud) beide mit einander 
vereinigt werben können. 

A. Das Charafteriftifche der Preßfreiheit befteht darin, 
daß der Staat auf die Verhinderung des Drudes ber einzelnen 
Schriften gänzlich verzichtet, auch die Verbreitung derfelben 
nicht von einer vorgängigen Genehmigung abhängig madıt, da: 
gegen aber den Verfaffer, Druder oder Verleger der Schrift ober 
deren VBerbreiter vor dem Richter in fo weit verantwortlich er: 
klärt, als fie fich einer gefegwidrigen Handlung (eines Preßver: 
gehend) fehuldig gemacht haben. Diefe Preßvergehen künnen 
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aber wieber doppelter Art fein: 1. folche, welche in Webertre: 
tung der formellen Vorſchriften des Preßgefeged beftehen, wo: 
zu insbefondere die unterlaffene Angabe des Namens ded Verfaſ⸗ 
ſers, Druders oder Verlegerd gehört. 2. Solche, welche auch 
ihrem Inhalte nad ald Werbrechen oder Vergehen oder als Le: 
bertsetungen der allgemeinen Strafgefege (Injurien, Verläum⸗ 
bung, firafbare Provocationen zu Aufruhr, Bladphemie u. f. w.) 
erfcheinen und wobei die Preffe nur als das, die Strafbarkeit 
erböhende, Mittel zur Begehung erfcheint (Materielle Preß⸗ 
vergehen). Bei diefem Syflem wirb mithin der Mißbrauch der 
Preſſe ald eine, wie alle Verbrechen und Vergehen, der Juſtiz 
anheimfallende Sache behandelt, wobei die Berurtheilung zugleich 
die Unterdrückung ber frafbaren Drudfchrift im Gefolge hat. 
Indeffen wird auch hierbei die auf alle Verbrechen bezügliche ver: 
bütende Thätigkeit der Polizei in To fern nicht ausgeſchloſſen, als 
fie. berechtigt iſt, Drudichriften vor ihrer Verbreitung fo lange 
proviforifch mit Befchlag zu belegen, bi8 von der competenten 
Behörde darüber erfannt”ifl. Dabei kann aber freilich dadurch, 
dag nicht die ordentliche Juſtiz-⸗, fondern eine höhere Admini⸗ 
ſtrativ-Behörde definitiv darüber erkennt, der Mißbrauch der 
Prefle in das Gebiet der f. g. Adminiſtrativ⸗-Juſtiz gezogen fein. 

B. Die f. g. Senfur 2) findet Statt, wenn Feine Schrift 
gedruckt werden darf, es fei denn „mit Vorwiſſen und vorgängis 
ger Genehmhaltung« der für dieſen Zweck beftimmten Behörde. 
Hierbei wird alfo der Mißbrauch der Preffe Tediglich als Poli: 
zeifache behandelt, wobei wegen Verweigerung des Imprimatur 
nur etwa eine Beſchwerde bei der vorgefeßten Adminiftrativ- Be: 
börde, durchaus aber Feine gerichtliche Klage begründet: ifl. 
Segen die Rechtmäßigkeit der Genfur laßt fi wohl nicht ans 


2) Es ift hier zunächſt nur von ber ale Beichränkung der Druck⸗ ober 
Preßfreiheit im engern Sinne wirkenden Genfur die Rebe. Aus 
Berdem kann aber auch eine, als Beſchränkung ber Handelsfrei—⸗ 
beit und der Lefefreiheit ericheinende, Genfur Statt finden, wenn 
feine Schrift eher in den Buchhandel gebracht, oder In den Bücher: 
Catalog aufgenommen und von f. g. Leſe bibliotheken verliehen wer: 
den barf, wenn fie nicht bie bafür angeorbnete Genfur paffirt hat. 
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führen, daß fie ald eine Beſchränkung des natürlichen Rechts der 
freien Meinımgsäußerung geradezu ald wiberrechtlich. erfcheine. 
Denn alle Rechte Wer natürlichen Freiheit Tonnen und müſſen 
resp. im Staate gewiffen, durch den Staatszweck gebotenen, Be: 
ſchränkungen unterliegen. Allein die Cenſur erfcheint deshalb als 
. durchaus zwedwidrig und unrechtmäßig, weil fie der allge: 
meinen Wirkfamleit der . Staatögewalt. mehr fchabet als nützt, 
und weil bie Unmöglichkeit einer Begränzung und genügenden 
Inſtruction der Genforen und bie daraus hervorgehende, durch 
die Individualität der beftellten Genforen erhöhte, Ungleichheit 
der Ausübung, ja, in Beziehung auf Religion und Politif, bie 
gewöhnlich damit verbundene, blos -einfeitige, Hemmung jeber 
freien. Meinungs Aeußerung, wodurch felbft die öffentliche Ber: 
theidigung des öffentlich Angegriffenen unmöglich wird, fie zu ei: 
ner widerrechtlichen Einrihtung macht 3). Denn jedes vor- 
geblihe Recht wird zum Unrecht, menn ed die entgegenflehenden 
Rechte nicht blos auf .beflimmte Weiſe begranzt, fondern die 
willführlihe Vernichtung berfelben möglich macht #). 

Was nun.die Bellimmungen des poſitiven Rechts 5) be- 


3) Weber, üb. Injurien u. Schmähfchriften Abt. U. &. 164 f., wo 
fih alles das ſchon gegen bie Genfur geſagt findet, was in einer 
kaum zu überfehenben Menge früherer und fpäterer Schriften gegen 
dies Inftitut ausgeführt ift. Einen Vorſchlag, bie Genfur auf ane⸗ 
nyme unb pfeubonyme Schriften zu hefchränten, madıte Zöpfl im 
Staatsrecht. $. 123. 124. Aretin, conft..Staatsr. Bd. II. ©. 246. 


4) Vortrefflich ſprach ſich unter den beutfchen Particular = Gefegen ſchon 
das bayerifche Ediet v. 13. Jun. 1803 dahin aus: „daß die gewöhns 
lihe Maßregel, zu welcher man gegen den Mißbrauch der Preßfrei⸗ 
beit. feine Zuflucht nehme, nämlich die Cenſur, weder gerecht, noch 
hinreichend fei, und baß man nicht bie ungeredyte Marime befol- 
gen wolle, den Mißbraud der natürlichen Kräfte durch Unterfagung 
und Beſchränkung bes Gebrauches felbft verhüten zu wollen.“ . 


5) Die erſte Berorbnung über die Genfur, bie ach auf Deutfchland 
Beziebung hatte, ift die Beftimmung des Papftes Alexander VI., 
welcher" bei Strafe bes Bannes befahl, daß alle Bücher ber Genfur 
ber Bifchöfe unterworfen fein ſollten. In Deutichland beftellte zu⸗ 
erft Kurfürft Berthold v. Mainz 1486 eine Gehfur in feiner Diö- 
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trifft, fo haben freilich fehon die Reichsgeſetze bad Syſtem der 
Genfur adoptirt, indem fie, feit dem Beginn der Religions 
-Gtreitigkeiten im 16ten Jahrhundert, verorbneten, daß ohne 
obrigkeitliche Genfur Feine Schrift gedrudt werben und eine jebe 
Schrift, welche zur Störung ber dffentlihen Ruhe Weranlaffung 
gebe, welche gegen den Staat, bie Religion und gute Sitten 
gerichtet fei, insbefondere die Einigkeit zwifchen den verfchiebes 
nen Religionsverwandten zu ſtbren brohe, oder als Läſter⸗ und 
Schmähſchrift zu betrachten fei, zum Drude wicht zugelaffen wer- 
den folle. Schriften dieſer Art, welche ohne Genfur gebrudt 
feien, ſollten confiscirt und die Urheber, Schreiber, Druger und 
Verbreiter unnachfichtlich beftraft werden. Auch war beflfmmt, 
daß alle Drudfchriften mit dem Namen des Verfaffers, des Dru⸗ 
ders und des Drudorts verfehen fein follten 6). , Das Faiferliche 
Dberauffichtörecht über. die Preffe im ganzen Reiche war dabei 
unbezweifelt und wurbe nat dem Reichöhofrath durch das f. g. 
Büchercommiffariät zu Frankfurt a. M. ausgeübt, welches 
indeß Fein Cenſur-Collegium im engern Sinne war, fondern ge: 
gen die Verbreitung gefährlicher und fchädlicher Bücher einfchrei: 
ten, befonders die einft fo blühende Frankfurter Büchermeſſe 
beauffichtigen follte 7). : 


ceſe. Beckmann, Beiträge zur Geſchichte der Erfindungen. I. ©. 
95 f. Weber a. a. D. ©. 166. & 
6) Reichsabſch. v. 1529 $. 9. v. 1530 $. 68 u. a. Reichſs⸗Pol.⸗Orbn. 
v. 1577 zit. 35. $. 1 f. Kaiferl. Edict v. 1715. Patent v. 1746 
5. 1. Wahlcap. Art. II. $. 6f. Vergl. Gerſtlacher, Dandb. ber 
Reichsgeſ. Th. IX. ©. 1185 f. v. Berg, Polizeircht. Th. U. ©. 
348. Mofer, von der Landeshoh. in Polizeil. ©. 66. Weber a. 
a. O. S. 184 f. Ueber die in der Wahlcap. Leopolbs II. zum 8. 8. 
des Art. II. adcapitulirte Stelle, daß „überhaupt keine Schrift ges 
buldet werden folle, die mit den ſymboliſchen Büchern beyberley 
Religionen — unvereinbarlicd, fey« und die Unverbindlichleit diefer 
. Stelle für die Proteftanten f. Häberlin, Geſch. ber Wahlcap. Leos 
pold II. S. 67 f. dv. Berg, Polizeir. Th. IL ©. 349 f. 
7) Hütter, vom Büchernachdruck $. 172 u. deſſen Beiträge zum beuts 
i [hen Staater. I. &. 281. v. Berg, Polizeir. Ih. I. ©. 363 f. 
Leift, Staatsr. 5.188. Weber die Kolgen der Thätigkeit dieſes Bü⸗ 
Badhariä’e Staatsrecht. 2r Bb. 2te Aufl. 20 
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Es verftand ſich zufolge der reichögefeglihen Beflimmungen 
von felbft, daß aucd alle Kandesgefege bei der Verhinderung von 
Preßmißbräuchen die Cenſur zur Grundlage nehmen .mußten 9). 
Nicht felten wurden aber die reichögefeßlichen Beſtimmungen-noch 
gefchärft und 3. B. auch die Verordnung getroffen, daß Fein In⸗ 
länder bei Strafe etwas im Auslande oder in andern bdeutfchen 
Zerritorien, mit Umgehung der einheimifchen Cenſur, druden 
laffen dürfe 9). Andern Theild hielten fi) aber doch die Reichs⸗ 
ftände auch für berechtigt, zu Gunſten einzelner Perfonen oder 
Perfonenclaffen Preßfrgiheit zu bewilligen 10) und befonders 
in der legten Zeit des beutfchen Reichs wurde bie Genfur in 
mehreren Ländern geradezu aufgehoben 11). Insbeſondere wurde 
in Baiern, wo bis dahin der vollfommenfte Genfur = Despotis: 
mus geherrfcht hatte, ‚gleich nach dem Regierungsd:Antritt von Mar 
Joſeph, die Gonfur Sehr erleichtert 2 und Ipater 13) ganz auf: 
gehoben 14). 

Mit der Auflöfung des an Reichs fiel jedenfalls die 
Verbindlichkeit der reichsgeſetzlichen Cenſur⸗Verordnungen weg. 


chercommiſſariats für Frankfurt -f. Moſer, von ben kaiſerl. Regie⸗ 
rungsrechten. Th. II. ©. 733. 

8) Vergl. Reichspol.⸗Ordn. v. 1577 Zit. 35. 8. 4. -v. Berg a. a. O. 
S. 356f. 

9) Kurbragefhm. Edict v. 6. Mai 1706, erneuert 1731 und bis auf 
die neuere Zeit in Kraft geblieben. v. Berg a. a. O. ©.363f. Ans 
dere ältere Genfur s Verordnungen erwähnt Mofer a.-a. O. ©. 67 f. 

10) Mofer a. a. O. ©. 67. Lanbeöherrl. Privilegien .der Univerfität 
Böttingen Art. 1. v. Berga.a.D. ©. 363. 

1) 3.8. in Holftein durch die bänifche Verordnung v. 1770, welche 

auch in ihren fpätern Mobdificationen das Prinzip ber Preffreiheit 
beibehielt. Vergl. Übrigens Birckner, über die Preßfreiheit u. ihre 
Geſetze. Kopenhagen 1797. — v. Berg a. aD. ©. 859 nennt 
auch bie Herzöge v. Braunfhweig, Weimar und Gotha unter 
den Reichsfürſten, welche die Genfur aufgehoben. 

12) Berordn. v. 10. April 1799. 

33) Durd die Verordnung v. 13. Zuni 1803. 

14) Bergl. von Spies, Beleuchtung der Verf. Urk. für das Königreich 
Bayern. Ih. 1. 8. 270 f. 
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Bei Errichtung der deutfchen Bundedacte hielt man e8 dann für 
nöthig, auch über die Preffe eine allgemeine Beflimmung zu trefs 
fen und dabei dad Syſtem der Preßfreiheit, wenigftend der 
Regel nah, zu Grunde zu legen. Auch fuchte die deutfche Bun⸗ 
desverſammlung anfangs dem ihr in der Bundedacte gewordenen 
Auftrage zur Abraffung gleihfürmiger Verfügungen über die 
Preßfreiheit zunähft durhd Sammlung der in den einzelnen 
Bundesftaaten beflähenden Gefege und Niederfegung einer Com: 
miffion zur Erflattung eined Gutachtens zu entſprechen 15). Al: 
lein che etwad Definitived zu Stande kam, glaubte die Bundes: 
verfammlung in den damaligen Zeitverhältniffen hinreichenden 
Srund zu finden, um auf den Antrag Oeſterreichs vorläufig 
diejenigen Beſchränkungen „zur Verhütung des Mißbrauchs 
der Druckpreſſe in Bezug auf Zeitungen, Zeit- und Flug: 
fhriften«. für alle deutfche Bundeöftaaten zu befchließen 16), wel: 
che, unter dem Namen des proviforifhen Prefgefeges v. 
20. September 1819 bis zum Jahre 1848 in Kraft geblieben 
find. Diefem f. g. Preßgefes, welches Tpäter auch auf li: 


15) Rergl. Protoc. ber 8. 3. 1817 $. 125. ©. 200. 1818 $. 9. ©: 
257..$. 236. 237. Der trefflihe Gommiſſions-Bericht mit ber Les 
berficht über bie beftehende Geſeßggebung bildet bie Beil. 38 zu dem 


angef. Protocoll. — Bon einer fpäter zu diefem Zwecke wieder nies 
dergefegten Commiſſion ſ. Protoc. ber Bundes: gi. v. 26. April 
19832 & 118. 


16) Der Hauptbefchluß, aus 10 Fohen beſtehend, wurde in der 35. Sitzung 
v. 20. Geptbr. 1819 gefaßt. S. denſ. bei Klüber, Quellen⸗Samml. 
S. 2385 f. u. in v Meyer’s Staatsacten I. &.140f. Daf. aud ©. 
132 f. die Motivirung des Öfterreicdh. Antrags — Der Beſchluß, daß 
das proviforifche Preßgeſetz v. 1819 fo lange in Kraft bleiben folle, bis 
man fid) über ein definitives Preßgefe& vereinigt habe, ift vom 
16. Aug. 1824. (Bergi. die Motive des Präfidbiums in v. Meyer’s 
Gtaatsacten II: ©. 254 f.). Die genaue und firenge Befolgung bes 
provifor. Preßgeſetzes fchärfte ein Bundesbeſchl. v. 10. Novbr. 1831 
ein. Klüber, Kortieg. der Quellen-Samml, 5.87 f. v. Meyer, 
Staatsact. II. S. 392. Vergl. Protocolle ber B. 8. 1831 $. 37. 
6. 232. 9. 44. 1832 $. 154. ©. 640. Aufs neue wurbe die befi= 
nitive Regulierung der Preßangelegenheit in Ausſicht geftellt im Beſchl. 

20* 
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thographirte Schriften ausgedehnt wurde 17), liegt, mit Aus: 
nahme der Schriften über 20 Bogen, dad Syſtem der Genfur 
zu Grunde. Es wurden badurdy die auf gerichtliche Verſol— 
gung und Beftrafung, ber® Pregmißbräude abzwedenden Ge: 


17) 


18) 


fege ausdrüdlich für unzureichend erklärt 18), im übrigen aber 


v. 28. Zun. 1832 Art. VI. Ueber einen Vortrag. der Preßeommifs 
fion f. Protoc. der B. V. 1834 $. 87. ©. ME}. Bergl. auch über 
bie in den Wiener Gonferenzen von 1834 getroffenen Berabrebuns 
gen: Protoc. v. 1835 $. 401. ©. 47. — Die Verhandlungen 
ber B. 8. über dawBapdifche Preßgefep v. 28. Dechr. 1831 f. ın 
ben Protoe. ber B. 8. v. 1832 $. 38. ©. 179. $. 55. ©. 228, $. 
78. Beil. A. B. &. 403. 421. 424. Abſtimmung: $. 119. S. 630. 
$. 132. ©. 576. $. 143. ©. 625. $. 159. ©. 658. $. 176. &. 69. 
Den Beſchluß wegen Guspenfion ſ. $. 230. &. 940. Anzeige von 
Baden über geleiftete Parition: $. 282. ©. 1057. KBergl. audy v. 
Meyer's Staatsacten II. S. 414 und Beg, das Preßgeſetz v. 28. 
Dechr. 1831, mit feinen Bollzugsverorbnungen und Mobdificationen 
foftematifdy zufangnengeftellt. Karlsruhe 1840. 

Bunbesbeicht: v. 29. Novbbr. 1832. Protoc. der B. 8. v. 1832 $. 
623. ©. 1580. Klüber, Kortfeg. S. 101. v. Meyer's Staates 
act. II. ©. 396. : 

Schon hieraus ergiebt ſich, daß die Meinung, als feien durch bie 
von Bundes wegen angeorbnete Genfur bie Gefege Über die gericht 
liche Verfolgung u. Beftrafung von materiellen Preßverges 
ben bei cenfirten Schriften außer Wirkſamkeit geſetzt worden, keinen 
Grund huge. Zwar Eonnte einer Beflimmung des provifor. Preßges 
feges eine folche Deutung gegeben werden, indem es im $. 7. heißt: 
"Die Verfaſſer, Herausgeber und Verleger der unter ber Hauptbe⸗ 
flimmung bes $. 1 begriffenen Schriften bleiben übrigens, wenn fie 
den Vorſchriften diefes Beſchluſſes gemäß gehandelt Haben, von als 
ler weitern Berantwortung frei, — —.* Vergl. z. B. %. 
Bauer, Strafrehhtöfälle. Th. I. ©. 95 f. Allein dem ganzen Zus 
fammenbange der Stelle zufolge bezog fie fi nur auf die Maßre⸗ 
geln bes Bunbes gegen cenfirte Schriften und die Verantwortlichkeit 
der Shriftfieller dem Bunde gegenüber, und gewiß Eonnte es ber 
Bundesverfammlung nicht einfallen, dem Genfor au das Richters 
amt über die Strafbarkeit des Inhalts beizulegen und bie gar 
nicht abfolut zu verbindernde Verlegung von Privatperfonen durch 
dad Mittel der Preffe der gerichtlichen Verfolgung zu entziehen, ober 
ben Gefchmähten, fo zu fagen, für rechtlos zu erklären. Diefer Ans 
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die zur Handhabung der Genfur erforderlichen Mittel und Vorkeh⸗ 
rungen der nähern Beftimmung ber Regierungen anheimgeftelt 19). 
Auch follten ($. 9.) alle in Deutfchland erfcheinenden Drud: 


19) 


ſicht Hulbigte auch ein Beſchluß ber B. 8. v. 14. Zuni 1832, wors 
in ausgefprocdhyen wirb: „Daß es vielmehr eine felbftverflandene Sa⸗ 
che fei, daß in diefer Beziehung die Anwendung ber Landesgeſetze 
auf die durch bie Preffe begangenen Verbrechen ober Vergehen durch 
die Bundeögefege Feinerlei Beſchränkung unterworfen fei.” Protor. 
ber 8. V. v. 1832 $. 203. ©. 811. v. Meyer,” Staatsacten.Il. 
©. 396. Vergl. über diefe jegt unpractiſche Gontroverfe Heffter 
im Archiv des Sriminalrechts. Zahrg. 1847. S. 31 f. e 

Die Hauptbeflimmungen des f. g. Bundespreßgefeges v. 1819 find 
wörtlich folgende: $. 1. „So lange, als ber gegenwärtige Beſchluß 
in Kraft bleiben wird, dürfen Schriften, bie in der Form täglicher 
Blätter ober heftweife erſcheinen, deßgleichen ſolche, die nicht über 
20 Bogen im Drud ftark find, in keinem beutfchen Bundesftaate 
ohne Borwiffen und vorgängige Genehmhaltung der Lan: 
desbehörden zum Drud befördert werben. Schriften, bie nicht in 
eine ber bier nambaft gemachten Slaffen agpören, werben ferner hin 
nad; den in den einzelnen Bundesſtaaten eglaßehen oder noch zu ers 
laffenden Befegen behandelt. Wenn dergleichen Schriften aber irs 
gend einem Bundesftaate Anlaß zur Klage geben; fo fol diefe Klage 
im Namen der Regierung, an weldye fie gerichtet ift, nad) ben in 
den einzelnen Bunbesflaaten beftehenben Kormen gegen bie Berfaffer 
oder Verleger ber dadurch betroffenen Schrift erledigt werben.“ $. 
2. „Die zur Aufrechthaltung biefes Befchluffes erforberlihen Mittel 
und Vorkehrungen bleiben der nähern Beflimmung ber Regierungen 
anheimgeftellt; fie müſſen jedoch von ber Art fepyn, daß dadurch dem 
Sinn und Zwed ber Hauptbeflimmung bes $. 1. vollfländig Genüge 
geleiftet werde.u 6. 3. „Da ber gegenwärtige Beichluß durch bie 
unter den obwaltenben Umftändben von den Bunbesregierun: 
gen anerkannte Nothwendigkeit vorbeugender Maßregeln gegen 
den Mißbrauch ber Preffe veranlaßt worden iſt; fo können die auf 
gerihtlihe Verfolgung und Beftrafung der im Wege bes 
Druds bereits verwirkiichten Mißbräuche und Bergehungen abzmweden: 
den Gelege, in fo weit fie auf die im $. 1. bezeichneten Glaffen von 
Drudichriften anwendbar fein follen, fo lange dieſer Beſchluß in 
Kraft bleibt, in keinem Bundesflaate als zureichend be— 
trahtet werden.» Die $%4. 5. 6. 7. betreffen die Verpflichtung 
der Bunbesflaaten zur firengen Wachſamkeit über bie Preffe und ihre 
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fchriften mit dem Namen bed Verlegers, und in fo fern fie 
zur Glaffe der Beitungen oder Zeitſchriften gehören, auch mit. dem 
Namgn ded Redacteurs verfehen fein. 

Außerdem wurden von der bdeutfchen Bundesverfammlung 
noch folgende, die Preffe und die Preßfreiheit betreffende, Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt:. 1. Keine in einem, nicht zum Deutſchen 
Bunde gehörigen, Staate in deutfcher Sprache im Drud 
erfcheinende Zeit: oder nicht über 20 Bogen ‚betragende fonflige 
Druckſchrift golitifchen Inhalts dürfe in einem Bundesſtaate, 
obne vorgängige Genehmhaltung der Regierung deflelben, zuge: 
laffen und auögegeben werden; gegen die Uebertreter dieſes Ver: 
bots folle eben fo, wie gegen die Verbreiter verbotener Drud: 
fhriften, verfahren werden 2). 2. Außeramtlihe Nachrichten 
über bie, in den beutfchen Bundesſtaaten anhängigen politi- 
ſchen Unterfuchungen follten nicht in öffentliche Blätter auf: 
genommen werden 21). 3. Berichte über landftändifche Ver: 
bandlungen dürften nur aus öffentlihen Mittheilungen: bes 
betreffenden Bunbeöftaats entlehnt werden 22), — Auch 
bielt ſich die Bundesverſammlung nicht blos zum Verbot einzelner 
Schriften und Zeitblätter 3), fondern fogar zum Verbot ſämmt— 
licher Verlags: Artikel einer Buchhandlung für berechtigt 2%). 


Berantwortlidyleit gegen den Bund, fo wie die Befugniffe der Buns 
besverfammlung zur Unterbrüdung der unter ber Hauptbeflimmung 
der $. 1. begriffenen Schriften in einzelnen Fällenz $. 8.u. 10 Aus⸗ 
führung u. Dauer bes Beſchluſſes. Vergl. $. 243 der erften Aufl. 

2%) Bunbesbefchl. v. 5. Zuli 1832 Art 1. Auch ein fpäterer Beſchl. v. 
18. Jan. 1844 betrifft die im Auslande in deutſcher Sprache 
erſcheinenden Druckſchriften und empfiehlt die genaue anbpaDung 
des Beſchluſſes v. 5. Zuli 1832. 

a) Bundesbeſchl. v. 19. Septbr. 1833. 11. Septbr. u. 6. Novbr. 1834 
u. 21. Zuli 1836. — Vergl. aud) Beſchl. v. 21. DOctbr. 1830. No. 5. 

232) Beſchl. v. 28. April 1836. 

3) Die Beichlüffe der B. B., woburh nah und nad, befonders feit 
1832 eine Menge politifcher Zeitungen und Zeitfchriften unterbrüdt 
worden find, f. theilweife bei KLüber, Fortſetz der QuellensSamms 
tung ©. 88 f. 

24) Bunbesbefchluß v. 12. Jun. 1845. Bergl. Zeitfchr. für deutſch. R 


— 
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Alle diefe Beftimmungen des Bundesrechts haben aber in 
Folge der Bundesbefchlüffe vom 3. März und 2. April 1848 und 
der in ben beutfchen Bundesſtaaten verfaffungsmäßig beſtehenden 
Dreßfreiheif (vergl. oben Th. 1. ©. 416 f.) feine practifche Gel: 
tung mehr und nur noch ein hiftorifches Interefle. Die Erlafs 
fung- eined neuen Bundes-Preßgeſetzes mit gewiſſen allge: 
meinen normativen Beflimmungen, wozu im Schooße der Bun: 
des Verſammlung bereitd Gommiffionsberathungen über Entwsgfe 
Rattgefunden haben, fteht zu erwarten. 

II. Gegen den Nachbrud, deffen Rechtmäßigkeit wohl bt 
faum noch .einen. Vertheidiger finden dürfte 25), fehlte es zur 
Beit des Reichs an einem verbietenden Geſetze 26). Dagegen 
wurden fowohl vom Kaifer ald den, Landesherrn häufig f. 
g. Privilegia impressoria den einzelnen Schriftfielern, Verlegern 
oder Drudern ertheilt 27). Die deutſche Bundesacte Art. 18 


Bd. X. ©. 351 u. Oppenheim, üb. bas Verbot ganzer Verlags: 
firmen. Karlsruhe 1846. - 

3) Berfchiedene Altere Streitfchriften f. in Pütter’s Literatur Th. II. 
©. 595 f. Klüber’s Fortfeg ©. 454 f. ©. auch Erſch, Lit. der 
Jurisprud. ©. 2386 f. ©. 510 f. und Klüber's Öffentl. Recht $. 
505. — Vergl. jedoch Höpfner, der Nachdruck ift nicht rechtswi⸗ 
drig. Grimma 18435 und überh. Mittermaier, deutfch. Privatr. 
Tte Aufl. $. 2968. 

26) Dody nahm die Wahlcap. Leopold: II: auf die allgemeine Unterbrü: 

. ung des Nachdrucks Bebacht. Der Art. VII. $. 1. erhielt bamals 
ben Zuſatz: „Inſonderheit wollen Wir. ben für Deutfchland wichtigen 
Buchhandel nicht außer Acht laſſen, fondern das obgedachte Reichs⸗ 

gutachten (Über die Berbefferung ber NReid;spolizeis@efehgebung) auch 
barüber erftatten laffen, wie fern diefer Handlungszweig durch die 
völlige unterdrückung bes Nachdruckes und durch die Her: 
ftellung billiger ——— von dem jetiigen — zu ret⸗ 
ten fei.“ 

77) Vergl. Pütter’s Beiträge zum beutfchen St. u. Kürftene. Th. I. 
© Alf. ©. D. Hoffmann, von ben älteften Bücherprivilegien. 
züb. 1777. 3. Bedmann, Beite. zur Geſch. der Erfind. St. 1. 
S. 85. f. WMofer, von der Lanbeshoh. in Gnadenfarhen. Kap. X. 
8.51 f. — ©. 3. B. das von Kaifer Karl V. dem Ivo Schef: 
fer für den Drud der peim. Gerichtsorbn. v. 1532 ertheilte Privi- 
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machte der Bundeöverfammlung aud die Abfaflung gleich: 
förmiger Verfügungen zur Sicherftellung der Rechte ber Schrift: 
fteller und Verleger wider den Nachdruck zur Pfliht. In Zolge 
biervon wurde von der zu dieſem Zwecke niedergefegten Commif: 
fion ein Gutachten erftattet und der Entwurf einer Verordnung 
vorgelegt 23). Allein die verfchiedenen Intereffen einzelner Bun: 
beöftaaten verzögerten die fo nothwendige allgemeine Vereinba⸗ 
rung. Inzwiſchen waren in einzelnen Bundeöflaaten, zum Theil 
auch fehon früher, Gefege, welche den Nachbrud für verboten 
und flrafbar erflärten, erlaffen 29) und durch Verträge die Un 
terthanen gegenfeitig gleichgeftellt worden 30). Dann wurde auch 
Seitend der Bundesverſammlung durch einen, in der Sigung 
v. 6. Septbr. 1832 gefafiten, Beſchluß vorläufig der Grundfag 
fefigeftelt: »baß bei Anwendung der geſetzlichen Vorſchriften und 
Maapregeln wider den Nakhbrud in Zukunft der Unterfchied 
zwifchen den eigenen Unterthanen eined Bundesſtaates und jenen 
ber übrigen im Deutfchen Bunde vereinten Staaten in ber Art 
aufgehoben werben folle, Daß bie Herausgeber, Verleger und 
- Schriftfteller eines Bundedftaates fih in jedem andern 
Bundesſtaate bed dort gefeglich beftehenden Schuged gegen den 
Nachdruck zu erfreuen haben würben.« Auch ſtellte ein Bundes⸗ 


legium impressorium v. 31. Jul. 1532 (gewöhnlich vor ben Ausga⸗ 

ben der 9. ©. O. abgedrudt). 
3) Protoc. der B. ®. vo. 1818 8.159. 1819 $. 23. mit Beil. Elvers, 

Themis 8%. 1. St. 2. M 1. Klüber, öffent. R. $. 506. Note e. 
29) Preuß. allgem. Landr. Th. I. Zit. 20. 8. 1296 f. Defterreic. 
bürger!. Gefegb. $. 1169b. Werorbn. v. 14. Zul. 1825. Badifches 
Bandr. Art. 577d. Verordn. v. 8. Septbr. 1806. Baier. Straf: 
geſetzb. Ih. I. Art. 397. Braunſchw. Werorbn. v. 15. Detobr. 1827. 
Kurheff. Verordn. v. 6. Mai 1829. Die Gefekgebung anderer 
Bunbesftaaten, wie 3. B. in Würtemberg (Berorbn. v. 25. Behr. 
1815) bedingte bie Berbotswibrigkeit durch Erwirkung eines inlänbis 
ſchen Privilegiums für die nachgedrudte Schrift. Weber die, ben 
Nachdruck endlich auch in Würtemberg allgemeiner verbietende, neuere 
Geſetgebung bdiefes Landes f. v. Mohl, Staater. I. &. 580 f. 
&o ſchloß 3. B. Preußen mit den meiften Bundesflaaten Verträge 
ab. Klüber, öffentl. R. $. 505. Note e. 
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befchluß v. 2. Apr: 1835 den Grundfag auf, daß der Nachdruck 
im Umfange ded ganzen Bundesgebietes zu verbieten und das 
ſchriftſtelleriſche Eigenthum nad gleihen Grundfägen zu fehüten 
ſei.“ Endlich wurden durch den Bundesbefchluß v. 9. Novbr. 
1837 gewiſſe, für alle Bundesſtaaten verbindliche, Hauptbeſtim⸗ 
mungen wider ben Nachdruck getroffen 31), und ein fpäterer B. 
Beſchluß gewährte auch (ungedrudten) mufitalifchen u. dra—⸗ 
matifhen Werken einen Schuß gegen unbefugte Aufführung 
durch Dritte 32). Sene Hauptbeflimmungen find folgende: 1. Li⸗ 
terarifche Erzeugniffe aller Art, fo wie Werke der Kunft, fie mös 
gen bereits veröffentlicht fein oder nicht, dürfen ohne Einwillis 
gung bed Urhebers oder Dedjenigen, welchem berfelbe feine Rechte 
an dem Driginal übertragen hat, auf mechanifchem Wege nicht 
vervielfältigt werden. 2. Diefe, auch auf die Erben übergehende, 
ausfchließlihe Berechtigung. fol in fämmtlihen Bundesflaaten 
binnen der beflimmten Friſt gefchüst werden 3). 3. Dem Be: 


3) Zur Grundlage Hierbei dienten bie Werabrebungen der Wiener Mis 
nifterials Gonferen; v. 1834 Art. 36 u. 37 des Scylußprotocolle. Die 
.umfaffendften Borfchläge (in 36 Punkten) machte Preußen. Prot. 
ber 8. V. 1837 $. 223. &. 534 f. Darauf legte Defterreich in ber 
38. Sitzung v. 12. Octbr. 1837 (Sep. Prot. S. 782a f.) einen Ents 
wurf in acht Artikeln vor, welder die unbebingte Zuflimmung ber 
meiften Bunbesflaaten erhielt, von Preußen und Würtemberg aber 
nur unter Bebingungen angenommen wurbe. Endlich vereinigte man 
fi in der Sigung v. 9. Novbr. 1837 (Sep. Prot. ©. 846a f.) zu 
obigem Beſchluß in ſechs Artikeln, mit einem Zufag bes Inhaltes, 
daß hinſichtlich der von der Mehrheit gewänfchten Erweiterung ber 
Schugfrift mit dem Jahre 1842 eine neue Berathung Statt finden 
fole. ©. Note 33. - 

33) Der Schu dauert 10 Jahre nad) der erflen vom Autor genehmigten 
oder veranftalteten Aufführung. B. Beſchl. v. 22. April 1841. Prot. 
dv. 8. 8. 1841 5. 130. 

3) Der-B. Beſchl. v. 1837 beftimmte nur 10 Jahre. Gin fpäterer Bes 
ſchluß v. 19. Juni 1845. erweiterte aber den Termin des Schuges 
auf Lebenszeit des Autors u. 30 Jahre nach deffen Tode; 
eben fo viel bei Werken pfeubo= ober anonymer Schriftfleller, bei 
pofthbumen Werken u. ſolchen, weiche von moraliihen Perfonen (Aca⸗ 
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rechtigten fleht gegen den Nachdrucker, Nachbildner u. f. w. Anz: 
ſpruch auf volle Entfhädigung zu, und legtern trifft außer den 
Iandeögefeglihen Strafen wider den Nachdruck auch Confidcation 
der nachgebrudten Eremplare und bei Werken der Kunft aud 
Beichlagnahme der zur Nachbildung gemachten Vorrichtungen. 
4. Der Debit aller in oder außerhalb Deutfchland veranftalteten 
Nachdrücke oder Nahbildungen fol in allen Bundesſtaaten - un- 
terfagt fein. Wo der Nachdruck bisher nicht verboten war, ſollte 
die Regierung beſtimmen, wie weit der Vertrieb der noch vor⸗ 
räthigen Nachdrücke geſtattet fei 34). 


$. 187. 6. 166) 
4. Schutz, Werforgung und Unterſtützung hülfsbedürftiger Perfonen. 


Ueber die f. g. Vormundfchaftspolizei f.: S. F. Willemberg, de supremo 

orphanorum tutore. Gedan. 1722. — J. G. Heineccii diss. de 

suprema principum magistratuumque tutela. Hal. 1730. (Opp. 

T. I. exerc. 20.). — 3. I. Mofer, von der Landeshoh in An⸗ 

fehbung der Unterthbanen Perfon u. Vermögens. Kap. IX. ©. 104 f. 

— 2 Berg, Handb. des Dohgee, sh. 1. ©. 220 f. — Leift, 
Staatsredht. 8. 184 f. 

Ueber die f. 9. Armenpolizei und Armen auch ArbeitösAnftalten k Pütz: 

ter’s Literat. IH. &. 5495. Klüber’s Fortſet. $. 1303 und eine 

Menge von Schriften über Armenpflege überhaupt und in einzelnen 

Ländern u. Stäbten, auch Wittwencaflen, Waifenhäufer, Yindels 

bäufer u. ſ. w in Erf, Literat. der Jurisprud. ©. 471-481. 

3. 3. Mofer, von der Landeshoh. in Polizeyf. Kap. XVIII. &. 

442 f. — v. Berg, Handb. des Polizeir. SH. IIL S. 178. Th. IV. 

.. 8.692f. — v. Windelmann, von den Armenanftalten. Stuttg. 


demieen u. Univerfitäten) herrühren. Auch giebt dieſer B. Beichluß 
‚noch träftigere Verfügungen in Betreff der Entſchädigungsverbind⸗ 
lichfeit ber Nachdrucker und ihrer Beſtrafung. Hermsdorf Jah: 
resber. II. S. 2 f. Zeitſchr. f. deutfh. N. Bd. XI. ©. 351. 

A) So wurde 3. B. in Württemberg beflimmt, daß bie bei Bekannt⸗ 
machung des Geſetzes wider ben Nachdruck bereits begonnenen Nach⸗ 
drüde, in fo fern fie innerhalb 30 Zagen amtlidy angezeigt und ges 
ſtempelt würden, noch verlauft werben bürften. vd. Mohl, a. a. 
O. ©. 581. | 
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1779. — WBagemann’s GBötting. Magaz. f Inbuftrie u. Armen: 
pflege. 5 Bde. Gött. 1788-1802. — og, Ideen über öffentl. 
Arbeitshäufer und ihre zwedmäßige Organifation. Hildbh. 1810. 
— v. Mohl, würtemb. Staatsr. Th. II. ©. 355 f. 


- Der Schuß und .die Vertretung, auch bie Sorge für Die 
nn Berwalging der Perfonen,, welche wegen ‚Alters, 
Krankheit oder aus fonftigen Urfachen nicht felbft dazu fähig find, 
iſt zwar zunächſt ald Familien-Sache zu betradhten. Da aber 
ur Samilienfhuß nicht immer ald ausreichend erfcheint, und öf⸗ 
terd noch eine Gontrole gegen mögliche Beeinträchtigung der In: 
tereffen des Schugbedürftigen nothwendig erheiſcht, fo iſt der 
Staat berechtigt und verpflichtet, die dazu nothwendigen Einrich: 
tungen und Borfchriften zu machen, welche unter dem Namen 
der Vormundfchafts = Polizei begriffen werden ). Schon 
zur Zeit des Reichs bildete diefe Wormundfchaftd = Polizei über 
die mittelbaren 2) Reichöglieder einge unbezweifelten Beſtand⸗ 
theil der Landeshoheit, indem die Reichögefege 3) die Landes⸗ 
obrigleiten verpflichteten, für die Beftelung und Beftätigung der 
Bormünder Sorge zu tragen und. über die getreue Pflichterfül⸗ 


— — 


v. Berg, a. a. O. St. 1. ©. 220. Ueber den Zufammenhang ber 
Bormundfchaft mit dem allgemeinen Kamilienfhuge im bdeutichen 
Rechte und die Ausbildung der Idee einer, in der Lanbeshopeit ents 
baltenen, obervormunbfchaftlihen Verpflichtung, wodurch die Vor⸗ 
mundfchaft mehr, als bei den Römern, allmählig zur Staatsanftalt 
wurde, f. vorzügl. W Ih. Kraut, die Wormundfchaft nad) ben 
Grundfägen des beutfhen Rechte. Bd. I. Gött. 1836. ©. 62 f. 
77f. 8 f. 

2) An Anfehung der Reihsunmittelbaren übten die höchſten Reiches 
gerichte und resp. die veiheritterfihaftlichen Directorien bie Vor⸗ 
mundfchafts» Polizei aus. Auch binfihtli der Mittelbaren trat bie 
Reichsvormundſchafts⸗Polizei dann aushülfig ein, wenn die Gerichts 
barkeit zwifchen meßreren Obrigfeiten ftreitig und eine Vernachläſſi⸗ 
gung der. obrigkeitlichen Pflichten abzuftellen war. S. Leift, Staater. 
$. 485. 

3) Reichspol.⸗Ordn. v. 1548 Zit. 31. von 1577 Tit. 32.8. 1.2. 3.. 
(Abgede. auch bei Mofer, v. d. Landeshoh. in Anfeh. der Unterthas 
nen. ©. 108.) 
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lung derfelben zu wachen. In formeller Binficht war diefelbe 
überall mit ber Givil- Gerichtsbarkeit verbunden und ift es 
meiftens noch jetzt. Doch wurden fchon früher in mehreren Län⸗ 
dern auch befondere Behörden unter dem Namen von Pupillens 
Gollegien errichtet, und biefen bie Örtöobrigkeiten in allen 
zum Vormundſchafts⸗Weſen gehörigen Gegengänden untergeorbnet. 
Die Ertheilung der venia aetatis, welche zur Zeit ded Reiche 
auch vom Kaifer auögehen konnte, und zwar auch für reichsmit⸗ 
telbare Perfonen,, ift aber überall dem Landesherrn oder der 
Staatöregierung vorbehalten ®). 

1. Theils die Nachtheile, weldhe für die Wohlfahrt und 
ſelbſt für die Sicherheit ‚im Staate aus der Verarmung einer 
Mehrzahl von Perfonen entftehen können, theild die, ohne Zwei: 
fel anzuerkennende, aber noch beftrittene, Pflicht des Staats, und 
refp. der Gemeinden, ihren wirklich hülfsbebürftigen Gliedern 
Unterflügung zu gewährch, machen dad Armenmwefen 5) zu 
einem wichtigen Gegenftande der Polizeihoheit de8 Staats und, 
in fo weit zunächft die einzelnen Gemeinden dadurch getroffen 
werden, zur Gemeindeſache. Für Gemeinde und Staat ergiebt 
fih aus dieſem doppelten Gefichtöpunfte der Sorge für die all: 
gemeine Sicherheit und der Verpflichtung, nahrungdlofen Perfo: 
nen Unterflügung zu verfchaffen: 1. das Recht und bie Pflicht 
Vorfchriften zu machen 6) und Einrichtungen zu treffen, um bie 


4 3. 3. Mofer, von der Landeshoheit in Gnadenſachen. Kap. VII. 
&. 30 f. Leift, Staatsrecht. F. 185. (Aeltere Abhandlungen von 
Cramer, Myler ab Ehrenbadh u. A. f. in Pütter’s Literat. 
des Staatsr. Th. HI. ©. 603 f.) 

5) Weber allgemeine und befondere Armen sDrdnungen unb bie Be; 
fugniß ber Gemeinden zu ihrer Errichtung f. v. Berg, Handb. bes 
Polizeirechts. Ih. I. ©. 183 f. Won der Goncurrenz der Landftän⸗ 
de, worüber im Banzen bie allgemeinen Regeln (oben $. 181. NS IL) 
entfcheiden, f. insbefondere v. Berg, a. a. D. ©. 186. Daß das 
Armenwefen oft Gegenfland gemeinfchaftlicdher Verhandlung zwiſchen 
Lanbesheren und Ständen war, zeigen viele ältere Landtags⸗Abſchie⸗ 
de. Mofer, von der Landeshoh. in Pollzenfahen. &. 446 f. 

6) Abgeſehen von den eigentlichen Luxus⸗Geſetzen, Kleiders, Kindtauf⸗, 
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Urfacdhen der Berarmung zu vermindern und zu befeitiz. 
gen”. 2 Die Befugniß, nahrungslofen Perfonen die Auf: 
nahme in den Staats⸗ und Gemeindeverband zu verfagen und 
fie von dem Orte, wo fie fein Recht zum Aufenthalt haben, zu 
‚entfernen 9). 3. Die Verpflichtung, Maßregeln zur Verhinderung 
der das Yublicum beläſtigenden Bettelei?) zu treffen und dem⸗ 
gemäß aud die Befugniß zur Errichtung von Zwangs⸗Werk⸗ 


?) 


8) 


Hodyzeit s Drbnungen u. beral., wie fie befonbers bie ältern Reichs⸗ 
geſete (Reichspol.⸗Ordn. dv. 1577 Zit. 8-15.) und faft alle Terri⸗ 
torials@efeägebungen und fläbtifchen Statute vielfach enthalten, bas 
ben auch eine Menge andere Gefege, 3. B. wider den Zinswucher, 
Berlauf der Früchte auf dem Halm, Banquerott, Proceßſucht u. f. w., 
wie fie fih überall, nad Vorgang der Reichepol. » Drbn. v. 1577 
Zit. 17. 19. 20, 23, in ber Landeögefeggebung finden, biefgen Zweck. 
In neuerer Zeit ſind aber auch die enbbäuſer, Sparcaſſen und 
Credit⸗Inſtitute, letztere gewöhnlich auf Grundbeſitzer einer ges 
wiſſen Art beſchränkt, von Wichtigkeit; während das leider noch aus 
finanziellen Rückſichten geduldete und conceffionirte Lottos unb ans 
dere Hazardfpiel eine Anftalt zur Beförderung ber Armuth ift. 
Ueber die hierher gehörigen gemeinrechtlidhen Strafgefege ſ. Feuer⸗ 
bach's peinl. Recht. $. 436 f. 

Zu diefen Einrichtungen gehört auch hier und ba die Einfegung einer 
befondern Behörde zur Leitung bes Landes» Armenwefens unb bie 
Errichtung von f. g. Armen» Deputatichen oder Gollegien an einzels 
nen Orten, an weldyen häufig aud bie Geiſtlichkeit Antheil hat. v. 
Berg a. a. D. Th. II. ©. 187 f. Auch auf ben Dörfern find es 
gewöhnlich die Prediger und Kirchenvorfteher, welche vermöge ber, 
nach den ältern Kirchengefegen auf dem Kirchenvermögen baftenden, 
Verbindlichkeit zur Unterflügung ber Armen unb der kirchlichen Bes 
siebung ber frommen Stiftungen, das Armenwefen beforgen. Weber 
Würtemberg vergl. v. Mohl, Staater. II. ©. 368 f. 

&. oben $. 185. Note 7 ben neuern Vertrag über bie gegenfeitige 
Verpflichtung der Bundesflaaten zur Uebernahme Auszumeifender. 
Diefe Pflicht legt ſchon die Reichspol.⸗Ordn. v. 1577 Tit. 27 ben 
Landesobrigkfeiten auf, und verfügt, daß Bettlerkinder zu Handwer⸗ 
fen und Dienften genommen werden follen. Inſofern die Bettler 
zugleich Bagabonden oder Landftreicher find, kommen bie gegen biefe 
beſtehenden Befege zur Anwenbung. v. Berg, a. a. O. &. 192. 
Bon wandernden Handwerksburſchen f. ebendaf. &. 196. 
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oder Arbeitshäufern 10), worin alle diejenigen nahrungßlofen, 
aber noch arbeitsfähigen Perfonen unfergebraht und zur Arbeit 
angehalten werden können, welche ſich fchon der Bettelei ergeben 
haben, oder deren Arbeitöfcheu fonft ermiefen vorliegt. - Anftalten 
biefer Art gehören zu den nothwendigen Staatöbebürfriiffen. Zu 
ihrer Errichtung wird aber der Befiß einer höhern Polizei: Ge: 
walt vorausgeſetzt, weshalb fie auch in größern "Städten nur 
vermöge einer befondern Autorifation durch die Staatöregierung 
errichtet. werben können 1), 4. Was die Verpflichtung betrifft, 
folhen Perfonen, welche fich nicht felbft unterhalten Tonnen, Un: 
terflügung zu gewähren, fo ift nah den gemeinredtlidhen 
und den meiften Particular:Gefegen zunächſt die Alimenta⸗ 
tionspfliht der nächften Verwandten 12) (Afcendenten, De: 


0 J 
10, Verſchieden hiervon mäffen die Anftalten fein, wodurch allen zur 
Arbeit fähigen und willigen Armen Gelegenheit zum Berdienft 
gewährt wird. Solche Anftalten, Snduftrie-Schulen u. f. w. fönnen 
auch von Privat-Perſonen gegründet werden, und es bedarf dazu 
feiner obrigkeitlihen Genehmigung, fondern hödyftens nur einer 
Anzeige-unter Vorlegung bes Zweckes und ber Einridytung. Preuß. 
Landr. Th. N. Tit. 19. $. 32.34. v. Berg a. a. O. Th. I. ©. 
209 f. Insbeſondere gehören hierher auch die in neuerer Zeit gebil⸗ 
deten, fo viel Gutes, ſtiftenden, ſ. g. Frauenvereine und bie, 
leider noch nicht genug verbreiteten und unterſtützten, Vereine zur 
Fürſorge für entlaffene Sträflinge. Mehrere ſehr beachtungs⸗ 
werthe Berichte Über die Wirkſamkeit einiger folcher Anftalten aus 
der neueften Zeit f. in den Zahrb. der GBefängnißfunde und Beffes 
rungs= Anftalten herausgeg. v. Julius, Nöllner u. VBarrens 
trapp. Frankf . M. Bd. J. Hft. 1. ©. 147 f. 


11) Von ſolchen Zwangs⸗Arbeitshäuſern gilt daſſelbe, was die gemein⸗ 
rechtliche Theorie über eigentliche Zuchthäuſer für Sträflinge lehrt. 
Mofer, von der Landeshoh. in Polizeyſachen. Kap. VI. $. 17. &. 
114. Meister, de jure ergastula instituendi ex jurisdictione cri- 
minali haud fluente. Gott. 1784. Deffelb. pract, Bemerk. Th. I. 
S. 34 f, v. Bülow, über die Befugnis Zuchthäuſer anzulegen. 
Bötting. 1802. 


13) Weber die gemeinrechtliche Alimentationspflicht der nächften Verwand⸗ 
ten f. die Syſteme des Civilrechts. 
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fceendenten und. (?) Sefchwifter) begründet, in fo fern die Hülfs- 
bedürftigen nicht fhon durch ihre Anſprüche gegen gewiffe Anftat: 
ten (Wittwen-, Waiſen- und andere Verſorgungs-Inſti— 
tute) den nothwenbdigen Unterhalt gewinnen. Doch beziehen fich 
die von Staatöwegen begründeten oder garantirten Anftalten die⸗ 
fer Art, bei welchen auch, namentlih was Staat®biener be 
trifft, ein Zwang zu Theilnahme Statt finden kann, meiftens 
nur auf gewifle Claſſen von Perfonen 13)... Arme, welchen es 
an dergleichen Hülfsquellen fehlt, müffen nach den Reichögefe: 
gen 14) und nad allen Landeögefegen von den Stadt: und 
Dorfgemeinden ernährt werben 15), ohne daß‘ jedoch immer 
genau feftflände,; welche Perlonen als zu dem Gemeinde ge: 
börig angefehen werden müffen. Wo jemand ausdrüdlich als 
Gemeindeglied (Bürger oder Schußverwandter) aufgenommen 
worben ift, hat die Sache Peine Schwierigkeit. Wo dieß aber 
nicht der Fall ift, kann gemeinrechtlich nicht den Geburtsort, 
fondern nur den Drt die Ernährungspflicht treffen, in welchem 
der Arme nad allgemeinen Grundfägen zulegt ald domiciliirt 
zu betrachten war 16), alfo in&befondere da, wo er ſich zuletzt 


13) Ueber ältere ilttweneatfen ſ. 3. I. Mofer, von ber Landeshoh. 
in Polizeyfachen. Gap. XVIH. $. 10. ©. 457 f. S. auch v. Berg 
a. a. O. Th. III. S. 203 f.. und oben Th. I. ©. 52. Bon Verſor⸗ 
gungscaffen und Armenfonds der Bünfte, Gilden u. f. w., weldye 
audy zur Unterflügung ihrer hülfsbedürftigen Mitglieder und deren 
Angehörigen verpflichtet fein konnen, ſ. v. Berg a. a. O. S. 213f. 


19 Reichspol.-Ordn. v. 1577 Tit. 27. §. L. 


15) v. Berg, a. a. O. Th. m. ©. 214 f. Zumeilen findet ſich auch eine 
gegenſeitige Unterflügungspflicht verſchiedener Gemeinden anerkannt. 
Hannov. Berorbn. v. 1702 $. 31. Ueber die „Konfraternität“ der 
verfchiedenen Armencaffen eines Amtes in Würtemberg f. v. Mohl, 
Staatsr. II. S. 366. — Wo die Juden eine von der Übrigen bürs 
gerlichen Gemeinde verfchiebene Sorporation bilden, pflegt die Un⸗ 
terhaltung der jüdiſchen Armen zunächſt blos ihren Glaubensgenoſſen 
anheimzufallen. v. Mohl a. a. O. S, 366. 

16) Dieß iſt auch verſchiedenen Landesgeſetzen entſprechend, während an⸗ 
dere (mit Beſchränkung) den Geburtsort, oder die Gemeinde, in 
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einen Nahrungsftand begründet und zu den gemeinen Laſten bei- 
getragen hat. Kinder folgen auch in diefer Hinficht dem Do: 
micilium der Eltern (uneheliche dem ber Mutter), und 
Sindlinge find von der Gemeinde 17) zu ernähren, wo fie 
gefunden werben, bis ſich für fie ein anderes Domicilium ergiebt. 

Ob dimKoften ber Armenpflege, in fo weit die vorhandenen 
Fonds nicht audreichen, zwedmäßiger durch freiwillige Bei- 
träge oder durch eine Zwangsſteuer aufzubringen feien, ift 
eine Frage der Politil. Die Rechtöfrage, ob dba, wo aud die 
freiwilligen Beiträge nicht zulänglich find, von den Gemeinden, 
und in fo fern die Armenpflege ald Landeslaft anerkannt fein 
follte, au vom Staate eine Armenfteuer eingeführt werben 
tönne, ift unbedingt zu bejahen 18), — Das Interefle, welches 
übrigend Gemeinde und Staat an ber Erhaltung der Anftalten 
für die Armenpflege haben, rechtfertigt ed zur Genüge, daß die 
Gemeinde: Obrigkeit auch die’ von Privat:Perfonen gegründeten 
Anftalten diefer Art einer Controle unterwerfe und baß der Staat 
mittelbar auch fein Oberauffichtörecht darauf ausdehne. Eine 
-eigentlihe Beftätigung der neuen Zundation durch die Regie 
rung .ift aber nur in fo fern erforberlih, als die Stiftung die 
Rechte einer furiftifchen Perfon in Anfpruch nehmen will. Auch 
bat weder die Gemeinde noch die Landedobrigkeit dad Recht, 
folhe Stiftungen, den Zundationd= Bedingungen entgegen, in 
ihrer felbftftändigen Abminiftration oder in ihrer Zweckbeſtimmung 
zu beeinträchtigen. 


$. 188. (8 167.) 
9%. Bir Sittenpolizei. 


G. H. Ayrer, de principis cura inter leges et mores sollicite dispertien- 


welcher fidy der Arme eine beflimmte Zeit aufgehalten hat, als ver⸗ 
pflichtet betrachten. v. Berg, a. a. D. ©. 216 f. 

17) Alſo im Zweifel nicht vom Gerichtsherrn, ober dem Inhaber der 
pein!. Zurisbiction. Einert, de onere alendi infantes expositos. 
Lips. 1777. Meifter, Ginleit. zur peinl. Rechtsgelahrtheit. ©. 
548 f. ©. jedoch v. Berg a. a. D. Th. II. ©. 45 f. 

18) 9. Berg a. a. ©. Ih. IU. S. 229 f. u. Th. IV. ©. 818 f. 


v1... Bon der Polizeihoheit. ($. 188.) 321 


da. Gott. 1767. — 3. J Mofer, von ber Randeshoh. in Polis 
ceyfachen. Kap. VI. ©. 101 f. — v. Berg, Handb. des Policeys 
rechts. Th. III. S. 1—18. Th. IV. ©. 810 f. — v. Mohl, würs 
temb. Staatsrecht. II. ©. 428 f. 


Abgeſehen von der Berechtigung des Staats, unſittliche 
Handlungen, welche die Grundlagen der öffentlichen Ordnung 
gefährden, als ſ. g. Polizei- und resp. ſelbſt als peinliche 
Verbrechen zu beſtrafen, in welcher Hinſicht auch die, zum 
Theil noch jetzt gültige, gemeinrechtliche Geſetzgebung eine Mehr⸗ 
zahl von Beſtimmungen enthält, die durch die verſchiedenen Lan⸗ 
desgeſetzgebungen theils wiederholt, theils erweitert und modificirt 
worden find ), iſt ed beſonders die Aufgabe der Polizei, die 
Sittlichkeit durch Anftalten verfchiedener Art zu befördern und 
anderer Seitö Alles, wad zum moralifchen Verderben ded Volks 
beitragen Tann, zu verhindern, die Veranlaffungen zur Unfittlich 
feit zu entfernen und grobe Verlegungen der Sitte zu unterbrü: 
den, in fo weit dieß ohne übermäßige Beſchränkung der natürli= 
chen Freiheit überhaupt und insbefondere ohne Eindringen in dad 
Bereich der Familie geihehen kann. In diefer ihrer negativen 





1) Außer den hierher gehörigen Beftimmungen des römifchen Strafrechte 
und der peinl. Gerichtsordnung, insbefondere über Kleifchesverbrechen, 
enthält vorzüglich die Reichspolizei⸗Ordnung v. 1577 mehrere Bes 
ftimmungen diefer Art, namentlid gegen das Fluchen, Schwören 
und Gottesläftern (Zit. 1), gegen das übermäßige Trinken u. Zutrins 
ten (Zit. 8), wider Chebruch, Hurerei u. Kuppeln (Zit. 26) u. ſ. w. 
Vergl. überhaupt Feuerbach's Lehrb. des peinl. Rechte $. 446 f. u. 
über delicta curnis: FJ. F. Sella, von Berbredyen u. Strafen in 
Unzudtöfällen. Leipz. 1787. Stübel, ‚quatenus acliones, quae 
vulgo delicta carnis dicuntur, e principiis juris publ. univers. sint 
puniendas? Viteb. 1793. — Weber bie Anfichten des römifhen Rechts 
insbefondere: Wächter, Abhandl. aus dem Strafrecht. Leipz. 1835 
S. 162f. ©. auch Mittermaier,. über die Beſtrafung der Flei⸗ 
fchesverbrehen; im Archiv des Griminalts. Jahrg. 1835 ©. 248 f. 
und die, von Zelotismus nicht freie, Schrift: Ueber Eheſachen und 
insbef. Eheſcheidungen, unehelihe Vaterſchaft, Stuprum u. Bordelle 
in Beziehung auf Geſetzgebung und anderweite obrigkeitliche Behand» 
lung; — v. F. v. &. Minden 1835. 

Badhariä’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 21 
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Thätigkeit ifl fie dann ohne Zweifel auch zur Anwendung von 
Zwang befugt. Insbeſondere ift die Polizei hiernach berufen, 
dem Laſter des Trunks und insbefondere des Branntwein: 
Trinkens entgegen zu wirken, und wollüftige Ausfchweifungen 
durch Entfernung der außern Reizmittel zu verhüten 2). Bor: 
zügli gehört hierher die Verhinderung von Kuppelei und 
Hurenwirtbfchaft 3), die Beauffihtigung öffentlicher Luftbar- 
keiten, namentli der Schaufpiele 9), die Befchlagnahme un: 
züchtiger Volksſchriften, Verbot der öffentlichen Ausftellung un: 
fittliher Gemälde, Kupferftihe 5) u f. w. 


8. 189. ($. 168.) 
6. JSener- nnd Waller - Pelizei. 


Hütter’s Literat. des Staatsr. Th. II. ©. 545. — R 3. Mofer, von 
der Landeshoh. in Policeyf. Kap. XI. $. 13. 14. Derf. von der 
Landeshoh. in Anfehung Erde u. Waſſers. Kap. XVII. XVII. — 
v. Berg, Handb. des Policeyrechts. Th. IM. ©. 19 f. ©. 76f. — 
v. Mohl, würtemb. Staatsrecht. Th. I. ©. 632 f. Vergl. auch 
Über Wafferrscht u. f.w. Mittermaier, Grundfäge des beutfd). 
Privatrechts. Tte Ausg. (1817) Ih. 1. $. 222 f. 


2) Landesgefenliche Verbote ber Spinn= ober Kunfelftuben, der 
Baftnadıtsfhwärmereien u. f.w. — v. Berg, a. a. O. Th. MI. 
S. 12 f. ” 

3) Doch ift die Frage erhoben, ob nicht bei ber Unmöglichkeit alle Wins 
tefhurerei zu verhindern, Rückſichten ber Gefunbheite = Polizei die 
Obrigkeitlicdhe Gonceffionirung und firenge Beauffichtigung von öffente 
lihen Borbellen, befonders in großen Städten, als bas Kleinere 
Uebel erſcheinen laſſen? Gella, über die Einrichtung äffentlicher 
Bordelle in f. freimüthigen Auffäsen. Augeb. 17845 u. dagegen v. 
Berg, Polizeir. Th. IL. &. 151 f. Vergl. Übrigens das Preuß. 
Sandr. Th. TI. Zit. 20. $. 999 f. u. die neuere Literatur über Proſti⸗ 
tution in Berlin u. ſ. w. 

3) Ueber die Scheidung der Befugniſſe der höhern und niebern Polizei 
binfichtlich. der Geſtattung der Schaufpiele f. Runde, von ber Bes 
fugniß Öffentl. Schaufpiele zu geftatten, in deffen Beiträgen zur 
Erläut. verfchieb. Rechtsmaterien Bd. I. S. 455 f. — v. Berg, 
Handb. Th. II. S. 17. 

5) v. Berg, a. a. O. Th. IV. ©. 810 f. 
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1. Die f. g. Seuerpolizei, wie fie fchon längft auch in 
ben bdeutfchen Zerritorien als Pfliht und Recht der Obrigkeit 
betrachtet worden ift, und in ben, für ganze Länder und einzelne 
Orte, auch wohl für beflimmte Gebäude, 3. B. Bibliothefen und 
landesherrlihe Schlöfler, zahlreich erlajfenen, Zeuerorbnun: 
gen I) bervortritt, umfaßt: 1. Vorſchriften und Anftalten zur 
Berbütung und Verminderung der Zeuerögefahr. Zum 
Theil fällt fie bier, in fo fern fie befonders die Anlage, äußere 
und innere Einrichtung der Gebäude und der Feuerftellen in 
denfelben zum Gegenſtand hat, mit der, auch noch andere Zwede 
verfolgenden, Baupolizei 2) zufammen; ſucht aber auch noch 
auf andere Weile den Urfachen der Feueröbrünfte auf dem Lande 
und in den Städten durch Belehrung, VBorfchriften und Straf: 
gebote entgegenzumirken. 2. Vorſchriften und Anftalten zur Un: 
terdrudung und Befeitigung einer dennod entflandenen 
Seuerögefahr. In diefer Dinfiht iſt die Sorge für die nöthigen 
Löfchmittel, für die WVereithaltung hinlänglicher, zweckmäßig ver: 
theilter und gehörig eingeubter Mannfhaft, die Aufftellung don 
Wachen zum Zweck ſchleuniger Entdedung bed Feuers, die For: 
berung von f. g. Rettungs-Bereinen, Beflimmung von Plägen 
zum Bergen Der geretteten Gegenflände u. f. w. hervorzuheben. 


1) Miele derfeiben find angeführt oder narhgewiefen bei v. Berg a. a. 
D. ©. 21 f. — Auch für Verhütung von Waldbränden find bier 
und dba befonbere Ordnungen erlaffen. Bergl. 3. B. v. Berg a. a. 
O. Th. IV. ©. 815 f. und Über Würtemberg v. Mohl, Staatsr. 
Th. I. ©. 647 f. Einige, zum Theil aber eigenthümliche Staatsein⸗ 
richtungen vorausfegende, die Keuerpolizei betreffende, Beftimmungen 
finden fi fhon im römifchen Rechte. Vergl. Tit. Dig. de ofl. praef. 
vigilum. 1. .15. Die beutfchen Reichögefege enthalten Nichts hierher 
gehörige. 

3) S. 9. Baucommiffionen beflehen befonders in größern Städten, 
theilz, um bei ber Errichtung und Aenderung von Gebäuden eine 
Ars äfthetifher Genfur auszuüben, theils auch wohl um bie unter 
Privaten vorfallenden Bauftreitigleiten zu entſcheiden. — Befugniffe 
ber Polizeigewalt in Abficht auf baufällige Gebäude, Mauern u. ſ. 
w, erkennt ſchon das römifhe Recht an. L. 1. $. 1. D. de via 
publ. (XLIIE. 10.) 

21 * 
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3. Die Errihtung und Beförderung von Anftalten zur Befei- 
tigung und Wiedergutmahung des angerihhteten Scha⸗ 
dens. Für diefen Zweck beftehen, abgefehen von den, ver poli⸗ 
zeilichen Auffiht auch unterworfenen ‚' von Privatperfonerr gegrün⸗ 
deten Feuer-Aſſecuranz-Anſtalten und Gefellfchaften, be: 
fonders feit der Mitte bed vorigen Sahrhundertd von Staatswe⸗ 
gen errichtete Landes: Brandcaffen, welde zum Theil aud) 
wegen ber, bei ihrer Errichtung zur Begründung einer Zwangs⸗ 
pflicht der Unterthanen nothwendigen, Goncurrenz der Landſtän⸗ 
de3), ffändifche, nur der Controle oder Oberaufficht der Re: 
gierung unterworfene, Inftitute geworden find, im Uebrigen aber, 
was den Umfang der theilnahmöfähigen oder = pflichtigen Gegen: 
flände, die Vertheilung ber erforderlichen Beiträge u. f. w. bes 
trifft, auf verfchiedenen Prinzipien beruhen‘ 4), 
n. Die f. g. Waſſerpolizei hat es, abgeſehen von den 
Gegenſtänden, welche. mehr in dad Gebiet der Geſundheits— 
und Wirthfchaftd = Polizei 5) gehören, hauptfählid mit der 
Berhütung der durch Ueberſchwemmung zu befürchtenden Ge: 
fahren und Nachtheile zu thun. Die Pflichten und "Rechte 
der Regierung, welche fich hierbei in Abficht auf die Reinhaltung 
der Ströme und Fluffe, Anlegung von Dämmen, Uferbefeftigung 
und Räumung der Zlußbetten und die damit verbundenen Be⸗ 
ſchränkungen und Laften der Uferbefiger ergeben, laſſen fi nur 
aus den concreten Örtöverhältniffen ermitteln 6) Die Frage, 


3) Mofer, von der Lanbeshoh in Policeyſ. ©. 368. v. Berg a. a. 
D. ©. 73. 

4) Berg. Mofera.a. O. v. Berg a. a. O. S. 7Lf. 

5) So betrifft 3. B. das audy polizeiliche Edict des Prätors: Ne quid 
in flumine publico etc. (Dig. XLIII. 12.) blos die Eicherung ber 
freien Flußſchifffahrt. Andere Edicte über Anlagen an öffentlichen 
Flüſſen und- den‘ Uferbau (Dig. XLIM. 13. u. 15.) bezweden überhaupt 

die Verhinderung aller, ben Übrigen Uferbefigern nachtheiliger, Ans 
lagen. v. Berg a. a. O. ©. 87 f. 

6) Weber bie (in den meiften Territorien nen bei größern Anſtal⸗ 
ten wirklich flattgehabte) Goncurrenz der Landſtände, entfcheiden 
wieber die oben $. 181 aufgeftellten allgemeinen Säge. Zumeilen 
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wer zur Erhaltung der Ufer und Zlußbetten verpflichtet fei und 
wie weit die Befugniſſe oder die Pflichten der Betheiligten gehen, 
ift, wenn darüber Streit entfleht, eine Juſtizſache, eben fo wie 
die Trage, ob die f. g. Waſſerſchadens⸗Polizei beftehende Gerecht: 
fame widerrechtlich verlegt habe 7). — Won befönderer Wichtig. 
keit ift für manche Länder der Deichbau 8) und die fich hierauf 
beziepende f. g. Deichpolizei. Wenn gleich es nämlich an ſich 
blos Sache der Grundbefiger ift, welche ein Intereſſe haben, ſich 
gegen den Andrang der Meeres: oder Stromes = Zluthen zu 
fihern ®), Deiche oder Dämme anzulegen und für ihre Erhal: | 
tung zu forgen, auch, in fo weit ein gemeinfchaftliched Intereſſe 
vorhanden ift, in eine Berbindung (Deichband) mit einander 
zu treten, eine Gonventional= Polizei zu conftituiren und 
befondere Auffeher für dad Deichwefen (Deichgrafen, Deichge: 
fehworene) zu beftellen !9), fo mußten doch die große Wichtigkeit 
der Sache für ganze Känderftriche, der unerfegliche Nachtheil und 
die Lebensgefahr, welche dabei durch die Nachläffigkeit des Ein: 
zelnen: für eine große Menge von Menfchen herbeigeführt werben 
fönnen, dad Deichwefen mehr und mehr der Privat = BWillkühr 
entziehen und der fich entwidelnden Landeshoheit al& einen Ge: 
genftand befonderer Sorge und einer fortwährenden Oberaufficht 
erfcheinen laflen. Hiernach hielten fich die Landesobrigkeiten be: 
rechtigt, theild die Anlegung der erforderlichen Deiche zu verfü⸗ 
— 
ſind auch in den Landesverträgen den Ständen beſondere, die Erfül⸗ 
lung der Pflichten der landesherrlichen Polizeigewalt in dieſer Hin— 
ſicht garantirende, Zuſicherungen ertheilt. 3. B. Mecklenburg. 
Erbl. Grundvergl. v. 1755 $. 378. Vergl. Mofer, von der Landes⸗ 
hob. in Polizeiſachen S. 369. Derf. von ber Landeshoh. in Anfeh. 
Erde und Waflere. Kap. XVII. $. 10. S. 207 f. 
7) Bergl..v. Berg a. a. O. S. 90 f. 
8) Weber bas Deichrecht in privatrechtliher Hinſicht |. Mitter— 
maier, Grundrechte des gem. d. Privatrehte. $. 221 f. 
9) Hiernach kann die Deichlaft nicht als Landeslaft erklärt werden, 
fobatd das Intereffe nicht für alle Landes⸗-Einwohner baffelbe ifl. 
10) Nachweiſungen, wie früh ſchon dergleichen Deichbeamte N 
f. bei Mittermaier a. a. D. $. 225. 


® ‘ 
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gen, die Abtretung bed dazu nöthigen Grund und Bodens zu 
erzwingen, Vorſchriften über die Conftruction der Deiche und der 
nothwendigen Syhlen oder Schleußen zu geben, theils die recht: 
lichen Grundfäge über die Vertheilung der Deichlaft oder Erhal⸗ 
tungskoſten feftzuftellen und die Deichauffeher für öffentliche 
Beamte zu erflären, auch für alle Verhältniffe des Deichwefend 
umfaffende, gefesliche Beflimmungen (Deihorbnungen) zu 
erlaffen 21). Diefe Functionen bilden noch jett den Gegenftand 
der f. g. Deihpolizei. Die hiermit zufammenhängende Be: 
fugniß zur Entfheidung privatrechtlier Deichftreitigkeiten 
und zur Beftrafung |. g. Deichverbrechen iſt ald Beſtandtheil 
der richterlichen Gewalt zu betrachten. 


$. 190. ($. 169.) 
7. Medicinal - Polizei. 
G. G. Richter, de cura principis circa tuendam valetudinem subdito- 
rum. Goett. 1758. — J. 3. Mofer, von der Landeshoh. in 
Policeyſachen. Kap. IV. ©. 73f. — v. Berg, Dandb. bes Polis 


ceyrechts. Th. II. S. 61— 211. Th. IV. ©. 732-756. — v. Mohl, 
würtemb. Staater. Th. II. ©. 315 f. 


Die Gefundheit8-Polizei hat den Zweck, die Gefahren, 
welche die Gefundheit der Menfchen bedrohen, möglichſt zu ver- 
hüten, indbefondere die Entflehung und weitere Verbreitung an- 
fledender Krankheiten zu verhindern und die Heilung bderfelben 
zu befördern. Die Frage, wie weit hierbei bie -Polizeigewalt, 
ohne in eine unzuläffige Bevormundung des Einzelnen auszuar: 
ten 1), geben dürfe? ift nach den allgemeinen Srundfägen vom 


1) Berge. dv. Berg a. a. O. &.9f. ©. daf. auch 8.100 f. ein 
Verzeichniß der wichtigften Deichordnungen, unter welchen beſonders 
bie im Sabre 1743 revidirte Deihorbnung für das Herzogth. Bre⸗ 
men hervorzuheben iſt. — In ber Gefesgebung über Deichſachen 
liegt dann natürlich auch die Befugniß, die ſchon beftehenden Sta⸗ 
tute oder Gewohnheitsrechte aufzuheben oder abzuänbern. 

1) Bergl. v. Berg a. aD. Th. U. ©. 62f. v. Mohl aa O. ©. 
317. Rote l. 
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Umfang ihrer Berechtigungen zu beantworten. GVergl. oben 
6. 182). Zu den allgemein anerfannten Befugniffen und Pflich⸗ 
ten ber Regierung, welche auch in ben meiften, bielen Gegen⸗ 
fand betreffenden, deutfchen Landes⸗Geſetzen 2) als ſolche her: 
vortreten, gehört : 

1. die Sorge für ein taugliches und hinreichendes 
ärztliches Perfonal durch Anftalten für deffen Bildung, unter 
Verhinderung aller Pfufcherei und Quadfalberei, fowie die Sorge 
für Bollftändigkeit, Güte und fläte Bereithaltung ber 
materiellen Heilmittel. Deshalb ift Die Ausübung der 
ärztlichen und wundärztlichen Prarid, fowie der Geburtöhülfe 


durch f. g. Hebammen, überall durch vorgängige (einmalige oder 


wiederholte) Prüfung von einer dazu beftellten öffentlichen Be⸗ 
hörde und durch Ertheilung der obrigkeitlihen Erlaubniß be: 
dingt und zum Theil auch für die verfchiedenen Claſſen der dazu 
autorifirten Perfonen auf verfchiedene Weiſe begranzt 3). Ein 


2) Ciniges, was hierher gehört, findet ſich auch in Reichsgeſetzen. 
Beral. 3. B. NReichapol.sOrdn. v. 1577 Zit. 34, worin eine jährliche 
Viſitation der Apotheken angeordnet wird. Auch laſſen fi, unter 
gewiffen Borausfegungen, bie reichsgeſetzlichen Beflimmungen über 
Berfälfhung von Wein, Gewürz und Gpecerei hierher beziehen. 
Die Landes: Gefepgebung wird befonders feit dem vorigen Jahre 
hundert im Gebiete der Gefundheitss Polizei thätig, zuweilen freilich 
aud) mit Ueberfchreitung der natürlidhen Gränzen. In einigen Ter⸗ 
ritorien erfchienen feitdem auch befondere, bad ganze Gebiet möglichft 
umfaffende, f. g. Mebicinal: Ordnungen, an deren GSrridtung 
auch die Landftände Theil nahmen (v. Berg a. a. D. ©. 69). 
Defters find aud) die, das Medicinal-Wefen betreffenden, Gefege und 
Verordnungen einzelner Länder befonders geſammelt odex ſyſtematiſch 
dargeftellt. Ueber Württemberg vergl. hinſichtlich der hierher ge⸗ 
hörigen Schriften v. Mohl a. a. O. ©. 317. Note 2 und: Handbuch 
der im Königr. Würtemberg geltenden Geſeze und Verordn. in Be⸗ 
treff der Medizinal⸗Polizei. Stuttg. 1841. Bon Preußen f. ©. 
5. Koch, volftänd. ſyſtemat. Samml. der Preuß. Mebicinal: Gefege 
u. Verord. 2te Aufl. Magdeb. 1841. Mit einem Nachtrag. 

3) Schon bie pein!. Gerichtsordnung v. 1532 macht im Art. 134 den 
Obrigkeiten zur Pflicht, zu achten „auf leicytfertige Leut die fich der 





328 Staatör.d. Bundesſtaaten. — Regierungsrecht. (§. 190.) 


gleiches gilt von der Bereitung und dem Verkaufe von Heil⸗ 
mitteln, indem theils die Anlegung einer Apotheke, theils 
dad Halten von Lehrlingen und das f. g. Diöpenfiren von Arz⸗ 
neimitteln durch vorgängige obrigkeitlihe Erlaubniß und gehös 
rig beftandene Prüfung bedingt iſt-). Auch ift überalt theils 
ein Werzeichniß der bereit zu haltenden Heilmittel und eine f. g. 
Apotheker Zare gefeglich feftgeftellt, theild eine, von Beit zu Zeit 
zu wiederholende, Bifitation der Apotheken angeordnet 5). 

2. Die Anordnung befonderer Beamten, welchen bie 
Leitung und. Auffiht über dad MedicinalsMWefen, fowie die Be- 
gutachtung der für dieſen Zweck nothwendigen .oder nüglichen 
Einrichtungen und Maßregeln obliegt, und welde zugleich als 
höhere Kunftverftändige bei Gegenftänden der gerichtöärztlichen 6) 
Praris in Civil- und Criminalfahen fungiren 7), Gewöhnlich 
find für diefen Zwed entweder eigene f. g. Collegia medica, 
theild für den ganzen Staat, theild für die einzelnen Provinzen, 
angeorbnet, oder die vom Staate dazu angeftellten Kunftverftän- 
digen find in allen, dad Medicinal: Wefen betreffenden, Angele⸗ 


Arzeney unterftehen und ber mit Teinem Grund gelernt haben.“ 

Vergl Übrigens v. Berg a. a. O. 8.80 f. 

Eine Ausnahme macht in einzelnen Ländern gewifler Maßen dad den 

bomdopathifchen Aerzten geftattete f. g. Selbftdispenfiren. S. z. 8. 

v. Mohl a. a O. S. 322. 

5) KReichepol = DOrbn. v. 1577 Tit. 34. Mofer a aD © 78. v. 
Berg a. a. O. S. 89f. FR 

6) Weber den Unterfchied zwifchen gerihtlidher Mebicin und mebi- 
cinifher Polizeiwiſſenſchaft, welde man unter dem Namen 

der Staats-Arzneitunde zufammenfaßt, f. Henke, Lehrb. der 
gerichti. Med. 8.1 f. 

7) Vergl. v. Berg a. a. O. ©.73f. In letzterer Hinſicht kommen 
aber aud die Medicinifhen Zacultäten auf Univerfitäten als 
wenigftens begutachtende Coltegia medica in Betracht. — Zuweilen 
befteht getrennt von dem Collegium medieum noch ein f. 9. Sanis 
täts-Collegium. Vergl. auch Mofer, v. der Landeshoh. in Polizeif. 
3.75 f. und über die Mebizinals Polizei WVehörden in Würtemberg 
v. Mohl, Staatör. ©. 347 f. ©. auch v. Berg a. a. D. Th. IV. 
5. 732 f. 8 


4 


Na 
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genheiten flimmführende Mitglieder der höhern RegierungssBe- 
hörden 8). Als Localbeamte, welche im Verhältniß der Unterord: 
nung unter jene Gollegien ftehen und den Gerichten und Polizei⸗ 
behörden als amtliche Kunſtverſtändige 9) beigegeben find, fin⸗ 
ben fich überall in ben einzelnen Aemtern und Städten f. g. 
(Amtes, Kreis: oder Stadt:) Phyfici, denen man in der neuern 
Zeit auh Wundärzte beigeorbnnet bat 40). - 

3. Die Erridtung von Anftalten für die Pflege und 
Heilung kranker Perfonen. In fo fern dieſe Anftalten ein 
Zufluchtsort für arme Kranke find, trifft hier die Mebizinal: mit 
der Armen:Polizei zufammen. Insbeſondere gehören hierher auch 
die Entbindungshäufer und die, auch vom Standpunfte 
der Sicherheitd Polizei nothwendigen, Srrenanftalten, deren 
nicht feltene Verbindung mit den Zuchthäufern oft einen nach⸗ 
theiligen Einfluß auf die Behandlung der ———— gehabt 
hat 11). 

4. Maßregeln und Anflalten, um theild dad Eindrin- 
gen anſteckender Krankheiten an den Landeögrängen zu verhin⸗ 


89 9. Berg a. a. O Th. I. ©. 72. 

. 9» Als ſolche amtlich angeftellte und beeibigte Kunftverftändige 
tommen fie wohl erft feit dem 17ten Sahrhundert vor. Die peinl. 
Geridhtsordn. v. 1532 Art. 147 und die frühere Praris verpflichtet 
aber fchon das Gericht, bei der VBeurtheilung der Tödtlichkeit von 
Verlegungen Aerzte oder Wunbärzte zuzuziehben und eiblich zu ver 
pflicdyten und verweiſt aud) in andern Fällen auf ihr und „verfländis 
ger Frauen» Urtheil. 

10) 9. Berg a. a. O. ©. 76f. Th. IV. ©. 735 f. Die Anftellung der 
Phyſici und gerichtlichen Wundärzte gehört Übrigens nody häufig zu 
den Boheitsrechten der Städte und zum Theil auch der Gerichtsherr⸗ 
fhaften. Das Beftätigungsrecht gebührt auch hierbei der Regierung 
ohne Zweifel. Mofer, v. der Landeshoh. in Polizeif. S. 16f. v. 
Berg a. a. O. 1. ©. 87. 

1) v. Berg a. a O. S. 95 f. Ueber die Zuläſſigkeit des Zwanges zur 
Benutzung ſolcher Anſtalten ſ. v. Berg S. 189. — Vergl. Verordn. 
üb. die Aufnahme von Gemüthskranken in die Heil⸗ u. Pflegeanſtalt 
zu Hildesheim v. 19. Febr. 1853. (Hannov. Gefegfammi. 1853. 
Ro. 17.) 
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dern, theild die weitere Verbreitung der im Lande audgebrochenen 
Eontagien zu verhindern, oder die Unterdrüdung allgemeiner ge- 
fährliher Krankheiten zu bewirken 12) und örtliche Krankheits⸗ 
urfachen wegzuräumen. In legter Hinficht ift befonders die Wahl 
der Begräbnißplätze ald Polizeifahe zu betrachten und des⸗ 
halb auch theild dad Beiſetzen der Leichen in Gewölben der Kir: 
chen verboten, theild die Verlegung der Begräbniffe von den f. 
g. Kirhhöfen nad) einem freien Plage außerhalb der Städte und 
Dörfer gefeglich vorgefchrieben 13). 

5. Borfhriften und genaue Ueberwachung in Betreff 
der gefunden Beichaffenheit der Lebensmittel, und andere 
‚Maßregeln zur Verhütung einzelner beffimmter Unglüdä: 
fälle, 3. B. gegen Hundswuth, Wergiftungen durch Hausge⸗ 
fhirr, Spiel- und Conditor-Waaren, zu frühe Beerdigung u. f. 
w. 14), Anftalten zur Rettung verunglüdter und leblos ſcheinen⸗ 
der Perfonen 15). 





12). v. Berg a. a. O. Th. U. ©. 196 f. Während bie Thätigkeit ber 
Polizei hierbei meiftens nur eine vorübergehende iſt, — abgefehen 
von den Quarantaine=Anftalten gegen die orientalifhe Peſt, — ge: 
hört die Aufficht Über die Vollziehung der jest wohl in allen deut⸗ 
ſchen Ländern geſetzlich vorgefchriebenen Shugpoden=- Impfung 
zu den bauernden Geſchäften der Mebizinal:Polizei. Vergl. Übrigend 
v. Berg, a. a. O. Th. U. ©. 179 f. IV. ©. 755 f. v. Mohl, 
Staatör. Th. IL. ©. 331. 

13) Auch die Vorfchriften Über Betreibung der. Schlächterei und Abdecke⸗ 
rei in örtlicher Hinfiht, über Reinigung der Straßen, Austrods 
nung von Sümpfen und dergleichen, beruhen, wo fie ſich finden, 
auf Rüdfichten der Gefundheits-Polizei. — Eben fo kann audy die, 
zum Theil die Sicherung bed Eigenthums bezweckende, polizeiliche 
Shätigkeit zur Verhinderung und Unterbrüdung ber Viehſeuchen 
zugleicdy in das Bereich der Gefundheits Polizei gehören. Mofer, 
von ber Landeshoh. in Polizeifachen. S. 82 f. 

14) Vergl. z. B. v. Mohl a. a ©. 11. S. 336f. Mofer a. a. ©. S. 
86 f. v Berg a. a. O. S. AGO f. Ueber die Beſtimmungen ber 
reichsgeſetzl Weinordnung v. 1498 ſ. v. Berg a. a. O. ©. 128f. 
©. 181 f. 

15) 9. Berg a. a. D. ©. 202 f. 
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8. G©efinde - Polizei. 


Grid, Literat. der Jurisprud. ©. 288. — Krünig, bas Geſindeweſen 
nadtı Grunbfägen der Deconomie und Polizei. Berlin 1779. — D. 
2. Dorn, ausführl. Abhandl. des Befinderechts. Erlang. 1794. — 
v. Berg, Handb. des Polizeirechts. Th. I. ©. 256— 283. 


Obgleih das Verhältniß zwifchen Herrfchaft und Dienſtbo⸗ 
ten an fich blos ein privatrechtliched ift, welches freilich bei und 
nicht blo8 nach den Grundſätzen einer Localio et conductio ope- 
rarum beurtheilt werden fann 1), — fo bat doch dad Geſinde⸗ 
wefen wegen der nachtheiligen Folgen, welche Mängel und Miß⸗ 
brauche in demfelben für die Wohlfahrt aller Familien und die 
Daus: und Landwirthichaft haben, eine ſehr wichtige polizeili- 
he Beziehung, weshalb fchon die deutfchen Reichögefege 2) 
die Landesobrigkeiten zur Abfaffung zweckmäßiger Geſindeord⸗ 
nungen verpflichtet und felbft einige hierher gehörige Beſtim⸗ 
mungen gegeben haben 3). Dergleichen Sefindeordnungen find 
dann auch, abgefehen von den Beflimmungen alter Statute, feit 
dem i6ten Jahrhundert in vielen Zerritorien und einzelnen Städ⸗ 
ten gegeben und auch noch in neuefter Zeit hier und da von der 
Landeögefeßgebung ausgegangen 4), worin theild die einzelnen 


1) Mittermaier, beutfches Privatr. $. 202. 


2) Reichspol.⸗Ordn. v. 1577 Zit. 25. 5.2. Vergl. auch Reichsfchl. we⸗ 
gen Abftellung der Handwerks - Mißbräuce v. 1731. Art. 16. 


3) Insbeſondere wider die „Abfpann- und Abpracticirung» bes Geſin⸗ 
bes, wider das eigenmächtige Austreten aus dem Dienft und dar⸗ 
über, daß Fein Dienftbote ohne ein wahrhaftiges Zeugniß feines Ver⸗ 
haltens angenommen üder entlaffen werden foll. 


4) Mehrere ältere Gefinbeorbnungen find angeführt bei Mofer, v. der 
Landeshoh. in Policeif. &. Y6f. v. Berg a. a. D. ©. 261f. Un⸗ 
ter den Sefindeorbnungen der neuern Zeit find zu erwähnen: bie 
Preußiſche v. 1810, die Sonbershäuftfhe v. 1815, die Naffauis 
ſche v. 1919, die Weimarſche v. 1823, die Braunfchweigifche v. 15. 
Octbr. 1832. Ueber Hanndver f. Grefe, Leitfaden Th. IL. $. 
113. Nicht felten iſt ber Antrag zur Grlaffung einer Gefindeord: 
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Rechte und Pflichten von Derrfchaft und Gefinde, häufig unter 
Ausfchließung der Privatwillkühr, feftgeftellt find, theils eine be: 
fländige polizeiliche Aufficht über das den Dienft antretende und 
verlaffende Gefinde vermöge der, von der Obrigkeit ausgeftellten 
und controlirten, Dienftbücher, auc eine fummarifche oder poli= 
zeilihe Behandlung ber Geſinde-Sachen, nebft einer wenig: 
ſtens proviſoriſchen Vollziehung der geneſſenen Entſcheidung an⸗ 
geordnet iſt 5). 


$. 192. ($. 171.) 
9. S. g. Staatswirthſchaſtspolizei. 
8. Ueberhaupt. 


J. Die f. 9. Staatöwirthfchaftöpoligei umfaßt alle Ein: 
richtungen und Anftalten im Staate, weldye die Erhal⸗ 
tung und Vermehrung der materiellen Kräfte des Bol- 
Fed und feiner einzelnen Beltandtheile und die Förderung ber 
f. g. materiellen Intereffen der Unterthbanen bezweden. In 
der Regel kann aber die Staatsgewalt zur Erreihung dieſes 
Zweded gegen die Einzelnen nicht pofitiv zwingend einfchrei- 
ten und darf feine Mittel anwenden, welche in eine Vernichtung 
.ber individuellen Kreiheit ausarten könnten. Auch laßt es ſich 
nicht rechtfertigen, wenn die Staatögewalt durch Beſchränkung 
der Handlungd= und Erwerböfähigkeit der Unterthanen das f. g. 
Staatdövermögen auf Koften der Unterthanen zu vermehren 
fudt, z. B. dadurch, daß der Staat ſich ſelbſt in Beziehung auf 
Gegenſtände des Ackerbaus, der Gewerbe und des Handels Mo: 
nopole ertheilt, oder fie für Regel erklärt. Viel mehr iſt die 
Staatögewalt, weldye hierbei möglichft viel dem eigenen Streben 
der Volksglieder und dem natürlichen Affociationdtriebe zu über: 
laffen hat, darauf beſchränkt: 1. die Hinderniffe zu befeiti- 
gen, weldhe der Entwidelung der Volkskräfte, fei es 


nung von ben Landſtänden ausgegangen. Vergl. auch den Braun: 
ſchweig. Landt.⸗Abſch. v. 1823. 
>) Vergl. 3. B. bie Braunſchw. Gefindeorbn. v. 1832 $. 40. 41. 
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vermöge der natürlichen Befchaffenheit des Landes, ober 
vermöge nachtheiliger pofttivrechtlicher Einrichtungen in 
den Weg treten; 2. darüber zu wachen, daß der Wohlftand 
ganzer Stände und Glaffen der Unterthanen und der Verei— 
nigungen, welde eine directe Öffentliche Beziehung haben 
(insbefondere der Gemeinden f. Th. I. $. 107) nicht durch 
Mißbräuche vermindert oder ein Mangel allgemein nothwendiger 
Lebensbebürfniffe bewirkt werde; 3. dafür zu forgen, daß durd) 
Vereinigung der Volkskräfte, oder auf Koften des 
Staats, diejenigen Einrihtungen und Anftalten getroffen 
werben, welche zur Beförderung von Handel und Verkehr noth: 
wendig oder nüglich find, und welche von den Einzelnen entwe: 
der gar nicht, oder nur mit unverhältnißmäßig großen Opfern 
erzielt werden könnten. ei 

11. Als einzelne Zweige der Staatöwirthfchafts= Polizei 
laffen fich betrachten: 

A. bie fi g. Bevölkerungs-Polizei, in welder Hin— 
ficht die Staatögewalt berechtigt ift, Erkundigung über ſämmt⸗ 
liche, im Staate befindliche, Einwohner einzuziehen, Volkszäh—⸗ 
lungen zu veranftalten und die Urfachen des Zuwachſes und ber 
Abnahme der Bevölkerung zu unterfuchen 2). Was man in frü: 
bern Zeiten in diefer Dinficht wohl für nothwendig hielt an Ge: 
fegen für und wider die Ehe, Benachtheiligung der Hageftolzen, 
Begünftigung der Einwanderung Fremder und Verbot der Aus: 
wanderung der Unterthanen 2) u. f. w. ift heutiged Tages mei: 
ſtens als zwedwidrig und widerrechtlich erkannt. 


1) Vergl. Mofer, Von der Landeshoh. in Polizeifadhen. Kap. II. ©. 25 
—33. — dv. Berg, Handb. des Polizeirehtd. Th. I. S. 19-60. 
Th. IV. ©. 692 f. 

Veber die Auswanderungsfreiheit der beutfchen Unterthanen f. 
oben Th. I. $. 89. Verſchiedene Verordnungen polizeiliher Natur 
namentlich in Betreff der firomartig anfchwellenden Auswanderung 
nad) Amerika zur Verhinderung verſchiedener, dabei hervorgetrete⸗ 
ner, Mißbräuche, theild ber Auswanderer felbft, theils ſolcher 
Derfonen, die fidy mit der Beſoͤrderung derfelben befaffen, find in 
neuerer Zeit in mehreren Bundesflaaten erlaffen worben. 


— ⸗ 
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B. Die Landwirthſchafts-Polizei, weldhe nidt nur 
die Hinderniffe auß dem Wege räumt, die ber Gultur des Bo⸗ 
dend im Wege ftehen, fondern diefelbe auch durch Anftalten man⸗ 
cherlei Art zu heben ſucht 2). Im Zufammenhange hiermit flebt 
das häufig in den Landesrechten begründete Verbot der willführ: 
lichen Zertheilung (Dismembration) der Bauergüter 9, die 
Frage über die Aufhebung der Gemeinheiten 5) und bie 
Bortheile, weldhe die f. g. Verkoppelung (Zufammenlegung, 
Arrondirung und Separation der Grundftüde) 6) und der noth: 
wendige gefegliche Schuß der Landeigenthümer gegen den Wild: 
fhaden, durch Beſchränkung der Hegung ded Wildes und Feſt⸗ 
flelung der Entichädigungspflicht der Sagbberechtigten 7). — 
Die bierbei meiftens entftehende Srage, ob und unter welchen 
Bedingungen wohlerw orben e, aber der Landescultur nachthei: 
lige, Rechte oder diefelbe hemmende Einrichtungen ded Grundei⸗ 


3) 3. Phil. Krank, Syſtem der landwirthſchaftl. Polizei, befonders 
in Hinſicht auf Deutfcdyland nach den beften Verordnungen, Vor⸗ 
fhlägen und Anftalten. 3 Th. Leipz. 1759 f. — 8. Er. Freders⸗ 
dorf, pract. Anleitung zur Landpolizei aus allgem. Srundfägen und 
mit Binfiht auf die Fürſtl. Braunſchw. Wolfenbütt. Landesgefege. 
Pyrmont 1800. — v. Berg, Hanbb. des Polizeir. Th. III. ©. 231 f. 

4) 9. Berg a. a. O. ©. 276 f. 

5) Aeltere Landtages Abichiede, 3. B. ber Sanbersheim. v. 16PL $. 
21 u. der Hannov. v. 1639 $. 18, enthalten Aufidherungen gegen 
Willkühr der Beamten in Befchräntung gemeiner Hut und Weide. 
Mofer, von der Landeshoh. in Anfehung Erde u. Waſſers S. 151f. 
Neuere Landesgefege haben bie Wertheilung der Gemeindeweiden zum 
Zwed der Bebauung durch bie einzelnen Gemeindeglieder auf vers 
ſchiedene Weife zu begänftigen geſucht. Gemeinheitstheilungs - Orb 
nungen ber neuern Zeit f. bei Wittermaier, deutſch. Privatr. 
$. 130. 

6, Vergl. (3. Fr. Meyer) Von ber Gemeinheits s Aufhebung u. Bers 
toppelung in den Churbraunſchw. Lüneburg. Ländern. Gött. 1784. — 
Hannoverſches Berloppelungss Gefet v. 30. Zuni 1842. Ergän⸗ 
zungen beff. im Geſet v. 12. Octbr. 1863. — W. Seelig, die 
Verkoppelungs⸗Geſetzgebung in Hannover. Hannov. 18652. 

7) Vergl. v. Berg a. a. O. Th. Il. ©. 267 f. und befonbers auch 
über die neuere Geſeggebung: Mittermaier a. a. O. 5. 219. 
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genthums verändert und aufgehoben werben können, iſt nad, all: 
gemeinen Grunbfäßen (oben $. 151) zu beurtheilen. — Für Be: 
handlung verfchiedener, in dad Gebiet der Landwirthſchafts-Po⸗ 
lizei gehöriger, Gegenftände, indbefondere zur Leitung der Ablö- 
fungen und Gemeinheitötheilungen u. f. w. find in mehreren 
Ländern eigene Behörden, unter dem Namen von Landesöco—⸗ 
nomie>Collegien oder «Sommiffionen eingefest 8). 

C. Die Forſt⸗, Jagd: und Fifcherei:Polizei, welche 
mit dem, nur ald zufälliges Hoheitörecht zu betradhtenden, Forſt⸗, 
Jagd⸗ und Fifchereiregal nicht zu verwechfeln ift 9), befteht 
in der Befugniß und Verpflichtung der Staatögewalt, durch ges 
feglihe Beflinmungen und zwedmäßige Oberauffiht den gemein: 
fhädlihen Holz⸗, Jagd⸗ und Fiſchereiverwüſtungen auch der Pri: 
vatberechtigten "zu begegnen und in&befonbere über die Verwal: 
tung der Forſten und Holzungen ſolche Regeln feftzuftellen, 
wie fie zur Abmendung von Holzmangel erforderli find 10). 
Snfoweit laßt fich daher auch die Anwendung von Zwang gegen 
die Eigenthümer der Forſten rechtfertigen, welcher aber nicht fo 
weit gehen darf, daß den Privat-Berectigten die Selbftverwal: 
tung ihrer Forften wider ihren Willen ganz entzogen würde. 


8) Vergl. 3. B. v. Bülow u. Hagemann, pract. Erört. II. N 16. 
u. Braunfdyweig. Gefeg v. 20. Dechr. 1834, die Organifation 
u. den Geſchäftskreis der Herzogl. Kandessconomies Sommilfion betr. 


9) Mittermeier, deutſch. Privatr. $. 206. $. 215. $. 233. — Fr. 
8. Hartig, Forſt⸗ und Jagdſtaatsrecht. 2 Thle. Leipz. 1809. — 
v. Berg, Handb. Th. II. S. 314-364. — S. audy meine Abs 
handl. ib. Regalien überhaupt u. das Salzregal in Deutfchland ins⸗ 
bef: in der Zeitfchr. f. deutſches Recht. Bd. XI. ©. 319 f. bef. 
S. 925. 


10) SBerfchieben bavon ift auch die, einen Theil der Gerichtöbarkeit übers 
haupt bildende, Forſtgerichtsbarkeit, welde im Zweifel mit in 
der Patrimonials Gerichtsbarkeit enthalten if. Die zum Schutze ber 
Forſten beftellten Auffeber haben nur dann bie Rechte, und insbes 
fondere die publica fides Sffentlicher Beamten, wenn fie ihnen, nad) 
vorgängiger eiblicher Verpflichtung durch eine Öffentliche Behörde, 
gefeglich beigelegt ift. 
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Snöbefondere gilt dieß auch von der Verwaltung der Forften der 
"Städte und anderer Gemeinden und Gorporationen 11). | 

D. Aud die Bergwerks-Polizei 12) darf mit der, in 
Deutfchland vielfad, angenommenen, Regalität des Bergbaues 
nicht verwechfelt werden 13), indem fie an und für fich weiter 
Nichts umfaßt, ald die Befugniß, auf dem Wege der Geſetzge⸗ 
bung, Öberaufficht und mittelft Wollziehung der getroffenen An⸗ 
ordnungen die gemeinfhädlichen Dinderniffe ded Bergbaues aus 
dem Wege zu räumen und denfelben durch alle, von der Regie: 
rung abhängende, Mittel zu — und deſſen Vernachläſſi⸗ 
gung zu verhüten 14). — 

E. Bon einigen andern, in das Gebiet der Staatöwirth: 
ſchafts-Polizei gehörigen, Gegenftänden foll noch in ben folgens 
den Paragraphen befonderd gehandelt werden. Sie betreffen vor: 





1) Scholz II, in weldem Verhältniſſe ſteht bie Korftpolizei zu den 
Rechten der Forſteigenthümer? in Deffen jurift. —— Braun⸗ 
ſchweig 1835 Bd. I. ©. 1—32. 

12) 9. Berg, Hanbb. bes Polizeir. Th. II. ©. 384 —408. 

13) Doc ift nicht zu verfennen, baß ber Hiftorifhen Entwidelung ber 
Verbältniffe in Deutfchland zufolge beides mit einander in der innigs 
‚ ften Verbindung fteht, indem bier fowohl, als bei Korften, Jagden 
und Kifcherei die in der Landeshoheit enthaltene Schutzherrlichkeit und 
Zurisdictionsbefugniß die Behauptung der Regalität begünftigt hat. 
S. die angef.. Abhandl. in der Zeiffche. f. deutſch. Recht Bd. XIH. 
S. 366 f. Auch in flaatsredhtlidher Hinficht ift eg aber von beſon⸗ 
derer Wichtigkeit, daß beides — bie NRegalität unb das, als Be⸗ 
ftandtbeil der Landeshoheit zu betrachtende, Hoheitsrecht — von eins 
ander gefchieden werde; z. B. in Abfiht auf die Nothwendigleit 
ftändifcher Goncurrenz zu einer, .foldye Gegenftände betreffenden, Ge⸗ 
ſetgebung, oder wenn es darauf ankömmt, Gammergut und Staates 
vermögen begriffsmäßig von einander abzufondern, wie es freilich 
bisher faft nirgends, 3. B. auch nicht bei der, übrigens fehr billi⸗ 
gen, Separation im Fürftentbum Sondershaufen (in bem Pa⸗ 
tent v. 24. Septbr. 1841) geſchehen if. 

14) 9. Berg a. a. D. ©. 386, der aber denn boch auch Verſchiedenes, 
was Megalität, Polizei, Gerichtöbarleit und Privatrecht bed Berg⸗ 
baues betrifft, unter einander mifht. — S. auch Mittermaier, 
deutfch. Privatr. $. 241 f. 
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züglich die Betreibung der Gewerbe, den Handel, die Schiff: 
fahrt und verfchiedene nothwendige Mittel ded Verkehrs, Land: 
und Waffer-Straßen, Poften und Münzwefen. 


6.193. ($. 172.) 
b. Bie Gewerbepotlisei. 


Mofer, von ber Landeshoheit in Policeyfahhen. Kap. VII. Kap. IX. — 
Gerſtlacher, Handb. der beutfch. NReichögefege. Th. IX. S. 1722 
—1780 Th. X S. 1991—2076. — v. Berg, Handh. bes Polis 
ceyrechts. Ih. II. ©. 409 f. ©. 430 f. — Leift, Staater. $. 
189 f. — Klüber, Öffentl R. $. 461 fe — v. Mohl, wär 
temb. Staatör. Th. II. ©. 655 f. 


l. Die Betreibung der Gewerbe im engern Sinne, 
weiche fih in Deutichland als eine vorzugäweife Berechtigung 
der Städte, unter Ausfchluß der auf den Aderbau und Vieh⸗ 
zucht angewiefenen Landbewohner I), entwidelt hat, ift fchon 
beim Urfprung und der erfien Entwidelung ber ftädtifchen Ber: 
fafjung ald ein wichtiger Gegenftand einer, in den Statuten nä- 
. ber beftimmten, obrigkeitlihen Einwirkung, durch Erhaltung ver- 
fehiebener, darauf abzweckender, öffentlicher Anftalten, betrachtet 
worden. Seit dem 16ten Sahrhundert nehmen dann aud die 
Reichsgeſetze auf die Handwerksmißbräuche Rüdfiht und fu: 
chen die Abftellung derfelben zu bewirken I. — Was zur f. g. 
flädtifhen Nahrung gehöre, ift fletö nach dem befondern Der: 


I) Die Zulaffung gewiffer Gewerbe auf dem Lande ift felt dem I6ten 
Sahrhundert ein Hauptgegenftand der Differenzen, Verhandlungen 
und Verabſchiedungen auf den Landtagen, wobei die Gurie der Städte 
gewöhnlich mit dem Landesherrn und ben Übrigen Curien zu käm—⸗ 
pfen hatte. Bergl. 3. B. Gandersheim. Landt.sAbfch. v. 1601 
Art. 651. Medlenb. Erblanbesvergleihb v. 1755 Art. 14. Ron 
Handwerkern auf dem Lande ($. 259-279). Braunſchw. Privileg. 
ber Landſch. v. 1770 Art. 78. Landt.⸗Abſch. v. 1770 Art. 64. Mos 
fer a. a. D. Kap. IR. $. 6. (©. 179 f) o. Berg, Handb. Th. 

. 1. &. 428 f. 

2) Keichspol.⸗Ordn. v. 1577. Tit. 36-38. Reichsſchluß wegen Abftel- 
Iung ber Handwerksmißbräuche v. 4. Septbr. 1731. Schmauss, 
Corp. jur. publ. p. 1371 sqq. Leiſt, Staatsredht. $. 191. 

Bahariä’s Staatsrecht. Zr Bb. 2te Aufl. 22 
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fommen und der Landeöverfaflung zu beurtheilen 3), wobei übri⸗ 
gend, wenn nicht wirkliche Privilegien oder wohlerworbene 
Gerechtſame im eigentliden Sinne (oben $. 150) im Wege 
ftehen, die Landesregierung in Betreff der Erlafjung der dem 
Bedürfniß entfprechenden Verordnungen unbeſchränkt ift 9. 

1. Die Gewerbe find entweder freie, welde fchon kraft 
des Bürgerrechtd, oder folhe, welche nur von den Mitglie: 
dern einer hierzu privilegirten Corporation (Zunft oder 
Gilde) betrieben werden fünnen. Diefe Zünfte oder Gilden 
(f. fhon oben Th. 1. $. 105. Note 5) find zwar größtentheils 
ohne Einwirkung der Staatdgewalt entftanden und üben. auch 
da, wo fpäter ihre Verhältniſſe durch die Landesobrigfeit regu: 
lirt und befonders die Gränzen ihrer Gerechtfame gegen einan⸗ 
ber näher beflimmt worden find, Rechte aus, welche noch oft, 
wenigftend im Verhältniß zu einander und’ gegen Dritte die Na- 
tur von wohlerworbenen Rechten haben und deren Verfol- 
gung als Juſtizſache vor die Gerichte gehören kann 5). In: 
deffen faſſen doch auch fchon die Reichögefege die Zünfte als An⸗ 
ftalten auf, welche, wenigftend unter Worausfegung der Fort: _ 


3) Ein allgemeines Vorrecht der Städte in Beziehung auf be= 
flimmte Gewerbe ließ ſich auch zur Zeit bes Reichs nicht hegrüns 
den, 3. B. in Abficht auf die Bierbraugerehtigfeit, und nod 
weniger binfihtlih des Branteweinbrennene. Scheid, de 
jure coquendi et vendendi cerevisiam. Gott. 1739. Idem, de eo 
quod justum est circa vinum adustum. Gott. 1739. Pütter’s Lis 
terat. des Staatör. Th. III. ©. 544. Deffelb. Rechtsfälle. Bd. J. 
zb. IV. NE 136. Strube’s Rebenftunden. Th. II. 719. Mos 
fer, von der Landeshoh. in Policeyf. Kap. VIII. $. 10. $. 11. ©. 
155 f. ©. 171 fe — Mittermaier, deutſch. Privatr. $. 140. 
626. — Leifl, Staater. $. 190. — Ueber particularredhtlidye 
Beichräntungen des Hauſirerhandels, der Krämer auf dem Lande u. 
ſ. w. fe Mofer a. a. 8. ©. 228 f. 

4) 8. fchon die Reichägefege unten Note 7. 

5) Neuratb, Observ. de cognitione et potestate judiciaria in cau- 
sis, quae politiae nomine veniunt. Erlang. 1780. 5.20. pag. 83 sq. 
Leift, Staatsreht. $. 192. ©. 584. — Gin Beifpiel f. inv. Büs 
low u. Hagemann’s pract. Erört. Bb. I. M 17. 
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dauer der damit verbundenen, bem Gemeinwohl nachtheiligen, 
Mipbräude, felbft ganz aufgehoben werben könnten 6), und 
geben durch ihre übrigen Beflimmungen zu erkennen, daß fie die 
ganze Zunfteinrichtung, bie Modification ihrer Verfaſſung, Die 
Beftätigung oder Abänderung - ihrer Statuten und die Dispenſa⸗ 
tion davon’ ald cine. veine Polizeiſache betrachten 7). 


6, 


7) 


Reichsſchl. vo 1731 Art. 14. „— — Kayſerl. Maj. und das Reich 
leicht Gelegenheit nehmen börften, nad) dem Beyſpiel anderer Reiche, 
und damit dad Publicum duch dergleichen freventliche Privat =. Häns 
dei in Zukunft ferner nicht gehemmet und beläftiget werde, alle 
Bünften insgefammt und Überhaupt völlig aufzuheben 
und abzufhaffen“ Die Rathfamkeit ber Aufhebung der Zunfts 
verfaffung und der Aboptirung des Prinzips der-f. g. SGewerbefreis 
heit ift eine hier nicht zu erörternde Frage der Politik. — Vergl. 
übrigens Mofer, von ber Landeshoh. in Polizeyf. S. 214. v. Berg 
0.0.9. ©. 480. 


Schon der Reichsabſch. v. 1654 $. 106 legte den Obrigkeiten auf bas 
Beftimmtefte bas Recht oder bie Gewalt bei, „bergleihen (Hand⸗ 


werks⸗) Statuta nad) Gelegenheit der Zeiten zu wiberrufen und ab⸗ 


zuändern.“« S. oben $. 181. Note 4. — Der Beichefchl. v 1731 
verfügt im $. 1, daß „an keinem Orte einige Handwerksarti⸗ 
fel, Gebräuche und Gewohnheitrn« paffiren follen, «aſie 
ſeyen dann entweder von der Landes⸗ ober wenigſtens jedes Orts 
dazu berechtigten Obrigkeit — confirmirt und befräfftiget; 
hingegen alle diejenigen, weldye von ben Handwerksleuten — ohne 
nur gedachten Obrigkeit Erlaubniß, Approbation und Confirma⸗ 
tion aufgerichtet und eingeführt werden möchten, null, nichtig, un⸗ 
gültig und unkräftig ſeyn⸗— „Wie dann,» heißt es weiter, „je⸗ 
dem Reichsſtande obnebas nach Gelegenheit der Zeit, ber Läuffte 
und umftände, Eraft befigenber Regalien, alle landesherr- 
liche Gewalt und in Anfehung derfelben die Aenderung und 
VBerbefferung ber Innungsbriefe in ihrem Gebiete allewege 
vorbehalten bleibt.» Auch wird nod) in bemfelben Reichsſchl. v. 1731 
6. 6 „denen Landesherrfchaften überlaffen, in ihren Landen Bünffte 
und Laden einzurichten, biefen bie Befege alleine vorzus 
fhreiben, bie Widerfpenftige nad) Befinden zu firaffen und bie 
vortommende HanbwertösDifferenzien — abzuthan und 
zu verbefcheidenze — unb im $..13. ausgefprodhen: „Immaßen 
einem jeden Stande ohne das unbenommen bleibt, mit einem ober 
22* 
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1. Die Betreibung- des nicht zünftigen Gewerbe ift zu⸗ 
folge Sefeges oder Herkommens haufig. Durch obrigkeitliche Con⸗ 
ceffion bedingt oder auch einer gewiflen polizeilichen Beauffichti- 
gung unterworfen 8). Beſonders gehört dazu die Betreibung 
einer Saft: und .Schentwirthfchaft 9). Auch die .Anlegung 
von Mühlen zum Zweck der Betreibung des Mahlend ald Ge: 
werbe 10) ift durch mandye Landesverfaſſungen ausdrudlich durch 
eine (in der Ausübung wieder an beflimmte Bedingungen gebun: 
dene) landesherrliche Conceffion bedingt 11). Auch laßt ſich das 


anderem guten Arbeiter und Künftler nad) Gelegenheit ber Sa⸗ 
chen zu dBispenfiren und denfelben audy wiber der Zunft Willen 
— — anzunehmen und zur Meifterfchaft kommen zu Taffen.“ 
Mofer a. a. D S. 189f. v. Berg a. a. O. ©. 480f. Strube, 
rechtl. Bedent. Th. IV. Beb. 62. Leift, Staater. $. 192. 

8) Neuere nennen Alles dahin Gehörige dag Induſtrie⸗Conceſſions⸗ 
Regal, befonders in fo fern es eine Quelle von Einkünften für den 
Staat oder andere Berechtigte ift. 

9) Scheid, de cauponarum origine et jure, et magistratuum in iis 
colendis eura. Gott. 1739. Idem, de jure erigendi cauponas et 
hospitia publica tam in genere, quam in specie in terris Brunsvi- 
co-Luneburg. Gott. 1739. — Mofer, von ber Lanbeshoheit in 
Policeyfadyen. ©. 429 f. v. Berg, Handb. Th. IM. ©. 437 f. 
Leift, Staatsr. $. 190 a. E. Für die Behauptung dieſer Schrifts 
fteller, daß die Erlaubniß zur Anlegung von Bafthöfen von ber ho⸗ 
hen Landes⸗ und nicht von ber Local=Policei abhänge, läßt ſich Fein 
genügender Grund angeben. 

10) 6. H. Ayrer, de jure principis circa molas, praesertim in terris 
episcopatus Osnabrugensis. Gott. 1772 und anbere bei Pütter, Eis 
terat. bes Staatör. Tb. I. S. 643 f. angeführte ältere - Schriften. — 
Mofer, von der Landeshoheit in Anfehung Erbe und Waſſers. Kap. 
24. (8. 2356 f) — v. Berg a. a. O. ©. 462 f. 

1) ©. 5. B. Bandersheim. Landtags Abfdy. v. 1601 Art. 13. und 
hinſichtlich Braunfhweig Wolfenbüttels: Landt.⸗Abſch. zu Salz⸗ 
dahlum v. 1697 Art. M, worauf fi) verfchiebene neuere geſetzliche 
Beftimmungen beziehen. Braunſchw. Verordn. v. 3. Octbr. 1816. 
1. Octbr. 1827. 6. Mai 1828. Declar. v. 2. Mai 1835. Geſetz v. 
17. Dctbr. 1836. — Vergl. audy Preuß. Landr. Th. IE Zit. 15. 
$. 229 f. unb anbere ältere landesgefegliche Beflimmungen bei Mo⸗ 
fer a. a. ©. Kap. 4. 8.5f. v. Berg aa. O. ©. 463 f. 
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Recht der Obrigkeit nicht bezweifeln, — befonderd in Betreff 
der Gewerbe, welche fih auf die Befriedigung der täglichen 
Lebensbedürfniffe beziehen, — durch gewiffe Einrichtungen und 
Vorſchriften theild dem vorhandenen oder drohenden Mangel 
(3. B. durch Befeitigung gewiſſer beſtehender Schranken des 
Verkehr), theild der Webervortheilung ded Publicums (3. 2. 
durch f. g. Polizeitaren) zu begegnen 12), ober auch dafür zu 
forgen, daß ein, für den Nahrungsfland einer Gegend oder eines 
Drted befonders wichtiges, Gewerbe in feinem Flor erhalten wer: 
de 19). — Die Anlegung von Fabriken und Manufactu: 
ren bedarf einer landesobrigkeitlichen Gonceffion, wenn entweder 
darin eine Beſchränkung eines zünftigen Gewerbes enthalten ift, 
oder dad Gewerbe an fih nah Geſetz ober Herfommen nur 
vermöge einer folchen Erlaubniß betrieben werben darf 1). Die 
willkührliche Einführung einer Conceffion, oder einer dafür zu 
entrichtenden Abgabe, laßt fi) nicht rechtfertigen. Webrigens 
kann die Gonceffion auch dauernd mit einem Grunbftüde ver: 
fnüpft fein. Abgaben, welche von ſolchen Srundflüden an Be: 
rechtigte mit obrigkeitlihem Charakter entrichtet werden, gehören 
dann im Zweifel zu den nicht ablösbaren Reallaften. 


$. 194. ($. 173.) 
c. Handelspolizei. 


G. H. Ayrer, S. R. I. princeps poliiam circa commercia civium suorum 
rite adornans. Gott. 1745. (Andere ältere Differtationen f. bei 
Hütter, Lit. bes Staater. Th. I. S.548f. Klüber’s Fortſetz. 
6. 1307.) — WMofer, von ber Landeshoheit in Policeyf. Kap. X. 


- 


2) v. Berg a. a. O. Th. IV. ©. 509 f. 

3) ©. z. 8. über die f. g. Linnensteggen im Hannoverſchen: v. Berg 

© a. O. Tb. I ©. 446 f. . 

14) Ueber die ſchwachen Verſuche der Reichspolizei, für Beförderung der 
Manufacturen im Reiche thätig zu werben (Reichsgutachten v. 
19. Apr. 1667), unb das gegen die franzöfifhen Manufacturen 1676 
erlaffene infuhrverbot f. v. Berg a. a. O. ©. 4423 f. u. Gerſt⸗ 
layer, Hanbb. der Reichegef. Bd. IX. 9. 1399 f. — Mofer, von 
"der Landeshoh. in Policeyf. Kap. IX. S. 179. 
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8. 223 f. —. dv. Berg, Handb. des Policeyredts. Th. II. ©. 
489 fe — Klüber, öffentl. Recht. $. 412 f. 

Ueber Meffen und Märkte, Stapelreht -u. ſ. w. f. Pütter’s Literatur des 
Staater. Th. III S. 390 f Klüber’s Kortfee. $. 1353f. — Mo: 
fer, von der Landeshoh. in Gnadenfachen. Kap. XV.— 9. Berg, 
Policeyreht. Ih. II. ©. 567 f. — Leift, Staater. $. 196. — 
Mittermaier, deutfch. Privatr. 5.570 (der 7ten Ausg.) 


1. Die Handelspolizei 1) begreift diejenigen Anftalten 
und Einrichtungen, welche eine zwedmäßige Leitung und Beauf: 
fihtigung des Handelsverkehrs, insbefonidere die Hinwegräumung 
ber, dem freien Handelsverkehr entgegenftehenden, Hinderniffe 
‚und die Beförderung und Erleichterung deflelben bezweden. Schon 
die Reichsgeſ etze enthalten mehrere, die Förderung des Han⸗ 
delsverkehrs und die Verpflichtungen der Reichsſtaatsgewalt in 
dieſer Hinſicht (beſonders den Handel der Hanſeſtädte) betref: 
fende, Beſtimmungen 2), und ſicherten für ganz Deutſchland 
eine, durch die Territorial-Gewalten nicht zu beſchränkende Hans 
belöfreiheit zu 3). Ja noch in der legten Zeit des Reichs 
nahm man darauf Bedacht, durch gemeinfame, den Verhältnif: 


I) Der Ausdrud Commerz⸗Regal ſteht mit ber oft übertriebenen 

Benutzung der Handels Polizei zur Vermehrung der Staatseinkünfte 
in Verbindung. 

2) &o beftätigen bie Reichögefege das fchnellere Verfahren in Wechſel⸗ 
fadyen in Handelsſtädten. Reichsabſch. v. 1654 5. 107. Reichsgut⸗ 
achten v. 31. Zul. 1668 und Kaiferl. Decret v. 10. Octbr. 1668. 
Gerſtlacher, Handb. der beutfch. Reichsgeſeze. Bd. IX. ©. 1419. 

- Ausführliche, die Freiheit und Sicherheit bes Handels, befonders 
die demfelben verberblicdhen Binnenzölle, fowie die Schifffahrt auf 
ben Flüffen und bie Stapelgeredhtigkeiten betreffende, Beflimmungen 
- enthält die kaiſerl. Wahlcapitulation Art. VII u. Art. VOL Die 
Danfeftäbte nimmt befonbers in Schug: Instr. pac. Osnabr. Xrt. X. 
$. 16. Wahlcap. Art. VII. ti. 2. Ueber Retorſions⸗Maßregeln gegen 
die, Deutfchland nachtheiligen, Durch⸗ oder Einfuhrverbote fremder 
Staaten ſ. Wahlcap. Art. VII $. 6. 

3) Reichsabſch. p. 1555 $. 14. Reichsabſch. v. 1613 & 4. Instr. pac. 
Ospabr. „Et quia publice interest, ut commercie — reflorescant, 
— — — Plena sit commerciorum libertas et transitus ubi- 
que locorum, terra marique futus:“ Leift, Staatsrecht. $. 198. 
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fen Deutfchlands allenthalben angemefjene, Maßregeln die Com⸗ 
merzien des Reichs⸗ zu Waffer und zu ande zu befördern 9). 
Allein die Reichöftantögewalt konnte, bei der ſchon entwidelten 
Landeshoheit und der mehr und mehr bervorgetretenen Abfchlie: 
Bung der Zerritorien gegen einander, ſich nicht mehr wirkfam er: 
weifen und man. ftellte fogar in der Theorie den, nad Reiche: 
recht gewiß falfhen Sag auf, daß die Landespolizeigewalt aus 
„rechtmäßigen Urfachen“ oder zum Wohle der Unterthanen“ bie 
reichögefegliche Handelöfreiheit in gewifler Rüdfiht ganz aufhe⸗ 
ben oder befchränten könne 5). — Gegenwärtig kann die Be: 
fugniß der einzelnen deutfchen Bundedftaaten den freien Handels: 
verkehr durch befondere, für zwedmäßig erfannte Einrichtungen, 
nit bloß im Lande 6) und im VBerhältniß zu außerdeutfchen 
Staaten, fondern auch zwifchen einander zu befhränfen, an 
fih nicht beftritten werden, indem die Beſtimmung der deutfchen 
Bundedacte 7) Art. 19: „Die Bundeöglieder behalten fich vor, 
bei der erſten Zuſammenkunft der Bundesverfammlung in Frank—⸗ 
furt wegen des Handels und Verkehrs zwifchen den ver: 
fhiedenen Bundedftaaten 8) — — in. Berathung zu tre 


3) Wahlcap. v. 1790 Art. VII. $. 1. „Sollen und wollen Wir ein vaus⸗ 


führliches Reichsgutachten barüber erforbern — — wie zur mög: 
lichften Verbefferung — — der Gommerzien bes Reiche durch gemeins 
fame — — Maßregeln zu gelangen fey.“ 


5) G. L. Boobmer, de jure, principis libertatem commerciorum re- 
stringendi in. utilitatem subditorum. Elect. jur. civ. T. IL. M 
XIX. $. 24.35. Mofer, nahbarl. Staater. &. 630 f. Leift, 

Staatsr. $. 195. 

6, Unterfcheidung zwifchen freiem und zünftigem Detailfandel — 
Trödel: und Haufirhandel — Beſchränkung ausländifcher Handelsrei⸗ 
fenden u. f. w. Vergl. 3. B. Mohl, Staater, II. S. 684 f. 

7) Bergl. hierüber K-lüber’s Acten des Wiener Congreſſes. Bb. II. ©. 
369 f. 442. 471 f. 492. 502 und = elb. Ueberſicht der Verhandl. 
S. 261. 

e) Daß das Intereſſe des deutſchen Peer Überhaupt aud eine 
Berüdfichtigung der Berhältniffe zu auswärtigen Staaten erheifche, 
ift Mat. Die Bundesacte hat aber hierauf bie Gompetenz der Bun: 
desſsverſammlung nicht ausgedehnt. 
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ten,“ bis jeßt zu Feiner, die Souverainetät ber einzelnen Staa⸗ 
ten befchränfenden, bundesredhtlichen Wereinbarung geführt 
bat 9). Nur dürfen die Einrichtungen der einzelnen beutfchen 
Staaten mit den, Ale verpflichtenden, pofitivrechtlihen Beſtim⸗ 
mungen über die Freiheit der Schifffahrt (f. den folgend. 
Sphen) nicht in Widerfpruch treten. Unabhängig von.dem Bun: 
beöverhältniß beftehen aber die auf befonderer Vereinbarung bes 
rubenden, für den deutichen Handel und Verkehr höchſt wichtigen 
Steuer: oder Zollvereine u. Handelsverträge 10). — Zur 


9) 


10) 


Erft im Jahre 1848 nahm die beutfche Bundesverfammlung burdy 
den fhon oben Th. I. $. 44. Note 12 angeführten Beſchluß v. 19. 
Mai die Derbeiführung eines großen einheitlichen Handels⸗ und 
Zollſyſtems⸗ in die Hand. In Folge biefes Befchluffes traten, von 
den beutichen Regierungen bevollmäcdhtigte, Sachverſtändige in Franke 
furt zufammen. Vergl. die Refultate der Berathungen der Regie: 
rungs s Sommiffarien in Frankf. a. M. 184/44 zur Herftellung ber 
Zolleinheit im beutfchen Reiche. Halle 1851. — Die deutfche Reiches 
verfafiung v. März 1849 beflimmte Art. 7. $. 33: Das beutfche 


‚Reich foll Ein Zoll- und Handelögebiet bilden, umgeben von gemeins 


fchaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller Binnengrenzzölle« unb 
machte weitere nähere VBeflimmungen über bie Befugniffe ber Reiche: 
gewalt in diefer Beziehung. 

Ueber früher abgefchloffene, oder erneuerte Verträge zwifchen deut⸗ 
fen Bundesftaaten ſ. Klüber, öffentl. Recht. F. 412. Note c. — 
Bis auf die neuere Zeit (1864) beftanden in Betreff der beutfchen 
Bundesſtaaten vier verfchiedbene Zollgruppen: 1. Defterreih. — 2 
Preußen mit den ihm verbündeten Staaten, der f. g. Preußi⸗ 
ſche oder Deutſche Zollverein, weldyem abgefehen von ältern Vers 
trägen Meinerer Staaten, 1828 Heffen-Darmftadt, dann 1831 
(unter Brud de Einbeder Vertrags v. März 1830) Kurheſſen 
und durch Verträge vom Jahre 1833 Baiern und Würtemberg 
(22. März), Königreih Sach ſen (30. März) und bie thüringſchen 
Staaten (10. Mai) beigetreten waren. Dann ſchloſſen ſich auch Bas 
den (12. Mai 1835), Naffau (10. Dechr. 1835), Frankfurt a. 
M. (2. San. 1836), fpäter audy Braunſchweig (19. Octbr. 1841) 
und Luremburg an. Vergl. Nebenius, der beutfche Zollverein, 
fein Syſtem und feine Zukunft. Karlsruhe 1835. — 3. Der zwis 
fhen Hannover, Oldenburg u. Braunfchweig feit dem Jahre 
1834 beftehende f. g. Steuerverein, aus welchem Braunſchweig 


S 
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Berathung oder Begutachtung von Gegenftänden des Handels be- 
fiehen in einigen Staaten f. g. HDandeldcammern; fowie auch 
für freitige Handelöfachen hier und da befondere Handelöges 
rihte ID), Ä 
4. Bu den, die Beförderung des Handels bezweckenden 
örtlichen Anftalten gehören indbefondere die Meffen, Jahr: 
und Wochenmärkte 12), bei welchen zugleich eine befondere po⸗ 
Tizeiliche Auffiht Statt zu finden pflegt. Die Befugniß zur Er: 
theilung eines hierauf gerichteten Privilegiumd an einzelne Orte 
gehörte zwar ſchon zur Zeit des Reich zu den Beftandtheilen 
der Landeöhoheit, allein. zu einer Meffe im eigentlihen Sinne 
(Reichömeffe, nundinae solennes), welche den fie bereifenden 
Kaufleuten gewiſſe, durch ganz Deutfchland ihre Wirkfamkeit 
äußernde, Freiheiten und Rechte gewähren follte, wurbe body ein, 


in Betreff feines Hauptgebietes 1841 austrat, bem fich aber auch 
Schaumburg-Lippe angefchloffen, während Rippes Detmold (aud) 
Waldeck) zum Zollvereine gehörte. — 4. Die ifolirten Zollgebiete von 
Medlenburg, Holftein u. den Hanfeftäbten. — In biefer Lage 
ſchloß Hannover mit Preußen den wichtigen Vertrag v. 7. Septbr. 
1851, welchem aud) Schaumburg »tippe (25. Septbr. 1851) und Ol⸗ 
denburg (1. März 1852) beitrat, Über die Vereinigung des Steuers 
vereins mit bem Bollverein. Die dadurch herbeigeführte Gefahr 
der Auflöfung bes Bollvereins wurbe abgewendet durch den für 
Deutſchland hoͤchſt erfreulichen Vertrag v. 4. April 1853 die Forts 
dauer u. Erweiterung des Zoll» u. Handelsvereins betreffend, — 
in Folge deffen nun die unter 2 u. 3 angeführten Zollgruppen ein 
Bollgebiet mit dem 1. Yan. 1854 (vorläufig auf 12 Jahre) bilden. 
Nach Art 41 diefes Vertrags find die contrahirenden Staaten audy 
dem höchſt wichtigen zwifhen Defterreih u. Preußen unterm 
19. Febr. 1863 abgefchloffenen Handels» u. Bollvertrage beigetreten, 
burdy welchen fehr bedeutende Grleichterungen und Begünftigungen 
bes Verkehrs zwifchen Defterreich u. den Bollvereinsftaaten flipulirt 
worden find. S. biefe neuen Verträge 5. B. in der Bannon. Ges 
fegfammi. 1853 Rc. 52 8. 153-235. ©. auch daf. No. 53 das er: 
neuerte Zoll⸗Gartell der Staaten des BZollvereins v. 11. Mai 1833. 
1) Mofer, von der Landeshoh. in Policeyf. S. 254. 

32) S. bie dem $phen vorausgefchidte Literatur. Vergl. auch L. un. 

Cod. de nundinis et mercationibus. (IV. 60.) 
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die landeshoheitliche Einrichtung beftätigendes, faiferliches Pri- 
vilegium vorausgefegt und infofern mußte die Geftattung einer 
Mefle zu den Faiferlihen Nefervatrechten gezählt werben 13). Bei 
der Seftattung von Meffen und Märkten in den einzelnen Län 
dern ift aud jest noch die Sranfung wohlerworbener Rechte be- 
flimmter Orte zu vermeiden 14). 

I. Auch die Verleihung eines, nicht blos die Landesunter- 
thanen in ber Hanbelöfreiheit beſchränkenden, Stapelrehts 
(jus stapulae) und des, zumeilen damit verbundenen, Stadt= 
Einlagerrechts (jus emporii) 15) war zur Zeit des Reihe ein - 
Kaiferlihes Refervatreht, deflen Ausübung aber eben fo 
beſchränkt (d. b. an die Zuftimmung der Kurfürften gebunden) 
war, wie die Ertheilung von Zollprivilegien 16). Heutige Tas 


13) Dieß erkennen auch noch Pütter in den Erört. u. Beifpiel. aus 
dem Staats: u. Fürſtenr. Bd. J. S. 8, Derf. in den Beiträgen 
Th. I. &. 199 und in ben Rechtöfällen Bd. IL. Th. I. ©. 784 f, 
Feift, Staatsr. $. 196 und andere Publiciften aus ber Zeit bes Reiche 
an. Die ungenauere Aeußerung von Mofer, von Gnabdenfahen ©. 
74, wiederholt von Berg, Policeyr. Th. III. ©. 567. — Dod war 
dieß kaiſerliche Reſervatrecht, in Beranlaffung ber zu Mainz 1747 
eingerichteten Meffen, ftreitig. Vergl. J. Pb. Hahn, Resp. J. Horix, 
Diss. de- jure instituendi nundinas in Imperio Rom. et Germ. Mo- 
gunt. 1752. Xav. Hörl’s Abd. Gb. den Rechtsgrund der Eaifer!. 
Nefervatredhte und Über bie Brage, ob bas Recht, Meſſen anzulegen, 
ein kaiſerliches Nefervatrecht fey? Landeh. 1802. — Gin Verzeich⸗ 
nis von kaiſerlichen Meß: u. Jahrmarkts = Privilegien f. in Pfef- 
finger, Vitrierius illustratus. T. TI. p. 169 sq. 

1) J. Chr. Wiesand, de ratione interpretandi privilegia.nundinarum 

solennium. Lips. 1764. Mofer, von Gnadenfahen ©. 75. v. 
- Berg, Policeyr. Tb IH. ©. 568. Leift, Staater. $. 196. 

15) Weber den Begriff biefer, den Handel flörenden Ortsgerechtſame, ſo⸗ 
wie auch über das davon verfchiedene f. g. Krahnrecht (jus gera- 
nii) und ben Straßenzwang f. Mittermaier, beutfch. Privatr., 
6. 574. Leift, Staater. $. 197. S. aud) Schottelius, de sin- 
gular. quibusd. in German. jurib. Cap. XXVI. ROHR elect. 
jur. civ. T. III. M 19. $. 27 f. - 

36) S. unten $. 208. Ro. UI. (der erften Aufl.). Wahlcapitulation Art. 
VIII. $. 23. „Und follen inskünftige ganz keine Privilegien auf Sta: 
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ges ift die Ertheiläng ein Recht der Souverainetät und nur in⸗ 
foweit befchräntt, als Gerechtfame Dritter oder die Beflimmun- 
gen der Wiener Gongreßacte über die Freiheit der Fluß: 
fhifffahrt im Wege fleben 17). — Die Ertheilung von Mo: 
nopol8=Privilegien, gegen welche fich, befonders in fo fern 
fie den Alleinhandel mit nothwendigen Lebensbedürfniffen betref: 
fen, die Reichögefege 18) fehr entfchieden ausfprechen, ift heutiges 
Tages nach den oben 8. 164 aufgeftellten Grundfäßen zu beur: 
theilen. 


$. 195. (8. 164.) 


d. Bie Zuiffahrtspolizei. — Sreiheit der Schifffahrt auf dem Rhein 
und andern Yeutfchen Strömen. 


Pütter's Literatur des Staater. Th. III. S. 550. Klüber’s Kortfegung. 

$. 1308. — J. Horix, de libertate navigationis in Imp. Rom. 

Germ. Mogunt. 1764 (aud) in Sramer’s Weplar. Nebenftunden. 

- &h. 108. ©. 487), — Mofer, von der Landeshoh. in Anfehung 

Erde und Waſſers. Kap. XIX. Kap. XX. — v. Berg, Handb. 

des Policeyrechts. IH. III. ©. 561 f. Th. IV. 8.89 f. — Leiſt, 
Staater. 8. 215. — Klüber, Öffentl. Recht. $. 563 f. 

Sr. &. v. Gancrin’s Abhandb! von dem Wafferrechte. Halle 1798 f. Bd. 

HM. ©. 136f. — 3. E. F. Danz, die Oberherrichaft über den 


pelgerechtigkeit mehr ertheilt werben, es gefchehe dann erſtbeſag⸗ 
termaßen mit einmüthigem Kollegialvath und Bewilligung der fämmts 
hen Kurfürften.» Vergl. audy daf. $. 17-22. — Das umſchlag⸗ 
und .Stationsrecht der Städte Mainz und Cölln erkannte noch 
die Sonvention über d. Rheinfchifffahrtss Dctroi db. 15. Aug. u. 1. 
Dctbr. 1804 Art. 3-6 an. vd. Meyer, Staatsacten. I. ©. 60. — 
Vergl. auch Reichöverfafl. v. März 1849 Art. 5. $. 26. 

17) Bon dem, auch den Handel befchräntenden, Zoll⸗ und Geleits⸗ 
techte f. unten $. 208 f. der 1ften Aufl. 

18) Bergl. befond. Keichspol.=Orbn.- v. 1577 Zit. 18. $. 1. 2. u. Reichs⸗ 
ſchluß v. 1668. Wahlcap. Art. VII. $. 3 und andere bei Leif, 
Staatsr. $. 198 angeführte Ältere Reichögefehe. Unter der Beſtim⸗ 
mung ber gemeinen befchriebenen Rechte, worauf die Reichspol.⸗Ordn. 
Bezug nimmt, tft ohne -Zweifel L. un. Cod. de monopollis (IV. 59) 
zu verfiehen. S. auch v. Berg, Policeyr. Th. IH. S. 507 f. Th. 
IV. ©. 529 f. 
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Rhein u. die Freiheit ber Rheinſchifffahrt, nach den SGrundſätzen 
des deutih. Staatsrehts Frankf. 1792. — 3. 8. Reuter, Abs 
bandl. üb. den Rheinhandel u. Schifffahrt. Mainz 1792. — 9. 
Hermann's Samml. ber feit dem Reichsdep.-Hauptſcht. v. 1803 
in Bezug auf Rheinfchifffahrt erſchienenen Gefesgeb. u. f. w. Mainz 
1820. Fortſetz. 1828. Supplem. 1831. — 9. 8. Oppenheim, 
ber freie deutfche Rhein. Gefdrichtl. u. flaatswirthfchaftl. Entwis 
delung ber Geſchichte des Rheins. Stuttg. u. Tübingen 1842. 
&. auch die Literatur in Klüber’s öffentl. Recht $. 568. Note a. 


1. Abgefehen von der, nicht hierher gehörigen, Frage über 
das Eigenthum an FZlüffen, Strömen, Fluß: und Meeredufern, 
liegt in der Staatdgewalt, was auch unfer pofitives Recht an- 
erkennt, die Berechtigung und Verpflichtung, theild gewiffe, für 
die Schifffahrt nothwendige, Anftalten zu mahen und zu 
unterhalten 2), thbeild die Schifffahrt felbft einer Aufs 
fiht zu unterwerfen und Beflimmungen und KBorfchriften 
über die Ausübung berfelben zu erlaffen 2). Den Inbegriff 
diefer Befugniffe umfaßt die f. g. Scifffahrts = Polizei, 
welche fchon zur Beit bed Reichs ald Beftandtheil der Landes: 
boheit betrachtet wurde 3), dabei aber felbft wieder den, in den 
Reichsgeſetzen zur Erhaltung eines freien Verkehrs im Reiche 


1) Dazu gehört 5. B. die Schiffbarmachung der Flüſſe felbft und 
die Verbindung derielben durch Canäle, die Anlegung von Häfen 
und Lanbungsplägen, die Unterhaltung bes f. g. Leinpfabes 
nebft verfchiedenen Anftalten zur Verhütung von Unglüdsfällen, wie 
die Errihtung von Leuchtthürmen, Anftelung von Rootfen, 
Bezeihnung bes Fahrwaſſers u f.w. 

2) 3. 8. über bie dazu’ berechtigten Perfonen (Schiffergilden), über 
Größe und Einrihtnng der Schiffe, Anlegung von Kähren u. |. w. 

3) Leif, Staatsr. $. 215. 216. — Nach der Frankf. Reichsverfaffung 
v. März 1849 Art. 4 u. 5 follte die Reichsgewalt in Betreff der 
Schifffahrts⸗ Anftalten am Meere u. den Münbungen der deutſchen 
Flüſſe das Oberaufſichtsrecht, hinſichtlich der in ihrem fchiffbaren 
Laufe mehrere Staaten burdhftrömenden od. begrenzenden Flüffe od. 
Seen, Schifffahrtsbetrieb u. Flößerei auf denfelben auch das Recht 
ber Geſetzgebung haben. Gin Reichsgeſetz follte beflimmen , in wels 
her Weife die Schiffbarkeit diefer Kläffe zu erhalten ob. zu verbeſ⸗ 
fern fei. 
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überhaupt gemachten, (freilich fehr unzulänglichen) Beſchränkun⸗ 
gen unterworfen war 9). 

1. Durd den Reichsdep.-Hauptſchl. v. 1803 8. 39 wurden 
zwar die, der Schifffahrt fehr hinderlihen, Rheinzölle (ded 
rechten und linken Ufers) aufgehoben, dafür aber ein, zwiſchen 
Sranfreih und Deutfchland gemeinfchaftliher, „Rheinfchiff: 
fahrts-Octroi« eingerichtet, welcher den Betrag der aufgehobe: 
nen Zölle nicht überfleigen und durch deffen Erhebung die Schiff: 
fahrt fo wenig als möglich aufgehalten werden ſollte. Der Er: 
trag wurde zunächſt mit zur Unterhaltung der Leinpfade und zu 
den, zur Schifffahrt erforderlichen, Arbeiten beftimmt 5). — Der 
Pariſer Friede v. 30. Mai 1814 ſprach dann den Grundfas 
einer völligen Freiheit der Rheinfchifffahrt aus 6) und über: 
ließ die nähere Zeftftelung und Ausführung, fowie die Anwen: 
dung deflelben auf andere, mehreren Stagten gemeinfchaftliche, 
fchiffbare Ströme, dem Gongreß zu Wien. Hier wurden dann 
auch wirklich über die Schifffahrt auf ſolchen Zlüffen, welche in 
ihrem fchiffbaren Laufe mehrere Staaten trennen oder durchſtrö⸗ 
men, gewifle, dad Princip der Freiheit der Schifffahrt zur 


4) Vergl. Mofer, nachbarl. Staater. ©. 453. v. Berg, Policeyredst. 

Th. II. ©. 563. — Den Grundfag einer freien unb ungehinderten 

Schifffahrt im ganzen Reihe ſprach fchon der Weftpbäl. Friede 

(Instrum. pac. Osnabr. Art. IX. $. 1.2.) aus. Die Berpflihtung bes 

Reichsoberhauptes in biefer Hinficht beflimmte die Wahlcapitulation 

Art. VIII. 8. 6.7.8.17. — Gin Haupthinderniß blieben bie vielen 
gölle, Stapel⸗ und andere Geredhtigleiten. 

5) Wergl. auch die zur Ausführung des $. 39 des Reichsdep.⸗Hauptſchl. 
abgefchloffene Gonvention über den Rheinſchifffahrts⸗Octroi vom 15. 
Aug. und 1. Octbr. 1804. v. Meyer, Staatsacten. I. S. 69 f. — 
Die Rheinbundsacte Art. II. erklärte die fortbauernde Sültigkeit jenes 
8. 39 des Reihsbep.sHauptfhl. 5. W. Gaum, Rechte ber Staates 
gewalt über die Rheinſchifffahrt. Mannh. 1809. Klüber, öffentl. 
Recht. $. 668 f. 

6) Pariſer Friebe v. 1814. Art. v. „La navigation sur le Rhin, du 
point oü il deviont navigable jusgu’ a la mer, et reciproque- 
ment, sera libre, de telle sorte qu’eHe ne puisse ötre interdite 
a personne“; etc. etc. Klüber, öffentl. Recht. F. 571. 
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Grundlage habende, Beflimmungen getroffen. Sie finden ſich 
im Art. 108—117 der Congreßacte und, was indbefondere die 
Schifffahrt auf dem Rhein, fowie auf dem Nedar, dem Main, 
der Mofel, der Maas und der Schelde betrifft, in der (Art. 
117. 118 für einen Theil der Acte felbft erflärten) ſechszehnten 
Beilage zur Congreßacte 7). Zugleich wurde in der deutſchen 
Bundedacte der Bundeöverfammlung vorbehalten, bei ihrer 
erfien Zuſammenkunft wegen der Schifffahrt, nach Anleitung 
der, auf dem Congreß fellgeflelten, Grundfäge, in Berathung 
zu treten 8). Auch machten fih, in Folge einer, in den Minis: 
flerial » Gonferenzgen zu Wien getroffenen, Verabredung, durch 
einen fürmlichen Beſchluß der Bundeöverfammlung 9) alle dabei 
betheiligte Bundeöglieder verbindlich, „um der Flußſchifffahrt die 
derſelben durch die Wiener Congreßacte Art. 100 - 116 (117%) 
inel. zugeſicherte Freiheit wirklich zu gewähren, die darüber in 
der Congreßacte gegebenen und, vermöge des Art. 19 der Bun⸗ 
desacte, den Berathungen der Bundesverſammlung zum Grunde 
gelegten Vorſchriften un verbrüchlich zu befolgen, wie auch 
die deßhalb ſchon beſtehenden Unterhandlungen aufs thätigſte 
zu betreiben und in ber kürzeſt möglichſten Friſt zu beendi⸗— 
gen, wo aber noch keine Unterhandlungen eingeleitet ſind, ſolche 
unverzüglich eintreten zu laſſen.“ In Folge hiervon iſt die 


— — 


7) Die Verhandlungen der zur Vorbereitung und Abfaſſung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen niedergeſegten Commiſſion ſ. in Klüber's Acten bes 
Wiener Congr. Band I. Die Beſtimmungen ſelbſt ſ. ebendaſ. u. in 
v. Meyer’s Staatsacten.I. S. 202 f. S. 207 f. Den Inhalt der⸗ 
felben und das Nähere darüber, insbefonbere auch Über die fortdau⸗ 
ernde Verpflihtung der Uferflaaten zur Bezahlung der durch den 
Reichsdep.Hauptſchl. auf den Rheinſchifffahrts⸗Octroi gelegten Ren⸗ 
ten f. in Kläber's dff. Recht. $. 571-582. — Ueber ben, bie 
Elbe betreffenden, Vertrag zwiſchen Sachſen u. Preußen (Wiener 
Sriede v. Mai 1815 Art. 17) ſ. Klüber’s Acten Bb. VI. &. 133 f. 

8, Klüber’s Acten Bd. II. ©. 369. 388. 471. 492. 502. — 

9) Beſchluß vom 3. Aug. 1820 °(Protoc. der Bundesverf. v. 1820 $. 95. 

S. 227).. Klüber, Quellenfammi. S. 304 f. v. Meyer, Staats⸗ 
acten ©. 173 f. 
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Schifffahrt auf mehreren, verfchiedenen Staaten gemeinfchaftlichen, 
Strömen wirklich dur Verträge der betheiligten Regierungen 
regulirt worden. Die abgefchloffenen Verträge 19) find folgende: 


1. 


Die Elbichifffahrtöacte v. 23. Juni 1821, mit er: 
gänzenden Beilimmungen vom 18. Septbr. 1824, ge: 
fhloffen zu Dresden zwilhen Oeſterreich, Preußen, 
Sadhfen, Hannover, Dänemark für Holftein und Lauen⸗ 
burg, Medienburg: Schwerin, Anhalt:Bernburg, -Coͤthen 
und =Deffau und der freien Stadt Hamburg !!). Spä⸗ 
ter ift noch hinzugefommen die zu Dresden abgefchloffene 
Elbfchifffahrts = Additional = Acte v. 13. April 
1844 12), 


2. Die Weferfhifffahrtdacte v. 10. Septbr. 1823, 


—— — 


30) 3wiſchen Baiern u. Defterreich find die. Srundfäge des Wiener 


1) 


13) 


Gongreffes über die Klußfchifffahrt auf die, beiben Staaten gemeins 


ſchaftlichen, Flüſſe Ihon zur Anwendung gebracht: durch Vertrag v. 


14. Apr. 1816 Art. 9. Klüber’s Staatsarchiv. Bd. I. ©. 406. 
Der Vertrag zwifhen Preußen u. Sachſen über die Elbe ift 
ſchon erwähnt. Ueber die Schifffahrt auf der Ems f. den Preußifchs 
Hannov. Zractat v. 29. Mai 1815. Klüber’s Acten-Bb. VI. ©, 
146 f. und. über die Mainfchifffahrt die Protoc. der Bundes⸗ 
verfammi. v. 1827 ©. 461 v. 1828 ©. 32. 42. 49. 106. 140. 154. 
Beſchl. der Bundesverſamml v. 31. Zuli 1828. — Gentrals Goms 
miffion zu Mainz für die Mainfchifffaprt, 5. Jun. 1829. 

Abgedr. nad) der zu Wien 1822 erfchienenen officiellen Ausgabe, 
nebft den dazu gehörigen Beilagen u. Zufägen in v. Meyer, Staats- 
asten. L ©. 319-360. — Vergl. auch Prot: der Bundesverſamml. 
v. 1822 $. 49. Beil. 14. ©. 129. 1355 von 1826 $. 28 8.13. ©. 
178. 183 und hinſichtlich der Prototolle der Dresbner Elbſchiff⸗ 
fahrts⸗Commiſfion v. 1820. 1821: Protoc. ber Bundesverf. v. 1827 
Anl. A. 1.2. 3. ©. 215. — Den wefentlichen Inhalt ber u: 
fahrtös&Acte |. b. Klüber, Öff. Recht. $. 583. 

&. bief. im Nouveau Becueil general de trait6s etc. par Fred. 
Murbard. Tom. VI. Gott. 1849. p. 386 f. (Am Abſchluß biefer 
Abb. Acte hat fich auch Lüber wegen Bergedorf betheiligt). in 
befonderer Vertrag zwifhen Hannover u. Hamburg über bie 
Freiheit der Schifffaprt auf der Elbe wurde zu Dresden am V. April 
1844 abgeſchloſſen. &. benf. bei Murhard a. a. O. p. 3701. 
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geihloffen zu Minden zwifchen Preußen, Hannover, 
Kurheffen, Braunfhweig, Oldenburg, Lippe und ber 
freien Stadt Bremen, nebſt einer zu 8. 15 diefer Acte 
gehörigen, zwifchen Preußen und Bremen abgefchloflenen, 
Separat:Convention de eod. dat., und dem zu Bremen 
- errichteten Schlußprotocoll der Weferfchifffahrts-Revifions: 
Gommiffion v. 24. Dechr. 1825 13). 

Die Uebereintunft zwifhen den Uferflaaten bes 
Rheins und die, auf die Schifffahrt dieſes Fluſſes ſich 
beziehende, Ordnung, unterzeichnet zu Mainz den 31. 
März 1831 von den Bevollmächtigten von Baden, Bai: 
ern, Frankreich, Heflen: Darmftadt, Naffau, den Nieder: 
landen und Preußen 1%). 


- Die Uebereinkunft zwifchen Heſſen-Darmſtadt, Baben, 


MWürtemberg, betreffend die Schifffahrts⸗Ordn. auf dem 
Nedar v. 15. Juli 1842, 25. Ian. 1843 15), 


8.196. (6. 176.) 


e. Die Wege- over Sandftrafen- Polizei. — Anlegung von Eifenbahnen 


und Telegraphen. 


Hütter’s Literat. des Staater. Th. III. ©. 551 f. Klüber’s Kortfekung. 


13) 


14) 
15) 


©. 4126. — 3.1. v. Eramer’s Nebenftunden. Th. II. S. 1. — 
D. 8. Strube, rechtl. Bedenken. ZH. IV. M 19. 121. — 2. 
J. Mofer, von der Landeshoh. in Anfeh. Erde u. Waſſers. Kap. 


In v. Meyer’s Staatsacten. I. S. 361-407. — ©. ben wefent- 


lien Inhalt derfelben u. Angabe verfchiebener anderer Separatver⸗ 


träge zwifhen Hannover u. Bremen v. 9. Septbr. 1823 u. 11. 
San. 1827 u. zwifhen Hannover u. Dlbenburg v. 28. Febr. u. 
4. Mär; 1829 in Klüber’s dff. Recht. $. 584 f. 

vd. Meyer’s Staatsacten. I. ©. 407-464. 

Ueber bie, die Nedarfhifffahrt betreffenden, Differenzen zwi⸗ 
(hen Heſſen⸗Darmſtadt, Baden u. Württemberg f. Prot. ber Bun⸗ 
besverfammi. v. 1824 ©, 171. Antrag auf commiffarifche Regulirung 
von. Heffen u. Würtemberg u. Erklärung v. Baden: ebendbaf. 1833 
6. 104. 261. 277. 302. 435. — Korläufige Uebereinkunft wegen 
einer abzufchließenden Nedarfchifffahrts-Gonvention zwiſchen 
Würtemberg, Baben u. HeffensDarmfladt v. 30. Zul. u. 15. Aug. 1835. 
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- 21.88f. — J. A. Reuss, de munitione viarum publicarum 
(vulgo Shauffeebau) tam territorieli, quam circulari. Tub. 1782. 
— Weſtphal, Staatsredht. Abd. XXXV. S. 377 f. — Leift, 
Staater. $. 211 f. — v. Berg, Handb. des Policeyrecdhts. Th. 
m. ©. 545 f. — Ktüber, Öff. Recht. $. 408 f.- 


l. Die Befugniß und Verpflihtung zur Anlegung und 
Unterhaltung der für den Verkehr nothwendigen Straßen 
oder öffentlihen. Wege und Brüden !) wurde fchon zur 
Zeit des Reichs ald Beftandtheil der Landeshoheit betrachtet 2), 
wobei die Reichöftaatögewalt- (befonderd audy vermittelft der Kreis 
gewalt) nur darüber zu wachen hatte, daß jene Verpflichtung zur 
Einrichtung und Unterhaltung der erforderlihen Straßen nicht 
unerfullt bleibe 3), und daß ben wohlbegründeten Gerechtfamen 


1) Die Vorfchriften des römiſchen Polizeirechts f. in ben beiden Ziteln 
der Digeften XLIII. 10. u. 11. de via publica. etc. 

2) Wider die Behauptung von G. Th. Miller, de eo quod justum 
est circa vias publicas et militares in imp. Rom. Germ. Giess. 
8776 ſ. Reuss I. l. Sect.1. 8.9.20. u. Weſtphal a. a. O. S. 380. 

3) »So haben Wir — gefegt und verordnet — und wollen, daß jede 
Obrigkeit in ihren Landen und Gebieten derentwegen 
(wegen Einrihtung und Erhaltung ber Straßen u. Brüden) ernfte 
Kürfehung thun, und zur Infpection der Wege, Straßen u. 
Geſtade gewiffe Beamte, wo nicht ſchon Anftalt gemacht wäre, vers 
ordnen, und denfelben durch gemefiene Befehle und Ordnung derglei⸗ 
hen Mängel ungefäumt abzuwenden, ernſtlich und mit Bedroh⸗ 
ung, daß wibrigenfalls bey fich ergebendem Unheile ober Unglüde 
die reifenden unb commercivenden -Perfonen — ihres erlittenen 
Scyabens .fih an ihnen zu erholen hätten, injungiren — und alfo 
ein jeder in allem ſchuldigen Gifer und Pleiße nichts erwinden 
Laffen folle, damit mehrgebachte verberbte Wege, Stege, Waſſer⸗ 
firöme, Dämme, Brüden, Waflerfahrten, Leinpfabe, Geftade und 
dergleichen binwieber gebeffert, rveparirt und ausgeräumt, aud) 
aller Drten in gutem unb beffändigem Wefen erhalten 
werden.“ &o der nicht publicirte Reichsabſchl. v. Zuni 1670 (Con- 
tin. Diot. Ratisb. 17. Febr. 1671 pro 4to) wit ber weitern Beftims 
mung, baß falls die Herrſchaften felbft an Erfüllung ihrer Pflichten 
fi fäumig erweifen follten, gegen biefelbe durch Mandate und fis« 
caliſche Proceffe zu verfahren ſei. &. auch churfürſtl. Gollegialfchreis 

Bahariä’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 23 


354 Staatsr. d. Bundesſtaaten. — Regierungsrecht. ($. 196.) 


Dritter, welchen durch neue Anlagen Eintrag gethan wurde, der 
erforderliche Schutz zu Theil werde )Y. Dabei war auch aner⸗ 
kannt, daß die Landesobrigkeiten zur Erhebung von Weges, 
Chauffee: und Brüdengeld berechtigt feien, ohne daß die 
reichögefeglichen Grundfäge über Zölle im Wege geftanden hät: 
ten, fobald nur unter dem Wegegeld nicht ein Zoll verftedt 
war 5). — Die Anlegung und Unterhaltung der Gemeinde 
wege wurde von jeher ald Gemeindefache betrachtet, jedoch, wie 
diefe überhaupt, ber landeöherrlihen Dberaufficht unterworfen 
und daraus auch der noch jest gültige Satz abgeleitet, daß ohne 
Iandeöherrlihe Bewilligung Feine Gemeinde und Fein Privatus 
zur Erhebung eines Wege⸗, Brücken⸗ oder Pflaftergeldes berech- 
tigt ſei ©). 

1. Die Straßen: oder Wegepoligei, weldhe von der 
Frage über dad Eigenthum an den Wegen an fich ganz unab⸗ 
hängig ift, iſt auch gegenwärtig ein unbeflrittener (durch Die 
Reichögefege nicht mehr befchränkter) Beftandtheil der Landesho⸗ 
beit und umfaßt alle, für Anlegung 7) und Unterhaltung ber 
Öffentlihen Wege, Landſtraßen und’ Chauffeen erforberli: 
hen, Einrichtungen, Anftalten und Anftelung von Beamten, fo: 


- ben u. kaiſerl. Refeript v. 1764 bei Mofer, von der Kreisverfaſ⸗ 
fung. 8. 738. v. Berg, Policeyr. MI. S. 645 f. 

9 Weftphal aa O. ©. 380 f. Mofer, nahbarl. Staatsrecht. 
Bud) III. Kap. XV. ©. 435 f. Leift, Staater. $. 212. NE 3. 

5) Strube, rechtl. Bedenken. Th. II. M 71. Mofer, von der kan: 

- beshoh. in Steuerfadhen. Kap. XV. 8.51. — Daher au Fein 
Schluß von der Zollfreiheit auf die Freiheit vom Weggelde. Weſt⸗ 
phal a. a. O. 8.331 f. Leifta a. D. $. 212. NE 6. 

6) 3. H. Boehmer, quatenus magistratus municipalis pro conserva- 
tione viarum vectigalia imponere possit? in deſſ. Consult. Tom. I. 
part. 2. resp. 28. p. 132. Leift, Staatsr. $. 212. 

7) Ueber die dazu erforderliche Abtretung von Grunbeigenthbum f. oben 

$. 151. 162. Aus dem vömifchen Recht hat man hierfür befonders 
L. 14. $.1.D. Quemadı. servit. amitt. (VHI. 6.) in Bezug genoms 
men, und binfihtli der Entichäbigungspfliht: L. 9. Cod. de 
operib. publ. (VIII. 12). Vergl. auch &. 8. Böhmer’s auderlefene 
Rechtsfälle. Bd. 1. NE 52. ©. 386 f. 
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wie die Borfchriften über Benusung der öffentlihen Wege, Ein: 
richtung des Fuhrwerks in Anfehung des Geleiſes und ber Breite 
der NRäber, Entrihtung der Wegegelder u. f. w. 8). — Die 
Koften des üffentlihen Wegebaues find zwar der Natur der 
Sache nach ald allgemeine Eandeslaft?) zu betrachten, zu wel⸗ 
cher auch die Kammergüter beizutragen haben 10), unb wobei die 
dazu erforderlichen Geldbeiträge der Unterthanen, mit Rüdficht 
auf die Beflimmungen der Landeöverfaffung, wie andere Steuern 
der fländifchen Bewilligung bedürfen 11), ohne daß dabei hinſicht⸗ 
lich eigentlicher Land- oder Heerfiraßen die Anmohner, weldye 
davon einen (im rechtlichen Sinne nur zufälligen) größern Vor: 
theil haben, ftärker belaftet werden dürften. Allein im pofitiven 
Recht der einzelnen Zerritorien war dieſer Grundfag wenigftend 
früher nicht überall anerfannt; denn nad Landesgeſetzen 12) 
mußten zur Anlegung und Erhaltung öffentlicher Straßen von 
den Anwohnern die, aus ber Verpflichtung zur Landfolge ab: 


8) Sn’ den meiften Bundesftaaten find darüber befonbere Gefege erlaffen. 
Sn Betreff Hannover's f. Grefe, Leitfaden Th. II. 8. 52. ©. 
149 f. Kerner Gefeg üb. den Ghauffeebau v.®20. Juni 1851 u. Ges 
ſetz üb. Gemeindewege u. Landſtraßen v. 28 Zuli 1851. 

9%) Dafür, daß die Heer- und Landſtraßen auf jedes Landes gemeine 
Koften gebaut und unterhalten werben müßten, wird zwar auf einen 
Reichsſchl. v. 1670 Bezug genommen. dv. Berg, Policeyr. IH. ©. 
549. Der wahrſcheinlich gemeinte Reichsabſch. v. Fun. 1670 (vergl. 
Note 3) enthält aber hierüber nichts. Leiſt a. a. O. 

10) Weftphal, Staater. ©. 382. 5. 16. Leift a. a. D. $. 212, 75. 

11) Daß hierbei die Stände, ebenfo wie bei der erforderlichen Einwils 
ligung zu dem zu erlaffenden Exrpropriationsgefege, ihre Zuftimmung 
auch an gewiffe, die Befchaffengeit und Ausführung der Anlage bes 
treffende, Bedingungen: Enüpfen können, verfteht ſich von felbft: Auch 
bie Beflimmung der Größe des Weggeldes kann, wenigftens ins 
direct, ber ftändifchen Concurrenz unterliegen, obwohl es an fi 
nicht unter den Begriff einer Steuer fällt. 

12) Wergl. 3. B. über Hannover dv. Berg, Policeyr. Th. I. ©. sagf. 
©. aber Berorbn. v. 19. Nopbr. 1840 üb. die zeitweilige Aufhebung 
der unentgeldlihen Chauſſeedienſte. S. auh Braunſchweig. Wes 
georbnung v. 11. Mai 1840. 

23* 
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geleiteten, Hand: und Spanndienfte geleiftet werden, welche, 
infofern fie mit vielfachen Eremtionen verbunden waren und nur 
diejenigen Gemeinden belafteten, durch deren Gemarfung die Straße 
führte, dem Grundfaß der, gleichen Wertheilung der Staatslaften 
wibderfprachen 13). In den Städten ift häufig eine Verpflich⸗ 
tung ber Haudbefißer begründet, das vor den Gebäuden liegende 
Hflafter, oder wenigſtens die Fußbänke zu unterhalten, eine Vers 
pflihtung, die wahrfcheinlich durch Anwendung einer Beftimmung 
des römiſchen Rechts veranlaßt worden ift 19). 


IM. Die in neuerer Zeit fo wichtig gewordenen Eiſenbah— 
nen unterliegen zweifellos ſowohl was ihre Anlegung, Richtung 
und Ausführung als ihren Betrieb im öffentlichen Intereffe be: 
trifft der Geſetzgebung und Oberauffiht der Regierung, von des 
ren Willen ed auch abhängig ift, ob fie biefelben felbft bauen 

und in Betrieb nehmen, oder Andere (Geſellſchaften) dazu con⸗ 
ceſſioniren will 15). Nur dürfen, in fo weit Privatrechte dadurch 
begründet find, diefe nicht willführlich verlegt oder gefränft wer: 
den. - Ueber die zur Anlage erforderlichen Erpropriationen, den 
Schug gegen Verlegungen und Beftrafung der dabei möglichen 
Verbrechen find häufig befondere Geſetze erlaflen worden 16), und 
eine Reihe von Staatöverträgen” beziehen ſich auf bie, mehrere 


13) Weber behauptete Befreiungen f. oben Th. TI. &. 112 Note 3. 

19) L.1. 8.3. D. de via publ. (XLIN. 10. „Construat autem vias 
publicas unusquisque secundum propriam domum, et 
aquaeductus purget, qui sub dio sunt, et construst ita, ut non 
prohibeatur vehiculum transire. Quicunque autem mercede habi- 
tant, si nan construat dominus, ipsi construentes computent dis- 
pendium in meroedem.“ 

15) Weber die Rechte, weldye die Reichsgewalt in Betreff der Anlage, 
des Betriebs u. der Benusung für Reichszwede haben follte, f. die 
Branff. Reichsverfaffung v. Mär; 1849 Art. VI 

16) 3. B. Hannov. Gef. v. 8. Septbr. 1840 u. 6. Aug. 1844 über Abs 
tretung für Gifenhahnen (oben $. 153. Note 5.) Geſetz v. 8. Aug. 1846 
über Beftrafung von Berbr. gegen die Gifenbahnen. &. DO. Müller, 
üb. die Verbrechen gegen die materielle Integrität ber Bifenbahnen. 
Reipz. 1846. 
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Staaten durchſchneidenden Eifenbahnlinien. — Auch die Anles 
gung von. Telegraphenlinien gehört zweifellos zu den Dos 
heitörechten und die Benugung der Zelegraphen durch Privatper: 
fonen hängt von der Beflimmung der Regierung ab 7) . 


$. 197. ($. 176.) 
f. Yon ven Poften. 


Eine ziemlich genaue Literär-Gefchichte des Streites Über die Regalität des 


Poſtweſens in Deutfchland f. in Pütter’s Eiterat. des Staater. 
zb. 1. ©. 576—588. — Vergl. auch Pfeffinger, Vitriar. illustr. 
Tom. Ill. p. 207 f. — ine Sammlung ber ältern Schriften ift 
Chr. Leonhardi, Scriptores et excerpta juris postarum. Lips. 
1710. (Cortreji corp. jur. publ. Tom IV.) — Joach. Ernft 
v. Beuft, Verſuch einer ausführlidhen Erklärung des Poſtregals, 
befonders in Anfehung des heit. R. R. III Th. Jena 1747. 1748, 
— 3.53 Mofer’s Etaatöredt. Th. V. S If. — Pütter’s 
nähere Ausführung einiger Grundfäge vom Reichspoſtweſen; in den 
Erört. und Beifp. des St. u. Fürſtenr. Bb. I. Heft 1. S. 1- 126 
u. dagegen: Hiftorifch : ftatiftifche Abhandi über das kaiſerl. Refer: 
vatrecht des Reichspoſtweſens. Regensb. 170. — Häberlin, 
Danbb. des t. Staater. Th. I. 8. 64—113. — dv. Berg, Pos 
liceyrecht. Th. HI. ©. 553 f. — Leiſt, Staatsr. $. 207-210. — 
Klüber, öffentl. Recht. $. 433—445. — Matthias, Über Pos 
flen u. Poftregal. Berlin 1832. I Bde. — K. Stängel, das 
deutſche Poftwefen in geſchichtl u. rechtl. Beziehung von feinem 
Urfprunge bis auf die neuefte Zeit u. ſ. w. Stuttg. 1844, u. da⸗ 
geg. Ueber das Verhältn. der F. Zurn u. Zar. Poftverwaltung 
zu den Eifenbahnen (Mfer.). Frankf. a. M. 1846. | 


Wenn man unter Poften !) diejenigen Anftalten ver: 


17) Auch Hierauf beziehen ſich Staatöverträge der neuern Jeit und be⸗ 


fondere, den Schutz ber Anftalt betreffende, Strafgefege. Braun: 
fhweig. Sefeg v. 23. Octbr. 1849. Hannov. Gefeg v. 24. Dechr. 
1849. — Die Franff. Reichsverfaſſung v. März 1849 beſtimmte 
Art. VIH. $. 44 die Rechte der Reichsgewalt in Betreff ber Telegra⸗ 
phenlinien. 

Verfchiedene Arten von Poſten: Waflers u. Landpoſten; orbentlidye 
u. außerordentliche; fahrende u. reitende Poſten. — Ueber den Ur: 
fprung und die Geſchichte der Poften verbreiten fich bie meiften 
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fteht, welche dazu beftimmt find, Perfonen und Sachen gegen 
Erlegung einer gewiſſen Zare und nad einer gewiflen Regel 
von einem Ort zum andern zu bringen, fo kann die audfchließ: 
liche Befugniß dazu nicht zu den weſentlichen Hoheitsrechten 
gerechnet werden, obwohl man in Deutichland gewöhnlid ein 
Poſtregal in diefem Sinne behauptet hat. Verſchieden hiervon iſt 
die, ohne Zweifel in der Staatögemalt liegende, Poſthoheit, 
welche in der Befugniß befteht, für die Einrichtung von Poftan: 
ftalten Sorge zu tragen und darüber zu wachen, daß die vorhan⸗ 
denen Anftalten diefer Art auf eine, ihrem Zwecke entiprechende 
und dem gemeinen Verkehr möglichft ——— Art erhalten 
und verwaltet werden. 

II. Die erſte Einrichtung des — in Deutſchland 
(anfangs auch nur als Staatspoſt) fällt in die erſte Hälfte des 
16ten Jahrhunderts (Anlegung einer reitenden Poſt zwiſchen 
Brüſſel und Wien durch Franz v. Taris im J. 1516). Hier: 
auf wurde Leonhard v. Taxis vom Kaiſer Karl V. im 3. 1543 
zum Niederländifchen General: Poftmeifter und 1595 von 
Rudolph II. zum kaiſerlichen General: Dberpoftmeifter im 
Reiche beftelt. Kaifer Matthias belehnte 1615 den Freiherrn 
Lamoral v. Taris mit dem General:Poftmeifteramte ald männ⸗ 
lihem Erblehn; Ferdinand U. erflärte e8 1621 auch für ein 
fubfidiarifches Weiberlehn und Karl VII. verwandelte es (nachdem 
inzwifchen die Familie von Thurn u. Taxis in den Grafen: und 
1695 in den Reichsfürftenftand erhoben worden war), im Sabre 
1744 in ein Reihsthronlehn 2. Schon mit dem 16ten 


ber oben angeführten Schriften. Um ihre Negalität (beſonders für 
den Kaifer) zu begründen, wurde auch auf das römifche Recht (Tit. 
Theod. Cod. VM. 15. u. Just. Cod. XH. 61. de cursu publico, an- 
gariis et parangariis) recurrirt, obwohl die Römer nur Staatspoften 
und keine foldye Anftalt für das gefammte Yublicum kannten. Vergl. 
auh Mereau’s Miscellan. zum deutfh. Staats: u. Privatr. Th. J. 
®1235f. © ©. Viſcher's allgem. geſchichtl. "Zeittafel bes Poſt⸗ 
wefens, nebft einer allgem. Literat. deffelben. Tübing. 1820. 

2) Bergl beſonders Über die Geſchichte des Reichspoſtweſens: Pütter, 
Erört. u. Beifp. Th. J. 8.18 f. — Die hierher gehörigen Urkun⸗ 
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Sahrhundert beginnt aber auch (zuerft mit Nürnberg und andern 
Reichöftäbten) der. Streit über die Frage, ob das Poftregal ein 
ausfchließliches kaiſerliches Refervatrecht fei, oder ob auch den 
Reichöftänden Fraft ihrer Kandeshoheit die Befugniß zur 
Anlegung von Zerritorials Poften zulomme, ein Streit, ber be: 
fonderd noch im- vorigen Sahrhundert zwifchen Zaris und Kurs 
braunfdhweig 3) verhandelt und durch fein Reichsgeſetz ) 
entichieden worden ift, wogegen fih das zu einem allgemein ans 
erfannten Rechtöfage geftaltete, daß Landesunterthanen nur kraft 
rechtsgültiger Erwerbung zur Ausübung einer Poflgerechtiame 
befugt feien, und nichtd unternehmen dürften, woburd bie — 
liche Poſtanſtalt gehindert oder eingeſchränkt werde 5). Im 
Ganzen hatte ſich aber der Zuſtand im deutſchen Reiche dahin 
entwickelt, daß zwar in vielen Territorien die Taxiſchen Reichs⸗ 
poſten ausſchließlich berechtigt waren 6), in einer Mehr: 


⸗ 


den ober kaiſerl. Patente ſ. theils in Schmauss, Corp. jur. publ. 
(Ausg. v. 1794) ©. 716 f., theils in Lünig's Reichsarchiv Pars 
gen. Vol.I. S. 441f. u. in Gerſtlacher, Hbb. der Reichsgeſ. Th. 
IX. ©. 1700 f. : 

3) S. befonders (D. G. Strube) Gründliche Vertheidigung ber chur- 
fürftt. Braunfchmweig. Lüneburg. Poftgerechtigkleit u. f. w. Hannov. 
1758 und Püttera. a. O. ©. 117 f. 

4) Ueber bie, die Poften betreffenden, Weftphäl. Kriedensverhandlungen 
f. Pütter a. a. O. ©.55f. In den Frieden felbft (Instrum. pac. 
Osnabr. Art. IX. $. 1.) fam blos die Beflimmung: „Itemque immo- 
derata Postarum — onera et impedimenta — penitus tofantur.“ 
Die Wahlcapitulation (früher Art. 35, dann Art. XXIX.) betrifft 
blos die Abftellung von Mißbräuchen und enthält das Veriprechen 
des Kaifere, „daß Unfer General: Taiferliches und Reichsoberpoſtamt 
in feinem Esse allenthalben erhalten und zu befien Schmälerung 
nichts vorgenommen werde." Vergl. Pütter a. a. O. ©. 61 f. 

5) Entſtehung bes ſ. g. Stationsgelbes für Mieth= oder Lohnkutfcher. 


Mofer, von ber Lanbeshoh. in Policeyf. S. 423. — Schlözer. 
— Dannov. Verordn. v. 16. Oct. 1797. v. Berg, Policepr. 
11. ©. 560. 


6) Wie dieß befonders gegen lee; durchgefeet wurde, f. in 
der Kürze bei v. Mohl, Staater. Th. I. &. 610 f. Vergl. Scholl, 
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zahl von Zerritorien beftanden aber theild neben denfelben, theils 
mit Ausfchluß derfelben TerritorialzPoften, welche ſich zu: 
weilen auch fraft einer Staatöferpitut über benachbarte Territo⸗ 
rien erftredten. Dergleihen Zerritorial=Poften waren (be: 
fonders feit dem Weſtphäliſchen Frieden) eingerichtet in Kurfach: 
fen, Brandenburg, Braunfchweig- Lüneburg, Medlenburg, Pom: 
mern, Salzburg u. a. m. 7). Auch die Zarifchen Poften wurden 
aber ſchon der Gefebgebung und Öberauffiht der Landesherrn 
ald unterworfen betrachtet 8). 

II. Durch den Reichsdep.⸗Hauptſchl. von 1803 $. 13 wur: 
de dem Zürften von Zhurn und Zarid theild eine Entfhäbi: 
gung für die Einkünfte der Reichs poſten in den an Frant: 
reich abgetretenen Provinzen zugeſprochen, theild beflimmt: 
„Webrigend wird die Erhaltung der Poften des Zürften von Thurn 
und Zaris, fowie fie conftituirt find, garantirt. Demzu⸗ 
folge follen die gedachten Poften in dem BZuftande erhalten 
werden, in welchem fie -fih ihrer Ausdehnung und Aus: 
übung nah zur Zeit des Lüneviller Friedens befanden.“ 
Mit der Auflöſung des deutfchen Reichs hielten fich aber mehrere 
Staaten nit mehr an diefe Beſtimmung für gebunden. Gie 
begnügten fich nicht damit, fich die erlofhene Reichslehnherr⸗ 
lichkeit über die Zarifchen Reichöpoften zuzueignen und die ihnen 
ohne Zweifel zufommende Poſthoheit auszuüben, fondern er: 
Härten die Zarifchen Poftgerechtfame (gewiß ohne Rechtsgrund) 
für ganz erloſchen und übernahmen die Selbftverwaltung 
der neuerrichteten Landespoſten 9). Andere gaben dem Fürftlichen 





bag Würtemb. Poftwefen. Stuttg. 1838. Ueber Baiern f. Mo: 
fer, von der Landeshoh. in Policeyf. ©. 424. 


7) Bergi. Pütter a. aD. ©. 45. 65. 117 f. Cine genauere Beftims 
mung bes rechtlidhen Verhältniffes zwiſchen den Tarxiſchen Reichspo⸗ 
flen und den Reichsſtändiſchen Territorialpoften f. ebendaf. &. 98 f. 
Leift, Staater. $. 210. 

8) Leif a. a. O. (. 210. M 4. Bönner’s Redtsfälle. Ih. I. S. Ws. 

9% Dieß geſchah beſonders in Würtemberg (ſchon 1805), in Baiern 
(1808) und Baden (I1811). Klüber, öff. R. $. 438. 


Vl. Ron ber Polizeihoheit. ($. 197.) 361 - 


Haufe von Thurn und Taxis das Erbland = Poftmeifteramt zu 
Lehen 19), oder verftanden fich zur Aufnahme einer andern Ter⸗ 
ritorialpoft. Daß eine fo große Berfplitterung des Poftregals in 
Deutichland der Anftalt felbft nicht forderlich fein konnte, war 
natürlich 11). 

IV. Eine Einheit der Poftanftalt, - oder die Herbeiführung 
einer Vereinigung fämmtlicher Bundesflaaten zur Verwal: 
tung derPoft nah gleihen Grundſätzen hat fich der deut: 
ſche Bund gar nicht zur Aufgabe geftellt 12). Nur binfihtlicy 
der aud der Zeit ded Reichs herrührenden Thurn: und Zarifchen 
Poftgerechtfame wurde in den Art. XVII. der deutfhen Bun: 
dedacte die Beflimmung aufgenommen: 

„Das Fürſtliche Haus Thurn und Zarie bleibt in dem, 
„durch den NReichd: Deputationd = Schluß vom 25. Febr. 


10) 3. 8. Heſſen⸗Darmſtadt, Naffau und die Herzöge von Sachſen. 
Vergl. Klüber, Öffentl. R. 5. 353. 

1) J. 8. Klüber, das Poſtweſen in Deutichlandb, wie es war, ift und 
feyn könnte. Erlang. 1811. Deffelb. PYatriotifhe Wünſche, das 
Hoftweien in Deutfchland betreffend. Weimar 1814. 

12) Vergl. die, die tarifchen Poften betreffenden Verhandlungen auf bem 
Wiener Songreß: Klüber’s Ueberficht der Verhandl. ©. 142. 148. 
Deffelb. Acten Bd. II. 8.363 f. 397. 435. 438. 455. 490. 535. — 
Ueber einen, den Zuſtand des Poſtweſens in Deutſchland betreffens 
den, Antrag ber freien Städte und Beſchl. der Bunbesverfammi. v. 
5. Auguft 1819 f. Protor. der Bundesverfammi. v. 1819 $. 159. ©. 
479. $. 170. ©. 489. — Die Frankf. Reihsverfaffung v. 
Mär; 1849 ſprach (Art. VIII. 8. 41 f.) det Reichögewalt das Recht 
der Gefeggebung und Oberaufſicht über das Poflwefen im 
ganzen Reihe zu. Duch Vollzugsverordnungen folte bie 
Reicheregierung für die gleihmäßige. Anwendung der Geſetze forgen 
und eine Gontrole über deren Durhführung ausüben. Die ins 
nerbalb mehrerer Poſtgebiete fid) bewegenden Gourfe follten im 
Intereffe des allgemeinen Verkehrs von ber Reichegewalt geordnet, 
PHofverträge mit ausländiſchen Poflverwaltungen nur mit ih⸗ 
rer Genehmigung gefhloffen werden. Auch follte bie Reichsgewalt 
($. 43) feldft die Befugniß haben, das deutſche Poftwefen für 
Rechnung des Reihe zu Übernehmen, vorbehältlid einer bils 
ligen Entſchädigung der Berechtigten. 
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„1803, oder in den fpätern Verträgen beftätigten, Be: 
„fig und Genuß der Poften in den verfchiedenen Bun: 
‚nbeöftaaten, fo lange als nicht etwa durch freie -Uebereins 


akunft anderweitige Verträge abgefchloffen werden follten.“ 


„Sn jedem Falle werden demfelben, in Folge des Art. 
„13 des erwähnten Reichsdeputations-Hauptſchluſſes, feine 
„auf Belaſſung der Poften, oder auf eine angemef: 
"jene Entfhädigung gegründeten Rechte und N 

che verfichert.«“ 

„Diefes fol auch da Statt finden, wo bie Aufhebung 
„der Poſten ſeit 1803 gegen den Inhalt des Reichs⸗De⸗ 
„putations-Hauptſchluſſes bereits geſchehen wäre, 
„in fo fern dieſe Entſchädigung durch Verträge nicht 
„ſchon definitiv feflgefest 13) iſt.“ 


Eine Beſchränkung ber Pofthoheit der einzelnen Bundes: 


ftaaten ift aber durch diefen Artikel der Bundesacte nicht begrün⸗ 
bet 19); nur darf fie nicht zur Kränfung der dem Fürſtlich Thurn 
und. Zarifhen Daufe zuftehenden Gerechtfame gebraucht wer⸗ 
den 15). — Sn Folge obiger Beflimmung der Bundesacte hat 
Zhurn und Taxis theild von einigen Bundeäftaaten eine ange: 
meffene Entfhädigung befommen (namentlid von Oeſterreich 
und Preußen), theild hat es die entzogene Poſtverwaltung 


13 


) 


14) 


15) 


16 


Sr 


wieder erhalten 16), oder ift dur Vertrag im Beſitz beftä- 


Wie bieß in Baiern durch Vertrag v. 1809 und in Baden burd 
Uebereinkunft v. 1811 geichehen war. 

Klüber, öffentl. Recht. $. 441 und über die, in ber Poſthoheit ent⸗ 
haltenen, Befugniſſe ebendaſ. $. 442. 

Vergl. auch Fr. Scharff, die Anſprüche und Rechte der Fürſtl. 
Zhurn= und Zarifhen Poſt gegenüber ben Eiſenbahn⸗Unternehmun⸗ 
gen. Frankf. a. M. 1840. 

Dieß geſchah z. B. in Würtemberg. Im Jahre 1848 hielt ſich 
die Würtemberg. Regierung ohne Grund für berechtigt, ſich die 
Zhurns und TJaxiſche-Poſt anzueignen. Die deshalb vom Fürſten 
von Thurn und Taxis erhobene Beſchwerde iſt erledigt durch einen 
Vertrag vom 24. März 1851, durch welchen der Fürſt ſeine Poſtge⸗ 
rechtſame gegen eine Entſchädigung von 1,300,000 fl. an Würtem⸗ 
berg abgetreten hat. 
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tigt worben. Auch hat ed in einigen Territorien, gegen welche ed 
aus der Bundesacte Feinen Anfprud hatte, . die Poftverwaltung 
neu erworben. Die Form, in welcher das Eine oder dad Anz 
bere bewirkt wurbe, ift die ded Lehnvertragd, verbunden mit 
der Entrichtung eines jahrlihen Canons an den Staat IN. 

V. Roh aus früherer Zeit beftehen zuweilen Poftanftalten 
eines beutfchen Zandesheren auf fremdem Weſonders reicheftädtis 
fhem) Gebiete (3: B. für Hannover in Hamburg und Bre 
men), welche die Natur einer servitus juris publici haben. Anz: 
derer Seitd haben in neuerer Zeit Bleinere Länder vertragsmeife 
einem größern Staate die Poflverwaltung in ihrem Gebiete über: 
laffen 18). 

VI. Durd mehrere, in neuefter Zeit zwifchen beutfchen Res 
gierungen abgefchloffene, Verträge hat der Poftverkehr in Deutſch⸗ 
land und felbft mit außerdeutfchen Kandern eine außerordentlich 
große Erleichterung erhalten und ift in eine nie vorhanden geweſene 
Uebereinſtimmung verfegt worden. An erfter Stelle fteht der zu 
Berlin am 6. April 1830 zwifchen Defterreidh und Preußen 
abgefchloffene Deutfh=Defterreihifhe Poftvereind:Ber: 
trag, revibirt unterm 5. Dechr. 1851 19), Diefer Poftverein 


17) Vergl. hinſichtlich ber einzelnen Verträge Klüber, öff. Recht. $. 440. 

18) So fliehen 3. B. die Poften in ben Anhaltiniſchen und Schwarzbur⸗ 
gifhen Ländern, in Walde und dem Fürſtenthum Birkenfeld in 
Preußiſcher Verwaltung; das Altenburgifche Poftgebiet unter K. 
Sächſiſchen, das des Fürſtenthums Kübel unter Holftein’fcher, 
das ber Fürftentyümer Hohenzollern unter Würtembergifcher 
Berwaltung. Auch beftehen feit dem 1. Jan. 1852 in bem Bremi⸗ 
(hen Drte Vegeſack und dem Hamburgifhen Drte Rigebüttel 
(Cuxhaven) hannoverſche Poftanftalten. 

19). ©. ben Wertrag v. 6. April in offieieller Verkündigung für — 
ver In der Geſetzſ. v. 1851 No. 29 (Königl. Patent v. 23. Apr. 
1851). — Auf Grund bes $. 68 jenes Vertrags wurde in einer f. 
6. Poftconferenz ber eontrahirenden Theile eine Revifion gemacht und 
der fo revidirte Vertrag v. 5. Dechr. 1851 an bie Stelle des Ver⸗ 

trags v. 6. April 1860 gefeht. S. R. Patent die Verkündigung des 
zevidirten Poftvereinsvertrags betr. v. 1. Zul. 1862 in der Hannov. 
Gefenf. v. 1852 No. 41. 
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»bezwedt die Feftftelung gleichmäßiger Beftimmungen für bie 
Zarirung und poftalifhe Behandlung der Brief: und Fahrpoſt⸗ 
Eendungen, welde fi zmilhen verfhiedenen zum Vereine 
gehörigen Poftgebieten oder zwifchen dem Bereind> Gebiete und 
dem Auslande bewegen,“ bezieht fi alfo nicht auf die “inter: 
nen» Brief: und Fahrpoft : Sendungen, weldye der Beflimmung 
der einzelnen Werwaltungen überlaffen bleiben. Preußen und 
Defterreih find diefem Verein, welcher mit dem 1. Jul. 1850 
zwifchen ihnen ind eben trat und bi zum Schluſſe des Jahres 
1860 und von da ab ferner unter Vorbehalt einjähri: 
der Kündigung in Kraft bleiben fol, für ihr gefammtes 
Staatögebiet beigetreten und ed haben fidy demfelben nach und 
nach die meiften -deutichen Poftverwaltungsgebiete angeichloffen 29). 


‘ 


$. 198. (6 177.) 
g. Aunzen und Papiergeld. 


Bon Schriften über das Münzredyt f. überhaupt: Pütter, Literat. des 
Staatsr. TH. IIE SS. 662-5673. KIüber’s Kortf. $. 1322 f. — 
3. Chr. Hirſch, des deutfchen Reihe Münzarchio. IK Th. Nürnb. 
1756-1769 fol. — (v. Praun) Gründl. Nahriht von dem 
Münzmwefen insgemein, insbef von bem deutfchen Münzwefen älte- 
rer und neuerer 3eiten. Gött. 1739. Ite Aufl. Leipz. 1784. — Mos 
fer, von ben Reichstagsgeſchäften. &. 1387 fe Derf. von den 
kaiſerl Regierungsrehten. Th. II. &. 710 f. — Derf. von ber 
Landeshoh. in Policeyf. S. 396. — v. Berg, Policeyr. Th. I. 
©. 514-545. — 9%. 8% Klüber, das Münzmwefen in Deutfchland 
nach feinem jesigen Zufland, mit Grundzügen zu einem Münzver: 
em beutfcyer Bundesftaaten. Stuttg. 1828. 


2) Vergl. bie Bekanntmachungen des K. Zinanzs Minifteriums in ber 
Hannov. Gefegfammt. Abth. I. 1851 No. 30. 36. 51. 61.76. Ge: 
feaf. v. 1853 Ro. 43. (Defterreih mit Lidhtenftein, Preußen mit 
Anhalt, Schwarzburg, Walde und Birkenfeld, Baiern, Sachſen 
mit Altenburg, Hannover, Holftein (ohne Lauenburg) mit dem Für⸗ 
ſtenthum Lübed, beide Medlenburg, Großh. und herzogl. Sächſiſche 
Länder, Baden, Homburg, die Reuße, Frankfurt, Würtemberg mit 
Hohenzollern, die beiden Heffen und Naffau, Luremburg, Dibenburg 
freie Stadt Lübeck, Lippe s Detmold.) 
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Häberlin, Handb. des d. GStaatör. Th. II. 9.34 f. — Leiſt, Staater. 
$. 200 f. — Ktüber, öffentl. Recht. $. 415 f. 


I. Sn fo fern dad MWefentliche der, als allgemeines Tauſch⸗ 
mittel dienenden, Münze in der, dur das Gepräge ver: 
bürgten dffentlihen Beglaubigung bed Werthes eined 
- Stüdes Metall befleht !), muß dad Münzrecht allerdings 
ald ein Hoheitsrecht betrachtet werden 2). Wie in andern Staa» 
ten der altern und neuern Zeit ift daher auch in Deutichland 
durch das pofitive Recht, das Recht zu münzen, als ein f. 9. 
Regale anerkannt worden 3). Daſſelbe blieb fogar, früher aus: 
fohließlih von den Kaifern geübt, bis zur Auflöfung des Meichd 
ein kaiferlihed Reſervatrecht in dem Sinne, daß ed nicht 
als ein fih von ſelbſt verftchender Beftandtheil der Landeshoheit 
angefehen wurde, und nur diejenigen Reichsſtände es ererciren 
durften, welche fih vermöge einer Faiferlihen Verleihung 9 
oder einem, diefelbe erfegenden, unvordenklichen Herfom: 
men, in dem Beſitz diefer Befugniß befanden 5), was freilich in 


I) Dieb drüdt fon das römifhe Recht aus in L. 1. pr. D. de con- 
trah. emtione (XVII. 1.) „— electa malteria est, cujus publica 
ac perpetua aestimatio' dificultatibus permutalionum aequalitate 
quantitatis subveniret; eaque materia forma publica percus- 
sa usum dominiumque non tam ex substantia praebei, quam ex 

quantitate — ö 

2) Mandye haben dieß bezweifelt. Bergl. 3. B. Feuerbach, Kebrb. 
des peinl. Rechts. F. 176. Soviel ift freilich richtig, daß deshalb 
die Münzfälfhung nod nicht als crimen majestatis betrachtet 

. werben tann, wie in L. 2. Cod. de falsa moneta (IX. 24.). 

3) MH. F. 56. „Regalia sunt — — — moneta — —.“ 

4) Wie der Kaifer fpäter babei befchränkt war, f. in ber Wahlcapi⸗ 
tul. Art. IX. $. 6. 11. Klüber, öffentl. R. 5. 416. 

5) Dieß erlennen die Neichögefese auf das entfchiedenfie an. 3. 8. 
Reichsmünzordn. v. 1659 $. 177. „Wäre es auch Sache, daß einis 
ger Reichsſtand, fo mit Freyheit der Münzen nicht begabt iſt, künf⸗ 
tiglich ſolche Freypeit — von Uns — erlangen würde.« Reichsabſch. 
zu Speyer v. 1670 $. 132. „Als denn auch bie Müngs@erechtigkeit 
fein Mercang, fondern Unfer Kayſerl. Regal, fo bie Münge 
Stände aus Unferm fondern Vertrauen nicht gu ihrem felbft 
geſuchten Vortheil, fonbern wie Wir ſelbſt, dem Heil. Reich zu 
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ber fpätern Zeit wohl von allen Reichöftanden galt 6). Sa felbfi 
Reichsmittelbare (befonders Stadte) konnten aus denfelben Grün: 
den (oder vermöge Ableitung ded Rechts von einem Reichsſtand) 
fi im Beſitz der Münzgerechtigkeit befinden 7). Die Oberauf 
ficht über die Ausübung des Münzrechts fland der Reichsſtaats⸗ 
gewalt zu und bie Meichögefege erkannten ed ausdrücklich an, 
daß baffelbe wegen Mißbrauchs dem Berechtigten wieder entzo: 
gen werden könne 8). Allein alle hierauf zielenden und die Aus: 
übung der Münzgerechtigkeit regulirenden zahlreichen Reichs ge⸗ 
fege 9 konnten die, aus der großen Zerfplitterung dieſes Re: 


Ehren und Wolfahrt gebrauchen follen» —. Wahlcapitus 
lat. Art. X. $. 7. »— wie auch denjenigen, fo foldhes Regale 
nit vehtmäßig erhalten, ober fonften beftändig herges 
bracht, baffelbe verbieten. — Die Behauptungen von Lubewig, 
Erläut. der goldnen Bulle. Th. . ©. 890 unb von Carrach, de 
regali cudendi monetam ex superioritate non ex privilegiis impe- 
rislibus competente. Hal. 1749 u. A. entbebrten daher alles Grun⸗ 
des. Leift, Staatör. $. 201. Klüber, Öff. R. $. 416. Note a. 
6) Leift, $. 201. — Eine große Zahl von kaiſerl. Münzprivilegien 
find nachgewiefen bei Pfeffinger, Vitriar, illustr, Lib. IH. Tit. IV. 
.$. 4. (Tom. II. p. 461 f.) — Ueber das Münzredht ber Kurfürften 
f. Aur. Bulla. Cap. %. Bergl. auh Römer, ducfühf. Staater. 
Th. II. ©. 770 f. 

7) Klüber, Öff. Recht. $. 416. Wahlcap. Art. IX. $. 10. „Mofern 
fidy aber‘ bergleicdyen (Mißbrauch des Münzrechts) bey Mebiatflän- 
ben, unb andern, fo bem Reid immediate nicht — unterwors 
fen, begäbe, aledann fol durch Dero Lanbesfürften unb Herrn wider 
fie, wie ſichs gebühret, verfahren, Und folde Münzgerechtigkeit 
ihnen gänzlich geleget, kaſſiret und ferner nicht ertheilet wer⸗ 
ben.» Seit dem. I6ten Sahrhundert verboten bie Reichsgefehe, daß: 
Jemand feine Münzgerechtigkeit ober Müngftatt verfaufe, vers 
leihe, ober verpfände. Reichs-Münzordn. v. 1559 6. 174. Münze 
ebict v. 1759 Art. XI. 5 

8) Wahlcapitulat. Art. X. $. 7. Leift, Staater. $. 205. Eine 
Mehrzahl von Fällen, wo wegen Mißbrauchs -des Münzrechts von 
Reichöwegen vorgefchritten wurde, berichtet Mofer, von ber Lan⸗ 
beshoh. in Policeyſachen. &. 397 f. Bergl. auch v. Berg, Policeyr. 
I. &. 535 -f. 

9) S. diefeiben theild in Schmauss, Corp. jur. publ., theils in Gerft: 
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gald für dad deutfche Münzweſen entfiehenden, Nachtheile nicht 
befeitigen. Insbeſondere war ed unmöglih, einen allgemeinen 
Reichsmünzfuß zu erhalten oder durchzufegen, indem die ver: 
ſchiedenen Reichökreife und Stände ſich für berechtigt hielten, das 
Münzwefen nach befondern Normen zu behandeln 10). 


10) 


ladyer’s Handb. der deutſch. Reichsgeſ. Ih. IX. ©. 1475f. S. auch 
MWeftphal’s Staater. Abb XXXVIII. ©. 425 f. 


‚Mofer, von der Lanbeshoh. in Policeyfaden. ©. 421. Leift, F. 


203. Der f. 9. Reichsthaler wurde allmählig blos zu einer ideel= 
len Münze. — Die Geſchichte und nähere Erörterung ber verſchie⸗ 
denen Münzfüße in Deutſchland (befonders feit der zweiten ‚Hälfte 
bes 17ten Zahrhunderts) gehört nicht hierher Vergl. Übrigens Püts 
ters Literat. des Staatsr. $. 1329. Weſtphal a. a. O. Leiſt, 


Staatsrecht. $. 203. Klüber, Öff. R. $. 419 f. $. 425 f. Nur 


kurz zu erwähnen ift bier 1. der f. g. Binnaifhe Münzfuß (er: 
richtet zu Klofter Zinna 1667 zwifchen Kurfachfen und Brandens 
burg, denen dann 1668 auch Braunſchw. Lüneburg beitrat). 2. 
Der Leipziger (18 Gulden⸗) Fuß (durdy eine Vereinigung zwifchen 
Sachſen, Brandenburg und Braunſchweig v. 16/6. San. 1660 ent- 
flanden), welcher ohne Erfolg durch Reichsſchlüſſe von 1737 u. 1738 
zum allgemeinen Reihsmünzfuß erhoben wurde. 3. Der f. g. Eon: 
ventionds oder 20 Suldenfuß, fo genannt nad) der zwifchen Oeſter⸗ 
reih und Baiern im Jahre 1753 erridhteten Münzconvention. 


. Yütter’s Abhandl. von bem Werthe der Sonventiongs Münze. Bött. 


1784. Diefer Münzfuß (von welchem ber f. 9. 24 Guldenfuß nur 
eine ibeelle Abweichung ift) wurde dann in den meiften Territorien 
recipirt. Einige bebielten aber auch ben f. g. Lübifchen oder 17 
Buldenfuß, und andere den Leipziger Münzfuß bei. (Hannover⸗ 
ſches Gaflengeld.) Wergt. Kurbraunfdw. Münzedict v. 24. April 
1764. Strube, redjtl. Beben. Th. II. 2. Mofer, v. Polis 
ceyf. 8.405 bemerkt babei: »Uebrigens ift befannt, daß diefes hohe 
Haus bi8 auf ben heutigen Tag ſich auf eine rühmliche Weife da⸗ 
durch bervorgethan hat, und noch bervorthut, daß es nit nur bei 
dem Münzweſen keinen Sameral:Profit fudhet, fondern im 
Gegentheil von feinen Gameral= Einkünften zufegt, um gutes Geld 
zu fchlagen ober im Lande zu erhalten.» Dazu kam noch 4. ber f. 
8. Sraumannfche 21 Gulden ober 14 Thaler: Zuß, welcher feit 
1750 in Brandenburg angenommen, unter dem Namen des Preu⸗ 
ßiſchen Gourant ſpäter weitere Verbreitung erhalten hat. — Ue⸗ 
ber den verſchiedenen Münzfuß in Gold f. Klüber, Öff. R. $. 420. 


+ 


368 Staatsr. d. Bundesftaaten. — Regierungsrecht. ($. 198.) 


1. Mit der Auflöfung des deutfchen Reichs haben die f. g. 
mediatifirten Reihöflände dad Münzrecht, ‚obgleich ed der ge: 
fhichtlihen Entwidelung zufolge fein Beſtandtheil der Lande: 
hoheit war, überall verlorem und aud von ben zur Zeit des 
Reichs berechtigten mittelbaren Reichdangehörigen wirb es gegen: 
wärtig nirgends mehr ausgeübt. Man betrachtet baffelbe jest 
überall .al8 einen wefentlichen Beftanbtheil Der Souverainetät, und 
Beifpiele einer Verleihung (z. B. an einen Mebiatifirten) find 
bis jest nicht vorgefommen. Die Gerechtfame der Landſtände 
bierbei find nad dem Inhalt der Zandedverfaffung zu beurtbeis 
len 11). Sedenfalld haben fie dad Recht der Beſchwerde wegen 
vorhandener Mißbräuche und Uebelftände, wie es ihnen fchon zur 
Zeit des Reichs zufam 12). In der Münzboheit, welde durd 
die Bundeögefeggebung in Nichts befchränft wird 13), ift, neben 
dem Münzregal im engern Sinne, enthalten: 1. das Recht 
den Münzfuß für die Landesmünze durch Muünzgefege oder 
Edicte zu beflimmen und fi durch Webereinkunft mit andern 
Staaten über einen gemeinfchaftlihen Münzfuß zu vereinigen 14). 


Vebrigens hat man allgemein in Deutfcdhland den Betrag der Präs 
gungskoſten von bem Werthe der Münze abgezogen. ©. g. Schlags 
fhag. Klüber, öffentl. R. $. 431. 

1) 3.8. Medlenburg. Erblandesvergi. Art. L — $. 206. „Webris 
gend werden Wir das Münzweſen zu feiner Zeit auf Landtägen mit 
unferer Ritters und Landfchaft in Beratbfchlagung ziehen —.« ine 
Mehrzahl von Weifpielen, wo bad Münzwelen Gegenftand landſtän⸗ 
bifher Verhandlungen geweſen ift, f. bei Mofer, von der Landesh. 
in Policeyf. S. 397 f. Vergl. 3. B. Hannod. Lanbtagsabidy. v. 
1639 Art. 29. 

12) Mofer a. a. D. ©. 4%. 

13) Auch ber Art. 19 der deutſchen Bunbesacte bezeichnet das Münzwe⸗ 

fen nidyt als Gegenftanb ber „Berathung⸗ für bie Bunbesverfamms 

lung, wenn man es nicht unter dem allgemeinen Ausdruck »Handel 
und Verkehr: zwifchen den verfchiedenen Bundesſtaaten⸗ als mitbes 
griffen betrachtet. 

Dergleihen Verträge find in der neueften Zeit befonbers — den 

Staaten bes Zollvereins abgeſchloſſen. S. g. Bereinamunze nad 

dem 14 Thaler⸗Fuß. Borſchlag zu einem Münzverein — 

Bundesſtaaten. Klüber, öff. Recht. $. 432. 


1 


De 
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Wichtig ift in diefer Hinfiht die zwifchen den Zollvereind: Staa: 
ten zu Dresden abgefchloffene allgemeine Münzconvention vom 
30. Juli 1838 15). — 2. Das Recht den Werth ber Münzen 
feſtzuſetzen. 

Mm. Nur eine ſymboliſche Münze iſt dad, in der neuern 
Zeit fo wichtig gewordene, Papiergeld 16), welches ſchon im 
vorigen Jahrhundert auch von beutfchen Regierungen in Cours 
gefegt worden ift 17), und zu deſſen Ausfertigung auch gegen: 
wärtig die beutfchen Bundesſtaaten berechtigt find, vorausgeſetzt, 
daß wirklih eine fichere Anweifung auf reelle Münze darin 
enthalten ifl. Jenachdem dabei blos die Gammercaflen, oder auch 
die Landescaffen ald bie zur Dedung verpflichteten Schuldner 
erfcheinen, müflen die verfaffungsmäßigen Beſtimmungen 
über Gammer= oder Staatöfchulden bei der Greirung von 
Papiergeld zur Anwendung kommen. 


$. 199, ($. 178.) 
10. Schnlen und Univerfitäten. 


J. G. Heineccii, diss. de jure principis circa civium studia. Hal. 1738. 
— Mofer, von der Landeshoh. in Policeyfadyen. Kap. Ill. 8. 10f. 
— v. Berg, Hanbb. bed Policeyr. Th. U. S. 299-334. — 
Scheidbemantel, das Staatsr. nad) ber Vernunft. Th. I. ©. 
181 fr — Dahlmann’s Politil, Kap. XII-XIV. — Leit, 
Staatör. $. 187 f. — Klüber, öffentl. Recht. 8. 499 f. — v. 
Aretin, conftit. Staater. TH. I. ©. 39 f. 

Ueber die Entftehung ber Univerfitäten in Italien u. Deutfchland f. Eich⸗ 
horn, beutihe Staats= u. Rechtsgeſch. Th. II. $. 265 f. Th. IN. 
8. 441. — v. Savigny, Geld. des röm. Rechts im Mittelalter. 
Bd. I. S. 136-387. — ©. auch Eihhorn, Grundfäge bes 


35) Sie beruht auf ber Aboption entweder des 14 Thaler⸗ ober des 
241/a Guldenfuſſes. &. daf. in X. Müller’s Archiv Bd. VIII. &.91f. 

36) Die flaatswirtbichaftlichen Schriften hierüber |. bei Klüber, öffentl. 
R. $. 4233. J. L. Seidensticker, de jure monetae chartaceae. 
Jen. 1807. 

17) Weber die feit 1772 ausgegebenen Kurfähf. Saffenbillets f. 
Mofer, v. d. Landeshoh. in Policeyf. S. 402. Römer, hurfädf. 
Staatsr, Th. I. ©. 775 f. 

Bahariä’s Staatsrecht. ar Bd. 2te Aufl. 24 
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Kirchenrechts. Th I. ©. 628-639. — Rachweiſungen über die 
Errichtung ber ältern Univerfitäten f. in Pfeffinger, Vitriar. il- 
lustr. Lib. III. Tit, II. 8. 55. (Tom. IN. p. 226 sq.) 


I. In Uebereinſtimmung mit der aus dem Zwecke ded Staats 
fi) ergebenden Forderung, wurde ed fchon zur Zeit ded Reiche, 
auch ohne eine hierzu verpflichtende Verordnung der Reichsgeſetze, 
ald Aufgabe der Landeshoheit betradtet, durch Errichtung 
von höhern und niedern Schulanftalten 1) den Untertha⸗ 
nen die nothwendigen Mittel zur geiftigen Ausbildung. zu gemäh: 
ren. Ueberall wurde. der, zunächſt von der Kirche auögegangene, 
Bollsunterricht 2) in ben Kreis der Functionen der weltlichen 
Obrigkeit gezogen, ohne jedoch dabei die nothwendige Mitwir: 
tung der Kirche gänzlich zu verdrängen 3). Beſonders wurbe 


— — — — — — 


1) chulen, höherer und niederer Art, ſind häufig auch in den 
Städten von der ſtädtiſchen Obrigkeit begründet und ſelbſtſtändig 
verwaltet worden. Die ſpätere Zeit hat auch hierauf und auf Privat: 
Lehbranftalten, jedoch nicht in gleicher Weife, das landesherrliche 
Auffichtsredyt ausgedehnt. v. Berg, Policeyredit. Th. II. &. 307. 

2) Vergl. Rihter’s Kehrb. des Tath. u. evang. Kirchenrechts. $. 283. 

3) Auch der weftphäl. Friede (Art. V. 8. 31.) betrachtet die „institutio 
ministeriorum scholasticorum‘‘ als ein Annexum bes Religions⸗Exer⸗ 
citiums. — dv. Berg a. aD. ©. 308. Die Grundrechte des 
deutfch. Volks beflimmten: „($. 22.) Die Wiffenfhaft und ihre 
Lehre ift frei. — ($. 23.) Das Unterrichts: und Erziehungswefen 
fteht unter ber Oberaufficht bes Staats, und ift, abgefehen vom Res 
lisionsunterricht, ber Beauffihtigung der Geiſtlichkeit als 
ſolcher enthoben. (Vergl. dagegen oben z. 133. Rote 9J. — G. 
24.) unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten zu gründen, zu leiten und 
an ſolchen Unterriht zu ertheilen, fteht jedem, Deutfchen frei, 
wenn er feine Befähigung ber betreffenden Staatsbehörbe nachgewies 
fen bat. Der Häusliche Unterricht unterliegt keiner Beſchränkung. 
— ($.25.) Kür bie Bildung ber deutſchen Jugend foll durch öffents 
liche Schulen Überall genügend geforgt werben. Eltern unb beren 
Stellvertreter dürfen ihre Kinber oder Pflegbefohlenen nicht obne ben 
Unterricht laſſen, welcher für die unteren Volksſchulen vorgefchrieben 
iſt. — ($.26.) Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staates 

- biener. Der Staat flelit unter geſetzlich georbneter Betheiligung 
ber Gemeinden aus der Zahl ber Geprüften die Lehrer ber Wolke: 
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durch die Reformation bie Gründung von Volks- und gelehr: 
ten Schulen, fowie die Auöftattung derfelben aus ben Mitteln ber 
aufgebobenen geiftlichen Inftitute vermittelt %), und dabei auch 
die Unterordnung der gelehrten Schulen (Gymnafien und &pceen) 
unter bie geiſtliche Oberbehörde bes Landes veranlaßt. Erſt der 
neuern Beit gehört die Errichtung von f. g. Oberfchulcollegien an. 

Abgefehen von dem, in Landesgeſetzen mehrentheild ge: 
billigten, Zwange gegen die Eltern und Vormünder, ihre Kin: 
der und Pflegebefohlenen innerhalb gewilfer Jahre an dem 
Unterricht in den Volksſchulen Theil nehmen zu laffen 5), bat 
man babei in Deutichland an dem nothmwendigen Princip 
ber Lehr: und Zernfreiheit ©) und der Freiheit ber 


fhulen an. — ($. 27.) Für den Unterricht in Wollsfchulen und nies 
dern Gewerbefchulen wird Fein Schulgeld bezahlt. Unbemittelten fol 
auf allen öffentlichen Unterrichtsanftalten freier Unterricht gewährt 
werben.“ 

4 Gihhorn, d. St. u. Redhtög. Tb. IV. $. 558. — Die Garantie 

- bes Beſitzes bes Schulfonds für die beiden Religions⸗Partheien ſprach 
auch der Weftphät. Friebe aus. Ebenſo ber Reichs Dep.» Hauptfcl. 
6. 63 für bie Entfhäbigungslande, 

5) v. Berg, Handb. des Policeyr. Th. IM. S. 313 f. Braunſchw. 
Geſetz über die Schulpflicdhtigkeit v. 12. Mai 1840. 

6) Daß auch bie Lehrfreiheit ihre moralifhen und rechtlichen Schrans 
ten babe unb insbefonbere nicht dazu gemißbraucht werben bürfe, 
um bie beftehenden Grundlagen von Staat und Kirche zu zerftören, 
kann kein Wernünftiger verkennen. Richter, Kirchenrecht. $. 284. 
D. Gruppe, Bruno Bauer und bie acabemifche Kehrfreiheit. Berlin 
1842. BVergl. Instrum. pac. Osnabr. Art. V. 8. 50. „Utriusque re- 
ligionis magistratus severe et rigorose prohibeat, ne quis- 
quam publice privatimve concionando, docendo, disputan- 
do, scoribendo, consulendo, Transactionem Passaviensem, pa- 
cem religiosam, vel hanc inprimis sive Declarationem sive Trans- 
actionem uspiam impugnet, dubiam faciat, aut assertiones con- 
trarias inde deducere conetur.“ — Vergl. auch Kaiſerl. Patent 
v. 18. Zul. 1715. Schmauss, Corp. jur. p. 1265 sq. — Schwere 
Beſchuldigungen wider einen „großen Theil» der Lehrer auf ben 
deutihen Schulen und Univerfitäten find mehrfach ausgeſprochen im 
Schooße der Bunbesverfammiung, namentli in den Präfibial- Bors 

24* 
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Ausbildung auch auf auswärtigen Lehranftalten 7) feitgehalten. 


) 


trägen v. 20. Septbr. 1819 M' IM. (v. Meyer's Staatsacten. N. 
S. 129 f.) u. v. 16. Aug. 1824 NE 3 (ebendaf. ©. 251 f.), ſowie 
in dem Antrage ber GentralsWBehörbe v. 20. März 1834 und bem 
Bortrage der Maßregelns Sommiffion, betreffend die Verſendung ber 
Acten in Griminal= und Polizei Straffahen..— Durdy ben Bes 
fhluß der Bundesverfammlung v. 20. Septbr. 1819, bie in Anfes 
hung ber Univerfitäten zu ergreifenden Mafregeln betr., wurbe 
als BeftandtHeil bes Amtes bes Überall zu beftellenden Regierungs⸗ 
Bevollmädtigten im F. 1 aud bezeichnet: „ben Geift, in wels 
chem die acabemifchen Lehrer bei ihren Öffentlihen und Privat: Bors 
trägen verfahren, forgfältig zu beobadten, und bemfelben, jes 
doch ohne unmittelbare Einmifhung in bag Wiffenfhafts 
liche und bie Lehrmethoden, eine heilfame — Richtung zu ges 
ben.» Auch madıten fi nad) $. 2 die Bundes⸗Regierungen verbinds 
li, „Univerfitäts- und anbere öffentliche Lehrer, bie burch erweiss 
liche Abweichung von ihrer Pfliht, ober Ueberfchreitung ber Grän⸗ 
zen ihres Berufes, durch Mißbrauch des rechtmäßigen Ginfluffes auf 
die Semüther der Jugend, burd Verbreitung verberblider, 
ber Ööffentlihen Orbnung und Ruhe feindfeliger, ober die 
Grundlagen ber beſtehenden Staatseinrihtungen unter 
grabenber Lehren, ihre Unfähigkeit zu Verwaltung des ihnen 
anvertrauten wichtigen Amtes unverfennbar an ben Tag gelegt ha⸗ 
ben, von ben Univerfitäten und fonftigen Lehranftalten zu entfernen 
—. Jedoch fol eine Maßregel biefer Art nie anders, als auf den 
volftändig motivierten Antrag. bes ber Univerfität vorgefegten Regie⸗ 
zungss Bevollmächtigten, ober von bemfelben vorher eingeforberten 
Bericht, befchloffen werben. «R Auch fol wein auf foldye Weiſe aus⸗ 
geſchloſſener Lehrer ın einem andern Bunbdesflaate bei irgend einem 
öffentlichen Lehrinftitute [wieder angeftellt werben.“ v. Meper’s 
Staatsacten. II. ©. 138 f. Klüber, Quellenfammi. S. 182 f. — 
Bermöge des Beil. der Bundesverfammi. v. 2. April 1848 über 
die Aufhebung ber f. 9. Ausnahmögefehe, können dieſe Beftimmuns 
gen nicht mehr als formell bindend betrachtet werben. Auch find die 
„Regierungss Bevollmächtigten“ ſeitdem wohl überall verfchwunben. 


Der Weftphäl. Friede (Art. V. $. 34) garantirte auch denen, weldhe 
fein freies Religions = Erercitium hatten, das Recht „liberos suos ” 
exteris suae religionis scholis, aut privatis domi Praecep- 
toribus instruendos committere. — Cine Ausnahme von obigem 
Principe macht bie in den meiften Bundesſtaaten beſtehende Bere 
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1. Sur Anlegung von Univerfitäten (studia generalia) 
war zur Zeit bed Reichs 8), befonderd zu dem Zwecke, um ben 
zu verleihbenden academifhen Würden 9) allgemeine Anerfen: 
nung zu verfchaffen, ein Kaiferliches Privilegium erfor: 
derlich 10), welches feit der Reformation, befonderd bei den Pro: 
teflanten, die früher für nothwendig gehaltene päbftliche Be: 
flätigung vertrat 11). — Gegenwärtig ift natürlich jede Buns 
beöregierung, ohne einer anderweitigen Zuflimmung zu bebürfen, 


pflichtung ber fludirenden Landeskinder zum Beſuch der inländifchen 
Univerfität während eines Theiles der Studienzeit. Hannover ges 
währt noch jest hierin vollftänbige Freiheit. Begründet ift diefelbe 
ſchon in den Privil. ber Univerfität Göttingen. Art.22. v. Berg 
a. a. O. Th. U ©. 317 fe Der in den Preußiſchen Entwuͤr⸗ 
fen der Bundesacte gemachte Vorfchlag, unter den beutfchen Bür⸗ 
gerrechten aud) „bie Kreiheit, fich auf jeder beutfchen Lehranftalt 
zu bilden,“ anzuerkennen (vergl. oben Th. I. S. 400), ift in der 
Bunbdesacte nicht verwirklicht worden. — Beſondere Verbote einzels 
ner Univerfitäten find in neuerer 3eit (vor 1848) in verfchiebenen 
Bundesflaaten vorübergehend erlaffen worden. — Verbot des Bes 
fuhes von Bern: Bundesbeſchl. v. 11. Septbr. 1834. (Protoc. 
$. 442.) 

8) Wider die wohl behauptete Pflicht der Kurfürften ſ. G. S. Treuer, 
Diss. S. R. I. Electores nulla lege imperatoris adstringi ad acade- 
miam condendam. Goett. 17385. 

N 8. darüb. Pütter’s Literat. des Staatsr Th. II. ©. 322 f. 

10) Vergl. die Schriften in Pütter’s Literat. des Staatsr. Th. II. ©. 
539 Ff Klüber’s Kortfes. ©. 448 f. — Vergl. au Mofer, von 
den kaiſerl. Regierungsrehten. S. 266. 569. Derf. v. Policeyfas 
hen. S. 53. Leift, Staatör. $. 187. v. Berg, Hanbb. des Polis’ 
ceyr. I. ©. 309 f. 

11) neber den Zuſammenhang ber theologifchen Kacultät der Univerfitäten 
mit der Kirche f. Richter, Lehrb. bes Kirchenrechts. $. 284. — 
Die noch in neuefter Zeit hervorgetretenen Verſuche, die ganze Unis 
verfität für eine Ticchliche Anftalt (befonders ber katholiſchen Kirche 
zu Liebe) zu erflären, entbehren jeber rechtlichen Grundlage. Die 
Kirche darf eine mitwirkende Kraft in der Univerfität für ihre 
Sphäre in Anſpruch nehmen, nicht aber verlangen, baß bie Unis 
verfität in ber Kirche aufgehe, ober ihr als kirchliche Anftalt 
untergeordnet werde. 
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zur Errichtung, Erneuerung oder Verlegung einer Univerfität be: 
sechtigt, andrer Seitd aber auch ohne Beſchränkung befugt, den 
Einrichtungen anderer Staaten die bisherige allgemeinere Wirk: 
famfeit zu entziehen, 3. B. die auf fremden Univerfitäten ers 
langten academifchen Würden in ihrer bisherigen Wirkfamkeit zu 
befhränten, obwohl ed wünfchenswerth ift, daß binfichtlich der 
Univerfitäfen, die eines der vorzüglichften Bindungsmittel für 
die nationale Einheit find 12), das Iſolirungs-Syſtem Feine 
Fortſchritte mache. 

1. Bon Seiten ded deutfhen Bundes 13) find feit 
1819 mehrere dad Univerfitätäwefen in den bdeutfchen Bundes: 
ftaaten betreffende Befchlüffe gefaßt worden 14). Diefelben be⸗ 


12) Als „ein Hauptglied in dem Gefammtverbande ber Deutfchen“ be= 
zeichnet fie auch der ihnen fonft nicht gänftige Präfldial- Vortrag v. 
20. Septbr. 1819. Ev..Meyer’s Staatsacten. II. ©. 129. 


13) Was bie frühere Reihsgefesgebung betrifft, fo kam nur in 
Betreff ber geheimen Ordens-Verbindungen und Gefells 
[haften auf Univerfitäten, noch in der letzten Zeit bes Reiche, ein 
Reichsgutachten v. 14. Zun. 1793 zu Stande. (abgebr. in Häs 
berlin’s Handb. des Staater. I. ©. 516 f. und bei Schmauss, 
Corp. jur. publ. p. 1664), weldyes im Weſentlichen fchon die in den 
"Bunbesbefchlüffen in diefer Hinficht enthaltenen Verfügungen enthält. 


14) Eröffnet wurden die Verhandlungen bed Bundestags über die Unis 
verfitäten buch einen Antrag von Weimar und Gotha. (Protoc. 

j der Bundesverf. v. 1819 ©. 147. Gommiffionsbericht hierüber baf. 
S. 565-583.) Auf Antrag von Defterreich wurden bann bie f. 

8. Carlsbader Beſchlüſſe (vergl. bie Gonferenz=Protoc. bei Wels 
der, wicht. Urk. für den Rechtszuftand der deutſch. Nation S. 120), 
auch in fo fern fie bie Univerfitäten betreffen, in ber Sitzung ber 
Bundesverfammi. v. 20. Septbr. 1819 (Protoc. $. 220) angenommen 
und 1824 (Prot. $. 131. S. 329) für fortdauernd gültig erklärt, 
audh eine Sommiffion von 5 Mitgliedern der Bundesverfammlung 
für Vorbereitung und Erörterung von Maßregeln in Betreff ber 
„gegenwärtig hervortretenden Gebrechen des gefammten Unterrichtes 
und Grziehungswefens in Deutſchland⸗ niebergefeht.- Bunbesbefchl, 
16. Aug. 1824 $. 2. v. Meyer’s Staatsacten. II. S. 257.— Im 
Jahre 1831 machte Hannover verfchiebene Propofitionen (Protoc. 

v. 1831 $. 63. S. 196 f.) und Defterreicdh 1833 (Protoc. $. 252. ©. 
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4 
zwecken hauptſächlich die Unterdrückung aller politiſchen und nicht 
autoriſirten Verbindungen der Studirenden 15), die Her⸗ 
beiführung einer ſtrengeren Beaufſichtigung von Lehrern 
und Studirenden 16), ſo wie einer übereinſtimmenden und in 
einander greifenden Disciplin 17) und die Abſtellung ver⸗ 
ſchiedener Mißbräuche 18). Zu den hiernach auf allen deut⸗ 
ſchen Univerſitäten nothwendigen Einrichtungen ſollte gehören: 
1. die Aufſtellung eines, mit ausgedehnten Befugniſſen verſehe⸗ 
nen, |. g. Regierungsbevollmächtigten am Orte ber Uni: 
verfität 19). 2. Die Niederfegung einer befondern Immdtri- 
culations-Commiſſion, welche hHinfichtlich der Aufnahme und 
der dazu erforderlichen Zeugniffe nach beflimmten Grundfägen zu 
verfahren hat 2%). Auch follten 3. die academifhen Gremien 
als folhe der von ihnen bisher ausgeübten Strafgerihtsbar: 


560.) Auf der Wiener Minifterials Sonferenz von 1834 vereinigte 
man fidy dann über 15 Artikel, welche Art. 42—56 bed Wiener 
Schlußprotocolls v. 1834 bilden, und durch Beſchluß ber Bunbesvers 
fammlung v. 13. Rovbr. 1834 (Protoc. $. 546. ©. 976) vorläufig 
auf 6 Jahre zum Bundesgeſetze erhoben wurden. Nach Art. 15 follen 
bie Art. 1—12 unb bie Vorfchriften bes 8. 2 bes Bundesbeſchl. v. 
29. Septbr. 1819 auch auf andere Öffentliche fowohl, als Privatskehrs 
und Erziehungsanftalten, fo weit es ihrer Natur nach thunlich ift, 
angewendet werben. — Einige andere, nicht zum Bundesbeſchluß 
erhobene, Verabrebungen im Wiener Schlußprotoc. v. 1834 Art. 39 
—41 betreffen die Privatbocenten, Univerfitätslcehrer und 
acabemifde Ferien. Vergl. auch Über letztere bie Protoc. der 
Bunbesverf. v. 1835 $. 57. ©. 97. $. 229. ©. 483. $. 413. ©. 
868. $. 507. ©. 1152. Protoc. v. 1836 $. 36. 93. 232. 

15) Bundesbeſchl. v. 20. Septbr. 1819 $. 3. und Bundesbeſchl. v. 13. 
Novbr. 1834 Art. 5-10. 

16) Ueberwachung des Geiftes ber Lehrvorträge u. f. w. Bundesbeſchl. 
1819 $. 1. 2. — KBorfchriften Über Aufnahme: und Abgange - Zeugs 
niffe. Bundesbeſchl. v. 1834 Art. 2—4. Art. 12. 

17) Gegenfeitige Benachrichtigung der Regierungen in Betreff von Vers 
bindungen, ber ausgefprodyenen Werweifungen u. ſ. w. 

16) Werrufserflärungen. Bundesbeſchl. v. 1834 Art. 11. 

19, Bundesbeſchl. v. 1819 Art. 1. 2. S. oben Rote 6. 

20) Bunbenbeidi, v. 1834 Art. 1. 
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feit in Eriminal= und allgemeinen Polizeifachen über die Stu: 
birenden allenthalben enthoben werden 21). — Sn wie fern dieſe 
Beflimmungen noch zu dem beftehenden Bundesrecht zu rechnen 
feien, muß ſich nach? der dem Bundesbeſchluß vom 2. April 1848 
beizulegenden Bedeutung richten 22). 


$. 200. (6. 179.) 


Anhang. Standesverhältniffe. Beftinmung des Banges. Ertheilung 
von Würden, Biteln und Orden. 


Hütter’s Literat. des Staatsr. Th. II. ©. 320 fe — J. Theoph. See- 
ger, Diss. de jure conferendi dignitates in imperio Rom. Germ. 
Lips. 1773. — Pfeffinger, Vitriar. illustr. Lib. II. Tit. I. 6. 
56. (Tom. III. p. 245 sq.) — Mofer’s Staatsredit. Th. IV. Kap. 
51. Ih. V. Kap. 92. — Derfelbe, von den Faiferl. Regierungss 
rechten u. Pflichten. ©. 418 f. — Derf. von der Lanbeshoh. in 
Gnabenfadhen. Kap. I- VI. 


Leift, Staater. $. 122 f. — Klüber, Öffentl. Recht. $. 488. 491. 495 
—49%,. 


1. Obgleich der Unterfchied der Stände I) von der 
Staatögewalt nicht geichaffen wird und auch nicht willführlich 
vernichtet werben darf, fo liegt es doch ohne Zweifel in ber 
Macht der Staatögewalt, theild im Allgemeinen die rechtlichen 
“ Wirkungen bed Standesunterfchiedes in bürgerlicher und politi- 
fcher Hinfiht zu beſtimmen, theild dem Einzelnen durd eine f. 
g. Standeserhöhung die vorzüglichern Rechte einer Standes: 
claffe zu verleihen, oder auch die aus gewiffen Gründen gemin⸗ 
berte Rechtöfähigkeit des Einzelnen zu erhöhen oder wieder ber: 


21) Bundesbeſchl. v. 13. Novbr. 1834 Art. 13. 

22) Bergi. Th. 1. $. 49. Note 9. 

I) Wobei hier nur an ben f. 9. Geburtsftanb, im Gegenfag zu dem 
fe 8. Berufsftande, gebadht wird. — 3. St. Pütter, üb. ben 
Unterfchieb ber Stände in Deutſchl. Bött. 1795. — Br. 8.6. Me 
reau, Mifeellan. zum deutſch. Staatds u. Privater. Gotha 1791. Ab. 
XV. ©. 349 f. — 3. D. Hüllmann, Geld. bes Urfprungs ber 
Stände in Deutfchland. Frankf. 1806. — Mittermaier, beutfdh. 
Privater. (Tte Aufl.) $. 47 f. 
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zuftellen. Cigentlihe Stanbeserhöhungen werben aber in 
Deutfchland erſt feit dem läten Zahrhundert (unter der Regie: 
rung Kaifers Karl IV.) üblich 2). Auch legten fich erft feit die: 
fer Zeit die Kaifer das Recht bei, dem unehelich Geborenen, ver: 
möge einer dem römifchen Rechte entnommenen Legilimatio per 
rescriptum, die Rechte der Ebenbürtigkeit zu verleihen 3), ober 
für die aus einer ungleichen Ehe Entfproffenen die nachtheiligen 
Folgen der Mißheirath zu befeitigen ). Die Kaifer übten dieſe 
Rechte theils felbft, theild durch die, feit Karl IV. mit der Aus⸗ 
übung einzelner Zaiferlihen Rechte beauftragten, Hofpfalzgra⸗ 
fen (Comites sacri Palatii) aus, wobei hinfichtlich der ihnen er⸗ 
theilten Vollmacht zwifchen der Comitiva major und minor un: 
terfchieden wurde 5). Auch blieben dieſe Befugniffe, mit Ein: 
ſchluß der Ertheilung ber venia aetatis, bis zur Auflöfung des 
Reihe Kaiferliche Refervatrechte, jedoch nicht alle in glei: 
her Weiſe. 

A. Eine eigentlihe Standeserhöhung (Ertheilung des 
Adeld oder einer höhern Stufe deffelben) feste bid zur Auflöfung 


2) Was früher vorkommt, beſchränkt ſich auf kaiſerliche Verleihung ber 
Kähigkeit zur Ritterwürde an einen nicht Nitterbürtigen, wodurch 
aber noch nicht die Worrechte bes wirklich Ritterbürtigen erlangt 
wurden (Cichhorn, beutfche Staates u. Rechtsgeſch. Th. IL. $. 341), 
auf die Verleihung von Ziteln höherer Reichsämter (Eihhorn a. 
a. O. Th. II. $. 304), oder auf die Aufnahme von Dpnaften unter 
die Reichsfürſten vermittelfl der Lehnverbindung. 8. D. Hüll 
mann, Gef. des Urfprungs der beutfch. Kürftenwürde. Bonn 1842 
©. 205 f. Vergl. au Gohrum, Geſchichtl. Darftellung ber Lehre 
von der Ehenbürtigkeit. Bd. I. &. 149. &. 243 f. ©. 364 f. 

3) url. Kön. Ruprechts v. 1408 „— tecum, qui ex soluto et soluta 
genitus diceris — de plenitudine Regiae potestalis — su- 
per hujusmodi natalium defectum misericorditer dispensa 

‚mus, te habilitamus et ad legitima jura reducimus per prae- 
sentes —." Eichhorn a. a. D. 5.449 Note d. Vergl. oben Th. 
I. &. 156. 

4 Url. vo. 12373 u. 1279 in Kraut’s Grundr. bes deutſch. Privatr. 
©. 125. M 41. 42. 

5) Eichhorn a. a. O. $. 449. Klüber, öff. Reit. $. 491. 
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des deutfchen Reichs ein Faiferliches Privilegium (diploma 
nobilitatis) voraus 6), konnte jedoch während eines Interregnums 
auch von den Reichsvicarien (aber nur bis zur Grafenmwürbe) er: 
theilt werden 7). Die Standeserhöhung blieb alfo ein f. g. er: 
clufives Refervatreht. Auch war zur Verleihung der verfchies 
denen Stufen des (niedern fowohl ald ded hohen) Adels we: 
der die Einwilligung ber Reihsftände (abgefehen jedoch 
von der Reichsſtandſchaft), noch, wenn die Standederhöhung ei: 
nen Mittelbaren betraf, die Einwilligung bed Landes⸗ 
herrn erforderlih 5. Doc mußte der Kaifer dabei die Bor: 
fhriften der Wahlcapitulation beobachten 9), und ed war ein 
allgemein anerkannter ftaatörechtlicher Srundfaß, daß eine Stan 
beserhöhung weder dem jus territoriale, noch den Familien= und 
Succeffiondrechten dritter Perfonen präjudiciren Tünne 1). — 


6) J. L. Klüber, de nobilitate codicillari. Erlang. 1788. Eichhorn 
009D. 8.446. $. 534. — Ueber Verleihung der Ritterwürbe burd) 
Landesherrn ſ. Eihhorn a. a. D. 8. 446. Note f. — Ausnahme: 
weiſe hatten bie Erzberzöge von Defterreicd, und ‚die Könige von 
Böhmen, vermöge Eaiferlicher Privilegien, das Recht der Stanbes- 
erhöhung. Vergl. Mofer, von der Lanbeshoh. in Gnabenfacdhen. 
S.15f. ©. aud Über Medienburg u. A. u. bie große Gomitive 
ber Freiherrn v. Rantzau: Mofer’s Staatöredyt Th. IV. ©. 182. 

7) Beifpiele f. im Vitriar. illustrat. Tom. II. p. 624 f. — Leiſt, 
Staater. ©. 381. 

8) Reift a. a. ©. $. 122. ©. 378. ©. 380. 

9%) Wahlcapitul. Art. ZU. 8. I. Hunde, Beitr. zur GErläuter. rechtl. 
Gegenftände. I. ©. 483. 

10) Wahlcapitulat. Art. XXII. $. 2-6. Vergl. oben Ih. 1. ©. 320 f. 
441. 449. — Hierauf ließ fih dann auch bie Behauptung flüßen, 
baß eine Faiferliche Stanbeserhöhung auf die Ausübung ber befondern 
Rechte bes Landesadels erft dann Anfprud gebe, wenn fie vom 
Landesherrn anerkannt war. Ja man ftellte in ber fpätern Zeit des 
Reichs fogar ben Grundfag auf, daß Überhaupt von ber neuen Wür⸗ 
de im Lunde nicht Gebraud, gemacht werben dürfe, bis die Landes⸗ 
berrfchaft fie anerkannt habe. Leiſt, Staatsr. $. 122. ©. 381. — 
Richtig war dagegen (und ift auch noch jeht) die Behauptung, daß 
die Verleihung einer gewiffen Anzahl von Ahnen bie wirklichen 
Ahnen, wo fie vermöge befonberer Rechtsnormen zur Eriangung oder 
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Nach Auflöfung der Reichsverfaflung find jedenfalls die vom Kais 
fer ertheilten Standederhöhungen in voller Gültigkeit beftehen 
geblieben (Th: 1. S. 156). Auch verfteht ed fi) ganz von felbft, 
baß es nicht in der Eompetenz des beutfhen Bundes liegt, 
Standederhöhungen vorzunehmen. Die beutfchen Fürften können 
möglicher Weife eine beftrittene Ebenbürtigkeit (den hohen Abel 
einer Familie) anerdennen. Dieß Tann aber den Rechten Dritter 
nicht präjudiciren, felbft wenn es in Form eines hinfichtlich feiner 
Sültigkeit fehr problematifchen Bundeöbefchluffes gefchehen ſollte. 
Dagegen kann ed keinem Zweifel unterliegen, daß "die Befugs: 
niß zu Stanbeserhöhungen, nebft Verleihung eines benfel- 
ben entfprechenden Ziteld und Wappens, als ein ſich von felbft 
verfiehender Beftandtheil der erlangten Souverainetät I) zu 
betrachten fei, und daß diefelbe dabei zwar nicht durch die Be: 
flimmungen der Wahlcapitulation, aber wohl durch den fortdau⸗ 
ernd gültigen Grundfaß der Unverlegbarkeit beftehender Familien: 
und Succeflionsrechte und durch die natürliche Gränze, daß Fein 
Zürft ein gleiches oder höheres Präbicat ald er felbft befigt ver: 
leihen kann, eingefchrändt werde. Die Wirkung einer folchen 
Standederhöhung Fann an ſich nicht über den Bundesftaat hinaus: 
gehen, in welchem fie erfolgt; auch darf ein Randesunterthan von 
einer, ihm von einem andern Bundes⸗- oder fremden Staate zu 
Theil gewordenen, Standederhöhung nur dann im Lande Ge: 
brauch maden, wenn fie der eigene Landesherr beftätigt hat 12). 

B. Das Legitimationsreht 13) in Beziehung auf alle 
Arten uneheliher Kinder, theild blo8 zu dem Zwecke, um ben, 


Ausübung von echten erforderlich find, nicht erlegen könne. Runs 

de a. a. D. ©. 482. Klüber, de nobilitate cedicillari. $. 23. 

1) Bon Befchräntung des vormundfchaftlidden Regenten in diefer Hinz 
fiht: Th. I. $. 82. 

125 Noch weiter gehen particularrechtliche Verordnungen (3. B. Hannov. 
Verorbn. dv. 18. März 1816), welde ben Lanbesunterthanen fogar 
die Rachfuchung oder Annahme einer auswärtigen Standeserhöhung 
verbieten. Kläber, Öff. Recht. $. 497. 498... 

13) Mofer, v. d. Lanbeshoh. in Gnadenſ. S. 6 f. Leiſt, Staater. 
$. 186. 
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befonderd dem Eintritt in Zünfte und bürgerliche Collegien hin⸗ 
derlihen, Makel der unehelichen Geburt zu heben (f. g. legiti- 
matio minus plena), theils aber auch, um die ſchon im römifchen 
Rechte damit verbundenen Wirkungen in Anfehung ber Familien: 
rechte herbeizuführen, wurde fchon feit dem 16ten Jahrhundert 
binfichtlich aller Richsſsmittelbaren auch ald Beftandtheil ber 
Landeshoheit betrachtet 1%) und nur darüber wurde geftritten, 
ob die von einem Landesherrn ertheilte Legitimation ihre Wirk: 
ſamkeit, gleich der Taiferlichen, in ganz Deutfchland äußern Eönne. 
Daß die, fchon zur Zeit des Reichs durch die Landesgeſetzgebung 
oft eingefchränkten, Befugniffe der Baiferlihen Hofpfalzgra- 
fen 15) zur Ertheilung von LZegitimationen, und worauf fonft 
die Comitive geftellt fein mogte 16), mit der Auflöfung bes deut: 
ſchen Reichs von felbft erlöfhen mußten, Tonnte zwar keinem 
Zweifel unterliegen; allein in einigen Ländern dauerten fie doch 
auch nach der Auflöfung des Reichs, vermöge ausdrüdlicher ober 
ftinfchmweigender Zuflimmung der Landeöftaatögewalt noch fort 37). 

ll. &o wie die Greirung aller zur Landedregierung erfor- 


14) Hütter, biftor. Entw. ber heutigen Staatsverfaſſ. des deutſchen 

Keichs. Th. III. S. 271f. M. H. Griebner, de jure legitimandi 
principibus imperii competente. Opusc. jur. publ. T. J. S. 1If. — 
Daffelbe gilt von der Befugniß, ben Makel, womit Perfonen wegen 
ihrer Handtbierung behaftet waren — nad ben Reichsgeſeten nur 
nody die Abdbeder — zu kilgen. — Eben fo mußte bie restitutio 
famao — Wiederherftellung ber durch begangenes Werbrechen oder 
erlittene Strafe geminderten Rechtsfähigkeit, mit Ausnahme ber Ber- 
brecher gegen Kaifer und Reich, vermöge bes in der Landeshoheit 
enthaltenen Begnabigungsrechts, zweifellos als Beftanbtheil der Letz⸗ 
tern ericheinen. Vergl. oben $. 173. 

15) Vergl. den baier. Codex judic. civ. v. 1763 Gap. 2. 5.7. Mofer, 
von der Lanbeshoh. in Gnabenf. ©. = 

16) 3.8. Ertheilung gelehrter Würden, Sreirung von Notaren u. ei w. 

I) Bergl. 3. B. König. Sächſ. Verordn. v. 6. Ian. 1807, betreffend 
die Somitive bes Rathes und der Zuriftenfacultät zu Leipzig. — Die 
Gomitive des Prorectord ber Univerfität Böttingen ift erſt im Jahre 
1822 gegen Entfchäbigung aufgehoben worden. Vergl. Defterley, 
Gef. der Univerf, Göttingen. Gött. 1838. &. 196. 
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derlihen Civil: und Militärs Aemter und bie Ermädtigung 
zur Ausübung aller öffentlichen Functionen unzweifelhafter Be: 
flandtheil der Landeöhoheit war, fo hatten die Landesherrn auch 
unbeftritten die Befugniß 18), die den Aemtern entfprechenden 
Zitel und Prädicate ober auch bloß Zitular - Würden 
(Zitel ohne Amt) zu verleihen und die Präcedenz oder Gleichheit 
ber verfchiedenen Aemter und Würden durch f. g. Rangorb: 
nungen zu beftimmen 19). — Nur die Ernennung von No—⸗ 
taren, welde in der That ein öffentliches Amt haben 20), blieb, 
wenn aud nicht ohne Anfechtung 21), entfchieden ein Faiferliches 
Refervatrecht, obwohl die Ausübung des Notariats nicht blos 
den Beflimmungen der Reichögefeße, fondern auch den, befonders 
in fpäterer Zeit häufigen, Einſchränkungen ber Landesgeſetzgebung 
unterworfen war 22). Nach Auflöfung bed Reichsverbandes liegt 
fowohl die Ernennung von Notaren, ald die Gefeßgebung über 
das Notariatöwefen unbeftritten in der Landeshoheit der deutfchen 
Bundeöftaaten 2). 


18) Mofer, von der Landeshoheit in Gnadenſachen. Kap. V. VL. — 
Hütter’s Beiträge. Th. L M XI. 5.14. — Leift, Gtaater. F. 
117. $. 122. 

19) Mofera. aD. Kap. V. 8.5. ©. 24. Derf. von ber Landeshoh. 
in Policeyfahen. Kap. XIV. 8.3. &. 371f. — Die Frage, in wie 
fern Rangftreitigkeiten Juſtizſachen ſeien? behandelt Strube in ben 
rechtl. Bedenken. Bb. II. M 129. — ©. auch 3. Chr. Hellbad, 
Handb. des Rangrechts. Ansb. 1804. — Bon NRangorbnungen f. 
C. Fr. v. Mofer’s Hofreht. Th. I. Well. 60. Mehrere ältere und 
neuere find angeführt bei Klüber, Öff. Recht. $. 488. Note d. 
Vergl. au d. Mohl, würtemb. Staater. Th. I. &. 260 f. 

29) Auf fie paßt der Begriff des öffentlichen Beamten im weiteren Sinne 
in fo fern, als das Recht der öffentlichen Beglaubigung von 
NRechtsacten nothwendig von ber öffentlihen Gewalt im Staate 

abzuleiten ifl. Vergl. oben $. 133. 

21) ©. insbef. Runde, Beiträge zur Erläut. vechtl. Gegenſtände. Th. 
I. S. 315. 

23) Vergl. Ferd. Deſterley, das deutſche Notariat. Erſter Theil. 
Geſchichte des Notariats. Hannov. 1842. &. 393 f. S. 566 f. 

2) BVergl. bie neuere Geſetzgebung überſichtlich bei Oeſterley a. a. O. 
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11. Auch die Befugniß zur Gründung und Verleihung von 
Staatd=: und Haus-, Militair: und Civil-Verdienſt— 
und anderen Drden 4), Ehrenzeichen, VBerdienftmebdail: 
len und andern Decorationen (3. B. aud der Manns⸗ und 
Srauenflifter), nebft dem Rechte zur Errichtung von Ordens: 
Statuten, wurde fchon zur Zeit des Reichs zu den Beſtand⸗ 
theilen ber Landeöhoheit gezählt. Die fouverain gewordenen Für: 
ſten haben theild ältere Orden erneuert, theild neue Orden ge: 
ftiftet, und zwar haben dieß nicht blos Könige und Großherzöge, 
fondern in neuerer Zeit auch Herzöge gethan, und ed unterliegt 
feinem Zweifel, daß jeder Bundesfürft ohne Unterfchied des po⸗ 
Kitifchen Ranges fowohl hierzu ald zur Beflimmung. der ihm felbft 
vorbehaltenen Majeftäts = Infignien, auh der Staatdz, 
Haus: und Standedzeichen berechtigt ift 35). — Häufig iſt 
mit der Ertheilung eines Ordens die Verleihung des perfünlichen 
Adels oder wenigftend der Hoffähigkeit verbunden, feltener auch 
der Genuß eined gewilfen Einfommend. — Particular = Rechte 
verbieten dad Tragen, oder auch felbft die Annahme eines 
Ordens, Titels oder Ehrenzeichen von fremden Souverainen bis 
zur erlangten Ianbeöherrlichen Genehmigung 26). 

IV. Nur einige der neueften Berfaffungd Urkunden erklären 


&. 569. Auch Braunfhw. Notariate s Drbnung v. 17. März 
1850. Hannov. Notariats⸗Ordn. v. 18. Geptbr. 1853, 
4) Vergl. die Literatur Über bie ältern auch von Landesherrn gegrün⸗ 
beten Drben bei Pütter, Literat. des Staatsr. Th. II. ©. 213 f. 
Bifinger, vergleich. Darftelung der Staatöverf. der europ. Mo: 
narchieen u. Nepublilen. Wien 1818 ©. 193 f. Klüber, Öff. 8. 
$. 496. — Biel Material über verfchiebene ältere Orden ift zus 
fammengetragen in Pfeffinger, Vitriar. illustr. Tom, II. p. 92 — 
959. Statuten des Weimar. Kalten» u. Hannov. Quelfenorbens 
f. in Klüber’s Staatdardiv I. ©. 86 f. 
Ueber particularrechtliche Befchräntung bes vormunbfchaftlichen Res 
genten |. Tb. I. ©. 213. 
Beifpiele f. in Klüber's dff. R. $. 496. Notee. S. auch v. Mohl, 
wärtemb. Staatsr. Ih. I. &. 254. ©. 259. u. Braunſchw. Lands 
fhaftsorbn. v. 1832 $. 10.. 


2 
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ausdrüdlich, daß der Landesherr außfchließlih das Recht habe, 
Titel, Rang, Würden und Ehrenzeichen zu verleihen und 
Standjederhöhungen vorzunehmen 27). 


Siebentes Aapitel. 
Von der Finanzhoheit. 


Von der reichhaltigen Literatur Über Staatswirthſchaft und die dieſelbe be⸗ 
dingende Volkswirthſchaft ober National-Deconomie gehören natür- 
lich nur ſolche Echriften hierher, welche ſich mit den dafür aufzus 
flelenden allgemeinen ober poſitivrechtlich gültigen Nechtsarunds 
fägen befchäftigen. S. übrigens bie Literatur bei Klüber, öfs 
fentl. Recht $. 393. Note a. u. Schletter Handb. der jurift. und 
ftaatswirthfchaftl. Literatur. Grimma 1841. 


G. 8. Sceidemantel, Staatsr. nach der Vernunft. Th. II. 
8. 320 f. — ©. ©. Zachariä, Vierzig Bücher vom Gtaate. 
Buch 36-40. Th. VIL der neuen Ausg. (Heidelb. 1839 bis 1843.) 
— dv. Aretin’s conftitut. Staater. v. Rotted. Bb. U. ©. 259 f. 
bef. S. 304 f. 


Gine das pofitive Recht Deutſchlands in Betreff bed ganzen 
Gebietes der Staatswirthichaftshoheit umfaffende befondere Dar⸗ 
flelung giebt es nicht. Won Fr. Chr. 3. Fiſcher's Lehrbegr. 
fämmtl. Kamerals u. Polizeirechte (Kranff. a. d. DO. 1785) gehört 
bas fünfte Buch (36. II. ©. 313 f.) hierher. Die Literature über 
einzelne Gegenftände, über Kiscus, Steuern, Domänen u. 
f. w., findet bei biefen ihren Platz. 

In geſchichtlicher Hinfiht f. K. D. Hüllmann’s Deutfche Fi⸗ 
nanzgefchichte bes Mittelalterde. Berlin 1805. Deffelben Ges 
fhhichte bes Urfprungs der Regalien in Deutfchl. Frankf. a. d. O. 
1806. — S. audy über die $inangverhältniffe früherer Zeit in den 
germanifchen Staaten, wo ſich urfprünglich bie unterjochten Römer 
in ganz anderer Lage befanden als bie Deutfchen, die überfichtliche 
Darftelung von Eichhorn Deutiche Staats⸗ u. Rechtsgeſch. SH. 
1. $. 24. $. 26a. $. 26. $. 88. $. 171. 172. 


27) Braunſchw. Landſchaftsordn. v. 1832 $. 10. Hannov. Staats⸗ 
grundgeſ. v. 1833 $. 10. Landesverf.s Gejek. $. 10. Lettteres mit 
dem Bufag: „Ausnahmen Hiervon konnen nur vermöge erworbenen 
Rechts Statt finden.“ 
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Erfter Titel. 
Don der Finanzhoheit im Allgemeinen. 


Klüber, Öffentl. Recht. $. 393 f. — Gönner, deutſch. Staater. $. 432 f. 
— Leiſt, Lehrb. des Staatsr. 5.231. — Schmalz, das beuts 
ſche Staater. $. 462 f. — Maurenbrecher Grundſätze $. 198 f. 
— Zöpfl, Grundfäge des allgem. u. conft. Staater. $. 143. — 
Weiß, Syſtem bes deutfch. Staatsrechts. 5.369 f. — v. Mohl, 
Würtemb. Staater. 5.11. $. 274 f. — In ben ältern Lehrbüs 
ern, 3. B. von Pütter, Schnaubert u. A., fehlt ed noch an 
einem allgemeinen hierher gehörigen Abfchnitt. 


$. 201. ($. 180.) 
E. Begriff und Gegenftand derfelben. 


I. Den Inbegriff derjenigen Functionen (Rechte und Pflich- 
ten) der Staatögewalt, welde ſich auf die Beflreitung ber 
Staatöbebürfniffe, ober die Gewinnung, Verwaltung und Ver: 
wendung ber dazu erforderlichen Geldmittel beziehen, nennt man 
die Staatdwirthbfhaftshoheit oder Finanzgewalt. Gie 
begreift aud) die zumeilen davon gefchiedene |. g. Kameralge: 
walt, welche blos die auf Verwaltung des Staatdeigenthums 
und Verwendung feiner Einkünfte bezüuglichen Zunctionen umfaf: 
fen fol I). Vom Standpunkte des allgemeinen Staatsrechts 
fehlt es aber biefer Unterfcheibung an einer genügenden Grund: 
lage. Etwas Anderes ift der im pofitiven deutſchen Rechte 
begründete. Unterfchied zwifchen dem Kammergut und Landes: 
oder Staatögut, von welchem weiter unten bie Rebe fein 
wird. — 

1) Klüber, Öffentl. Recht F. 393. Note c. Vergl. aut Schlözer, 
allgem. Staater. ©. 101, weldyer potestas cameralis auch für Bes 
ſteuerungsrecht gebraucht. — Manche begreifen unter Staatswirth⸗ 
[haft au die Volkowirthſchaft oder Rationalöconomie. 
Vom reihtlihen Standpunkte aus gehört aber diefe in das Gebiet 
der Polizei und ift nicht Gegenſtand eines befonbern Hoheitsrechts. 
Vergl. v. Aretin conft. Staater. TH. IL. &. 259 f. — Leber Un: 
beftimmtheit und Bieldeutigteit des Wortes Gameral-Wiffens 
fhaftf. auh Schlözer a. a. ©. S. 23. 26. 
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1. Die frehtlihden Grundfäge, welde die Ausübung 
der Binanzgewalt nosmiren, bilden unter dem Namen ‚ved 
Finanz-, Cameral⸗ oder Staatswirthfwaftsrechtseinen 
Theil bed Regierungéẽrechts. Für bie deutſchen Bundesſtaaten 
find dieſe rechtlichen Grundſätze war‘ zunächſt aus den Beſtim⸗ 
muflgen der einzelnen Verfaſſungs- und Regierungsgeſetze, Ders 
tommen und Obfervanz zu ſchöpfen; allein auch bier giebt es 
gewiffe allgemeine Grundſätze, welche theild auf den Beſtimmun⸗ 
gen ber beutfchen Reichsgeſetze und Bundesbeſchlüſſe, theild auf 
dem gemeinen beutfchen Gewohnheitsrechte beruhen. , 

1. In formeller Beziehung äußert ſich auch die Finanz: 
gewalt als gefeßgebend, Aufficht übend und vollfiredenb. 
Zur Finanzgef eggebung gehört die allgemeine und dauernde 
Beftimmung der Zinanzquellen und der Zwede ihrer Verwendung, 
die Anordnung der Finanzbehörden, nebft Zeftftelung ihres Wir⸗ 
kungskreiſes im Allgemeinen (jus ordinandi aerarium rei pu- 
blicae), worüber insbefondere auch die neuern Werfaffungd- oder 
Grundgefege Borfchriften zu enthalten pflegen. Was wirklid in 
den f. 9. Finanzperioden ald Staatöbebürfniß anzuerkennen und 
durch welche Mittel es zu beden fei, ſ. g. Staatöbudget, gehbrt 
dagegen zur Finanzverwaltung oder Vollfiredung (dem jus 
administrandi aerarium rei publicae), einerlei, ob die Regie: 
rung allein dad Budget aufflelt, oder ob ed dazu eine» Verein⸗ 
barung mit den Ständen bedarf. 

IV. Den Gegenftand der Finanzhoheit bildet theils das 
ganze Staatdeinfommen, oder ber Inbegriff der Einkünfte 
des Staats, mögen fie nun aus Titeln des öffentlichen oder 
Privatrechts entfpringen,, theild dad ganze Etaatöbedurfniß, 
beffen Feftflellung und Befriedigung. Dad Erftere verhält ſich zu 
dem Letztern wie Mittel zum Zwed, wobei der Umfang des 
Einen immer durch das Andere befliimmt werben muß. 


$. 202. ($. 181.) 
II Bon den Staatöbedürfnifien. 


Die Staatöbebürfniffe werben durch das ganze Be 
Bahariä’d Staatsrecht. Zr Bd. 2te Aufl. 25 
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Leben des Staats in feiner concreten Erſcheinung erzeugt, und 
find fo vielfach, ald ſich Aeußerungen des Staatslebens nothwen⸗ 
big und Anftalten gu .ihrer regelmäßigen Production erforberlich 
machen. Sie beziehen ſich theild: auf die Beherrſchung, theils 
auf die Regierung bed Staats und find theild ordentliche, 
theild außerordentliche, je nahdem fie zum regefmäßigen 
Staatöleben gehören, oder durch außerordentlihe Kraft: 
äußerungen deffelben veranlaßt werben. 


I. Zu den ordentlichen Staatöbebürfniffen gehört: 

A. der Aufwand, welcher durch den Inhaber der Staats: 
gewalt und die, an ber Ausübung von Regierurgärechten 
Theil nehmenden, Subjecte veranlaßt wird, indbefonbere 
alfo: 1. in den deutſchen Monarkhieen: der Unterhalt 
des Landesherrn, der Tandeöherrlichen Familie, nebft den Ko: 
ften der Landeörepräfentation (Ständeverfammlung); 2. in 
den Republilen oder freien Städten: Alles, was zur 
Herftelung und Unterhaltung der, verfaffungsmäßig bie 
Staatögewalt reprafentirenden, Subjecte aufzuwenden ift. 
(Koften der Volks- oder Bürgerverfammlung, ber Bürger: 
repräfentation, des gefeßgebenden Körpers, ded Senats oder 
Raths, Lebtered fireng genommen aber nur da, wo ber 
Senat nicht blos Staatsbehörde, fondern Mitinhaber ber 
Staatögewalt ift.) 


B. Der Aufwand, welcher durch die Ausubung der Regierung 
und die dazu nothwendigen organifchen Einrichtungen ent- 
fteht, insbefondere: 1. Koften der Einrichtung des Staats⸗ 
organismus, Befoldung und Remuneration der Staatöbeam: 

. ten. 2. Koften der Zuftiz und Polizei = Anftalten, der Fi: 
nanz= und Militairs Verwaltung und ded Departements der 
auswärtigen Angelegenheiten. 


N. Zu den außerordentlichen Staatdbedürfniffen gehören 
3. B. diejenigen, welche durch einen Krieg, Vertheidigungd:Maß- 
regeln gegen drohende Gefahren, gegen befondere Kanbescalami: 
täten und gemeine Unglüdöfälle veranlaßt werden. Manche zäh: 
len zu den außerordentlichen Staatsbedürfniſſen audy die Staats⸗ 
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fhulden ?), (Manch die letztern fogar zu den Garantieen der 
Verfaffung!) Dieß beruht aber auf einer Verwechslung des 
Staatsbedürfniffes mit deffen Dedungsmitteln, welche 
theils fogleich aus dem Staatseinkommen entnommen, theild vor: 
läufig durch Contrahirung einer Schuld, oder eine Staatdanleihe, 
gewonnen werden können. Auch die Verzinfung ber Staatöfchuld 
gehört daher nur uneigentlid zu den Staatöbedürfniffen. 


$. 203. &. 182. 
III. Bon den Staatdeinfünften. 


Zu den Staatdeinkünften gehört jeglihe innahme, 
welche der Staat aus den ihm zu Gebote ftehenden Quellen (dem 
Staatövermögen) ald Mittel zur Befriedigung feiner Bebürfniffe 
gewinnt. Auch die Staatdeinfünfte find theild ordentliche, 
tbeild außerordentliche und laffen fich Hinfichtlich ihrer Quelle 
auf folgende Claſſen zurüdführen: 

1. Einkünfte von den Staatdgütern und damit verbunde: 
nen (privatrechtlichen) Gerechtigkeiten; insbefondere auch 
von den Staatölehen. 

I. Ertrag ber f. g. zufälligen oder nußbaren Rega: 
lien) und fißcalifhen Gerehtfame im engern 


1) Bönner, Staater. $. 433. 

1) Nutzbare Regalien pflegt man biejenigen zu nennen, weldje eis 
nen Ertrag abwerfen. Vergl. 3. B. von Aretin’s conftitut., 
Staater. Th. II. ©. 318. Hierdurd gewinnt man aber feine wirt: 
liche Gränzbeſtimmung für die nu&baren Regalien im eigentlichen 
Sinne, ba jedes Hoheitsreht in feiner Ausübung wieder mit Ein⸗ 
lünften für den Staat verbunden fein kann. Nur biejenigen Ho⸗ 
heitsrechte werben hier nusbare genannt, die Feinen andern 
Grund und Z3weck haben, als die Gewinnung eines Ertrage. 
Daher Eönnen 3. B. bie Poften nicht zu den nugbaren Regalien in 
diefem Sinne gerechnet werben. (Oldenburg. Grundgef. Art. 53: 
"Die Poftanftalten follen nicht ben Zweck haben, eine Quelle ber 
Staatseinkünfte zu fein.) Denn eine zum allgemeinen Nutzen be- 
flimmte Anftalt darf nicht ale eine möglichft zu fleigernde Erwerbs: 
quelle für den Staat behandelt werben. Weberhaupt fteht es um die 
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Sinne, 3. B. Bergwerke, Salinenr, Erwerb erblofer Gü⸗ 
ter und anderer Sachen, welche keinen Eigenthümer haben 
(bona vacantia). 


Einkünfte, welche mit der Ausübung wefentlicher, aber 
nicht der Einkünfte wegen vorhandener, Hoheitöredhte 
verbunden find. Denn, fo wie durch fie hauptfächlich die 
Koften der Staatöverwaltung veranlaßt werben, fo fon: 
nen fie auch wieder eine Quelle von Einkünften werben. 
Snsbefondere gehören bierher A. die mit der Ausübung 
der Juſtizhoheit, der Civil»: und Criminal-Gerichtsbar⸗ 
keit verbundenen Einkünfte, wie Sporteln, Gelbftrafen, 
Gonfiscationen. B. Einkünfte, weldhe mit der Ausübung 
polizeihoheitlicher und anderer Gerechtfame verbun: 
den find, wie namentlich die (oft ohne gerechten Grund 
aufgebürdeten) Abgaben für polizeiliche Kenntnißnahme und 
refp. Genehmigung gewifler Handlungen; ferner die Con: 
ceffiond = Abgaben für Betreibung von Gewerben, Zaren 
für Standederhöhungen, Zitelverleihungen und Privilegien; 
Schuß: und Geleitögelder; ber Schlagfhak bei der Münze; 
Weggelder, Ertrag der Poften u. f. w. 

Zölle (vectigalia) und eigentliche Steuern (tributa). 


Zu den außerordentlihen Einkünften fann man 3. 8. 


diejenigen zählen, welche im Krieg durch Eroberung ober bem 
Heinde aufgelegte Contributionen gemacht werben. Für die deut: 
fhen Staaten find aber audy die, größtentheild mitten im $rie- 
ben gemadten, Säcularifationen der geiftlichen Xerritorien 
und Güter und bie ſ. g. Mediatifirungen ein wichtiged Mit: 
tel zur Vermehrung der Quellen bed Staatdeintommend gewor⸗ 


den. 


Rechtfertigung ber nunbaren Regalien ſchlecht, wenn man bie polis 
zeihoheitlichen Wefugniffe des Staats davon trennt, unb fie vom 
sationellen Standpunkte aus betrachtet. Vergl. die Britifche Prü⸗ 
fung in v. Aretin’s conftitut. Staater. Th. HM. ©. 320-328. 
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De Staatseintünfte haben entweder eine fpecielle Bes 
ſtimmung, in fo fern die aus gewiffen Quellen fließenden Eins 
nahmen zu einem beflimmten Zwecke verwendet werden müffen 2) 
(bona particularia), wozu 3. B. auch die für beflimmte Öffentliche 
oder gemeinnügige Zwecke gemachten Stiftungen, Klofters und 
Schulfonds u. f. mw. gehören können; ober die Güter und Ein: 
fünfte haben Feine folche befondere Beflimmung (bona communia). 
In rechtlicher Hinſicht kömmt die Frage über Zweckmäßigkeit 
ber Beflimmung gewiſſer Güter und Einkünfte, womit auch eine 
getrennte Caffenverwaltung verbunden fein wird, nicht in Bes 
trat. Wo fie aber einmal rechtmäßig befteht, kann eine will: 
Pührliche Aenderung der Swedbeflimmung, ober eine Verwand⸗ 
lung der bona particularia in bona communia, nicht ald zuläffig 
erfcheinen. 


6.204. ($. 183.) 


EV. Allgemeine rechtliche Gränzen der Finanz: 
gewalt. 


I. In materieller Hinficht giebt es Fein anderes, ben 
Inhaber der Staatögewalt bei Ausübung der Finanzhoheit bes 
ſchränkendes, Rechtsprincip, ald daß jede Ausgabe und folges 
weife jede den Unterthanen zu macende Auflage durch ein 
wirklich vorhandenes, aus der Erfüllung der Staatözwede ents 
fpringendes, Bebürfniß gerechtfertigt werden müffe. Dieß war 
ſchon zur Zeit des Reichs in Betreff der Zuläffigkeit einer Bes 
laftung der Unterthanen mit Abgaben anerkannter Grumdfag ?), 


2) So beftimmte 3. B. das Hannov. Landesverf. Gefeh v. 1840 $. 167: 
„Die auf den Landes s Chauffeen erhobenen Weggelder bleiben aus⸗ 
fchließlidy zur Unterhaltung dieſer Shauffeen beſtimmt unb Tönnen 
in eine befondere Gaffe fließen; bie Stände find jeboch berechtigt, 
die Rechnungen einzufehen.« 

1) Schmauß, Comp. jur. publ. Lib. III. Tit. IV. 6.14. Mofer, von 
der Landeshoheit in Cameral⸗Sachen. &. 60. Erkenntniß bes Reiches 
cammergerichte v. 26. Septbr. 1727. „— daß beklagte Landesherr⸗ 
fhaft nicht befugt feye, das jus collectandi zu privats in bas 
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und auch für dad jegige Verhaltniß liegt jeded Princip felg in den 
Bundeögefegen auögefprohen d. — Mit Rüdfiht auf die Noth⸗ 
wendigkeit der Befriedigung wahrer Staatöbebürfniffe hat man 
für die Staatöwirtbfchaft, im Gegenfag zur Prisathaushaltung, 
den Grundſatz aufgeftellt, daß fih die Einnahme nad) der 
Ausgabe rihten müffe 3). Da aber der Begriff des Be- 
bürfniffes Fein abfoluter, fondern ein relativer ift, fo wirb fi 
bob auch in der Staatöwirtbihaft der Umfang der Auögaben 
nach den möglihen und rehtlidh zulaffigen Einnahmen 
beſtimmen müffen %), fowie auch die Anfiht über das Dafein 
eines Beburfniffes überhaupt möglicher Weife (3. B. zwifchen 
Regierung und Ständen) eine verſchiedene fein kann. Dabei 
liegt ed allerdings in den rechtlichen Gränzen ber Finanzho⸗ 
heit, die öffentlichen Einkünfte durch alle erlaubten Mittel zu 
vermehren; allein Finanzfpeculationen, weldye mit Eingriffen 
in die wohlerworbenen Rechte der Unterthanen verbunden find, 
welche den öffentlichen Credit beeinträchtigen oder dad Verderben 
ber Unterthanen befürdern, wie 3. B. das Prägen fchlechter 
Münze, Lotto und Eotterieen 5), ober welche die natürliche Frei: 
heit der Unterthanen in Abficht der gemeinen Erwerböquellen oder 


—— —— — — — — 


Publicum nicht einſchlagenden Ausgaben — — zu gebrau⸗ 
chen.“ 

2) Denn nad) Art. 58 ber Wiener Schlußacte und Bundesbeſchl. v. 28. 
Zun. 1832 dürfen nur „bie zur Kührung einer den Bunbespflichten 
und der Lanbesverfaffung entfprechenden Regierung erforberlidhen 
Mittel« von den Ständen nicht verweigert werden. — Vergl. auch 
Klüber, öffentl. Recht $. 397. 

3) Vergl. bef. v. Aretin’s conftitut. Staater. Tb. II. ©. 306 f. 


Moſer, v. d. Landeshoh. in Sam. Sachen. ©. 44. Würtemb. 
Landt.-Abſch. v. 1739: „Zum 28ten, erfennen Wir felbft gnäbigft, 
daß der Flor eines Kürftlihen Hauſes nicht mehrere und beffer be⸗ 
fördert werben kan, als wann bie Ausgaben nad) den Ein 
nahmen menfurirt und bie Wirtbfchaft alfo eingerichtet werbe, 
daß man auch jährlichen von diefen etwas erfpahren und zurücklegen 
möge.“ 

5) Pütter, Erört. SH. J. ©. 476 f. 
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in der Benutzung des Grundeigenthums zu fehr befchränten, wie 
3.3. eine auögebehnte Regalität der Gewerbe, müffen auch vom 
rechtlichen Standpunkte aus verworfen werben 6). 

1. In formeller Hinfiht ift die Sinanzgewalt der deut: 
fhen Landesherrn in der Regel durch die Rechte der Landftän- 
de befchränkt., befonderd durch dad den eigentlihen Nero der 
ftändifhen Wirkſamkeit bildende Steuerbewilligungsrect, 
worin im Allgemeinen eine Befugniß der Stände bei Zeftflellung 
der Staatöbedurfniffe und der Mittel zu ihrer Dedung zu 
concurriren und fih von ber wirfliben Verwendung ber be: 
willigten Steuern zur Befriedigung der Staatöbedürfniffe zu ver: 
gewiffern, enthalten ift. 


$. 205. ($. 184.) 


V Vom Nechte des Fiscus. 


a bie ältere Literatur in Pütter’s Lit. des Staatsr. Th. II. ©. 343 f. 
$.1123-—-1127, wovon aber bie $. 1124 angeführten Schriften rein 
privatredhtlicher Natur find. Berner Ktüber’s Kortfes. $. 1123. 

Pfeffinger, Vitriarius illustrat. Lib, III. Tit. XVII. $. 71 f. 
(Tom. III. p. 1510 f) — Sargom, Einl. zur Lehre von ben 
Regalien. B. U. Kap. Lf. (S. 456 f) — 3. 3. Mofer, von 
der Landeshoh. in Sameralfadhen. Kap. V. ©. 106 f. — A. Ley- 
ser, de fisco principis et magistratuum. Medit. ad Pand. Spec. 
657. 658. — Ph. W. Gerden, Abhandi. Hamb. u. Güftrow 


6, Mofer, a. a. O. S. 58 f. Klüber, Öffentl. R. $. 395. — v. 
Aretin conſtit. Staater. Th. II. ©. 306: „Die Staatseinnahmen 
müffen zureichend, doch nicht überflüſſig; fie mäffen nad Gat⸗ 
tung und Maß möglihft unbeläftigend für die Nationals Deconos 
mie unb auf den nachhaltigen Ertrag berechnet; fie müffen endlich 
auf gerehter, dem Geſellſchaftszwecke gemäßer Grundlage ruhend 
feyn. Hiernach erfheint die gewöhnliche Richtung der Rinanz auf 
fortwährendes Steigern der Staatdeinkünfte durdaus fehlerhaft. 
Es ift ein Aufopfern des Staatszweckes felbft (möglichft unbe: 
ſchränkte Freiheit, alfo auch Eigenthums= und Erwerbsrecht Aller) 
der Vermehrung der Mittel zu diefem Zwecke willen; ober es ift — 
wenn bie Tendenz einfeitig von der Regierung ausgeht — eine das 
Volt herabwürdigende Verwechslung ber Staatswirthſchaft mit 
der Staatöbewirthbfhaftung - 


l. 
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1771. Th. L ©. 216-226 (Über die Krage, zu weldyer Zeit bie 
beutichen Fürſten bas jus fisch auszuüben ben Anfang gemacht). — 
Hänlin, Über die Rechte des Fiscus, befonders nach baierifchen 
Gefegen. ulm 1810. — Weitzelh, Ueber bie Singular⸗Rechte 
bes Fiscus nach röm. unb. würtemb. Gefegen. Züb. 1818. — 
Pütter, inst. jur. publ. $. 246f. — Schnaubert, Anfangsgr. 
des Staatör. der gefammten Reichſslande. $. 306 f. — Häberz 
lin, Hdb. bes deutſch. Staater. Th. I. S. 242 f. — Leiſt, 
Staatsr. $. 245 f. — Bönner, Staatör. 5. 460 f. — Klüs 
ber, Öffentl. 8. 8473 f. — v. Mohl, Würtemb. Staater. 
Th. I. ©. 739 f. 


Der dem römifchen Staatd- und Privatrecht entlehnte 


Auddrud Fiscus 1) bezeichnet nach heutigem Sprachgebraud im 
Allgemeinen theild den ganzen Inbegriff des Staatsvermö⸗ 


gend 


‚theild, ald Subject von Rechten gedacht, bie moralifche 


Derfon des Staats felbft oder die Staatögewalt in allen ihren 
vermögensrehtlihen Beziehungen 2). Die Rechte des ' 
Fiscus find mithin die Nechte des Staats in vermögensrechtli⸗ 
her Hinficht, welche der Staat durch die dazu beftimmten Be: 
börden und Beamten in verfchiebenen Abtheilungen (stationes 


fisci) 


ı) 


2) 


ausübt, mögen fie nun auf ſtaats rechtlichen Titeln be: 


Ueber ben, auch unter ben Kaifern noch längere Beit fortbeflandenen, 
Unterfchieb zwifchen dem Aerarium populi unb bem Fiscus unb bie 
davon wieber verfchiebene ratio Caesaris f. Heineccii Antiquit. 
Rom. jurisprud. fllustr. Syntegma. (ed. Mühlenbr. Fräncof. 1841.) 
Lib. I. Tit. 25. 8.10 f. cf. 3. 8. Tacitus, Ann. VI, 2. und bie In- 
scriptio von Paulus, Sent, rec. V. 12 und L. 1. Dig. de bon. 
damm. (48, 20). &. auch L. 6. $. ult. D. de jure fisci (49, 14). 
Als „der Vertreter aller das Wermögen und bie Einkünfte 
des Staats betreffenden Rechte und Berbindlichleiten« wird ber 
Fiscus in ber Braunfchw. Landſch. Ordn. 5. 198 befinirt. Ueber die 
zu verneinenben Kragen: Giebt es rechtlih mehrere Kisci? Können 
die verfchiedenen fiscal. Stationen als Eigenthümer u. Servitutbes 
rechtigte (od. ald Gläubiger u. Schuldner) in Bezug auf Theile bes 
Staatsvermögens einander gegenüber fliehen? f. Simon preuß. 
Staatsr. I. 8.208 f. Gegen die Unterfcheibungen ber Preuß. Gas 
binets = Orbre v. 4. Dechr. 1831 f. Klüber in %. Müllers Archiv 
Bd. I. ©. 261 f. 
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ruhen, ober rein privatrechtlicher ober gemifchter Natur 
fein. Als gleichbedeutend gebraucht man den Ausdruck Staatss 
caffe, befonders in fo fern ber Fiscus bei der gerichtlichen Ver⸗ 
folgung von Anſprüchen ald Kläger oder Bellagter vor Gericht 
erfcheint, was natürlich wieder nur durch Repräfentanten gefche: 
ben kann. — Außerdem hat man aber mit dem Ausdruck jus 
fisci, fidcalifche Gerechtfame, gewifle engere Bedeutungen vers 
knüpft, welche befonderd bei der in Deutfchland vielfach behan⸗ 
beiten Frage: Wem das jus fisci zuflehe? zu Grunde liegen. 
Namentlih hat man dabei im Auge: 1. Die in privatredtli- 
hen Verhältniſſen, 3. B. binfichtlih feiner Forderungen, bei 
der Verjährung, ben Binfen u. f. w. im römifchen Rechte dem 
Fiscus zugeftandenen Vorzugsrechte (Privilegia fisch), 2. Die auch 
fhon im römifchen Rechte dem Fiscus zugefprochenen Rechte auf 
erblofe und gewifle andere Güter (bona vacantja, caduca oder 
ereptilia) 9. 3. Die aus ber Strafgewalt und Gerichtöbarkeit 
entfpringenden Anfprühe auf confiscirte Güter und Gelpftrafen. 
4. Verfchiedene andere nutzbare Gerechtfame beutfchen Urfprungs, 
wie 3. B. Wildfangsreht, Nachfieuer, Rott:, Neubruch⸗ ober 
Noval:Zehnten u. f. w. 9. . 

Andererſeits wird, wenn in den beutfchen Territorien und 
Geſetzen vom Fiscus im fubjectiven Sinne die Rede ift, dieſer 
Ausdrud keineswegs für alle öffentliche Caſſen gebraudt, 
fondern auf ähnliche Weife wie früher bei ben Römern aera- 
rium und fiscus, wird der landesherrliche Fiscus unterfchieden 
von ber landſchaftlichen oder Kandescaffe, obwohl aud 
biefen Gaflen die privatrechtlichen Privilegia Fisci allgemein zu: 
geftanden werben 5). 


3) Wozu aber keineswegs alle herrnloſe ober vom Gigenthümer bes 

relinguirte Sachen, fo wenig wie ber Scha& (nach ben bekann⸗ 

ten Befimmungen bes römifhen Rechts) gehören. 

Vergi. Klüber, öffentl. Recht. $. 476. 477. — Leift, Gtaatsr. 

$. 246. — und befonders audy Mittermaier, deutſch. Privats 

recht. Th. I. 5. 200 f. 

5) 3. J. Mofer, von ber Lanbeshoh. in Gammerfachen Kap. V. $. 3. 
fagt: „Fiscus heißt bie Landesherrliche Gaſſa, barein bie Gefälle 


4 


—' 


. 
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ll. Die Grundfage des romifchen Rechts von den Rechten 
bed Fiscus machten fi die Herrfcher in ben germanifchen 
Staaten, befonders im fränkiſchen Reiche, zunächſt im Verhält: 
niß zu den römifchen Unterthanen zu Nutze 6). Aud fanden 
diefe Srundfäge zum Xheil, befonderd in Betreff des fiscalifchen 
Occupations- und Confiscationsrechts, Eingang in die Volks⸗ 
rechte 7). — Für bie beutfchen Kaifer wurbe dann entfchieden 
das Fiscusrecht in Anfpruch genommen und deflen Anwenb- 
barkeit in Deutfchland nach den Beflimmungen bes römifchen 
Rechts ald eine ausgemachte Sache hingeftellt 8). So wie aber 


J 


fließen, welche der Regent nicht von feinen Cammer⸗ ober eigenthüm⸗ 

lien Gütern, fonbern von benen Unterthanen, ober auch ber ihme 

nicht als Eigenthümern, fondern als Lanbesherrn, unterworfenen 

Erde oder Wafler, ober auch von Fremden, ziehet« und fegt bann 

noch fpäter hinzu: „Dieſem werbe das Aerarium, ober die Landes⸗ 

caffe entgegengeſezt.“ Leiſt bemerft a. a. DO. $. 245 Note 3 gegen 

Mofer und Jargow von ben Negalien B. U. Kap. 1., diefer Bes 

griff vom Fiscus fey noch zu weit, und er hat Recht, in fo fern 

der mit dem Kiscusrecht, als einem abgefonderten ‚Hoheitsrecht, ges 

.. wöhnlich verbundene Begriff, wie fehon bemerkt worden ift, nur 
auf gewiffe zufällige Einkünfte bezogen worden iſt. Abgeſehen 
davon wird man vielmehr behaupten Fönnen, Mofer’s Definition 
fei zu eng gefaßt, wenn er 3. 8. bie Gammergüter = Gefälle allge: 
mein vom Fiscus ausfchließt. 

6) Eihhorn, deutfhe St. u. Rechtsg. Th. I. 8. 88. — WMitter 
maier, deutſch. Privater. I. $. 200. 

7) Lex. Sal. em. Tit. LXIII. 8.3. „Si autem ille occiditur, aut mo- 
ritur, compositio aut haereditas ejus non ad haeredes ejus, sed 
ad fiscum pertineat, aut cui fiscus dare voluerit.‘“ — Lex 
Ripuar. Tit, LXIX. „Si quis homo Regi infidelis extiterit, de vita 
componat et omnes res ejus fisco censeantur. Si autem 
quis proximum sanguinis interfecerit, vel incestum commiserit, 
exiium sustineat, et omnes res ejus fisco censeantur.“ — 
Lex Alamann. Tit. 39. „— omnes facultates, amittat, quas 
fiscus acquirat.“ — Lex Bajuvar. Tit. U. Cap. 1. $. 1. „res 
ejus infiscentur in publico.“ Tit. VI. Cap. 1. 8. 2. „omnes fa- 
cultates amittat, quas fiscus acquirat.“ $. 3. ibid. „careant li- 
bertate, servis fiscalib us adgregentur.“ 

8) Es ftimmen hierin alle ältern und neuern civiliftifchen und publici⸗ 
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Hoheitörechte überhaupt, fo wurden auch die fiscalifchen Gerecht: 
fame ein Segenftand der Verleihung an unmittelbare und mit: 
telbare Slieder des Reiche 9). Bei weiterer Entwidelung der 
Lanbeöhoheit wurde bad Fiscusrecht allmählig, jeboch nicht 
ohne Widerſpruch des Kaiſers, als ein fih von felbft verflehen- 
der Beftandtheil derfelben in Anfprud genommen 10), wobei es 
fi) insbeſondere au) um die Güter: EConfiscation, ald Strafe 
der von Mittelbaren (gegen Kaifer und Reich) begangenen Ber: 
brechen handelte. Den, befonderd während des breißigjährigen 
Kriegd practifch gewordenen, Streit fchlichtete in diefer Din: 
fiht ſchon die Wahlcapitulation Ferdinands Ill. v. 1636 zu 
Bunften der Kandeshoheit 11). Deſſen ungeachtet blieb ed eine 
publiciftifche Gontroverfe, ob das Hecht des Fiscus jedem Reiche: 
fland als ſolchem (als Xheil der Landeshoheit) zuftehet — 
freilich ohne daß ein erhebliches practifches Interefle damit ver: 
bunden gewefen wäre, in fo fern alle Reichöftände, auch bie 
Reichöftädte, und die unmittelbaren Reichöritter ausdrüudliche Kai: 
ferliche Werleihung ober dad Herkommen für ſich hatten 12). — 


ftifhen Schriftfteler audy in fpäterer Zeit, wo man das römifche 
Hecht als Quelle ber Beurtheilung beutfhher Staatsverhältniffe res 
gelmäßig verwarf (vergl. Th. I. $. 5), überein. Natürlich kamen 
aber Hinzu als Quelle: die Beflimmungen der Reichsgeſete, Landes⸗ 
gefege und Herkommen. Schnaubert a. a. DO. $. 307. Leiſt, 
Staater. $. 245. S. jebody audy Kläber, dff. Recht. 6. 475. 

9) Beifpiele bei Pfeffinger, Vitrier. iltustr. T. III. p. 1512 sq. 

10) Pütter, inst. jur. publ. 8. 247. 2eift aa. DO. Bergl. auch bie 
oben angeführte Abhandl. von Gerden. 

1) Wahlcap. Art. XXVIII, fpäter Art. XII. 8. 2—4. „Wann aud bes 
tenfelben Vaſallen ober LUntertbanen ex Crimine laesae Majestatis 
ober fonften biefelbige vermürket Hätten, — keineswegs bie gebachte 
Lehne zum Kayſerl. Fisco einziehen — —. Die Allodial-Bäter aud), 
welche ex Crimine laesae Majestatis, ober fonften vorgefegtermaffen 
verwöürdt ſeynd, ober verwürdt werben mögten, denen mit benen 
Juribus fisci belehnten, oder biefelbe ſonſten durch be- 
ſtändiges Herbringen habenden Churfürften Fürſten und 
Ständen — nidht entziehen, Tfondern die Lanbt-Dbrigkeiten 
ober Dominos Territorii mit beren Conflscirung gewähren laffen.« 

12) Auch den Reichsftäbten beftätigte ber Weſtphäl. Kriede Art. VIII. $. 
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Daß dagegen landfäffigen Städten und andern Perfonen 
das jus fisci nur in fo fern zuftehe, als fie fih auf landesherr⸗ 
lihe Verleihung oder unvorbenklichen Beſitz fügen könnten, war 


ſtets 


unbeſtritten 3), obwohl darüber, ob daſſelbe kraft einer 


andern Thatſache als mitverliehen betrachtet werben könne 14), 
und ob gewiſſe nutzbare Rechte, welche das römiſche Recht dem 
Fiscus zuweiſt, als Annerum eines andern verliehenen Hoheits⸗ 
rechts betrachtet werben könnten 15), vielfach Streit obgewaltet 


* 


14) 


15) 


4 ihre „regalia, vectigalia — privilegia confiscandi" obwohl 
bei dem theoretifchen Streit gerade der Ausdrud privilegia — 
ab Imperatore — impetrata, vel longo usu-obtenta‘ urgirt wurbe. 
Geisler, progr. de jure äsci civitatum imperii. Marb. 1980. Ueber 
die NReichsritter |. Siebenkees jurifl. Mag. Bb. I. No. AU. — 
Häberlin, Handb. IH. TI. ©. 244 f. Pfeffinger, Vitriar. il- 
lustr. T. IH. p. 1511 sq. (Daſelbſt audy die hurfürftl. Erklärung 
vom 12. Aug. 1630.) 

Struben, vehtl. Bedenken. Ih. TI. No. 74. Th. IV. No. 166. 
Leift, $. 245. Note 8. Ron ben bannoverfhen Städten hat 3. 
B. Lüneburg bad jus Ssci kraft Herlommens in Anfprud genoms 
men. Pfeffinger a. a. O. p. 1512. Auch andere Städte werben 
wenigftens bie Zuftänbigleit einzelner Beftandtheile des jus fisci leicht 
nachweiſen koͤnnen, und es fragt fi) nur, ob baraus auf andere 
nicht fpeciell nachweisbare Befugniffe gefchloffen werben Eönne? Doch 
muß es auch wohl hier bei ber Hegel bleiben: In tantum praescrip- 
tum in quantum possessum, 

Versi. 3. B. G. L. Boehmer, de jure fisci civitatibus mediatis, 
vi concessi juris lubecensis, non competente. Gott. 1757. (Elect. 
jur. civ. T. I. No. 10.) 

3. 8. 0b Gelbftrafen (L. 5. Cod. de modo mulct. 1. 54.), unb zur 
Strafe confiscirte Vermögen dem Inhaber ber Criminal =» Berichtes 
barkeit ober bem lanbesherrlichen Fiscus zufallen müßten? wobei 
natürlich aud das landesherrliche Begnadigungsrecht in Betreff ber 
den Gerichtsherrn gebührenden Wermögensftrafen in Frage kommen 
mußte, — und im Verhältniß zu ben Patrimonials@erichtsbarkeiten 
noch gegenwärtig in Zweifel geftellt werben kann. Denn bie richtigere 
Meinung fprad fon früher dem Gerichtsherrn das Recht auf ben 
Genuß der Geldftrafen zu. Strube, rehtl. Bed. TH. II. No. 41. 
Leift, Staater. 5. 189. Note 7. ©. Hd. Wachsmuth, Berſ. ein. 
foftem. Darftell. der Patrim. Gerichtsverf. Leipz. 1909 $. 174 f. 
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bat. Berner herrſchte im Verhältniß verſchiedener Reichsſtände 
und ihrer fiscaliſchen Gerechtſame zu einander auch darüber 
Streit, ob bei Gonfiscationen und erbloſen Gütern dad Princip 
der Succeffion oder der Dccupation entfcheide 16)? Der 
Reichsdep. Hauptfchl. v. 1803 hielt es daher für nöthig, im $. 
36 zu beflimmen: »Die namentlich und fürmlich zur Entfchäbdi: 
gung angewiefenen Stifter, Abteien unb Klöfter, fo wie die ber 
Dispofition der Landesheren überlaffenen, gehen überhaupt an 
ihre neuen Befiger mit allen Gütern, Rechten, Kapitalien 
und Einkünften, wo fie auch immer gelegen find, über, 
fofern oben nicht ausbrüdliche Trennungen feſtgeſetzt worden 
find 17).“ 

1. Durch Auflöſung des deutſchen Reichs wurde 
in den bisherigen Verhältniſſen in den Territorien in Betreff 
bes f. g. Fiscusſsrechts nichtd geändert. Daffelbe wurde nun 
ein jedenfalls ſich von felbft verftehender Beſtandtheil der Staatd- 
gewalt, ohne daß fich jedoch der Landesherrliche Fiscus rechtlich 
ald Succeffor des Kaiferlichen]Fiscus betrachten und feine befon- 
bern Gerechtfame über dad Herfommen und die Landesverfaflung 


16) Die Wahlcap. Art. XXI. 8. 4. bedient fidy in Betreff der Gonfisca⸗ 
tionen bes Ausbrude, ber Kaifer wolle bie verwirkten Güter ben 
mit ben juribus fisci belehnten u. f. w. „unter welcher Obrig⸗ 
keit Botmäßigkeit fie gelegen“ nicht entziehen. Diefe Stelle 
tönnte fo verflanden werben, daß jede Obrigkeit ſich zueignen folle, 
was unter ihrer Botmäßigkeit gelegentfei. Allein es iſt bier offen 
bar nur vom BVerhältniß der Zerritoriale Bewalten zum Taiferlichen 
Fiscus und nicht vom Verhältniß ber ZerritorialsObrigkeiten zu eins 
ander bie Rebe. Wergl. auch 3. Ehriſt. Majer, die Succeffion 
bes Fiscus und beren Unanwendbarkeit auf bie Güter aufgehobener 
Drben unb einzelner Klöſter. Ulm 1786 Cap. II. Beſonders wurde 
fhon bei Aufhebung des Zefuitenorbens darüber geftritten. 

17) Deffenungeadhtet wollte Defterreich biefe Negel für ſich nicht als 
binbenb betrachten (vergl. Leift, Staatsr. $. 246. Rote 3 und bie 
bafelbft angeführten Schriften) und für bie in feinen Landen liegen 
den Güter ber einem andern Herrn zugewielenen fäcularifirten Stif⸗ 
ter das Heimfalls⸗ ober Dccupationsrecht in Anſpruch nehmen. 
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ausdehnen durfte 1). Eine jetzt neu entftehende publiciſtiſche 
Gontroverfe betrifft dad Fiscusrecht der mebdiatifirten Kurs 
ften und Grafen ober f. g. Standeöhern, eine Frage, die 
nicht blo8 für die Zeit des Rheinbundes, fondern auch jest noch 
von practifchem Intereſſe ift 29). Diefelbe ift fomohl in der 
Rheinbunds-Acte ald in ber deutſchen Bundesacte un: 
entfchieden gelafjen 29). Sie kann aber mit Rüdfiht auf die in 
den beiden Bundes =» Srundgefegen über das zukünftige Verhält: 
niß der Mediatifirten ausgefprochenen Principien nicht anders 
als dahin beantwortet werben, daß für die Mediatifirten- das jus 
fisci verloren gegangen fei, infoweit es ald Beflandtheil ober 
Annerum ihrer vernichteten Landeshoheit zu betrachten war, 
oder durch das Dafein eines für öffentliche Zwecke beftimm: 
ten Vermögens (worauf 3. B. auch bie f. g. privilegia fisci im 
engern Sinne 21) ald ihrem Grunde, beruhen) ald bedingt er: 
fheint. Was Dagegen von den Beflandtheilen des f. g. jus fisci 
fhon nach früherm gemeinen Rechte ald Folge eined andern 
(im Gegenfas zum Eonfidcationsrechte) den Mediatifirten geblie- 
benen, Rechts betrachtet worden ift, 3. 3. der Gerichtöbarkeit, 
wie die Geldftrafen 22), oder nah dem Particularrechte bes 


18) Wergl. Th. I. $. 37. ©. 158 f. 

19) Wergi. für bie Zeit des Rheinbundes: Jaup, Steht den Standes: 
berrn das Fiscusrecht zu? In der Beitfchre. Germanien. Bd. I. ©. 
33-3725 und hinſichtlich bes Verhältniſſes im beutfchen Bunde: 
Bertel, über bas ftanbesherrliche Fiscusrechtz im Archiv für civ. 
Praxis. Bd. VI. No. XIV. ©. M2—265. Beide Schhriftfteller haben 
mit Recht die Beantwortung der Frage mit NRüdfiht auf die vers 


fyiedenen Beftandtheile des jus fisci verfuchts kommen aber dabei " 


zu nicht ganz Übereinflimmenden Refultatenz 3. B. in Betreff der f. 
6. privilegia fisci im engeren Sinne. 

2) Vergl. oben Th. I. ©. 148 f. ©. 470f. ©. 477 f. 

231) Diefe will ihnen Jaup a. a. D. ©. 367 f. noch zugeflehen, weil fie 
in Betreff ber ben Mebiatifirten gebliebenen Güter nicht auf bie 
Gouveraine Ebergegangen felen. Diefer Grund ift aber falſch. 
©. dageg. Hertel a. aD. ©. 262. 

22) Dieß erfennen.auch bie meiften Edicte über die ftanbesherrlicdhen Ver⸗ 
hältniſſe ausdrüdlih an. Vergl. Jaup a. a. D. S. 358f. Her⸗ 
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einzelnen Bundesſtaats ald ein Theil eined andern, ihnen ohne 
Zweifel zuftehenden, Rechts anzufehen ift 3), wird den Media: 
tifirten aud ferner zuſtehen mäflen. Analog gilt daffelbe von 
den Anfprüchen der unmittelbaren Reichöritterfchaft und vormali: 
gen Reichsſtädte auf dad jus fisc. — In den Rechten der land: 
fäffigen Städte hat die Auflöfung bed bdeutfchen Reichs Feine 
Aenderung hervorgebracht. 

IV. Die neuern Berfaffungs: Urkunden haben bie 
fhon in früherer Zeit oft gegebene Bufiherung in Betreff der 
Verpflichtung des Fiscus vor den ordentlichen Gerichten Recht 
zu nehmen wiederholt 4), fonft aber meiftens nichts geändert. 
Doch haben einige derfelben bisher beflandene Vorrechte des Fis- 
cus im WVerhältniß zu Privatperfonen ausgehoben 25). 


tela. a. O. ©. 261 f. Ausgenommen wurben fchon früher bie in 
fiscalifhen Unterfuchung®, namentlidy Steuer: und Zolldefrauda⸗ 
tions⸗Sachen erfannten Geldſtrafen. Wo eine allgemeine landesge⸗ 
feglihe Beflimmung, wie 3. B. Preuß. Landr. Th. II. Tit. 17. 8. 
114, die Gerichtsobrigkeiten auf gewiffe Summe befchräntte, mußte 
dieß auch auf die Standesherrn Anwendung finden. 

3) Diefen Grundſatz flellt ſchon mit Recht C.S. Zachariae Jus publ. 
civitat. quae foederi Rhenano adscriptae sunt. Heidelb. 1807. 8. 55 
auf, und benust als Beifpiel das in Sachſen mit bem Befik ber 
peinlichen Zurisdiction verbundene Recht auf bie erblofen Güter. 
Auch das jus detractus Zönnte hier oder dba bazu gehören. (Vergl. 
übrigens Meifter Abb. bes peinl. Proceffes. Th. I. ©. 507 f.) — 
Mit Unrecht beftreitet Zaup a. a. O. &. 385 f. bie Nichtigkeit die⸗ 
ſes Grundſatzes. 

A) Zum Theil iſt auch gefagt, daß bie Vollziehung bes gerichtlichen Er⸗ 
kenntntffes gegen die „In bemfelben bezeichnete Behörde ober Kaffe» 
Statt finde. Braunfchw. Landſch. Orbn. 9.198. Hannov. Staats: 
grundgefeg $. 38. Lanbesverf. Gef. $. 38. Das Staatsgrundgeſet 
ſprach dabei vom Kiscus „fowohl bes Könige ale bes Staatsz⸗ 
ein Unterſchied, weldyen das Lanbesverfaffungsgefea nicht kennt. Les 
ber bie Berhältniffe der Staatsanwälte, als Vertreter des Staats 
und ber Lanbesherrfchaft in ben ftreitigen Rechtsſachen, ficherte die 
Kurheſſ. Verf. urk. $. 124 ein befonberes Gefeh zu. — Die Son: 
dershäuſ. Verf. Urk. v. 1841 $. 33. 38. legte ausbrädlich ber 
Zürftl. Sammer und der Landescaffe die jura fisci bei. 

35) &o die Braunfdm. Landſch. Orbn. v. 1832 $. 199, weldye nur bie 
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Bmweiter Gitel. 


Don dem Staatögut und Dem Kammergut in Den Deutfchen 
Bundesftaaten. 


Hütter’s Literatur Ih. III. $. 1052 fe ©. 269 f. Klüber’s Fortſ. ©. 
26. H. Gottl. Francke notitia domaniorum maxime litteraria 
unb A. Leyser, de assentationibus Ictorum et de domanũs. 
Helmst. 1741. — Chr. Frise, jus domaniale. ex cel. Ictorum 
— — tractatibus repraesentatum. Francof. 1701. (Ein Inhalts⸗ 
verzeichniß f. bei Pfeffinger T. Ill. p. 1347.) 

Hugo Grotius de jure belli et pacis Lib. II. c. 6. — Sdei: 
bemantel, das Staatsrecht nad) der Bernunft Th IE. 5.239. ©. 
330 f. v. Aretin’s conftitut. Etaater. Bd. II. ©. 316 f. 

Dan. Gottfr. Schreber von Gammergütern und @inkünften, 
beren Verpachtung u. Abminiftration. Leipz. 1743. 2te Aufl. 1754. 
— Strube, rechtl. Bedenken Bb. U. No. I. — Pfeffinger, 
Vitriar. illustr. Lib. II. Tit. 18. de Dominio. (Tom. III. p. 1346 sq.) 
— 53.8 Mofer, von der Reichsſtände Landen B. I. Kap. 17. 
S. 205 f. Derf., von ber Lanbeshoh. in GSameralfachen. Kap. I. 
u. 1. — Joſ. Glaud. Destouches Beurtheilung von bem Dor 
mainenredyte in Deutichland. Münch. 1768. Ant. Iof. Lipowsky, 
Ungrundb der Domainen in Baiern. (Nebfl einer Kortfegung ober 
2tem Theil.) München 1768. 1770. — v. Florencourt, Etwas 
über die Natur, die Veräußerung und Verſchuldung der Kammer: 
güter. Helmft. 1795. — KPoffe, über die Sonderung reicheft. 
Staates und Privats WVerlaffenfhaft. Bött. 1790. &. 43 f. 114 f. 
Derf. üb. bas Staatseigentyum in den beutfch. Reichslanden. Roſt. 
1794. — v. Kamptz, Grörter. ber Verbindlichkeit eines weltl. 
Reichsfürſten $. 11f. — v. Berg’s Beobacht. u. Rechtsfälle. Bd. 
I. No. I. — Fr. Aug. Schmelzer, das Verhaältniß auswärtiger 
Kammergüter deutſcher Staaten u. f. w. Halle 1819. S. 45— 64. 
— G. Schneiber, über Kammergüter und Civilliſten deutſcher 
Kürften. Leipz. 1837. — Gutachten ber Zuriftens Kacultäten her⸗ 
ausgeg. v. Dablmann. &. 213 f. — X. Kräger, über Urs 
fpeung und GEigentyum der Domainen in Deutſchland und insbef. 
in Bayern, mit vorzügl. Rückſ. auf bie Krage: Hat das Lönig!. 
Haus in Bayern fein Kamiliengut an ben Staat abgetreten? In⸗ 
aug. Abd. München. 1840. — Reyſcher in ber Zeitfchr. f. deut⸗ 

bie Pfand» und Vorzugsrechte wegen öffentlicher Abgaben ausnimmt. 
Die Sonbershäuf. Verf. Urk. 5. 33 befeitigt blos bie Freiheit 
von Entrichtung von Verzugszinſen. 
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ſches Recht. Bb. IL S. 66 f. — O. Gumbrecht, Diss. de jure 
principis in bona cameralia competente. Berol. 1846. 

Pütter, inst jur. publ. 8. 191 sq. 254. — Schnaubert, 
Staatsr. der Reichel. $. 141f. Häberlin, Handb. Th.H. ©. 
13f. Leift.5.28. No. J. $.226.— GBönner, Staater. 8.449. — 
Klüber, öffentl. R. $. 328 f. 


8. 206. (6 186.) 


‚ 1 StaatBeigentbumsdrecht überhaupt. 
Staatögut im Gegenfat sum Privatgut des Landesherrn. 


1. In der Staatsgewalt überhaupt und in ber Landesho⸗ 
beit ober Souveränetät ber beutfchen Fürſten indbefondere if 
kein Staatdeigentbumsdredht in dem Sinne eines urfprüngs 
lihen Eigentbums am Grund und Boden bed Staatöges 
bietes, oder eines, nach anerkanntem Beſitzrecht der Privat - Eis 
genthümer zurüdbleibenden und das Rückfallsrecht in ſich fchlies 
Benden, Obereigenthbums enthalten I), was felbft bie neuern 
Vertheidiger eines privatrechtlichen Eigenthbums, welches den Für: 
ften oder ber Iandesherrlihen Familie an der Lanbeshoheit 
zuftehen fol, anertennen 2). Deshalb ift aud die Annahme, 
daß der Landesherr ober der Fiscus Eigenthümer aller inner- 


1) Have, üb. ben tinterfchieb der Oberherrſchaft und bes Eigenthums. 
1766. Poffe, üb. db. Staatseigentbum. &. 10 f. 33 f. Auch bas 
Staatsnothredht (Th. I. $. 152), fälfhli$ dominium emi- 
nens genannt, beruht auf keinem urfprünglicdhen Gigentyum unb 
involoirt kein Obereigenthum. In cameraliftifchee und fiscalifcher 
Hinficht hat das f. 9. Staatsobereigenthum feine guten Dienfte ges 
than. Gine gute Abhandlung über bielfe Frage von Er. Hoppe f. 
in Srome uw. Jaup’s Zeitſchr. Germanien. Wh. I. ©. 414-449. 
DaB bei Länberabtretungen ober Ueberweifungen, befonbers in ber 
rheiniſchen Bundesacte (Art. 17—24) und in ber Wiener Congreß⸗ 
acte 3.8. Art.3. 15, von propriet6 et souverainet6 bie Rebe ift, 
gehört mehr in die Sphäre des Vöolkerrechts als des Staats 
rechts. H. Grotius, de jure b. et p. Lib. II. cap. 4. -$. 14 
Klüber, öffentl. Recht $. 328. 329. 

2) 3. B. Maurenbrecdher in der Schrift: Die beutfchen Fürſten u. 
thre Souverainetät. S. 6 f. u. 167 f. 

Badhariä’s Staatsrecht. 3b. 2te Aufl. 26 
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halb des Staats befindlichen leeren oder wüften Pläße (auch f. 
9. Leben ober Leiden) fei, ganz ohne Grund 3), obwohl mög: 
licher Weife das pofitive Recht eine folde Fiction auffteflen 
kann ®). 

1. Alle pofitiven Rechte älterer und neuerer Zeit legen der 
res publica oder dem Staate auch in fo fern juriftifhe Per: 
ſönlichkeit bei, als er die Fähigkeit befist, Sachen (aud) 
Theile des Grund und Bodend) eigenthümlich zu befigen 
und Eigenthbum nach den Regeln des geltenden Privatrechts zu 
erwerben. Im Gegenfage zu den, in Niemandes Eigenthum be: 
findliden, Res communes omnium bominum 5) und benjenigen 
Sachen, welde ald öffentliche bem gemeinen Gebraud 
überlaffen find, und binfichtlich welcher wenigſtens das römi⸗ 
fche Recht nicht von einem Eigenthum der res publica redet 6), 


3) E. Platner (praes. C. E. Weisse) de dominio agrorum inculto- 
rum. Lips. 1805. Ob das Srunbftüd in einer gefchloffenen Feldmark 
liegt oder niht, macht an fih Leinen Unterfhied. Was aber vom 
Staate gilt, muß confequenter Weile auch von dem gewöhnlid 
ben Gemeinden zugefchriebenen Eigentum an allen innerhalb 
ber Feldmark liegenden von Privatperfonen nicht eigenthämlich befef: 
fenen Zheilen bes Grund und Bodens gelten. ©. auch Seidensti- 
cker, de fundamentis juris supremae majestatis circa adespota 
ex jure publ. univ. jure germ. et rom. Goett.1789. $.14sq. Ælü- 
ber, öffentl. Recht. $. 337. 

4) Ueber bas nit zweifellofe Recht in den Hannov. Provinzen f. Pu- 
fendorf, Observ. jur. Tom. I. obs. 235. Strube, vehtl. Be 

denken. Ih. IV. Ro. 109. v. Bülow u. Hagemann, pract. Er⸗ 
ört. Bd. I. No. 27. Vergl. auh Preuß. Landr. Th. II. it. 16. 
$.8. Ohne fpecielle Nadyweilung eines Landes: oder Provinzial: Ges 
wohnheitsrechts, ober eines ausbrädlichen Geſetzes, wirb der Kiscus 
ih) nidyt das Eigenthum (audy nicht in den Hannoverihen Provin⸗ 
zen) an uncultivirten Plägen und Gegenden zuſchreiben Zönnen. 
Vergl. die Schriften über wüfte Pläge und den damit zufammenhäns 
ben Nottzehnten in Pütter’s Lit. Th. II. S. 618 f. u. Mitter⸗ 
maier’s Grunbf. bes deutſch. Privatr. Th. I. $. 128. 
5) 8. 1. Inst. de div. rer. (II. 1.) „Et quidem naturali jure commu- 
. nia sunt omnium.“ 
6) pr. 8. 2. 4. Inst. eod. Deffentliche heißen diefe Sachen, weil ber 
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fann e8 ein Staatögut (patrimonium populi oder civitalis) ges 
ben, _binfichtlich deffen der Staat felbft ald Eigenthümer erfcheint 
und was, ohne daß ed zu den außer dem Verkehr befindlichen 
Sachen gehörte, von den damit Beauftragten für den Staat 
und deffen Zwecke verwaltet und verwendet wird. Sn fo fern 
nun in der wahren Monarchie der Fürft ald Inhaber: der ge: 
fammten Staatögewalt, den Staat in allen Beziehungen reprä- 
fentirt, eben fo wie in der Demofratie der Staat in der herr: 
fchenden Volksgemeinde und in der Ariftofratie in dem herr: 
ſchenden Corpus als juriftifhe Perfon auftritt, fo muß auch in 
den deutfchen Staaten der Landesfürſt als folcher als der 
Gigenthümer ded Staatöguts (nah öffentlichem Rechte) 
betrachtet werben 7), jeboch in feinem andern Sinn, als er über: 


— 
- 


Gebrauch jedem aus dem Volke freifteht. „Riparum quoque usus 
publicus est juris gentium, sicut ipsius fluminis.“ — „Sed pro- 
prietas earum illorum est, quorum praediis haerent: qua de 
causa arbores quoque in iisdem natae eorumdem sunt.“ Auch bei 
Flüffen und Wegen wird nirgends gefagt: das Eigenthum hat ber 
Staat, obwohl es bei Öffentlichen Wegen heißt: „Quarum etiam 
solum publicum est, im Gegenfaß zu ben Privatwegen, quarum 
solum alienum est, jus tantum eundi et agendi nobis compe- 
tik“ Berge, Göſchen, Vorleſungen Über das gemeine Civilrecht. 
Th. 1. $. 72. — In Deutſchland ift man dagegen gewohnt, audı 
binfichtlich biefer äffentlichen Sachen von einem Gtaats: Gigenthum 
zu fprehen. So unterfheibet auch dad Preuß. Landr. Th. II. Tit. 
14. $. 11. 21-23 zwifhen gemeinem und befonberm Eigens 
tbum bes Staats Vergl damit das Oeſterrech. bürg. Geſetzb. 
8. 2387. Klübder, öff. R. $. 338. Rote c. 


7) Wenn Maurenbrecher in der Schrift: Die beutfchen regierenden 
Fürften und bie Souverainetät. Frankf. 1839 „bem Staates im Ges 
genſaz zum „RLandesheren» Ausnahmsweiſe eine ſelbſtſtändige 
Perſönlichkeit Hinfihtlidh des Staatseigenthums (und resp. 
der Staatsfchulden) zugefteht (vergl. daf. &.303 f.), fo beruht biefe 
angebliche Ausnahme wieder auf einer verkehrten Anficht der Vers 
hältniffe und völliger Konfufion der Begriffe. Dann müßte es doch 
auch einen befonbern Repräfentanten diefer juriftifchen Perſönlich⸗ 
keit des Staats geben und biefer feinen Willen felbftftändig und un« 
abhängig vom Landesfürften geltend madyen können! — Vergl. auch 

26* 
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haupt Eigenthümer ober Inhaber der (au dad Eigenthum am 
Staatögut umfaffenden) Staatögewalt ift, mithin alfo, binficht- 
lich der Benugung und Verwendung ber Staatsgüter befchränft 
auf Öffentlihe oder Staatszwecke, ohne hie Berechtigung 
zu haben, dieſelben willtührlich ihrer Beſtimmung zu entziehen, 
oder fie für bloße Privatzwede zu verwenden 8). 

11. Sowie in allen Monarchieen 9), fo können auch in ben 
deutfchen Bundeöflaaten die fouverainen Fürften ein reines Pri⸗ 
vat-Vermögen haben, worüber fie alfo für ihre Privatzwecke 
frei disponiren Tünnen, in fo fern fie nicht durch gewiſſe, auch 
bei andern Privatgütern vorkommende, privatrechtliche Befchräns 
tungen, 3. B. eine fibeicommiffarifche Dispofition eined Vorbe⸗ 
figerö, gehemmt find 10). Auch die deutfchen Zürften haben fchon 
früher ihr reines Privatgut, ihre Chatulls oder handeige: 
nen Güter theild von den reichölehnbaren, theild von den allos 
Dialen, zur Dedung von Regierungskoſten beflimmten Perti: 
nenzen ber Landeshoheit unterfchieden 1). Im Zweifel 


(Er. Nebelthau) Wahrheit und Irrthum in ber Maurenbred). 
Schrift u. f. w. Kaflel 1839 ©. 13 f. 

e) MWergi. hiermit bie nicht richtige Ausdrucksweiſe des Preuß. Land⸗ 
rechts a. a. D. 

9) Selbſt das römifche Recht, weldyes ben Kaifer in ber Veräußerung 
der Güter des Fiscus gar nicht befchränkt, unterfcheibet boch auch 
zwifchen „Fiscales res‘ im Gegenſatz zur „privata imperatorum sub- 
stantia.“ L. 39. 8. 3. D. de legat. I. -— 8. 13. Inst. de usucap. (II, 
6.) — L. 3. Cod. de quadr. praescer. (VI. 37.) J. U. de Cramer, 
Observ. jur. Tom. V. p. 30. D. ©. Schreber’s Abh. v. Cam⸗ 
mergütern. 8. 5. ©. 13. Bimmern, rim Rechtsgeſch. Tb. I. 
$. 131. 

10 Wie es 5. B. bei dem f. 9. HBoflammergut in Würtemberg ber 
Fall if. ©. unten Note 16. Ron den Zafelgütern (bonis men- 
salibus) in den frühern geiftlihen Staaten iſt jent nicht mehr zu res 
ben. Häberlin, Handb. ZH. IL. S. 13. Mofer, von ber Reichs⸗ 
ftände Landen. -S. 204. Ueber das Fäniglihe Schatullgut, im 
Gegenfag zum ganz freien Privat:Wermögen bes Königs in Hannos 
ver f. Note 16. 

N) v. Rampe Grört. der Verbindlichkeit. ©. 8 f. Mofer, von ber 
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kommen binfichtlich des Erwerbes, Verluſtes und ber Vererbung 
des fürftllihen Privatvermögens die Regeln bes geltenden 
„Privatrechts zur Anmendung 12), und die Beftimmung des 
römifchen Rechts, welches nicht allein dem Kaifer, fondern 
felbft deifen Gemahlin und dem Thronfolger hinſichtlich ihrer Pri⸗ 
vatgüter gewiffe privilegia fisci zufpricht, ift auch in Deutfchland, 
fhon zur Zeit des Reichs auch in ben Zerritorien analog zur 
Anwendung gebracht worden 13), Anberer Seits kann ſich aber 
ein ſolches Privat: Grund-Wermögen des Landesherrn oder der 
landesherrlichen Zamilie auch der Beiſteuer zu den öffentlichen 
Laften im Zweifel nicht entziehen 14). 

IV. Auch die neuern beutfhen Verfaſſungs-Urkunden 
erkennen , abgefehben von dem noch befonderd zu behandelnden 
Kammergut, den Unterfchied zwifhen dem Staatögut und 
dem Privatgut bed Landbeöherrn und der regierenden Familie 
an und unterwerfen baffelbe zum Theil ausdrüdlich den geltenden 
Landesgefegen. Auf diefem Unterfchieb beruhen insbeſondere auch 
die fhon oben Th. 1. 8.75 erwähnten Beflimmungen über das⸗ 
jenige, was im Fall einer Sonderung ded Staats-Vermögens 
von ber Privat⸗Verlaſſenſchaft als Beſtandtheil des Erftern zu 


Reichsſtände Landen. S. 212 f.E Römer, churfähf. Staatsr. Th 
1. S. 293 f. 

12) v. Kamp a. a. D. ©. 356 f. Ausnahmen hiervon könmn theils 

auf befonderen Beftimmungen der Hausgefehe, theild auf den Regeln 

bes beutfchen Privatfürftenrehts beruhen. Vergl. v. Mohl wür: 
temb. Staater. I. &. 282 f. Altenb. Srundgef. 8. 34. Sondersh. 

Verf. Urk. $. 22. 28, 

13) Vergl. jedoch v. Kamptz a. a. DO. $. 15. Note 3. ©. überh. Yıc 
ter’s Riterat. Th. II. $. 1053 (ältere Differtat. v. 3. T. Hof⸗ 
mann, Rivinus u. Behmer). Mofer von ber NReidheftände 
&anden 8. 212 f. u. von der Landeshodh. in Cameralſachen. Kap. J. 
8.5. Fiſcher's Lehrbegr. der Kameral⸗ u. Polizeirechte Th. II. 
8. 479 f. Ktüber, Öffentl. R. $. 336. 

A) Bergl. auch Kurbeff. Verf. Urt. 8. 150. (Verf. v. 1862 $. 116.) 
MWürtemberg. Berf. ur. $. 108. — Hannov. Lanbesverf Gef. 
v. 1840 $. 34 u. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 8. 
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betsachten ift 35). Daneben kömmt aber aud) vielfach noch ein 
befonderes,. mit der Krone verbundenes, f. g. Schatullgut 
vor 16), welched theild von dem aus dem Staats-Kron- oder 


— — — — — — 


„18) Die ſchon ($. 75. Note 6) erwähnte Baier. Verf. Urk., (Tit. III. $. 


16) 


2. Ro. 7) hat durdy das Geſetz vom 9. März 1828 eine nähere Be: 
flimmung erhalten, woburd es möglich gemadht ift, gewiffe in der 


"Verf. Url. bezeichnete Gegenftände der Privat: Berlaffenfhaft 


zu fichern und fie, aud) wenn fie in ben Öffentlichen Sammlungen 
bleiben, doch dem Privat: Eigenthum der Erben zu erhalten. 
— Für Preußen machte fdyon ein Ediet vom 13 Aug. 1713 eine 
wichtige Beftimmung in Betreff der vom zeitigen König neuerwors 
benen Güter. 

Die Würtemb. Verf. Urk. 8. 108 erkennt ausbrüdtich das (fchon 
im $. 102 daf. erwähnte) Hofdomainen=sKammergut ale Pris 
nateigenthbum der königlichen Familie an, deffen Verwal⸗ 
tung und Benugung dem Könige zufteht, macht aber zugleich body 
die, ſchon auf einer ältern fibeicommiffarifhen Dispofition ober 


Dausgefegen beruhende, Beftimmung, daß der Grundſtock defjelben 


nit vermindert werben bürfe, (unter Anmenbung ber im $. 
107 für dag Kammergut aufgeftellten Verwaltungsgrundfäge) und 
beftimmt , daß baffelbe zu den allgemeinen Lanbeslaften feinen Bei⸗ 
trag zu liefern babe, und zwar ſoweit es bisher fteuerfrei war, gleich 
andern früher fleuerfreien Gütern. Vergl. über bas vom Königl, 
Kammergut fon früher verfchiedene Hofcammer: oder Gammers 
[hreibereigut: v. Mohl Würtemb. Staater. Th. I. S. 273 f., 
deſſen Anficht Über bie Behandlung biefer Güter im Kalle des Außs 
fterbeng des regierenden Mannsſtammes, db. bh: ihren Webergang an 
die weibliche Linie richtiger zu fein fcheint, ale die Reyſchers (Zus 
ſätze u. Berichtigungen zu Mohls Staatsr.) in ben publiciftifchen 
Verfuhen. Stuttg. 1832 ©. 282 f. Auch die Hannov. Berfals 
fungsgefege unterfcyeiden von dem Krongute oder dem Königlichen 
Domanium theile „das Privatvermögen des Königs, der Kös 
nigin, der Prinzen und Prinzeffinnen, wozu aud die mit ihren Eins 
künften gemachten Erwerbungeh gehören, weldyes „nah Maaßgabe 
hausgeſetzlicher, oder foweit diefe darüber nicht entfcheiden, ber 
landesgeſetzlichen Beftimmungen, ber freien Verfügung bed Be: 
rechtigten⸗ verbleibt, theild das Vermögen ber getrennt von ben 
Staatscaffen bleibenden und zur ausjchließlihen Verfügung bes Kö⸗ 
nigs ſtehenden Schatull>Gaffe Die Sächſiſche Verf, Url $. 
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Kammergut, resp. der daraus abgefonderten Krondotation, 
theild von dem reinen Privatvermögen ded Landesherrn und 
ber Mitglieder der regierenden Kamilie verfebieden iſt. Doc, läßt 
fi) aud der Benennung Schatullgut, Krongut, auch Kammer 
gut u. ſ. w. an fi) noch nichts folgern oder über dad Rechtsver⸗ 
hältniß beflimmen, fondern es muß erſt feſtſtehen, was in dem 
einzelnen Sande darunter verſtanden wird. 
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28. Bon dem FKürftlichen Rammergut und den 
befondern Berbältnifien 
der Iandeöberrlicken Kammer. 


A. Urfprung der Kammergüter und biftorifhe Entwidelung 
ihrer ſtaatsrechtlichen Stellung. 


©. insb. Strube, vom Urfprung u. ber Beflimmung der Gammergüter 
in Deutfchland, in beffen rechtl. Bedenken Th. II. No. 1 und bie 
andern vor $. 206 angeführten Schriften vdn dv. Florencourt, 
8. 31 f., Krätzer ©. 40 f. Reyſcher und Gumbrecht p. 
1-16. 


l. Schon im fräntifchen Reiche ift von Königlihem Kam: 
mergute, (lerrae dominicae, villae regiae, curtes fisci regii, 
terrae fiscalinae) und vom Camerarius als dem oberften zur Ver: 
waltung der königlichen Einfünfte beftelten Palaftbeamten bie 
Rede 1). Aus dem Ertrage dieſes Kammerguts, oder der könig⸗ 


16. 20. 21. unterfcheidet von dem Staatsgut bas Fideicommiß 
bes Konigl. Haufes und von beiden das Privatvermögen 
des Königs und ber Königl. Familie. Das Recht ber freien Verfü⸗ 
gung des Königs Über das PrivatsVermögen erkennt aud). bie 
Sächſiſche Verf. url. an ($. 21), läßt baffelde aber bei feinem 
Ableben dem Hausfideicommifle zuwachſen, wenn er nicht darüber 
bisponirt hatte. Vergl. aud) Meining. Verf. Urt. $. 38.39. Al: 
tenburg. Grundgeſ. $. 3. $. 20.22. $. 34. Oldenburg. Grund⸗ 
gef. $. 156. 

1) Eichhorn Deutfhe Staates u. Rechtsgeih. IH. I. $. 25h. (S. 182 
ber 5ten Ausg.). Vergl. auh Krüger Über Urfprung u. Eigenthum 
ber Domainen ©. 40 f., der aber ſchon hier das Wefen der Sache 


408 Staatör. d. Bundesſtaaten. — Negierungsrecht. ($: 207.) 


lichen Srunbbgfigungen 2), wurde zunächft der Unterhalt für ben 
töniglihen Haus: und Hofflaat gewonnen, demnächſt aber bar: 
aus und aus den übrigen Finanzquellen bed Königs 3) oder Kö⸗ 
niglichen Einkünften der Regierungsaufwand beftritten. Unter 
den legten Meromwingern war ber Beſtand des Kammergutes 
beträchtlich vermindert. Die carolingifche Bamilie brachte aber 
ihr bedeutendes Eigenthbum dazu, und wiewohl burdy die Kreis 
gebigfeit Ludwigs bed Frommen viel verloren gieng, fo blieben 
doch die Kammergüter forthin die wichtigfte Quelle der königli⸗ 
hen Einkünfte. Vermehrt wurde dad Kammergut befonderd un: 
ter der Herrfchaft Karls des Großen durdy Aufhebung der erblis 
chen Gewalt der Herzöge und durch die in Den eroberten Pro- 
binzen eingezogenen Güter). So war fihon bier ein beträchtli- 
cher Theil des Kammerguted allerdings Familien-Eigenthum 
und Mittel zur Erlangung und Erhaltung der Herrſchaft; — 


verfennt, wonach das Kammergut ber fränlilchen Könige, was er 
ganz richtig mit Fiscusgut für ibentifch hält, allerdings Staates 
gut im richtigen Verflande bes Wortes war. Unbedenklich Tann 
man wohl fagen: Das Kammergut war Eigenthum bes Könige, 
aber nur des Königs als folhen, unb nit Privar s Eigenthum 
bes herrfchenden Individuums. Aus ber noch zweifelhaften, angeb⸗ 
li unbefchräntten Veräußerungs⸗Befugniß ber fränkiſchen Könige 
(8. 47, vergl. dag. Schreber von Kammergütern ©. 9) folgt nidyt 
das Mindefte.e Denn auch ber wirkliche Gigenthümer Tann in ber 
Veräußerung befchränkt und ber Richteigenthümer zur Veräußerung 
befugt fein. Auch das römifche Fiscusgut, obwohl wahres Staats⸗ 
gut, wurbe von den Imperatoren willlührlich veräußert und daraus, 
daß 3. B. deutfche Fürften die Kammergüter nicht veräußern bürfen, 
folgt nicht, daß der Kürft ober Landesherr als folder nicht Eigen 
thümer fe, — Die Entflehung des pofitivrehtlidhen Gases 
von der Unveräußerlichkeit bes f. 9. Domaniums fällt in eine ſpä⸗ 
tere 3eit. 

2) Lipomwsfy Ungrund der Domainen. ©.22f. u. Th. UI. ©. 37 f. 
Sie wurden durch befondere Wirthfchaftsbeamte (Majores villici, 
actores, domestici) adminiftrirt. 

3) Eihhorn, Deutfhe St.⸗ u. Rechtsgeſch. Bd. 1. 5.88. (©. 436 f.). 
Lang hiſtor. Entwid. der deutſch. Steuerverfaſſ. &. 19 f. 

% Eichhorn a. a. O. $. 17. 
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eben fü bedeutend aber gewiß die Vermehrung befielben durch die 
önigliche Gewalt, und unbezweifelt feine rechtliche Bedeutung 
als. Königs⸗ uber Reichsgut. 


Mit der Abfonderung Deutfchlands vom fränkiſchen Reiche 
und der Bildung eines befondern Reichs beutfcher Nation mußte 
auch eine Trennung oder Xheilung des Kammergutd und der 
töniglihen Einkünfte verbunden fein, welche nun dem deut⸗ 
fhen König oder Kaifer als folhem und als Beftandtheile 
bed Reichs, daher ald Reichögut 5), zufländig waren. Diefed 
Reichögut fchmolz* aber unter ben gewählten Kaifern durch Schens 
tungen, Verkauf und Verpfändung immer mehr zufammen und 
verminderte ſich nebft den Föniglichen ober fiscalifchen Einkünften 
überhaupt bergeftalt, daß ber beutfche Kaifer ald folcher der ärmite 
Regent wurde 6). So gab ed denn in ber fpätern Zeit feine 
Reichs-Domainen mehr”), und felbft dad an fich unbezweis 


5) Wenn Kräger a. a. D. ©. 55 behauptet, das Kammergut ber 
Merowinger fei nach beren Ausfterben ale erblofes But an 
ihre Nachfolger, bie Karolinger, und deren Kammergut aus glei⸗ 
dem Recdhtststel auf die Nachfolger im Reiche übergegangen, fo 
ift er für diefe ganz ungeſchichtliche Auffaffung jedes Zeugniß fchuldig 
geblieben. Eben fo ift bie Behauptung ©. 56, baß ſich mit ber 
Aufhebung der Erblichleit bes Thrones bie recht liche Bebeus 
tung bes Eöniglihen Kammerguts geändert habe, daß baffelbe mit 
dem Ausfterben bes fränkifhen Stammes zu Reichsgut geworben 
(alfo dieß nicht ſchon früher gewefen) fei, — ein bloßes Hirngefpinft. 
Das aber war ohne Zweifel natürlih, daß nachdem Deutichland 
(1077) entfchieben zum Wahlreich geworden war (Eichhorn TH. IL. 
$. 281. &. 103 f.), die einzelnen Kaifer darauf bedacht fein mußten, 
ihr Familiengut vom Reichsgut gefondert zu erhalten und daß ihr 
Snterefle, jenes zu vermehren, ber Erhaltung bes Reichsgutes nicht 
förderlich fein Tonnte. Deshalb wurde aucd das Familiengut der 
fräntifchen und ſchwäbiſchen Kaiſer (Eihhorn Th. UI. $. 295) nicht 
zum Reichsgute geſchlagen. 

6) Eichhorn Deutſche Staats: m. Rechtsgeſch. Th. IL $. 206. 396. 
zb. II. $. 394. $. 477. $. 634. 

7) Leift Staater. 8. 222. v. Klorencourt, Etwas üb. die Weräuß. 
der Kammerg. S. 27 f. Pütter Hiftor. Entw. II. S. 263. 
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felte Recht der Kaifer, die & g. Reichspfandſchaften wieder 
einzulöfen, wurde durch die Wahlcapitulationen und den weſtphä⸗ 
lifhen Friedensfhluß unwirkſam gemacht und resp. ganz aufge: 
hoben 3). Ebenſo blieb die auch in der MWahlcapitulation qusge⸗ 
fprochene Verpflichtung der Kaifer, hHeimfallende bedeutendere 
Lehen nicht wieder zu verleihen und neue Erwerbungen dem Rei: 
che zuzumenden, wodurd wieder ein Reichögut hätte gefchaffen 
werden fonnen, ganz ohne Erfolg 9). 

1. Wenn man auf die Entftehung der deutfchen Territorial⸗ 
Verfaſſung und die Entwidelung der Landeshoheit Rückſicht nimmt, 
fo wird von felbft Mar, daß von einem den deutſchen Für: 
fien von Seiten des Landes oder ber Landfhaft zu 
dem Zwecke überwiefenen Staatdgute, um daraus ih: 
ren eigenen Unterhalt und die Koften der Landesre: 
gierung zu beftreiten, feine Rede fein Tann 10). Ueberall 
ift vielmehr der eigne große Grundbefig der fürftlichen Geſchlech⸗ 
ter die Grundlage und abfolute Bedingung für die Entfkehung 
ber Lanbeshoheit gewefen 12). Vermehrt wurde dieß Kamiliengut 


8) Wahlcap. Karls V. Art. 1. Instr. pac. Osnabr. Art. V. 8. 26. 
Wahlcap. -v. 1742 Art. 10. $.4. Häberlin Hanbb. Th. I. $. 30. 
N Wahlcap. Karls V. Art. 24. 25. Wahlcap. v. 1792 Art. XI. $. 10 f. 
Eichhorn a. a. O. Th. IV. $. 477. S. aud Reichs Dep. Hauptſchl. 
v. 1803. $. 20. 46. 
10) Mofer von ber Reichſſtände Landen. Buch I. Kap. XVIL $. 11. 
„Es iſt wahr, es gibt gewifle Staaten in Europa, da man fagen 
tan, baß bie Cron⸗-Güter durch einen ausbrüdlihen Vertrag bife 
Eigenſchafft erlanget haben und daß dabey veftgefent worden ift, ber 
Staat ober die Erone folle bas Eigenthum, der Regent aber nur 
bie Nugnießung haben — —. Bingegen wird man fhwerlidy in its 
genb einem weltlidien Land eines Zeutfchen Reichs⸗—Standes etwas 
dergleichen antreffen, oder einen Vertrag aufmweifen Bönnen, 
woburd bie Landſtände und UntertdHanen dem Lanbess 
berrn gewiffe Güter und BSefälle zu Gammer-:-Gütern 
beftimmet und überlaffen, dem Lande aber das Eigen 
thbum vorbehalten hätten.“ S. auh Strube rechtl. Bed. 
Ih. U. Ro. 1. $. 8. Deffelb. Observ. jur. Obs. IV. 8. 18. 
Strube rechtl. Bed. TH. IT. Ro. 1. 5.4. Häberlin Handb. Th. 
I. ©. 14. Krättzer a. a. O. S. 59 f. Klüber $. 36. Note a. 
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bauptfächlich in der älteren Zeit durch die mit den verwalteten 
Reichsämtern verbundenen Reichögüter, welche mit dem zur erb- 
lihen Würde gewordenen Amte auch in dad allodiale oder 
Lehns⸗Eigenthum der Fürften übergegangen waren; ferner burch 
ausbrudliche Faiferliche Verleihungen, Erwerb von andern Reichs⸗ 
fländen, bier und da auch durch eigenmädhtige, unter verſchiede⸗ 
nem Vorwande und unter Benugung der Umſtände gemachte 
Occupation von Neichögütern und Befisungen und Einkünften 
geiftätcher Gorporationen und minder mächtiger ober verbrängter 
Nachbarn 12). Mit der weitern Entwidelung der Randeshoheit 
wurde dann auch diefe, kraft der ihr allmählig zugelegten Rechte, 
ein Hauptmittel zur Vermehrung der fürftlichen Befitzthümer 
und f. g. nugbaren Regalien, welche unter dem Namen . 
Kammergutes begriffen wurden 33). 


13) Mofer von der Reichsſtände Landen. ©. 209. „Sondern urfprüngs 
lich rühren die Kammergüter von der erften älteſten Zeutfchen Herrn 
und Dynaſten Privats®ütern ber, weldye von ihren Vor⸗Eltern auf 
fie gediehen ſeynd. Gelbige wurden nachmals auf unzählige Arten 
vermehrt, durch Kayſerliche oder anderer Herrn Geſchenke und Bes 
lehnungen etc. burdy Beurathen, Vermächtniſſe, Kauff, Zaufch, 
Krieg, Gewalt, Heimfallung aufgetragener oder anderer Lehen, Ein: 
jiehung verwürkter, verlaflener Güter, Anbauung öder Pläge u. f. w.“ 

13) Der Ausdrud Kammergut zur Bezeichnung der eigenen Güter 
bes Landesherrn, weldhe zum eigenen Unterhalt beffelben unb zur 
Beftreitung ber Koften ber Landesregierung dienten, ift ber ältere 
und eigentlich technifche Ausbrud des deutichen Staatsrechts. Schon 
im übten Jahrhundert iſt die Benennung bei den beutichen Fürſten⸗ 
gütern gebräuchlich (bei ben Löniglichen viel früher) und ber Reichs⸗ 
abſch. v. 1512 9. 26 gebraudyt den Ausdrud wie rinen bekannten 
publiciftifhen Begriff. Strube vechtl. Bed, Th. II. No.1. $.1. 
Lehmann Speier. Shron. Lib. U. Cap. 44. p. 187. v. Sedens 
dorf Deutſch. Fürftenftaat. P. El. Cap. 1. 8.1. Der Austrud Ta⸗ 
felgüter, befim+fi ſchon Schriftfteller des 17ten Jahrhunderts 
nebenbei bedienen, 3...“ auch, von Sedendorf.a. a. O., ift offens 
bar ben biſchöflichen Menfal - Gütern nachgebildet und an ſich nicht 
paffend. Bei den Schriftftellern des 18ten Jahrh. wisd Bona do- 
manialia, Domanien, Domainen ber herrfhende Ausdrud, 
zugleich aber auch die Weranlaffung zur Unterfhhiebung gewiffer auf 
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II. Vermöge der ganzen Grundlage und weitern Entwicke⸗ 
lung der Territorial⸗Gewalt der deutſchen Landesherrn als eines 
ſeiner Zuſtändigkeit nach eigenen, jedoch mit Pflichten gegen 
dad Reich und die Unterthanen verbundenen Rechts, war «8 na⸗ 
türlich, daß die deutſchen Zürften den Aufwand, welden bie 
Ausübung der Landeshoheit oder die Erfüllung bes fürftlichen 
Berufs mit fi) brachte, von jeher aus ihren eignen Mitteln zu 
beftreiten hatten. So wurbe ed wegen bes eigenen Intereſſes 
ber Lanbeöheren an der Erhaltung und Vermehrung der Hoheits⸗ 
rechte und wegen ber noch vorherrfchenden privatrechtlichen Faͤr⸗ 
bung ber allmählig zur Staatögewalt heranreifenden Landeshoheit 
zur allgemein anerkannten Rechtöüberzeugung in Deutfchland, daß 
bie Koften der Landesregierung zunächſt auf dem f. g. 
fuͤrſtlichen Kammergut lafteten 19. Diefe Rechtsanficht 
von der Beflimmung ded Kammerguts, wodurch biefed felbft zum 
Annerum der Landeshoheit wurde und als ſolches aud dem 
rein privatrechtlihen Boden auf dad Gebiet des öffentlichen 
Rechts übertrat 15), iſt theild durch alle Landesverfaſſun⸗ 


- die beutfchen Kammergüter nicht paffenber Rebenbegriffe. Mofer, 
von ber ft. Reichsſtände Landen ©. 206 f. Pfeffinger Vitriar. 
Mustr. Tom. HI. p. 1350. Schreber von GSammergätern S. 6 f. 
Bergl. vorzägl. Strube, vehtl. Bed. Th. TI. No. 1. 8.5. v. 
Kampt Erört. der Verbindlichk. bes weltl. Reichefürften S. 15— 
33. vo. Klorencourt, Etwas üb. bie Beräußerung u. f. w. ber 

Gammergüter. ©. 43. 

15) Womit benn auch bie trog aller VBerwahrungen der Lanbflänbe mehr m. 
mehr hervortretenbe Anfiht von einer BVerpflichtung bes Landes 
nöthigenfalls zur Tilgung ber Kammerſchulden beigwtragen, ober das 
Kammergut von ben im öffentlichen Intereffe gemachten Sch uls 
den zu entlaften, zufammenhängt. Vergl. z B. Pfeiffer Gefch- 
der landſt. Verfafſ. in Kurheſſen. S. 88 f£ Mofer v. d. Landes⸗ 
hob. in Sam. Sachen. &. 61 f. in Betreff bes Altern Prinzips. 
Den ſchon entwidelten ſtaatsrechtlichen Srundſatz fpricht, wenn auch 
nur referivend, ein Kaiferl. Refcript v. 24. Noo. 1733 an bie Meis 
ning. Landſtände aus: „wie daß eines jeden Fürſtenthums Lanbflände 
fih, fo wenig de jure, als aequitate naturali, entziehen Fönnen, 
ihrem angebornen Landesherrn in dergleichen casu extremae neces- 
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gen 46) direct, ober inbirect anerkannt, theild liegt fie auch ver: 
ſchiedenen Beflimmungen älterer Reichsgeſetze zu Grunde 17). 
In Verbindung biermit und wegen bed großen Intereſſes der 
Landſtände an ber Erhaltung bed vorhandenen Kammergutd wurde 
zugleich, beſonders feit dem 16ten und 1Ften Jahrhundert, das 
Berbot der willlührlichen Veräußerung des Kammer: 
guts, welches in der Theorie vielfach ohne Weitered durch uns 
paſſende Uebertragung bed Domainenrechtd fremder Staaten bes 
gründet wurde, auf hiftorifchem Wege zu einem Prinzip des 
beutfhen Staatsrechts 18), deſſen Geltung auch ba, wo «8 


3) 


sitatis — beyzufpringen.« Mofer a. a. O. ©. 105. — Vergl. 
auch v. Kampp a. a. O. ©. 24 f. Cine inbirecte Anerlennung ber 
publiciftifhen Natur bes Kammerguts liegt auch in ben Beſtimmun⸗ 
gen bes Reihe Dep. Abfch. v. 1803. 

Beifpiele werben noch unten vorkommen. 


17) Die Reichsgeſetze veben zunähft nur von ber Pflicht ber (Reiche) 


18) 


Stände aus ihren eigenen Kammergütern zu ben Reichslas 
ften verhältnißmäßig beizufteuern. Reichsabſch. zu Nürnberg v. 
1543 $. 24: „Und ba folde Hülff von ber Stänbe eigen Sams 
mers@ütern in Anfehung etlicher viel Urfachen zu leiften beſchwer⸗ 
ih und unmüglich feyn möcht⸗ etc. 8. 25: „Die Obrigkeiten follen 
zu dieſem chriftlihen Werk fich gleichermaſſen wie die Unterthanen 
fetbft angreifen.» Reichtabſch. v. 1567 5 48: „aus ihren eigen 
Sammergätern und Gefällen« Vergl. au Reichsabſch. v, 1654. 
6. 180 u. Wahlcap. Art XV: 6. 3, worin auch in Betreff einer 
Landeslaft (Unterhalt ber nöthigen Feftungen, Pläge u. Garniſo⸗ 
nen) das Princip zu Grunde liegt, baß fie zunächft auf dem Neiches 
flande felbft lafte und die Untertbanen nur „mit hülflichem Bey⸗ 
trage geborfamlih an bie Hand zu gehen fchuldig feyen.« Vergl. 
Bänner Staater. $. 450. Leift $. 228. Krüger üb. Urfpr. u. 
Eigenth. d. Domainen ©. 76 f. Moſer von der Reichsſtände Lans 
ben ©. 210 f. von der Landeshoh. in Steuerſachen ©. 7 f. 

Geftritten wurbe über Urfprung und Gültigkeit biefes Prinzips baupts 
fächlich im vorigen Zahrhunbert bei Belegenheit eines Falles in Bai⸗ 
ern, wo von ber Krone bas Prinzip ber Unveräußerlichkeit geltend 
gemacht wurde, wogegen es in ber oben angeführten Schrift von 
Lipowsky im Intereſſe bes Beklagten ausführlich und mit gründs 
licher, wenn auch dem Refultate nach nicht haltbarer, Ausführung 
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Haudgefege und Lanbeöverträge nicht ausdrücklich ausfprachen, 
anerfannt wurde. 

VI. Für die Verwaltung des Kammergutes bildete fich, we⸗ 
nigftend in dem einiger Maßen größern Territorien, ein den hö« 
heren Landesbehörden coordinirtes landesherrliches Collegium unter 
dem Namen ber Fürftlihen Rentz oder Hoffammer. Diefelbe 
wurbe nicht blos überall mit ben Rechten einer öffentlichen 
Behörde auögeftattet, fondern erhielt auch zuweilen wirkliche Zu: 
risdictionsrechte, wobei Vermifhung landeähoheitlicher und 
rein privatrechtlicher (gutSherrlicher) Gerechtfame ded Landeöherrn 
in den zum Reffort der Kammer gehörigen Gegenftänden für den 
Rechtszuſtand der Unterthanen in der Regel nicht vortheilhaft 
gewefen ift. 
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B. Heutige Necht der KRammergüter. 


&. die vor $. 206 angef. Lit. — Mittermaier deutſch. Private. 8. 142. 
(7. Aufl... — Ueber bie Eigenthumefrage bef. auch Gumbrecht, 
de jure principi in bona cam. compet. p. 27 f. 


beftritten wird. Dabei nahm man den Ausdbrud Domaine, Do: 
manium gerade in dem Sinne eines dem NRegenten nur zur Nußs 
nießung überlaffenen Staatögutes. Die Brage, 0b das, ans 
geblich zuerft in Ztalien entflandene, dann in Frankreich reci- 
pirte Domainenredht (vergl. A. Leyser, de assentat. Ictorum 
gt de domanlis. Cap. III. Sect.2. Gumbrecht de jure principi in 
bon. cam. comp. p. 35 seq.) auf beutfche landesherrliche Güter pafle? 
wurde babei in ben Vordergrund geftellt und deshalb von der einen 
Seite vom „Ungrund ber Domainen« in ben beutfchen Territorien 
gefprodhen. Reſponſa der namhafteften Bacultäten und verfchiebene 
bekannte Rechtögelehrte erklärten fich gegen die Annahme des Doma- 
nialrechts. (&. die Zufammenftellung bei Mofer von ber Reichsftände 
Landen ©. 223 f., welcher berfelben Anficht ifl.) Wergl. au) Strus 
be rehtl. Beb. Th. U. Ro. 1. $.3u.8 Das Prinzip ber Unver: 
äußerlichleit vertheibigten befondere Schreber v. Gammergütern. 
Erfter Abfchn. 6.4.5. Emminghauüs, de restricta illustrium alie- 
nandi facultate, maxime quoad ellodia avita. Jen. 1747. v. Flo⸗ 
rencourt, Etwas üb. die Natur, Veräußerung u. f. w. Vergl. 
auch Kräger Ab. Urfpr. u. Wigenth. ber Domainen. S. 80 f. 
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1. Bechtsverhältuifi des Aammerguts im Allgemeinen. 


ı. Durch die Auflöfung der Reichöverfaffung, die Ermer: 
bung der Souveränetät und die Vollendung bed Staatöbegriffs 
in der Entwidelung des öffentlichen Rechtszuſtandes der deut: 
[hen Zerritorien ift in dem Rechtsverhältniß des Kammergutd 
an fich Feine Aenderung eingetreten. Hinfichtlich der Frage aber, 
ob nach heutigem Recht die Kammergüter Staatdgut oder Pri- 
vat-Eigenthum des Landesherrn, oder, wie Andere fagen, 
ber landeöherrlichen Familie I) feien, hängt zunächſt alles da⸗ 
von ab, weldhen Sinn man mit diefer Frage verbindet, wonach 
dann diefelbe, abgefehen von befondern Verfaffungs : Beflimmun- 
gen, in beiden Richtungen bejaht, oder auch verneint werden 
fann. Denn 

A. was die Zuftändigkfeit des Eigenthums an ben 
Kammergütern betrifft, fo kann e8, wenn man eine nad deut: 
ſchem Staatsrecht allerdings anzuerkennende Unterfcheidung zwi: 
fhen dem Landesherrn und dem Lande (der Landfchaft und 
resp. den Landftänden) macht, zufolge bes Urfprungd ber f. g. 
Domainen, gar feinem Zweifel unterliegen, daß dem Landes: 
herren und nicht dem Lande bad Eigenthum der Kammergüter 
zuſtehe 3. Hiermit fleht dann eine, befonderd im Verhältniß 


I) Diefe oft gewählte und. mit Rüdficht auf die fo häufig mißbrauchte 
Idee einer Successio ex pacto ei providentia majorum beliebte Be: 
zeichnungsmeife des beredytigten Subjects ift durchaus falfh. Denn 
aus dem befdyräntten Eigenthum des zeitigen Beſiters folgt Fein Fa⸗ 
milien⸗Eigenthum. So wernlg bie Lanbeshern im Verhältnig zum 
Lande nad rechtlicdyer Anfisht blos „Nupnießer und Verwalter« ber 
Kammergüter find, ebenfowenig darf man fie mit Kräger a. a ©. 
©. 87 u. 161 u. m. %. im Verhältniß zur Familie dazu machen, 
wodurch wieber ein ganz unridytiger Gefichtspunft für die Gränzen 
des Diepofitionsredyts gewonnen wird. Doch findet fid) bie Bezeich⸗ 
nung des Kammerguta, oder vielleicht auch eines Gegenfatzes davon, 
ale Kamjlien-Eigentbum in mehrern Particular» Gefegen, zus 
nächſt freilih zum Theil nur zu dem Zwecke, um die Idee eines 
Staatseigenthums auszufchließen. 

2, In fo fern fagt Mofer von der Neichsftände Landen S. 208 rich⸗ 
tig, Kammergiter feien diejenigen Güter, „deren Eigenthum bem 
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zu ben Ständen wichtige, Rechtövermuthung für die Freiheit 
und Unbefchränttheit dieſes Eigenthums, namentlich hinfichtlic 
der Verwaltung, in unmittelbarer Verbindung. In diefer Hin: 
fiht können alfo die Kammergüter nicht Staatsgut 3) in dem 
gewöhnlich damit verbundenen Sinne genannt. werden 9. Be: 
rüdfichtigt man bagegen 

B. bie haudgefeglich und verfaflungsmäßig anerlannte und 
als gemeinrechtliche Regel feftftehende rehtlihe Beſtimmung 
des Kammergutd, fo find fie in fo fern Staatögüter, als ihre 
Einhinfte zur Beftreitung von Staatsbedürfniſſen ver: 
wendet werben müffen. Daher gehen die Kammergüter ſtets 
in Verbindung mit ber Landeöhoheit, als Annerum derfelben 
und ald Object der Staatdfucceffion, auf ber Regierung: 
Nachfolger über und die Privat: Erben des letzten Befigers, 


Landesherrn zuftehet unb beren Gefälle zu feiner Sammer gezos 
gen werden.» (Cr vergißt aber auch nicht, fie durch ihre Zweckbe⸗ 
flimmung zu characteriſiren, durch den Zufag: um bavon feinen 
‚und ſeiner Samilie unterhalt, aud bie ihm dhliegenden Res 
gierungs= und andre Ausgaben zu beftreiten.n — Kür Pris 
vat⸗Eigenthum des Landesheren ober ber regierenden Familie erfläs 
ven die Kammergäter: Pütter, inst. jur. publ. $. 191. Leif, 
GStaater. $. 22. Häber!in, Handb. Th. U. ©. 14. Mauren 
brecher, Staatsr. $. 201. Florencourt a. a. D. Diefe und 
andere Schriftftellee werben deshalb in v. Aretin’s conflit. Staater. 
Bd. IE. ©. 316 für Hofpubliciſten erklärt!!! 

3) Kür Staatsgut in bem Sinne eines ber moralifhen Perfon 
des Staates zuftehenden Eiderityums werben die KRammergüter 
oder, wie biefe Schriftfteller Liebes fagen, bie Domainen-erlärt von 
Schreber v. Kammergütern $. 4. 6. Poſſe, üb. Sonderung 
reichsſt. Staats⸗ u. Privatverlafſ. S. 43. d. Roth, Staatsr. deutſch. 
Reihsl. Ih. I. ©. 20. Schmelzer, üb. das Verhältn. auswärt. 
Kammerg. S. 60 f. v. Aretin a. a. O. u. beſ. von Klüber, öff. 
Recht 5. 382 u. 333. Ro. I. vergl. jedoch mit No. N., wobei das 
Berhältniß von Regel und — für Deutſchland gerade um⸗ 
gekehrt ſein ſollte. 

9) Bergl. Über die Eigenthumsfrage beſonders auch bie gründliche Er⸗ 
drterung des Tübinger Rechtsgutachtens, herausgeg. v. Dahlmann 
S. 215-329, Reyſcher in ber Zeitſchr. f. deutſch. Recht a. a. O.) 
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welche auch auf die vorhandenen Kammerintradben Teinen 
Rechtö= Anfpruch haben 5), können felbft wegen Wermehrung des 
Kammergutd und gefchehener Verwendungen in daſſelbe, nur 
kraft befonderer Vorbehalte, Erſatz verlangen ©). 

Dabei kann es an fih aud keinen Unterfchied machen, ob 
bad Kammergut blo8 aus den von Alters her dazu gehörigen 
Srundbefibungen, Rechten und Regalien, oder aus neuen dazu 
gefhlagenen Erwerbungen befteht, mögen biefe nun durch rein 
privatrechtlihen Zitel oder durch Verfügung der Reichöflaatöges 
walt, ober durch völferrechtliche Verträge, indbefondere Friedens⸗ 
fchlüfle gemacht fein. Auch Tann dabei der Umftand, daß daß 
Land oder bie Stände oft zur Erhaltung des Kammergutd durch 
Steuerbewilligung beigetragen haben, oder daß die Erwerbungen 
durch die Kräfte des Landes gemacht worden find, feine Aendes 
rung bewirben 7). Insbeſondere kann ed keinem Zweifel unter: 
liegen, daß die duch den Reichſs-Dep. Hauptfchl. v. 1803 im 
8. 61 den beutfhen Landesherrn (au für die verlorenen 
Kammergüter auf dem linden Rheinufer) zugewiefenen „Rega⸗ 
lin, bifhöflihen Domainen, domcapitelfhen Beſitzungen und 
Einkünfte, nebft den im $. 35 „zur Erleichterung threr Finan- 
zen“ ihnen überlaffenen „Gütern der fäcularifirten Stifter, Ab: 
teyen und Klöſter⸗ ganz und gar in das Rechtsverhältniß 
der Kammergüter ber »refpectiven Landeöherrn« eingetreten 


5, Diefer, zum Theil auch in ben neuern Verf. Urk. anerlannte, Sag 
(vergl. audy oben Th. 1. $. 57. No. IL) war noch im vorigen Jahr⸗ 
hundert unter den Rechtslehrern ſtreitig. Manche wollten babei bie 
Srundfäge des longobard. Lehnrehts von ber Theilung ber 
Früchte bes legten Jahres zur Anwendung bringen. Kergl. beſon⸗ 
ders v. Kamptz, Erört. ber Verbindlich. $. 12. 

6% Das Meining. Grundgeſ. v. 1829 $. 41 beflimmte jebody, baf nur 
gegen bie Regenten „aus dem jegigen berzoglihen Specialhaufe 
niemals Allobialanfprüdye« gemacht werben follen. 

7) Meiftens wird bierauf und daß die Kammergüter befonders aus 
Reichſamtslehen und rechten Reichslehen erwachſen feien, der Beweis 
für das Staats⸗Eigenthum an ben Domainen in Deutfchland bafirt. 
Vergl. auch Kräder a. a. D. Kap. VI. S. 70 f. Simon, preuß. 
Staatör. Bd. II. ©. 308. 

Bahariä’s Staatsrecht. 27 Bd. 2te Aufl. 27 
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find, infoweit ihnen nidht vor ber Incorporation 9) eime 
andere, dem neuen Acquirenten erlaubte, Bellimmung gegeben 
worden ift ?). 

1. Wirft man die Frage auf, worin fi das beutfche 
Kammergut von dem eigentlichen Staatögute unterfcheibe, fo 
lafien fih, wenn man auch in Betreff deö lestern eine monar⸗ 
chiſche Staatöverfaflung voraudfegt, folgende Werfchiebenheiten 
hervorheben: A. Bon beiden ift zwar der foureräne Landesherr 
ald Eigenthümer zu betrachten. Allein beim eigentlichen 
Staatsgut ift diefed Eigenthum auch feiner Grundlage nad 
blo8 ein ftaatsre&htliches, in fo fern e8 nur ald Beßandtheil 
der Staatögewalt dem Landesherrn zufteht; auf dem Kammergut 
dagegen laſtet zwar auch eine ſtaatsrechtliche Verpflihtung, bas 
Eigenthum felbft aber ift feiner Grundlage nach privatrecht li⸗ 
her Natur. — B. Beim Kammergut hat der Landesherr binficht- 
lich der Verwendung feiner Einkünfte, fobald er nur die 
darauf haftenden Berpflitungen nicht unerfüllt läßt, auch recht: 
li ganz freie Hand. Er if Niemand Rechenſchaft darüber 
fchuldig und kann daher nach Gefallen die Ueberſchüſſe auch zu 
Privatzweden, zur Vergrößerung feines Privatgutd, verwen⸗ 
ben. Was dagegen verfaflungsmäßig für Staatsgut erftärt 
ift, das kann und darf, einerlei ob es eine unbefchräntte ober 
fländifche Monarchie ift, vom Monarchen rehtlid auch nur für 
öffentliche oder Staatözmwede verwendet werden. — C. Wo 


— 


8) S. über diefe bei. v. Klorencourt a. a. D. ©. 65 f. 


9) Vergl. die hierher gehörigen Beftimmungen bes R. Dep. Hauptſchl. 
oben Th. I. S 138f. Go auch Kräßer a. aD. Kap. X. ©. 
84 f. Unrichtige Suppofitionen und Kolgerungen madıt hier bie 
Partheifchrift: Das Rechtsverhältniß der Domainen im Herzogthum 
Naffau. Frankf. a. M 1831. — Die in ber Rheinbunbsacte und 
ſpätern Friedensfchlüffen, wie aud) in ber Wiener Gongrefacte wieder: 
tebrenden XAusdrüde „S. M. oder S. A. R. possedera en toute sou- 
verainete et propriste“‘ haben zwar zunächſt nur eine völkerrecht⸗ 
liche Bedeutung, können aber doch auch in ftaatsrechtliher Dinficht 
nicht zum Bewerſe dienen, baß diefe Erwerbungen vom Lande ges 
macht wurden. 
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Stände find, wird ſich hinfichtli der Verwaltung und Ver⸗ 
wendung des Staatsgutes ſchon aus beflen Ratus und aus 
der rechtlichen Befliimmung der Stände ein Mitwirkungsrecht der⸗ 
felben, d. h. eine Art von Eontrole über die Verwaltung 
und Miteinwilligung zur Berwendung, bdebuciren laffen. 
Die Verwaltung und Verwendung ded Kammergutd hängt 
dagegen blos von ber Beflimmung bed Landbesherrn ab. Die 
Stände können fih nur etwa wegen flattfindender Mißbräuche 
befdyweren ımd, wenn Steueranforderungen gemacht werben, eine 
Nachweiſung der Infuffictenz des Kammerguts verlangen. — 
D. Sn Betreff der Beräußerungen, Verpfändungen und 
neuen Belaflungen bed Staatsguts, 3. B. dur Anwei⸗ 
fungen von Dotationm, Apanagen und deren Vermehrung, ver: 
fieht fih ein Miteinwilligungsrecht der Stände von felbft, ſobald 
fie nur überhaupt verfaflungsmäßig ein Mitwirkungsrecht beim 
Staatshaushalt haben. Eine Veräußerung ohne ſtändiſche Bus 
flimmung ift daher im Zweifel als unzuläffig zu betrachten. 
Hinfichtlich der Veräußerung und Verpfändung bed Kammer: 
guts dagegen folgt aus dem unbeffreitbaren Intereſſe, welches 
die Stände an feiner Erhaltung haben, noch fein Miteinwil- 
ligungsrecht derfelben. — E. Das eigentlihe Staatögut 
gebt, wie fi) von felbſt verfteht, gan, und uneingefchränft auf 
jeden Staatöfucceffor uber; einerlei ob fi fein Recht auf 
einen erb⸗, ſtaats⸗, oder völferrechtlichen Zifel fügt. Von einem 
Anſpruch irgend eines, die Staatsgewalt nicht befibenden, Sub: 
ject® auf die Subftanz oder die Einkünfte des Staatsguts kann 
gar Feine Rede fein. Dad Kanmergut dagegen theilt zwar 
zufolge bes pofitiosechtlichen Beflimmungen in Deutichland in 
mebrfacher Hinficht das Hecht des eigentlichen Staatsgutes (ſ. 
oben No. J. Lit. B.). Allein eine weſentliche Differenz tritt her⸗ 
vor, fobalb die herrſchende Familie die Landeshoheit verliert, 
welchen Falls zwar die auf dem Kammergut laſtende acceſſoriſche 
Verbindlichkeit, keineswegs aber das bisherige Etgenthumsver⸗ 
hältniß als beſeitigt betrachtet werden kann. Demnach war es 
auch keine widerrechtliche Begünſtigung der 1806 ihrer Landesho⸗ 


27* 
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beit beraubten Kürften und Grafen, wenn die Rheinbunde = Acte 
denfelben ihre Kammergüter ald Privat:Eigenthum ließ 19). 

11. Auswärtige, d. h. in andern XZerritorien oder Staa- 
ten gelegene Güter, welche nicht blos die Eigenfchaft von Pri⸗ 
vatgutern bed Landesherrn haben, fondern zum Kammergute 
gefhlagen worden find, unterliegen ebenfalld den einheimifchen 
dad Kammergut betreffenden Rechtsbeſtimmungen, 3. B. hinficht: 
lih der Veräußerung. Zwar konnen fie der Staatöhoheit: und 
indbefondere der Gefehgebung bed auswärtigen Etaated, wo fie 
liegen, nicht als entzogen betrachtet werden. Andrer Seits wer: 
ben fie aber auch nur unter den allgemeinen Bedingungen, wels 
che einen Eingriff in wohlerworbene Rechte rechtfertigen, durch 
die Geſetzgebung des ausmärtigen Staatd ihrer Beſtimmung ent⸗ 
zogen werden Dürfen 11). 

IV. Zu dem Kammergut oder landeöherrlichen Doma: 
nium und resp. den Kammerintraden gebüren 12) regels 





10) Rheinb. Acte Art. XXVI. „Les Princes ou Comiles actuellement 
regnans conserveront chacun, comme propriet& patrimoniale 
et priv&e tous les domaines sans exception.“ Vergl. Dahlmann's 
Rechtsgutachten S. 242 f. Kräser, üb. Urfpr. u. Eigenthum der 
Domainen ©. 89. S. jebody auch v. Aretin conflit. Staater. Bb. 
II. ©. 318. Klüber, öffentl. R. $. 332. Note e. 

11) Diefe Frage behandelt befonders die Schrift von Fr. A. Schmel- 
zer, das Verhältniß ausmwärtiger Kammergüter beutfher Staaten 
und des Kamilienredyts deutfcher Regentenhäuſer zu bürgerlichen Ges 
fegen. Halle 18195 ein Rechtsgutachten, die Schenkung verſchiede⸗ 
ner, zum Paragium ber (1812) im Mannsftamm erlofcyenen fürftt. 
Nebenlinie Anhalt= Bernburg »- Schaumburg: Hoym gehöriger, unter 
Preußifcher, Weftpbälifher, und bann wieder Preußifcher Hoheit 
belegener Befigungen betreffend. — Vergl. auch die Sigmaring. 
Verf. url. $. 72. ; 

12) Xeltere Zuriften machen mit Rüdfidyt auf die Entftehung bes Kam: 
merguts einen Unterjchied zwifchen domania constituta, profectitia 
einer Seits und domania adventitia, incorporata andrer Seitö, wo⸗ 
bei die falfche Analogie einer (dem Regenten zugebrachten) dos oder 
eined peculium zu Grunde lag. v. Liebhaber, Beiträge S. 106. 
Vergl. Schreber Abb. von Kammergütern und beren Einfünfs 
ten. Abſchn. 1.8.7 f. (S. 17 f) Moſer, von ber Landeshoheit 
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mäßig: 1. zur landwirthfchaftlichen Eultur beflimmte, entwe: 
ber verpachtete ober durch befondere Adminiſtratoren verwaltete 13), 
Grundbefigungen (Kammergüter im engern Sinne, me: 
gen der dafelbft befindlichen landesherrlichen Jurisdictionsſtellen, 
Aemter genannt; Mühlen, Höfe u. f. w.); 2. die damit 
verbundenen gutöherrlichen Gerechtfame (Zinfen und Dienfte der 
Untertbanen und die an deren Stelle tretenden Ablöfungscapitas . 
lien); 3. Landeöberrlihe Forſten, Jagden, Bergwerke, Sa: 
linen, Poften und andere, nutzbare Regalien, insbefondere aud) 
der Ertrag ber Zölle und des Geleites, fowie audy der Nußen 
des Münzrechts 14); 4. Gonfiscationen, Sporteln, Con: 
ceffions:, Stempel:, Nahfteuer:u. Abzugsgelder, Rott: 
zehnten u. f. w. Doch konnten natürlich durch die befondere 
Landesverfaflung und das Herkommen Mopificationen in Betreff 
der Frage, was, vorzüglich im Gegenfag zu der Lanbescaffe, zu 
den Gameral:Einfünften gehöre, begründet fein 35). 


in Sameralfahen Kap. I. — Leiſt, Staatsr. $. 226. — Römer 
churſuͤchſ. Staater. Ih. I. S. 293 f. 8. auch über die Beſtand⸗ 
theile bes Kammerguts Gumbrecht I. c. p. 25 seq. 
13) ©. üb. diefen Gegenſatz befonderse Schreber Abh. v. Kammergütern 
u. deren Eink., deren Verpachtung und Adbminiftration. $. 
nf (©. 29f) Wehnert, üb. die vortheilhafte Benuzung u. den 
Verlauf der Domänen. Berlin 1811. ©. D. Hüllmann, Geſch. der 
Domänen : Benusung in Deutfchland. Frankf. a. DO. 1807. u. a. m. 
14) Daß Bolt, Münze, Poften und andere f. g. Regalien zu dem 
Kammergut gehören, erklärt fi aus der Art und Weife, wie 
diefe Regalien zur Zeit des Reich( Beſtandtheil ber Kandeshoheit ge= 
mworben find. Daffelbe gilt von ben meiften andern f. g. nugba:= 
ren Regalien, wobei dann basjenige, was als Ausfluß ber lan: 
deſhoheitlichen Polizeis Gewalt zu betrachten war, wie 3. B. in Be- 
treff der Forſten, Öffentlichen Gewäfler u. f. w., unb bie Erhebung 
von Conceſſions⸗Abgaben, Kotterien u. dergil. der Kammer referpirt 
mwurbe. Vergl. 3. B. nody dag Hannov. Landesverf. Gef. $. 129. 
$. 137 und über Sachſen, Milhauer fähf. Staatsr. I. S. 100. 
35) So wurde 3. B. in Coburg fon durch die Verf. Urk v. 1821 $. 
70, bei ber Auseinanderfeaung zwifchen Kammer: und Lanbescaffe, 
der Lestern „das Einkommen aus den Regalien und alle aus Uebung 
der landesherrlichen Gewalt entfpringenden Gefälle — Chauſſee⸗ 
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6. 210. ($. 188.) 
2. Wenere Werfoffungsbeftimmungen. Feftftellung einer f. g. Civillifte. 
Vergl. auch die Nachweilungen bei Mittermaier Deutſch. Privatr. Gte 


Aufl. $. 142. Roell, Diss. de domaniis. Amst. 1831. Gumbert 
a. a. O. Cap. U. ©. 59 f. 


Wo fi keine Abänderung nachweilen läßt, muß bad frühere 
rechtliche Verhältniß des Kammerguted ald fortvauernd betrachtet 
werben, namentlich auch was bie felbfländige Verwaltung beffel- 
ben im Gegenfas zur Landescaffe betrifft. Allein nur felten 
dürfte dieß vollſtändig noch der Fall fein; in den meiften deutichen 
Bundesſtaaten ift wenigflend in Betreff ber Verwaltung ded 
Kammerguted und der Berwendung feiner Einkünfte eine Mo: 
dification herbeigeführt, in mehrern bad Kammergut ganz 
oder zum Theil für wahres Staatögut erklärt worden. 
Schon im vorigen Jahrhundert geſchah dieß aus eigenem Antrieb 
von mächtigern Reichffürften, welche von ber Nothwendigkeit ei= 
ner den bisherigen Boden verlaffenden, wirklich flaatörechtlichen, 
DOrganifation ihrer gefammten Lande und des Zufammenfchluffes 
berfelben in flaatlicher Einheit durchdrungen, dahin geführt 


und Weggelder aller Art» überwiefen. Ganz ähnlich bisponirte 
das Meining. Grundgef. v. 18239 Art. 38. Vergl. au Walz: 
ded. Landesvertrag $. 35 und die dazu gehörige Convention v. 3. 
Sul. 1814, wodurch dem Lande gegen Uebernahme der Salarirung 
und Penfionirung der Staatsdiener alle Sporteln, Strafen und Gons 
fiscationen Äberlaffen wurden. In Hannover wurden unter Beſei⸗ 
tigung der Beflimmungen bes Staatsgrundgeſetzes $.122f. durch das 
Landesverfafl. Gefeg von 1840 die „Regalien“ wieber mit den Kös 
nigliden Domänen ($. 129) vereinigt und ihre Aufkünfte ($. 137) 
den von ber Landescaffe (wie vor dem 1. Zul. 1834) abgetrenn= 
ten Königlihen Gaffen überwiefen. Auch follten tn die Letz⸗ 
tern bie Weberfchäffe der Lotterien, vom Intelligenz = Gomtoir 
su Dannover und die Sporteln der Königlichen Behörden fließen. 
Kür Shwarzb. Sondershaufen beflimmte das gleichzeitig mit 
ber Verf. url, v. 1841 erlaffene Patent über bie Abtretung meh⸗ 
rerer zeither in bie Kammerkaſſe gefloffenen Einnahmen an bas 
Land. 
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werden mußten, nicht bloß die Unveräußerlichfeit des Kam: 
merguted durch ausdrückliche Beftimmungen zu fichern, fondern 
ed auch in eine untrennbare Werbindung mit dem Staate 
zu bringen !). Daſſelbe ift dann im Laufe diefed Sahrhunderts 


1) Ueber Deſterreich f. das bürgerl. Gefeab $. 287-200. Gprin- 
ger, Statiftil des SÖfterreih. Kaiferftaats I. S. 183.— In Preu: 
Ben bob Friedrich Wilhelm I. durch Edict v. 1713 (13. Aug.) den 
biöher gemachten Unterſchied zwifhen Domainen und Chatoull⸗ 
gütern auf und legte beiden „die Natur rechter Domanials, Kam: 
mer: und Zafelgüter fambt der benfelben in den Rechten ans 
tlebenden Inalienabilität“ bei. In der Einleitung zu diefem 
Edict wird erwähnt, daß fchon König Friedrich I. durch eine Dispo- 
fition vom Sabre 1710 auch feine noviter acquisita mit einem ewi⸗ 
gen Fideicommiß belegt und ferner gelagt: „da es auch ohnedem 
eine, kraft obenermwähnter Grundgefege diefes Haufes ausgemachte 
Sache if, daß niemand von befien regierenden Herrn und Mit: 
gliedern die von feinen Vorfahren auf ihn vererbte Lande, Leute, 
Städte, Sclöffer und andere Zubehörungen zu bes Haufes Nachtheil 
völlig alieniren und auf Andere transferiren fan» Im Allgem. 
Landr Th. I. Zit..14. $. ıL f. find die Domainen oder Kam- 
mergüter ausdrüädliidh für Staatögüter, »deren befonderes Ei- 
genthum dem Staate zuſtehe,“ erklärt. Auch das mit den Stän: 
den vereinbarte Hausgeſeh pom 6. Novbr. 1809 über die Veräu: 
Berlichleit der Domainen, wodurdy das früher unbedingte Beräuße- 
rungsperbot, im Gegenſatz zu bem fortbauernd beftehenden Verbote 
einer Ranbeds und Gouveränetätds Veräußerung, aufgehoben wurbe, 
fpriht von Domainengütern des Staatd, fowie aud) in fpä= 
tern Belegen die rechtliche Kuffaffung der Domainen oder Kammer: 
güter ale Staatsglter unzweifelhaft hervortritt. Berordn. v. 9. 
März 1819 Über die rechtlihe Natur der Domainen in ben neuen 
"und wieder eroberten Provinzen. Verordn. wegen der künftigen 
Behandlung des gefammten Staatsſchuldenweſens vom 17. Ian. 182U 
$. 3. Die Kab. Ordre Über Erledigung einıger Zweifel die Veräuß. 
der Domainen betr. v. 17. Zun. 1826, fpricht audy von fämmtlidyem 
„StaatdeigenthHum," das unter ber Benennung ber landes— 
berrlihen Domainen durh das PFinanzminifterium verwaltet 
werde, unb von den, dem „Staatseigenthumzs einverleibten, Gü- 
tern der aufgehobenen Klöſter und geiftlihen Stiftungen. Ce 
fann daher Feinem Zweifel unterliegen, daß in Preußen das f. g. Do: 
manium dem Gebiete des Privatrechts ganz entnommen und bie rein 
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bei der neuen Ordnung der Verfaffungsverhältniffe, befonders ſeit 
1815, auch in mehren andern Bundesſtaaten in einer Weiſe ge 
fhehen, daß fih an ber Verwandlung des Kammerguts (ganz 
oder theilweife) in wahres Staatsgut nicht zweifeln laßt 2), 


2) 


ftaatsrechtlihe Natur beffelben entfchieden ausgefprohen ifl. Dieß 
ergiebt ſich auch aus der definitiven Feftftellung ber für den Unters 
halt des Königs und der Löniglichen Familie beflimmten, auf bie 
Einkünfte der Domainen radicirten Summe (nach der Verord. v. 17. 
San. 1820: 2,500,000 Thlr.), während ber ganze übrige Ertrag 
verfaflungemäßig zur Beftreitung von Staatsbebärfniffen im engern 
Sinne verwendet werben muß. Bergl. DOftermann, Grundfäge bes 
preuß. Staater. ©. 361 fE H. Simon, das Preuß. Staater. 
Breslau 1844. Bb. IE. ©. 306 f. Eine Nüdkehr zur ältern privat 
rechtlichen Auffaffung bes Kammerguts ſucht durch gewaltfame Ins 
terpretation der Gefege zu vermitteln: ©. 5. Koch, das Redt und 
Hypothekenweſen ber Preuß. Domainen. Breslau 1839. 

1. In Baiern wurden fihon durch Werorbn. v. 18. März 1799 
die damals noch abgefonderten Kahinetögüter mit bem Kammergut 
burd; Mar Joſeph vereinigt. Dann beftimmte die Domanial⸗Fidei⸗ 
commiß⸗Pragmatik v. 20. Dctbr. 1804, die keineswegs ein bloßes 
Hamilienz Gefe& genannt werben kann, über Gegenſtand, Umfang 
und Unveräußerlichfeit „ber Staates und Kameralgüter« und bes 
handelt fie, wie bei ber confequenten Entwidelung des Staatsbe⸗ 
sriffes durch den „von ben hoben RegentensPflichten burchbrungenen 
und geleiteten Max Joſeph nidyt anders zu erwarten war, burdhs 
aus wie eigentlidhes Staategut. Die baierifhe Berfaffungss 
urtunde von 1818, neben welcher die Pragmatik vom 230. Octbr. 
1804 nicht mehr gilt (Berf. url. Zit. IN. $. 3) und weldhe, infor 
weit fie die Staatsverhältniffe beflimmt regulirt, ein Zurückgehen 
auf antiquirte, ihren Worten und ihrem Geifte widerfprechende Vers 
hältniffe ausfchließt, Tennt fein KRammergut im frühern Sinne, 
fondern nur Staatsgut, deflen Eigentümer natärli ber Ks 
nig ale ſolcher ift, an weichem aber nad Zit. III. der Verf. urk. 
fhon wegen ber Zufammenftellung mit Lanb unb Leuten und wer 
gen des Gegenfages zwiſchen Staatsvermögen und Privatvers 
laffenfhaft (Berf. Urk. Zit. DI. &. 2) die Anerlennung eines 


fortdauernden Privateigenthums der Töniglichen Familie ausges - 


fchloffen wird. Dieß beftätigt bas Geſetz v. 9. März 1828 und das 
Geſetz v. 1. Zul. 1834, welche beide für Beſtandtheile der Berfafs 
fungs s Urkunde erklärt find, und wovon legteres bie durch das Fi⸗ 
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ober es ift, wenn auch, wie es befonderd im Intereſſe der klei⸗ 
nern deutfchen Zürften liegen mußte, der regierenden Familie das 


nanzgeſetz v. 28. Dechr. 1831 feftgefegte Civilliſte für jeden Abe 
nig von Baiern» auf die Summe von 2,350,580 fl. beflimmt und 
»auf die gefammten Staatsdomänen» rabiciet, erfteres aber bei 
ber Beſchränkung bes $. 2. 3iff. 7. des Tit. III. der Verf. Urk. den 
Privaterwerb des Monarchen „bem Bermögen bes Staats und ber 
Krone» gegenüber ſtellt. Vergl oben S. 406. Die boctrinären Vers 
ſuche v. Moy's, das Staatsr. des Königreichs Bayern Th. I. Abth. 
1. ©. 138 f., u. Krätzer's in ber oben angeführten Schrift, im 
Widerfprud) mit Wort und Geift der Verf. urk. das baierifche 
Staatsgut wieder in bas mehr privatrechtliche Rechtsverhältniß bes 
frühern Rammergutes herbeizuziehen, — müffen bei den klaren Bes 
flimmungen ber baierifcdyen Werfaffung über das Staategut=an ſich 
als nichtig erfcheinen. 

2. Ueber bas Ältere Verhältniß des Kammerguts im Königreidy 
Sachſen f. Römer hurfähf. Staater. Th. I. ©. 280 f. (ungenüs 
gend); in Betreff der Veräußerung zu vergleichen mit Mofer, von ber 
Reicheflände Landen S. 297. (In der Ober⸗Lauſitz hat es Feine Dos 
mainen gegeben. Ein großer Theil bes ſächſiſchen Kammerguts rührt 
von den fäcularifirten Kirchengütern her.) — Die Verfaffungs-Ur: 
tunde von 1831 machte einen Unterfchied zwifchen dem Staatsgut, 
welches burdy eine, ben Grundfägen der Werfaffung gemäß conſtitu⸗ 
irte, Finanzbehörde verwaltet unb lediglich zu Zwecken des Staats 
verwendet wird, (Verf. urk. F. 16. 17.) und dem Kideicommiß 
des Eöniglihen Haufes, weldes die Einridyung und das In⸗ 
ventarium der königlichen Schlöffer, und befonders auch die Töniglis 
den Sammlungen, grünes Gewölbe, Gemälde⸗Gallerie u. f. w. ums 
faßt und ale „Kigentbum bes Löniglihen Hauſes⸗ dem Beſitze 
nach auf den jebesmaligen rechtmäßigen Negenten des Königreichs 
Sachſen übergehen fol. Verf. Urk. $. 20. Nach $. 22 der Verf. Urk., 
weiche für den König eine Givillifte von wenigſtens 600,000 Rthl. 
feftfteut, find die Rugungen des Königlihen Domainengutes,« 
welches nur einen Theil bes im $. 16 befinirten Staatögutes bils 
det, nur »auf die jedesmalige Dauer der Regierungszeit des Könige“ 

“ven Gtaatecaffen als Überwiefen zu betrachten. Hieraus und aus 
dem Gegenfage ber Beflimmungen über das Hausfideicommiß läßt 
fid) die rechtliche Natur des ſächſiſchen Staatögutes beflimmen. Ei⸗ 
senthämer bes Gtaatsgutes ift auch nach der ſächſiſchen Verf. Urk. 
der jedbesmalige König als folcher, und die Begriffe von Familien 
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Eigentyum vorbehalten wurde, wenigftend im Betreff der Ber: 
waltung, um die Staatöwirtbfchaft zu vereinfachen, die Steu- 


gut und Patrimonial» EigentHum werben gerade burdy obige Gegen⸗ 
fäge babei unanwendbar. Vergl. Übrigens Milhaufer fühl Staater. 
$. 32 bef. Note g. 

3 Die Entwidelung und Feſtſtellung bes. Nechtöverhältnifies des 
Kammergutes in den Braunſchweig-Lüneburgiſchen Lans 
den und ben [päter mit dem Königreich Hannover vereinigten 
Provinzen, bietet im Ganzen nichts Beſonderes dar, Vergl. v. 
Liebhaber, Beiträge zur Erört. ber Staatöverf. in den Br. Lüs 
neb. Shurlanden. Gotha 1794. Ro. VIEL Im Gegenſatz zu der in 
andern Ländern eingetretenen vollftänbigen Säcularifation, wurden 
aber .bie Güter der Klöfter und Stifter nicht in landesherrliches 
SKammergut verwandelt, fondern, abgefehen von den als reformicte 
Snftitute fortbeftehenden Klöftern und Stiftern, in Vereinigung mit 
den Ständen, unter eine befonbere Verwaltung (Klofterfammer) 
gegeben und zu Landesanftalten verwendet. Landt. Abſch. v. 1639 
1. Eichhorn, deutfhe St. u. Rsgeſch. Th. IV. $. 584. Note w. 
Auch Hier hat es von jeher feftgeftanden, daß ber Ranbesherr Ei: 
genthümer des Kammergutes oder der Domainen und bazu gehörigen 
nugbaren Regalien fei und baß baraus, neben bem Unterhalte ber 
lanbesherrlichen Kamilie, die Koften der Landesregierung zu beflreis 
ten feien. Ebenſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die be= 
fondere feit dem Lüneviller Frieden vom Landesheren gemachten neuen 
(ſtaatsrechtlichen) Erwerbungen nad) ihrer Vereinigung mit dem frü- 
bern Ka mmergute, beffen rechtliche Natur theilten. Das Patent 
vom 7. Decbr. 1819 macht darüber keine Beflimmung. Cine neue 
Einrichtung begründete aber das GStaatsgrundgefeg von 1833 im 7. 
Kap. von ben Finanzen 8.122 f. Daffelbe bezeichnete »fämmtlicye 
zu dem Königl. Domanio gehörenden Gegenflände- (mozu nad) 
der bisherigen Verfaffung auch Zölle und andere nugbare Rega⸗ 
lien gehörten, welche $. 122 nicht ausdrücklich nennt, der $. 124 u. 
$. 133 aber neben dem Krongute aufführt), als „das feinem Ges 
fammtbeflande nad ſtets zu erhaltende Krongut«, refervirte dem 
Könige und beffen Nachfolgern im Allgemeinen „alle diejenigen Red: 
te, welche dem Landesherrn daran bis dahin zugeftanden-, machte 
aber im $. 133 eine die bisherige Verwaltung ändernde Beflimmung, 
indem es verfügte: „Alle aus dem Krongute und aus den Regas 
lien auflommenden @innahmen, mit alleiniger Ausnahme der, der 
unmittelbaren Adminiſtration des Königl. Haufes vorbehaltenen Gü⸗ 
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erverhältniſſe fefter zu reguliren umd-einen fleten Zankapfel mit 
den Ständen zu befeitigen, zugleich aber auch dem Zürften eine 





ter (der |. 9. Krondotation), follen mit den Lanbesabgaben, Ghaufs 
feegelbern unb Sporteln in eine einzige Beneralcaffe fließen, 
aus welcher Gaſſe alle Ausgaben befiritten werben, fofern biefelben 
nicht auf der Krohbotation beruben.« Ueber bie f. 9. Krondotas 
tion, welde anftatt einer in Geld beftehenden Givillifte, neben ben 
Binfen eines, in ben Jahren 1784-1790 in den Englifchen Iproc. 
Stocks belegten, aus Revenuen ber Königl. Kammer erwadıs 
fenen, Kapitals von 2, Sterl. 600,000, durch bie vom König aus⸗ 
zuwählenden, einen Reinertrag von Ag Mil. Thaler gewährenden, 
Domanialgüter gebildet wurden und ber felbfleigenen Berwaltung 
des Königs vorbehalten blieb, gaben die $. 125—132 des Staatsgr.⸗ 
Gef. bie nähern Beflimmungen. Die durch bas Staategr.⸗Geſetz zur 
Bereinfahung des Gtaatshaushaltes bewirkte Bereinigung ber 
Königlichen Kaflen und ber Lanbes-Gaffe wurbe dann durch das Lan⸗ 
besuerf. «Gef. v. 1840 5. 187 aufgehoben und die bis zum 1. Zuli 
1834 beſtandene Sinrichtung im Ganzen wieber bergeflelt. Dagegen 
find durch das Verf. Geſeg vom 4. Septbr. 1848 $. 79-89 im We⸗ 
fentliyen die flaatsgrunbgefeslichen Beflimmungen wieder ins Leben 
gerufen worden. Gin Unterfchied befteht darin, daß für bie Kron: 
. botation kein Bütercompler ausgefchieben iſt, fonbern die Summe 
von 500,000 Htbl. Gonv. aus dem Grtrage bes Krongutes jährlich 
als Givilliſte (neben ben Binfen des Kapitals in den englifhen Stocks) 
ausgezahlt wird. 

4. Die Würtemb. Berf. Urk. 5. 102 u. 103 legt „fämmtlichen 
zu dem vormaligen herzoglich = würtembergifchen Kamilien = Fibeicoms 
miß (vgl. die Auszüge aus Würtembergiſchen Hausgefegen bei Mofer 
von ber Reicheftände Landen &. 228 f. S. auch v. Mohl, würtemb. 
Staatsr. Ih. I. ©. 225 f.) gehörigen, ſowie den vom König neu ers 
worbenen Grundſtücken, Gefällen und nugbaren Rechten“, weldye 
"das löniglihe Kammergut« bilden, im Gegenfag zu dem, im $. 
108 für «Privateigenthum ber Eöniglihen Bamilie» erllärs 
ten, f. 9. »BHofdomainens Kammergut- ausdrücklich „die Eis 
genſchaft eines vom Königreiche ungertrennliben Staatsgutes« 
bei, auf weihem bie Verbindlichkeit haftet, neben ben perfönlichen 
Bedürfniffen des Königs als Staatsoberhauptes und ber Mitgliedev 
des königlichen Haufes, den mit der Staatsverwaltung verbundenen 
Aufwand, foweit es möglich ift, zu beftreiten.. Das Kammergut 
iſt in feinen weſentlichen Beftandtheilen zu erhalten und wird durch 
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unabhängigere allen Angriffen entzogene Stellung zu fihern, das 


die Finanzbehörden des Staats verwaltet. v. Mohl, a. a. O. Th. 
I. S. 636 f. ; 
5. Was Kurheffen betrifft, fo hat das dafige Kammergut ohne 
Smweifel früher die Natur des deutfhen Kammerguts Überhaupt ges 
- theilt, namentlidy aud) in Betreff der an fich freien Yandesfürftlichen 
Berwaltung. Pfeiffer Geh. ber lanbftänd. Berf. in Kucheffen, 
bemerft zwar ©. 89, die Kammergüter feien fchon früher „in gewiffer 
Hinſicht als Landeseigenthum« betrachtet worden. Allein im 
Sinne bes ältern Staatsrechts kann in keiner Hinſicht von Landes⸗ 
, eigenthum die Rede fein, wie auch die in Bezug genommenen Urkun⸗ 
den biefen Ausbrud nicht gebraudhen. Bis zu Anfang biefes Jahr 
hunderts ſtehen die landesherrliche und die Landesfteuers@affe wie in 
den meiften anbern Territorien ſich als zwei verfhiedene Subjecte 
einander gegenüber, wobei nur fo viel entſchieden anerlannt war, 
baß die Koften der Landesverwaltung zunädhft vom Landesherrn felbft 
getragen, die Landftände aber durch Steuern das Fehlende zu bedien 
verpflichtet, und in fo fern alfo beide Subjecte ſich unter die Arme 
zu greifen gehalten feien. Vexgl. übrig. Pfeiffer a. a. O. S. 159f. 
u. befond. über bie landſtänd. Verhandlungen v. 1786, daf. &. 167 f. 
Der Gonftitutionss Entwurf v. 1815 Tcheiterte hauptſächlich mit an 
dem Diffens zwifchen Regierung und Ständen über die Keftftellung 
des „Staatsvermögens.“ Pfeiffer a. a. DO. ©. 232 f. u. S. 254. 
Rote 27. Intereffant ift insbefondere die ©. 234 abgebrudte Erklä⸗ 
rung der Regierung Über das Rechtöverhältniß der Kammergüter, 
gegen welche fi mit Grunb wohl wenig einmwenden läßt. Geändert 
wurde das ganze Verhältniß aber durch bie Verf. Urk. von 1831. 
Diefelbe vedynet in $. 139 zum Staatsvermögen vornämlid die 
bisher bei den Finanz und anderen Staatsbehörden verwalteten 
(vergl. die Organifationssurktunde v. 29 Zuni 1821 $. 25. 26. $. 104) 
oder nad) erfolgter Feftftellung biefes Vermögens zur Staatsverwal⸗ 
tung übergehenden Gebäude, Domanials (Kammers) Güter und 
Gefälle, Forſten, Jagden, Bifchereien, Bergs, Hütten- und Salz⸗ 
werte, auch Fabriken, nugbaren Regalien und Rechte, Kapitalien 
und fonflige Werthgegenftände, weldye, ihrer Ratur und Beftim- 
mung nah, als Staatsgut zu betradhten find, ober aus 
Mitteln des Staats oder zum Gtaatövermögen erworben wer: 
den.“ Der $. 140 redet von einer gefchloffenen und unter den Schuß 
der Berfaflung geftellten Vereinbarung zwifhen Regierung und 
Ständen über die „Sonderung bes Staatsvermögens vom Fideicom⸗ 
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Kammergut wie Staatsgut behandelt ‚worden 3), In Ber: 


3) 


miß=-Wermögen des churfürftlichen Haufes» und $. 141 von ben für 
den »Bedarf des churfürftlichen Hofes vorbehaltenen Domainen und 
Gefällen.“ Nach Srlöfhung bes Mannflamms der Rotenburger 
ginie entfland ein großer Streit, ob bie Befigungen derfelben recht: 
lidy als Beftandtheil des Haus- oder des Staatsvermögens anzu⸗ 
fehen feien? Vergl. A. Müller’s Archiv f. d. neuefte Geſetzgeb. 
Bd VI. Hft.2. 8b. VII. Hft. 1. 8.35 f. ©. 97 f. ©. audy über 
den Kortgang jenes Streites: Wippermann, Kurbeffen feit dem 
Freiheitskriege. 9. 369 f. Erſt im Jahr 1848 giengen die Doma⸗ 
nialien der Rotenburger Quart mit ihren Revenüen an die Staate- 
finanzverwaltung über. Die Verf. Url. v. 1852 5.107 f. ftellt eine 
„alle folgenden Zeiten umfaffende Uebereinkunft» mit ben Landfländen 
über. die „Verwendung der Einkünfte des Tandesherrlichen Vermögens“ 
in Ausfiht, läßt aber bis dahin die 1831 erfolgte Nebereinkunft, 
wie fie felbft fie in den folgenden $phben wieder giebt, 
befteben. 

In dieſe Glaffe gebört 1. Baden. Die Badiſche Berf. Urk. fagt 
im $. 59: „Dbngeadhtet die Domainen nach allgemein anerkannten 
Srundfägen des Staats: und Fürſtenrechts unftreitiges Patris 
monialeigenthbum des NRegenten und feiner Bamilie find und 
Wir fie auch in biefer Eigenfhaft, vermöge obhabenber Pflich⸗ 
ten als Haupt der Familie, hiermit ausbrüdlidy beftätigen, 
fo wollen wir dennody den Ertrag berfelben, außer der darauf ra: 
dicirten Sivillifte und außer den andern darauf haftenden 
Laften, fo lange ald Wir Uns nicht durdy Herflellung ber Finanzen 
in dem Stande befinden werben, Unfere Unterthanen nad Unferm 
innigften Wunſche zu erleichtern, — der Beftreitung der Staatsla- 
ften ferner belaffen. Die Civilliſte kann, ohne Zuflimmung der 
Stände, nicht erhöhet, und, ohne Bewilligung des Großherzogs, 
niemals gemindert werden.“ Feſter regulirt wurden die Verhältniſſe 
ber Giviltifte durch Gefes v. 2. Novbr. 1831, in A. Müller’s Ar: 
chiv f. die neuefte Geſetgeb. Bd. IV. &. 282 f. 

2. Für das Großherzogthum Heffen erklärte das Conſtitu⸗ 
tions. Edict v. 18. März 1920 Art. 19, daß zwar die Berhypotheci⸗ 
sung der Domainen an bie lanbfländifche Zuftimmung gebunden fei, 
baß aber hinſichtlich derfelben fonft keine Beſchränkung burch fländi- 
ſche Goncurrenz anerlannt werde. Dann beflimmte aber bie Verf. 
Urkunde vom 17. Deebr. 1820, Lit. 2. Bon ben Domainen Art. 
6: „Ein Drittheil der ſämmtlichen Domainen, nad dem 
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bindung hiermit fleht die Feſtſtellung einer permanenten f. g. 


Durdhfchnittsertrag ber reinen Einkünfte berechnet, wird, nad) ber 
Auswahl des Großherzogs, an den Staat abgegeben, um mits 
teift allmähligen Verkaufs zur Schuldentilgung verwendet zu werben.“ 
Art. 7: „Die übrigen zwei Drittheile bilden das fchuldenfreie, 
unveräußerliche Familieneigenthum bes großherzoglichen Hauſes. 
Die Einkünfte dieſes Gutes, worüber eine beſondere Rechnung 
geführt wird, Tollen jedoch in dem Bubges aufgeführt und zu 
ben Staatsausgaben verwendet werdens die zu ben Bes 
därfniffen des großhberzoglihen Hauſes erforderlihen Sum: 
men (vergl. Weiß, heſſ. Staater. Th. J. ©. 187) find aber darauf 
vorzugsweiſe radicirt und, ohne ftändifhe Sinwilligung, 
ſoll auch von diefem Familiengut nichts verhypothecirt wers 
den.» Art. 8: „Bei künftigen Erwerbungen wird, nad den Rechts⸗ 
titeln des Erwerbs, feftgefegt werden, ob fie zu dem Staats⸗ ober 
BKamilienvermögen gehörn.“ Art. 70: „Die Stivtltifte kann 
während der Dauer der Regierung eines Großherzoge, ohne Beine 
Bewilligung, weber gemindert, noch ohne Zuflimmung ber Gtänbe, 
echöbet werben. Weiß, a. a. D. $. 56. 8. 54. 

3. Was die Großherzogl. und herzoglich Sachſiſchen 
Länder betrifft, fo wurden: a. Im Großherzogthum Weimar 
fämmtlide Kammergüter, nugbaren Rechte und Megalien (Geleits⸗ 
und Lehnägefälle, Forſten, Yagben und Fiſchereien, Berg» und Salz: 
werle, Ertrag der Münze, der Flößen u. ſ. w.), welche fernerhin 
von dem Kammer sGollegium verwaltet werben, bloß zum Unterhalt 
des Großherzogs, feines Haufes und Hofes vorbehalten. Daß bad, 
ale Eigenthum des Lanbesgerrn (beſonders im Gegenfag zu dem 
8.4. No. 2 des Weimar. Grundgeſetzes erwähnten Lanbeseigenthum) 
zu betrachtende, Kammergut untzennbare Pertinenz ber Lans 
beshoheit fei, war ſchon Hei Begründung ber Primogenitur (1714) 
unter 3uftimmung ber Landftände (1787) ausdrücklich ausgefprochen. 
Heltfetd, Beiträge Th. 1. Ro. 16. — Schweiger öffentl. Recht 
$. 25. 28. 85. S. auch Geſetz über die Bedeutung bes Kammers 
vermögens vom 17. April 1821. Rev. Grundgeſeh F. 39 — 42. 
b. Wr das Herzogthum Sacfen = Altenburg hatte ſchon Herzog 
Auguft von &. Gotha unb Altenburg am 7. Juni 1918 eine Er: 
klarung über die ſtaatsrechtliche Ratur bes KHammeretans gegeben. 
Das Erunbgefek von 3931 madyte ader durchgreiſendere Beſtimmun⸗ 
gen, 9. 18 f. Zte Bellage. Daffelbe erktärte das gefammte wiegige 
und kunftige Domamenvermägen — auch Regalien⸗ für ein wit ber 
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Stantöfucceffion verbundenes „Bigenthbum bes herzoglichen 
Daufes,« vereinigte die Domainenverwaltung mit der Staatöfinanzs 
Berwaltung und wies eine Civilliſte bes Herzogs darauf an. 
Durch einen neuen, den 29. März 1849 von ben Bevollmächtigten 
beö Landesherrn abgefähloffenen, von beiden Theilen (4. April u. 17. 
Zuli 1849) ratificieten, auch von ben Agnaten bes Herzogl. Specials 
baufes in befondern Acceffions Urkunden anerfannten Bertrag 
trat der Herzog fämmtlide Domainen und Regalien an 
den Staat ab, behielt ſich indeB den Widerruf für zwei Yälle vor: 
k) wenn bie Erfüllung der gegenwärtigen @tipulation von den Lands 
ftänden ganz ober theilweife verweigert und 2) wenn das Herzogl. 
‚Haus aus irgend einem Grunde zu regieren aufhören folte. Es 
follten dann die im Staatsgrunbgefeh von 2831 regulirten Werhälts 
niffe wieder eintreten. 8. fämmtliche bierauf bezügliche Urkunden 
in des Xltenburg. Geſetzſammlung. &t. XXVI. 1849. No. 92. c. 
In Soburg wurbe bei Begründung der neuen Werfaffung v. 1821 
dem herzoglicyhen Haufe, unter paffender Audeinanderfegung zwiſchen 
Kanımer= und Landescaffe (Werf. url. v. 1821 $. 70), das Eigen: 
thum des Domanial-Vermögens ausdrücklich refervirt und ber 
Ertrag deffeiben zur „Srhaltung bed Regentenhauſes, für die Abmis 
nifirationdloften und den Übrigen Bedarf» (?) beftimmt. Zugleich 
wurben aber bie Stände ald Garants des Domanials Bermögens ges 
gen. Berminderung und Beräußerung beffelben erflärt und ihnen ein 
Recht ber Beratyung in Anfehung der Verwendung beffelben einges 
räumt. Berf. Urk. 6. 76. In nenefter Zeit ift eine Uebereinkunft 
zwiſchen Regierung unb Ständen erfolgt, wodurch der Ertrag 
(nit das Gigenthum) der Kammergüter zwifchen dem Herzog u. dem 
Sande getheilt ifl. — In Gotha blieben bie alten Verbältniffe bes 
Kammergutes bis 1848 unverändert. Dann erllärte die Beil. II. 
zur Berf. Urk. v. 26. Bay 5849 bad ganze Kammer: u. Domainen: 
vermögen für Staatsgut. Dabei wirb es aber, auch in Kolge 
agnatifchen Widerfpruchs, nicht bleiben Finnen, fondern das Eis 
genthum ber Domainen dem Herzog wieber zugeftanden werden 
müffen. Bergi. auch Verf. url. für Coburg: Gotha v. 1852 $. 
8317. — d. In Hildburgbaufen und Meiningen waren fchon 
bush die Berfaffung von 1818 (8. 2. 51) und das Grundgeſetz von 
2834 6. 34 den Landſtänden gewiffe Rechte in Betreff der Dispofition 
über das DomanialsWermögen eingeräumt. Das Grunbgefeg für bie 
vereinigte laudſchaftliche Berfaffung v. 23. Aug. 1829 handelt aus⸗ 
führlider im Ait. V: vom "„Gtaatövermögen, Kammergut und Scha: 
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tullgut⸗, wobei Art. 38, unter Ueberweiſung „ber Einkünfte aus den 
j Regalien und der Uebung ber landesherrlichen Gewalt entfpringen: 
den Gefälle u. ſaw. an die Lanbescaffe oder das Staatsvermögen, 
das Kammergut für Eigentum bes herzoglihen Specials. 
hauſes erklärt und zur Beflreitung der Koften der Hofhaltung und 
des Unterhalts ber herzoglichen Kamilie beflimmt wird. Selbſt die 
Ueberfhüffe der Kammercaffe fallen noch der freien Dispofition bes 
Herzogs zu und können (unter Einſchränkung) zum Schatullgut 
gezogen werden. Dieß änderte das Geſez v. 23. Mai 1849, das 
Domänen Vermögen und bie Givillifte betr., wodurch das gefammte 
Domainen Vermögen für Staatdgut erklärt wurde. Wahrſchein⸗ 
lich wird es aber auch in Meiningen bei biefer Beflimmung über 
die Gigenthbumsfrage nicht bleiben. | 
4. Im Herzogthum Braunfhweig hat das non der herzogli⸗ 
hen Kammer verwaltete Domanium ober Kammergut ganz die Ei: 
genfchaften eines foldyen überhaupt getheilt, und bie Privilegia und 
Befugniffe gefammter Landichaft v. 1770 enthalten nur das Aner- 
kenntniß (Art 7), daß ohne Zuftimmung der Stände keine »anſehn⸗ 
lihe Stüde bes Herzogtbums», Dörfer, Schlöffer u. dergl. vergeben 
noch alienirt werben follen. Das berühmt gewordene Edict bes Ders 
3098 Karl Wilhelm Ferdinand v. I. Mai 1794, welches übri⸗ 
gens die Berpflichtung des Kammerguts zur Beftreitung ber Landes⸗ 
bedürfniffe entichieden anerkennt, betrifft nur bie Veräußerung befs 
felben und bie Gontrahirung von Kammerſchulden. Auch die Lands 
ſchaftsordn. von 1820 machte im bisherigen Rechtszuftand Feine Aen⸗ 
derungen, und eben fo will bie Landſchaftsordnung v. 1832 (6tes 
Kap. von den Finanzen $. 164) „bie bisherigen NRechtöverhältniffe 
bes Kammerguts oder ſämmtlicher herzoglicher Domainen unveräns 
dert“ befiehen laffen. (Was dazu gehört, beftimmt $. 162 ber Landſch. 
Drbn. Nach $. 163 find auch die Güter und Gerechtfame der auf 
den Grund des Reichds Dep. Hptſchl. v. 1803 aufgehobenen Stifter 
St. Blasii u. St. Cyriaci, ferner der Abtei Sandersheim und des Kilos 
ſters St. Ludgeri bemjelben einverleibt). Die Auflünfte deffelben 
follen wie bisher zur Beftreitung der Bebürfniffe des Fürften und 
bed Landes verwendet ($. 167), dabei aber zur Beförderung einer 
geregelten Finanzverwaltung der fürftliche Haushalt von dem Staate- 
haushalte gefondert werben ($. 161). Kür den Bedarf des Landes⸗ 
fürften iſt durch Webereinktunft mit den Ständen eine beflimmte 
. Summe (Givilifte) feftgefegt ($. 169-171). Nicht bloß in Betreff 
ber Erhaltung der Subſtanz (5. 164 f.), ſondern auch in Betreff der 


vu. Finanzhoheit. B. Staats: u. Kammergut. (8. 209.) 433 


Eivillifte ab ), welche dann entweder in einer Geldſumme aus 


9 


Berwaltungs⸗Controle find bie Rechte ber Stände erweitert und 
resp. ſchärfer beflimmt ($. 168). 

5. In Naffau erklärt der Eingang bes Pat. v. 2. Geptbr. 1814 
in ben Worten: „Wir-baben u, f. w.“ die Domänen für Bamiliens 
gut, erkennt aber zugleidy die allgemeine Beflimmung und rechtliche 
Verpflihtung bderfelben indirect an. Noch beftimmter gefchah bieß 
früher durch das Steuerebict vom 10. u. 14. Zebr. 1809. Vergl. 


bie Echrift: Der Domainenftreit des H. Naffau. Frkf. 1831. Wenn 


bei diefem Streit einer Seite das Eigenthumsrecht des herzogl. Haus 
ſes beftritten, von ber andern Seite aber die Behauptung aufgeftellt 
wurbe, baß ber Ertrag bes ganzen Domanials Vermögens bloß für 
den Herzog und beffen Familie beftimmt fei, fo giengen beide Theile 
über bie Gränzen ihrer Rechtsanſprüche hinaus. 

6. Im Großh. Didenburg erfolgte neben bem Staatsgrunds 
gefe& v. .18. Febr. 1849 eine nur für bie jest vegierende Linie bin- 
dende Vereinbarung Über das Domanials®ermögen mit bem Landtage 
(Anl. I ber Verf. Url). Sie beruht nad) Art. 208 f. bes Staates 
grundgefeges auf einer Abfonderung des Staatsgutes von dem 
Krongute. 

7. Die kihtenfteinifche Verf. Url. v. 1818 erklärt im $. 14; 
"Diefe Vorſchläge (der Stände) bürfen aber folche Gegenflände nicht 
betreffen, bie entweder gemäß Urbarien, ober althergebrachter Uebung, 
Unfere eigentlihden Dominicalgefälle oder linfere Privat 
venten betreffen, weil fie, wenn fie gleih den Ramen von 
Sandesregalien führen, gleichwohl unfer Privateigen: 
tbum.find, das außer dem Wirkungskreiſe fändifcher 
Befugniffe liegt.“ 

8 Im Fürſtenth. Waldeck wurde das Domanials Vermögen 
durch eine bem Staatsgr. Geſet v. 23. Mai 1849 $. 94 beigefügte 
Vereinbarung für Staatsgut erllärt. Im $. 26 des Grundgeſ. v. 
17. Aug. 1852 wirb aber dieſe Bereinbarung für aufgehoben erklärt 
und ber Rechtszuſtand bed Dom. Bermögens unter Borbehalt befini- 
tiver Regulirung und proviforifcher Geltung ber in einer Ant. ges 
machten Feflfegungen auf die Zeit vor 1549 zurüdgeführt. 

Bernünftiger und billiger Weiſe wird es Niemand den Bleinern 
beutfchen Fürſten verargen können, wenn® fie das in Mebereilung 
aufgegebene Eigentbum der Kammergliter wieder zu erlangen fuchen. 
Ueber die Nothwendigkeit der Einführung einer Civilliſte Klüber’s 
Staatsarchiv Bd. J. &. 483 f. Nachrichten über die Civilliſte in ver: 


Badyariä’s Staatsrecht. Zr Bd. Ite Aufl. 28 
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den gefammten Staatseinkünften bezogen oder durch Audfcheidung 
eined Theiles des Domaniumd geleiflet werden follte. 


$. 210. (6. 189.) 


3. Werwaltung und Wermendung des Aammerguts. 
Kechte der Stände. 


I. Die Berwaltung bed Kammergutd und der Dazu ge: 
börigen nußbaren Regalien hängt allein von ber Beflimmung des 
Landeshern ab 1). Doc haben die Stände bad Recht, Be: 
ſchwerde über die dem Lande fehäblichen Mißbräuche zu führen 
und bie Abflelung der mit der Landesverfaflung im Widerſpruch 
ſtehenden Einrichtungen zu verlangen 2). 

1. Die fürftllide Kammer, ald bad zur Verwaltung 
des Rammergutes beflimmte Collegium 3), hat die Rechte einer 
‚ dffentlihen Behörde *), weldyer die mit Verwaltung und 








fhiedenen Staaten dal. ©. 495. f. — Bergl. auch die Rachweifuns 
gen über die Sivillifte in den einzelnen Bundesſtaaten in ben Noten 
2 und 3. 

1) Dieß beftimmte 3. ®. noch bag Hannov. Lanbesverf. Gef. v. 1840 

F. 138. Daß die unveräußerlichleit ber Kammergüter einer 

Aenderung ber Benugungsart nicht im Wege fteht, erkennen 
auch neuere Verfaffungen zum Theil ausdrüädiih an. 3. B. Dans 
nod. Landesverf. Gef. $. 131 a. E. Weber bie verichiedene resp. befte 
Benupungsert f. Klüber Öff. Recht $. 481 und die baf. angef. 
Schriften; noch mehrere in Erfch Lit. der Zurisprub. Leipz. 1823 
I. No. 698-612. j | 

2) Mofer, von der Landeshoheit in Cameralſachen Kap. II. $. 12. (©. 
45) $. 13. $. 20. Dieß erlannte audy das Hannov. Lanbesverf. Gef. 
$. 135 (durch Verweiſung auf $. 126 beffelb.) an. 

3) Mofer, von ber Lanbeshoh. in Gameralſachen Kap. I. $. 17 f. u. 
befondere v. Seckendorf's Fürftenflaat. Ip. HI. Gap. IV. (von 
Beftellung der fürftl. Kammer). Leift, Staater. $. 226. Stru⸗ 
be’s Nebenftunden Th. HL No. 13. $. 24. 25. Unterricht von Re⸗ 
gierungs⸗ und Juſtizſ. Sect. III. $. 22. 23. dv. Liebenftein, von 
Gammers u. Zuftizcollegien. Zübing. 1770. 

%) Dazu gehört insbefondere aud) das jus archivi und bie publica fides 
überhaupt, in fo fern die Kammerbeamten über die in officio ges 
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Erhebung der landeöherrlichen Güter und Revenüen beauftragten 
Stellen untergeordnet find. Sie repräfentirt ben landesherrlichen 
Fiscus und bat daher in ihren Rechtöverhältniffen zu den 
Pflichtigen, Contrahenten und Abminiftratoren die gemeinrechtli⸗ 
chen jura fisci 5. Als bloße Verwaltungsbehörde darf fie 
fih in allen Sachen, welche als ftreitige Rechtsſachen zu betradh- 
ten find, feine richterliche Cognition anmaßen und muß viel: 
mehr darin felbft vor den Landesgerichten Recht nehmen 6). 


) 


6) 


machten Wahrnehmungen Beugniffe ausftellen. Dieb hat aber natürs 
ih auf die Beileaung flreitiger Rechte keine Beziehung. 
Aud das Sportelrecht hat die Kammer. Nur darf dieß nicht auf 
den Abſchluß von Privatcontracts: BVerhältniffen ausgedehnt werben. 
Vergl. oben $. 205. Die Sondershäuf. Verf. Urk. v. 1841 8.33 
fügte hinzu: „und die Rechte ber Minderjährigen.“ 

Der allgtmein anerkannte Grundfag, daß die Kammer in Zuftizfa= 
den nicht cognofciren bürfe (in Camera non cst justilia), war in 
Hannover befonbers durd) die, im Lauenburgifchen nod geltende, 


ſ. g. Böhrder Gonftitution v. 19. Octbr. 1719 verlegt, worin nas 


mentlich auch beftimmt ift: „Es bleibet ferner unferer Sammer 
nad) ber bisherigen Dbfervanz, einzig und allein bevor, unfere Do⸗ 
mainen, nad) benen bisherigen von uns approbirten Verordnungen 
und SPrincipiis zu abminiftriren und zu verpadhten und foll dagegen 
fein Proceß verflattet werden. Wir laffen es-nicht minder in Gna⸗ 
ben dabei bewenden, daß wenn Unterthanen, über weldye unferen 
Aemteren bie Butsherrfchaft zuflehet, abzumeiern, und wegen 
Befesung ber uns ratione ber Höfe zuftedenden Gutsherrfchaft 
etwas zu verfügen, folches nad) unferen vorhin ergangenen Verord⸗ 
nungen, bei unferer Sammer zu tractiren, ohne daß dagegen einiger 
Proceß zu verftatten. Es bleibet weiter dabei, bag wenn in Dienft- 
ſachen, abfonderlih de modo servitiorum, weldye unfere Unter: 
tbanen zu leiften fihuldig feyn, Klagen und Beſchwerden geführt 
werben, biefelbe nach der — unter bem 17. Dechr. 1663 erlaffenen 
Verordnung, — bei unferer Sammer unterfuchet und abgethan wer: 
den follen. Falls aber Jemand zu behaupten vermeinet, baß er 
ganz und gar Feine Dienfte zu leiften ſchuldig fey; — 
fodann bleibet demfelben bevor, ſolches vor unferen Juftizcollegiis 
zu Recht auszumahen.« Vergl. darüber Strube, rechtl. Bedenken 
Bd. II. No. 42. Die Gonftitution felbft nebſt dem Reſcer. v. 1663 
und vom 4. Juli 1735 audy bei von Liebhaber, Beitr. zur Erört. 
28 * 
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Somie übrigend die Anwendbarkeit der römifchrechtlichen jura 
fisei, in fo weit fie der landesherrlichen Kammer günftig find, 
feinem Zweifel unterliegt, fo muß fie auch die ihr nachtheiligen 
Beflimmungen bed römifchen Rechts gegen fich gelten laſſen 7). 
An Ermangelung befonderer Beflimmungen kömmt dad jus com- 
mune bei den Privat = Rechtöverhältniffen der Kammer zur Ans 
wendung 8). Nach Particular-Rechten haben die Kammergüter 
die befondern Rechte der Rittergüter. 

11. Die Einkünfte der Kammergüter find nicht allein 
zum Unterhalt bed Landeöherrn und feiner Familie beflimmt, 
fondern ed müffen daraus auch die Koften der Landesverwaltung 
beftritten werden 9). Was der Landesherr, nach Erfüllung ber 


der Staatsverf. der Br, Lüneb. Lande. Gotha 1794. S. 110 f. — 
Das Landeöverf. Gef. v. 1840 fagt dagegen $. 38: „Daher follen 
auch die, ald Gammers Meierangelegenheiten burd die Goͤhrder Con⸗ 
ftitution vom 19. Octbr. 1719 der gerichtlihen Gognition entzoges 
nen Abmeierungsfacdyen u. Streitigfelten über ben modum servitio- 
rum den ordentlichen Gerichten durch ein unverzüglich zu erlaffendes 
Geſetz wieder Üüberwiefen werden. — Mofer, Nebenflunden. Th. 
IN. Ro. XIV. ©. 434 f. 


7) 3. 8. die Regel: in dubio contra fiscum. ferner muß auch bas 
den bisherigen Pächtern fiscalifcher Grundſtücke (fundorum publico- 
rum et fiscalium) bei einer anberweiten Berpadhtung, in L. 4. 5. 
Cod. de locat, praed. civil. X. 70. beigelegte, Vorpachtrecht, 
unter der Vorausfegung, daß fie die vom neuen Pächter offerirten 
Bedingungen zu erfüllen bereit find, als anwendbar betradytet wers 
den. Pufendorf, Observ. jur. Tom. I. obs. 136. 8.1. — v. 
Bülow u. Hagemann, pract. Erört. Th. II. Erört. XXX. — 
Leift, Staater. $. 226. Notel. 4. M. v. Quiftorp, rechtl. Bes 
merlungen. Th. J. NRo. IlI. — Kon Verbindlichkeit des Regierungss 
Nachfolgers aus früheren Pachtcontracten f. v. Kamptz, Erört. ber 
Verbindlichk. &. 233. 


8) Bon Streitigkeiten Über (verleihbare) Hoheitsrechte ſ. oben Th. II. 
$. 164. Klüber, öffentl. Recht. $. 482. ©. audy: Ueber die Ber 
jährung ‚gegen ben Fiscus, insbe. die Verjährung öffentl. Steuern 
u. Abgaben. Halle 1642. 


N Bergi. insbef. Strube, rechtl. Bed. IH. IL. No. J. $. VII. Pars 
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darauf haftenden Verpflichtungen, erübrigt, war nach ben frühern 
Verhältnifien des Kammergut3 feiner freien Dispofition unters 
worfen. Auch hatten die Lanbflände an fich kein Recht, über bie 
Verwendung bed Kammergutd Rechnungdablegung zu forbern, 
oder eine andere Art von Eontrole auszuüben, in fo fern nicht 
die Lanbesverfafiung ihnen gewiſſe Befugniffe einräumte 19), was 
durch neuere Verfaflungen, auch bei fortbauernder, abgefonder: 
ter Werwaltung bed fürftlihen ‚Kammergutes — (Scheidung 
zwifchen Sammer: u. Landescaſſe), — meiftend gefchehen ift 11). 


10) 


11) 


ticularrehtlihe Ausnahmen 3. 8. in Weimar f. oben $. 209. 
Rote 3. 

Mofer, v. db. Lanbeshoh. in Sameralfachen Kap. II. $. 13 f. „Ein 
teutfcher Reicheftand kann über bie Gefälle und Einkünfte feiner Lan⸗ 
de bisponiren unb feine Hofdeonomie und Gameralwefen führen und 
beftellen, wie ec will; in fo ferne ihme nicht auf eine vechtmäßige 
Weife die Hände hierin gebunden feynd. — Iſt (aber) irgend eine 
Materie, welche durch Landesverträge auf einen veflen Fuß gefegt 
zu werben verdient, fo ift es gewißlich biefe: nur Schade, daß 
mandye Herren barinn ihr eigenes und ihres Hauſes Beſtes nicht bes 
denden, und fich nicht barzu bequemen wollen! Wo aber bergleichen 
Verträge vorhanden feynd, kommt es freilich forberift auf deren 
Sinn unb Innhalt an: Wie weit fie fich erſtrecken, ober nicht? ob 
ed nur gute füfle Worte, Canzley⸗Tröſte, unverbindliche Zufagen, 
u. db. ſeynd, oder ob bie Landſtände dadurch ein wahres würkliches 
Recht erlangt haben, und wiefern? Was fobann bie Werbinds 
lichkeit berer Regierungs-Nacdhfolgere in Anfehung fols 
her Landes⸗Verträge betriffts fo ift, nad denen allgemeinen 
Gründen in Anfehung der Landes⸗Verträge unauflöslicher Verbind⸗ 
lichkeit überhaupt, auch bey bifer Materie um fo weniger ein Ans 
ftand , weil einem vegierenden Herrn auch in bifem Stüd auf fo 
mancherley andere Weifen bie Hände gebunden werben können; was 
rum follte es dann nicht auch durch Landes sWerträge gefcheben Eins 
nen ?« — Xeltere Beifpiele von landſtändiſcher Concurrenz, Ein⸗ 
fpradye gegen üble Wirthfchaft, Beſchwerden u. Faiferlichen Inhibi⸗ 
torien f. ebendaf. Kap. II. $. 2—12. 

&o 3. 8. in dee Coburg. Verf. Url. v. 1821 $. 76. „Zur Bis 
cherheit und Erhaltung bes dem regierenden herzoglichen ‚Haufe eis 
genthümlich zuftändigen Domanial : Vermögens will der Lanbesherr 
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Andere Verhältniffe mußten natürlich ba eintreten, wo ber ge: 
fammte Ertrag der Domainen verfaflungsmäßig der „Staatscafſe⸗ 
überwiefen wurbe und für ben &anbeöheren entweder eine Krons 
botation audgefchieben ober demfelben eine beflimmte Summe als 
Givillifte überwiefen iſt 12). Jedenfalls können die Stände über: 
al, wenn neue Anforderungen an biefelben gemacht werden, um 
fih von ber Nothwenbigkeit der Steuerauflagen zu überzeugen, 
von dem Zuſtande ber Kammermittel und deren Verwendung 
(resp. deren Infufficienz) die erforderlichen Auffchlüffe in Anfpruch 
nehmen 13). 


5 


13) 


die Stände zur Berathbung in Anfehung einer nüßlidhen ober 
fhädlihen Verwendung dieſes Vermögens zugezogen — wiflen.« 
Das Meining. Grundgef. v. 1829 beflimmte im $. 38. „Ueber: 
ſchüſſe in der Sammercaffe fallen ber freien Dispofition bes 
Herzogs zu und können, infofern bie Domainencaffe Feine 
Zuſchüſſe aus ber Landescaffe erhebt und wenn nidht die Um: 
flände und dringende Lebensbebürfniffe dem Souverain eine Verwen⸗ 
bung zum Nugen bed Landes anrathen, zu dem Schatullgut ge- 
zogen werben.« — Genauere Beftimmungen über die Verwendung 
der reinen Einkünfte aus den Domainen und NRegalien und fonftige 
Rechte ber Stänbe fo wie über die auf die Königliche Kaffe und 
die Landescaffe fallenden Ausgaben machte insbeſondere das Hannov. 
Landesverf. Gef. $. 136 bei Wiederherftellung ber bis zum Jahre 
1834 beftandenen Gaffentrennung. Mit ber Wiedervereinigung ber 
Caſſen durch das Verf. Gef dv. 5. Geptbr. 1848 (f. oben $. 209 
Note 2) mußten aber alle biefe Beflimmungen bes Landesverfaſſungs⸗ 
gefeges, insbefondere $. 140-145 und $. 161 von felbft wegfallen. 
Ueberhaupt ift das ganze Kapitel von ben Finanzen ($. 129-187) 
durch die $. 78—100 des Geſetzes vom 5. Septbr. erfeht worden. 
Dieß kann man jest wohl als die Regel betradyten, wenn auch bie 
Domainen in fo fern nicht für Staategut erflärt, als das Eigens 
thum ber regierenden Familie vorbehalten worden ift. 

Sanz beflimmt erkannte diefen Satz bes gemeinen Rechts aud) noch 
das Hannov Randesverf. Gefes an, indem es im $. 138 fagte: 
„Die Königl. Caſſe ift allein vom Könige abhängig unb wird nadı 
den von Ihm zu treffenden Anordnungen verwaltet. Da Ständen 
zur Beurtheilung der Frage, in wie weit ftänbifde 
Mittel zu den Landes: Ausgaben zu bewilligen find, von 
dem Zuftande der Königlihen Caſſe Kenntniß zu geben 
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4. Vermehrung und Verminderung, insbsfondere Weräufierung und 


Verpfändung des Kammer- und des Staatsgutes. 


a. Im Allgemeinen. 


. Dinfihtlih der Vermehrung der Subftanz und der 


Eintünfte ded Kammerguted und resp. ded Staatöguted war 
und tft der Landesherr natürlich unbefchräntt d. Manche Haus⸗ 
gefeße und Landes-Verfaſſungen haben aber ſchon früher Beſtim⸗ 
mungen barüber gemacht, welche Erwerbungen unbedingt mit 
dem Domanium (resp. Staatögute) zu vereinigen feien 2), welche 
in Ermangelung befonderer Dispofitionen demfelben accrescirten 3), 
und wie ed mit dem bei erlaubten onerofen Weräußerungen er: 
baltenen Surrogat zu halten fei 9). Im Zweifel und wenn 
vom Erwerber felbft nicht fchon eine Incorporation verfügt ift, 


ı) 


2) 


3) 


9 


iſt, fo ſol der allgemeinen Stände⸗Verſammlung bei Eröffnung eines 
jeden Landtags eine Veberficht der Einnahmen und Ausga— 
ben ber Königl. Eafle in den feit ber zunächſt vorbergegangenen 
derartigen Mittheilung abgefchloffenen Rechnungsjahren zugeftellt 
werben. 

Vergl. Mofer von der Lanbeshoh. in Sameralfachen. Kap. III, wel⸗ 
cher aber im $. 3 Hinzufegt: „Nur müffen die zu ergreifenden Mit: 
tel zu Verbefferung des Cameral⸗Weſens fo befchaffen feyn, baß fie 
denen Unterthanen, auch anderen britten Perfonen, an ıhren Ges 
rechtfamen unnadhtheilig, auch fonft vor Bott und ber ehrbaren Welt 
verantwortlich feyen.» — Vergl. au) Mofer, von ber Keichefl. 
kanden. ©. 273. 

So follen 3. B. nach bem Erbvergleich ber Herzoge Ehriftian Ludwig 
und Georg Wilhelm v. 10. Juni 1646 heimfallende gräfliche Lehen 
nicht wieder verliehen, fondern mit bem Kammergut vereinigt wer⸗ 
den. v. Liebhaber, Beiträge. ©. 107. 109. Vergl. auch 3. B. 
Schweiger, Öff. R. des Ghzth. S. Weimar. $. 25. Note 27 u. 
Meining. Grundbgefet. $. 39. 

Baier. Berf.-urk. Zit. IIL $. 1 (oben Th. J. $. 75. Rote 6. Th. II. 
$. 209. Note 2). Königl. Preuß. Edict v. 1713. Simon, preuß. 
Staater. Th. I. S. 307. 

Davon noch fpäter bei ber Veräußerung. 
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wird mit Rüdfiht auf den Grund oder Titel des Erwerbs und 
die dazu verwendeten Mittel die Entfcheidung zu treffen fein 5). 

1. Dad Verbot ber Veräußerung bed Kammerguts 
beruht auf einem boppelten 6) Grunde, nämlich: 

A. Auf dem Intereffe des berrfhenden Haufes an 
der Erhaltung bed Haudvermögend, als ber Grundlage und bes 
Hauptmittels ber Herrfchaft und des Anfehens und Glanzes der 
"Samilie. Die ift der Grund, weshalb nach und nad) in den 
meiften Haudgefegen und Familien-Statuten (au der 
jetzt mebiatifirten fürftlichen und gräflichen Häufer) das Familien- 
gut mit fideicommiffarifcher Eigenſchaft 7) belaftet und 


5) Heffen-Darmfl. Verf. urk. 9.8. „Bei künftigen Erwerbungen, 
wird nach dem Rechtstitel des Erwerbs feftgefest werben, ob 
fie zu bem Staats: oder bem Familien sBermögen gehören.« 

6) Zur Zeit des Reichs konnte als dritter Grunb auch das Intereſſe 
des Kaiſers als Reichslehnsherrn gehören, und alſo eine Veräu⸗ 
Berung aus diefem Grunde eine nichtige fein. Gegenwärtig kann nur 
bie Frage entfichen, ob bie frühere Lehnsqualität bei Beurtheilung 
ber Rechte ber Agnaten noch in Betracht kommen könne? Vergl. 
oben Th. I. $. 64 insbef. Note 10. i 

7) Ob die Regel des ältern Rechts, daß Erb⸗ oder Stammgut, d. 
h. was durch Familien Erbgang auf den Beräußernden gelommen 
ift und deshalb nicht ohne Einwilligung ber nächften Erben veräu: 
Bert werben follte, noch als gemeinrechtliche Hegel zu betrachten fei? 
darüber ift vielfach, geftritten. Vergl. überh. Mittermaier, deut 
ſches Private. Th. J. 9.167. Mof er, von ber Reichsſtände Landen. 
Bud) I. Kap. 18. $. 9 (©. 219 f-), wofelbft auch bie ältere Literatur 
angeführt if. Mofer leugnet bie Unveräußerlidykeit der Stammgüter 
und mit Recht, in fo fern dabei die Fortdauer des ältern Stammgutss 
foftems, als gemeinrehtlidher Kegel, behauptet wurde. Die 
Anerkennung particularrechtlicher Rechtsanſicht und Bamilien » Obfers 
vanz wird baburd) natürlich nicht ausgefhloffen. Mittermaier a. 
a. D.$. 158. Eine Mehrzahl von Beifpielen au sdrücklicher fis 
dbeicommiffarifcher Anordnungen und, bie Veräußerung vers 
bietenber, Hausverträge f. bei Mofer, von ber Reichsftände Landen. 
S. 227f. Deſterreich: Vertrag der Erzherzoge v. 10. Apr. 1578. 
urk. des Kaiſers Rudolph I. v. 10. Zul. 1688. Preußen: Dispo⸗ 
tion Könige Friedrich I. v. 1710. Edict Friebe. Wilhelms I. von 
der Inalienabilität derer alten und neuen Domainen = Güter v. 13 
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der freien Dispofition der nachfolgenden Inhaber entzogen wor: 
den iſt 8). 


B. Auf dem Interefle des Landes oder der Stände, in 


fo fern diefen, wegen der auf dem Kammergut laftenden Ber: 


8) 


Aug. 1713. Simon, preuß. Staatör. Tb. II. S. 307. Baiern: 
Vertrag zu Pavia v. 1329 und mehrere fpätere Hausverträge bie 
zum Erbvertrag zwiſchen Karl Theodor und Marimilian Joſeph v. 
1766 herab. Kräger, üb. Urfpr. und Eigenthbum ber Domainen. 
S. 108 f. Ueber Sadıfen, wo es an einer allgemeinen fibeicom: 
miffarifhen Dispofttion fehlt, f. Römer, churfähfl. Staater. Th. 
1. S. 271 f. — Braunfhweigsküneburg: Zeflament bes 
Herz0g8 Julius v. 29. Zul. 1589. Zeftament Herzogs Georg v. 20. 
März 1641, bei v. Liebhaber, Beiträge. 8.107 f. Bausvertrag 
vom 10. Dechr. 1636. Teſtament des (damaligen Herzogs, nachma⸗ 
ligen) Kurfürften Ernſt Auauft v. 23. Octbr. 1688, welches nach v. 
Liebhaber a. a. D. S. 110 verbietet, „ein Amt, Stüd, Gerech⸗ 
tigkeit, Intrabe des Herzogthums ober dazu gehörenden Lande ganz 
oder zum Theil (mit oder ohne Conſens der Landſtände) zu veräu⸗ 
Bern, widrigenfalls dergleichen Handlungen für nichtig zu haltenz« 
S. auch Hannov. Portfolio. Th. IL. S. 192. — Würtemberg: 
Zeftament Herzogs Lubwig v. 1587, Eberhard III. v. 1664, Garl 
Aleranders v. 1737. Mofer, v. d. Reichsſt. Landen. ©. 228 f. u. 
235. Heffen: Zeftament des Landgrafen Philipp v. 15625 heſſi⸗ 
Ther Familien⸗Vertrag oder f. 9. Brüdervergleidh vom 28. Mai 1568. 
Mofer a. aD. ©. 232f. Pfeiffer, Geſch. der landſtänd. Verf. 
&.62f. Raffau: Erbvertrag v. 1491. Mofer a. a. D. ©. 235. 
Schwarzburg: Erbvergleih v. 1713. Moſer aa. O. 8.234. — 
Zuweilen fprechen die Hausverträge in Fällen nothwendiger Veräu⸗ 


- Serung auh ein Vorkaufsrecht und bei Pfandfchaften bie Aus⸗ 


Iöfung zu. Vergl. den eben angeführten Shwarzburgifchen 
Vertrag. 

Häufig tritt das fibeicommiffarifhe Veräußerungsverbot in Verbin⸗ 
dung mit ber Untheilbarkeit bes Landes und ber Einführung ber 
Primogenitur aufs baraus läßt fi aber keineswegs das 
Berbot der Veräußerung bes Kammerguts folgern. In 


fo fern dat Mofer, v. d. Reichsſtände Landen, Recht, wenn er ©. 


237 die Annahme eines ftillfhweigenden Fideicommiſſes verwirft. 
Rur darf der Dispofition: »daß die Güter bei ber Familie erhalten 
werben follen,« bie Bebeutung eines Veräußerungs⸗WVerbots (mit 
Mofer a. a. D.) nicht abgefprochen werben.! 
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pflihtung zur Beftreitung der Landesbedürfniſſe und ber bloß 
fubfidiären Steuerverbindlichkeit der Unterthanen, daran liegen 
mußte, daß ber Beſtand bed Kammerguted erhalten werde. Da: 
her wurde in einer Mehrzahl alterer und neuerer Landeöverträge 
die Gültigkeit einer Veräußerung von der Zuftimmung der Rand: 
ftände abhängig gemacht 9). Die neuern Verfaſſungs-Ur⸗ 
Funden erkennen, infoweit fie überhaupt eine Veräußerung zu: 
laffen, ausdrücklich an, daß eine folhe Veräußerung von Kam: 
mergut (um fo mehr alfo von Staatögut), nur mit Zuftim: 
mung ber Stände gültiger Weife gefchehen könne 10). Aus 


9%) Mehrere Beifpiele von dergleichen Zufiherungen f. bei Mofer, von 
ber Reichsſtände Landen. S. 297 f. u. 307 fe. Bon Braunfhmw. 
Lüneburg f. au Strube, de Statuum prov. origine et praec. 
jur. 8. XVIU. (Observ. jur. p. 200 seq.). S. unten über Landesver⸗ 
äußerung. Bon Baiern, Breiheitsbrief v. 1402, bei Kräger.a. a. 
D. S. 120. — Würtemberg: Münfinger Vertrag v. 1482. Tü⸗ 
binger Vertrag v. 1514. Mofera. aD. ©. 309. — Heſſen: 
Erbvergleich v. 15668. Pfeiffer a a. D 863. — Braunfhw. 
Wolfenbüttel. Revers Heinrichs des Aeltern v.P1508. Reht⸗ 
meier’s Braunfcw. Lüneb. Chronik. S. 850. Landſchaftl. Privile- 
gien v. 1770 Art. 7. Pölitz, Europ. Verf. url. Th. I. S. 911. 
Dreußen: Eine Mehrzahl von hierher gehörigen Landesverträgen 
find gefammelt bei Simon, preuß. Staatsr. Th. U. ©. 317 f. 


10) Vergl. Baier. Verf. Urk., weldye in einem Kalle, Zit. II. $. 6, 
welcher Zit. VI. $. 18 noch einmal befonbers erwähnt wird, das 
Zuſtimmungsrecht der Stänbe ausdrücklich anerkennt. Ob ein Blei: 
ches in ben Fällen des Tit. IM. $. 6 anzunehmen fei, muß nach ber 
befondern Baffung der Baier. Verf. Urk. bezweifelt werden. Vergl. 
Spies, Beleuht. der Baier. Berf. Url. ©. 84. — Badiſche 
Verf. urk. 8. 58. — Würtemb. Verf. urk. $. 107. — Heffen: 
Darmft. Verf. ur. $ 7. — Goburg. Verf. Url. v. 1821 $. 76. 
Cob. Gothaiſch. Grundgef. v. 1852 8.117. — Meining. Grunb: 
gef. $. 45. Gef. v. 23. Mai 1849 Xrt.7. — Kurbeff. Berf. Urk. 
$. 142. Verf. Urk. v. 1852 $. 110. — Altenburg. Grundgeſ. $. 
18 u. das Edict über die Kinanz-Verwaltung — Königl. Sächſi⸗ 
Ihe Berf. url, $. 18. — Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 164. — 
Hannov. Grundgeſ. $. 123. Landes⸗Verſ. Geſet v. 1840 $. 130, 
erfest durch Verfaſſ. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 79. — Bons 
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der auf einem andern Grunde beruhenden Zuficherung der Un: 
theilbarteit und Unveräußerlichleit bed Landes, welde 
nur gegen eine Webertragung ber Landeshoheit gerichtet ift, 
tonnte ein ftändifches Einwilligungsrecht bei der Weräußerung 
von Kammergütern an fich nicht gefolgert werben 11). 

Es kann baher möglicher Weife eine Veräußerung nach bem 
Haudgefege gültig, vermöge ber Landesverträge aber ungültig 
fein und umgefehrt. 


8. 212. ($. 191.) 
b. Umfang ves Veräußerungsverbots. 


Das Veraußerungd=: Verbot umfaßt im Allgemeinen jede er: 
beblihe I), unter Aufhebung ber Pertinenz:Qualität 





—— — — 


dershauſ. Verf. Urk. $. 26 f. & 36. Oldenburg. Grundgeſ. 
Art. 210. Waldeck. Verf. url. $. 26 u. Anl. A. $. 3. 


1) &o folgt 3. B. aud) aus dem, was Schweißer, Öff. Recht. $. 120 
anführt, kein Zuftimmungsreht der Weimar. Landflände bei Veräu⸗ 
ferung von Kammergut. Auch bie neuern Verfafſſ. Urkunden trens 
nen meiftens bie Frage über bie Lanbeöveräußerung von der Veräu⸗ 
Berung des Kammers ober Staatsguts; 3. B. auch das Hannov. 
gandesverf. Gef. $. 1 u. $. 130 (anftatt des letztern Fphen jest Gef. 
v. 5. Septbr. 1848 $. 79.). 


1) Geringfügige Veräußerungen (alienationes rerum particularium mo- 
dicae quantitatis) find immer ausgenommen worden. Mofer, v. d. 
Reichsſtände Landen. &. 225. v. Kamps, Erört. ber Verbindlichk. 
S. 235. Neuere Berfaffungs » Gefehe beftimmen zuweilen als Aus: 
nahme von ber erforderlichen Zuftimmung des Landtags, daß eine 
Veräußerung einzelner Landftüde zur Beförderung der Landes⸗ 
cultur, Berichtigung zweifelhafter Gränzen im Inlande u. f. w. 
fattfinden könne. — „Mit Ausnahme geringfügiger Fälle“ fagt das - 
Cob. Both. Grundgef. $. 117. Doc fol die Regierung den Land⸗ 
tag bavon in Kenntniß fegen. Daß audy in Hannover geringfügige 
Veräußerungen nit an bie Zuflimmung der Stände gebunben find 
— ihre als allgemeine Bedingung hingeftellte Nützlichkeit (ober 
gefegliche Nothwendigkeit) vorausgefest — ergiebt fi daraus, daß 
auch das Geſet v. 5. Septbr. 1848 579 nur von ber „Beräußerung 
ganzer Domanialgüter ober bedeutender Rorften« fpridt. Das 
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(zur Landeshoheit) vorgenommene, willkührliche Verminde⸗ 
rung des weſentlichen Beſtandes des Kammergutes und der dazu 
gehörigen Nutzungsrechte durch bedingte und unbedingte 2) 
Verzichtleiſtung, oder Uebertragung der Subſtanz auf ein an⸗ 
deres Subject. Das Veräußerungs-Verbot bezieht fich daher 

I. nicht auf nothwendige Verfäußerungen, insbeſon⸗ 
dere nicht A. auf Abtretung von Beſtandtheilen des Staats⸗ 
gebietes mit dem dazu gehörigen Staats- oder Kammergut 
durch Friedensſchluß an einen andern Staat oder Regenten 3). 
Denn Sriedensichlüffe konnen überhaupt nicht, was ihren mate: 
riellen Inhalt betrifft, an eine Regel ded Staatörechtd gebunden 


Meining. Gef. v. 23. Mai 1849 Art. 7 nimmt alle Gegenftänbe 
aus, deren Schätzungswerth nicht die Summe von 5000 fl. über: 
fteigt. 

3) Deshalb findet man überall in ältern und neuern Gefegen bie Bers 
»fänbung an diefelbe Regel gebunden, wie bie Veräußerung im 
engern Sinne durch Verkauf, Schenkung ober legtwillige Dispofitios 
nen. Ginige neuere Verf. Urkunden, 3. 8. die Würtembergifcde 
6. 107, verbieten auch „die Befchwerung mit einer bleibenden Laft.« 
Der Ausbrud ift etwas fehr weit, dürfte aber doch die Gonftituis 
rung von Prädiale@ervituten fchwerlich umfaflen, weil fie „ben wes 
fentlidhen Beftand bes Kammergutes,« weldyen die Verf. Urk. er⸗ 
halten wiffen will, nicht vermindert. Noch weniger läßt ſich wohl 
mit Mohl, würtemb. Staater. Ih. I. S. 640. Rote 4 behaupten, 
baß bie Möglichkeit einer privatredhtlihen Erwerbung von Servitu⸗ 
ten durch AcquifitivsVerjährung beim Kammergut burd) jene Beſtim⸗ 
"mung ber Verf. Urk. auögefdyloffen werbe, befonders ba das Veräu⸗ 
ßerungs⸗Verbot keineswegs ein abfolutes ift.. Won „Befdjiverung 
mit Schulden und andern Laften« fpricht 3. B. auch bag Olden⸗ 
burg. Staatsgr. Gef. Art. 210. 


3) Als Beifpiel vergl. Mofer, von der Reichöftände Landen. &. 267 f. 
Mehr umfaßt ber Ausbrud neuerer Verf. Urkunden, wenn fie fas 
gen, das BeräußerungssWerbot beziehe ſich nidyt auf „Staates und 
Regierungshandlungen mit auswärtigen Staaten.“ HeffensDarmft. 
Berf. urk. F. 9. Roc weiter geht die Baier. Verf. urf. Tit. IU. 
$. 6. No. 1., welche „alle Staatshanblungen des Monarchen, weldhe 
— — mit Auswärtigen ober mit Unterthanen im Lande über Stamm: 
und Staatögüter vorgenommen werben ‚« bem Werbote entnimmt. 
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werben. Ebenſo fchon nach älterem Rechte B. nicht auf Fälle ei- 
ner factifch-nothwendigen Veräußerung, um den Zandesheren 
oder dad Land aus einer dringenden Gefahr oder Noth zu 
erretten 4), wobei aber ältere Haudgefeße die Dispofition auf 
VBerpfändung zur Sicherung der zu contrahirenden Schuld, 
oder auf Kauf mit Wiederkauf befchränfen. Wo aber die Stände 
nach der Berfaffung zu confentiren haben, muß das Dafein ei- 
ned folchen Nothfalles wenigftend nachträglich von ihnen aners 
tannt fein 5). Auch wird die Einholung des agnatilchen Con⸗ 
fenfes felbft in ſolchen Nothfällen wenigftens als rathfam betrach- 
tet werden müflen 6). Die bloße Erzielung eined Nugend 


4 Mofer, von ber Reichsſtände Landen. ©. 295. Pfeffinger, Vi- 
triar. illustr. Tom. III. p. 1357. — Aeltere Beifpiele von Heffen, 
Shwarzburg und Raffau f. bei Mofer a. aD. ©. 233 f. 
Das wichtigſte Beiſpiel einer Anerlennung dieſes Grundſatzes in 
neuerer Zeit liefert das Königl. Preuß. Edict u. Hausgefet dv. 6. 
Rov. 1809 $. 3. Mit. c. Simon, preuß. Staatsr. Th. II. S. 320. 


5) Stryck, de Statib. prov. abgebr. bei Mofer a. a. O. &. 295. 
Sondershäuſ. Verf. urk. $. 26. Eine Ausnahme macht das, mit 
der Befugniß zur augenblidlidy nothwenbigen Gontrahirung einer 
Staatsſchuld verbundene, Verpfändungsrecht. Vergl. 3. B. Säch⸗ 
ſiſche Verf. Urk. F. 20. Das Hannov. Geſetz v. 5. Septbr. 1848 
5. 97 ſpricht nur von Anleihen „auf ben Gredit ber Generalcaſſe⸗ 
ohne einer Berpfänbung zu gebenten. 


6) Königl. Preuß. Ebict v. 1809 $. 5. „Damit Über bie Krage: ob 
eine auf den Grunb bes $. 3. lit. c. wegen eingetretenen nähern Bes 
dürfniffes des Staats geſchehene Veräußerung oder Verpfändung 
wirklich in ber angezeigten Art nothwendig gewefen fei, kein 
Streit entftehe: fo foll die biesfällige Urkunde nicht nur von dem 
Souverain, fondern auch von bem Thronfolger und von dem ältes 
ſten Prinzen Unfers, von bes Königs Friedrich Wilhelm I. Majeftät 
abftammenden K. Hauſes vollzogen werben.“ Vergl. Übrigens auch 
die Berufung auf bie fouveraine Gewalt zur Aufhebung ber Unvers 
äußerlichleit bes Domaniums in der Ginleit. dieſes Ebictt. Das 
Meining. Grundgeſ. $. 45 fagt: „unbefchabet bes agnatiſchen Sons 
fenfes,« wobei aber nicht gerade von nothwendiger Veräußerung bie 
Rede ift. 


146 Staatör. d. Bundeöflaaten. — Regierungsrecdt. ($. 212.) 


(Berbeflerung der Staatöwirtbichaft) kann dem Nothfalle an fidy 
nicht gleichgeftellt werben 7). Keines Gonfenfes bedarf es dagegen 
natürlich C. in allen Fällen einer rechtlich nothwendigen Veräu⸗ 
Berung d. b. wo bie Veräußerung in Folge richterlichen Ur: 
theil8 oder allgemeiner gefegliher Beflimmungen ge 
fchehen muß, öder nicht verhindert werden kann, 3. B. bei Thei⸗ 
lungen, bei Abtretung von Grunbeigenthbum zu andern öffentli- 


mn 


7) Schon in ältern Hauögefegen ift zum Theil ber casus utilitatis ne= 
ben dem casus necessitatis erwähnt. Mofer a. a. D. ©. 233 f. 
Dabei ift wohl weniger an eine beffere Staatewirthfchaft, ale an vor: 
theilhaften Tauſch, und an Dispofttionen zur Förderung der Wohlfahrt 
bes Landes und bes fürftlicdhen Haufes gedacht. Das angef. Preuß. 
Edict und Hausgeſetz v. 1809 8.2 fagt allgemein: Es könnten, was 
die Domainen bes Staats betreffe, deren Ertrag zu ben Öffentlichen 
Ausgaben beftimmt fei, „jeberzeit nur die Bebürfniffe des Staats 
und die Grundfäse einer verftändigen Staatswirthſchaft 
darliber enticheiben, ob ihre Veräußerung — — nothwendig ober 
vortheithaft ſeiz⸗ allein im 6. 3 wird, abgefeben von ber unbes 
dingten Unzuläffigkeit einer Verſchenkung, doch ein Unterſchied zwis 
ſchen den größern Domainengütern unb geringern Beſtandtheilen des 
Domaniums (Bauerngütern, Mühlen, Krügen) gemadyt und der 
Grundfaß des $. 2 nur auf bie leßtern unbedingt angewendet. Si⸗ 
mon, preuß. Staater. Th. II. &. 3232. Auch neuere Verf. Urkuns 
den geftatten einzelne Veräußerungen, „welche, dem Staatszwecke 
gemäß, nach richtigen Srundfägen"ser Staatswirtbichaft, zur Bes 
förderung der Lanbescultur, oder fonft zur Wohlfahrt des Landes, 
ober zum Beften des Staats Aerars und zur Aufhebung einer nach⸗ 
theiligen Gelbftverwaltung vorgenommen werben.» &o wörtlich in 
der Baier. Verf. Urk. Zit. II. $. 6. No. &, wobei aber aud) ber 
Zuſatz: „in Kolge ber bereits erlaffenen Borfchriften« nod in Be: 
traht kommt. Badifche Verf. Url. 8.58. Wlrtemb. Verf. Urk. 
6.107. „RBeräußerung ober Austaufchung einzelner minder bebeuten- 
ben Beftandtheile zum MWortheile des Ganzen.» Meining. Grunbs 
gef. 45. Kurheſſ. Verf. url. 5.142. Braunſchweig. Landſch. 
Drbn. $. 165. Rach Hannov. Recht Landesverf. Geſet $. 131. 
Gef. v. 5. Septbr. $. 79 genügt einer Seite die Nfützlichkeit ber 
Veräußerung, fie muß aber anderer Seite auch bei einer von ben 
Ständen confentirten Veräußerung vorhanden fein. 


vu 
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den Zwecken, Ablofung von Dienften, Binfen, Zehnten und an: 
dern Gefällen nad Vorfchrift der f. g. Ablofungsorbnung 3). 


11. Bufolge des Zweckes bed Veräußerungs-Verbotes, eine 


fhädlihe Verminderung bed geficherten und unftreiti- 
gen Domanial-⸗Vermögens-Beſtandes zu verhindern, hat das 
Beräußerungd = Verbot, wenigftend vom hausgeſetzlichen 9) 
Standpunkte aud Feine Beziehung 19): A. auf Vergleiche im 
eigentlichen Sinne, fei es zur Abwendung ober Beendigung eis 


8) 


2) 


Diehrere von den neuern Verfaffungsgefegen, wie 3. B. die Badi⸗ 
ſche $. 58, die Darmftäbt. $ 9, Meiningſche $. 45, Säch⸗ 
fifhe $. 18, Braunſchw. $. 165, erwähnen bie Ablöfung von 
Gülten, 3infen, Zrobndienften, Erbleihen u. f. w. und auch von 
Leben ausbrüdih. Das Hannov. Grunbgef. v. 1833 $. 123, 
bann das Ranbesverf. Geſetz v. 1840 $. 131 und das Verf. Gef. v. 
1848 $. 79 gebrauchen ben allgemeinen Ausbrud: Weräußerungen 
der Subftanz können „nur in Folge gefeglicher Beftimmungen« (ober 
wegen ihrer Nüglichkeit) eintreten. Das Landeöverf. Geſet verwies 
babei befonders auf 8.35, bie Abtretung zu öffentlichen Zwecken be: 
treffend. Sobald die Domainen wirkliches Staatsgut find, wird na⸗ 
türlich in diefem Kalle von einer Enteignung ober EigenthumdsAb- 
tretung gar keine Rebe fein Eönnen, fondbern nur von einer andern 
Berwendung. 

Denn was bie Nothwendigkeit bes ſtändiſchen Gonfenfes betrifft, 
fo kömmt es dabei auf den Ausdrud ber concreten Verfaflungsbe- 
flimmung an, mwonad dann zu entfcyeiden fein wird, ob eine Dispo: 
fition ber fraglichen Art (A—E; aud III u. IV.), vorausgefegt daß 
fie überhaupt unter ben Begriff der Beräußerung ober Bela⸗ 
ftung fällt, der ftänbifhen Einwilligung bedurfte. Beſonders wich⸗ 
tig wirb es auch hierbei, ob und in wieweit dem Domanium die Ei- 
genfhaft von Staatsgut beigelegt ifl. Wo das ältere Verhältniß 
bes Kammerguts fortbauert, wird in allen diefen Bällen im Zweifel 
auch Feine ftändifche Einwilligung erforderlid fein. Wo dagegen 
nur das Eigenthum ber Ianbesherrlihen Bamilie vorbehalten, im 
Uebrigen aber eine burdhaus flaatsrechtlicdhe Controle begründet 
ift, wirb ſich die rechtliche Beurtheilung anders geftalten müffen. 

S. bef. die ſchon angeführten neuern Verf. Urk., worin die meiften 
ber folgenden Ausnahmen, wenn audy nicht alle neben einander und 
in gleiher Weife vorlommen. ©. au Sondershäuf. Verf. Urk. 
8.27 u. Klorencourt, Etwas üb. b. Veräußerung u. f. w. ©.63. 
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ned Rechtsſtreites wozu insbefondere auch der Fall einer Me: 
richtigung flreitiger Gränzen gehört; B. auf den bloßen Tauſch 
gleichartiger Vermögens = Gegenflände, alfo z. B. Grundſtück 
für Grundſtück 19; C. auf alle Veräußerungen, welche in das 
Gebiet der Verwaltung gehören, ober welche durch die Korbe: 
rungen einer verflänbigen Abminiffration geboten werben, 3. B. 
Früchte und andere bewegliche Sachen 12)5 D. auf die. Einräu⸗ 
mung perfonlidher Nugungdrechte gegen entfprechende 
Bergütung 13), oder zur Erfüllung einer vorhandenen Ber: 
pflihtung, 3. B. Beltelung von Witthum und Apanage; E. auf 
jede Erneuerung bed fchon früher in Beziehung auf eine Do: 
manialfache rechtmäßig begründet geweſenen Rechts verhältniſ— 
ſes, wie die Wieberverleihung einer res infeudari, villicari s. in 
empbyteusin dari solita 1%). Denn nur die Lehensherrlichkeit, 


11) Daß dabei die Behauptung einer Mebervortheilung ber landesherrl. 
Kammer ober bes Fiscus nicht die Nichtigkeit, fondern nur bie 
font im Rechte zuläffigen Mittel der Reftitution oder zur Re⸗ 
feiffion bes Geſchäfts begründen könne, verfteht ſich von felbft. 

13) Alienatio rerum particularium modicae quantitatis: Mofer, v. db. 
Reichsſt. Landen. S. 225. Kündigung von Domainen s Kapitalien: 
Hannov. Lanbesverf. Gef. $. 131. 

13) Deshalb ift auch die Begründung eines Erbpacht⸗Verhältnifſes gegen 
Bezahlung eines angemeffenen Locariums bem RVeräufßerungs : Wer 
bote nicht zuwider, wohl aber bie Begründung dinglicher Nutzungs⸗ 
rechte, wie 3. B. die Verleihung zu Lehen. Die Hausgefege und 
neuere Verf. Urkunden erkennen dieß indirect dadurch an, daß fie 
nur bie Wieberverleihung heimgefallener Leben geflatten. 

1) Diefe Befugniß wirb bem zeitigen Inhaber des Kammergutes fchon 
in ältern Hausgefegen bäufig ausdrücklich eingeräumt, z. B. in 
dem awifchen ben ſächſ. Häufern Erneſtiniſcher Linie abgefchloffenen 
Römpildber Receß von 1791 $. 55 ebenfo in Braunſchw. Lüneburg. 
Hausgeſeten: Grbvergleih v. 1646 Art. 33 (v. Liebhaber, Bei⸗ 
träge. S. 809): „Jedoch wollen wir abelihe, auch Bärgers und 
Bauerlehen, unb alfo bona subinfeudari solita, "gräßfiche Lehen ale 
lein ausgeſchloſſen, zu Leinen Zafelgütern machen, fonbern "wenn 
folhe zu Falle kommen, andern wohl verbienten Leuten wisberum 
conferiven und biefelbe bamit gebührlich beiehen.« Es iſt deutlich, 
daß hierin nicht bloß von einem Rechte, fondern fogar von einer 
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nebft den damit verbumbenen Rußungen, gehört hier zum Do: 
manium. 


Ferner findet dad hausgeſetzliche Veräußerungdverbot 
m. an fihb Peine Anwendung auf neue Erwerbungen 


(noviter acquisita), wenigftend fobald fie noch nicht dem Kam: 
mer= oder Staatögute incorporirt 15) oder nit blos Ent: 
[hädigung oder Surrogat 16) für abgetretene Domanial: 


15) 


Verpflichtung zur Wiederverleihung die Rebe ift (vergl. auch Mofer, 
v. d. Reichsftände Landen. S. 242 f.), im Gegenfaß 3. B. zu dem 
angeführten Römhilder Receß, welcher über heimfallende Lehen zu 
verfügen geftattet durch Wiederverleihung, Wererbung ad privatos 
ober durch Vereinzelung. Hiermit feheint die Beflimmung des Mei: 
ning. Grundgefeges $. 39 zufammen zu hängen, wonad zu bem 
Schatullgute aud heimfallende Lehen gezogen werben können. 
Auch andere, neuere Verf. Urkunden gedenken. ber Befugniß bes 
Landesheren zur Wiederverleifung heimfallender Eehen. Baier. 
Berf. url. Zit. IT. 8.5. Badiſche Verf. url. 8. 58. MWürtems 
berg. Berf. urk. $. 107. Darmftädt. Berf. url. F. 11. Kur 
beffifhe Berf. Urk. $. 142. ©. dagegen die Sädhfifhe Verf. 
Urt. $. 17. . 

Denn eine fideicommiffarifche Anorbnung bezieht ſich im Zweifel nur 
auf bas vom Disponenten Uebertragene, fobald es allen zukünftigen 
Erwerb der Succefforen nidyt ausdrücklich umfaßt, was 3.8. in Bes 
treff des Preuß. Edicts von 1713 und bes Hausgefebes von 1809 
noch bezweifelt werben kannz weshalb bie befondere Behandlung ber 
feit 1810 erfolgten Säcularifationen und ‚fonfliger neuer Erwerbuns 
gen durch bie Declar. dv. 6. Zuni 1812 und bie Werorbn. v. 9. März 
1819 fid) doch wohl rechtfertigen Taffen dürfte &. indeß Simon, 
preuß. Staater. Ih. I. S. 323 f. — Die bezieht fi) aber nur 
auf das agnatifche Einwilligungsreht. Denn im Verhältniß zum 
Lande oder Staate kann natürlich dem Landesheren bei neuen Er⸗ 
werbungen, welche ihrer Natur nach zum Staatsgut gehören, ober 
die er als Landesherr vermittelfi der Landeshoheit gemacht hat, 
überhaupt Fein willtührlicdhes Dispofitionsredht zu Privatzweden zu⸗ 
geſtanden werben, ohne Rüdfidyt ob Stände vorhanden find oder 
nit. Die Rechte des Staatsfucceffors zur NRevocation von Dispo⸗ 
tionen für bloße Privatzwede find hiervon unabhängig. 


16) Daß die agnatifchen Rechte bei einer Weggabe gegen Entfchäbigung 


oder einem Austaufch gleichartiger DObjecte fich auch auf das Surro⸗ 
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Beftandtheile find. Sedenfalld kann das agnatifche Einwilligungs- 
resp. Revocationsrecht 

IV. nicht auf die Begründung verfaflungsmäßiger Beſchrän⸗ 
tungen in Betreff der Verwaltung und Berwendung de 
Kammerguts bezogen werden, fobald ed dabei nur feiner rechtli- 
chen Beſtimmung nicht entzogen und eine wirkliche Aenderung 
des Eigenthumg = Berhältniffes nicht vorgenommen wird 17). 

V. Eine in der ältern Theorie gewöhnliche Annahme 18) 
geht darauf, daß felbft eine unentgeltliche Veräußerung von ein= 
zelnen Beftandtheilen des Staats- oder Kammergutd ald gültig 
zu betrachten fei, fobald fie, propter bene merita, zur ent: 
fprehenden Belohnung ausgezeichneter Verdienſte um 
den Staat oder den Landesherrn, vorgenommen wurde 19). 


— — — 





gat erſtrecken und -biefes Überhaupt auch in ſtaatsrechtlichen Bezie⸗ 
hungen die Natur des weggegebenen Objects annehme, darf man als 
ein allgemeines, natürliches, vielfach auch poſitiv-rechtlich anerkann⸗ 
tes Princip anſehen. Daher betrachtete es auch der Reichsdep. 
Hauptſchl. v. 1803 8. 45 ale etwas ſich von ſelbſt Verſtehen⸗ 
des, »daß Familien-Succeſſionsrechte von jenſeits rheiniſchen und 
ausgetauſchten Beſitzungen auf die Entſchädigungs⸗ und eingetauſch⸗ 
ten Beſitzungen als Surrogate übergeben.» Dieß Princip läßt 
ſich daher unbedenklich auch auf ſpätere Beſitz-Austauſchungen deut⸗ 
ſcher Fürſten, beſonders in den Jahren 1814 bis 1816 anwenden. 
S. auch $. 213. Ro. 1. j . 

7) Nach dieſem Princip ift die Gültigkeit der Beflimmungen neuerer 
Berfaffungs: Urkunden oder Grundgefege über die Berwaltung und 
Verwendung des bisherigen Kammerguts, Bereinigung ber 
Kammer: und Lanbescaffe, Beflimmung einer gewiffen Summe 
für den fürftlihen Unterhalt, fländifche Rechte bei Beräußerungen 
u. f. w. zu beurtheilen. Vergl. Mofer, v. ber Landeshoh. in Gas 
meralfahen. Kap. II. $. 13 f. 

18) Vergl. Pfeffinger, Vitriar. illustr. Tom. IU. p. 1068. Ro, 8. und 
die baf. Angeführten. Lipoosky, Ungrund der Domänen. L ©. 76. 

19) Bei neuen Erwerbungen hatte dieß weniger Bedenken, weshalb ſich 
auch gegen die Bültigkeit der in Preußen „in Beziehung auf bie 
glorreichen Ereigniffe der Jahre 1813, 1814 und 1816“ in ben neus 
ober wiedererworbenen Provinzen gemachten Donationen (Berorbn. 
v. 9. März 1819 8 4) wenig einwenben ließ, obwohl ber König a. 


. 
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In den Hauögefegen und neuern Berfaflungs = Urfunden ift aber 
davon nur bei der Wiederverleihung heimfallender Lehen die Rebe 
(vergl. Note 18) und der Fall an fich nicht dazu geeignet, um 
darüber hinaus den nach der Haus: und Landeöverfaffung noth: 
wendigen Gonfend der Agnaten und resp. der Landſtände zu 
umgeben 20). 


$. 213. ($. 192) 
c. Uechtliche Solgen einer Veräußerung. 


1. Sn allen Fällen einer erlaubten, onerofen Beräu: 
ferung von Staats- oder Kammergütern muß der Betrag der 
Segenleiftung oder dad Surrogat, infoweit ed nicht burd) 
den Veräußerungsgrund felbft confumirt wird, ber Beftim: 
mung ded Domaniumd gemäß verwendet unb nad ber 
befondern Vorſchrift der Haus: ober Werfoflungsgefege zur Er⸗ 
gänzung des Grundſtocks benugt werben I). Iſt dieß nicht ge: 


a. D. boch zugleich die Zuſicherung ertheilte, den auf dieſe Wuſe 
bem Domanium entzogenen Güterbeſtand durch Einziehung heimge: 
fallener Lehen zu erfegen. 

20) Gin älteres Beifpiel, wo bie Pommerfhen Landſtände diefen 
Grund nicht gelten laffen wollten, bei Mofer, von der Reichsftände 
Landen. &. 304. 305. Vergl. bazu noch Pfeffinger, Vitrlar. il- 
lustr. Tom. HI. p. 1351 seq. — Die Baier. Berf. url. Zit. III. 

-8. 5 ratihabirt theils die bisher zu Belohnung vorzüglicher dem 
Staate geleifteter Dienfte verlichenen Leben, Staates Domainen und 
Renten, theils geftattet fie auch für die Zukunft dem König, zu 
Belohnung großer und beffimmter dem Staate geleifte- 
ter Dienfle, Staatös Domainen und Renten in ber Eigenſchaft als 
Mannlehen ber Krone zu verleihen; forbert aber bazu ausdrücklich 
und wieberholt (Zit. VIL $. 18) bie Zuftimmung ber Stände. 
Der Einwilligung dee Agnaten bedarf es aber hier gewiß nidyt, ba 
fie die Verf. Url. anerfannt haben und biefe nichts bavon fagt, mit« 
hin auch eıne Berufung auf bie fideicomm. Haus sPragm. v. 1804 
nicht Statt findet, bie Annahme eines Miteigenthumsrechtes ber 
Agnaten aber (v. Moy, baier. Staater. I. &. 148) auf einer wills 
kührlichen, die Nechte des Königs verlegenden, Suppofition beruht. 

1) Beier, Berf. Urk. Zit. IL 8.7. „In allen diefen Fällen (bes $. 6) 
bürfen jedoch bie Staatseinkänfte nicht gefchmälert, ſondern es foll 
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fcheben, fo kann zwar die an fich gültige Veräußerung nicht re- 
vocirt, wohl aber ber Anfpruch gegen die nach privatredhtlichen 
Srundfägen zum Erſatz verpflichteten Subjecte, in&befondere ge: 
gen den Privat Nachlaß des Beräußernden, verfolgt werden. 

11. Hausgeſetz- oder verfaffungswidrige Beräußerungen von 
Staats- oder Kammergütern find nichtig und können vom Lan⸗ 
desherrn 2) widerrufen werden, ohne daß dem Erwerber, fo 





ale Erfaß entweder eine DominicalzRente, wo möglidy in Getraide, 
dafür bedungen, oder ber Kauffchilling zu neuen Erwerbungen ober 
zur zeitlichen Aushülfe des Ecdyuldentilgungsfonde, oder zu andern 
das Wohl des Landes bezielenden Abfichten verwendet werben.“ — 
Aehnlich: Badiſche Verf. urk. 8.58. S. auch Würtemb. Verf. 
url. $. 107. Heffen:Darmft. Verf. url. $. 9. 10. Meining. 
Grundgef. $. 45. Kurheſſ. Verf. urk. $. 142. Sächſiſche Verf. 
uek. 8. 18. „Was durch eine foldye Veräußerung — erlangt wird, 
nimmt die Eigenſchaft bes veräußerten Gegenftandes an und tritt an 
beffen Stelle.“ Braunſchw. Landſch. Drbn. 6. 165. „Wird eine 
Ablöfung — — oder eine Veräußerung einzelner Theile bed Kam: 
merguts im gefeglichen Wege befchloffen, fo ift gleichzeitig verfaf- 
fungsmäßig über die nügliche Verwendung der eingehenden Gelber 
Borforge zu treffen. Kür Hannover machte fon das Gtaate- 
grundgeſ. $. 123, dann das Kandesverf. Geſetz $. 131, die Beftim: 
mung, daß in allen Veräußerungsfällen bad Aequivalent als Theil 
des Vermögens von felbft an bie Stelle bes veräußerten Gegenftanbes 
trete, mit weiteren fpeciellern Feftfegungen. Das Landesverfaffungss 
Geſetz traf auch nody im $. 148 die Verfügung, daß die für die Als 
lIodification Königliher Lehen eingelommenen und Fünftig eingehen⸗ 
den Renten und Gapitalien in eine abgefonderte Gafle, über weldye 
der König ausfchließlich verfüge, fließen follten. Diefe Beflimmung 
ift nit in das Verfaffungs-Gefeg von 1848 übergegangen. Letzte⸗ 
res beichräntt fi im $. 79 auf die Beflimmung: »„das Aequiva⸗ 
lent (einer in Folge gefehlicher Beflimmung ober wegen ihrer Nütz⸗ 
lichkeit eingetretenen Veräußerung) foU mit dem Krongute wieber 
vereinigt und deſſen Anlegung oder Verwendung, weldye jeboch für die 
Dauer im Königreiche geſchehen muß, auf eine fidyere und einträgliche 
Art fofort befhafft werben.a — „Ueber Veränderungen biefer Art 
fol ber Stänbeverfammilung in jeder Diät eine Nachweiſung mitge- 
theilt werden. — Vergl. aud) Didenburg. Grundgefes Art. 210. 
2) Richt bloß vom Nachfolger (vergl. überh. d. Kampp, Erört. der 
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lange die Nachweiſung einer versio in rem nicht befchafft ift, 
ein Erfag geleiftet zu werden brauchte 3). Mit der ordentli— 
hen Berjährung fann ſich der Beſitzer nicht fchügen, wohl muß 


aber 


gemeinrehtlid, die im römiſchen Rechte bei Staats: 


und Privatgütern des Regenten anerkannte Aljährige Verjährung 
als zuläffig betrachtet werden, fowie auch bie f. g. unvordenk—⸗ 
liche Verjährung einen Aufruf des Befipftandes ausfchließt *). 


3) 


4) 


Verbindlich. u. f. w. ©. 235 f.), wie bie Meiften (3. 8. auch Klü— 
ber $. 333) fagen, fonden auch vom Beräußernbden felbft. 
Eine andere Frage ift natürlich, inwiefern der Weräußernde dem 
Acquirenten nah privatrechtlichen Grundſätzen Entihäbigung 
zu leiften habe. Non einer vevocatorifchen Klage der Agnaten kann, 
da fie feine Miteigenthümer bes Kammerguts find, Feine Rede fein. 
— 6. überh. Mofer, von ber Reichsſtände Landen. B. I. Kap. 
XIX., wofelbft aud) ältere Literatur. 

Aeltere und neuere Gefebe Tprechen bieß noch unbebingter aus. Kö⸗ 
nigl. Preuß. Edict vom 13. Aug. 1713. „— auch der jedesmalige 
König in Preußen — befugt und berechtigt fein fol, bergleichen 
Alienationes zu revociren, — — ohne daß er fchuldig fei, deshalb 
dem Detentori einige Erftattung zu thun.« Vergl. Fiſcher, Lehrs 
begr. ſämmtl. Kameral⸗ u. Polizeiredhte. TH. II. $. 742. Bon den 
neuern Berfaffungs= Urkunden fagt die Braunſchw. Landfch. Ordn. 
$. 164 ausdrüdtich: „Veräußerungen ohne fländifche Zuftimmung 
find nichtig; der Käufer hat weder gegen den Landesfürften, noch 
gegen eine Öffentliche Behörde ein Klagereht auf Rüdzahlung des 
gezahlten Kaufgelbes, fondern er Tann fidy nur an die Perfonen hals 
ten, mit denen er contrahirt hat. Selbſt in bem Falle, daß die 
von ihm gezahlten Münzſtücke in einer öffentlichen Gaffe noch vor⸗ 
handen wären, Tann er foldhe nicht vindiciren.« 

L. 14. Cod. de fund. patrimon. (XI. 61) — Gin Grund, weshalb 
bier das römifche Recht nicht anwendbar fein follte, ift durchaus 
nicht erfihtlih. Bergl. Mofer, von der Reichsſtände Landen a a. 
D. 8. 7. (S. 357 f.) Fiicher, Lehrbegr. a. a. D. $. 748 u. dage⸗ 
gen Unterholzner, Werjährungstehre Th. I ©. 186 f. bei. ©. 
191, wo aber die behauptete „Ausfchließung der Verjährung bei 
Landfchafte- und Kammergütern,“ bem Zufammenhange nad), nicht 
auf die 40jährige Verjährung zu beziehen iſt. Verſchieden davon ift 
die nicht felten damit vermengte Frage über bie Berjährung ber Ho: 


heitsrechte, oben &. 133. Note 6 S. auch J. P. Kress, Vindi- 
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Auch kann die urfprünglice Ungultigkeit der Weräußerung durch 
eine fpätere in verfaffungsmäßiger Form ertheilte Ratihabition 
gehoben werden. Inöbefondere find mehrfach zur Regulirung ei⸗ 
ned beflimmten Beſitzſtandes gewille, gegen weiter zurückgehende 
Mevocationen fichernde, Normaljahre feftgefegt worden 5). 


$.214. (6. 192.) 


III. Bon Staatöleben. Lehenshoheit und Lebens: 
berrlichfeit; Allodification. 


% 3. Mofer, von der beutfchen Lehnsverfaffung. Stuttg. u. Leipz. 1774. 
M. H. Gribner, de dominio directo in territorio alieno. Viteb. 
1717. — M. 3. Behr, Verſuch einer allgemeinen Beflimmung 
des rechtlichen Unterſchieds zwiſchen Lehnherrlichleit und Lehnho⸗ 
beit. Würzb. 1799. — J. C. Rau, de superiori inferioris vasalio. 
Lips. 1801. — Vergl. au v. Hohnhorſt, Betrachtungen über 
bie Allodification der Lehen in Deutfchland, vorzüglich in ben Staa= 
ten des Rhein⸗Bundes; in Srome u. Jaup’s Bermanien. -Band 
III. &. 247 f. u. 463 f. Bo. IV. ©. 89 f. (befonders den Einfluß 
der franzöf. Gefedgebung auf den Lehnsverband in Deutfchland be: 
treffend). &. auch baf. Bd. IV. ©. 286 f. 

ueberhaupt def. Häberlin, Handb. des deutfch. Staatsrechts. Th. IH. ©. 
303 fe Klüber, Öffentl. Recht. Kap. XVII. $. 6534-514. 


k Die im Mittelalter faft alle öffentlichen und Privat-Ver⸗ 


— — — — — 


ciae justitiae judicii recuperatorii a Princip. Guelficis — exereciti. 
Heimst. 1736. Mofer, v. d. Reicheftände Landen. S. 251 bemerkt. 
bazu: „Gr bat bei dem Publico wenig Ehre bamit eingelegt.“ ©. 
auch daf. S. 264. Selbſt gegen die unvordenkliche Verjährung ift 
gerichtet: S. P. Gasser, de memoria initii contra Praescriplionem 
immemorialem, praecipue Regalium et Domaniorum. Hal. 1722. 
&. dagegen Instrum. pac. Osnabr. Art. V. $. 27. 

5) Vergl. 3.8. im Medlenburg. Erblandesgrundvergleich. von 1765 
6. 449 f. über ertheilte Allodificationen (Mofer, von den Keichsſt. 
Landen. S. 245 und ebendaf. $. 96—99), über Domainen, welche 
zu den ritterfchaftlichen Gütern gelommen u. umgelebrt (bei Mofer 
a. 0. O. S. 2381) ©. auch Fiſcher, Lehrbegr. fämmiliher Kame⸗ 
ralrechte. Th. II. 5. 746 und Generals Donatione= und Beſtätigungs⸗ 
Patent Kriedriche des Großen v. Il. Septbr. 1776. Fiſcher a. a. 
D. 8. 748. — Klüber, öff. Recht. $. 333. Not. g. 
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hältniffe in Staat und Kirche umfchlingende Lehensverfaffung 
war in Deutfchland zur Beit des Reihe von der größten Bedeu⸗ 
tung. Nur wenige Beſitzungen waren allodial !). Die Mehr: 
zahl der Xerritorien war reihölehnbar, in fo fern die Landes: 
hoheit mit ihren Pertinenzien entweder unmittelbar (Reiche: 
leben fchlehtmweg), oder mittelbar Meichsafterlehen, 
subfeuda imperii) zu Lehen getragen wurde 2). Andrerfeits ſtan⸗ 
den die verfchiedenen Stände in den Territorien in Betreff 
ihrer Grundbefigungen und Gerechtfame theild zum Landesherrn, 
theild zu ihren Mitftänden und Dinterfaffen regelmäßig in lehn⸗ 
rechtlichem Verhältniſſe, befonderd auch in Beziehung auf ver: 
liehene Hoheitsrechte, fo daß auch bier wieder Lehen und 
Afterlehen in den mannichfachſten Abftufungen vorfamen. End⸗ 
lich befanden fi die Reichsftände felbft zu einander häufig 
im Lehns-⸗Nexus. Die NReihslehensherrlichkeit gebührte 
dem Kaifer, im Ganzen ohne Concurrenz der Reichsftände; Doch 
machte die Wahlcapitulation verfchiedene einfchranfende Beſtim⸗ 
mungen 3). 
1. Die Auflöfung ber beutfchen Reichöverfaffung mußte in 
fo fern einen erheblichen Einfluß auf die bisherige deutfche Lehns: 
verfaffung ausüben, als bei allen unmittelbaren NReichölehen der 
Lehnönerus zum Reiche erloſch, mithin auch bei Reichsafterle: 
ben die Lehnbarkeit der Lehnberrlichfeit aufhörte ). Dagegen 


I) Burchh. Gottl. Struvii Com. de allodiis imperii. Jen. 1734. 

2) Unterfchied zwifchen (Reichs- und Zerritoriat) Thronlehen unb 
tleinern oder geringern Leben. Häberlin a. a. D. ©. 304 f. 
u. 31 fe Leif, Staater. $. 52, — Ueber die Lehneverbältniffe 
von Braunſchweig Lüneburg zum Reiche f. v. Liebhaber, Beiträge 
zur Grört. ber Staatsverf. Abh. I. 

8) Belond. Wahlcap. Art. Xi. ſ. Leift, Staatsr. $. 51. 52. Ueber 
den Heimfall und die Wiederverleihung von Reichslehen ſ. oben ©. 
418 u. Häberlin a. a. D. ©. 335 f. — Beſtimmung ded Reidye: 
bep. Hauptſchl. v. 1803 40 über bie bisher von Lehnhöfen des lin⸗ 

° ten Rheinufers velevivenden Lehen auf dem rechten Rheinufer. 

4 Kiüber, dff. Recht. $. 538. ©. über diefen Sag und resp. die 
Richtanerlennung beffelben in einzelnen Staaten, in dem die Sou⸗ 
veräne fih hier als Nachfolger von Kaifer und Reid) gerirten, oben 
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wurde in den beſtehenden Zerritorial= Lehensverhält: 
niffen an fi nicht3 geändert, was auch die Rheinbundss 
Acte in Betreff der Mediatifirten durch Vorbehalt ihrer droits 
seigneuriaux et feodaux (Art. 27) anerkannte. Doc wurde 
der bisher beftandene Lehnsnexus der fouverain gewordenen Reiche: 
flände zu einander 5) und bie Kehnöherrlichkeit von Unterthas 
nen (mithin auch der mebdiatifirten Zürften und Grafen) dem 
Landeöheren gegenüber, ald dem Wefen ber Souverainetät wis 
derftreitend, meiftend ausdrücklich für erlofhen erklärt und ber 
Verzicht ded Art. 34 der Rheinbunddacte haufig aud auf die 
Lehnöherrlichkeit bei Feudis extra curtem bezogen 6). Daß bie 
Lehenshoheit, als Beltandtheil der Staatögewalt, insbeſon⸗ 
dere was Gefesgebung und Gerichtöbarkfeit über alle im Staats: 
gebiete belegenen Lehen betrifft, nach Auflüfung des Reichs nur 
den fouverain gewordenen vormaligen Reichsſtänden gebühren 
fonnte, verfland fi) von ſelbſt. Ihr Zufammentreffen mit der 
Lehenäherrlichkeit über alle Staats- oder Kammerlehen in 
derfelben Perfon, wurde aber, ungeachtet ihrer ganz verfchiedenen 
(bei jener ſtaatsrechtlichen, bei diefer privatredhtlidhen) 


Th 1. 8.37. Note 12. Auch erklärte die Rheinbundsacte Art. 27 da⸗ 
dur, daß fie den Mediatifirten ihre Domainen „comme propriete 
patrimoniale et privée“ erhielt, diefelben für frei vom Lehnönerus. 
&. jedoch über die verſchiedene Erklärung diefer Ausdrüde: Crome 
und Jaup's Germanien. Bb. IL. ©. 157 f. — Vergl. aud) Boll: 
graff, die deutſch. Standesherrn. ©. 247 f. 

5) Bedeutung des Art. 34 der Rheinb. Acte f. oben Th. I. $. 36. ©. 
150 f. u. die Literatur daſ. Note 13. Lehensverbinbungen zwiſchen 
rbeinifchen Bunbesfürften und foldyen, die nicht dazu gehörten, wurs 
den natürlid) davon nicht betroffen. Beifpiete von hierher gehörigen 
Verzichten und andrerfeits Vorbehalten f. im Preßburger Fries 
den Art. 15 u. Wiener Gongreßacte Art. 18. 19, Klüber, Öff. 
R. $. 541. — Ueber bie allgemeine Frage, ob ein Lehnsnexus 
für den Bafallen mit der völkerrechtlichen Souveränetät vereinbar 
fei? f. H G. Scheidemantel, de nexu feudali inter gentess Jen. 
1767. Klüber, Europ. Völkerrecht. $. 22. Heffter, das Europ. 
Völkerrecht der Gegenwart. $. 22. 

6) ©. oben Th. I. $. 36. Note 26. 
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Grundlage, ein Mittel zur Erweiterung und Zeftflelung der 
lehnsherrlichen Rechte des Landesherrn. 

11. Die Staats- oder Kammerlehen, oder die Lehns⸗ 
berrlichfeit über diefelben, verbunden mit dem eventuellen Heim⸗ 
falörecht, bilden einen Beftandtheil des Staats- ober Kammer: 
gutd, und ed gelten daher, was Eigentbum, Verwaltung, er: 
wendung und Veräußerung betrifft, in fo fern nicht in den Pars 
ticular⸗Geſetzen etwas Befondered oder Abweichendes feftgefest ift, 
die allgemeinen Grundfäge. Insbeſondere fällt die Lehens-Al⸗ 
lodification, vermöge welcher die Proprietätds und die aus 
der Lehenstreue entipringenden Rechte ded Lehensherrn an den 
Bafallen abgetreten werden, unter den Begriff der Veräußerung. 
Megen der befondern Grundlage und weitern Entwidelung des 
Lehensgerichts ald curia parium 7) wurben aber die Lehenhöfe 
bei der Organiſation der landesherrlihen Behörden mit einer 
gewiffen Selbitftändigfeit, wenigſtens als befondere Abtheilungen 
der landeöherrlihen Regierung oder Kammer, zur Entichei- 
dung von Lehenäftreitigfeiten (causae feudales) und zur Ausübung 
der nicht ſtreitigen lehensherrlichen Gerechtfame beibehalten. In 
der neuern Zeit ift die Lebens = Allodification auch bei Staats: 
und Kammerlehen durch befondere Geſetze begünftigt 8), und zus 


7) C. G. Biener, de origine jurisd. feud. Lips. 1780. Haus, üb. 
den wahren Grund der lehnsherrl. Gerichtsbarkeit. Würzb. 1793 u. 
Eichhorn, deutfhe St. u. Rechtsgeſch. Th. II. $. 303 (S. 448 f. 
der 5ten Ausg... Deffen Eint. in das deutſche Privatr. $. 215. 

8) Vergl. über die Schickſale bes Lehnsinftituts u. bie Aufhebungsgefege 
aus der Zeit des Rheinbundes v. Hohnhorſt in der Zeitſchr. Gers 
manien a. a. O. Beier. Ebict. v. 7. Zuli 1808. Verordn. v. 17. 
Apr. 1807 u. 18. Aug. 1815. Badiſches Ebdict v. 22. Juli 1807. 
8.15 und Verf. Url 8.58. Weber Württemberg f. v. Mohl a. 
a. O. Th. I. S. 523 f. Heffen-Darmft. Erklär. v. 7. Mai 1808. 
Verf. url. $. 9. Coburg. Berf. url. $. 17 (vergl. Meining. 
Brundgef. $. 13). Kurheff. Verf. Urkunde $.142.(?) Brauns 
Khweig. Landſch. Ordn. $. 37. Ediet Carl Wilh. Yerbinands v. 
1. Mai 1794 $. 14. Das Hannov. Staatsgtunbgef. v. 1833 $. 29 
fiherte ein Lehnsallodificationdgefet zu, was aud) fpäter (Geſetz v. 
13. April 1836) erlaffen worden if. Die Beltimmung des $. 148 


355 Staatsr. d. Bundes ñaaten. — Regierungsrecht. $. 214., 


gleich der aumabligen Aufbedurg ter Lebasverbaltnine, welche 
ihre früßere Bedeutung im Verbältniß sum Lebensberrn gänzlich 
verloren baben, der Weg gebabnt. 

IV. Auch La, wo der Lebnsberr noch das Waffen: und 
Kriegsrecht bat, wie bei Thronleben, iſt Doch tie Verpflichtung 
tes Baiallen zur Leitung von Kriegstieniten ſchon 
langit auser Gebrauh und fonnte mit der Aufhebung des Feb: 
derechts um jo weniger bei Privatleben forttauern. Sn fo fem 
nun eine Goliiion zwiiten Lebens- und Untertbanspflichten nicht 
mehr vrorfommen wird und das ganze Berbältnig eigentlich pri: 
vatrechtlicher Natur iſt, wird ſich das particularredtliche Verbot, 
inländiſche Befizungen einem auswärtigen Souverain zu Lebn 
aufzutragen oder von ihm zu empfangen, nicht als ein der Na⸗ 
tur ber Eache entnommener, allgemein gultiger Ea& betradten 
laflen ?). 


Dritter Eitel. 


Don den Steatöfchulden. 


I. 3. Mofer, Staaterekt. Th. XXI. ©.459 f. Ih. IXIV. Derfelbde 
v. dem reichsſtändiichen Schuldenweſen. Frankf. u. Leipz. 1774. 
17755 von der Neiteitinde Landen Bud VI. ven Landesſchulden), 
&. 1357 ff.; von der Landeshebeit in Gameralfachen (Kap. IV. von 
denen lantesterrl. Gameralihulden), ©. 61 f.; perſönl. Staatör. 
35.1. Z. 117. 129 562. — Strube. de collectar. et aerar. 
provinc. origine {Observ. jur. No. II.) 8. VIER. — IN. Bi- 
schoff, orat. de aere principum alieno. Helmst. 1794. — (v. 
Klorencourt), Etwas über bie Beräußer. u. Berfchulbung ber 
Kammergüter. Helmft. 1795. — Ueber die Natur und Abtragung 
der Etaatsfchulden Frankf. a. M. 1801. — Ueber das öffentliche 
Echuldenwefen. Leipz. 1810. — Vergl auch die, meiftens bier 
einfchlagende,, Literatur über bie Verbindlichkeit des Regierunge- 
Nachfolgers aus den Handlungen bes Vorgängers, und der Band: 
lungen eines Zwiſchenherrſchers, oben Th. I. $. 76. 77. 78 und auch 


— — — — — 


des Landesverfaſſungsgeſetes iſt in Folge der ſtändiſchen Erklärung 
im Begleitſchrelben v. 6. Juli 1848 nicht in das BVerfafſ.⸗Geſetz v. 
5. Septbr. 1848 aufgenommen. Bergl. 8. 213. Note 1. 

„7 Klüber, Öff. Redt. $. 542. 
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die bei v. Kampp, Grört. ver Verbindlichkeit u. f. w. S. 126 f. 
recenfirten, befonders hierher gehörigen Schriften, unb dann baf. 
S 22. 

Klüber, öffentl. Recht. $. 339. 340. $. 401. 


$. 215. (6. 198.) 


I. Unterfchied zwifchen Sammer: und. 
Landesſchulden. 


I. Die unbezweifelte Befugniß des Staats, zur vorläufigen 
Deckung vorhandener Staatsbedürfniſſe Schulden zu contrahiren 
und insbeſondere Geldanleihen zu machen, war ſchon zur Zeit 
der Reichsverfaſſung nicht blos in Beziehung auf das deutſche 
Reich 1) in Uebung, ſondern auch in den Territorien war davon 
befonderd feit dem 16ten Jahrhundert der häufigfte Gebrauch ge: 
macht 2). Da aber die Landeshoheit mehr ein Agregat biftorifch 
entwidelter Regierungsrechte und wegen ber privatrechtlichen 
Srundlage berfelben die Beftreitung der Koften ihrer Ausübung 
zunächſt ald Sache des Landesheren zu betrachten war, wobei die 
Stände und Unterthanen überhaupt, wenn beffen Einkünfte aus 
den eignen Kammergütern nicht außreichten, in Anfpruch genom: 
men wurben, fo erflärt fih, wie es zunächft bloß landesherr: 
liche und resp. Kammerfchulden gab, welchen dann die von 
den Ständen contrahirten oder übernommenen Landesſchulden 
in derfelben Art ald Schulden verfhiedener verpflichteter 
Eubjecte gegenüber flanden, wie ed überhaupt hinfichtlich des 
Landesherrn und bed Landes, wegen der mangelnden Abfonderung 
ded fürftlihen (Privat:) Haushaltd von dem Staatshaushalte, 


1) Rach der befondern Art, wie fid) die Reichſsregierung entwidelt hatte, 
fonnte freilich faft nur bei einem Reichskriege von der Nothwendigs 
keit einer Reichsſchuld die Rede feyn, in welcher Binfiht 3. 8. 
noch die Schulden ber f. 9. Reichsoperations-Caſſe in Be- 
tracht kommen. Mehr Beranlaffung war nody zu Gchulden der 
Neichskreiſe. S. von der Anerkennung berfelben bei und nad) 
Auftöfung des Reiche oben Sh. J. $. 37. $. 4. 

2) Ueber die Urfachen der Ianbesperrlicen Schulden f. 5. B. Mofer 
von der Landeshoh. in Cameralſachen. ©. 62. 5 
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mit ihren gegenfeitigen Pflichten der FZal war 3). Dabei war 
ed ein, wenigftens in ber Zheorie,- anerfännter Rechtsſatz, daß 
die Anerkennung oder Uebernahme der landeöherrlichen oder Kam: 
merfchulden ald Schulden des Landes „ein für allemal eine pur 
freiwillige Sache an Seiten derer Zandflände und Fein Reichs: 
ftand befugt ſey, feine Lanbftande und Unterthanen, wider ihren 
guten Willen, mittel: oder unmittelbar zu nöthigen, feine Schul: 
den ganz oder zum Theil auf fi zu nehmen- 9%). Indeſſen 


3) 


) 


Auch hier paßte volllommen, was Herzog Auguft von S. Gotha 
im Jahre 1818 den altenburgifchen Ständen gegenüber erflärte: 
„Wurde früherbin, in Gemäßheit veralteter Vorurtheile, das Inter: 
effe von Kammer und Landfchaft oft als ein getheiltes und 
fih wechfelfeitig aufhebenbes angefehen, wo Schwierigkeiten für bes 
feitigt galten, wenn ein Theil foldhe dem andern aufzubürden ver: 
mochte —.“ 

Mofer, von ber Lanbeshoheit in Cameralſachen. S. 65, der babei 
folgende Hägliche, aber keineswegs übertriebene Schilderung der das 
maligen Zuftände entwirft: „In Anfehung ber Tilgung derer Game: 
ral= Scyulden beftehet bie Univerſal-Medicin der teutfchen Reiches 
fände, welche Landflände haben, darinn 5 daß man felbige erfucht, 
fämmtliche Gameral= Schulden, ober body eine gewiffe Summ, von 
dem Herrn abs und mit Capital und Zins auf das Land zu nehmen. 
Nie ift man froher, baß man Lanbftände hat, als in ſolchem Fall; 
nie rühmet man ihre Zreuberzigleit, Gutmüthigleit, Devotion, von 
Alters ber bewiefene Treue u. f. w. mehr, als zu foldher Zeit; nie 
verfpriht man mehr gülbene Berge und künfftige güldene Zeiten, fo 
daß die, welche die Staatöfcherze noch nicht Eennen, nur wünfden, 
daß fie folche Zeiten nody erleben möchten; nie ift größere Gefahr, 
bag wibrigen Falles das Land zertrennt werben, darüber aber Reli: 
gion und die Landesfreiheiten verlohren gehen, wenn fich ſolches zu⸗ 
trüge u. f. w. Hat vollends ber jezige Regent die Schulden nicht 
felbft gemacht, fondern ererbt; fo glaubt er, es feye vil natürlicher 
und billiger, daß das Land fie bezahle, als er; nie ſeynd bie Lan- 
desherrn ärmer, als zu folcher Zeit, und nie ift ihre Sammer in 
übleren Umftänden, als biß die Bewilligung geſchehen if. Was ge: 
fhieht? Der ‚Herr ift und bleibt ber Herr, er Kan dem Lande wohl 
und weh thun; es ift ber Unterthanen Voreltern auch nicht beffer 
ergangen; anderwärts muß man auch daran glauben; das Ploctuntur 
Achivi! ift ein ſchon etliche 1000 Jahre altes Sprüchwortz; es ge: 


‘ 


VII. Sinanzhoheit. C. Staatöfchulden. ($.215) 461 


tonnte dieſer Sag vernünftiger Weife nur auf bie ohne Noth 
oder nicht zugleich zum Beten ded Landes gemachten Schulden 
Beziehung haben, und man wird aud wohl kein Beifpiel finden, 
daß Landſtände fich geweigert hätten, folche zum Beſten des Lan: 
des gemachte Schulden zu übernehmen ober durch Steuerbewil: 
ligung zu deden 35). Daß zur Gontrahirung landesherrlidher 
Schulden überhaupt und f. g. Kammerſchulden indbefon- 
dere landfländifher Conſens erforderlich fei, davon konnte 
nach der frühern Berfaffung an fich keine Rede fein; da aber das 
Intereſſe des fürftlihen Haufes und der Landflände an der Ver: 
hütung einer dad Haudvermögen zerrütienden-und die Kräfte des 
Landes in Anfpruch nehmenden Schuldenlaft zufammentraf 6), fo 
fuhte man häufig durd Zeflamente und Familien- Ber: 
träge, ebenfo wie burdy Landesverträge, wozu ſich befonders 
bei Webernahme vorhandener Schulden Gelegenheit darbot, dem 
weitern Schuldenmachen vorzubeugen und auch die Gültigkeit von 
Kammerfchulden von landfländifher Einwilligung abhängig zu 
madyen 7). Seltner wurde die Frage erhoben, ob die Landſtände 


fchiehet dem Lande fauer, doch ift es möglich — —. Man fchreyt' 

alfo etlihemal, es fey nicht möglich; bilfft es nichts, fo Handelt 

mans und fchließt endlich, fo gut oder fchlecht man kan.« -Mandjes 
hiervon paßt auch noch auf die jetzige Zeit. 

5) Daher lauten bie den Landſtänden noch im vorigen Sahrhundert er- 
teilten Verſicherungen, 3. B. in ben Braunfhw. Wolfenb. Pris 
vilegien gefammter Landfchaft v. 1770 Art. 21, nur bahin: „Betreue 
Landſchaft ift nicht gehalten, diejenigen contrahirten Schulden, fo 
ohne Lanbesnoth, alfo zum Ueberfluß, ohne beren Conſens 
gemacht worden, zu übernehmen.» Vergl. noch bie Beifpiele bei 
Mofer, v. d. Landeshoh. in Sam. &. Kap. IV. $. 22 f. beſond. 
auch &. 105. Derf. v. d. Reichsſt. Landen. S. 1358 f. 

6%) S. insbeſ. die vortrefflihen Aeußerungen Karl Wilh. Ferdinands 
von Braunfdhmweig=s Wolfenbüttel in dem Ebdict v. 1. Mai 1794, in 
ber Einleitung. Klorencourt a. a⸗O. ©. 8 f. 

7) Beifpiele von Haudgefegen und Lanbesverträgen biefes In⸗ 
halte ſ. bei Mofer, perfönt. Staater. Th. IL. Derf. von ber Lanz 
deshoh. in Gameralfadhen. S. 64. ©. 90 f. u. von ber Reicheftände 
Landen. ©. 1358 f. Mofer, v. der Landeshoh. in Sameralf. ©. 64- 
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berechtigt feien, auch ohne landeöherrlihen Conſens verbindliche 
Landeöfchulden zu contrahiren? 8). Anerkannten Rechtens war 
aber, daß auch in Betreff der Landesherrlichen Schulden zwi: 
fhen den (auch den Regierungs: Nachfolger verpflichtenden) wirt: 
lihen Kammerfhulden und den (bloß gegen das freie Allo⸗ 
dium und den Privat: Nachlaß’ deffelben zu verfolgenden) Cabi- 
nets- ober Privatfchulden ein Unterfchied Statt finde 9). 








bemerkt dabei: „Aber es bat eben bintennady audy hievon öffters 
geheißen: Haec Lex non observatur.“ — Würtemb. Landesvergl. 
v. 1770. Art. 4. $. 2. „Wie dann auch Sr. Herzog. Durchl. an. 
erklären, der in bem Testamento Eberbardino de An, 1664 fo wie 
in andern Landes⸗Compactaten u. Grunbgefezen enthaltenen Verord⸗ 
nungen in Zufunft genau nachzugehen; nach weldyen ohne äußerfte 
Roth und vorhergehende Beratbfhlagung und Mitein- 
willigung ber Landfhaft das Land und die Herzoglidhe 
Sammer mit neuen Schulden (e8 wäre bann, baß durch einige 
Aufnahm, zur Vermehrung bes Berzogatbums und Landen, neue 
Derrichaften, Güter und Unterthanen, erhandelt und beygebracht 
würden), nicht befchweret werden fol.» Braunfhw. Ebict und 
Vertrag mit der Landfchaft von 1794. 


58) z. B. in Oftfriesland, Mofer, v. d. Reicheft Landen, ©. 1363 f. 


9) 


Die Beflimmung ber Wahlcapitul. Art. XV. $. 3 (die „Dispofition 
über die Lanbesfteuer“ betr.) Fonnte wohl auch hierauf bezogen werben. 
Mofer, Staatsrecht. Th. XXIII. Kap. 34 u. Von ber Landeshoh. in 
Gomeralfahen. ©. 64. & 9. Strube, rechtl. Bed. Ih. I. No. 1. 
GEramer’s Nebenftunden. Th. 21. ©. 147. Ih. 36. ©. 1 f. X. 110. 
©. 210 f. v. Kamptt, Grört. der Verbindlich, ©. 38 f. &. 126 f. 
&. 235. ($. SO. Ro. 11. Teſtam. Sarl Alergandberg v. Wäürtem⸗ 
berg v. 1737: „Bollte es ſich begeben, daß zu Erhaltung ber 
fürftiihen Hoheit und Würde und deren mehrern Anfeben, 
Kriegde ober anderer Urfachen halber, einiger mehrerer Aufwanb, 
als bie Landes-Einfünffte vermögen, von unfern Megiments: Radı= 
folgen müßte gemacht, umb deßwegen zu Schulden gegriffen werben; 
fo ſollen Herentgegen jene Schulden und Aufnahm, wels 
he nicht in utilitssem principig verwenbet worden, 
ober beren Defination nicht erweißlich nuzbar geweſer, 
suforderft aus eines ſolchen Megentens Allobigi =: Erbfhaft 
genommen und vergnügt — werben.» Auch ift die Beßimmung 
mandyer Hausgeſetze, die ohne rechtmäßige Urſache gemachten Kam⸗ 
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I. Als allgemeiner, mit den Principien über Veräußerung 


und Belaftung ded Kammerguts zufammenhängender, Grundſatz 
hatte fich feftgeftelt, daß die Rechtmäßigkeit und Verbindlichkeit 
einer Kammerfchuld, befonderd auh im Berhältniß zu den 
(nit confentirenden) Agnaten, einzig und allein davon abhänge, 
daß fie zu wahren Bedürfniffen des Landes oder des regierenden 
Hauſes gemacht worden ſei 10), eine Landesſchuld aber erſt 
dann vorliege, wenn dad Land oder die Landſtände die Verbind⸗ 
lichkeit zur Zahlung derfelben anerkennen mußten, fo daß alfo 





10) 





merfchulden follten nichtig und unverbinblid) feyn (vergl. 3. B. auch 
das Edict Bart Wil. Ferdin. v. 1. Mai 1794 bei Klorencourt 
0. a. D. ©. 87), nur auf die Berbindlicyleit berfelben als Kam: 
merſchuld zu beziehen. Vergl. auch Leift, Staater. $ 48. No. II. 


So fagt 3. B. das Edict Carl Wilhelm Ferbinands v. 1. Mai 1794. 
5.4: „Was hingegen die Fünftig zu contrahivenden Kammerfchuls 
den betrifft, fo ift in Abficht deren Rechtmäßigkeit einzig und allein 
zum Augenmerk zu nehmen, ob dringende Lanbesbedürfniffe 
foihe nothwendig machen. Wo diefes Merkmal fehlt, da ifl die zu 
contrabirende Kammerfhuld für Keine rechtmäßige Schulb zu achten 
unb der Gläubiger wegen deren Wieberbezahlung nicht gefichert, viels 
mehr folche als nichtig anzuſehen. $. 6. Damit nun aber Niemand 
in Ungewißheit bleibe, von welchem Inbegriff rechtmäßige Kammer: 
fhulben find, fo werben dahin gerechnet: 


a) Alle diejenigen Schulden, bie zum Nugen Unfers Der: 
zogthums gemadht werben, ale 3. B. die zur Erwerbung wirkli⸗ 
cher Domanlal.Stüde, Land und Leute, Dörfer, Forſten, nusbarer 
Renten und Gerechtfame, Pfandfchaften, Güter und Rechte, welche 
zu wirklichen einträglichen Verbefferungen , zu Abfindungen fürftt. 
Wittwen , wegen ihres Eingebradhten und der zum Beſten des Lan: 
des ermweislid, verwandten Dotals@elder, zur Zilgung fremder Ans 
fprüde an das Land, Leute u. Güter u. f. w. erborgt werben. 


b) Desgleichen diejenigen Schulden, die in Kriegs- und anderen 
gefährlichen Zeiten zur Rettung bes Herrn oder bes Lanbes, 
zur Vergütung der, durch feindliche Invaflonen verurfachten Schä⸗ 
den, zur Anſchaffung Saatkorns in bebrängten Zeiten, zur Wieders 
aufbauung eines, durch Brand verzehrten, Fürſtl. Reſidenzſchloſſes 
und in andern ähnlichen Nothfällen contrahirt werden.“ 


16 Staatsr. b. Bunbesflaaten. — Regierungarcht. ($. 215.) 


eine Schuld, wofür Land und Leute nur verpfänbet wurben, 
Deshalb noch nicht als Landesſchuld zu betrachten war 11). 


$. 216. ($. 191) 


EI. Schulden abgetretener, getbeilter, mediatifirter 
und incorporirter Ränder. 


l. Der Gruntfag, daß verfaſſungsmäßig gemachte Landes: 
(hulten für jeten Nachfolger auch aus einem völkerrechtlichen 
Zitel (vorausgefcht, daß überhaupt von einer Succeffion bie 
Rede fein kann) volllommen verbindlich feien !), unterliegt recht: 
lid Eeinem Zweifel. Derfelbe wurde ſchon im Lünevil ler Frie⸗ 
den in Betreff der Lander des linken Rheinufers felbft von Frank: 
reich in fo fern anerkannt, als es fi verbindlid madte, alle 
Scuiden der abgetretenen Lande zu übernehmen, weldye aus den 
von den Ständen rehtsverbindlid anerfannten Anlei— 
ben, oder von Ausgaben herrührten, die wirklich für die 
Landes: Bermaltung gemadıt feien 2). Auch der Reichödepu- 


1) Bergl. Mofer, von der Reichsſtände Landen. ©. 1357 f. 

1) Leiſt, Staatsrecht. $. 48. (8. 144). — Bergl Übrigens meine 
Abhandi. Über Zwifchenherrfchaft in der Tübinger Zeitfchrift für die 
gefammte Staatswiffenichaft. Zahrg. IX. 1853. M 2. 

2) Bergl. oben Th. J. $ 35. Note 9. — Schon im Frieden von Cams 
po⸗Formio war im Art. 4 und 10 bie Beflimmung getroffen, daß 
alle vor dem Kriege auf die abgetretenen ober ausgetauſchten Länder 
hypothecirten Schulden („toutes les dettes hypothequees avant la 
guerre sur le sol des pays cedes, acquis ou &changes“) auf den 
neuen Herrn übergehen follten. Leber den Sinn biefer Ausbrüde 
war Streit entflanden, welchen ber Lüneviller Kriede für Frank: 
reich dahin fhlidhtete, daß damit nur Schulden ber oben bezeichne⸗ 
ten Art, (alfo keineswegs alle von den vorigen Befigern gemachten 
Kammerfcyulden oder angeblichen Landesſchulden) gemeint feien. Die 
felbe Beflimmung machte 3. 8. ber Wiener Friede von 1809 $. 8. 
Vergl. au ben erſten Parifer Frieden, Art. XXI: „Les deltes 
specialement hypothequses dans leur origine sur les pays 
qui cessent d’appartenir & la France, ou contractees pour leur ad- 
ministration int£rieure, resteront A la charge de ces mêmes 


pays.“ 
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tations = Hauptfchlus von 1803, deſſen fortdauernde Kraft in 
Betreff der Verfügungen über dad Schuldenwefen und bie 
Denfionen von geiftlihen und weltlihen Individuen ſowohl die 
Rheinbundsacte (Art. 2) ald die deutſche Bundedacte 
(Art. 15) ausdrücklich garantirt haben, ſprach, neben der befons 
dern Beftimmung bed 8. 38 über die Verpflichtung der entſchä⸗ 
digten Reichöftände in Betracht ihrer alten Schulden 3), die Frank: 
reich nicht übernommen hatte, die unbedingte Verbindlichkeit 
aller Schulden, welde »wirflih der Nutzen oder dag Be: 
durfniß des Staatd“ zu contrabiren erforderte, dadurch aus, 
daß er unter diefer Vorausſetzung felbft alle nach dem 24. Auguſt 
1802 (dem Zage, an weldem die Deputationd s Berfammlung 
conftituirt worden war) gemachten Schulden auf den neuen Be: 
figer übergehen ließ %). Dagegen beftimmte er (8. 77) binfichtlidy 
der früher gemadten, auf den Entſchädigungslanden haftenden 
Schulden („zur Beruhigung fo vieler Gläubiger“), daß der neue 
weltlihe Regent „alle, ſowohl Kammer: ald Landesfhul: 
den“ des ganz oder ungetheilt auf ihn übergebenden Landes 
mit zu übernehmen, „mithin ſolche refpective aus feinen 
neuen Kammer:Einfünften und Steuern eben fo zu 
verzinfen und abzuführen habe, wie e8 ber geiftliche Res 
gent würde haben thun müffen.“ | 

1. Daß im Kalle, wo ein Land getheilt wird, die 
-KRammers und Landesfchulden auch pro rala auf bie 
neuen Befiger übergehen, ift ein natürlicher und billiger 
Grundſatz 5), welchen der Reichsdep. Hauptichl. $. 78 ebenfalls 


— — — 


3) Reichſsdep Hptſchl. $. 38. Klüber's Abhandl. u. Beobacht. Bd. 
II. S. 331 f. 

4) Reichsdep. Hauptſchluß $. 81. Weber die Richtigkeit aller nach dieſem 
Zeitpunft vorgenommenen Beräußerungen (von Staatds ober 
Kammergut), welche nicht ald Folgen der gewöhnlichen Verwaltung 
anzufehen feien, 1. Reiche Deput. Hauptſchl. $. 44. 

5) WBerfhiedene austrägalgerichtlidhe Urtheile der neuern Zeit 
(im Anhang bei Klüber, Forties. der Quellenfammi. zu dem öff. 
Hecht des d. Bundes. Grlang. 1833 ©. 101 f.) find auch auf den 
Grundfag bafırt, daß alle für den Regierungs⸗RNachfolger als foldhen 

Badhariäsd Staatsrecht. ar Sb. Ite Aufl. 30 
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mit dem Zufabe anerkannt bat, daß die Kammerfhulden nad 
dem Domainen: Ertrage, die Landesfhulden aber nad) 
dem Steuer:Gapitale zu vertheilen feien 6). Dabei macht 
es, wie der Dep. Schluß a. a. D. ausdrücklich ausſpricht, an 
fich feinen Unterfchied, ob für die Schuld ein Pfand (eine Spe⸗ 
cialz oder Generalhypothek) beftellt ift oder nicht, wenn ed nur 
eine fonft, 3. 3. propter versionem in rem, verbindliche Schuld 
it, und ob fie ihre bisher gehabte Specialhypothef, 3. B. die 
Zölle, verloren hat oder noch befißt. Andrerfeitö wird aber das 
Recht des Gläubiger, welchem ein Special-Unterpfand verfchrie= 
ben ift, fi) zunächſt an den. Befiger des Specialpfanded zu hal: 
ten, durch eine ſolche Landeötheilung nicht beeinträdhtigt. Auch 


verbindlichen Kammer- u. Landesfchulden pro rata, oder nach dem 
Reventien = Verhältniß der abgetheilten Stüde, auf die neuen Herr⸗ 
- fiher übergehen. 

6) Diefer Maaßſtab follte nah $. 82 des Reichsdep. Hptihl. vorläus 
fig (b. h. bis zus neuen Beflimmung der rata matrieularis an Reidyes 
und Kreispräftanden) auch in Betreff der Berzinfung der Kreis— 
ſchulden in dem Kalle beobachtet werden, wo geiftliche Kreislande 
der ganz auf der rechten Rheinfeite liegenden Kreife (wie des frän⸗ 
tifhen und fchwäbifchen Kreifes) unter mehrere weltliche Herren vers 
theilt würden, dann aber jene rata matricularis bie Concurrenz⸗ 
Quote zur Abtrag= und Berzinfung ber Kreiscapitalien beftimmen. 
Binfichtlid der Schulden derjenigen Kreife, welche Beftandtheile an 
Frankreich verloren, wurde bas Recht ber Gläubiger, fid) wegen 
Kapital und Binfen an bie dieffeitssrheinifchen Lande diefer 
Kreife zu halten, ausdrücklich anerkannt ($ 83), jedoch noch eine 
wichtige Unterfcheibung zwifchen dem Antheil der jenfeite Rheine 
gelegenen weltlichen Kreislande an ben Kreidfchulden und dem 
Antheil der an Frankreich Übergegangenen geiftlichen Kreislande 
an benfelben gemacht. Der Antbeil jener ($ 84) follte von ben 
entfhädigten Reihefländen, obne Belaftung ihrer neuen 
Unterthbanen übernommen werben, ber Antheil diefer aber ohne 
Uebertragung wegfallen und bie Schuldenmaffe ber bieffeite 
Rheins Übrigen Kreisgebiete vermehren, weil für diefelben 
keine Entſchädigung gegeben werde. Vergl. biemit bie Beſtimmung 
der Rheinb. Acte Art. AXIX über die Verpflichtung der Rheinbunds⸗ 
fürften zur Bezahlung der vorhandenen Kreisfchulden. 
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erflärte der Dep. Hauptſchl. a. a. O. die Beſitzer der Special: 
Hypothek ausdrücklich für verpflichtet, dem Gläubiger einſt wei⸗ 
len die Binfen fortzuentridten ?), und legte ($. 79) diefelbe 
proviforifche Verpflichtung bei Kapitalien, denen es an einer 
Special: Hypothek fehlte, dem Inhaber ded Hauptorts oder 
des größeren Theils des Landes auf. — Lägen dagegen 
die geiftlihen Lande, deren Schulden in Frage find, zum 
Theil auf der linken Rheinfeite, fo follten diejenigen Lan— 
besfchulden, die ihre Specialhypothek auf der linken Rheinſeite 
hätten, oder die fonft nach dem Lüneviller Frieden geeignet feien, 
auf Frankreich überzugehen, von der zu vertheilenden Schulden⸗ 
laft eines folchen Landes voraus abgezogen werden 8). 


IM. Sn Betreff der Schulden der mebdiatifirten Fürften, 
Grafen und Herren und zwar ber eignen Schulden bderfelben 
(im Gegenfaß zu den Kreisfchulden) verfügte die Rheinbunds: 
acte Art. 30: Die Schulden follten getheilt werben zwifchen 
dem neuen Souverain und dem mediatifirten Herrn, und zwar 
nad Proportion der Reveniien, welche der Souverain erwerbe, 
und welche der Mediatifirte behalte (in fo fern den Mebdiatifirten 
nämlih im Art. 27 ihre gelammten Domainen refervirt worden 
waren). Bu den gegenwärtigen Kreiöfchulden dagegen follten die 
verbündeten Staaten beitragen nicht allein für ihre alten Beſitzun⸗ 
gen, fondern auch für die Xerritorien, weldye jest ihrer Souve: 
rainetät unterworfen würden (Mheinb. Acte Art. 29). 


IV. Im Falle verfchiedene, bisher unabhängige oder wenig: 
ftend in ihrer Adminiftration felbiiftändige, Länder oder Provinzen 
zu einem Ganzen vereinigt werden, fann nur in Folge freier 
Vereinbarung eine Bereinigung der Schulbenlaft bewirkt, ohne 


7) Durch diefe proviforifche Verfügung follten aber offenbar bie Rechte 
des Gläubigers in Betreff des Speeialpfandes auch nach erjolgter 
Beftimmung der Raten nicht verkürzt werben. 

8) Reichsdep. Hauptſchl. 8. 80. — Befondere Beflimmungen bes Reidye- 
dep. Hauptſchl. über die” fernere Entrihtung der Kreidr und 
Reichsſteuern, insbefondere der f. g. Kammerzieler f. daf. 
$. 86— 88. 

30° 
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diefe aber weder den neuhinzutretenden zugemuthet werden, an 
der Schuldenlaft der alten Provinzen zu participiren, noch diefen, 
die Schulden der neuerworbenen Länder mit zu übernehmen ?), 
oder durch neue Steuern zu ihrer Zilgung beizutragen. Doc 
ift in neuerer Zeit in mehrern Ländern eine Vereinigung der auf 
den verfchiedenen Provinzen haftenden Schuldenlaft zu einer 
Staatsichuld erfolgt 19). 


8. 217. (6. 195.) 


HEN. Neueres Berfafiungsrecht über Staatb: 
und resp. Rammerfchulden. 


I. Der Unterfchied des Altern Staatsrechts zwifchen Landes: 
und Kammerfihulden mußte überall wegfallen, wo bei der neuern 
Regulirung der Berfaffungs » Verhältniffe in den deutfhen Bun: 
beöftaaten die abgefonderte Verwaltung ded Landes- und Kam: 
. mervermögend aufgehoben und der fürftlihe Haushalt I) von 
den |. 9. Staatshaushalt durch feftere Beſtimmung der 
Gränzen des erftern gefchieden worden ift. 

1. Die Bedingungen für die materielle und for: 


9% Ein Anerlenntniß biefes Satzes Tiegt theilmeife in der oben Note 6 
angeführten Beſtimmung bes Reichsdep. Hptſchl. v. 1803 $. 84, daß 
die von den entſchädigten Reichsſtänden von jenfeits Rheins zu über: 
nebmenden Randesfchulden, ohne Belaftung ihrer neuen Un- 
terthanen, übernommen werben müßten. 


10, So inebefondere in Hannover nach ber Vereinigung der alten und 
neuen Provinzen zu einem Königreiche. Vergl. G. Sartoriug üb. 
die gleiche Beſteuerung der verfchied. Landestheile des Königr. Hans 
nover 1815. Nachtrag 1817 Bergl. au Würtemb. Verf. Urk. 
$. 119. Meining. Grundgefeg. $. 42. In Gotha u. Coburg 
find auch nad) der Vereinigung v. 1852 die Finanzen getrennt ge: 
geblieben. Wergl. das Coburg-Gothaiſche Grundgeſ. v. 1852. 
$. 71. 8. 119 £. 

1) Beripiele von einer befchräntenden Goncurrenz der alten Lanbflände 
hinſichtlich des fürſtlichen Aufwandes |. ei Mofer, von der Landes: 
boheit in Sameralfaden. &. 13. 18. 22 37. 39. 
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melle Gültigkeit eines Staatdanlehend ober einer neuen 
Staatöfchuld find: 
A. das Vorhandenſein von dringenden Staatöbebürfniffen, 


weldye weder durch die ordentlichen noch durch außeror: 
dentlihe Beiträge der Unterthanen, ohne deren zu große 
Belaftung, beftritten werden können und die zum wahren 
Nutzen des Landes gereichen 2). 

Die Landflände müffen zur Contrahirung der neuen Staats: 
fhuld ihre Zuffimmung ertheilen 3), welche auch in dem 
dalle, wo unter außerordentlich dringenden Umftänden ®), 
oder zur Abmwendung eine dem Staate drohenden Nadı: 
theild, eine Schuld von der Regierung (bid zu dem, üf- 
ters gefeglich befchränften Betrage, 3. B. in Hannover 
eine Million, in Braunfhmweig 500,000 Thaler) vor: 


2) So drüdt dieſe fi von felbft verftehenden Bedingungen wörtlich 


3) 


9 


aus: die Paier. Verf. Urk. it. VI $ 12. 

Paier. Verf. Urk. Zit. VII. 8. 11. Badiſche $. 57. Würtemb. 
$. 119. (Der Ausdrud: „Die Staatefchuld ift unter die Gewährlei— 
ftung der Stände ueftellt»,: umfaßt natürlih auch die zukünftige 
Schuld; vergl. auch daſ. $. 107 u. $. 189, woraus offenbar bag 
fändifhe Einwilligungsredt, als Regel, folgt. 8. Übrigeng 
v. Mohl, würtemb. Staater. I. ©. 650. — Kurheff. Verf Urt. 
5. 9. 142. Alten. Grundgef. $. 201. 208. Sächſiſche Verf. 
urk. 5. 105. Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 187.. Hannov. 
Ctaatögr. Gef. $. 147. Landesverf. Gef. $. 163. Gef. v. 5. Septbr. 
1848 $. 97. Weimar. Grunbgef. $. 5 (jest $. 4) No. 2. Olden⸗ 
burg. Art. 216. Walded. 8. 88. 

Nur"von drohenden äußern Gefahren fpriht die Baier. Verf. 
url. Tit. VII. F 15. Heff. Darmſt. 8. u. $. 71. Auf unvorher⸗ 
gefehene dringende Staatsbedürfniffe, deren Betrag mıt den Koften 
einer außerord. Verſammlung ber Stände nicht im Verhältniffe fteht«, 
befchränft den Ausbrud die Bad. Verf. Urt. $. 657, macht aber dann 
noch befonbere Beflimmungen im $. 63 über Staatsanlehen bei Rü⸗ 
lungen zu einem Kriege ober während der Dauer beffelben. Allge⸗ 
meiner lauten 3. B. die Sähfifhe Verf. Urk. $. 105 u. die 
Braunſchw. Landſch. Orbn. $. 10. Hannov. Gtaatögrundgel. 
8. 147. LandesverfSef. $. 163, in modificirtet Faſſung Übergenan- 
gen in das Geſ. v. 5. Septbr. 1848 $. 97. 
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läufig ohne die Stände 5) contrahirt werben konnte, nad: 
träglicy durch Nachweifung ihrer Nothwendigkeit und wirk⸗ 
lichen Verwendung noch zu erwirken iſt 6). Auch if in 
neuern Verfaſſungsgeſetzen, welche die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen Kammer⸗ und Landesſchulden feſt hielten, ben 
Ständen nicht bloß hinſichtlich der Contrahirung der letz⸗ 
tern, ſondern häufig auch hinſichtlich der erſtern ein die 


Gültigkeit bedingendes Einwilligungsrecht zugeſtanden 7), 


jedoch mit der Beſtimmung, daß ſie für gewiſſe neue 
Kammerſchulden die Zuſtimmung nicht verweigern dürf⸗ 
ten 8). — Auch iſt 


— in nun — — — 


9 


6) 


?) 


8) 


Wo ein fländifher Ausfhuß, ein f. g. Schagcollegium, ober eine 
unter ftändifcher Goncurrenz gebildete Schuldentilgungs⸗-Commiſſion 
beſteht, Tann dieß nicht ohne deren Zuziehung geſchehen. Baier. 
Verf. url. Tit. VIL $.15. Badiſche Verf. url. 5.57. Würtemb. 
8. u. $. 189. Kurheſſ. Verf. url. 5. 95. Braunſchw Landfd. 
Ordn. $. 190 u. die Hannov. Verfaſſ. Geſetze a a. O. 
Würtemb. Verf. urk. $. 189. Sächſiſche $. 105. Braunſchw. 
Landſch. Orbn. $. 190. Der Ausdrud der Verf. Urkunden ift in die⸗ 
fer Hinſicht oft nicht beſtimmt genug, kann aber vernünftiger Weife 
feinen andern Sinn haben. Vergl. Baier. Verf. Urk. Tit. VOL $. 
15. Badiſche Berf. urk. $. 57 a. E. (anders jebody bei bem im 
5. 63 erwähnten Yale). Heſſen⸗Darmſt. $. 71 „vorbehältlid) der 
Nachweiſung ihrer Verwendung (nämlidy der eontrahirten Schuld) 
und der Werantwortlichleit der oberften Staatsbehörde.“ Kurheff. 
Verf, Urk. 5. 95 u. die cit. Hannov. Verfaſſ. Geſetze. 

Coburg. Verf. Url. 4. 75. 76. Meining. Grundgef. $. 42. 83. 
Sondersbhäuf. Verf. url. $. 26. 36 197. Auf Landesfchulden oder 
Anleihen auf den Gredit ber Ianbfchaftlichen Gaffen wurbe das Recht 
der Stände befchränlt in ber Lippeſchen Verf. url. 6.5. Hans 
nov. Landesverf. Geſ. $. 163. Das Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 97 
fagt natürlih: Anleihen auf den Credit ber „Beneralcaffe.« 

So 3. B. beftlimmte das Meining. Grundgef. 8. 43: Die Stände 
feien ſchuldig zu confentiren: a) wenn die Schulden zu Erwerbung 
neuer Domainengüter gemacht werben, auf die Hälfte des Kaufprei- 
fe, b) bei der Vermählung bes Souveraing oder eines lisbes ſei⸗ 
ner Familie zu einem, nad) ben Umflänben gu beflimmenden Betras 
ge, c) zur Wiederherftellung des Reſidenzſchloſſes. Mit dem Gef. 


C. 
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meiftend ausdrücklich vorgefchrieben, daß bei jeder neuen 
Anleihe zugleich über die Mittel der MWerzinfung und bie 
fucceffive Abtragung der gemachten Schuld dad Nöthige 
feftgefegt oder ein Schuldentilgungsplan entworfen 
werden fol. Dabei ift gewöhnlich eine befondere Schul: 
dentilgungs-Caſſe gebildet und deren Verwaltung 
unter unmittelbare Goncurrenz oder Beauffihtigung durch 
die Stande geftellt ?). Auch das Anleihe:Gefchäft und 
die Verbriefung der Anleihen‘ der Landescaſſe ift befonders 
da, wo die Landescaffe noch der Kammercaffe gegenüber 
ſteht, Sache der Stände 10). 


IM. Eine nicht nah den Beſtimmungen ber VBerfaffung con: 


trahirte Schuld ift nichtig und kann nicht gegen bie Staats-, 
Kammer: oder Landescaſſe verfolgt werden. Auch muß nach den 
Beflimmungen der neuern Verf. Urkunden bezweifelt werden, daß 
die Nachweiſung einer Versio in rem an ſich ſchon genüge, um 
die wegen mangelnder fländifcher Einwilligung ungültige Schuld 
in ein die öffentlichen Fonds verpflichtendes Anlehen zu verwan: 
dein 11). Die Gläubiger Tonnen fich hier nur an die perfonlich 


v. 23. Mai 1849 kann von dem grundgefeglichen Gegenſatz zwifchen 


.Landes- u. Kammerfdyulden nicht mehr bie Rede fein. Beide find 


9 


10) 


11) 


zu Staatefchulden geworden. 

Vergl Baier. Verf. Urk. Zit. VIL $. 13—16. Würtemberg. $. 
120—123. $. 188. Badiſche $.63. Coburg. $. 75. Meining. 
$. 42. Sächſiſche $. 106. 107. Hannov. Staatögr. Gef. $. 148. 
Sondershäuf. Verf. Urk. $. 37. 199. Dannov. Landesverf. Gef. 
$. 165. Auch nadı den ältern Berfaffungen ift die Verwaltung der 
Landesfchulden =» Zilgungscaffe überall Sache der Stände oder des 
ftändifhen Ausfchuffes. Vergl. auch Weimar. Grundgef. $. 97. 
Hannod. Landesverf. Gef. 8. 164. Sondershäuf. Verf. Urk. $. 
148. — Auch nadı dem Hannov. Verf. Geſ. v. 5. Septbr. 1848 
$. 100 haben die fländifchen Gommiffarien einen wefentlichen Antheil 
an der Verwaltung des Staatsſchuldweſens. 

So ſagt 3. B. Meining. Grundgeſ. $. 43: Neue Schulden, ohne 
die geſetliche Bedingung contrahirt, ſeien „ſchlechterdings uns 
verbindlich.“ Sie haften nur auf dem Privatnachlaſſe bes Regen⸗ 
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Verpflihteten oder deren Erben halten, welde aber Wach ihrer 
Seits möglicher Weife einen Regreß gegen die Staatscafle haben 
fönnen. Ä 

IV. Die Rechte der Staatd:, Kammer: oder Landes⸗ 
gläubiger find, in Ermangelung befonderer Beflimmungen, 
ganz nach den Grundfägen des Privatrechtd zu beurtheilen. Won 
einer Anwendung der für Staatsanleihen gar nicht gegebenen 
gefeglichen Zins beſchränkungen kann aber Feine Rede fein. 


Vierter Titel. 
Bon Den Steuern. 


Literatur üb. das Steuerweſen f. in Pütter's Literatur des Staatsrechts. 
Th. IH. &. 359 f. Vergl. auch in literärifcher Hinſicht die nachber 
anzuführende Schrift von Lang S. 6—16. Pfeffinger Vitriar. 
illustr. Tom. II. p. 3-3 f. 

Eihhorn’s deutihe Staats: u. Rechtögefh. Th. I. $. 88. 17Lf. Th. I. 
$. 297 f. $. 306. bei. ZH. IN. 8. 424-427. Th. IV. $. 485 Note 
b. 6. 626. $. 546 f. BZöpft, deutfhhe St. u. Rechtsgeſch. $. 47. 
$. 85. 8. 108. 109. $. 120. 121. — €. 9. Lang, biftor. Ents 
widel. der teutfchen Steuerverfaffungen feit ber Karolinger bis auf 
unfere 3eiten. Berlin u. Stettin 1793. — 8. F. Ilſe, Geſchichte 
des deutfhen Steuerweiens. Abth. I. Gießen 1844. 

Chr. Wintzler, Observ. de collectis s. contributione Imperii et Provin- 
ciarum. Francof. 1611. — Casp. Klock, de contributionibus. 
Francof. 1655. — Chr. Wildvogel, de jure collectandi. Jenae 
1694. — Rövenftrunt, rechtl. Bed. von Anlagen, Gontributios 
nen, Kriegöfteuern und Schagungen. Franff. 1661. — Mevius, 
rechtl. Bed. in Gontributiones u. Exemtionsſachen. Zelle 1720. — 
Strube, Observationes juris. Hann. 1740. (Ed. 2. 1769.) Obs. 
Il. De collectarum et aerariorum publicorum origine etc. — 
Deffelb. Abhandl. von dem Steuerwefen und des Abels Steuerz 
freiheit in den mittleren Beiten, in den Nebenftunden, Th. I. 
Ro. 9. — J. Grupen, de Steuris, Petitionibus et Servitis in 
deffen Discept. forens. Nr. IV. ©. 884 f. — 3. 3. Mofer, 
Grundfäge des Befteuerungsrechts derer teutfchen Reichöftände. 
©tuttg. 1765 (in der erſten Sammi. neuer Abhandl. von teutfchen 


— — — — — 


ten und es ſeien dafür diejenigen Staatsdiener, welche die Schuld⸗ 
ſcheine unterſchrieben haben, perſönlich verantwortlich 
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Staatefahben. No. 3. S. 417 f.). Derfelbe, von der Landes⸗ 
hoheit in Steuerfahhen. 1773. — 3. U. v. Cramer, Nebenftun: 
den, 2b. 64. S. 20. Deffelb. Observat. jur. Tom. IV. p. 12. 
p. 626. — Chr. Fr. Wilisch, de jure collectandi in territoriis 
Germaniae. Viteb. 1785. — Br. ®. v. Ulmenftein, Verſuch 
‚einer Einleit. in die Lehre des teutfihen Staaterechtd von Steuern 
u. Abgaben reichsftändifcher Untertbanen u. dem Steuerrechte ber 
Reichsſtände. Erlangen 1794. — J. B. Mayer, Verſuch einer 
Abhandl. üb. Steuern u. Abgaben u. f. w. Bamb. 1795. — X. 
Stünded, Abhandl. üb. die Steuerverfafl. in deutfch. NReichelans 
den, mit befonderer Rüdfiht auf bie Steuerfreiheit der Klerifei 
u. des NRitterftandes. Duisb. 1794. — 9. Chr. Kraufe, Abhand⸗ 
lung aus dem beutfchen Staatsrecht. Halle 1797. Ro. IV. ©. 196 f. 
J. St. Pütter, inst. jur. publ. $. 219 seq. bef. 8. 254 seq. — Schnau⸗ 
bert,. Staatör. der gef. Reichslande. $. 283 f. — BHäberlin, 
Handb. Th. IM. ©. 249 f. — Leift, Lehrb. $. 224 f. — Gön 
ner, Lebrb. $. 441f. 8. 454 f. — Klüber, Öff. R. $. 402. 
Ueber das Steuerwefen einzelner Länder f. Schriften bei Pütter, Li⸗ 
terat. Ih. II. ©. 374 f., meiftens Streitfchriften, welche befon- 
ders die Steuerfreiheit des Adels u. f. w. betreffen. Dahin gehö⸗ 
ren auch die Ausführungen von Pütter in deff. Nechtsfällen. Bd. 
1. Th. 3. &. 555 f. (über die Steuerverfaffung u. ritterfchaftliche 
Steuerfreiheit im Anhaltifhen) Bd. II. Th. 2. ©. 473 f. 
(Eichsfeld). — Bd. II. Ih. 3. ©. 604 f. u. 669 f. (Gim born⸗ 
NReuftadt u. Ehurcölln). — Bd. IU. Th. 4. ©. 1028 f. Bd. IH. 
sh. 2 ©. 277 f. (Sraffhaft Neuß). S. bauptfählih 3. 3. Mos 
fer, von ber Lanbeshoheit in Steuerfahen. Kap. II. ©. 21-418. 
Berg. au: W. 3. &. Bode, das Grundfteuer- Syftem bes Her⸗ 
zogthums Braunſchweig, geſchichtlich verfolgt u. erläutert; in 
beffen Beiträgen zur Geſch. d. H. Braunſchw. Erfter Beitr. Braun: 
fhweig 1824. — Ueber bie altbannoverfchen Provinzen und 
Dilbesheim find befonders die oben angeführten gründlichen Abhand⸗ 
lungen von Strube, auch v. Liebhaber, Beitr. zur Erört. ber 
Staatöverf. der Br. Lüneb. Churlande. S. 231 (fehr mager und 
dürftig), v. Berlepſch, Geſch. des landſchaftl. Finanz⸗ u. Steuer: 
wefens der Kürftentbüämer Galenberg u. Göttingen. 1799 zu ver 
gleichen. Vom Bisthum Bamberg hanbelt insb. der angef. Vers 
ſuch v. Mayer. Ueber Heffen vergl. Pfeiffer, Geſch. der land⸗ 
ftänd. Verfaſſ. in Churheffen. ©. 17 f. ©. 75 f. S. 148f; über 
Preußen und die verfchiedenen bazu gehörigen Provinzen f. Si⸗ 
mon, preuß. Staater. IH. II &. 210 f. u. die daf. S. 219 an⸗ 
gef. Literatur. Oſtermann, preuß. Staater. ©. 366 f. — v. 
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Mohl, MWürtemberg. Staater. l. S. 235 f. S. 64H f. u. P. A. 
Pfizer, das Recht ber Steuerverwilligung nad) den Grundſäten 
ber würtembergifchhen Verfaffung, mit Rüdfidyt auf entgegenftehenbe 
Beftimmungen bes deutfchen Bundes. Stuttgart 1836. 


$. 218. (6. 196.) 


1. Vom Beſteuerungsrecht im Allgemeinen. 


l. Das nah Principien ded natürlichen Staatsrechts als 
wefentlicher Beftandtheil der Staatsgewalt ſich darftellende Be: 
fteuerungöredt, d. h. die Befugniß, in Ermangelung andrer 
dazu beflimmter Einkünfte, die zur Befriedigung der Staats: 
bedurfniffe erforderlihen Mittel 1), Direct und ohne Boraugfe: 
gung einer andern Verpflichtung, auf die Vermögenskräfte der 
Staatöbürger oder Unterthanen als folcher 2) zu repartiren und 
daraus zu erheben, — tritt in der gefchichtlichen Ausbildung der 
Staatöverhältniffe, insbefondere auch in Deutfchland, in ver: 
fchiedenen Entwidelungsftufen, zu allen Zeiten aber mit ge: 
wiflen, durch die gefchricbene oder dad Herkommen fanctionirte 
Verfaflung beftimmten, Schranten auf 3), welche theils den 


1) Gewöhnlich wird der Begriff der Befteuerung auf bie Erhebung 
von Belbbeiträgen befchräntt, 3. B. Mofer, von der Landeshoheit 
in Steuerf. Kap. I. $. 2. Obwohl indeß gegenwärtig und ſchon feit 
längerer 3eit alle wirkliche Steuern in Geld beftehen, fo ift doch 
weder der natürliche noch der gefchichtliche Begriff der Steuer auf 
Geldbeiträge zu befchränten. 

3) Hierdurch unterfcheidet fich die Steuer von Schupgeldbern, Boll 
und Geleit, von Abgaben aus kirchlichen, aus Guts= unb Leib: 
herrlichen WVerhältniffen, von Löſe- oder Strafgeldern wegen 
Richterfüllung einer andern Pflichtz Abgaben für die geftattete 
Benugung Öffentliher Sadyen u. f. w. Ohne gehörige Sonderung 
verbreitet fih die Schrift von Lang über alle möglihen Abgaben 
der Altern Zeiten. 

3) Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerf. — 1.86. „— Die 
teutfche Regenten haben fo lang der teutfche Name befanmt ift, nie: 
malen die Macıt oder das Recht gehabt, nod) ausgeübt, denen Un: 
tertbanen nur nach Gefallen neue Steuern und andere Laften aufzu: 

Nlegen; fondern daß diſer Iezteren Mit- Einwilligung Über bie Um: 
fände: 1. O6? 2. Wie vil? und 3. wie? von denen urälteften Zei: 
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Zweck haben, die Befteuerung der Bürger zu nicht = öffentlichen 
oder Privatzweden zu verhindern, theild die Frage über: das 
Borhandenfein eines Staatöbedurfniffes und den Umfang des er: 
forderlihen Dedungsmitteld einer einfeitigen oder willführlichen 
Beurtheilung zu entziehen, endlich auch widerrechtliche Begünſti⸗ 
gung Einzelner und ganzer Claſſen von Unterthanen, oder un: 
gleiche Bertheilung der Staatdlaften auözufchließen. Den Inbe⸗ 
griff der, ber wilfführlichen Ausübung des Befteuerungsrechts 
entgegentretenden, Rechte der Unterthanen oder Stande bezeichnet 
man im Allgemeinen mit dem Namen des Steuerbemilli: 
gungsrechts H, welches, auch nad) der Entwidelungsftufe, auf 
welcher dad Befteuerungädrecht ſich befindet, verfchiedene Grän⸗ 
zen haben, bei vollftandig entwidelter Staatdidee aber, befon: 
der in einer wirklichen, wenn auch durch Stände befchränften 
Monarchie, vernünftiger Weife nie den Einn einer willführlichen 
Steuerverweigerung haben fann, weil barin eine vollftän= 
dige Negation des, der Staatögewalt ald wefentlich zuzugeftehen- 
den Hoheitsrechts und eine einfeitige Entbindung von ber cor: 
refpondirenden Pflicht ald Staatdbürger liegen würde, ed mag 
nun die ÖSteuerverweigerung direct oder indirect ausgefprochen 
werden °). 


ten ber erfordert worden und dahero eben diſes von Rechts⸗ und 
Reichs⸗Herkommens wegen noch jezo nöthig Teye, in fo ferne nicht 
die Reichſsgeſeze oder Landes = Berträge 2c. in ein= ober anderem eine 
Abänderung gemacht haben.“ Vergl. auch ebendaf. Kap. II. $. 6. 
(9. 434.) 

4) Bergl. v. Witzleben, die Grenzen ber Volksrepräſentation 8.86 f. 

5) Meber den Unterfchieb zwifchen partieller und totaler Steuers 
verweigerung ſ. dv. Wisleben, bie Grenzen ber Bolksrepräf. ©. 
96 f. — Der Fall einer directen und unbebingten Steuervermweige: 
rung ober abfoluten Erklärung, Keine Steuern mehr zahlen zu wols 
len, würde bei mangelnder Verweiſung auf andere hinreichende Des 
@ungsmittel für den Staatsaufwand, der Erflärung, ben Staat 
auflöfen zu wollen, ganz gleidy fein unb kann baher vers 
möge der wefentlidhen Ratur jeder Staatsverbindung nur unter der 
(unmöglichen) Vorausfegung eintreten, daß Alle ober die Mehrzahl 
— den Verftandb verloren haben. Stets wird daher die Steuer: 
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1. Das Recht, die Unterthanen für öffentliche oder Staats⸗ 


zwede zu befteuern, kann nur dem Inhaber wirklicher Etaattge: 
walt zugelprocdhen werden 6), und auch hierbei fann in dem ver: 
faffungsmäßig begründeten Rechte der Unterthanen oder Stände, 
vermöge befien fie nur mit ihrer Bewilligung befteuert werten 
tönnen, feine Theilung des Etaatshoheitörechtd gefunden wer: 


6) 


verweigerung in ſo fern nur eine bedingte ſein, als die Regierung 
dadurch genöthigt werden ſoll, gegen ihren Willen, bei der Leitung 
der Staatsangelegenheiten den bisher eingefdylagenen Weg zu ver: 
laffen und einen andern zu betreten. In einer reinen Demofras 
tie Tann ein folder Fall begreifliher Weiſe felbft factifcdy gar 
nidyt vorfommen, in einer Monarchie aber, audı in einer be 
ſchränkten, ift er deshalb rechtlich unmöglich, weil dadurch ber 
Mille des Volks oder ber Stände über den des Inhahers ber Staats: 
aewalt aefest würde. Könnten die Kammern als Mit: Souveraine 
gelten, fo würbe allerdings eine Meinungs-Colliſion zwifdıen ihnen 
und ber f. g. Regierung, weldye in der Verwerfung des Budgets 
bervorträte, die Wirkung haben müſſen, daß die Regierung ſich durch 
Aenderung des Spyftems und dazu durch Wahl anderer Minifter mit 
der Anficht des Mit: Souverains in Gonformität fegen müßte Da⸗ 
von kann aber nadı den Grundprinzipien des deutſchen Staatsrehts 
keine Rede fein. Diejenigen, welche, wie 3. B. Pfizer, das Recht 
der Steuervermilligung ꝛc., bie Prinzipien eines f. a. allgemeinen con: 
flitutionetlen Staaterechte in eine deutfche Verfaffung bineintragen 
und audy den deutſchen Ständen eine Steuerverweigerung in bem 
Sinne beilegen wollen, daß fie willkührlich zum Zwecke der Durd): 
fegung anderweiter Wünfche, 3. B. um die Winifter zum Rüdtritt 
zu bewegen u. f. w., bie als nothwendig erkannten Eteuern 
verweigern dürften, bewegen fi auf einem fremdartigen Boben, 
welcher für Deutfchland zu keiner Stüge dienen kann. Dabei ift die 
Berufung auf bas alte Recht der deutfchen Stände ganz verkehrt, 
da das freie Bewilligungsrecht bderfelben auf der Negation einer Ber: 
bindlichkeit berubte, die allerbinge noch gar nicht vorhanden war und 
erft mit ber Entwidelung der Zerritorien zu Staaten volllommen 
erkannt werben konnte. & dagegen v Mohl, würtemberg. Staater. 
35. 1. S. 628 u. 633 f. und über den Bundesbeſchluß v. 28. Juni 
1832 Art. 2. unten $. 223 ($. 201 der 1ften Aufl.) Rote 10. 

Wie ſich daffelbe als Beftandtheil ber Kandeshoheit in Deutfchland 
entwidelte, f. unten $. 220 ($. 198 f. der Iflen Aufl.).- 
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den 7). Es folgt hieraus von felbft, daß aud die Landftände 
als folche nidht das Necht in Anfprudh nehmen fünnen, Steuern 
im Lande auszujcpreiben, vbwohl von ihnen nad) alterer Verfaſ⸗ 
fung öfter3 fehr weit gehende Befugniſſe hinſichtlich der felbft: 
fländigen Erhebung und Bäwaltung der Steuern geübt worden 
find (wie 3. B. in Würtemberg), auch aus der mehr privat: 
rechtlihen Stellung des Landesherrn zu den Ständen, fi bie 
Nothwendigkeit ergab, für bdiefelben zur Beftreitung der Koften 
der fländifchen Berfaffung, Beſoldung Iandfchaftlicher Beamten, 
Diäten, Koften eines mit der Kandesherrfchaft geführten Procef- 
ſes u. f. w. (hier und da „Landed:Neceflarien oder gemeine Lan⸗ 
dedausgaben“ genannt), ein genoflenichaftlihes EC. ollectationde 
recht anzuertennen 8). — Wie andere Hoheitörechte wurde aber 
auch dad Beſteuerungsrecht als ein Gegenftand der Verleihung 
betrachtet und wenigſtens zum Theil' auch für den fchon zur Zeit 
des Reichs untergeordneten Derrenftand in der hergebrachten Weife 
anerkannt 9). — Die Rheinbundsacte rechnete das Beſteue⸗ 
rungsrecht (le droit d’impöt) zu ben Nechten der Souverainetät 





7) Daß in wirltiihen Condominaten oder gemeinfhaftliden Or⸗ 
ten auch die Befleuerung ein gemeinfames, nicht ohne gegenfeis 
tige Vereinigung der Gondbomini und Feineswege von jedem befons 
der — nad) Art einer Brandfhagung — auszuäbent®% ‚ Red fei, 
— verfteht ſich vernünftiger Weiſe von ſelbſt. Vergl. Mofer, von 
der Landeshoh. in Steuerfachen. Kap. Il. 8.9. Daß in der Les 
bensberrfhaft an fidh Fein Befteuerungsrecht liegt, ift zweifellos. 
Vergl. Mofer a. a. D. $. 10. 

8) Vergl. insbe. den Medienburg. Erblandeögrundvergi. Art. XI. 
Bon gemeinen Lanbesausgaben oder f. g. Neceffarien ($. 221 f.). 
Mofer, von der Reichöft. Landen. 8.869 f. — In Medlenburg 
und DOftfriesland wurde fogar darüber geftritten, ob der Landes⸗ 
herr (wegen des fehuldigen Beitrags von den Kammergütern zur Lan⸗ 
caffe) auch zu ben Koften des von ihm gewonnenen Proceſſes beis 
feuern müfle? Mofer a. a. O. ©.8565f. 8. aber audy denf. von 
der Landeshoh. in Steuerfahen S. 440. 

9% 3.8. für das Haus Schönburg in Sachſen durch den Receß v. 1740 
f. oben Th. I. $. 95. — Ueber bie Grafen von Mannefelb u. 
Anderes f. bie Rachweifungen bei Mofer, von ber Randeshoh. in 
Steuerſachen ©. 439. 
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und ſprach eö damit den mebdiatifirten Reichsfländen für die Zu— 
funft ab 10), fowie auch die deutfche Bundesacte ed unter 
den den Mediatifirten verbleibenden Rechten nicht aufgeführt hat, 
weil fie es ald „zur Staatögewalt und den hühern Regierungs 
rechten gehörig“ betrachten mußte 1). 

IH. Auf einer felbfiftändigen, nicht aus dem Befteuerungs: 
rechte des Staatd abzuleitenden, Grundlage beruht das Recht 
der Gemeinden im Etaate, bie für Gemeindezwede und Laiten 
erforderlihen Dedungsmittel durch Anlagen auf die Gemeinde: 
glieder aufzubringen. Es verfteht ſich aber von felbft, das, ver: 
nıöge der Unterordnung der Gemeinden unter die Staatögewalt, 
die Ausubung diefes Gemeinderechts der oberauffehenden Gewalt 
des Staatd nicht ganz entzogen fein kann 12). Anders ftellt fidy 
die Sache freilich da, wo dad Princip der GSelbftftändigkeit der 
Gemeinden einer mißverftandenen Staatseinheits- und Gentrali: 
fationd » Idee geopfert worden ift. 


— — — en 


10) Rheinb. Arte Art, 26 (oben Th. I. ©. 148.). 
11) Vergl. Deutſche Bundesacte Art. XIV. lit.c. ©. oben Th. J. S. 470. 


12) Vergl. oben Th. J. $. 107. (S. 633.) Auch Mofer, von der Landes: 
hoh. in Steuerfadhen. Kap. IIL $. 8 und deffen Zr. von den Rechten 
der unferthanen. Kap. IH. Unter ben neuern Gefegen rechnete fchon 
die Braunſchw. Landfchaftsorbn. $. 46 mehr nicht zu den Rechten 
ber Negierung, ale die DOberaufficht darüber, „daß bei.dber Verthei⸗ 
Yung der Gemeindeabgaben nach gleichmäßigen Grundſätzen verfahren 
werde.u Das Hannov. Staatögrundgef. dagegen räumte im $. 51 
der Regierung offenbar in umfaffender Weiſe eine GSoncurrenz bei 
„Anordnung und Vertheilung“ der Gemeindeabgaben ein. Da 
bei beließ es auch das Kandesverf. Gef. v. 1840 $. 56, fowie auch 
das Verf. Geſetz v. 5. Septbr. 1848 $. 17 ben bie Gemeindevermö- 
gends Verwaltung überhaupt betreffenden $. 56 des Landesverf. Ge: 
feges wörtlidy wiederholt, nur mit dem Unterfhieb, daß bie Worte, 
welche die “„fortwährende Sontrole der Verwendung ber 
Eintünfte« betreffen, geftrichen find. 
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F. 219. ($. 197. 8. 198.) 


II. Geſchichtliche Entwidelung des Belteuerungd: 
rechts. 


A. Sn Deutfchland überhaupt. 


Vergl. befonders die Hiftorifchen Entwidelungen der deutfchen Steuerverfaf: 
fungen von Lang u. die Redhtsgefchidhte von Eichhorn und Zöpft 
a. a. O. Br. W. Unger, Geld. der beutfch. Landftände. Th. II. 
S. 382 f. Gut auch Strube, Observ. a. a. DO. Vergl. aud) 
-Stünded, Hift. jurift. Abhandl. ©. 27 f. (dürftig v. Ulmen» 
ftein, Berfuh u. f. w. ©. 1-62. Ganz an Lang fließt ſich 
bie Darftellung von Mayer an (f. oben die Literatur Über Steu— 
ern). Lang hat befonders auf das genaue Verhältniß bes Steuer⸗ 
weiend zur Kriegsverfaffung aufmerkſam gemacht und ben Gay 
burdhgeführt, daß jede Veränderung in dem Spyftem der Auflagen 
ober dem Steuerwefen jederzeit in einer vorausgegangenen Verän⸗ 
derung des Kriegsweſens ganz ficher zu fuchen if. Er bat danadı 
folgende Perioden in der hHiftorifhen Entwidelung der Steuerver⸗ 
faffung unterfdyieden: 1. die Zeit der Heerbanns⸗Miliz; 2. 
ber Lehbenmiliz; 3. der befoldeten Haustruppenz; 4. ber 
befoldeten Reihhgarmee; 5. ber beffändigen Kreis—⸗ und 
Erecutions⸗Soldaten. — Nur auf bie ältefte Zeit (bie Zeit 
der Karolinger) bezieht fidy die Schrift von 2. 8. Ilſe, Geſchichte 
bes deutfchen Steuerweſens. Abth. 1. 

Ueber das jus collectandi ber Reichsſtände ſ. überhaupt 
Moſer, von der Landeshoh. in Steuerſachen. Kap. III. (Von dem 
Beſteuerungsrecht.) A. L.C. Schmidt, de juris collectandi cum 
territoriali Superioritate nexu haud necessario. Jen. 1764 u. über 
die verfuchte (Exrtenfion des 3. R. Abſch. $. 180: Mofer’s Res 
benftunden. Tb. IV. ©. 527. Th. V. ©. 727. 2b. VI. &. 747. 
Deffelb. Abhandi. verfhied. Rechtömaterien. St. V. No. 3. St. 
VIIL No. 4%. St. IX. No. 4. St. X. No. }. St. U No. 1. Lu- 
dolph, Symphor. Consult. T. I. Adp. Symph. 3. No. 1. — Uns 
ger, Geſch. der deutfch. Landflände. Abſch. II. S. 386 f. v. Ul⸗ 
menftein, Berfuh u. f. w. S. 63f. — Vergl. auh Reyſcher 
im der Zeitſchr. f. deutſch. R. Bd. IL ©. 28 f. 


l. Daß die kaiſerliche Gewalt, ald wahre Staats: 
gewalt, au ein Befteuerungsredht umfaffe 1), konnte ſchon 


0 


| ) ©. bef. Lange hifler. Entwidelung. ©. 180 f. 
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für die altefte Zeit an fid) feinem Zweifel unterliegen und war 
aud, in der fpätern Zeit ‘allgemein anerkannt. Doc gab eö, ab: 
gefehen von dem im fränfifchen Reiche in den eroberten Provin: 
zen aus der römiichen Verfaſſung beibehaltenen alten Genfus 2) 
und von den in den Reichögütern an den Kaifer ald Grundherm 
zu entrichtenden Abgaben 3), bis in das 15te Jahrhundert hinein 
feine eigentlihen Reihöfteuern ). Daß zu ihrer Erhebung 
der Kaifer der Zuſtimmung der Reichsftände bedürfe, ſtand von 
jeher feft 5. Nach dem Gange, welden die Entwidelung de 
öffentlichen Rechtözuftandes in Deutfchland nahm, mußte aber 
auch in fpäterer Zeit eine regelmäßige Beſteuerung oder die Ent: 
richtung einer ordentlichen Steuer von felbfl audgefchloffen blei: 
ben und die Ausübung des Reichsbeſteuerungsrechtes ſich faſt 
ganz auf außerordentliche Bedürfniffe des Reichs befchränten. 
Zu einer Art ordentlidher Reichöfteuer wurden nad der Er: 


$ 


2) Eichhorn, beutfche Staate- u. Rechtegefh. Th. I. $. 88. 8. 121. 
172. 

3) Eichhorn a. a. D. Th. II. 5. 297. 

4) Vergl. Zöpftl, d. Staates u. Rechtsgeſch. (2te Ausg.) Th. II. Abth. 
11. $. 75. Eichhorn a a. D. Th. IM. $. 438. ‚ 

5) Schon dp der Wahlcap. v. 1519 Art. 12 mußte ber Kaifer verfprechen, 
„die Kurfürften und andere — Ständ mit — — Aufflagen oder 
Steuer unnothdürftlich und ohne redlich und dapfere Urſach nicht 
beladen noch befchweren, noch in zugelaffenen nothdürftigen 
Fällen die Steuer, Aufflagen — ohne Wiffen und Willen der fede 
Kurfürften — nicht anfesen noch ausſchreiben⸗ Daß hierin eine 
vollftändige Anerkennung des Veſteuerungsrechts an ſich enthalten ſei, 
ift Mar. Später fuchten fidy die Stände nody mehr zu verclaufuliz. 
ven. Instrum. pac. Osnabr. Art. VIII. 6. 2. (oben Th. I. $. 30. 
Note 2) Wahlcap. Franz I. Art. V. J 1-3. „— die Eteuern 
und bdergleihen Ans und Auflanen, es fey zu Kriegse oder Frie 
denszeiten, andere nicht, als mit Rath, Wiffen und Bers 
willigung der Ehurfürften, Fürſten und Stände auf allgemeis 
nen Reichstagen anfegen.“ Leiſt, Staater. $. 224. Daß es 
auh der Zuftimmung ber Landftände zu diefer @inmwilli- 
gung der Fürſten bedürfe, wurde nur noch im 16. Jahrhundert 
von einigen Fürften und Ständen behauptet, vom Reiche aber nicht 
anerfannt. Ungera. a. O. Th. IE ©. 383 f. 
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rihtung des fländigen Reichskammergerichts durch Maximllian 1. 
allein die f. g. Kammerzieler, d. b. die von den Reichsfläns 
den zur Unterhaltung ded Reichöfammergerichts zu Oſtern und 
Michaelid (in zwei Terminen oder Zielen) zu entrichtenben 
Geldbeiträge, welche nad) einer eigenen (zulest 1776 beftimmten) 
Matritel auf die Pflihtigen vertheilt waren 9). Die außer: 
ordentlihen Reichsſteuern wurden feit 1521 gewöhnlich 
nad) f. 9. Römermonaten repartirt; d. h. unter Bugrundele: 
gung der damald für den Römerzug entworfenen beftändigen 
Matrikel, worin beflimmt war, wieviel Mann zu Pferb und zu 
Fuß ein jeder Reichsſtand flellen folle, wurden ſoviel mahl 12 
und resp. 4 Gulden (ald das durch Römermonat bezeichnete 
Steuerfimplum) auf jeden Reichsſtand vertheilt, als er nach der 
Matritel von 1521 Mann zu Roß und zu Fuß zu ftellen hatte 7). 


6) Vergl. Mofer, von ber teutfch. Zuftizverfaffung. Ih. I. S. 472 f. 
de Ludolf, historia sustentationis judici supremi camerae imper. 
Francof. 1721. v. Harppredht, Bericht das Unterhaltungswert 
des K. ©. betreffend. Frankf. u. Leipz. 1768. — Eine kurze Ges 
fhidhte ber Veränderungen resp. Erhöhung ber f. g. Ufuals Matvikel 
bes NReichsfammergerichts f. bei Häberlin, Handb. des Staatsr. 
Th. I. ©. 255 f. u. Leift, Staater. $. 224. Die in Folge ber 
großen Zerritorial: Veränderungen im Schooße des dentſchen Reiche 
nothwendig gewordenen Beflimmungen über die Pflicht zur Entriche 
tung ber Kammerzieler gab ber Reichö=: Dep. Hauptſchl. v. 1803 $. 
86—88. Vergl. auh oben Zh.1. $. 37. Note. 15. $.41. Note2. — 
Die Uſual-Matrikel v. 1719 f. f. in Schmauss, Corp. jur. publ. 
S. 1237 (No. CIV.). Den Reichl. v. 12. Octbr. 1775, des Reiche: 
Kamm. Ger. Zuftizwefen und Unterhalt betr. f. ebenbaf. ©. 1628 f. 
(befonders Art. 32.) 


7) Bergl. Pütter, hiſtor. Entw. ber Staatöverf. bes D. R. Th. 1. 
©. 454f. Mofer, von ben Reichötagsgefchäften. S. 1141. Rönns 
berg, üb. Reichsmatrikel, Neichecontingent u. Römermonate 1794. 
Häberlin, Hanbb. des Staater. Th. II. &.257f. Keift, Staater. 
8.225. Der erfte Anſchlag wegen bes Huſſitenkriegs (odes teglichen 
krieges zu Beheim“) auf Churfürften, Fürften, Grafen, Prälaten, 
Heren, Ritter und Städte wurbe zu Nürnberg 1422 gemacht. 
Neue Samml. der Reichsabſchiede Th. I. ©. 117 f. Aus dbemfelben 
Grunde erfolgte dann im Jahre 1427 ein neuer „Anfchlag« und 

Zachariä's Staatsrecht. ar Bb. 2te Aufl. 31 
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— Daß dad Faiferliche Beſteuerungsrecht ſich auf alle Reichs⸗ 
untertbanen, Mittelbare und Unmittelbare bezog, konnte 
an fich feinem Zweifel unterliegen, und wurde bei der Beſteue⸗ 
rung nach dem gemeinen Pfennig auch wirklich fo zur Ausubung 
gebracht 8); allein bie weitere Entwidelung der Zerritorial: Ge: 
walt mußte dazu führen, daß die Reichsſteuern und andere ge: 
meine Reichölaften nur auf die Reichdunmittelbaren gelegt, Die: 
fen aber häufig ausdrücklich die Befugniß beigelegt wurde, ihre 
Unterthanen zur Beifteuer anzuhaltenz f. g. Subcollectations: 
recht der Reichöflände 9). 

ll. Da die Landeshoheit bloß ein allmählig fich vergrö⸗ 
ßerndes Aggregat einzelner Hoheitörehte war und den Landes: 
bern keineswegs die allgemeine Befugniß zugefchrieben werben 
konnte, alle Rechte des Kaiferd in ihrem Xerritorio auszuüben, 
fo erflärt fich leicht, weshalb dad Beſteuerungsrecht in älte: 
rer Zeit keineswegs ald ein fih von felbft verftehender 
Beftandtheil.der Landeöhoheit betrachtet werben Eonnte, 
fondern erft almählig dazu geworben ift. Als ein hinfichtlich ſei⸗ 
ner Ausübung lediglih vom Herkommen und andern parti: 
culären Rechtsbeſtimmungen abhängiged Recht ber Reichb: 


Verordnung wegen des f. 9. gemeinen Pfennig (communis de- 
narius) al& einer allgemeinen Reiche-, Kopf: und resp. Vermoͤgens⸗ 
feuer auf dem Reichstag zu Frankfurt. ©. diefelbe Sammlung 
ber Neihsabfh. Ih. J. ©. 124 f. Pfeffinger, Vitriar. illusir. 
Tom. III. p. 383 seq. Ueber. Lang, biftor. Entwidel. &. 180 f. 
Eine Befteuerung nad) bem gemeinen Pfennig „wie der biebevor 
im Reid, vermwilligt“ geftatten noch Neichegefege des I6ten Jahrhun⸗ 
bertö bei der Subcollectation für den KRömerzug (Reichsabſch. v. 
1543 $. 24), fo daß alfo in fo fern beide Steuerfyfteme des Reiche 
nebeneinander fortbefteben. S. aud) Bedenken und Vorſtellung 
wider den gem. Pf. auf dem Reichstag zu Speyer v. 1544; in Chr. 
Gottl. Buder’s Samml. ungebr. Schriften. &. 382 f. 

9 Eichhorn, d. St. u. Rechtsgeſch. Th. IIL $. 418. (S. 168. ber 
Sten Aufl.) 

9) ©. Lang a. a. D. ©.186f. Neichsabfch. v. 1530 $. 118. Neiche- 
abi. v. 1543 $. 24. 25. Reichsabſch. v. 1654 5. 14. Neichsabfch. 
v. 17565 Art. 33. Vergl. Leifl, Staater. $. 228. Note 2. 9. 4. 
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fände erfennen es die Reichsgeſetze bed 16ten Sahrkanderts 


ſchon entſchieden an, ohne es ihnen damit erft beilegen zu - 


wollen: verbieten aber dabei ſchon ausdrücklich die willkührliche 
Ausdehnung uber die rechtsbegründete Verpflichtung ber Uns 
tertbanen und die ungleiche Belaftung derfelben 30), und legen 


den Unterthanen das Recht bei, von der Landeöherrfchaft urkunb⸗ 


liche Nachweifung über den Umfang bed Bedürfniſſes zu fors 
dern 11). Es beziehen fich nun zwar dieſe reichögefeglichen Ans 
erfenntniffe bed Befteuerungsrechtes ber Lanbesobrigkeiten 12) nur 
auf die Befugniß derfelben, die Unterthanen bei den Reichdan: 
lagen zur Beihülfe zuzuziehen 13). Allein für die Reicheftände 


10) Reichtabſch. v. 1543 5. 24. „— daß eine jede Obrigkeit alle ihre 
Untertbanen, bie fie vermög der Rechten und altem defike 
lihen Herkommmen zu fleuern und zu belegen hat — —. Dod 
follen die Obrigkeiten hierin nidyt anders, dann fid von 
Rechtswegen, wie fie eg in ruhigem Gebraudy und Her 
kommen haben, fürnehmen und infonderheit den armen gemeinen 
Mann, fo viel möglih, vor andern nicht befhweren, fons 
bern nad eines jeden Vermögen Gleichheit halten“ 


11) Reichtexecut. Ordn. v. 1555 $. 82. „— und bie Unterthanen hierin 
zu gehorſamen fchuldig find, denen aber aud) bie beſtimmte Maaß 
derfelben Hülfe zuförderfi eigentlich und ausdrücklich kundbar und 
namhaft gemadyt werben foll.» C. L. Hansen, de jure civium ra- 
tiones lributorum extraordinariorum exigendi. Lips. 1803. Leiſt, 
Staater. $. 228. Note 6. 9. Lang a. a. O. © Wi f. Mofer, 
von ber Landeshoh. in Steuerfachen. ©. 7. 8. 


12, Sinfihtlih ber Reichsſtädte ſprach auch der weftphälifche Friede 
eine Anerkennung biefes Hoheitsrechtes ausdrücklich aus. Instr. pac. 
Osmabr. Art. VIII. 8. 4. „Liberis imperli civitatibus non minus 
quam caeteris Statibus imperii — rata atque intacta mansant re- 
galla — — privilegia — coollectandi - .“ 


138) Dabei wurde noch im 17ten Jahrhundert, felbft zwifhen Reichsſtän⸗ 
den, über bie Frage controvertirt: „Db die Reichsſteuern vigore 
Superioritatis et Regalium, vel sallem ex demandata Caesaris po- 
testate et concessione don denen Unterthanen einzuziehen das Recht 
hätten.» Vergl. Mofer, von der Landeshoh. in Steuerſachen. ©. 
430. AIntereffante Reichetagsoverbandlungen dv. 3. 1704 über und ges 
gen die Behauptung, baß das jus collectandi subditos ein Faiferli: 

31 * 


- 
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war ſchon durch diefe Anerkennung ihres Beſtenerungsrechtes 
burdy Kaifer und Reich viel gewonnen, indem fie damit eimen 
Anhaltspunkt zur weitern Entwidelung des Steuerregalö erhiel: 
ten. Andrerſeits haben die Reichegefege niemals den allgemeis 
nen Sat audgeiprohen, daß ſich dad Beſteuerungsrecht ber 
Reichöftände auf den gefammten zur Landesregierung notbs 
wendigen Aufwand beziehe. Im Gegentheil geben fie ent: 
fhieden von der Vorausſetzung aus,” daß felbft die Zragung ber 
Reichdlaften zu nächſt Sache der Reichöflande und eine auf ih: 
rem Kammergut laftende Verpflichtung, die der Unterthanen aber 
nur eine fubfidiäre fei 4). Dad erſte Reichsgeſetz, welches 
von einer nicht Reichs- und Kreißanlagen betreffenden Steuer 
redet, ift der Reichsabfchied von 1654 $. 180, die Unterhaltung 
der Feftungen und erforderlihen Beſatzungen betreffend, obwohl 
auch hierbei der Geſichtspunkt einer Berpflihtung gegen das 
ganze Reich zur Erhaltung der Sicherheit und nothwendigen 
Defenfion deffelben ald der rechtfertigende Grund Diefer, nur als 
unmittelbare Kolge der Ererutiondorbnung betrachteten, Verfü⸗ 
gung ſich darftellt 35). 


ches Refervatrecht fei und nur Namens und Kraft Verleihung bes 
Kaifere ausgeübt werde, baf. 8. 421 f. 


14) Reichsabſch. v. 1543 8.24. „Und dieweil foldye Hülfe von der Stände 
eigenen Sammergätern in Anfehung etlicher vieler Urfachen zu 
leiften, befhwertid und unmöglich feyn mochte; fo ift zuge⸗ 
laffen, daß eine jede Obrigkeit u. f. w.» — $. 25. „Die Dbrig- 
teiten follen auch zu biefem chriftlichen Werk fidh gleichermaßen, wie 
bie Untertbanen felbfl angreifen.“ R. Abfch. v. 1876 9. 11. „Weil 
ben Ständen, als bie hierbevor merklich und kündlich befchwyeet, fols 
he — Hülfe aus ihren Sammergütern und Einkommen allein 
zu leiften und abzurichten unerfhmwinglidy fallen will.“ Daß 
biefe Regel durch das fpätere allgemeine Reichſsherkommen geändert 
fei, und daß, fobald nidyt nach Landesverträgen die Kammergäüter 
in gewiflem Verhältniß beizutragen hätten, die Reichsanlagen allein 
von ben Unterthanen erhoben würden, behauptet Mofer, von ber 
Landeshoh. in Steuerfahen. Kap. V. $. 9. (©. 504 f.) 


15) Lang, hiſtor. Entwidel. ©. 207 f. Strube, Erläut. bes Reichs⸗ 
abſch. v. 1654 $. 1810 in deffen Rebenftunden Th. IV. No. 30. — 


| 
| 
| 
\ 


vu. Ananzhoheit. D. Bon den Steuern. (8. 219.) ° 188 


Zwar machte. der größere Theil der Reichsſtände, hiermit 


nicht zufrieden, den Verſuch, durch eine Ertenfion ded Reiche: 
abfdhieded von 1654 $. 180 eine ganz unbefchränkte Aner: 
kennung ihres Beſteuerungsrechtes und der Verpflichtung der 
Unterthanen, fich allen von der Landesherrſchaft aufgelegten Steu⸗ 
erauflagen zu fügen, zu erlangen 16) und alle Klagen ber Unter: 


16) 


„und gleichwie," ſagt der jüngfte Reichsabſchied a. a. O., nbiefes 
bochangelegene Werk zu allgemeiner Wohlfahrt, und bed 
Heil. Reihe beffändigem Ruheſtand zielet, worvon Fin 
Shurfürft oder Stand, noch berfelben Unterthan zu erimiren; 
alfo fol, auf den Kau fi} jemand obbefagter Executionsord⸗ 
nung widerfegen und an Unferm Kayf. NReicyehofrath oder Kapferl. 
Sammer» Gericht einigerley Proceß dargegen zu fuchen fich gelüften 
taffen würde, ein foldyer keineswegs angehört, fondern a limine ju- 
dicii abs und zu ſchuldiger Parition angewiefen, in beffen Entftes 
hung aber, nad laut der Erecutions s Drbnung wider denfelben zu 
verfahren erlaubt und frey gelaffen, und hiervon einiger Immer 
biat= oder Mediatftand, Stabt, Landfaß und Unterthan 
nicht ausgenommen, fonderlich aber follen jedes Ehurfürften und 
Stande sLandfaffen, Unterthanen und Bürger zu Belig- und Ers 
haltug der einem oder andern Reiche: Stand zugehörigen ndthis 
gen⸗ (mithin nicht zu allen, welche ber Landesherr anzulegen für 
gut finde) „VBeftungen, Plägen und Guarnifonen, ihren 
Landefürften, Herrfchafften und Obern mit hälflichen Beytrag 
gehorſamlich an Hand zu gehen fhuldig feyn.“ 


Vergi. Mofer, von ber Landeshoheit in Militairſachen. Kap. IL. $. 
7f. ©.17f. Der Antrag, welcher fogleidy von Kurbaiern und Hil⸗ 
desheim lebhaft unterftüst wurbe, ging laut bes Reichsgutachtens v. 
Dctbr. 1670 dahin: „Daß eines jeden Ehurfürften und Standes Lands 
Bände — und Untertanen nicht allein zur Landes⸗Defen⸗ 
fionsverfaffung, fondern audh zur Handbhabe und Erfüllung 
der dem Insirumento Pacis nicht zuwider laufenden Bünbdniffe, 
wie audy nicht nur zu Erhaltung und Belegung ber nöthigen, 
fondern indefinite der Beftungen, Dexter und Plätze, auch 
zu Verpflegung der Völker und andern hierzu gehörigen Roth: 
wendigkeiten, ihren Landesfürften, Herrfchaften und Obern, bie je: 
desmal erfordernde Mittel und folglich allee, was an 
fie, und fo offt es begehret wird, gehorſamlich und unwei⸗ 
gerlich barzugeber fhuldig ſeyn und daß einige Klage der 
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war fehon durch diefe Anerkennung ihres Weftenerungsrechtes 
durch Kaifer und Reich viel gewonnen, indem fie Damit einen 
Anhaltöpunft zur weitern Entwidelung des Steuerregald erhiel: 
ten. Andrerſeits haben die Reichögefeße niemals den allgemei: 
nen Satz ausgeſprochen, daß ſich dad Beſteuerungsrecht der 
Reichsſtände auf den gefammten zur Landesregierung notb: 
wendigen Aufwand beziehe. Im Gegentheil gehen fie ent: 
fiyieden von der Vorausſetzung aus,” daß felbft die Tragung ber 
Reichslaſten zunächſt Sache der Reichöflande und eine’ auf ib: 
rem Kammergut laftende Verpflichtung, die der Unterthbanen aber 
nur eine fubfidiäre fei 4). Das erfte Reichögefeg, welches 
von einer nicht Reichs- und Kreisanlagen betreffenden Steuer 
redet, ift der Reichdabfhied von 1654 $. 180, die Unterhaltung 
der Feftungen und erforderlihen Beſatzungen betreffend, obwohl 
auch hierbei der Geſichtspunkt einer Berpflihtung gegen das 
ganze Reich zur Erhaltung der Sicherheit und nothwenbdigen 
Defenfion deffelben ald der rechtfertigende Grund diefer, nur als 
unmittelbare Folge der Erecutiondordnung betrachteten, Verfü⸗ 


gung fich darflellt 15). 


ches Refervatrecht fei und nur Namens und Kraft Verleihung bes 
Kaiferd ausgebt werde, baf. S. 421 f. 


14) Neichsabfch. v. 1543 8.24. „Und dieweil ſolche Hülfe von der Stände 
eigenen Sammergütern in Anfehung etlicher vieler Urfachen zu 
teiften, befhwertich und unmöglich feyn mochte; fo iſt zuges 
laffen, daß eine jede Obrigkeit u. f. wm.» — $. 25. „Die Obrig⸗ 
teiten follen auch zu dieſem chriftlichen Werk ſich gleichermaßen, wie 
die Unterthanen felbft angreifen.“ R. Abfch. v. 1576 9. 11. „Weil 
den Ständen, als bie hierbevor merklich und kündlich befchweret, fols 
he — Hülfe aus ihren Gammergütern und Einlommen allein 
zu leiften und abzurichten unerfhmwinglid fallen will.» Daß 
diefe Regel durch das fpätere allgemeine Reichtherkommen geändert 
fei, und daß, fobald nicht nach Landesverträgen die Kammergüter 
in gewiffem Verhältniß beizutragen hätten, die Reichsanlagen allein 
von ben Unterthanen erhoben würden, behauptet Mofer, von ber 
Landeshoh. in Steuerfahen. Kap. V. $. 9. (©. 504 f.) 


15) Lang, hiſtor. Entwidel. S. 207 f. Strube, Crläut. bes Reichs⸗ 
abfch. v. 1654 $. 1810 in beffen Nebenftunden Th. IV. Ro.30. — 
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Zwar machte der größere Theil ber Reichsſtände, hiermit 
nicht zufrieden, den Verſuch, durch eine Ertenfion des Reiche: 
abfchiebed von 1654 $. 180 eine ganz unbeſchränkte Aner: 
tennung ihres Befteuerungdrechtes und ber Verpflichtung der 
Untertanen, ſich allen von ber Landeöherrfchaft aufgelegten Steu⸗ 
erauflagen zu fügen, zu erlangen 16) und alle Klagen der Unter: 


— — 


„und gleichwie,” ſagt der jüngfte Reichsabfchied a. a. D., biefes 
bochangelegene Wert zu allgemeiner Wohlfahrt, und des 
Heil. Reichs beffändigem Ruheſtand zielet, worvon Flin 
Shurfürft ober Stand, noch berfelben Untertban zu erimirenz 
alfo fol, auf den Kal fi jemand obbefagter Erecutionsords 
nung wiberfegen und an Unferm Kayf. Reichshofrath oder Kayſerl. 
Sammer = Beridyt einigerley Proceß dargegen zu fuchen fich gelüften 
laffen würde, ein folcher Feineswegs angehört, fonbern a limine ju- 
dicli abs und zu ſchuldiger Parition angewiefen, in deſſen Entftes 
hung aber, nad laut der Srecutions s Drbnung wider bdenfelben zu 
verfahren erlaubt und frey gelaffen, und hiervon einiger Immer 
biat= ober Mediatftand, Stadt, Landfaß unb Unterthan 
nicht ausgenommen, fonderlich aber follen jedes Ehurfürften und 
Stande sLandfaffen, Unterthanen und Bürger zu Beſitz⸗ und Ers 
baltug der einem ober andern Reiches Stand zugehörigen nöthi⸗ 
. gen“ (mithin nicht zu allen, weldye ber Landesherr anzulegen für 
gut finde) „Veſtungen, Plägen und Guarnifonen, ihren 
Landefürften, Herrfchafften und Obern mit hälflichen Beytrag 
gehorfamlid an Hand zu gehen fhulbig feyn,“ 

16) Vergl. Mofer, von ber Landeshoheit in Militairfacdhen. Kap. Il. $. 
1f. S. 17 f. Der Antrag, welder fogleich von Kurbaiern und Hils 
besheim lebhaft unterftüst wurbe, ging laut bes Reicdhegutachtene v. 
Octbr. 1670 dahin: „Daß eines jeden Shurfürften und Standes Lande 
Wände — und Unterthanen nicht allein zur Landes⸗Defen⸗ 
fionsverfaffung, fondern audy zur Handhabe und Erfüllung 
der dem Instrumento Pacis nicht zuwiber laufenden Bündniffe, 
wie auh nicht nur zu Erhaltung und Belegung ber nöthigen, 
fondern indefinite ber Beftungen, Derter und Pläge, aud 
zu Verpflegung ber Völker und andern hierzu gehörigen Noth⸗ 
wenbigleiten, ihren Zandesfürften, Herrſchaften und Obern, die je: 
desmal erforderndbe Mittel und folglich alles, was an 
fie, und fo offt es begehret wird, gehorfamlid und unweis 
gerlich darzugeben ſchuldig ſeyn und baß einige Klage der 
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thanen bei den NReichögerichten über rechts- und verfaffungswi- 
drige Beſteuerung abzufchneiden. Allein der hierauf gerichtete, 
in den beiden höhern Reich&collegien, unter lebhaften Widerſpruch 
einer Minorität 77), angenommene Antrag von Medienburgs 
Schwerin, erhielt nicht die Zuflimmung des reichöftäbtifchen Col: 
. legiumd, und der Kaifer Zeopold 1. verweigerte demfelben ſtand⸗ 
haft feine Sanction, indem er in der Refolution v. 3. Februar 
1671 erklärte, daß zwar Kurfürften und Stände, welde ein 
Mehreres ald im $. 180 des jüngften Reichsabſchieds begriffen 
fet, »gegen ihre Unterthanen und Landſaſſen rehtmäßig ber: 
gebradt, Dabei gefchirmet und gehandhabt“ werden follten, daß 
er aber unmöglich in die prätendirte Ertenfion jenes $phen, ohne 
einmal die Unterthanen dagegen gehört zu haben, willigen, fo= 
gar die rechtöhängigen Proceffe in dergleichen Materiis caffiren« 
und jede Klage über Steuerbevrüdung bei den Reichögerichten 
abfchneiden Tonne, „vielmehr gemüffiget fey, einen je: 
ben bei deme, weffen er berehtigt und wie es bis dato 
obfervirt worden, in alle Weg verbleiben zu laf: 
fen 18), Dagegen hatte der Kaifer dur ein Commiſſions⸗ 


Untertbanen, weder bei dem Kaiferlichen Reichshofrath noch Kam⸗ 
mergericht bierwiber nicht angenommen und alle Prozeffe unb 
Mandate, fowohl wegen ber vorgegangenen, als gegenmwärti- 
gen und künftigen Zeit abgethban und aufgehoben feyn — fols 
len.“ Vergl. dazu die Bemerkungen von Lang a. a. D. 8.209 u. 
über. Eichhorn's d. St. u. Rechtsgeſch. Ih. IV. $. 547. Die 
Entwürfe Ro. 1. u. 2. zum Reichsgutachten bei Mofer a. a. D. 
e. 18 f. 

17) Zu biefer Minorität gehörte: WBraunfchweig : Wolfenbüttel, Zelle, 
Denabrüd, Bremen, Pommern, Heflen. — Braunfd. Wolfens 
büttel führte dabei den Grund an: „weil fonft den Unterthas 
nen ihre theuer erhaltene Privilegien ungültig gemadt 
würden.“ 

18) ©. die kaiſerl. Refolution bei Mofera. aD. © 20 f. und in 
Schmauss Corp. jur. publ. &. 1077—79. Ueber ein von verfdies 
denen Reichsſtänden in Zolge hiervon gemadytes Bündniß, welches 
ben Zweck hatte, die Extenſion des Reichsabſchiedt gegen die Lands 
ftände auch mit Gewalt burdyzuführen und fi »fo in Pofur zu 








VIl. Finanzhoheit. D. Bon den Steuern. ($.219.) 87 


Decret vom 19. Juni 1670 bahin zugeflimmt, „baß ein jes 


ber Churfürft und Stand bed Reichs — — von feinen Unter: 
thbanen zu Reichs⸗,, Deputationd: und Kreidconventen die 
nöthigen Legationskoſten erheben — — möge 19)» End: 


lich wurde auch die fhon im jüngften Reichdabfchiede ausdrüdlich 
anerkannte Befugniß ber Reichöftände, die Unterthanen zu einem 
Beitrag zu den Unterhaltungsfoften des (auch für die Unter: 
thanen fo wichtigen) Reichskammergerichts (den f. g. Kammer: 
zielern) anzuhalten, noch durch fpätere Reichsſchlüſſe wiederholt 
garantirt 2), Ein allgemeined Anerkenntniß ber reichöverfafs 
ſungsmäßig begründeten Befugniffe der Reichsſtände in Betreff 
der Beſteuerung enthält die Wahlcapitulation Art. XV. $. 2. 3. 


fegen, damit jeder feiner Landflände und Unterthbanen 
Meifter bleibe,» Langa a. D. ©. 212 f. Das Bündniß in 
extenso bei Mofer, v. d. Landeshoh. in Militairfahen. ©. 24f. — 
Die Wahlcapitulation,, auch der nachfolgenden Kaifer (Art. XV. 5.3. 
Art. XIX. $. 6), enthält in diefer Hinſicht nicht mehr als ber Reiches 
abſch. v. 1654. = 

19) S. baflelbe bei Schmauss I. c. &. 1076 u. in Neue Sammi. ber 
Reichsſsabſch. Th. IV. ©. 80. 

20) Die Befugniß der Reichsſtände hierzu Tag eigentlich fchon in der alls 
gemeineren Beftimmung der Reichsexecut. Ordn. von 1555 $. 82. 
Deutlicher fagt es aber der Reichsabſch. von 1654 $. 14: „Und fol 
ben Ständen bevorftchen, ihre Landflände, Bürger und Unterthanen 
sur Beihülfe (nämlich zu den vorher erwähnten Cammerzielern) 
zu ziehen.“ — Reichsgutachten vo. 15. Decbr. 1719 (genehmigt durch 
Kaiſerl. Ratific. Decret v. 3. Novbr. 1720): „Bu richtiger Beis - 
brings und Zahlung eben gedachter Cammer⸗Zieler und Befoldungen 
bliebe denen Ständen bes Reichs nad) dem R. Abſch. de Anno 1654 
$. 14 bevor, ihre Land-Stände, Bürger und Unterthanen zur Beys 
bülf des Sammer: Gerichts Unterhalt zu ziehen.“ Neue Samml. 
der Reichsabſch. Ih. IV. ©. 344 f. Reichsſchl. v. 23. Octbr. (rati⸗ 
fic. 15. Dechr.) 1775 Art. 33: „RBerftatten und bewilligen kayſerl. 
Majeftät fernerweit, daß zur Beihülfe des folcdhergeftalt vermehrt 
werdenden quanti zum 6. ©. Unterhalt bie Stände des Reichs ihre 
Landflände, Bürger und Unterthanen — beyzieben.« Schmauss, 
Corp. jur. publ. p. 1538. 
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B. Entwidelung Der Territorial: Steuer: Berfaflung. 


Belehrend find vorzüglich die Schriften über Entwidelung der Steuerver: 
faffung einzelner Ränder, 3. B. (F. &. Dahlmann) Url. Darftels 
lung bes dem Schlesw. Holftein. Landtage — zuftehenden Steuer⸗ 
bewilligungsrechte. Kiel 1819. Denkfchrift der Prälaten und Rit⸗ 
terfchaft des Herzogth. Holftein zc. Frankf. 1822. W. 3. 2. Bode, 
Beiträge zur Geſch. bes Herz. Braunfhw. I. Beitr. Braunſchweig 
1824. — 8. ©. Krieg, hiſtor. Entwidel. der Steuerverfaff. in 
Schlefien unter ZTheilnahme der allgem. Landesverfammi. Brest. 
1842. — ©. ferner Kr. W. Unger, Gef). -der dentſch. Landftände 
3.1. ©. 268 f. Th. II. & 373 f. bef. 386 f. Vergl. auch die par⸗ 
ticularredhtl. Literatur über Lanbftände u. deren Gerechtfame oben 
zb. J. vor $. 108 u. bei Unger a. a. O. Ih, I. u. II. 


1. Im Allgemeinen. 


Die in ben Reichögefegen ausgefprochene und vom Kaifer 
und den Reichsgerichten feflgehaltene Anficht, daß die Zerritorial: 
Obrigkeiten die Unterthanen nicht willkührlich, fondern nur 
infoweit qu befteuern berechtigt feien, als die Befugniß dazu, 
auf „altem, befislihen Herkommen« beruhe, oder durch 
bie Landesverfaffung anerkannt fei, findet in der Gefchichte 
der Steuerverfaflung aller Zerritorien ihre genügende Beſtäti⸗ 
gung )). An eine Landesregierung und die Koften derfelben, wie 


1) Wie Schriftfteller allmählig anfingen, das Beſteuerungsrecht für ein 
wefentliches, nicht befchränkbares, Hoheitsrecht zu erllären, f. bei 
Eihhorn, d. St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. $. 547. Vergl. auch die 
verftändigen Aeußerungen von Ludolf mit den graffen Lehren v. 
Klod u: I. Fr. Horn bei Lang, hiſtor. Entwidel. S. 206 u. 
214. Wie dagegen felbft Tandesregierungen nody im 17ten Jahrh. 
die Sadye nach f. g. natürlihem Staatörecht anders auffaßten, zeigt 
die Erflärung von Braunfhweig: Wolfenbüttel auf dem Reiches 
tag von 1654: „Es wäre ein unbewegliches Princip, daß Steuern 
und Auflagen im Grund gegen die NRatur(!) einer Staatdge- 
ſellſchaft ſeyen. Denn man habe ſich bloß in der Boffnung feine 
Sachen zu bewahren, in bürgerliche Verbindungen eingelaffen. Ries 
mals aber habe ein Staatsmitglieb ſich feines Eigenthums bergeftalt 
begeben, daß entweder die Obrigkeit oder einer feiner Nebenbürger 
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fih die Sache fpäter entwidelte, war in früherer Beit um fo 
weniger zu denken, als die Städte ſich ſelbſt regierten und bie 
Beziehungen der Landeöherrn zu den - Hinterfaflen der Ritters 
(haft und Prälaten nur fehr mittelbar und loder waren, fo daf 
von einer unmittelbaren Steuerauflage auf dad die Mehrheit 
bildende Landvolk, abgefehen von den f. g. Kammerbauern, ſchon 
an fih gar nicht die Rede fein konnte. Durchaus verſchieden 
von den eigentlihen Steuern (zu Regierungsbedürfniffen; Abgas 
ben an den Landesherrn als ſolchen) find die fchon in alten Zei: 
ten vorlommenden Schußgelder, Abgaben an den Lehns⸗, Guts⸗ 
und Leibherrn 2); eben fo haben auch die fchon fehr früh vor: 
kommenden außerordentlichen Anlagen ?) auf die der Schirm> 


damit nad) Gefallen gewähren könne. Im Gegentheil würbe man 
gerade deßwegen ein Bürger, bamit man das Eeinige in Ruhe und 
Friede behalte.» dv. Meiern, Regensb. Neichstagehandl. TH. J. 
©. 429. 


2) Vergl. bef. Strube, Observ. jur. obs. III. 8. 2-5. SInsbefondere 
bilden auch bie fchon in früher Zeit von Städten an ihre Landes—⸗ 
berrn befonders unter dem Namen von Schoß oder Schott entrich- 
teten (ftehenden) Abgaben nur einen bergebradhten ober vertrages 
mäßig conftituirten Zins, der für keine öffentliche Zwecke entrichtet 
wurde, fonbern aus verfchiedenen Veranlaffungen, 3. B. bei Verlei⸗ 
bung fläbtifcher Gerechtſame, Befreiung von der vogteilichen Ges 
richtsbarkeit u. f. w. entflanden war, und von bem anderer Geite 
aus befondern Gründen auch wieder eine Befreiung verwilligt wers 
ben Eonnte. Der Verfuh, neue Auflagen dieſer Art, 3. 8. auf 
ſtädtiſche Gewerbe, zu legen oder bie zugeficherte Freiheit davon zu 
entziehen, bildete häufig den Hauptgrund zu ben Fehden zwifchen 
den Stäbten und ihren Landesherren (Fürften und Biſchöfen). Bei⸗ 
fpiele f. bei Strube, Obs. I. c. 8.3. Auch Kirchen und Klöſter 
zahlten in älterer Zeit foldye Abgaben, erlangten aber immer mehr 
Greibeitös Privilegien (privilegia immunitatis), Strubel.c. 8.4 
und überh. Eihhorn, d. St. u. Rechtsgeſch. Th. II. $. 306. 


3) „Man nannte biefe Auflagen Adjutoria, Hilffteuern, Adaerationes, 
weil es flatt Ritterbienften Gelbbienfte waren, Adoha, von welchem 
Wort das heutige Douane abgeleitet fcheint und (welches) überhaupt 
eine Gabe heißt.» Lang, hiftor. Entw. S. 53. (Vergl. Eichhorn, 
Rechtsgeſch. 5. 294. Note m). Eine reihe Sammlung urkundlicher 
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vogtei bedürftige Geiſtlichkeit und die einem mächtigern Herrn 
untergebenen Vaſallen und Städte, welche fich factiſch wie eine 
Beiteuerung darftellten, nicht die Natur wirkliher Steuern, 
weil fie nur auf einem fpeciellen, befonderd aus bem Lehns⸗ 
und Wogteiverhältniß entipringenden Grunde, und nicht auf ei⸗ 
ner Bürger= oder Unterthanspflicht beruhten, von’ welcher bei 
noch unentwidelter Landeshoheit Feine Rede fein konnte. Die 
factifche Veranlaſſung zu folchen außerordentlichen Anforderuns 
gen bildeten gewiſſe, haufig vortummende, aber doch außer: 
ordentliche Bedürfniffe ded Herrn, 3. B. zu einer Fehde, zum 
Loskauf ded Herrn aus ber Gefangenfhaft, beim Ritterwerben 
der Söhne und Vermählungen der Töchter %. Beim Mangel 
eined allgemeinen Berpflichtungögrundes lag es aber in ber Na⸗ 
tur der Sache, daß der Herr eine ſolche außerordentliche Bei: 
bülfe (Adjutorium, subsidium, Steuer 5)) nit ohne Weiteres 
auflegen, fondern die Bewilligung derfelben nachfuchen oder 
um ihre Entrihtung bitten mußte, womit die Benennung fol: 
cher Beihülfen durch Petitiones, precaria, beutfch: Bed en, Be: 
ten zufammenhängt 6). In fo ‚fern fi aber die Gründe für 


Nachrichten Über Auflagen im Mittelalter liefert befondere Strube 
. in ben Nebenftunden. Th. II. Abh. IX. 

4) So verſpricht 3. B. audy König Johann von England in ber Magna 
Charta nur in drei Fällen die Bewilligung einer Hülfseuer (Scuta- 
gium) zu verlangen: 1. wenn er aus der Gefangenfdhaft zu Iöfen 
fei; 2. wenn fein erftgeborner Sohn Ritter werde, unb 3. wenn 
feine erftgeborne Tochter fi) vermähle. Dieß ift der Urfprung ber 
auch in Deutfchland in vielen Territorien vorfommenben, hertömms 
lich zu entrichtenden f. 9. Fräuleinsfteuer. Bergl Grimm, 
d. RechtsalterthHümer. S. 297: „Item dicunt Scabini, si dominum 
de Valkenborg contingeret transire alpes (Römerzug) seu tradere 
filiam suam nuplui, sive sublimare filium suum in militem, peti- 
tionem potest facere in Sustren ad subveniendum ei in talibus 
articulis.“ Eichhorn, Rechtsgeſch. Th. I. $. 306. Lang, hifter. 
Entwid. & 90 f. Strube, Nebenflunden. Sb. IT. &. 309 f. 

5) Steuer, v. dem ältern stiura. Grimm, Rechtsalterth. ©. 298. 
6) „Appellata haec collecta fuit eine SFand⸗-Beede, quia solvebatur 
citra juris necessitatem ad preoes imperantium." Strube, Obs. 
jur. 1. ce. 8.6. So erklärt den Ausbrud au Grimm, beutfche 
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folhe Forderungen oft wieberholten, entfland daraus bie Aner⸗ 
fennung eines befondern Verpflichtungsgrundes durch Herkom⸗ 
men, häufig felbft eine ordentliche Abgabe oder jährlih zu 
entrichtende Bete (Sahrbeten, pecuniae annales), die dann in 
einem feflgefegten Anfchlag (ohne Erhöhung oder Berminderung 
nad dem Bebürfniß) bezogen wurde 7). Auch fonnte eine foldye 
ordentliche Bete vertragsmäßig begründet werden, in fo fern der 
Landeöherr gegen Regulirung einer regelmäßigen Abgabe wiebers 
holten Anforderungen um Beifteuern entfagte, welcher anerkann⸗ 
ten Gerechtfame dann die außerordentliche Bete, ald Noth⸗ 
bete, indebitum, Unpflicht entgegengefegt wirb 8). Immer blieb 
es aber Grundſatz, daß eine Beifleuer von ben im Lande gelef: 
fenen Perfonen orbentlicher und außerordentlicher Weife nur in 
den dur Vertrag oder Herfommen beflimmten Fällen ges 
fordert werden könne, ein Grundſatz, den aud die im vorigen 


Rechtsalterth. ©. 297. „Nach der ältelten Sitte wurde freiwillig 
bargeboten, allmählig bittweife verlangt (beta, bete, petitio, roga- 
tio), endlich herrifch befohlen (Nothbitte, Gemwaltbitte).. Mit ber 
nälteften Sitte» ift wohl auf Tacitus German. hingebeutet, wor 
fetbft c. 15: ,„Mos est civitatibus ultro ac viritim conferre Princi- 
pibus vel armentorum vel frugum quod pro honore acceptum, 
etiam necessitatibus subvenit.“ Auch die Erklärung Möfer’s, 
welcher Bäte fchreibt und es von Bat, d. i. Hülfe (Bybat, Beis 
hülfe) ableitet, führt denfelben Begriff mit fih. Vergl. Eichhorn, 
Rechtsgeſch. Ih. U. $. 306 (©. 456 ber 5ten Ausg). Bobe, Bei⸗ 
träge zur Geſch. des Herzogthums Braunſchw. S. 19. 


7) Eihhorn a. a. D. ©. 458. Verſchiedene Benennungen nad) Zeit 
und Gegenſtand der Abgabe: Maibede, Herbſtbede, Korn⸗ und 
Dfennigbede. Lang, hiftor. Entwid. 8.56 f. — Bode a. aD. 
8. 19 f. 


8) Eichhorn a. a. O. 8.458 u. bef. Lang a. a. D. ©. 104 f. und 
beifpielöweife befonders den Vergleich der Markgrafen Otto u. Con⸗ 
rad v. Brandenburg mit ihren Landſtänden v. 1281, betreffend bie 
ordentliche Bede und bie Keftftelung der außerorbentlihen Fälle. 
Gercken, Diplom, veter. March. Tom. I. p.15f. Eichhorn a. a. 
D. ©. 461 f. 


492 Staatsr. d. Bundesſtaaten. —* Regierungsrecht. ($. 220.) 


Paragraghen angeführten Reichsgeſetze entſchieden anerkennen 3%. 
Deshalb kann auch aus ber häufig vorkommenden Verbriefung 
der Freiheit von Steuer und Schatzung Fein Schluß auf die An: 
erfennung feiner allgemeinen Steuerpfliht gemacht werben 19), 
Die mit der veränderten Kriegöverfaffung,, dem zunehmenden 
Hofitaat der Fürften und der allmahligen Bildung einer beftän- 
digen Soldmiliz fich immer vergrößernden Bebürfniffe bed Lan: 
desherren, welche aus den Einkünften von ihren eignen Gütern 
(Domainen) nicht beftritten werden konnten, machten die Steuer: 
Anforderungen immer häufiger, zugleich aber auch für die Land: 
flände die Nothwendigkeit einer Sicdherftelung dagegen immer 
fühlbarer I). So find es befonderd die Steuern, welde das 
Aneinanderfchließen ber Stände befördern und die Bereinigung 
zu einer Corporation befeftigen. (Bergl. Th. 1 $. 108). Die 
Stände verfäumen dabei nie, gegen Uebernahme fürftlicher Schul: 
den und Bewilligung von Schatungen zum Zweck ihrer Tilgung, 
fich befondere Reverfalien darüber audftellen zu laſſen, daß fie 
dazu nicht ſchuldig feien, und daß auch in Zukunft ohne ihre 
Bewilligung feine Steuer auf fie oder ihre Dinterfaflen 
(im Gegenfag zu den eignen Leuten“ bed Landeöherrn) geleg 


9) Eichhorn a a. D. ©. 464. Strube, Obs. jur. Il. 8.5. (8. 99). 
Ueber die nicht felten vorlommenden, vom Kaifer erlangten Scha⸗ 
KungssPrivilegien f. Strube daſ. $.6. ©. 103. 


10) Mofer, von der Lanbeshoh. in Steuerf. S. 10 f. „Die vile Lans 
desherrliche Sremtiongfreiheiten von Steuren dienen auch nicht dar⸗ 
zu, daß man fagen könnte: Exceptio confirmat regulam; bann ee 
ift befannt, baß man ſich auch über viles hat Brepheitsbrieffe und 
Neverfe geben laffen, etwas nicht zu thun, was fchon durch bas Recht 
ber Natur verboten ware, 3. E. es folle Niemand ungehört, ober 
ohne Urtheil und Recht an Leib u. Leben geftraft werden. Vilmehr 
legen bie häuffige Iandesherrlihe Reverfe, baß die erlegte Eteuern 
aus keiner Schulbigkeit, fonbern blos aus gutem Willen, erlegt wors 
den.feyen, ein Mares Zeugniß dafür ab, die Regel feye geweſen; 
Unterthanen feyen Beine Steuern ſchuldig.“ 

1) Fr. W. unger, Gef. ber deutſch. Landſtände. Abth. II. ©. 389 f. 
©. audy überhaupt Leyser, Medit. ad Pand. Spec. 669. 
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werden folle 12); Zufiherungen, welche in das 174e und 18te 


12) Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerf. Kap. IH. $. 7. ©. 435 f. 
Häberlin, Hanbb. des Staater. Th. II. S. 270 f. Sehr lehrreich 
und intereffant ift auch in diefer Beziehung die Verfaffungegefchichte 

b der Bayerſchen u. Braunſchw. Lüneburgifchen Lande. Leber 
erftere f. bef. die oben Th. I. &. 342 gegebenen Nachweiſungen u. 
3: B. aud) den Schablosbrief v. 1516 (bei Lünig, von der landf. 
KRitterfch. I. S. 694. Die Landftlände (Prälaten, Grafen, freyen 
Herren, Ritter, Knecht, aud) Städt und Märkt) verwilligen auf 
fürfll. »„Srfuhen, Begehr und Bitt«, wozu fie vermöge der 
Landeöfreyheiten „nit ſchuldig geweft finb«, eine Steuer. Eben: 
fo die Reverfalien v. 16530, 1536, 1540, 1543, 1544. In ben Br. 
Lüneb. Landen kamen aud fchon im I4ten Jahrh. Bewilligungen 
vor. Nach einer Url. von 1379 bewilligten »unfe leve andechtige 
Ebbete, Provefte, Papheit, unfe truvve Wanne, Ridder u. Knechte 
und Borgere in unfer herſchop to Eunebordw eine allgemeine Babe. 
Die Sicherheitd s Acte der Herzoge Bernhardt und Heinridy von 
1392 enthält das Verſprechen, daß ohne der Ritterſchaft und Städte 
Ginwilligung in ben Dörfern berfelben Feine Schatungen erhoben 
werben follen. Ausbrüdlid ausgenommen waren die „eignen Meier 
und eignen Leute des Landesherrn. „Wy en fihollet od, noch je⸗ 
mandt von unfertwegen, nenerley bede edber [hattinge fetten 
edder bon up nenen unfer berfhop underfaten, noch uppe ere 
gueth fament ebber befundern, utbgefpralen unße egen meyer 
und unfe egen lüben.“ Jacobi, Lüneb. Landt. Abſch. Th. 1. 
8. 53 f. Derf. üb. bas Alter u. die Repräſentat. d. Landſt. ©. 
77. Dieſelben Herzöge verfprechen (Pfeffinger’s Hiſtorie des Br. 
Lüneb. Haufes, ©. 450): „Dat we, Unfe Erven, Unfe NRakömlinge 
Dertogen to Brunswil, ebder nemandb von unfer weghene beffer 
Bede ober beffer gelit to nenen Ziden niht mehr bitten ober 
nemen willen, noch en fchullen, id en fy mit derſülven Unfer 
leven getrumen als ber vorgefchrevenen Manfhhop, Stebe und 
Papheit Bulport, Witfhap und guden Willen. Stru- 
be, Obs. jur. &. 102. Ebenſo liefern bie Privilegien der Calenber⸗ 
gifchen und Böttingenfchen Landfchaft zahlreiche Anertenntniffe diefer 
Art, beſonders aus dem Iöten Jahrhundert. Kleinfhmibdt, 
Samml. der Landt. Abſch. Th. I. ©. 15. 61. 39. 150. Btrube I. 
c. ©.105f. In Braunfhweig: Wolfenbüttel haben die Her⸗ 
jöge auch ſchon im lAten Zahrhundert Beben erhoben. Bergl. Koch, 
pragm. Geſch. des Herzogth. Braunſch. ©. 264. Urk. v. 1406. „WB. 
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Jahrhundert hinein faft regelmäßig bei neuen Bewilligungen wie: 
berholt werben 13). Auch findet man in der Regel, daß die 
Stände neben Fefthaltung des Grundfage, daß jeder Stand 
nur für ſich bewillige, alfo feine Majorität (zwei Qurien gegen 
eine) entfcheide 14), die Steuerbewilligung noch an gewiſſe an⸗ 


dere, 


ihre fonftigen Rechte und Freiheiten betreffende, Bedingun⸗ 


gen zu knüpfen, oder dabei neue Privilegien zu erlangen fuchten. 


13) 


14) 


G. Gn. we Berend unbe Hinrik Hertoge to Brunswick unde to Aus 
neborch brodere 20. Dat wy de groten bede, de zeliger andadıt 
unfe broder hertoge Friderik ubſad hadde in Torten tüden in bem 
brungv. Lande unde genomen hefft, unbe wü of genomen bebben 
wente hartho, de man het be herveftbedbe ze. — Wie beholden 
be olden Bede, de bü unfer elbern tüben gewefen hadde 
in unfen Landen to Brunsmwic, unde of de kobede unbe be. 
baverbede over ore lude und meigern, alje over andere in 
ben richten in unfen brunsvic. Rande.» Die ſchon bier in Bezug 
genommene Belleuerung der Binterfaffen der Prälaten, Nitterfchaft 
und Städte wurde vertragsweife regulirt. (Rehtmeier, br. lüneb. 
Shronil. ©. 721. Bode, Beiträge & 0). Mit dem Ende bes 
15ten unb Anfang bes 16ten Jahrh., werden bie verlangten Beben 
immer bäufiger. Dabei erkennt bie Lanbfchaft zwar eine Verpflich⸗ 
tung an, ben Fürften aus ber Noth zu helfen, anbrer Seits aber 
auch diefer, daß es aus gutem Willen geichehe. Revers Heinridy bes 
Aeltern v. 1500: „Dat fe unns to eren vnnd wolgefallen 
vnnd der fhulde noch to Hülpe vnnd flure, dre füllenlome 
Lantbebe vthe dem Lande to nemende tolaten vnnd vergunnen 
willen — — en willen od ſolker Landſchattynge to anderen ſa⸗ 
ten nicht gebrufen.» Der fchon Hier gebrauchte Ausdruck Lanpifhag 
verbrängt allmählig die Bezeichnung durch Bede. Während ber 
ereignißreichen Regierung Heinrichs bes Jüngern, (bes bekann⸗ 
ten Gegners der Reformation) bildete ſich dasjenige Steuerſyſtem, 
weldyes in Braunfchmweig bis in diefes Jahrhundert fortgebauert bat. 
©. nähere fehr gute Rachweifungen bei Bode, Beiträge ©. 28 f. 
Strube, Observ. l. c. 6. 13 f. (8. 120 f.). Weber das Bisthum 
Hildesheim, ebendaf. ©. 124 f. 

Belfpiele liefert faft jedes geiftliche und weltliche Territorium in den 
bei Mofer, von der Landeshoheit In Steuerſachen, Kap. II, gegebes 
nen Rachweifungen. 

Unger, Geſch. ber deutſch. Landſtände TH. II. &. 390. 
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Daß aber auch die freien Keute, welche nicht in der Landſchaft 
vertreten waren, nicht willtührlich befleuert werben konnten, ver- 
ftand ſich von felbft und wirb zur Genüge durch Zeugniffe befta: 
tigt 15). Bugleich erlangten die Stände, um die Verwendung 
der bewilligten Schaßungen zu den beftimmten Zwecken zu fichern, 
faft überall dad Recht der Selbftverwaltung der erhobenen 
Steuern, häufig auch das Recht der Selbfterhebung, we: 
nigftend bei gewiffen Steuern 16). So entftanden die, der lan: 
beöherrlihen Kammercaſſe mit felbftflandiger Verwaltung gegen: 
überftebenden ſ. g. Landeöfteuercaffen und die in der Ge: 
ſchichte der Steuerverfaflung fo wichtigen ſtändiſchen Schatz⸗ 
colfegien 19). Daß von den Ständen oder vom ſtändiſchen 
Ausfhuß im Verhältniß zum Lande zum Theil mit Willkühr 
über die Landedcaffe disponirt wurde, zeigt die Gefthichte mehre: 
rer Länder 18); aber das Beſtreben verfchiedener Kandftände in 
Abficht der Verwaltung der Landescaſſe eine völlige Unabhängig: 
keit von der Landesherrfchaft zu erlangen, war nicht burchzu: 
führen; auch mußte der Kaifer in der Wahlcapitulation ausdrück⸗— 
lid) verfprechen, bie Landſtände hierin nicht zu unterflügen 19). 
Worin die Rechte des Landesherrn in Betreff der Landeöcaffe 


1) Namentlich in Betreff ganzer freier Bauergemeinben 3. 2. in Hol: 
fein. Michelfen, üb. die vormalige Landesvertretung in Schles⸗ 
wig=- Holftein. Hamb. 1831. ©. 29 f. 
16) Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerf. Kap. X. XI. Pfeiffer, 
Geſch. der Tandft. Verf. in Churheſſ. ©. 96 f. 
Ueber bie Entftehung der Landedcaffen (Aeraria provincialla) und der 
Scyagcollegien, befonbers in ben Braunſchw. Lüneb. Landen, f. wies 
der Strube, Obs. Il. co. ©. 107. 115. 117. 151. Mofer, von ber 
Sanbeshoh. in Steuerfahen. S. 161 f. In Br. Wolfenbüttel wur: 
ben 1505 bie_Schagungen nur unter der Bedingung fortbauernder 
ſtändiſcher Gontrole bewilligt. Ribbentrop, Samml. ber Landt. 
Abſch. Th. 1. S. 21. Bode, Beiträge. ©. 33 f. Weberhaupt auch 
Mofer, v. d. Landeshoh. in Steuerſ. Kap. XL. 
18) MWefonders berädtigt If die „geheime Truhe- in Wüärtemberg. 
Mofer, von ber Reicheft. Landen. B. II. Kap. 22. $. 11. E. 876. 
N Wahlcap. Art. XV. $. 3 (oben Ih. I. ©. 344). Mofer, von der 
Landeshoh. in Steuerfahen. Kap. Al. 8. 3. ©. 649. 


2 


17 


ur 


496 


Staatör. d. Bundesfiaten. — Regierungsredt. ($. 220.) 


beftanden, läßt fih nur aus der Werfaffung der einzelnen Länder 
beftimmen 29); fo viel lag aber überall in der Natur der her: 
gebrachten Verfaſſung, daß ber Landesherr oder feine Räthe nicht 
einfeitig über die vorhandenen Landesgelder dißponiren, Weber: 
ſchüſſe fich nicht aneignen 21) und Feine verbindlichen Zahlungs: 


20) Eine Anzahl einzelner Kragen beantwortet Mofer a. a. D. Kap. XI. 


21) 


©. 4 ©. 649 f. Beſondere, dur Streitigkeiten hervorgerufene, 
Verfaffungsbeflimmungen, die das Verhältniß fehr bezeichnend deters 
miniren, fanden fich namentlih in Württemberg, Landesvergleidh 
v. 1770 ad Grav. 5 et 6 und ad Grav. 7. 9. 1-6. (Mofer a. a. 
D. ©. 345 f.). „Ihro Herzogl. Durchl. werben gnäbigft geruhen in 
Landesraffa s Sachen Dero höchſte Landesherri. Anfinnungen — an 
ben engern Ausſchuß, nicht aber unmittelbar an die — Landſchafft⸗ 
Einnehmere, dem Herfommen nad, ergeben zu laffen —. $. 2. 
Sngleihden — gnädigſt nidyt zumuthen, Höchft » Derofelbe alle und 
jede Tandfchafftliche Gläubigere, nebft den Summen ihrer bey der 
Landfchafft ſtehen habender Sapitalien, namentlih und genau — zu 
entdecken, ober Höchſt-Denenſelben den Zuſtand ber Landſchaffts⸗Caſſa 
und den darin befindlichen Geldvorrath anzuzeigen, vil weniger eine 
Unterſuchung durch Herzogliche Räthe einſeitig verfügen, ſondern 
allenfalls ſich damit begnügen, daß eine allgemeine Anzeige derer 
Paſſiv⸗Kapitalien gegeben, in Anſehung des Caſſa⸗Vorraths aber es 
bei dem alle Jahre denen — Herzogl. Deputatis zuzuſtellenden ſum⸗ 
mariſchen Extract noch ferner belaſſen werde⸗ $. 3. „6 werben 
auch Ihro Herzogl. Durchl. den Engern Ausſchuß in der ſeit Errich⸗ 
tung der Landſchafftcaſſa ohnverrückt hergebrachten Verwaltung ber 
Landesgelder, befonders der freyen Auflündigung der Kapitalien — 
— — unbehindert handeln laffen.« $. 4. ⸗Ingleichen — niemalen 
einige GeJder — ohne ein (vom engeren Ausfchuß) dißfalls abgegebe= 
nes Decret, einfeitig aus ber Landfchaffte = Gaffa erheben unb weg⸗ 
nehmen laffen.e Die ebenfalls fehr genauen Beflimmungen bes 
Mecdlenburg. Landesveraleiche v. 1755 über das gefammte Steu⸗ 
erweien |. bei Mofer a. a. D. ©. 2377 f. Bergl. auch über bie 
fehr ausgebehnten Befugniſſe des Collegiums der Schagräthe und f. 
8. engern Ausihufles in Braunfhw. Wolfenbüttel: @elfamms 
ter Landſch. Privilegia von 1770 Art. 15. 16. (Pölig, Europ. 
Verf. Th. J. ©. 91 f.). 

Vergl. hierüber die Anfihten von Strube und eine landesherrliche 
Erklärung v. 1725 bei Mofer, von ber Landeshoh. in Gteuerfachen 


- 
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Befehle an die lanbfchaftlichen Gaffe » Beamten erlaffen Tonntem, 
jo wie auch andrer Seitd die einfeitige, des landfländifchen Zus 
fimmung entbehrende, Außfchreibung neuer Steuerauflagen für 
bie Unterthanen nicht als verbindlich erachtet wurbe. 


$. 221. ($. 200.) 


2. Insbefendere vom Anterſchied zwifchen nothwendigen und 
freiwilligen Steuern. 


Im Zufammenhange mit dem Grundfage des ältern Rechts, 
daß der Landeöherr nur in fo weit ein Befteuerungsredht habe, 
als er es speciali titulo (durdy Herkommen, vertrags- oder reichs⸗ 
geſetzliche Beſtimmung) erworben, ſteht die theoretiſche Unterſchei— 
dung zwiſchen nothwendigen und freiwilligen Steuern D). 
Unter jenen verftand man während der Reichöverfaffung biejeni: 
gen, welche Fraft eines fchon vorhandenen Verpflichtungdgrundes 
auf Anforderung ded Landesherrn von den Unterthanen entrichtet - 
werden mußten, weöhalb die Concurrenz der Stände, die er: 
forderlihe Nahmweifung uber die Eriftenz, die Größe oder 
den Umfang des Bedurfniffes voraudgefest 2), fich hierbei nur 


S. 81f. „Sol von dem Ueberſchuß ber verwilligten Gontributionen 
von Riemanben einfeitig disponirt, fondern felbige — wohin — — 
Regierung und Löbl. Stände es nothwendig zu feyn erachten, vers 
wendet werben. « 

1) Strube, Unterridt von Reg. u. Zuftizfachen. S. I. $. 13. Leif, 
Staatör. $. 227. No. IV. 8. 228 f. 3. Chr. Kraufe, Verf. über 
die Nothfteuern überhaupt u. |. w. in beff. Abhandl. aus dem deutſch. 
Staatsr. ©. 19 f. (bef. $. 15. ©. 217 f). 

2) Deshalb und zur Verbätung willlührlicher Ausdehnung der Berech⸗ 
tigung verlangt aud) der Reichsabſch. v. 1555 $. 82 von den Reichs⸗ 

ſtänden, „baß fie ihren Unterthanen die beftimmte Maaß berfel- 
bigen Hülff zuvorbrift eigentlid und ausbrüdtid Tundbar und nams 
haft machen follen.» S. Häberlin, Handb. Th. I. ©. 275. Eben 
fo Eonnte in andern Fällen f. g. nothwendiger Steuern eine Ver⸗ 
einbarung mit ben Ständen Über bie Srage, ob etwas nothwenbig 
oder Bedürfniß fei, erfordert werben; 3. B. wenn ber jüngffe 
Reichsabſch. (ſ. oben ©. 485) von den nöthigen Landesfeftungen 
Bahariä’s Staatöreht. 2r Bd. 2te Aufl 33 
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auf die Erhebungsart und Repartition ber Steuer beſchränkte; 
unter diefen alle übrigen Steuern, welche ohne vertragsmä- 
Bige Uebernahme von Seiten des Landes rechtmäßiger Weife gar 
nicht gefordert und erhoben werden konnten. Bei den noth⸗ 
wendigen Steuern lag ber Grund der Rothwendigkeit entweder 
in der Reichöverfaffung oder in der Landesverfaffung. 
Nothwendige Steuern waren insbefondere: 

ı. Nah Inhalt der Reichsgeſetze (vergl. 8. 219) alle 
auf Reichs- und Kreistagen bemwilligten 3) Reichs- und Kreis: 
fleuern, fo wie die zur Unterhaltung der beftändigen Kreistrup- 
pen, bed zum Reichskriege zu ftellenden Reichscontingent3 und 
zur Beflreitung der Koften des Reichskriegs nothwendigen Steu⸗ 
ern; ferner die f. 9. Gammerzieler, die Koften der Legationen 
zu Reichſs- und Kreistagen und die Unterhaltung ber nothigen 
Landeöfeftungen und Garnifonen. Da aber die Reichögefege bie 
Unterthbanen eigentlih nur zum Beitrag zu diefen Reichsan⸗ 
lagen verpflichteten 9), oder andrerfeitd die Landesherrn aud 
ausdrücklich für fhuldig zur Beifleuer aus ihren eignen Gü: 
tern erflärten, fo bieng doch die Beflimmung der Größe der 
Steuern im einzelnen Falle, fo wie die Repartition und Er: 
hebungsarf 5) von einer befondern Webereinfunft zwifchen Lan: 
desherrn und Ständen ab, in fo fern nidht nach dem Herkom⸗ 
men ober der Landeöverfaflung ein für allemahl ein beflimmter 


und Garnifonen ſprach. Daß hierbei die bloße Erklärung des Lan⸗ 
desherrn, er halte eine Feſtung für nöthig, nicht entſcheidend fein 
fonnte, ergiebt ſich ſchon zur Genüge aus ber Seſchichte bes miß⸗ 
glüdten Verſuchs einer Ausbehnung biefer reichegefeglichen Beſtim⸗ 
mung. Moſer, von ber Landeshoh. in Steuerſ. Kap. V. $. 3, 
Stünded, über bie Steuerverfafl. S. 95. — Leif, Staatsr. 
5. 228. Ro. II. 

3) Wie früher gezweifelt wurde, ob die Zürften ohne Zuziehung ihrer 
Landflände in eine Reichsſteuer willigen burften, f. bei Unger, 
Geld. d. Landſt. Th. I. S. 383 f. 

9 Bergl. oben $. 219. Pfeiffer, Geſch. der landſt. Verf. in Kurh. 
©. 80. 

5) Pfeiffer a. aD. ©. 76. 
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Beitrag vom Landesherrn, oder von ben Ständen verglichen war, 
oder fämmtliche Meichsanlagen herkömmlich von den Unterthanen 
alfein getragen werden mußten 6). Die in den Reichögefeben 
mehrmals gegebene Beflimmung, daß von dem Beitrag zu den 
Reichs⸗- und Kreisfteuern Niemand, wes Stande und Weſens er 
fei, ausgenommen werben folle, wogegen auch Fein Herkommen, 
Vertrag und fonftige particulare Zuficherung ſchützen follte 7), 
war in Landeöverträgen zum Xheil ausdrücklich wiederholt 8). 

1. Was zu den nach der hergebrachten oder vertragsmäßig 
beftimmten Landesverfaffung nothwendigen Steuern gehöre, 
bieng zwar von den Beflimmungen der particularen Rechtöquellen 
ſelbſt ab, ohne daß ſich dabei eine, als gemeinredtlicher 
Srundfaß zu betrachtende, Regel feftgeftellt hätte. Als Beifpiele 
folcher häufig und resp. faft überall vorfommenden nothwendigen 
Eteuern fann man aber betrachten: 

‚A. Die von Alter& hergebrachte f. g. Fräuleins- oder Prin: 
zeffinftewer bei Vermählungen fürftlicher Töchter, bald 
mit einer feftbeflimmten Summe, bald mit einem in je 
dem einzelnen Sale zu vergleichenden Quantum 9). 


6) Beiſpiele von beflimmten Beiträgen bed Randesherrn oder der Stände 
lieferten die Werfaffungen von Dftfriesland und Medlenburg. 
©. überh. Mofer, von der Landeshoh. in Steuerf. &. 500 f. 

T) R. Abſch. von 1543 $. 24. „— und fol in folcher Anlag niemand 
ausgeichloffen feyn, noch verichonet werben. R. Erec. Drbn. von 
1555 $. 82. „— daß derwegen eine jede Obrigkeit Macht haben 
folle, ihre Unterthanen, geiftlich oder weltlidy, fie feyen eremt ober 
nicht eremt, gefreyet oder nicht gefreyet, mit Steuer zu belegen —.«“ 
Reichsſchl. v. 1775 Art. 33. »— ungehindert aller anberweiten Ver⸗ 
träge, Obligationen, Statuten, Gebräuche, Gewohnheiten unb Her⸗ 
kommen — .“ 

8) Sehr erläuternd für das ganze Verhältniß find die Beflimmungen 
des Medlenburg. Erblandesgrunbvergl. v. 1755 $. 101—114;3 aud 
abgebr. bei Mofer, von der Landeshoh. in Steuerf. S. 287 f. 

9%) Schriftſteller gegen u. für biefe Steuer find: Ahasv. Fritsch, 
de Dotatione filiae principis et in specie de collectis maritagil, 
vulgo Fräuleinfteuer. Gera 1671. (Opusc. miscell. P. I. No. III. p. 
64.) — A. L. Seip, @e libertate statuum prov. circa dotat. filla- 

32* 
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Die beſonders zum Unterhalt des ſtehenden Militairs 
eingeführte, zum Theil in eine beſondere Caſſe (die Lan⸗ 
deskriegskaſſe) fließende Contribution, nebſt den f. g. 
Proviantgefällen, Servicen und Fouragegeldern 19). 

Die unter dem Namen des Kammerbeitrags zur Un: 
terftügung der Iandeöherrlichen Finanzen nad) dem Der: 
kommen jährlich zu leiftende Beihülfe (Subsidium chari- 
tativum). Die Veranlaffung dazu ift regelmäßig in einer 
vorhandenen brüdenden Schuldenlaft des Landesherrn zu 
fuhen, zu deren Abtragung die Stände eine Steuer 
(Handfhag — Hufen: oder Scheffelfhag, Schaaffchag u. 
f. w.) verwilligten, welche allmählig zu einer dauernden, 
mit der Zeit auch fich mehrenden ordentlihen Landſteuer 
wurde. Doc, ift der herkommlich zur Pflicht gewordene 
jährlihe Rammerbeitrag häufig auch eine befondere, 
von ben, Seitens der Kandfchaft übernommenen, Schulden 
verfchiedene, Verpflichtung 11). Vielfach erhielt fich aber 


rum illustr. potissimum apanagiatarum. Gott. 1747. — G.H. 
Hinuüber, de jure statuum imp. dotis subsidia filiar. illustr. a 
subditis exigendi, per observantiam stabilito. Golt, 1756. @ra: 
mer’s Nebenftunden. Th. 41. S. 109. Strube, rechtl. Beb. Th. 
IV. No. 138. — Mofer’s Staatsr. Th. XIX. ©. 484 f. Th. XV. 
©. 127. Familienſtaatsr. Th. II. S. 296. Rang, hiftor. Entwid. 
8% f. — 3. Ehr. Kraufe, Berfud, üb. die Nothſteuern über: 
haupt, befonders über die Kräuleinfteuern, nach deutfchen Her: 
kommen; in deffen angef. Abh. bef. $. 25. ©. 211 f. Bode, KBeis 
träge zur Geſch. des Herz. Braunfdy. ©. 40. Gefammter (Br. Wol⸗ 
fenb.) Landſchaft Privilegien von 1770 Art. 25. Pfeiffer, Geſchichte 
der landſt. Verf. in Kurheſſ. ©. 86 f. 

Vergl. insbef. Bode in den angef. Beiträgen S.51f. S.75f. Die 
Eteuer kömmt befonders während und nad) ben Zeiten des 30 jähris 
gen Krieges auf, bleibt aber in mandyen Ländern forthin an bie 
freie Bewilligung ber Landfchaft gebunden. Vergl 5.8. üb. Heſſen: 
Pfeiffer, Gef. der landfl. Verf. in Kurheſſ. ©. 77 f. 
Godofr. Strauss, de contributionibus et quae ex his appellan- 
tur Sammerbülfen. Viteb. 1698. &eifpiele f. bei Mofer, v. d. 
Landeshoh. in Steuerf. S. 532 f. u. iM Betreff übernommener Kam: 
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auch hierbei ein freies Bewilligungsrecht der Stände 12). 
Berfehieden von den Kammerbeiträgen find bie auch haufig 
vordommenden, von den Landfländen dem Landesherrn für 
feine Perſon bei gewiffen Gelegenheiten, 3. B. beim Re: 
gierungs-Antritt, gemachten freiwilligen Gefchenfe (Dons 
gratuits) 13). 

Wo die Landflände zur Unterhaltung von Landescollegien 
und andern öffentlichen Anftalten, oder zu einem Beitrag 
dazu verfaffungsmäßig verpflichtet waren, gehörten auch 
die dazu erforberliden Dedungsmittel zu den nothwendi⸗ 
gen Steuern 14). Berfchieden hiervon find die Beiträge 
zu den von den Landfchaften gegründeten und ganz deren 
Verwaltung überlaffenen (durch Tandesherrlihe Verordnun⸗ 
gen meiftend beftätigten und regulirten) Landesanftalten, 
3. B. bie häufig vorlommenden landſchaftlichen Brand: 
aflecuranzen. 


8. 222. ($. 201.) 


HN. Bon der Beſteuerung nad) neuerem Rechte. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 
Schon feit dem 17. Zahrhundert war durch Uebertragung 


der Grundfäße des natürlichen Staatörechtd auf die Verfaflung 


12) 


13) 


merfhulden Derf. von der Landeöhoh. in Gammerf. Kap. IV. Lang, 
biftor. Entw. ber Steuerverfafl. ©. 217 f. a 

3. B. in Hildesheim, Strube, de collect. et aerar. prov. ori- 
gine $. 19, ungeachtet eines die Pflicht ausfprecdhenden Reichshof⸗ 
rathe = Decretö; in Würtemberg, Landesvergl. v. 1770 CI. I. 
ad Grav.5 et$8. 8.10. Wann — von Prälaten und Landſchafft — 
von Beit zu Beit einiger GammersBeytrag — verwilligt wird, 
werben Ihro Herzogl. Durchl. gleich allen Dero hohen Vorfahren 
an der Regierung, foldyes als etwas freiwilliges gnäbigft aners 
tennen —.“ Vergl. Mofer, v. d. Landeshoh. in Steuerf. &. 539 f. 
Bergt. Mofer a. a. D. ©. 543 f. — Pfeiffer, Geſch. der landſt. 
Verf. &. 87 f. 
Maſer, v. der Landeagph. in Regierungsfadhen. S. 119 f, Leiſt, 
Staatsrecht. ©. 22 
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ber deutichen Zerritorien allmählig die Anficht vorherrſchend ge: 
worden, daß die zur Dedung ber Landes:Bedürfniffe noth wen⸗ 
digen Steuern 4) in Ermangelung anderer dazu beſtimmter öf: 
fentliher Einkünfte von ben Ständen und Unterthanen nicht 
verweigert werben könnten. Zür den Kal, daß es dennoch 
gefhähe, fprah man den Reichsgerichten bie Befugniß zu, 
bie mangelnde Einwilligung zu ergänzen, und legte ben 
Landesherren auch bie Befugniß bei, bis dahin „ein Proviforium 
zu treffen, damit nicht aus Mangel der Finanzen die Staatöver: 
waltung ind Stoden gerathe» 2). Auch war in vielen, befonders 
ben größern, beuffchen Zerritorien die Steuerbewilligung durch 
die Stände in der Praris mehr und mehr zu einer bloßen For⸗ 
malität geworben 3) und ber in ber Reichsverfaſſung liegende 
Schug um ſo illuſoriſcher, je mächtiger ber Herr geworben war 9). 


I) Bon ber traurigen Wirthfchaft und dem häufigen Mißbrauch biefes 
Grundes f. eine mit grellen Farben gemachte Schilderung in 6. Fr. 
v. Mofer, ber Herr und der Diener ©. 99 f. Auch bei 3. J. 
Mofer, von ber Landeshoh. in Steuer. ©. 593 f. 

2) Schon ber Cammerger.⸗Aſſeſſor v. Lubolf lehrt (Symphor. Consult. 
forens. T. I. conc. 6): „Si quis imperantium Contribuliones in- 
dicere velit sub praetextu utilitatis et necessitatis publicae ; tunc 
audiri Subditos merito in judiciis imperii, Ibique proban- 
‚dam esse necessitatem a domino Territorii“ Vergl. 
aud) Leif, Staatör. 5.229. Gönner, Staater. $. 457 und überh. 
„bon der Steuern Anfinns und Bewilligung. Mofer v. d. Landes 
bob. in Steuerfachen Kap. VI. ©. 585 f. 

3) Befonders ba, wo bie Sache bloß mit bem Ausſchuß abgemadyt wurs 
de, wie 3.3. in Bayern, wobei bann den Mitgliedern des Ausſchuſ⸗ 
fes jährlich die tröſtliche Verficherung ertheilt wurbe, daß fie ihrer 
Bewilligung halber bei nächſtkünftigem (d. h. ad Graecas Kalendas ver: 
ſchobenem) Lanbtage vertreten werben folten. — Auch die kleineren 
Herren verflanden es aber, nöthigenfalld gut zu argumentiren und 
den Beweis zu führen, „Statibus provincialibus nullum compe- 
tere votum negativum.“ Mofer, a. a. O. ©. 387. 

I) Mofer, v. d. Landeshob. in Steuerſ. ©. 594 f. "Was nun bie 
Praxin anbelangt; fo äußert ſich ja freilich hierinn ein ſehr großer 
Unterſchied, welcher ſeinen Grund in der mehreren oder wenigeren 
Macht des Landesherrn und dem daher entſpringenden wenigeren 


vil. Zinanzhoheit. D. Bon den Steuern. ($. 222.) 503 


u. Mit Auflöfung ber deutſchen Reichöverfaffung 5) 
fiel natürlich jeder Schug, den die Untertanen bisher noch gegen 
willkührliche Belteuerung gefunden hatten, weg, und wo man 
fih der Landfländifchen Werfaffung ganz zu entledigen wußte, 
bieng die Beurtheilung ber Frage über die Nothwendigfeit neuer 
Steuerauflagen blod von der Regierung ab. Dadurch war nun 
zwar der Rechtögrundfag von der Unzuläffigkeit einer willkührli⸗ 
chen Befteuerung an fich nicht aufgehoben und da, wo bie Lands 
fländifche Verfaſſung in Wirkſamkeit blieb, dad verfaffungsmäßige 
Steuer: Bewilligungsredht der Stände nicht befeitigt, allein bei 
ber Verwandlung der deutichen Zerritorien in wirkliche Staaten, 
tonnten fi) nun bie Stände und Unterthbanen um fo weniger 
ber -Anerfennung des Grundfaged entziehen, daß alle zur 
Führung einer verfaffungsmäßigen Regierung erfors 
dberlihen und zur Erfüllung begründeter Staats 
Berpflichtungen nothwendigen Auflagen nicht verwei— 
gert werden könnten, woburch jedoch die Beurtheilung der 
Brage, was ald nothwendiger Staatsbedarf zu betrach: 


ober mehreren Anfehen derer Landſtände hat: Nach felbigem kommt 
es nun bald auf das bewilligen müffen, bald auf das wollen 
mehr ober weniger ans; auch giebt es wohl Fälle, dba es gehet, wie 
jener Purſch, der in die Auswahl gezogen werben wollte, fagte: 
Wenn ih niht muß, fo will ich.“ Sn einer Waldedifchen Des: 
duction gegen die Waldedifche Ritterfchaft Heißt es: „Daß ein lusus 
in voce: Bewilligen flede, wirb Niemand wibderfprechen, wer 
bebendet, wie vil das Nicht bewilligen denen sub potentioribus 
principibus ftehenben Unterthanen nuze oder hellfe, denn da heißt 
es: Es ftehe nicht bey dem Unterthanen, ob er bewilligen wolle 
ober nidyt? Sondern die necessitas erforbere, daß diß und bag bes 
williget werben müffe, man thue e8 gleich gern oder nidht. Die 
Potentiores können fie fehon machen bewilligen, wie die vielfältige 
Exempla auf Landtagen in Churſachſen und anderſtwo bezeugen.“ 


5) Biel Belehrendes über Theorie "und Praris aus ben erſten Jahren 
diefes Sahrhunderts enthält: 3. Fr. Runde üb, die Erhaltung 
der öffentl. Verfaffung in den Entſchädigungslanden. Gött. 1805 
bef. $. 181— 212. 
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ten fei, keinesweges der einſeitigen Beſtimmung der RR 
überlaffen wurde ©). 

11. Bei Wiederherftellung der ſtändiſchen Berfaf: 
fung war ed allgemeine Rechtsüberzeugung, daß den Ständen 
dad Steuerbewilligungsredt in dem, mit ben Hauptgrund: 
fäßen der monardifchen Verfaſſung verträglichen Sinne, zuge: 
fprochen werben müſſe. Daher haben, nicht allein die Entwürfe 
der Bundedacte und die daneben abgegebenen Erklärungen auf 
dem Wiener Congrefle daffelbe für ein in dem Wefen ber deut: 
ſchen Repräfentativ = Verfaffung begründete Recht der Stände 
anerkannt 7), fondern ed haben auch faft alle 2) neuern Berfak 
fungsgefege den Ständen diefed wefentlichfte aller Rechte in Be: 
jiehung auf directe und indirecte Auflagen ausbrüdlich garantizt 
und den Umfang und die Ausubung dieſes Rechtd genauer be 
flimmt; entweder unter Beflätigung oder wefentliher Modifica⸗ 
tion der früher beflandenen Verhältniſſe, befonders in Betreff der 
Eelbfi - Verwaltung ber Steuern durd die Stände, welde 
man zum Theil ald eine mit den Grundfäsen des neuern Ver: 


— 


6) Was ſchon früher zu ben f. g. nothwendigen Steuern gehört 
hatte, bebielt diefe Eigenfhaft, mit Ausnahme befien, was fich auf 
die Verhältniffe zum aufgehobenen Reichslörper (Reich8: und Kreis: 
fteuern) bezog. Vergl. 3. B. die Braunfchw. Landſch. Orbn. v. 
1820 $. 15. 

7) Vergl. oben Th. 1. $. 109. ©. 556 f. 

8) Kine Ausnahme macht bie Verf. Url. des Fürſtenth. Liechtenftein, 
worin $. 11 die Erklärung gegeben ift: ⸗Unſern auf bem Lanbtage 
verfammelten getreuen Etänben werben wir durch Poftulate den 
Bedarf (?) jedesmal vorlegen, und da Wir bavon Nichts für 
uns behalten, fonbern Lediglich jene Ausgaben barunter begreifen 
werben, weldye zur innern Verwaltung und vädfihtlid der 
äußern Verbältniffe erforderlich find; fo Huben Unfere 
getreuen Stände fi nur Über die Einbringlichkeit ber 
poftulirten Summen zu berathfihlagen und dafür zu 
forgen.« Ebenſo in Defterreihh. Auch den. Holfteinfhen und 
Preußiſchen Provinzials®tänden wurbe in ben betreffenden Belegen 
bei Steuers ober Auflage: Gefegen nur eine beratbende Stimme beis 
gelegt. 
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faffungsrecht8 unverträgliche Einrichtung betrachten zu müſſen 
glaubte. Doc wurde mehrfach einem ftändifchen Ausfhuß (Schatz⸗ 
collegium , ftändifchen Commiſſarien) eine Mitwirkung bei ber 
Steuer: oder überhaupt Finanzverwaltung eingeräumt ober eine 
aus Iandeöherrlihen und ftändifchen Gliedern zufammengefebte 
Landesfteuerbehörde zur Verwaltung und Beaufſichtigung 
des Steuerweſens 9) eingefebt. | 

Alle neuern Berfaflungs - Urkunden gehen dabei von dem 
Srundfag aus, daß die Unterthbanen und resp. die Stän: 
de die Mittel Fur Dedung der Staatsbedürfniffe zu 
gewähren verpflichtet feien, in fo weit fie nicht aus ben 
vorhandenen dazu beftimmten Mitteln (Staatögütern und Do⸗ 
mainen) zu beftreiten find. Sie erkennen daher Fein Steuerbe: 
willigungsrecht in dem Sinne an, daß die für den Staatsbebarf 
nothwendigen Steuern auch willführlich verweigert werben 


9) Vergl. überhaupt Naffauifdyes Verfaſſungs-Patent v. 1814 8. 2. 
AM 3 Schwarzb. Rubdolft. Verorbn. v. 8. San. 1816 $. 1. 
LippesSchaumb. Berorbn. v. 15 San. 1816 5. 2. M 1 (unter 
Beftätigung des Landesvergleichs v 3. Dechr. 1792). Walded. Lanz 
desvertr. v. 19. Apr. 1816 $. 25. lit.a.b. Weimar. Grundgefeh 
v. 5. Mai 1816 $. 6. 1.2.3. $. 97—108 (revid. Verf. v. 1850 
8.4. 9.35 f.).. Baierifche Verf. url. Zit. VII. 6. 3-10. Babies 
ſche Berf. url. 8. 53—56. 5. 60-63. Würtemb. 8. u. $. 19 — 
118. (Braunfhw. Landſch. Ordn. v. 1820 8. 14 f) Heffens 
Darmft. Verf. Url. $. 67—69. Coburg. 8. U. 8.68 f. $. 112 f. 
Meining. Grundgef. 5. 80-83. Kurheff. Verf. url. $. 98. 8. 
143 f. (in den wefentlichften Punkten abgeändert durch die Berf. Urt. 
v. 1852 $. 111 f.) Altenburg. Verf. Urt. $. 74. 75..$. 202. 208. 
$. 347.253. Koͤnigl. Sähfifhe 8.u: $. 96-19. Braunfhm. 
kandſch. Ordn. v. 1832 8. 173 f. Lippifche Verf. url. v. 1836 
8.5.6. Hannov. Staatögrundgef. v. 1833 8. 140 f. Landesverf. 
Geſ. v. 1840 8. 150 f. Verfaſſ. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 90— 100. 
Sondersh. Verf. Urk. $. 138—149. Luremburg Berf. url, v. 
12, Octbr. 1841 Rap. 2. (v. Zuli 1848 Kap. VII. Art. 103 f.) Ol: 
denburg. Grundgef. Art. 216-223. Preußiſche Verf. Url. Zit. 
VII. Art. 99—104. Walded. Verf. Urk. v. 1852 Tit. VII. 5.83 f. 
Reuß j. &. Abfchn. VI. 8. 71f. Goburg. Both. Verf. Url. v. 
1852 $. 118—127. 
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önnten, und fprechen dieß meiftend indirect auch dadurch aus, daß 
fie ben Ständen verbieten, die Bewilligung der Steuern mit einer 
Bedingung zu verbinden, welche nicht den Zweck und bie Vers 
wendung berfelben felbft betrifft 10). Es konnte daher in fo weit 


10) In den ältern Lanbesverfaffungen iſt von ber Unzuläffigkeit einer 
an fonflige Bedingungen gelnüpften Steuerbewilligung faft nir- 
gende die Rebe. Doch findet fich 3. B. in ber Lanbesorbn, Ferdi⸗ 
nande II. für Böhmen ſchon der Paſſus: ubaß Stände die begehrten 
Sontributionen durch unbillige Sonbditionen, ale dur Suchung 
neuer Privilegien und Freyheiten, oder bergleichen ber Propofis 
tion nicht anhängige Ginwenbungen nidyt conbitioniren ober aufs 
halten follten.«e (Mofer, v. d. Landeshoh. in Steuerſ. ©. 36.) 
Schon bie Yubliciften des 18. Jahrh. erkennen aber bie Zuläffigkeit 
allee möglichen Bedingungen nicht mehr an. Vergl. befond. Mofer, 
a. a. D. ©. 5% f. Sehr gut äußert ſich Strube in den Nebens 
flanden Th. II. ©. 453 f. (©. 376 f. ber 2. Aufl.) über die Frage, 
mit der Untericheidbung , ob die Bewilligung fi; auf: nothwendige 
Sandesbebürfniffe beziehe oder nicht, und ob die Stände bios die Bes 
flätigung ihrer „wohlgegründeten Rechtes begehren ober weiter gehen. 
Die Stände follen die Einwilligung „zum Nachtheil bes gemeinen We⸗ 
fens nicht verfagen können“ (S. 387). Auch nennt er e& 3.8. einen 
Mißbrauch der Landtags⸗-Bewilligungen (&. 447) „wenn mittelft 
berfelben ber Landesherr gendthigt werben will, die Gerechtſame ſei⸗ 
ner Cammer⸗Güther fahren zu laffen.» Won ben neueren Berf. Urk. 
fagt fchon bie Baierifche v. 1818 Zit. VII. $.9: „Die Stände 
Tönnen bie Bewilligung ber Steuern mit Teiner Bebin- 
gung verbinden.» Ihr folgt dann bie Badiſche Verf. Urt. $. 
56, die Würtemb. $. 113, die Heffen- Darmft. 9.68. Erſt die 
Coburg. Verf. Urk. 8. 72 macht den (ſich freilich von ſelbſt vers 
ſtehenden) Zufaß: „welche ben Zweck unb bie Berwendung derfelben 
nicht felbft betreffen.« In ber Meining. und Kurdeffifhen 
Verf. Urt. ift die Unzuläffigkeit von Bedingungen nicht ausdrücklich 
ausgefprohen. Dad Altenburg. Grundgel. nimmt den Gap ($. 
204) wieber auf mit ber befondern Erklärung: „Lehtere (die Bebins 
gungen) würden vielmehr, mit Ausnahme ber Worverhanblungen 
über Zwed! und Dauer (modus und dies) unzuläffig feyn.“ Auch 
das Hannov.“ Grundgef. $ 145, das Landesverf. Gef. $. 164 und 
die Sonbershäuf. Verf. urk. $. 143 fchloffen alle „bas Wefen und 
die Verwendung ber Steuern nidyt unmittelbar. betreffenden Bedin⸗ 
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als Feine Verletzung ber beftehenden Verfaſſungsrechte betrachtet 
werben, wenn die beutfche Bundedverfammlung im Jahre 18 
erfiärte 12), daß keinem beutfhen Souverain burd die 


gungen“ aus. Das Hannov. Verf, Gef. v. 5. Septbr. 1848 im $. 
95, welcher dem $. 154 bes Lanbesverfafl. Geſetes correfpondirt, hat 
den betreffenden Paffus weggelaffen. Auch enthält ihn z. B. nit: 
das Oldenburg. Grundgef. Art. 216 f. u. die Preuß. Verf. Urk. 
Art. 99 fe Dagegen findet er fi) wieder in ber Waldeck. Verf. 
Urt. v. 1852 $. 87. 

11) Bunbesbeihl. v. 28. Zun. 1832 Art. 2. „Da gleichfalls nad) dem 
Geifte des eben angeführten Art. 67 der Schlußacte und ber hieraus 
bervorgehenden Folgerung, welche der Art. 58 ausſpricht, keinem 
Deutfchen Souverain burdy die Landſtände die zur Führung einer 
den Bundbespflihten und ber Landesverfaffung entfpre 
henden Regierung erforderlichen Mittel verweigert werben 
dürfen, fo werden Zälle, in welchen flänbifhe Verfammlungen bie 
Bewilligung der zur Führung der Negierung erforderlichen Steuern 
auf eine mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durchſet ung 
anderweiter Wünſche und Anträge bedingen wollten, unter die⸗ 
jenigen Fälle zu zählen ſeyn, auf welche die Art. 25 u. 26 der Schluß⸗ 
acte in Anwendung gebracht werben müßten.» — Die Sache felbfl, 
abgefehen von bem fchließlich beigefügten Präjudiz, hat gewiß wenis 
ger Bedenken, als bie auf ſchwachen Füßen ftehende Argumentation 
aus der Wiener Schlußacte, welche (Art. 58) blos von der Erfüllung 
der Bunbespflidhten redet. Webrigene würde das beigefügte Präs 
jubiz an ber zu beforgenden Gefährdung der Landesverfaffung, auch 
dadurch verloren haben, wenn bie Seitens ber Bunbesglieber durch 
die Vereinbarung Über Errichtung bes Bundesſchiedsgerichts (Bun⸗ 
desbeſchl. v. 30, Octbr. 1834) wenigftens gegen ben Bunb übers 
nommene Berpflichtung, ehe fie, auch nach Erfchöpfung ber verfafs 
fungsmäßigen Mittel, die Dazwiſchenkunft des Bundes nachſuchen, 
die Entfcheidung des Streites mit ben Ständen durch Schieds rich⸗ 
ter zu veranlaflen, eine Wahrheit hätte werden können. — Bergl. 
übrigens Reyfcher’s publicift. Verſuche ©. 196-204 und Wurm, 
tritifhe Verfuhe S. 7. — Die fonftigen Berabredungen ber f. 9. 
Wiener Schlußacte v. 1834 Art. 18-22, dis Steuerbewilligungs: 
recht der Stände betreffend, (vergl. S. Welder, wichtige Urkunden 
für den Rechtszuſtand der deutfchen Nation. Mannheim 1844 ©. 
376 f.) Haben den Ständen gegenüber gar keine rechtliche Bedeutung, 
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Landftände die, zur Führung einer der Landesverfaf: 
fung entfpredhenben Regierung erforberlihen, Mittel 
verweigert werden bürften, und daß deshalb aud die Be⸗ 
willigung der zur Führung der Regierung erforderli- 
hen Steuern von ben Ständen weder mittelbar nod 
unmittelbar durch die Durchſetzung anderweiter Wün— 
fhe und Anträge bedingt werden Fünne Daß damit 
aber die Regierung ihrerfeitd der verfaffungsmäßigen Verpflich⸗ 
tungen, namentlid in Betreff der Vorlegung eine& ordentlichen 
Budgets, fowie der zur fländifchen Prüfung und Bewilligung der 
Einnahmen und Ausgaben nothwendigen Nachweifungen nicht 
entlebigt wurbe und dbemgemäß eine deshalb verweigerte Bewilli⸗ 
gung nicht von Bundeöwegen für unzuläffig erklärt ift, verſteht 
ſich ganz von felbft 12). 

IV. Obwohl der deutfhe Bund nicht in die Rechte des 
beutfchen Reichs eingetreten ift, fo war es boch natürlih, daß 
die Bundeslaften nach bemfelben Princip beurtheilt wurden 13), 
wie früher die Reichs- und Kreiöfteuern, und daß deshalb 


da fie von der Bundesverfammlung nicht adoptirt worben find. Ob 
der Bundesbeſchl. v. 1832 zu den aufgehobenen Ausnahmsgefegen ges 
höre? f. oben Th. I. $. 49. Note 9 u. meinen Aufſatz in der Gonftitut. 
Zeitung 1850 No. 375. Ausdrücklich wurbe er bazu gezählt im Königs 
rei) Sachſen in der wegen bed Bundesbeſchl. v. 2. April 1818 ers 
gangenen gefeslihen Erklärung v. 15. April deffelb. 3. Eben fo in 
Meiningen durch Verorbn. v. 13. April und in Altenburg burdy 
Minifterial: Bekanntmachung v. 7. April 1848. 


12) Vergl 5. Pfeiffer, der Verfaffungsftreit in Kurheſſen in der Zeit⸗ 
ſchrift f. deutſch. Recht. Bd. XIII. ©. 23 f. bei. ©. 47 f. 


18) Die Braunſchw. Landſch. Drbn. v. 1820 $. 15 nahm darauf aus⸗ 
drücklich Bezug: „Nur verſteht es ſich bei ben inzwifchen in Deutſch⸗ 
land eingetretenen KBeränderungen ber Staatöverhältniffe, und ba 
vermöge berfelben die Verfügungen und Belchlüffe der Bundesver⸗ 
fammlung für fämmtlide beutiche Staaten verbindlih find, von 
ſelbſt, daB die' danach und zur Erfüllung ber Bunbesverpflicdhtungen 
des Lanbes erforderlichen Steuern und Laften von den Unterthanen 
getragen unb flatt der vormaligen Reichs⸗ und Kreisanlas 
gen auch ferner nad, Bedürfniß aufgebradht werben mälfen.“ 
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der Grundſatz aufgeftelt wurbe, daß die beutichen Regierungen 
durch die Landflände nicht an der Erfüllung der nach der Bun: 
beöverfaflung den einzelnen Staaten für Bundeszwede obliegen: 
ben Leiſtungen gehindert oder befhränft werden könnten. 
Diefer, auch durch die Natur bed Bundeöverhältniffes vollkommen 
gerechtfertigte, Grundſatz ift in der Wiener Schlußacte Art. 
58 beftimmt auögefprochen 1%). Auf Feine Weife ift aber dadurch 
jede Concurrenz ber Stände in Beziehung auf die Erfüllung 
bundesmaßiger Verpflichtungen ausgeſchloſſen 35). 

V. Auch im heutigen Staatörecht kann noch von einem Un⸗ 
terfchiede zwifchen nothwendigen und freiwilligen Steuern 
die Rebe fein. Denn einer Seitd kann man fagen,. baß alle 
Steuern in fo weit für freiwillig zu halten find, als die bun⸗ 
des⸗ oder landeöverfaflungsinaßige Anerkennung bed Dafeins unb 
des Umfanges eines Etaatöbebürfniffed oder einer obliegenden 
Verpflichtung noch nicht vorliegt 16), und ale Verwilligungen 


14) Art 58. „Die im Bunde vereinten ſouverainen Fürſten dürfen durch 
keine landſtändiſche Verfaffung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen 
Berpflichtungen gebinbert ober befhräntt werden.» Vergl. 
auch den in vor. Note angeführten Bunbesbefchluß von 1832 und 
was befondere Berfaffungsbeflimmungen betrifft, 3. B. Coburg. 
Verf. url. $. 74. Meining. Grundgef. $. 81. 


15) Vergl. vorläufig 3. B. die Braunfchmw. Landfchaftsorbn. v. 1832 
$. 180. 


16) So erhält dann auch die, mit ber allgemein audgefprochenen Ver⸗ 
pflichtung der Stände zur Dedung bes Staatöbebarfes fcheinbar im 
Widerfprucdy flebende, Bellegung eines Verſagungsrechtes« ei- 
nen vernünftigen Sinn. Vergl. 3. B. Meining. Grunbdgef. $. 81. 
„Nur Über bas, was zur Erfüllung bundesgefeglicher Verpflichtungen 
nothwendig geleiftet werben muß, flebt ihnen (den Stänben) fein 
Berfagungsredyt zu.» Umfaffender unb richtiger brüdten fich bie 
Hannoverſchen Verfaſſungs⸗Geſete (Staatsgrundgef. $. 140. San: 
desverf.⸗Geſ. $. 150) aus, wenn fie der Stänbeverfammlung zwar 
das Recht beilegten, bas Budget zu prüfen und zu bewilligen, aber 
zugleich binzufegten: „Ausgaben, welche auf beflimmten bunbess 
ober Tanbesgefeglichen oder auch privatredhtlichen Verpflichtungen be= 
ruhen, darf bie allgemeine Ständewerfammiung nicht verweigern.“ 
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zu Ausgaben und neuen Anlagen, bei benen wohl von einem 
Nugen, aber von Feiner Nothwendigteit die Rebe fein kann, 
durchaus frei find, weshalb auch hier Die bedingte und unbe: 
bingte Verweigerung im Rechte der Stände vollkommen be: 
grünbet iſt; — und anderer Seits find die Abgaben, welche zur 
Beftreitung eined dauernden, verfaflungsmäßig durch Steuern 
zu bedenden Bebürfnifles erhoben werben müſſen, offenbar'netbh: 
wendige Steuern, welche auch dadurch, daß fie von Landtag 
zu Landtag bewilligt werben, nicht die Natur freiwilliger 
Steuern annehmen 17). 

VI. Für den Fall, daß ein außerordentliched, nicht 
vorberzufehendes und fo dringended Staatöbebürfniß ſich heraus: 
ftelt, daß eine Zufammenberufung ber Stände vorher nicht mög: 
lich fein ſollte, ermäcdhtigen neuere Verfaſſungen 18) den Landes⸗ 
herrn, auh ohne ſtändiſche Zuflimmung eine Steuer von 
den Unterthanen zu erheben 19). Doch wirb dabei voraudgefegt, 


Diefe Beftimmung ift daher auch wörtlid in das Werf. Gef. v. 5. 
Septbr. 1848 $. 91 Übergegangen: 

17) Vergl. befonders die Sondershäuf. Verf. Urk. v. 1841 $. 144, 
welhe, unter Bezugnahme auf den Bundesbeſchl. v. 1832, den 
ſtaatsrechtlichen Unterfhieb zwifhen nothwendigen und freimils 
ligen Steuern [ehr gut ausbrüdte, vorausgefegt, daß dem $. 144 
nicht die, alles ftändifche Recht vernichtende, Bedeutung untergelegt 
werben wollte, daß die Regierung entfcheide, was nothwenbig 
fei. — Vergl. auh Braunſchw. Landſch. Orbnung v. 1832 $. 177 
u. 178. 

18) Beſchränkungen verfchiebener Art können auch hierbei vorkommen, 3. 
B. auf eine Kriegsfteuer bei Rüftungen zu einem Kriege unb 
während der Dauer deſſelben. So Badiſche Berf. Urk. $. 63. 
Ganz ausgefhloffen (auch für Kriegszeiten) ift diefe Berechti⸗ 
gung ber Regierung in der Würtemb Verf. Url $. 109 (vergl. 
auch $. 190) und in der Kurheſſ. Verf. urk. $. 143. 

19) Es ift dies eine Aeußerung des jus eminens der Staatsgewalt im 
VBerhältniß zu den Verfaffungsrechten der Unterthanen. Aeltere Ver⸗ 
faffungen fchneiden aber bie Erhebung einer folden Nothbede ges 
rade zu ab. Vergl. 3. B. den Mecklenb. Erblandesgrundvergl. v. 
1755 $. 75. Gin Beifpiel, wie felbft unter Beiſtimmung bes Reichs⸗ 
fammergerichts im Jahr 9758 bei der an Preußen zu zahlenden Sons 
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daß a. bie Dedung bed Staatsbebürfniffes durch Fein anderes, 
weniger brüdendes Mittel bewirkt werben Tonne 20) und daß 
b. da, wo ein landſtändiſcher Ausfchuß, ein Schageollegium ober 
ein ähnliches zugleich fländifched Organ vorhanden ift, die Aus⸗ 
fchreibung und Erhebung der außerordentlichen Steuer nicht ohne 
deſſen Goncurrenz erfolge 21); auch c. bei ber Repartition und 
Erhebung die beflehende Verfaſſung beobachtet 22), und enblich 
d. bei dem nächſten Zufammentritt der Ständeverfammlung burch 
Rechtfertigung des gefchehenen Schritted deren Zuftimmung nach⸗ 
traͤglich erwirkt werde 2), in fo fern nicht die Verfaſſung eine 
andere Art befchrankterer Goncurrenz für genügend erklärt 24). 


tribution gegen bie Stadt NRoftod dennoch ber Grundfag zur Anwen⸗ 
dung gebradyt wurde: Necessitas non habet legem,.f. Mofer, von 
der Landeshoh, in Eteuerfahen. ©. 445. Auch Mofer giebt bier 
dem Landesherrn das Recht in bringender Roth, „mittelft einfeiti- 
ger Ausfchreibung ber Nothdurft ohne Zuziehung ber Landſtände⸗ 
fih zu helfen. Vergl. audy bie allgem. Aeußerung ber Coburg. 
Berf. Urk. 5. 66. 

2) Dazu muß auch die Anleihe oder Gontrahirung einer Staatsſchuld 
(resp. ohne Zuſtimmung ber Stände) gerechnet werben. Manche 
neuere VerfaffungssUrkunden fcheinen audy nur dieſes Mittel zur 
proviforifchen Dedung bes Staatsbebürfnifies zu geſtatten; fo 3. 2. 
die Baier. Verf. Urk. Zit. VII. $. 8 u. 15. Berner die DHeffen: 
Darmſt. Verf. url. $. 71. Sächſiſche Verf. url. 6. 105 (?). 
Bannov. Staatsgrundgef. $. 147 u. Landesverf. Gef. 8.163. Verf. 
Geſ. v. 5. Septbr. 1848 $. 97. 

21) Badiſche Verf. Url. 8. 63. Braunſchweig. Landſch. Orbn. von 
1820 $. 18. Altenburg. Grundgef. $. 217. Braunſchweig. 
Landſchw. Ordn. v. 1832 $. 180 u. 190. Hannov. Verf. Gef. v. 
5. Geptbr. 1848 $. 97. 

22) Mofer v. d. Landeshoh. in Steuerf. ©. 445. 

3) Braunſchw. Landſch. DOrbn. $. 190: „Steuerverwilligungen biefer 
Art (nämlid Seitens bes fländifchen Ausfchuffes) hören in dem Aus 
genblid auf Kraft zu haben, wo bie Stänbeverfammlung ihnen ihre 
Zuftimmung verfagt.v S. aud das «it. Hannov. Verf. Gefer. 

2) Dieß fcheint zufolge der Beflimmungen der Badiſchen Verfaſſung 
6. 63 bier angenommen werden zu müffen. 
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$. 223. 1$. 202.) 
B. Umfang ded Steuerbewilligungsrechtd der Landftände. 


l. Das ftändifche Bewilligungsrecht bezieht fi) auf «fe 
Auflagen, welche unter ben Begriff der Steuer fallen, ohne 
Unterfehied, welches der Gegenſtand der Befleuerung fei (Grund⸗ 
ftüde, oder andere Vermögendgegenftände, Perfonen, Gewerbe, 
Verbrauch von Lebensmitteln und andern Confumtibilien, Spiel: 
arten, Stempelpapier D) u. f. w.) und ob die.Steuer für einen 
beftimmten und resp. vorübergehenden Zwed, oder dauernd für 
Staatözwede überhaupt entrichtet werden fol. Aud kann fi 
verfaſſungsmäßig das Verwilligungsrecht auf foldhe Leiflungen 

- der Unterthanen erftreden, weldhe, wie 3. B. Wege:, Brüden: 
und Chauffeegelder 2), Gerichtöfporteln, Conceffiond= Abgaben und 


1) Auch ältere Publiciften forderten ſchon zur Einführung bes Stem⸗ 
pelpapiers die Zuftimmung der Stände. Pütter’s Rechtefälle 
Bd. II. Th. 3. S. 593. Weftphal’s Staatsr. Ab. AXU. beſ. ©. 
227 f. Mofer, v. d. Landeshoh. in Steuerf. Kap. XVI. $. 35. 
Leift, „Staatsredht. $ 229. — Wie erfinderifh man ſchon früher 
auch in Deutfchland gewefen, neue Gegenftände für die Befteuerung 
zu gewinnen, zeigt bad Regifter bei Mofer, v. d. Landeshoh. in 
Steuerfahen Kap. XVI, welches vom Berf. mit einer fehr naiven 
Bemerkung eingeleitet wird. Mofer entichuldigt nämlich die man⸗ 
gelnde Volftändigkeit mit ber Beſorgniß, es möchte gehen wie mit 
Dönn’s Betrugs-Lexicon und mancher «noch ein anders, fo er nit 
gewußt, daraus erlernen.« — Kon ältern indirecten Steuern, 
Accis, Eicent, Umgeld, Impoſt u. f. w., f. auh Mofer a. a. O. 
Kap. XIV. S. 677f. (Daf. audy ältere Literatur Über die vielfach be⸗ 
handelte Acciſe). Pütter’s Literatur des Staatsr. Th. II. ©. 
363 f. 

2) Pütter, instit. jur. publ. 8. 339. Nr. II. Mofer, v. b. Landes⸗ 
hob. in Steuerfadhen. S. 779 f. — Kon den Reichegefegen ſpricht 
zwar hie Wahlcapitul. Art. VIII. $. 11 von »„ungebührlicher Accis, 
Umgelb, Licent, Weg⸗, Pflafter-, Brüdengelbern und dergl. Impo⸗ 
ſten,“ — allein nur in dem Sinne, baß unter dem Scheine anderer 
Benennungen die reichsgefehlichen Verbote in Betreff der willkührlis 
hen Anlegung und Erhöhung ber Zölle nicht umgangen werben fol: 
len. Ron den Zöllen f. unten $. 227. 
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dergl. mid unter ben Begriff der eigentlichen Steuer zu fubfu: 
miren find 3). 


1. Sn dem Steuerbewilligungdredht ber Stände 
liegt: 
A. bad Zugeſtändniß, daß die Frage über die Nothwen- 


digkeit ober Nützlichkeit einer aus Steuern zu beflreitenden 
Staatsausgabe, mithin über die Nothwendigkeit der Steuer 
ſelbſt, verfaflungsmäßig nur kraft einer Vereinbarung 9 zwi: 
fen Regierung und Ständen feflgeftelt werben kann 5). Die 


* 


) 


4) 


$) 


©. 3. B. Braunſchw. Landfch. Ordn. v. 1832 $. 174, vergl. mit 
der Landfch. Ordn. v. 1820 5 16, welche nody das Begentheil befagt. 
Im Gegenſatz hierzu wurde bad Hannov. Staatsgrundgef. v. 1833 
$. 145 burch das Landesverf. Gef. v. 1840 $. 154 geändert, indem 
das Bewilligungsredt ber Stände nicht mehr auf Steuern und 
Abgaben, fondern nur auf Steuern bezogen wurde. Das Verf. 
Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 95 hat aber bie flaatsgrundgefeglidye 
Beſtimmung wieder bergeftellt. 

Unter Borausfehung des Zweikammer⸗Syſtems verfteht es fi 
von felbft, daß es an der Vereinbarung fehlt, fo lange nicht beibe 
Kammern in ber Bewilligung zufammenfiimmen, und es wäre 
eine völlige Verkehrung bed Verhältniffes, wenn man fagen wollte, 
nur das fey als nicht bewilligt zu betrachten, deſſen Verweige⸗ 
rung von beiden Kammern befchloffen fei. Dieß erkennen im Gans 
zen auch die neuern Verfaffungs » Urkunden an und felbft das Hans 
nov. Ranbesverf. Gef. v. 1840 Hielt bei Steuern, Taften und Abga⸗ 
ben bie Nothwendigkeit der ftändifhen Zuffimmung, im Gegenfag 
zu ben Beftimmungen über Ablehnung der Gelege (oben Th. IL. 
8.158. Note 11) fell. Nur bie Sächſiſche Verf. Urk. 6. 103 nimmt 
ben Ständen das Recht der Bewilligung ynd läßt ihnen nur bas 
Recht der Ablehnung. „Die Bewilligung wird übrigens nur 
dann ald abgelehnt betrachtet, wenn in winer ber beiden Kam: 
mern mindeſtens zwei Drittheile ber Anmwefenben für die Abs 
lehnung geftimmt haben.» Was andere Verfaffungs » Gefege über 
die Ablehnung von Geſetvorſchlägen durch bie Stände feftiegen 


(Th 1. $. 2159. Rote 8) läßt ſich auf bie Steuerbewiligung nicht 


beziehen. Vergl. übrigens aud) oben Ih. I. S. 589 ($. 113. Rote 
6 u. 9). 

Hieraus folgt von felbft, daß anderer Seite auch die Stände nicht 
das Recht haben, einfeitig -Srhöbungen der won der Regierung 
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Nothwendigkeit biefer Wereinbarung bezieht fi aber entweder 
nur auf neue Steuern und Abgaben, dergeftalt daß die nid 
auf Zeit oder bedingsweife bewilligten fo lange forterhoben wer: 
ben, bis ihre Aufhebung oder Minderung mit den Ständen be- 
fhloffen iflz oder die Stände haben ein mit Ablauf jeder Steu- 
erperiode von neuem eintretended alle Abgaben umfaffendes Be: 
willigungdrecht, dergeſtalt daß die Steuererhebung überhaupt 
durch die fländifche Bewilligung ald bedingt erfcheint 9. Es 
kann aber auch die periodifche Bewilligung ſich nur auf bie 
Regelung des Budgets beziehen, die Erhebung ber einmal 
feftftehenden Steuern aber hiervon unabhängig fein ). — Im 
Einzelnen ift zu bemerken: 

1. Die Stände müflen erfahren, wozu jie etwad verwilli: 
gen follen. Für geheime Imede zu verwilligen find fie nicht 
fhuldig, in fo fern nicht die Verfaſſung eine befondere Beftim- 
mung enthalt 8). 

propontrten Anfäge vorzunehmen. Auch die Stände können nicht 
einfeitig über den Beutel ber Untertbanen bisponiren. In bies 
fem Punkte muß man felbft der, im Webrigen das wahre Sachver⸗ 
bältniß völlig verfennenden, Debuction v. Moys im- bayer. Staater. 

Ih. I. Abth. II. ©. 140 f. beiftimmen. 

6) Jenes ift das ältere, biefes das neuere conftitutionelle Prineip. 
Somohl das eine als das anbere kann bei einem von dem Kammers 
etat getrennten Etaatshaushalt, als auch dba vorkommen, wo 
nur ein Staatshaushalt mit Kürftlidher Givillifte oder Krondotation 

beſteht. | 

7) So ift das Verhältniß 3. B. in ber Preuß. Verf. url. v. 1850 
Art. 99 f. regulirt. 

8) Bergl. 3. B. Badiſche Berf. url. 8. 55. Sächſiſche Berf. urk. 
$. 9. — Das Hannov. Staatögrundgef. v. 1838 beftimmte im $. 
149: „Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, rückſichtlich deren 
eine Rachforſchung von Seiten ber Stände nidyt Statt finden darf, 

. können nicht anders in Rechnung gebracht werben, ale wenn biefe 

Ausgaben durch eine von bem Könige unb fämmtlidyen Mitaliebern 
bes Miniflerii zu unterzeichnende Verfügung als zu Landeszwecken 
nothwenbig bezeichnet werben.» Das Lanbesverf. Gef. u. 1940 hat 
diefe Beftimmung, weil es ihrer bei ber wieber eingetretenen Gaffens 
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2. €5 kann keinem Zweifel unterliegen, baß jede folche 
Bewilligung nur eventuell gefchieht oder flillfchweigend bie 
Bedingung in fi tragt, daß dad Staatsbedürfniß wirklich 
überhaupt und in dem angenommenen Umfange eintreten wer: 
de 9). Tritt diefe Bedingung nicht ein, fo muß auch die auf 
dad Dedungsmittel fich beziehende Bewilligung als erlofchen bes 
teachtet werben. Es verfieht fich hiernach von felbft, daß es zur 
Verwendung ber ſich ergebenden Ueberſchüſſe oder @rübri- 
gungen einer neuen Einigung zwilhen Regierung und Stäns 
den, oder wenn fie für andere bffentliche Zwecke fchon verwendet 
find, einer Rechnungbablage und resp. Rechtfertigung bedarf 10). 


trennung nicht bedurfte, nicht aufgenommen. &ie ift aber auch im 
Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 weggeblieben. 

9 Hiernach iſt es eben fo thörig, anzunehmen, daß die Regierung bie 
nad) bloßer Wahrſcheinlichkeit des Bedarfs feftgeftellten Aus⸗ 
gaben unter allen Umftänden machen müffe, vergl. dageg. v. Mohl 

. würtemb. Staater. Th. IL ©. 757. Nr. 3, was nur bei einem forte 
dauernden Mitregierungésrechte der Stände ohne widerfinnige Gonfes 
quenzen bleiben Fönnte, als es andrer Seits eine höchſt verkehnte 
und das Wefen des flänbifchen Steuerbewilligungsredyts gänzlich vers 
tennende Behauptung ift, daß die fländifche Zuftimmung zum Aus 
gabe⸗ (und folgeweife auch zum Cinnahmes) Bubget, eine unbes 
bingte fei und daß die ftändifche Concurrenz bei Feſtſtellung des 
Staatsbedarfs nur bie Natur eines Beiraths bei Ausübung einer 
Regentenpflicht habe, welche gar kein Gegenfland des Vertrags ober 
Vergleiche zwiſchen Regierung und Ständen werben Eönne, daß bie 
Steuern „unbebingt und ohne Zweckbeſtimmung bem Könige, als 
Beiträge zu feinem Negierungsaufwante bezahlt würden, alfo einen 
Theil des Ginlommens ber Krone bildeten und in das Eigenthum 
des Königs übergingen» und andere Verkehrtheiten mehr, wie fie be⸗ 
fonders bei v. Moy a. a. D zu lefen und hauptlädhlid als Früchte 
ber heillofen Souverainetäts-EigenthHumssiheorie zu betradıten 
find. Vergl. übrigens Mofer, v. db. Landeshoh. in Sameralf. Kap. 
U. 8. 13 und 14. 

206) MWergi. insbefondere die Verhandlungen in der baieriſchen Stände⸗ 
verſanimlung über die faft beräcdtigt zu nennende Crübrigungs⸗ 
frage nebft den barüber zu Wannheim und Münden erſchienenen 
Brochüren. Ein älteres, das fländifdye Recht anerkennende Beiſpiel 
f. bei Mofer, v. d. Landeshoh in Stenerſachen &. 183. ©. audı 

33° 
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3. Stellen fi) nach Anfiht der Regierung bei der Berwal- 
tung Bebürfniffe heraus, welche gar nicht, oder nicht hinreichend 
voraudgefehen wurden, und find deshalb gewiſſe, den |. g. Etat 
überfchreitende Ausgaben gemacht, fo muß die Bewilligung 
ber Stände nahträglih zu der Verwendung erwirkt wer⸗ 
den MH). Wird diefe verfagt, weil die Stände nicht anerken⸗ 
nen, daß ed Ausgaben feien, welche zur Führung einer verfaf- 
fungsmäßigen Regierung erforderlich gewefen 12), fo iſt es 
eben fo gut, als wäre von Anfang an Peine Verein 
barung über die Nothwendigfeit ber Ausgaben er: 
folgt. Denn burd die bloße, ald Thatſache zu betradhtende 
einfeitige Verausgabung, kann das ſtändiſche Bewilligungsrecht, 
deffen einziger Nero nur noch in der Nothwendigkeit einer Ber: 
einbarung über den Staatöbebarf befteht, nicht rückwärts ver: 
nichtet werben. Auch kann, fobald das Princip der Specialität 
des Etatd einmal feftfteht, die Weberfchreitung in der einen 
Rubrik rechtlich nicht durch Erfparniffe in der andern gedeckt 
oder gerechtfertigt werden. Die Hauptfrage aber, welche Mittel 
den Ständen rechtlich zu Gebote flehen 13), um ber verfagten 
Anerkennung wider die fefigehaltene Anficht der Regierung, daß 


von „der Steuern Ueberſchuß⸗ ebenbaf. Kap. All. ©. 666. Strube, 
Rebenftunden Th. II. Abb. X. $. 11. ZH. IE. Abh. XXX. $. 1. 

1) ©. befond. v. Mohl würtemb. Staatsr. Th. I. ©. 767 f. Die 
Vermwilligung f. 9. Diepofitionsfonds für unvorhergefehene Aus- 
gaben hebt an ſich die Nothwenbigkeit ber Rechtfertigung der Ber: 
wendbungen ober Etats :» Veberfchreitungen nicht auf. 

12) Auch hier ift natürlich bei zwei Kammern bie Sache nicht fo aufzu⸗ 
foffen, als müßten fich beide Über die Berfagung vereinigen; fon= 
dern biefe liegt vor, wenn fein ſtändiſcher (alfo von beiden Kam⸗ 
mern übereinflimmend gefaßter) Beſchluß bie Anerkennung ober 
Bewilligung nachträglich ausfpridht. 

13) Vergl. den hierher gehörigen Auffag: „Zwei beutfche Minifter über 
das Bewilligungsreht der Kammern“ in Biedermann's deutfher 
Monatsſchrift f. Lit. u. öff. Leben. Jahre. 1844 Maiheft. &. 416— 
419 und die Erklärung des Miniſters v. Lindenau nebft dem offes 
nen Gendfchreiben Biedermann’s an den Finanz» Minifter von 
Böcdh, ebendaf. Rovemberheft. 
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die Ausgabe nothwendig 1%) gewefen fei, auch eine mate: 
rielle Birkfamkeit zu verfchaffen 25), laßt fih nur mit Rüd: 
fiht auf die verfhiedene Natur der Verfaffung und nidt 
für alle Bundesſtaaten auf gleihe Weife beantworten 16), — 
Bu den rechtlich zuläffigen und verfaflungsmäßigen Mitteln ges 
hört: 1. in fo fern der Wille des Landesherrn noch nicht Har 
ausgeſprochen ift, die bei demfelben Seitens ber Stände zu er: 
bebende Befhwerde, welche mit allen Verfaffungen vereinbar 
if. 2. In Verfaffungen, die im Betreff des Verhältniſſes zwis 
fihen Regierung und Ständen dad ältere Princip einer Tren—⸗ 
nung zwifchen den landesherrlichen Gaffen und ben Lan⸗ 
beöcaffen, die fid) wie Gläubiger und Schuldner gegenüber 
ſtehen Tonnen, feftgehalten haben, können die Stände auch von 
Privatrechtömitteln, insbefondere dem Mittel ber Gompenfas 
tion 27) gegen die Regierung Gebrauch machen und demgemäß 
mit gegentheiligen Forderungen abrechnen oder bei neuen Leiſtun⸗ 
gen in Abzug bringen. Auch würde nach ältern Principien bier 
felbft eine civilrechtliche Klage gegen die Gammercaffe ober, 


4) Die Nothwendigkeit ift in fo fern allein als genügender Recht⸗ 
fertigungsgrund zu betradyten, als bie Stände, wenn fie diefe nicht 
läugnen können, dann auch verpflichtet find, die Anerkennung nicht 
zu verfagen. Doch werben bie Stände natürlich nicht gehindert, 
nachträglid) audy blos nützliche Weberfchreitungen bes Budgets zu 
ratihabiren. 

w Als folhes Mittel kann natürlich eine bloße Proteflation der 
Stände, die felbft gegen zukünftige Fälle ähnlicher Art gar nicht 
[hüsen würbe, nicht erachtet werben. 

16) Bon dem in ber Bunbesverfaffung gewährten, durch Bundesbefchluß 

- vom 30. October 1834 errichteten Schiedögericht für Streitigkeiten 
swifchen Regierung und Ständen, insbefondere folhe, welde „bie 
Verweigerung ber zur Führung einer ben Bundespflichten und Lans 
des: Verfaffung entſprechenden Regierung erforberlihen Mittel» bes 
treffen, f. unten das Bundesrecht $. 256 ber erften Auflage. 

17) Daß die nur in Betreff der einzelnen Steuerpflichtigen im römifchen 
Rechte (L.3. Cod. de compens. IV. 31) ausgefprochene Unzuläffigkeit 
der Sompenfation (gegen ben Fiscus) hier keine Anwendung finde, 
leuchtet von felbft ein. Vergl. auh Mofer, v. d. Landeshoh. in 
Steuerfahhen. Kap. XI. $. 6. No. 2. 3. 
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wenn der Landedherr das Werfahren feiner Diener dedavouirt, 
gegen diefe von den Ständen erhoben werben kömen. 3. Be 
Dagegen, wie in ben meiften größern deutſchen Bundesſtaaten, 
auch in Betreff des Staatshaushaltes bie ſtaatsrechtliche Idee 
durchgeführt ift, wo es nur einen Gtaatshaushalt giebt, ber 
von ber Regierung geleitet und von ben Ständen: controlirt wird, 
ift das privatrechtliche Mittel der Compenfation, ober was dafs 
felbe fein würde, daß Stände bie ald veraudgabt nachgewiefenen 
Summen als baare Gaffenvorrathe fingiren wollten, durch bie 
Natur bed Verhältniſſes ausgelhloffen. Dagegen haben bie 
Stände auch zum Schub des verfafiungsmäßigen Rechte ber 
Steuerbewilligung die Befugniß, von dem Rechte der Anklage 
wider die verantwortlihen Minifter Gebraudh zu machen, wenn 
fich die Sache unter den Geſichtspunkt einer Verfaflungsverlegung 
bringen läßt. Handelt es fich aber dabei um bie zweifelhafte 
Auslegung einer Verfaffungsbeftimmung, welche durch bie Ver⸗ 
foffung an den Staatögerichtshof gewiefen ober für welche eine 
andere Erledigungsart angeorbnet ift, fo tritt alddann bieß in 
Wirkſamkeit 18). 

Das Steuerbewilligungsrecht der Stände umfaßt aud) 

B. die Mitbeflimmung der Größe, Art und Beſchaf— 
fenheit der für den Staatsaufwand erforderlichen Dedungs- 
mittel, ein Recht, welches ‚unter der Borausfegung daß das 
gefammte Staatövermögen ber ftänbifchen Concurrenz unterliegt, 
fih deshalb auh auf ſämmtliche Staatdeinnahmen bezieht 
(Prüfung und Bewilligung bed gefammten Einnahme: 
Budgets) und auh da ungefchmälert wirffam wird, wo bie 
Srage über die Nothwendigkeit der Leiſtung, wie bei den 
Bundeslaften, der fländifchen Concurrenz entzogen ift !9). Da: 


18) Vergl. oben Th. 1. $. 111. Note 19 (©. 6583). 

19) Braunfchmw. Landſch. Drbn. v. 1832 $. 180. „Hinſichtlich der Art 
und Weife der Aufbringung ber zu bdiefen Zwecken erforbertidyen Mit⸗ 
tet ift indeß bie verfaffungsmäßige (5. 176) Mitwirkung ber Stände 
erforderlich « Faſt ebenfo die Sächſiſche Verf. Url. $. 89 u. A. 
Auch ift von felbft Mar, daß 3. B. bei Bunbeslaften, welche nicht 
in dev Beifteuer eines vom Bunde ſelbſt Heflimmten, auf die einzel- 


4 


vi. Sinanzboheit. D. Bon den Steuern. ($. 223.) 519 


ber muß 1. in fo fern die Dedung durch Steuern gefchehen 
fol, die Inſufficienz ber verfaffungsmäßig zur Beſtreitung 
bed Staatsaufwandes beflimmteg primären Dedungsmittel, fo: 
wie die Berwendung ber früber bewilligten Summen ge 
nau nachgewielen, 2. der Gegenſtand ber Befteuerung mit 
ben Ständen vereinbaret, und 3. bie Größe bed aufzubringen: 
den Steuerquantums 2), fowie die Repartition deffelben auf 
die ſteuerpflichtigen Perfonen und Gegenfände mit ihnen feftges 
flellt werden. Hierin ift die Veflimmung des f. 9. Befteue: 
rungsfußes oder modus collectandi enthalten, welde fchon 
nach dem frühern Landesſtaatsrecht, auch in Bezug auf die nicht 
zu verweigernden Reichölaften, nur mit Zuziehung ber Landflände 


geſchehen konnte 2). 
Endlich iſt als nothwendiges Annexum das Steuerbewilli⸗ 


gungsrecht zu betrachten: 


nen Bundesſtaaten vertheilten Geldquantums beſtehen, die Be⸗ 
ſtimmung der Größe ber zur Erfüllung ber Bundespflicht, 3. B. 
für das WBundescontingent, zu verwenbenden Geldſummen überall 
nur mit Zuziehung der Landſtände erfolgen Eönne. 

20) Neichserecut. Ordn. v. 1555 $. 82 (f. oben $. 219. Note 11). Däs 
berlin, Handb. bes deutſch. Staater. Tb. II. ©. 285 f. 

21) Cine vollftändige und gründlicdhe Widerlegung der gegen dieſen Sag 
erhobenen Zweifel f. bei Strube in ben Rebenftunden Th. IV. Abh. 
XXX. Daf. 5.2. „War man über die aufzubringende Summe einig, 
fo gefchahe die Beflimmung des modi collectandi gemeiniglic nach 
der Landſchaft Begehren, welcher der Landes⸗Herr diefe fo viel wils 
liger Überlieffe, weil er in den mehreflen Ländern nicht mehr nod) 
weniger überfam, man mögte eine Vermögen: Kopfs ober Consum- 
tions- Steuer einführen, ober bie liegende Gründe, ober quch wohl 
die Rauchfänge beſchweren. Denn der Ueberſchuß bliebe ſowohl 
dem Lande, als es den etwanigen Abgang erſetzen mußte.“ 
©. auch Mofer, von dem Rechte, die VBefleuerungsart, oder ben 
modum contribuendi zu beflimmen ober abzuänderns in deffen neues 
fien kleinen Staatsfhriften No. I. &. 55. ©. auch 3. B. Würs 
temberg. Erbl. Vergi. v. 1770 Cl. I. ad Grav. 5 et8. 8.7. Mofer, 
v. d. Landeshoh. in Steuerſachen S. 343 f. und den Medienb. Erb⸗ 
ianbesgrunbvergl. dv. 1755 bei Mofer a. a. D. ©. 277 f. Priviles 
gien der Braunfchw.:Wolfenbütt. Landfchaft von 1770 Art. 24. 


* 
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C. die Befugniß über die geſchehene Verwendung der 
verwilligten Steuern und Abgaben zu ben angegebenen Staats⸗ 
bebürfniffen die erforderliheu Nahweifungen, Einſicht der 
geführten Nechnungen mit allen dazu gehörigen Belegen zu 
verlangen 22). In den ältern Verfaſſungen handelte es fich oft 
umgekehrt um bie Berechtigung ded Landesherrn zur Einfiht 
der landfchaftlichen Rechnungen. Die neuern Berfaflungen er: 
kennen die Berechtigung der Landſtände, die Nachweiſung zu be: 
gehren, fämmtlid an 23). 


$. 224. ($. 203.) 
€. Dauer der Bewilligung. Gteuerperioden. 


I. Bufolge der Art und Weife, wie ſich das Beſteuerungs⸗ 
„ recht ald Beftandtheil der Lanbeshoheit entwidelte, war es na= 
türlih, daß früher von den Ständen nur vorübergehend zur 
Hülfe für den Landesherrn oder zur Dedung gewifler Bebürf: 
nifle des Landes eine Steuer verwilligt wurde. Allmählig wur: 
den aber gewiſſe Steuern zu einer dauernden Laſt, woraus 
die Unterfheidung zwifchen orbinären und ertraorbinären 
Steuern hervorgieng. In Verbindung hiermit wurde ed vielfach) 
Grundfag, daß die verfaffungsmäßig beftehenden ordentliden 


23) Weber die ältern, zum Theil in ähnlicher Weiſe auch noch jegt in 
manchen Bundesfltaaten 3. B. in Medienburg u. f. w.. vorkommenden 
Verhältniffe, insbefonbere Prüfung ber Landſchafts⸗Caſſe⸗Rechnun⸗ 
gen durdy den Ausfhuß oder die Stände felbft, auch wohl in Ge⸗ 
meinfhaft mit einer landesherrlichen Commiſſion, und das Recht der 
Untertbanen,, über die dem Landesherrn bezahlten Steuern Rechnung 
zu begedren, f. v. Eramer’s Weslar. Nebenftund, Th. 84. ©. 117. 
S. Mofer, von der Lanbeshoh. in Steuerf. Kap. X. $. 10 f. (©. 
657 f.) Braunfd. Wolfenb. Gefammter Lanbſch. Privilegien v. 
1770 Art. 15. 16. v. Liebhaber, Beiträge S. 233 f. Pütter’s 
Rechtsfälle Bd. II. Ih. & ©. 383 f. C. L. Hansen, de jure ci- 
vium rationes tributorum extraordinariorum exigendi. Lips. 1803. 
Häberlin's Staatsarhiv. Heft I. S. 86 f. Leiſt, Staatsrecht. $. 
230 a. ©. 

23) ©. die oben $, 222. Note 7 Raten Stellen der neuern Berfafs 
fungs » Urkunden. 
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Steuern forterhoben wurden, ohne daß bie Berechtigung zu ihrer 
Erhebung nach einer gewifien Zeit erlofch (was bei der faft überall 
Rattfindenben fländifchen Verwaltung ber Landeöfteuercaffe wenig 
Bedenkliches hatte) und baß es nur zur Auflegung neuer Steuern 
einer neuen fländifchen Bewilligung bedurfte Für außeror: 
bentliche Steueranlagen dagegen, wenn fie nicht allmählig zu or: 
deutlichen wurben, blieb ed auch in ben Altern Eanbeöverfaflun: 
gen Regel, daß die Berwilligung nur auf eine gewiſſe Zeit, oder 
Anzahl von Jahren, audgefprochen wurde, nach deren Ablauf fie 
ohne neue Bewilligung rechtmäßig nicht weiter erhoben werben 
Eonnten !). Im manchen Ländern erhielt ſich aber audy in Bes 
treff der gefammten »receßmäßigen ober auch fonft unterthänigft 
bewilligten Steuern« ber Grundfag, daß nach Ablauf ber ver: 
faffungsmäßigen Steuerperiode ſtets eine neue Bewilligung erfor: 
berlich fei 2). 

1. Nach den in den neuern Berfaffungen aboptirten Grund⸗ 
fäßen werben bie Steuern von den Ständen gewöhnlich nur auf 
eine gewiffe Zeit bewilligt, deren Dauer aber fehr verfchieben 
beſtimmt ift und meiften Theils mit der verfaffungsmäßig be= 
flimmten Dauer der Landtage oder Diäten im Zufammenhang 
ſteht 3). Die Stände müffen daher, vor Ablauf des geſetzlichen 
Zermind, zeitig (auch hierüber ift in mehrern neuern Verfaſ⸗ 
fungen eine befondere Beflimmung *) gegeben) zufammen berufen 


1) Rachweiſungen in Betreff der f. 9. Trank» und Gonfumtions 
feuer aus ben ältern Verhandlungen liefert Pfeiffer, Geſch. der 
Landſt. Verf. in Kurheſſen. S. 148 f. Vergl. Eichhorn, beutiche 
St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. 8. 547. 

2) 3.8. in Würtemberg. Landesvergl. v. 1770 ad Grav. 5 et 8. $. 
8. Mofer, von ber Lanbeshoh. in Steuerfahhen &.343f. — Ges 
fammter (Braunfdw. s Wolfend.) Landſchaft Privilegia v. 1770 Art. 
233. „Getreue Landſchaft ift auch nicht fchuldig, über bie verwils 
ligte Beit mit den Schasungen und Anlagen zu continuiren, fons 
dern es ceffiren bdiefelben nad) abgelaufener Zeit von 
felbf.« 

3) Berg. die fchon oben Th. I. 5.119. Rote 12 gegebenen Rachweifungen. 

4) Baier, Verf. url. Lit. VII 5 6 (1 Jahr vor Ablauf ber Bewillis 
gungsperiode). Vergl. auch Sächſiſche Verf. url. $. 108. 
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werden, um bie verfaflungsmäßig exrforberliche Bewilligung ber 
Steuern zu erlangen. Erfolgt bis dahin die Bewilligung nicht 3), 
fo fol die Regierung nach der Beflimmung der neuern Berfaf- 
fung8 = Urkunden berechtigt fein, die früher bemilligten Steuern 
noch eine gewiſſe Zeit in bie neue Finanzperiode hinein, zu erheben, 
um in ber Zwifchenzeit eine Bereinbarung über das f. g. Fi⸗ 
nanzgefeg zu Stande zu bringen 6). Cine daruber hinausgehende 
nicht bewilligte Steuererbebung ift formell verfaſſungswi— 
brig und nur ein factifcher, Bein rechtlicher Zufland. Anders 
ift ed natürlich da, wo die Bewilligung des Ausgabe: unb Ein- 
nahme -Budgetd von der Steuererhebung ganz ‚unabhängig ift, 
b. h. die gefegmäßig beftehenden Steuern fo lange forterhoben 
werben, bis eine Aenderung mit den Ständen vereinbart ift 7). 


5) Als gleichftehend ift der Ball zu betradyten, wenn bie Stände wem 
gen außerorbentlicher Verhältniffe nicht zeitig verfammelt werben 
fonnten. 


6) Baier. Verf. urk. zit. VII. $. 7 u. Babifche $. 62 (6 Monate). 
MWürtemberg. Verfaſſ. Urk. 5114 (4 Monate). Heffen-Darmft, 
$. 69 u. Coburg. $. 73 (1 Jahr). Meining. Grundgef. $. 81 
(bis zur Keftfegung des neuen Finanz-Etats). Kurheſſ. Verf. urk. 
$. 147 (6 Monate). Altenburg Grundgeſ. $. 206, Sächſifſche 
Verf. Urk S. 103 u. Braunſch. Landſch. Ordn. v. 1832 $. 177 (1 
Jahr). Walded. Verf. urk. $. 26 (6 Monate). Hannov. Staates 
srundgef. $. 146 (6 Monate). Das Lanbesverf. Gef. $. 155 fehte 
bafür 1 Jahr. Das Verf. Gef. v. 1848 $. 96 wieder 6 Monate. 
Manche Verf. Urkunden nehmen dabei ausbrüdlich die für einen be⸗ 
fondern, vorübergehenden Zweck gemachten Bewilligungen aus, was 
fih wohl überall von felbft verſteht. — Der noch nicht gefchehenen 
Bewilligung burd) bie Stände fielen mandye Verf. Url. den Fall 
gleih, wenn bie rechtzeitige Bewilligung deshalb nicht erfolgte, weil 
bie Beſchlußfähigkeit gehindert ober unterbrochen wurbe. 


&o früher ſchon in gewiſſer Weife nach ben Meiningen ’fcdyen Grund⸗ 
gefes und dem Hannov. Landesverf. Geſeh. Neuerlich unbebingt 
nad der Preuß. Verf. Urk. und der Kurbeffifhen v. 1882. ©. 
oben $. 223. Note6. 7. Letztere ift Übrigens in fo fern in ber Schmä⸗ 
lerung bes ftänbifchen Rechts noch viel weiter gegangen, als fie aud) 
zur Keftflellung bes Bedarfs der Staattausgaben (von brei zu 
drei Jahren) im $. 111 nur dann die Bewilligung oder Zuflim- 


17 


u 
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$. 225. ($. 201.) ° 
Don Steuerfreiheiten und Steuerfreiheitäprivilegien. 


S. die Literatur bei Pütter IH. IL ©. 368 f. u. Klüber’s Fortſetz. $. 


1148 fe D. G. Strube, von dem Steuerwefen und des Abels 
Steuerfreiheit. Nebenftunden Th. I. ©. 278 f. bef. ©. 335 f. 
Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerfachen Kap. VI. &. 445 f. 
Häberlin, üb. bie Steuerfreiheit des teutfchen Adels; in ber 
teutfchen Monatsfchrift, Aprit 1793. Beſonders gehört auch hier⸗ 
ber die angef. Abb. v. Andr. Stünbed üb. bie Steuerverf. ın 
den beutfch. Reichslanden, mit befonderer Hinfiht auf bie Steuers 
freiheit der Klerifeyg unb des Ritterſtandes. Duisburg 1794 ©. 
61 f. Vergl. audy Erſch Lit. ber Jurisprud. Abth. I. No. 1765 f. 
Klüber öff. Recht. $. 467. Mittermaier, Grundf. des gem. 
deutfch. Privatrechts (Tte Aufl.) Th. IE. 8. 475. 


1. Aelteres Bed. 
Der Srundfaß des natürlichen Staatsrechts, wonad) 


alle Bürger oder Untertbanen zu den Staatölaftlen auf gleiche, 
d. h. fowohl ihren Kräften als ihren Anfprüchen auf Schuß und 
andere Vortheile, melde fie von der concreten Staatdorbnung 
haben, entfprechende Weife beizutragen haben I), wird ſchon in 
den Reihögefegen in Betreff der Reichöfteuern wiederholt an: 


1) 


mung ber Stände fordert, wenn zur Beſchaffung dieſes Bedarfs bie 
Erhöhung der beftehenden ober die Einführung neuer Steuern 
erforderlich fei._ Hiermit ift das flänbifche Bewilligungsrecht in ber 
That völlig annullirt und ben Ständen jedes Mittel genommen auf 
eine Herabfegung bes Bedarfs, mithin mittelbar auf eine Min⸗ 
derung der Steuerlaft der Unterthanen, einzuwirken. 

Auch Mofer a. a. D. $. 2 geht von diefer Regel aus, bemerkt aber 
zugleih: „Sleichwie wir ferner in Zeutfchland unter einander nicht 
in einem statu naturali, fondern in einem foldyen Staate Ieben, wel: 
cher feine eigene allgemeine und befondere Gefege, Verträge, Frey: 
beiten undb-baraus entftehenbe Grundverfaffung hat; alfo iſt es auch 
ein Bauptfehler und Grund » Irrtum, wann man in der Materie 
von der Steuer » Scyulbigfeit und Befreiung von bem allgemeinen 
Staatöreht und alfo von hinten anfangen will“ (von hinten, d. h. 
nad) ber von Mofer felbit in „von der Landeshoh. in Steuerfachen. 
S. 13 f. aufgeftellten Reihenfolge der anwenbbaren Normen). 
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erkannt 2). Audhrift in den Zerritorien unb in Beziehung auf 
die Landeöbebürfniffe der Sab, daß in fo weit überhaupt eine 
Steuerpflicht der Unterthanen begründet fei, diefe ald allgemeine 
Unterthanspflicht betrachtet werben müſſe, ald Regel an ſich nie 
beftritten gemwefen. Allein deffen ungeachtet entflanden allmählig 
in den Zerritorialverfaffungen fowohl für Einzelne, ald für ganze 
Glaffen von Unterthanen ſ. g. Steuerfreiheiten, theild a) 
durch Berufung auf gewiffe, dem gemeinen Rechte entnommene 
Eremtionsprivilegien, theild b) durch Vorſchützung anderer ſchon 
begründeter, ald Aequivalent geltend gemachter, Berpflichtungen, 
theild c) durch fpecielle Zuficherung oder Verleihung der Freiheit 
von gewiflen oder allen Eandeöfteuern. 

1. Was die Steuerfreiheit ganzer Stände betrifft, fo 
behauptete: F 

A. unter Berufung auf die römiſchen und canoniſchen Rechte, 
welchen felbft ein angebliches jus divinum zur Grundlage gegeben 
wurde 3), ber geiftlihe Stand nicht bloß für die Güter der 


7) Reichsabſch. v. 1543 8.24 — „und foll in folder Anlage nie: 
mand ausgefchloffen feyn noch verfchonet werden. Doch follen 
die Obrigleiten — — infonderheit den gemeinen armen Mann, fo 
viel möglidy, vor andern nicht befchweren, ſondern nach eines 
jeben Vermögen Gleihheit Halten.“ Reichsexecut. Ordn. v. 
1555 $. 82. „— baß dermwegen eine jede Obrigkeit Macht haben folle, 
ihre Unterthbanen, geiſtlich und weltlich, fie ſeyen eremt ober 
nicht eremt, gefreyet oder nicht gefreyet, mit Steuer zu bes 
legen.» — Auch bie Beftimmung ber Reichsgeſetze, daß „die Obrigs 
feiten ſich gleichermaßen wie bie Unterthanen ſelbſt angreifen und 
Mitleiden tragen follen.« (Reichsabſch. v. 1543 $. 25) beruht ‚mit 
auf dem obigen Princip. Eichhorn d. St. u. NRedytögef. Th. IV. 
$. 537. Ueber bie Eremtion ber Reichsritterſchaft, welde 
fih dabei auf ihren dem Kaifer fchulbigen Nitterdienft berief, von 
den gemeinen Reichsanlagen, fo wie bas f. g. subsidium obaritati- 
vum berfelben, f. ebendaf. ZH. III._$. 439. (Note g) u. 8. 539. 
Ausführlicheres nody bei Kerner, reichsritterſchaftl. Staater. Th. 
III. $. 14. S. 138 f. 

3) Vergl. insbef. die Ausfprücde ber Päpfte in cap. 4. 7. X. de immu- 
nit eccl. (III, 48.) cap. 4 de cens. et exact. in 6to (HI, 30.) Eich⸗ 
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Kirche, fondern auch für ſich eine Freiheit von allen weltlichen 
Derfonal: und Reallaften, mithin au von Steuern in 
Anſpruch nehmen zu können 9). Selbſt in proteflantifchen Län⸗ 
dern wurde dieß vom Stande der Prälaten dazu benutzt, um 
bei Steuerbewilligungen für die zu den Stiftern "und Klöſtern 
gehörigen Perfonen und Güter die Befreiung (Immunität) zu 
bedingen 5). Auch wurden faft überall die Güter der Kirchen, 
Schulen und frommen Stiftungen, fo wie die eigentlichen 
Pfarrgüter (nicht aber die Patrimonialgüter der Pfarrer 
und anderer Kirchendiener) von den ordentlichen Steuern erimirt 6). 

B. Die Ritterfhaft 7) fuchte faft überall, unter Beru⸗ 
fung auf die von ihr zu leiflenden Zehn: und Hofdienfte 8), ſich 


horn's Grundf. bed Kirchenrechts. Th. 1. S. 435 f. Leiſt, Staater. 
$. 231. Note 6. ©. aber auch Strube de coll. et aerar. provinc. 
orig. 8.4. Cramer, Vindiciae jurisdictionis saecularis et imperii 
adv. usurpaltivam exemtionis et immunitatis extensionem; in beffen 
Observ. jur. Tom. IV. p. 628 f. 

4) Mofer, v. d. Landeshoh. in Steuerſachen Kap. IV. $. 12. ©. 457 f. 
Beremund v. Lodhftein, (Peter ©. Grund) üb. die Steuer: 
pflichtigleit des chriſti. Clerus. Regensb. 1799. v. Dſterwald, 
Gründe ſowohl für als wider die geiſtliche Immunität in zeitlichen 
Dingen. München 1766. 

5) Eichhorn, deutſche St. u Rechtsgeſch. Th. IV. $. 547. a. E. Ueber 
die Braunfhw.:kLüneb. Lande und das Bisthbum Hildesheim f. 
beſonders Strube, de collectar. et aerar. provinc. origin. $. 10 f. 
8.20. Vergl. auch Beilpielsweife Medienb. Erblandesgrundvergl. 
$. 112. Privilegien der Br.cWolfenb. Landſch. v. 1770 Art. 50. 
51. Würtemberg. Randesvergl. v. 1770 CI. 2. $. 21 bei Mofer, 
v. d. Landeshoh. in Steuerl. ©. 346. 

6) Auch die Befreiung der proteftantifchen Kirdyens und Schuldiener 
von den gewöhnlichen Perfonal- u. Sonfumtiongfteuern kömmt 
nicht felten vor, ift aber doch nicht als allgemeine Regel zu betrach⸗ 
ten. ©. bef. Mofer, von der Landeshoh. in Steuerfahhen Kap. IV. 
$. 11 u. überh. noch Weſtphal's Staater. Abb. 23. ©. 230 f. 

. 2) Was darunter zu verftehen fei, hängt von den verfchiebenen Beſtim⸗ 
mungen der Landesverfaffungen ab, vergl. oben Th. I. $. 102. 

8) Bergl. Strube’s Nebenflunden TH. II. Abb. 9. bef. $.XIUf. de 

Gramer, Observ. jur. Tom. V. obs. 1315. 8. 202—298, Deffen 
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im Beſitze der Freiheit von ben (wenigfiend orbentlihen) 
Steuern zu behaupten, ober auch die Berechtigung in Anſpruch 
zu nehmen, das auf fie und ihre Güter fallende Steuerquantum 
durch Subcollectation von ihren Gerichtöunterthanen zu erheben 9), 
was ihr um fo mehr gelingen mußte, als, abgefehen von ben 
Reihö=» und Kreiöfteuern, der Grundſatz einer allgemeinen 
Steuerpflicht der Unterthanen zu den Bandesbebürfniffen im Ter⸗ 
ritorial=&taatörecht noch nicht feflgeflellt war, und die Landes» 
beren leicht zufrieden zu ftellen waren, wenn ihnen bad was fie 
forderten von den Hinterfaflen der NRitterfchaft zu erheben ver: 
willigt wurde. Bei öfterer Wiederkehr einer vergleihöweife zu⸗ 
geftandenen Freiheit der Ritterfchaft in Betreff ihrer Perfon umd 
Güter, war man dann leicht geneigt, dieß als ein, auf befon: 
derem Rechtstitel beruhendes, Herfommen 10) zu betrachten _ 


Nebenftunden Th. XV. Ro. 3. Weſtphal's Etaater. Abd. 24. ©. 
236 f£ Mofer, von der Lanbeshoh. in Steuerf. Kap. IV. $. 14. 
©. 462 f. — Die Anfıht Strube’s a. a. D. $. XIII. (S. 342 f.) 
daß die Steuerfreiheit des Adels nicht auf den Lehndienft, fondern 
vielmehr auf die alte deutſche Freiheit und bie dieſelde beftätigenben 
Verträge gegründet fej, weil man nämlich, wie die heutigen Gteus 
ern als eine neue Laft äbernommen wurden, bem Abel feine von 
Alters hergebrachte Freiheit bedungen habe, iſt in gewiffer Weife 
richtig. _ Es kömmt aber darauf an, 0b man den Grund der Weis 
gerung der Ritterſchaft, fich der mehr und mehr als Landeshoheits⸗ 
recht hervortretenden Beſteuerung zu unterwerfen, ober das Mittel 
zur Geltendmachung der Weigerung ins Auge faßt. Letzteres war 
allerdings bas noch freie Bemwilligungsredht der Stände, ver- 
möge beffen bei mehr und mehr anerfannter Steuerpflidyt der Uns 
tertbanen nun auch das Steuerprivilegium bedungen werben 
tonnte. : 

9) Ein, die Eichsfeldiſche Ritterſchaft betveffendes, hierher gehöriges 
Beifpiel f. in Pütter’s auserlefenen Rechtefällen Wb. II. Ih. 2. 
©. 475 f. 

10) Mit Recht fpriht Eichhorn, deutfhe St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. 
$. 547 (©. 358 f. der 5. Ausg.) vom „Schein eines Herkommens 
befonderer Befreiung, welche verſchieden fei von der in den Lan⸗ 
desfreiheiten enthaltenen Befreiung aller Unterthanen« und vom 
„Schein eines der Ritterfchaft zuſtehenden, von ber Uebernahme ber 
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und demſelben bei ben mit andern Ständen, hauptſächlich ben 
Städten, darüber entflandenen Streitigkeiten ſelbſt gerichtli- 
hen Schug angebeihen zu laſſen 11). Begünftigt wurbe die Rit: 
terfchaft in diefem Beftreben,, fi) von der Bürde ber Landesla⸗ 
fien frei zu erhalten, »auf Unkoſten Anderer zu bewiligen« 12) 
und höchſtens außerorbentliher Weife, wie ein freiwilliges 
Geſchenk (daher der Ausdruck ritterfchaftlihe Donativgelder), 
ein wicht auf die Ritterhufen gelegted Averfional » Quantum zu 
übernehmen 13), — theild durch falſche Rechtstheorieen 1%), 
theild durch die noch mangelnde gehörige Scheidung privat= und 
ſtaatsrechtlicher Berhältniffe. Denn außerdem hätte man nicht 
darauf verfallen können, die privatrechtliche Verpflichtung zum 
Lehendienſt, der überdieß feit der veränderten Kriegäverfaffung 
nicht mehr geleiftet wurbe, zur Gompenfation gegen die ſtaats⸗ 
rechtliche Steuerpflicht zu benugen 15). — Meiſtens wurde die 


Steuern Überhaupt unabhängigen Bewilligungsredhtes.« Vergl. bes 
fonders auch die dafelbfl in den Roten gegebenen particularrechtlis 
hen Rachweiſungen. 

1) Mehrere Fälle, 3. B. ben Mechtöftreit zwilchen Städten u. Ritter⸗ 
fhaft des Stifte Paderborn betr. , f. bei Mofer, von der Lan- 
beshoh. in Steuerſachen &. 466 f: und bie Zufäge ©. 829 f. Ueber 
den Streit zwifchen Ritterſchaft u. bem pflichtigen Stand ber Für- 
ſtenthümer Galenberg u. Böttingen f. Spittier, Gef. des Fürs 
ſtenthums Hannover Th. II. &. 61 u. die oben &. 473 angef. Schrift 
von v. Berlepfſch ©. 479. Eichhorn a. D. &. 360. Note m. 

2) Eichhorn a. a. D. & 35. 

13) Vergl. 3. B. ben halberftäbt. Homagials Neceb v. 1651 $. 36 bei 
Mofer aa. D ©8581. Eihhorn a a. D. $. 547. Noteo. ©. 
auch Privilegia der Br.:Wolfenb. Landſch. v. 1770 Art. 66. 

14) Xud bier nahm man Beinen Anftand, fih zur Rechtfertigung der 
Freiheit der Ritterſchaft auf das römifche Recht zu berufen, und 
„was geftalt fie vermög ber befchribenen Kayſerl. Rechten von Con⸗ 
tribustion und Anlagen exempt und befreyet ſey⸗ (vergl. Mofer a. 
a. O. &. 829) burdy Berufung auf L. 3. Cod. de fundis limitrophis. 
(XI. 59) zu beweifen. Eichhorn a. a. ©. $. 547. Noten. uͤeber 
Heſſen f. Pfeiffer, Geſch. der landft. Verf. ©. 78 r Ueber 
Braunfhweig: Bode Beiträge ©. 47 f. 

15) Hier und ba mußte bie Kitterfchaft unter dem Namen ber Lehn⸗ 
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Steuerfreiheit zu einem jebem Beſitzer zukommenden Real⸗Vor⸗ 
rechte der Rittergüter 16); wobei es um fo mehr im inter: 
eſſe der Lanbeöheren und der übrigen Stände lag, den Grundfag 
geltend zu machen, daß bisher fleuerbare Grundſtücke nicht durch 
Erwerb oder Bebauung von Seiten eines fleuerfreien Befigers 17), 
ber bisherigen Steuerpflicht entzogen werben fünnten. Em all: 
gemeiner, im Zweifel zur Anwendung kommender, Grundfag ließ 
fi) aber für dad Zerritorial=: Staatöreht um fo weniger anfftel- 
len, als die Frage, ob und wie weit der Adel ober die Ritter: 
gutöbefiger von den verfchiedenen Landesfteuern befreit feien, durch 
particuläres Herlommen und die verfchiebenen Landeöverfaffungen 
zu verichieben beflimmt war 18), — Daffelbe gilt 

C. von ber Frage, ob und in wie fern die landes herrli⸗ 
hen Patrimonial- und Kammergüter fteuerfrei oder nicht 


pferdegelber eine Steuer Übernehmen. Vergl. z. B. oben Th. T. 
$. 109. Rote 1. 

16) Leift, Staater. $. 331. Ginige Nebenfragen in Betreff ber Pächter 
und Golonate bei Weftphal, Staatsr. Abb. 24. Mittermaier, 
deutich. Privatr. $. 475. Privilegia ber Wolfenb. Lanbfch. v. 1770 
&rt. 61. 

1) Lang, biflor. Entwid. ©. 239. Es wer bies ein Grund mehr zur 
Keftfiellung ber f. 9. Rittermatrikeln. Bon „abelidhen Sigen, weldye 
auf freiadelihem unfhyägbaren Brunde erbauet, auch mit Unferm 
und Unferer Landflände Conſens dem Hitterzettul einverleibt find,“ 
redet daber der Jülich⸗ u. Bergſche Hauptvertrag v. 1672. Mofer, 
v. d. Landeshoh. in Steuerfachen ©. 465. Auf bemfelben Brunbe 
beruht bie nicht felten vorlommmendbe Annahme eines Normaljahrs 
zur Feſtſtellung ber fleuerpflichtigen und fleuerfreien Grundftüde. 
Moſer a a. Q. ©. 466. 

18) Ueber die Braunfchweigs Lüneburg. und Wolfenbüttelfchen 
Lande f. insbefondere die Abhandl. von Strubes ferner beffen rechtl. 
Bed. Th. II. ©. 179. Privilegien gefammter Landſch. v. 1770 (im 
Abſchn. Priv. spec. ber Nitterfchafts bei Polit TH. I. nicht mitge- 
deut) Art. 67—61 zum Theil bei Mofer, v. d. Lanbeshoh. in 
Steuerf. S. 467. Steinader's Bamml der größern Organif. u. 
Vermwalt.sGefege des H. Braunfchweig. Holzminden 1837 ©. 604 f. 
Medienburg. Erblandesgrundvergl. Art. 101 f. WILL. Moſer, 
a. a. O. S. 287 f. 
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feien? ob fich bie Steuerfreiheit audy auf die neuermorbenen Gü⸗ 
ter beziehe und im Fall einer Veräußerung auf den Befiker übers 
gehe u. f. w. Dabei verfland ed fich jedoch von ſelbſt, daß bie 
Steuerpfliht der Kammergüter, abgeſehen von ber Freiheit 
von andern öffentlichen und Gemeinbelaften, in welder Binficht 
fie den Rittergütern faft überall wenigſtens gleichftehen 19), 
zunächft davon abhängig fein mußte, ob und in wie fern ber 
Grundſatz, daß die Regierungs :Bebürfniffe aus dem Kammergut 
zu beflreiten feien, in der Landesverfaſſung anerkannt war 29). 
D. Den Städten, wenigftend in fo weit fie zur landſchaft⸗ 
lichen Gurie gehörten, gelang ed zwar hier und da binfichtlidh 
ber Steuern gleiche Berechtigung mit Prälaten und Ritterfchaft 
zu erlangen 21). Meiftentheild war dieß aber nicht der Fall, in⸗ 
dem bie Städte die Entftehung einer befonderen Eremtion ber 
"beiden andern Stände, insbefondere der Ritterfchaft nicht zu ver: 


19) Reihedienſte, Wegebeſſerung, Einquartierung u. f. w. Freiheit von 
CShauffees,. Zoll⸗, Geleits⸗ und Brüdengeldern u. ſ. w. Vergl. überh. 
oben Th. I. 5. 102 bef. Rote 9. 

2) Nicht felten bezieht fich die Freiheit, gegen bie ausdrückliche reiches 
gefegliche Beſtimmung, herkoömmlich aud auf Reiches, Kreiss und 
Türkenſteuer. — S. über die Frage von ber Steuerfreiheit ber lanz 
besherrlichen Güter u. insbef. des Kammerguts: Mofer, von ber 
Reichsſtände Landen Buch I. Kap. 20. $. 5. ©. 272 f. Derfelbe, von 
der Landeshoh. in Steuer. Kap. IV. 8. 4. ©. 450 f. Gramer's 
NRebenftunden Th. 82. S. 95. Deſſen Observ. jur. obs. 186. Tom. 
1. p.460. °». Berg's juriſt. Beobacht. u. Rehtsfälle Ro. 1. $. 9. 
Biele Etreitigleiten entflanden befonders darüber, daß ſich die Stäns 
de und unterthanen durch bie Bereinigung biöher fleuerbarer Grund: 
ſtücke mit dem Kammergut verlegt hielten. — Beifpiele von Lan⸗ 
desverfaffungen, welche auch bie Kammergüter für contributionspflichs 
tig erlären, finden fih mehrfach. Mecklenb. Erblandesvergl. $. 
69. Mofer, v. d. Landeshoh. in Steuerſ. ©, 281. Genaue Bes 
flimmungen über bie Steuerfreiheit der eigenthümlidhen, herr⸗ 
fhaftiihen Güter und ber fleuerfreien Güter überhaupt, auch 
mit Weftfegung eines Normaljahrs (1629), enthält die Würtemb. 
Gommunorb. v. 1758, mitgeth. v. Mofer a. a. O. &. 350 f. 

a) z. B. in Baiern. Eichhorn, d. St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. 8. 
647. Nete 1. 

Baharis’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 34 


530 Staatsr. d. Bundesſtaaten. — Regierungsrecht. ($. 225.) 


hindern mochten 22). In einem beſondern Verhältniß ſtanden fie 
nur oft in ſo fern, als ſie zu gemeinen Landſteuern durch Ent⸗ 
richtung einer Averſionalſumme beitrugen 23). Auch iſt nicht 
felten die Steuerfreiheit der eigentlichen ftädtifchen, ober Stabts 
cämmereigüter anerkannt. 

1. Die Verleihung von Steuerfreiheiten an einzelne 
Perfonen und ganze Glaffen von Unterthbanen zum Nachtheile der 
übrigen Stände oder Unterthanen, iſt niemald als eine von der 
Willkühr ded Landesherrn abhängige Sache betrachtet worben. 
Weniger Bedenken hatte die Sache, wenn fie mit der Erklärung 
verbunden war, daß die Quote bed Erimirten dem Landesherrn 
angerechnet werben folle 24). Auch betrachtete man audnahme: 
weife eine erwiefener Maßen ob bene merila des Privilegirten 
verliehene Eremtion als gültig 25). Die rechtlihe Möglichkeit 


22) Strube, de colleciar. et aerar. provinc. orig. 6. XIVf. Pütter’s 
dhiſtor. Gntwidelung Th. II. &. 200 f. Privilegia geſammter Land: 
fhaft (Br.:Wolfenb.) v. 1770, wo eben bie priv. spec. ber Städte 
Art. 75 f. nichts von einer befonbern (ber ritterfchaftlidhen gleichen) 
Steuerbefreiung enthalten. Ginen intereffanten Vergleich (recessus 
concordiae perpetuae) v. 1654 zwiſchen den weftphäl. Städten und 
der Ritterfchaft f. bei Runde, üb. die Werfaflung der Entſchädi⸗ 
gungslande ; in ben Anlagen Ro. 4. ©. 14 f. 
3) Bode, Beiträge zur Geſch. bes Herzogth. Braunfdhw. ©. r f. 
66. ©. 70. 

24) ©, überh. Leyser Meditet. ad Pand. Spec. 670. 

25) Wo bie Stände bie Steuern felbft erhoben, tonnte um fo eher eine 
gerihtlide Klage berfelben gegen benjenigen, welcher auf ben 
Grund einer Eremtion bie Steuerentrichtung verweigerte, nicht ver: 

‚ bindert werden. Vergl. überh. v. Bülow u. Hagemann, prakt. 
Grörterung Bb. III. No.X. &. 66 f. f. au) Cramer, Observ. jur. 
Bb. V. No. 1393. S. 761 f. &. auch Moſer, v. d. Landeshoh. in 
Steuerſ. ©. 474 f. — Neuen Anbauern, Begrünbern von Fabriken, 
u. f. w. Gteuerfreiheit zuzuſichern, Tonnte an ſich nicht verwehrt 
fein und ift häufig geſchehen. — Bas ſich noch an das ältere Recht 
anſchließende Preuß. Lande. ZH. II. Zit. 14. $. 2—10 ſtellt die bier 
in Betracht kommenden Grundfäge auf. Daſſelbe läßt Befrelungen 
von Öffentlichen Abgaben in ber Regel nur durch Berträge ober aus⸗ 
drädliche Privilegia erlangen und nimmt gegen bie Anführung eines, 
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einer Steuerfreiheit überhaupt begrünbete aber zugleich die Noth⸗ 
wendigfeit eines Schutzes für denjenigen, welcher fih im unvor; 
denklichen Beſitz derſelben befand 26). 


$. 226. ($. 208.) 


2. Aufhebung der Stenerfreiheiten in neuerer Beit. 
Bundes- und landesgefetzlihe Ausnahmen. 


J. Das Beftreben, den theoretifch allgemein anerkannten 
ſtaatsrechtlichen Grundfag einer gleichen Wertheilung der Staats⸗ 
laften auch zur practifhen Anerkennung zu führen I), mußte 
nothwendig eine Beſchränkung und Aufhebung der bergebrachten 
Steuerfreiheiten bewirken. Am leichteften konnte dieß in denje⸗ 
nigen Ländern durchgeführt werden, in welchen entweder die Re⸗ 


Andern nachtheiligen, Privilegiums die Vermuthung der Erſchleichung 
en. Durch die neuere preuß. Gefetzgebung find die Beſtimmungen 
bes preuß. Landrechts mannichfach modificirt. Simon, preuß. 
Gtaatsr. Th. I. ©. 210 f. | 
VBergi. Reichſsabſch. v. 1548 8. 56. Lebderhofe, kleine Schriften 
Bd. IL Ro. XL. Dagegen: Winckler, praescriptio immunitalis a 
tributis — impugnata. Lips. 1779 8. 4. Pufendorf Obs. jur. 
Tom. Il. obs. 136. S. audy Pfeiffer, pract. Ausführ Bd. I. ©. 
267 f. Dafür f. Pütter, Rechtsfälle Bd. I. Ih. 4. ©. 1076 f. 
Leyser, Medit. ad Pand. Spec. 670. med. 13—17. tLeift, Staats⸗ 
recht F. 231 (daſ. audy Note 11 Schriftſteller, welche die 405. Ver⸗ 
jähr. für genügend erklärten). Mofer, von ber Lanbeshob. in 
Gteuerf. Kap. IV. $. 23. ©. 479 f. S. auch: Ueber die Verjährung 
gegen den Wiscus, insbei. bie Werjähr. öffentl. Steuern und Abgas 
ben nach preuß. Rechte. Galle 1842. — Die oben Th. I. $. 150. 
No. 1 aufgeftellten allgemeinen Sätze ſtehen der Anertennung ber im 
Zerte enthaltenen Behauptung nit entgegen. Das Preuß. Gefet 
vom 18. Juni 18409 über die Werjähr. der Öffentlihen Abgaben ges 
hört nicht hierher. 

1) RBergl den Auffag in Srome’s u. -Zaup’s Zeitſchr. Germanien. 
Th. II. Ro. 2. S. 839 f. — ©. auch H. WB. Srome, das Gteuer- 
weſen aus rechtl. Gefichtöpunft betrachtet. Hildesh. 1817 und vers 
ſchiedene particularredhtl. Schriften in Erf Lit. ber Zurisprub. 
Abtheil. L No. 1772 f. 


us 
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gierungen fi durch Aufhebung ber alten fländifchen Verfaſſung 
einer in dieſer Hinſicht beſonders hemmenden Feflel entledigt hat: 


ten, 


oder in welchen in Folge der gewaltfamen politifhen Ber: 


änderungen, zum Xheil unter einer Sremdherrfchaft, ein neuer 
flaatsrechtlicher Zuftand gefchaffen wurde 23. So erfolgte bie 
Aufhebung der bisherigen Steuerfreiheiten, großen Theils blos 
durch landesherrliche Edicte und ohne Entſchädigung der Berechtig- 
ten, ſchon in ben erften Decennien diefed Jahrhunderts in mehrern 
deutfchen Staaten 3). Befonderd finden wir aber auch in den 


2) 


3) 


Befonders gilt dieß von den durch den Reichsdep. Hauptſchl. v. 1803 
geſchaffenen Entfhädigungslanden und von ben mebiatifirten 
Zerritorien. Geftritten konnte aber hinfichtlid, jener darüber wers 
den, ob die im $. 60 des Reichsdep. Hauptſchl. ausgefprodene Ga: 
rantie der „dermaligen politiſchen VBerfaffung ber zu fäcularis 
firenden Landes aud) auf bie Steuerfreiheiten, wenigftens »in fo weit 
foldye auf gültigen Verträgen zwifchen dem Negenten und bem Lande 
auch andern reichögefeglihen Normen beruhten,« zu beziehen, ober 
ob dieß eine zur "GBivil: Adminiftration und deren Verbeſſerung unb 
Vereinfachung gehörige Sache⸗ fei, in weldyer „bem Lanbesheren 
freie Hand gelaffen werden müffe.» Offenbar mußten die Steuer: 
freigeiten ganzer Stände als Theil bes Verfaſſungsvechts angefehen 
und Eonnten nicht zur bloßen GivilsAbminiftration gerechnet werben. 
Berg. bef. Runde, üb. die Erhalt. der Verfaffung in den Entfchä- 
bigungslanden $. 21 f. j 

3m Großherzogtbum Heffen durch Werorbn. vom 1. October 1806 
(Srome’s u. Jaup's Germanien Th. I. &. 507)5 im Herzogthum 
Naſſau durch Werorbn. vom 6. Mai 1807 (vergl. Verfaffungs s Pas 
tent vom 2. September 1814 verb. „Wir haben verorbnet, daß ein 
Jeder bazu beitrage, nach dem Maaßſtabe feines reinen Einkommens, 
daß einzelnen Ständen oder Perfonen keine Befreiungen forthin das 
von belafien werben“); im Königreidh Baiern durch Werorbn. v. 
8. Juni 1807 (v. Moy, bayer. Staatsr. Th I. Abth. IL 5. 187); 
in Coburg 1810 durch Decret v. 16. März 1816 (Pölit, Gurop. 
Berfafl. Ih. I. ©. 795); in Würtemberg durch Geſet v. 13. De: 
cemb. 1812 (v. Mohl I. &. 337 f.); ferner im Großherzogth. Berg 
und dem Könige. Weftphalen u. a. m. (Klüber, dff. Recht $. 407 
Note x.) Auch in Medlenburg hörte feit 1808 die verfaffungss 
mäßige Steuerfreipeit der Ritterfhaft auf, und in Preußen wurde 
ſchon burdy das Edict vom 27. Octbr. 1810 bas Princip gleicher 
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neuern (feit 1814 entflandenen) Verfaſſungen den Grund; 
fat gleicher Befteuerung faft durchgängig anerkannt und in Folge 
davon bie Aufhebung der früher gefeglich beitandenen Steuerfrei- 
heiten, fo wie die Unzuläffigkeit neuer (felbft gefeglicher) Efem: 
tionen 3) audgefprochen oder die fchon früher gefchehene Aufhe⸗ 


9) 


) 


Befleuerung und ber Unzuläffigleit von Eremtionen ausgefprochen. 
S. jest die Geſetze v. 7. Dechr. 1849 u. 24. Kebr. 1850. 

Baieriſche Verf. Urf. Zit. IV. 8.13. Badiſche Verf. url. 8. 8. 
Würtemberg. $.21. Heffen-Darmft. 8. u. $. 30. MWeining. 
Grundgeſ. $. 10. Kurheſſ. $. 36. Altenb. Grundgel. $. 74. 
Sächſiſche Berf. urk. 5.38-40. Braunfhw. 5.39. Bannov. 
Staatögrundgef. v. 1833 $. 28, womit felbft das Landesverf. Geſet 
v. 1840 $. 31 in ben beiden erften, die Gleichheit der Etaatslaften 
u. die Befeitigung der bisherigen Befreiungen ohne Entfhäbdis 
gung ausfprechenden,, Hauptfägen völlig übereinftimmte, dergeftalt, 
daß in Betreff eigentliher Steuern nur bie Befreiung der Koͤnigl. 
Bamilie und die befchränktere der Stanbesheren, fo wie die der geifts 
lichen Güter beftehen blieb. Die nach bem Refcripte v. 18. San. 
1832 im Ganzen nod) beibehaltenen fonftigen Befreiungen von alls 
gemeinen Staatslaſten (befonderd Einquartirung u. Kriegerfuhren) 
bat aber das Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 34 vollftändig befeitigt und 
nur das Privilegium ber Mitglieder ber König. Familie und ber 


" Stanbesherrn Hinfihtlih ihrer Perfon fo wie ihrer Schlöſſer 


u. Gärten beſtehen laſſen. Dabei beantragten Stände eine genau⸗ 
ere Unterſuchung der Frage, „in wie weit ben bisher (nach der Ver⸗ 
ordn. v. 9. Aug. 1822 $. 4) befreit gewefenen Kirchen, Pfarren, 
Dfarrwittwenthämern, Edyulen und milden Stiftungen die Grund⸗ 
ſteuer-Exemtions-Vergütung gleichfalls Juzugeftehen und in wie fern 
denfelben ober den zeitigen Inhabern außerbem eine Entihäbigung 
oder Ausgleichung zuzubilligen fein möchte.» — Diefer Punkt ift ers 
ledigt durd) das Gefe& vom 28. Jun. 1851, woburd die Entſchädi⸗ 
gung auf eine einem Biertel der künftig zu zahlenden Grunbfteuer 
gleiche Rente beftimmt, außerdem aber den am 5. Septbr. 1848 bes 
reits im Beſitz befindlichen Inhabern eine Rente von drei Vierteln 
gewährt worden iſt. — Vergl. auch oben Th. I. 8. 91. Note 11. 

Einzelne Steuererlaffe, welche fid) von der dauernden Exemtion 
wie von Privilegien die Dispenfationen (f. oben Th. IL. $. 
163) begriffemäßig unterfcheiben, find durch diefe Werfaffungs = Be: 
flimmungen nidyt ausgefchloffen. Braunſchw. Landſch. Orbn. $. 39. 
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bung beftätigt. Selbſt in ben Ländern, in welden nad) aufges 
bobener Fremdherrfchaft die frühere Verfaſſung wieber bergeftellt 
wurbe, tonnte man fich der Anerkennung jenes Grundfages nicht 
entziehen 6), und in manden Zerritorien erfolgte felbft eine 
freiwillige (theilweife) Entfagung bed privilegirten Standes 
‚auf die genoffene Steuerfreibeit 7). Schwierigkeiten machte zum 
Theil auch die für nothwendig erfannte Einführung einer gleichen 
Befteuerung für die verfchiebenen zu einem Staate vereinigten 
Provinzen 8). — Die Hauptfrage aber, ob Diejenigen, welde 
bisher eine Befreiung von ben Staatslaften genoffen haben, da⸗ 
für eine Entfhäbdigung zu fordern berechtigt feien ?)? muß 
in fo fern verneint werben, als die Steuerfreiheit fich nicht 
auf den Begriff eines wohlerworbenen Rechts zurüdführen 


VBerfchieben davon find aber wieder allgemeine Steuererlaffe 
für alle Unterthanen, für einen ober mehrere Steuertermine, bei 
weldyen es fid) nur um die Krage handelt, ob die Regierung fie ein⸗ 
feitig — ohne. die Stände — verwilligen könne, was jebenfalld da, 
wo der ganze Staatshaushalt der fländifchen Goncurvenz unterliegt, 
zu verneinen if. Das Didenburg. Grundgef. Art. 222 beflimmt: 
„die Erlaffung rädfländiger Domanials@innahmen, Steuern, Abs 
gaben, Eporteln unb Gebühren in einzelnen Fällen bleibt dem 

Ermeſſen der Staatsregierung überlaffen.« 

6) Ueber Braunfchweig vergl. 3. B. Bode Beiträge ©. 80 f. 

) 3. 8. Altenburg im 3. 1818 (vergl, Patent v. 5. Juni 1818 a. 
&. bei Pölig Europ. Verfafl. Ih. 1. 8. 779 f.)5 ferner in Lippe. 

8) Vergl. 3. B. G. Sartorius, üb. die gleiche Beſtenerung der vers. 
ſchied. Landestheile bes Königreichs Hannover. Hannov. 1815. NRachtr. 
1817 und bawider: 4. v. Werſebe's Bemerkungen über bie gleiche 
Befteuerung der Provinzen bes Könige. Hannover. Kann. 1816. 

9) Hier ift natürlich dieſe Krage nur im dem Sinne aufjufaflen, ob bie 
Staatögewalt bei Aufhebung der Steuerfteiheit ben Verlierenden eine 
Entfhädigung vorzubehalten ober zuzuſichern verpflichtet fei, 
und ob jene auf einen folchen Vorbehalt zu dringen das Recht ha⸗ 
ben? ine andere Krage ift wieder die, ab ungeachtet eines, gar 
keine oder (vermeintlich) Feine genügende Entſchädigung anerfennens 
den, Staatsactes eine Entfhädigungsflage gegen den Fiscus 
begründet fei? Darüber f. oben Th. Ik 5. 151. ©. 117. $. 148. 
Note 5. 
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läßt 10%). Die Tann aber im Allgemeinen nur von derjenigen 
Steuerfreiheit gelten, welche für ein beflimmtes Subject spe- 
ciali Litulo begründet (wirkliche Privilegium) ift, im Ges 
genfag zu ber (ald jus singulare) gefeg> oder verfaflungsmäßig 
bisher anerkannten, oder wenigftend gebuldeten, Steuerfreiheit 
ganzer Stände oder Glafien von Sachen. Doc haben in 
neuerer Zeit mehrere Verfaſſungsgeſetze aus vermeintlichen Billig: 
feitögründen eine Entſchädigungspflicht des Staats bei Aufhebung 
der bisher beftandenen Steuerfreiheiten ausgefprochen 11). 


19, S. über diefe Frage und zwar für die Entſchädigungs⸗Berechtigung 
Winkopp's rhein. Bund Hft. XVU. No. 26. $. 25. Hft. XLVI. ©. 
r 270, unb 8. Luther in einem Auffag in Bülau’s Jahrb. f. Pol. 
u. Geh. Jahrg. 1814 Detbr. ©. 288 f., welcher ebenfalls noch bie 
Entfhädigungspflicht des Staats wegen Aufhebung der Steuerfreibei- 
ten vertheidigt. Richtig ift dabei bie Unterfcheidung zwiſchen den 
auf befonberm Ermwerbstitel berubenden und andern generellen, 
entweber blos factiſch beftanbenen oder auch durch allgemeine Geſetze 
oder Landesverträge anerkannten Steuerfreiheiten. Dagegen fehlt 
der Abhandlung ganz der Beweis, daß auch die letztern in Bezie⸗ 
bung auf die Einzelnen, welche Vortheil davon haben, als jura 
quassita zu betrachten fein. Daß bier die Eteuerfreigeit wirklich 
Beſtandtheil bes privatrechtlihen Eigentums fei, ift entfchie- 
den unridhtig und der Umftand, baß fie bei Veräußerung mit auf 
den Werth der Güter gefchlagen worden ift, Fein Rechtsgrund, 
der ben Staat zur Entſchädigung verpflichten könnte, ba kein Ein- 
zelner Northeile, die er von beftehenden allgemeinen geſetzlichen Ein: 
richtungen bat, zu feinem wohlerworbenen Rechte zählen kann. Ans 
drer Geits kann man auch mehrere von ben Unterſcheidungen, welche 
Luther in Beziehung auf die allerdings nothwendige Entfchäbigung 
derjenigen macht, weldyen eine speciali titulo erworbene Steuerfrei⸗ 
beit entzogen werden fol, nicht ale richtig anerfennen. Gegen die 
Gntfhädigungspflidht des Staats f. den Aufſat eines Ungenannten 
in der 3eitfhrift Sermanisn, Zb. II. ©.39f., wo aud (S. 69 
m. 70) die vermeintlichen Billigkeitsgründe (f. bef. Note 16 auf Seite 
70) im Ganzen richtig gewürbigt find. S. auch Winkopp's rhein. 
Bund Pft. XLIX. ©, 18. 
1) Reh Klüber, Öff. Recht F. 407. Rote k. geſchah dieß zuerft in 
Weimar burd) bie Verf. Url. v. 1816. Das Srundgeſet enthält 
aber hiervon Fein Wort. Die Beftimmung wirb fidy in bem Grund» 
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1. Bon dem verfaffungsmäßig anerkannten Srunbfage ber 


gleichen Verpflichtung zu den Staatölaften begründet die 
deutfhe Bundesacte Art. 14 eine Ausnahme, indem fie bie 
f. g. Mediatifirten und ihre Familien 12) für die privilegir- 


12) 


gefe& über bie Steuerverfaffung vom 26. April 1821 finden. Audy 


das Württemberg betreffende Allegat einer Verordn. v. Juli 1823, 
wonady Entſchädigungs-Anſprüche wegen entzogener Steuerfreiheit, 
mit Rüdfiht auf die Beftimmung der Verf. Urk. $. 21 zu gerichts 
liher Erörterung und Entfcheidung nicht gehören follen, iſt unges 
nau. Die Verordn. ift vom 4. Juni 1822. Das Meining. Grunds 
gef. 5. 10 behält bie Feftfielung „ber bafür zu beflimmenden Ent⸗ 
ſchädigung⸗ Fünftigen Gefegen vor. Die Kurpeff. Verf. urk. $. 148 
verfügte „gleichmäßige Beſteuerung, unter Zufidyerung einer ange 
meffenen Entfhäbigung für die bisherigen rechtmäßigen Steu: 
erfreibeiten und Vorzüge,“ jedoch nur binfichtlidh bee Grund ſteuer⸗ 
Eremtionen. — Nur in Betreff beftandener Realbefreiungen 
wird eine angemeffene Entſchädigung in der Sächſiſchen Berf. 
Urk. 5. 39 vorbehalten. Allgemeiner lautet das Altenburg. Grund⸗ 
gef. $. 74 und die Sondersh. Verf. url. 5. 44. — Ueber Braun: 
fhweig und bie bafelbft bei Aufhebung ber Steuerfreiheiten zuge⸗ 
ficherte Entfhädigung f. Verordn. bie Ausgleichung der öffentl. 
Abgaben betreffend v. 29. October 1821 $.5 f. Bode, Beiträge 
©. 84. In Hannover erlannte das Staategrundgef. v. 1833 $. 
28 für die erft hierdurch aufgehobenen Befreiungen von allgemeinen 
Staatslaften Leine Entſchädigung an. Leber das Landesverf. Gef. 
v. 1840 $. 34 u. bie fpätere Geſeggebung f. oben Rote 4. — Die 
Preuß. Verf. Urk. Art. I01 u. 102, wonad) in Betreff ber Steu⸗ 
ern Bevorzugungen nicht eingeführt werden können unb bie Bes 
vorzugungen ber beſtehenden Eteuerverfaffung bei der Reviſion 
derfelben abgefhafft werben follen, fpricht ſich weber für ncdy 
gegen eine Entihäbigung aus. S. oben Rote 3. a. ©. 

Bergi. oben Th. I. $. 98. Note 8. 9. Weber die Steuerfreiheit bers 
felben zur Zeit bes Rhbeinbunbes f. Brauer, Beiträge zum 
Staatör. des rhein. Bundes Abb. 31. Wehr, foftemat. Darſtell. 
des rhein. Bundes $. 152 f. Winfopp's rhein. B. Hft. XVIE. Ro. 
26. XXI. Ro. 14. XXVIU, No. 12. XXIX. No. 19. XXX. Ro. 38, 
Nach der Rheinbundsacte (Art. XXVII) follten ihre Güter hinſichtlich 
ber Beſteuerung den landesherrlichen Domainen ober ber privilegirs 
teften Claſſe der fleuerpflicytigen Grundftüde gleihgeftellt fein, eine 
Beltimmung, bie damals nad) ihrer Faſſung zu mandyen Zweifeln 
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tefte Elaffe (von Untertbanen) »insbefondere in Anfehung der 
Beſteuerung« erflärt. Hierdurch ift zwar in feiner Weiſe aus: 
gefprochen, daß die Mebiatifirten, beſonders auch in Anfehung 
ihrer Güter, von allen Staatölaften befreit feien 13), was 
um fo unbilliger fein würde, als fie der fonft auf ihrem Kam: 
mergut laftenden Verpflichtung zur Beſtreitung ber Koften ber 
Landeöverwaltung enthoben worden find. Dagegen haben bie 
Mebiatifirten, denen in biefer Beziehung bie frühere unmittelbare 
NReichöritterfchaft in der Bundesacte nicht gleichgeftellt ift 1%), 
nad der Par vorliegenden Abficht jener Beflimmung noch jest 
einen Anſpruch auf gewiffe Vorrechte bei der Befteuerung 15), 
welchem auch in allen deutſchen Bundesſtaaten, wo fi foldye Stan: 
desherrn finden, jedoch in verfchiedener Weife Genüge geleiftet wur: 
de 16), und welcher auch da wo diefe Vorrechte durch die feit 1848 


Beranlaffung gegeben hat. Viele wollten in der Rheinb. Acte keine 
abfolute, fondern nur eine fehr bebingte Steuerbefreiung finden; fo 
namentlich auch ein Ungenannter in der Beitfchr. Sermanien Bd. III. 
Ro. 3. 8.84.35 ein Streit, der In ähnlidyer Weiſe auch hinſichtlich 
ber Befteuerung nach der deutſchen Bundesacte entfliehen könnte, wenn 
nicht die Sache practifc Überall zu Gunſten ber Mediatifirten ents 
ſchieden wäre. 

13) Anfangs war bei ber Berathung der Bunbesacte die Rebe von Steu⸗ 
erfreiheit, was aber nicht acceptirt wurde. Klüber, Acten bes 
Wiener Congr. Bd. II. ©. 360 f. 

« 1) Wohl ift dieß aber in einzelnen Bunbesftaaten mehr ober weniger 
gefchehen. S. 3. 8. v. Mohl's Würtemb. Staatsreht. Th. I. ©. 
ww. Weiß, Hefi. Staatsr. ©. 335. Es iſt baher nicht richtig, 
wenn v. Mohl a. a. D. ©. 337 in Bezug auf Steuerprivilegien 
bemerkt, »daß bie Verf. Urt. nur bie den Standesheren und bem 
reihsritterfhaftiihden Adel von der deutſchen Bundesacte ein⸗ 
geräumten Befreiungen kenne.“ 

"Sinfihtli der Bedingungen der dinglidhen Steuerbefreiung und 

bes Uebergangs etwaiger Realprivilegien auf andere Beſitzer ber 

Standesherrſchaft |. oben Th. 1. $. 97. ©. 476. $. 98. S. 486. 

16) An Preußen wurde den Standesherrn nach ber Verordn. vom 21. 
uni 1815 und der ausführlichern Inftruction vom 30. Mai 1820 
für fid) und ihre Bamilien, besgleichen für ihre Domainen, bie 
Gteuerfreiheit von gewöhnlichen Perfonals u. Grundſteuern, welches 


u 
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erfchienenen Geſetze, ohne Bereinbarung mit ben Berech⸗ 
tigten, befeitigt worden find, wieber wirb anerfannt werben 
müffen 17), wenn auch der von Bundeswegen zu fchügenbe An⸗ 
fprudy nicht ‘auf alle durch die frühere Geſetzgebung gewähr: 
ten Befreiungen begogen werben Tann. 

Nach particularrechtlichen Beflimmungen finb fleuerfrei: 1) 
die Mitglieder der regierenden Familie, wenigftend von ben Per: 
fonal:Steuern und von der Srundfleuer in Betreff ihrer Schlöf- 
fer und Garten 13). Auf Staatsgüter findet der Natur ber 
Sache nach ber Begriff von Befleuerung gar keine Anwendung 29). 
Privatgüter, welde ber Landeöherr ober ein Mitglied feiner 


jedoch nicht auf außerordentliche und Kriegsfteuern und nicht auf bie 
indirecten Steuern bezogen werben follte, zugelihert. Hinſichtlich 
ihrer Befigungen iſt aber Bebingung ber Steuerfreiheit, daß fie ſchon 
vor Auflöfung des Reichs zu ihrem Stamms oder Kamiliengut gehört 
haben. Auch erlifcht die Steuerfreiheit mit dem Uebergang auf an⸗ 
bere Beſiher. Ja die Verordnung v. 1815 verfügte fogar im $. 3, 
daß ihnen bie directen Steuern ber Stanbesherrichaft gu über- 
laffen feien, welche jebody einer Revifien zu unterwerfen und zu bee 
-Sandes Velten zu verwenden fein. Simon, preuß. Staater. I. 
©. 11 f. — In Betreff der hannnoverſchen Standetherrn f. 
oben Th. I. 8..96. Note 14. No. 3. $. 98. Note 9 und bie Note 4 
dbiefes Paragraphen. 

7) Wiener Schlußacte Art. 63, oben Th. I. S. 472. G. auch .baf. ©. 
477. 486. 

18) Hinfihtlih der Perfon: des Landesperrn kann rechtlich von gar 
keiner Steuerpflicht und mithin auch von keiner; Steuerbefreiung bie 
Rede fein. Vergl. übrigens v. Mohl, würtemberg. Staatsr. Th. I. 
&. 338. 339. Note 4 mit ebendaf. S. 436 f., wonach in Würtemberg 
die Mitglieder bes königlichen Haufes keine befonbere Steuerfzeiheiten 
zu genießen fcheinen. Ueber Hannover f. oben Note 4. ©. auch 
Braunſchw. Grundgef. $. 39, 

19) Die f. g. Steuerfreiheit alles ECigenthums des Staats an Gebäuden, 
Grundftüden und Gefällen follte daher auch nicht (wie z. B. bei v. 
Mobil, vwlrtemb. Staater. Th. II. &. 829) unter deu gefeglichen 
Ausnahmen von ber allgemeinen Steuerpflicht aufgeführt wers 
ben. Etwas anderes ift die, fich nicht von felbft verſtehende, Kreis 
heit der Staatsgüter von Gemeinde sUumlagen. 
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Familie befigt oder neu erwirbt, koͤnnen ohne befondere Beſtim⸗ 
mung, feine Steuerfreiheit in Anfprucd nehmen 20), 2) Die 
Güter der Kirchen und Pfarreien, der Schulen und ande: 
rer Öffentliher Unterrichtö : Anftalten und der milden 
Stiftungen 2), 3) Das Grundeigenthum anderer Staaten, 
mit denen eine gegenfeitige Steuerfreibeit befteht 22). 


$. 227. ($- 206.) 
E. Steuererhebung und Verwaltung. 


J. Schon nad älterem Staatörecht erfolgte die Ausſchrei⸗ 
bung ber (vermwilligten) Steuern kraft Auftragd oder im Namen 
des Landesherrn I), was auch gegenwärtig überall -gefchieht. Der 
Entwurf ber Steuerauöfchreiben wurde aber nicht felten von 
der Landfchaft oder dem dazu bevollmädtigten landfchaftlichen 
Gollegium abgefaßt, was aud in neuern Berfaflungdgefegen zu: 
weilen beftätigt ift 9. Die Art der Publication war und ifl 


20) Bergl Altenburg. Grundgeſ. 5. 74. Kurheſſ. Verf. Urk. $. 150. 
Bon den Kammergütern f. oben Th. I. $. 307. Note 17. $. 
225. 

21) Kurheſſ. Verf. urk. 5. 149. Braunſchw. Grunbgef. $. 39. Bo⸗ 
de, Beiträge &. 84. Weber Hannover f. oben Note 4 und Über 
Würtemberg v. Mohl Staatsr. I. ©. 339. Note 6. — Keine 
Befreiung von ben Staatslaften gefteht Kirchen und Geiftlihen zu 
die Baier. Verf. Urk. Zit. IV. 6. 9. Andere Verf. Url. fcheinen 
diefe Steuerfreiheit ſtillſchweigend auszufchließen. Das Didbenburg. 
Grundgef. v. 1849 Art. GL befreit blos „die dem Gottesbienft bes 
flimmten Gebäube und die Begräbnipftätten.« 

22) ©. 3. B. Mohl, würtemb. Staatsr. II. S. 829. Vergl. auch überh. 
Leif, Staatsrecht. 5. 231. Den Grundfat in Betreff des rechtli⸗ 
hen VBerhältniffes von Privatbefigungen ausmwärtiger Staaten f. bei 
Heffter Völkerrecht dev Gegenwart. $. 64. 

1) Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerfahhen. Kap. VIU. $.1. Leift, 
Staatsrecht. 5. 230. 

2) Mofer a. aD. Weimar. Grundgef. v. 1816 $. 101. „Der Ents 

5 wurf biefes Patents gehört in ben Geſchäftskreis bes Landſchaftcolle⸗ 
giums; die Öffentliche Bekanntmachung aber gefdyieht burch die Lan: 
desregierung. “ 
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noch jetzt verfchieden; ebenfo die Beftimmung der Steuerzahlungs⸗ 
Zermine 3). 

1. Die Erhebung der Steuern erfolgt entweder unmittel- 
bar von ben Steuerpflichtigen durdy die Jandesherrlichen Behoör⸗ 
den; oder die Eteuern werden zunächſt nad) ben gefeglich beftes 
henden Normen auf die einzelnen Landestheile (Provinzen; Amts⸗ 
Förperfchaften) audgefchrieben, in diefen auf die verfchiedenen Ge: 
meinden und Korporationen, und von legtern wieder auf die 
einzelnen Glieder derfelben vertheilt, wobei auch eine ftufenweife 
Haftungsverbindlichkeit für die repartirten Summen verfaflungs: 
mäßig begründet fein kann 9). Für die einzelnen Steuerpflichti: 
gen pflegen befondere Zettel oder Steuerbücher gehalten und den⸗ 
felben communicirt zu werben, in welchen dann allein auf eine 
für die Steuerabminiftration verbindliche Weife quittirt werden 
kann 5). 

mM. Die früher die Regel bildende Einrichtung ©), daß die 
erhobenen Steuern nicht unmittelbar an den Landesherrn gelie: 
fert, fondern in die von dem landfländifchen Ausſchuß (Schatz⸗ 
collegtum u. f. w.) verwaltete Landescaſſe fließen 7) und auß 
diefer erft die verwilligten Summen an die Landesregierung ver: 
abfolgt werden, dauert auch heutiges Zaged noch in mehrern 
deutfchen Bunbesflaaten fort 9). In andern Staaten ift der als 


3) Moſer a. a. O. F. 3. 5. 

4 Moſer a. aD. Kap. IX. 8. 4. Kap. X. $. 1. Vergl. z. B. v. 
Mohl, würtemb. Etaater. TH. II. S. 827 f. und die Würtemb. 
Verf. urk. 5.115. 9. auch Lang's Geld. der Steuerverfaffung 8. 
215 — 248. 

5) Mofer aa. D. Kap. X. $. 2. 6. 

6) Mofer a. a. D. Kap.X. 8.10. „Meiftens aber werden die Steuern 
zu benen Landes⸗Caſſen gelifert: Und es iſt dieß fo etwas faft all- 
gemeines in Teutfchland, daß man wohl fagen darff, die Landſtände 
haben dißfalls das Herkommen und die rechtlihe Vermuthung für 
fih, daß ihnen folche Befugniß zuſtehe. So gar hat der Reiche: 
Hofrath fchon darauf geſprochen⸗ — Vergl. auch Mofer a. a. D. 
Kap. Xl. $. 2. 

7) ©. überh. Mofer a. a. DO. Kap. Al. ©. 647-665. 

8) Vergl. oben $. 222. Note 9 u. überh. Th. J. 8. 121. Note 7. Der: 
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Staatöbehörde von der Regierung beftellten Finanzverwaltung 
der Einzug und die Verwaltung ber Steuern und anderer öffent- 
licher Einkünfte übertragen 9). Doc können daneben auch bes 
fondere, für beflimmte Zwecke beftehende ftändifche, Gaffen vor: 
kommen 109); auch flieht den Ständen nad mehrern Verf. Urkun: 
ben dad Recht zu, den Landedcaffenführer zu ernennen, die Ver: 
waltung der Landescaſſe zu beauffichtigen und die Staatsſchuld⸗ 
verfchreibungen (durch. den Ausfchuß) zu unterzeichnen 11). 


gleichen wenigftens im Wefentlihen ftändbifhe, wenn auch unter 
Goncurrenz lanbesherrlicher Mitglieder oder Präfidenten fungirende 
Steuers, Landbfhafts:, oder Schakcollegien, Landescams 
mern, ober wie fie fonft heißen mögen, fanden fi in Waldeck (Lan⸗ 
desvertrag von 1816 $. 32. 34)5 im Großherzogth. Weimar (Grunds 
gef. v. 1816 $. 97 f.) und in andern Rändern mit altlandftändifchen 
Einrihtungen. Auch die ältere bannoverfche, durch das Staates 
Hrundgefeg v. 1833 befeitigte, durch bad Landesverf. Gef. v. 1840 
6. 159 wieber bergeftellte, Ginrihtung des Schagcollegiums, 
welches aus fländifchen, von den Provinzials Landfchaften ernannten 
Mitgliedern, den beiden Generals Becretarien ber allgemeinen 
Stänbeverfammlung, unb zwei vom Könige zu ernennenden Perfos 
nen, bem SPräfidenten unb einem Mitgliebe nämlich, beftand, ges 
hörte hierher. (Patent, bie Herftellung eines Schatz⸗Collegii bes 
treffend, vom 24. Dechr. 1840.) Das Berf. Gef. v. 8. Septbr. 
1848 8. 100 bob aber baffelbe wieder auf und machte bie bereits 
oben $. 121. Rote 7 erwähnte, aud) für die Berwaltung ber 
Steuern wichtige Einrichtung. In Weimar erwähnt das res 
vid. Grundgeſ. v. 1850 $. 44 nur noch eines zur Prüfung ber Nechs 
nungen bes Finanzs Departements beftebenden, aus bem andtags⸗ 
Vorſtand und ſechs Abgeordneten zuſammengeſetten, ſ. g. Rech⸗ 
nungs⸗Ausſchuſſes. 

2) So z. B. in Baiern, in Würtemberg (v. Mohl, I. ©. 43), 
in Baden, im Großherzogth. Heſſen, in Braunſchweig, nad 
ber Verfaſſung von 1832 $. 182. 183. (&. auch die Geſetzſammlung 
von 1832 ©. 25. 26), in Kurhbeffen (Organ. Ed. v. 29. Juni 
1821 $. 94 f. Verf. url. $. 160), im Königr. Sach ſen und andern 
Bundesftaaten. 2 

10) 3. 8. die Schulden »Bahlungscafle in Würtemberg, Verf. Urt. $. 
120. $. 193. v. Mohl, 11. &. 54 u. im Könige. Sachſen, Berf. 
ur. 6. 107. 

11) So 3. 8. in Coburg (Verf. urk. $. 68. 76. 105. Ro. 3. lit. e. f.), 
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6. 228. ($. 207.) 
F. Steuerpflicht der Einzelnen. — Nachſtener. — 


Befteuerung Der Forenfer und des auswärtigen Vermögens 
der Untertbanen. 


J. Die Unterthanen find nur die in verfaffungsmäßie 
ger Form ausgefchriebenen Steuern zu zahlen verpflichtet. Dies 
fer Srundfag ift von jeher ald ein allgemein gültiger betrachtet 
worden 1) und muß auch heutiged Tages, abgefehen von ber 
ausdrüdlichen Beftätigung deſſelben in einzelnen Berfaflungd: Ur: 
Funden 2), allgemeine Anerkennung finden, ohne daß dabei von 
einer Anwendung ber, nur auf pflichtwidrige Steuerverweigerung 
der Stände Bezug habenden, Bundesbeſchlüſſe die Rede fein 
fönnte 3). Wie weit aber der Unterthan bei feiner Weigerung, 
verfaffungswidrigen Steuerforderungen Genüge zu leiften, gehen 
Fönne, ift nach den allgemeinen Grundfägen vom erlaubten Wi: 
derftand zu beurtheilen 2). . 

ll. Ueber die Frage, ob und wie weit einzelnen Steuer: 
pflihtigen, wegen erlittener Unglüdsfälle oder aus andern Grün 
den, ein Steuererlaß oder Stundung zu verwilligen fei? Tonnen 
nur die befondern Beflimmungen der Landesgeſetze entſcheiden 5). 
Ebenfo läßt fi über dad gegen Steuer: Reftanten zu beobach⸗ 
tende erecutivifche (mit Hülfe der Gerichte oder auch durch bie 
Abminiftrativ Behörde) zu beobachtende Verfahren, Feine allge: 
meine Regel geben 6). Als gemeinrechtlich Tann man aber 


in Meiningen (Grundgeſ. 5. 43. 44. 47. 56. 57. 61), Altens 
burg (Grundgef. $. 208. $. 236. $. 253 f.). ©. aber jet Goburg. 
Goth. Srunbgef. v. 1852 $. 118. 
‚ 5) Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerfadhen. Kap. VIII. $. 4. (©. 

0625 f) &. auch daſ. ©. 643. 

2) Kurheſſ. Verf. Urk. v. 1831 9.1940. Sächfifche Verf. ur. 8.104. 

8) MWergt. oben $. 232. Denn der Grundfag, daß die Untertbanen nur 
verfaffungsmäßigen Gehorfam ſchuldig feien, wird Hierburd nicht 
berührt. 

4) Vergl. Th. 1. $. 91. 

5) Vergl. Mofer, von ber Pandeshoh. in Steuerfahen. S. 628 f. 

6 Mofera. a. O. ©. 641 f. Bergl. aud v. Mohl, wärtemberg. 
Staater. Tb. IL ©. 828 f. 
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ben Grundfa& betrachten, daß gegen eine Steuerfchuld mit For: 
derungen, die ber Pflichtige gegen den Staat hat, nicht com: 
penfirt werben künne 7). 

m. Der nur auf eigentlihe Grundſteuern begügliche, 
Sag des römifchen Rechts, daß die Verbindlichkeit zur Zah⸗ 
lung der bffentlichen Abgaben, auch in Beziehung auf die Rüds 
fände des Vorbeſitzers als eine auf dem Prädium haftende Lafl 
auf den neuen Acquirenten (auch den Käufer im Subhaftationss 
Verfahren) übergehe 8), ift hinfichtlih der Grundfteuern auch in 
Deutfchland ald gemeined Recht zu betrachten. Daflelbe gilt 
von ben flidfchweigenden und resp. privilegirten Hypotheken ded 
Fiscus an bem Vermögen der Steuerpflichtigen und der beflellten 
Einnehmer und Gaffebeamten 9). 

IV. Die früher fo allgemein, nicht blos vermöge der Lan⸗ 
beshoheit, fondern auch von Städten und Gerichtöherrfchaften er⸗ 
bobenen Nachfteuern und Abzugsgelder (gabella emigratio- 
nis und höreditaria) 10) können gegenwärtig, wegen ber bun⸗ 
desgeſetzlich zwifchen den beutfchen Bundesftaaten beftehenden 
Abzugöfreiheit 1), nur bei Erportation eines Vermögens in au⸗ 
ßerdeutſche Länder, in fo fern fie nicht auch da durch die Verfaſ⸗ 


7) L. 3. Cod. de compensat. (IV. 31.) ‘Leyser, Medit. ad Pand. 
Spec, 174. med, 1. Mofer, v. db. Lanbeshoh. in Steuerſachen Kap. 
IX. $. 6, wo jebody die von Mofer gemachte erfie Ausnahme „wann 
man juft aud an die Landſchaffts-Caſſa eine Forderung hat, weldye 
liquid und fo gut als baar Gelb ift,» wohl nicht gerechtfertigt wer: 
den kann. 

8) L. 7. Dig. de publican. (XXXIX. 4.) L. 36. Dig. de jure fisci (XLIX. 
14.) Schweppe, Syſtem bes Concurfes. $. 41. 8. 68. No. 4. 

9) S. darüber die Syſteme bes Givilcehte. Schweppe a. a. O. $. 70. 
lit. b. Vergl. auch oben Th. II. $. 205. 

10) Bergl. Pütter's Riterat. bes Staater. Th. II. ©. 6IL— 614. 
Lang’s hiftor. Entwid. der Steuerverf. S.115—125. Leift, Lehrb. 
bes Staatsr. $. 243. (Daſelbſt audy die fpätere Lit. bef. die Schrife 
ten von Bobmann, Reitemeier u. X.) 

11) S. oben Th. 1. 9.89. Mittermaier, Grundf. bes gem. beutfchen 
Privatrechts. Tte Aufl. 8. 1I1—114. Wegen der reichörechtlichen 
Befreiungen f. Leift, Staater. $. 236. 
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fung ober Freizügigkeits-Verträge aufgehoben ober beſchränkt find, 
geforbert werden 12). 

V. Die Befteuerung der liegenden Güter fremder Unterthas 
nen (Zorenfer) war in Deutichland früher keineswegs herrfchen: 
des Prinzip. Regel war vielmehr, daß ein Jeder derjenigen 
Obrigkeit fleuerte, unter deren Botmäßigfeit er wohnte 13). Al: 
lein die hiermit verbundene Unficherheit der Steuereinnahme führte 
mehr und mehr zur Geltendmachung ded Prinzips, die Güter 
da in die Steuer zu ziehen, wo fie belegen waren, ohne Un⸗ 
terfchied, ob fie Einheimifchen oder Fremden gehörten 14). Dod 
blieb die Frage, ob die Güter von Fremden in loco domicilii 
oder rei sitae zu verfteuern feien, abgefehen von den Streitigleis 
ten über die Berechtigung, die im Xerritorium belegenen Guter 
anderer Reichöftände mit Steuer zu belaften, immer eine be: 
firittene 15), da die Beflimmung ded von der einen Seite in 
Bezug genommenen Reichögefeged nur von der Reichs⸗, nicht 


12) Ueber die Ablöfung bes Etandess und grundherrlichen. Abzuges und 
Rachſteuerrechts |. Rettig in Bülau’s Jahrb. f. Geſch. u. pol. 1842. 
Märzpeft. S. 19 f. 

S. über die hiermit zufammenhängenden Benennurgen: walzende, 
fliegende und liegende Güter die fehr deutliche Erklärung bei 
Lang, Geſch. der Steuerverfafl. &. 240 f. 
Es hängt dieß mit der Durchführung des Territorials Prinzips und 
dem zur Regel werbenden territorium clausum zuſammen. Noth⸗ 
wendig bazu war bie feit der zweiten Hälfte des 17. und Anfang des 
18. Zahrhunderts fo häufig vorkommende Landesvermeflung, um 
fämmtlihe Grunpftüde, auch mit Rüdfidyt auf ihre Ertragefähigkeit 
nad ihrem Flädyenraum, Angrenzern und Gigenthümern in orbents 
lich verfaßte Katafter (Saale und Lagerbücdher) einzutragen. . Lang 
a. a. O. ©, 242 f. Pütter’s Literat. des GStaater. Th. II. $. 
1147 und v. Kampe neue Kit. des Völkerrechts. 5. 113. 

15) Mofer, von ber Landeshoh. in Steuerſachen ©. 485 f. Leit, 
Staatsrecht $ 231. J. J. Prehn, Diss. de cive ratione bonorum 
extra civitalis districtum sitorum collectis magistratus civibus in- 
dictis non obnoxio. Gott. 1769. J. S. Frech, Utrum forensis de 
bonis-suis collectas magistratui domicilii pendere obligetur? Giessae 
1779. S. aud bie noch in Pütter’s Literat. Ar IL $. 1152 an: 
gef. Schriften. 


13 


u 


14 


— 
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aber von der Landesſteuer verftanden werben konnte 16). Ge⸗ 
genwärtig können, in Ermangelung von Staatöverträgen, nur 
die allgemeinen völferrechtlichen Prinzipien Über diefe Frage 
entfcheiden, zufolge welcher die Befugniß der deutfchen Bundes: 
flaaten die liegenden Gründe und nugbaren Realrechte aus 
wärtiger Untertbanen der Steuer zu unterwerfen, nicht in Zwei: 
fel zu ziehen ift 17). Eine bundesgefegliche Befchrankung haben 
‚wir in diefer Beziehung nicht. 

VI Auch gegen die Befteuerung des Einkommens, wel: 
ches Unterthbanen aus dem Auslande beziehen, läßt fi vom 
rehtlihen Standpunkte aus nichts einwenden 18); eben fo we⸗ 
nig gegen die Beſteuerung Dedjenigen, was ber Staat felbfl an 
einzelne Unterthanen zu leiften verpflichtet ift, 3. B. Befol: 
dungen, Binfen von Staatdanlehen, da das ftaatähoheitliche 
Befteuerungdrecht durch dad privatrehtlihe Schuldverhältniß 
nicht audgefchloflen wird 19). 


16) Nämlich 8. 69 des Reichsabſch. v. 154%: »daß ein jeder allein in 
dem Orte, da er gefeffen, feine Anlage gebe, von allen fein 


Haab und Gütern, fo er allenthalben bat, unverhinbert wo die _ 


find oder liegen.“ 

17) Vergl. überhaupt von der dinglichen Unterthänigkeit der Ausläns 
der: ©. ©. Badhariä, vierzig Bücher. Th. V. ©. 273 f. (der 
neueften Ausgabe). &. aud) Heffter's Europ. Völkerrecht 8. 58 f. 

18) &. S. Badhariä a. a. O. Th. VI. S. 137. 

49) ine Befoldungsfteuer kann vielleicht unzmwerlmäßig fein, worüber 
hier nicht zu entfcheiden iſt; aber widerrechtlich ift fie nicht, fo mes 
nig wie bie Befteuerung ber Zinfen von Staatdanlehen den Vorwurf 
bes Wortbruchs ober ben einer Unredlichleit verdient. Die entgegens 
gefegte Anfiht von C. S. Zachariä u. A. (f. Deffen vierzig Büs- 
der TH. VIE ©. 137 und Abhandl. aus bem Gebiete der Staates 
wirthfchaftsiehre. Heidelb. 1835 Abh. II. Ueber Befolbungsfteuer) hängt 
mit der unrichtigen Ableitung des Beſteuerungsrechts aus dem f. 9. 
Staatsobereigenthbum zufammen. — Bon der Steuerpflicht ber 
Iandesherrlichen Diener überhaupt f. noch Mofer, von der Randess 
50H. in Steuerfahen. ©. 470-f. 


Bahariä's Staaterecht. ar Bb. 2te Aufl. 3 
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Fünfter Eitel. 
Vom Jollrechte und dem Geleite. 


$. 229. 6. 208.) 
I. Vom Zolltedhte. 


Yütter’s Lit. des Staatsrechts. Th. UI. S. 557 f. Mofer, von der Lan: 


deshoh. in Steuerfachen Kap. XV. ©. 723f. — Friedr. v. Wiſ⸗ 
ſel, Verſuch einer Abhandl. de jure Vectigali, infonberheit auf 
denen fihiffbaren Strömen in Zeutfchland; nebft einem Anhang v. 
d. Verfaſſ. des Zollweſens in denen Chur⸗Braunſchweig. Lan 
den. Selle 1771. — 3. D. v. Dlenfhlager, neue Grläuf. ber 
goldenen Bulle. Frankf. u. Reipz. 1766. $.LV. 8.198 f.— Welt: 
phal, deutfch. Staatsr. Abb. XXXVII. — Lang, hifl. Entwidl. 
der Steuerverf. ©. 21 f. 142 f. — Friedr. Wild. v. Ulmen: 
ftein, pragmat. Geſchichte der Zölle in Zeutfcdyland und ber teut- 
fhen Reichszoll-Geſetze. Halle 1798. 


Häberlin, Handb. des t. Staater. Th. II. S. 3f. — Leiſt, Gtaater. 


l. 


8.237 f. — Bönner, t. Staater. $.338f. — Klüber, öffentl. 
Recht. $. 408 f. — Eichhorn, bdeutfcdhe Staats⸗ u. Rechtsgeſch. 
zb. I. $. 171. 172. (Zölle im Fränkiſchen Reiche) Ih. II. $. 296 
auch $. 299. $. 477. 


A. Begriff. Beitimmungen des Neichörechtes. 
Zölle (telonea, vectigalia) im Sinne bed beutfchen 


Reichsſtaatsrechts heißen diejenigen Abgaben, welche für die ge: 
ftattete Durchführung von Segenftänden oder die Paffage 
von Perfonen (Leibzoll) 1) an gewiffen Stätten zu Waffer oder 
zu Land erhoben werden 2), Das Zollreht in diefem Sinne 


1) 


2) 


Belonders waren früber die Juden nicht felten einem foldyen Leib: 
011 unterworfen. Vergl. oben Th. I. 8. 104. Note 8. v. ulmen: 
ffeina. a. D. ©. 64 f. v. Berg, Policeirehht. Ih. IV. &. 688. 
Leift, $. 237. j 

Der Zoll im reihsgefeslidhen Sinne ift nur ein f. 9. Tranſi⸗ 
tozoll (droit de pe&age) und alfo von Eingangs⸗ ober Ginfuhrzöllen 
(droit de douane), von Ausfuhrzöllen (Efitozoll), von Ver—⸗ 
brauches und Gewerbefteuern (kicent, Accifes Gonfumozolt) und 
andern indirecten Steuern begriffsmäßig verfchieden, was befon- 
ders wegen ber rveichegefeglichen Beſchränkungen bes Zollrechts von 
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galt bis zur Auflöfung des deutfchen Reichs als ein kaiſerli⸗ 
ches Refervatreht, welches daher von Reicheftänden und an- 
bern Berechtigten nur kraft Faiferlicher Verleihung ober bes, 
ben Beweis berfelben vertretenden unvordenklichen Befi: 
tzes 3) audgeubt werben konnte. Selbſt den Kurfürften- beftätigt 


die goldene Bulle (Gap. IX) nur die hergebrachten Zölle („Telo- 
nea in praelerilo stalula‘‘). 


11. ‚Ungeachtet der von Kaifer zu Kaifer erfolgten Zuſiche⸗ 
tungen und Verbote gegen Errichtung neuer und Erhöhung alter 
Zölle *) hatte doch bis in das 16. Jahrhundert die Zahl der 
Lands und Wafferzblle, welche Deutfchlands‘ Handel und 
Verkehr hemmten und belafteten 5), auf eine erfchredliche Weiſe 


— 


Wichtigkeit war, wobei natürlich bie bloße Benennung, ober die 
Vermeidung bes Ausbruds „Zoll⸗ nicht entfcheiden Eonnte. (Vergl. 
die Verwahrung der Wahlcapitul. Art. VIII $. 17 „daß zwar der 
Name des Zolls bisweilen nicht gebraucht würde» u. f. w.) v. Ul: 
menftein a. a. D. ©. 183 f. Ebenfo unterfcheidet ſich der Zoll 
im obigen Sinne von Abgaben für die geftattete Benutzung (öf⸗ 
fentliher) Sahen, Wege, Brüdens und Pflaftergelder und aud 
von Beleitsabgaben. &. unten $. 231. Am nächften ſteht dem 
Bolle die Thorfperre, obwohl fie nicht unter den Begriff deffelben 
fubfumirt worden if. Erklärung verfchiedener Benennungen f. bei 
gang a. a. O. ©. 192 f. Vergl. au v. Ulmenftein a. a. ©. 
S. 5 f. Moſer a. a. O. ©. 768 f. 

3) Doch behaupteten einige vermöge des ſeit „uralten Zeiten geübten 
Beſitzrechts,“ das Recht des eigenen Zoll's, z. B. die Herzoge 
von Mecklenburg, Lauenburg u. A. v. Dlenſchlager a. a. 
O. &. 20%. ©. bei. Reichsabfch. v. 1576 $. 118. Leiſt, Etaater. 
8. 238. Note 2. ; 

4 Schon Friedrich IE. verpflichtete fidy in der befannten Const. de ju- 
rib. princ. occlesiasticor. v. 1220: „Nova telonea et novas mo- 
netas in ipsorum territoriis sive jurisdictionibus eis inconsul- 
tis seu nolentibus non statuemus.“ — Eichhorn da. a. ©. 
zb. 11. $. 247 (&. 172 der fünften Ausgabe), S. Überh. von der 
ältern Geſchichte der Zölle bis auf Sarl V.: v. Ulmenftein a. a. 
8 S. 41-110. 

5) Bon Anfang an find die Zölle nidht blos Finanzipeeulationm, fon 
dern in ihrer Geſchichte auch viele Intriguen wegen Leitung ber 
Danbelswege verborgen. Tanga. a. O. ©. 142. Die ſchon in 

35 * 
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zugenommen 6), womit dann wieder die zahlreichen theild von 
den Kaifern, theild von ben BZollherrn felbft ertheilten Befreiun⸗ 
gen (Bollfreiheitö- Privilegien) in Verbindung ftehen 7). In ber 
erften Wahlcapitulation 8) war deshalb („dieweil die deut: 
fche Nation und das heil. röm. Reich zu Waſſer -und zu Land 
zum böchften darmit (mit Zöllen) befchweret«) die Ausübung bed 
kaiferlichen Reſervatrechts der Zollverleihung von der Zuflimmung 
(Sollegial : Einwilligung) der (fämmtlichen) Kurfürften abhängig 
gemacht °), und die fpätern Wahlcapitulationen beftimmen bie 
Schranken, welche der Kaifer hierbei (aber auch bei Zollbefreiun: 


gen) 


6) 


”) 


8) 


) 


10) 


zu beobachten haben fol, noch genauer 19). Dieß hatte 


ö— — 


der Const. Friderici II. de jurib. princ. secular. de a. 1232 gege⸗ 
bene Zufiherung: „Stratae antiquae non declinentur nisi de trans- 
euntium voluntate“ tonnte fo inbirect umgangen werben. 

Bergl. das reichhaltige Verzeichniß von Zöllen bei Pfeffinger, 
Vitriar. illustr. Tom. I. p. 491 seq. 8. aud) Leift, Staater. $. 
237. Mit ben von den Kaifern felbft erhobenen Zöllen gieng es wie 
mit den Reichseinkünften überhaupt; fie kamen allmählig in den 
Befig der Keichsftände und Landesherrn. Vergl. oben ©. 499. Ron 
3ollredhten als Servitules juris publici f. Mofer, nadybarl. Staater. 
Bd. II. Kap. IX. 8. 4. 

Ueber die durch das Reichsrecht anerkannten allgemeinen Befreiun: 
gen f. v. Ulmenftein a. aD. ©. 218 f. Leiſt, Staatsr. 5. 
239. Vergl. aud) Klüber, Öff. R. 5.405. Mittermaier, deutfch. 
Privatr. $. 478. 

Schon die Zuficherung des Könige Wenzel v. 1379 und bie Regis 
ments: DOrdn. Mar. I. v. 1500 enthält übrigens faft die nämliche 
Verfügung. Pfeffinger I. c. p. 501. v. Ulmenfteina. a. O. 
©. 104 f. 

Capitul. Caroli V. Art. XVII. v. Ulmenftein a. a. ©. &.110f. 
Häberlin, Hanbb. bes beutfch. Staatsr. Th. IN. S. I2f. — Der 
Kaifer Toll aber audy keine Bollbefreiungen zum Nachtheil der 
rbeinifhen Kurfürften verleihen. Ibid. Art. XIX. — Xeltere Zuſi⸗ 
herungen gleidyen Inhalte f. bei v. ulmenftein a. a. DO. &.105f. 
©. 143 f. 

Wahlcap. Art. VIII. $. 1-5. Das Genauere über bie in ben eins 
zelnen Wahlcapitulationen allmählig erfolgten Zuſätze f. bei v. Uls 
menftein a. a.“ O. ©. 113f. ©. 126f. &. 176f. Mofer, v. d. 
Landeshoh. in Steuerf. ©. 726 f. 
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die gute Folge, daß feit dem 16. Jahrhundert nur ein einzi⸗ 
ger Boll, nämlich der unter fortwährendem Widerfpruch der 
Stadt Bremen, dem Grafen von Oldenburg (31. Mär; 1623) 
vom Kaifer mit Zuſtimmung des Furfürftlichen Gollegiums ver: 
liehbene, und im Weftphäl. Frieden anerkannte Elsflether 
Weferzoll, neu begründet worden ift 1). Der Weſtphäl. 
Friede beflätigte dabei im Allgemeinen alle rechtmäßig verlie: 
henen ober hergebrachten Zölle 72). Gegen Mißbrauch der Zölle 
war ausnahmsweife den Reichsſtänden und auch der Reichsritter⸗ 
fhaft ausdrüudlih die Selbfthülfe erlaubt 13). 

1. Der 8. 39 bed Reichsdep. Hauptfchl. von 1803 be: 
flimmte, daß „alle, ſowohl auf dem rechten ald dem linken 
Rheinufer erhobenen Rheinzölle aufgehoben fein follten, ohne 
unter irgend einer Benennung wieder hergeftellt werben zu kön⸗ 
nen; jedoch mit Vorbehalt der Eingangögebühren (droit de doua- 


1) Berg. das Nähere bei v. uUlmenftein ©. 115. 124. Dagegen 
wurde zu berfelben Zeit dem Herzog von Holftein die Erridytung eis 
nes Bolled zu G lückſtadt (beſonders wegen des Widerſpruchs der 
Stadt Hamburg) und dem Herzog von Lauenburg die Erhöhung 
des Lauenburgifchen Zolles verweigert. Pfeffinger l. c. p. 504 sq. 
v. Ulmenftein S. 121 f. j 

12) Instr. pac. Osnabr. Art. IX. $. 2. „Territoriorum, quae flumina 
alluunt et aliorum quorumcunque juribus ac privilegüs, ut et te- 
loneis ab Imperatore de consensu Electorum cum 
aliis, lum etiam Comiti Oldenburgensi in Visurgi concessis 
aut usu diuturno introductis in pleno suo vigore manen- 
tibus et executioni mandandis" —. Ein ſehr weit gehendes Zoll⸗ 
privilegium wurde beſonders noch der Krone Schweden bewilligt. 
Art. X. 8. 13. Eichhorn a. a. O. F. 622. v. Ulmenſtein a. a. 
O. ©. 175 f. 

23) Wabhlcapitul. Art. VII. $. 16. v. Ulmenftein ©. 176 f. ©. 203 f. 
Die Anlegung f. 9. Wehrzölle (vectigalia subsidiaria, secundaria) 
fonnte zwar an fi nicht zu den Mißbräuchen gerechnet werben, 
wenn fie wirklich nur dazu dienen follten, bie Einkünfte ber rechts 
mäßigen Zouftätte zu fihern, Leift, Staater. $. 238. Indeß lag 
die Gefahr eines Mißbrauchs des Namens eines Wehrzolls fehr 
nahe. v. Ulmenſtein a. a. ©. ©. 209 f. Vergl. au Klüber, 
öff. R. $. 405 u. Beifpiele bei Mofer a. a. DO. ©. 772 f. 
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ne) und eines »Schifffahrts-Oktroi,“ über deſſen Gemeinſchaft 
mit Franfreih, Erhebung, Verwendung u. |. w. dad Geſetz bie 
nähern Bellimmungen enthalt. Zugleich verfügte der $. 27 it. 
d: „Um ben Bremer Handel und die Schifffahrt auf der Nies 
derwefer vor jeber Beſchraͤnkung zu fehügen, . wird der Els⸗ 
flether Zoll für immer aufgehoben 14), fo daß er unter kei⸗ 
nerlei Vorwand oder Benennung wieder hergefiellt, noch bie 
Schiffe, oder Fahrzeuge, fo wie die Waaren, weiche fie führen, 
weder beim Hinauf= noch Herunterfahren auf gedachtem Zlufle, 
unter irgend einem Vorwande ans oder aufgehalten werben dür⸗ 
fen.” Vermöge einer befondern Convention follte diefer Zoll bis 
1813 fortdauern 15). Doc hat er nach einem zwilchen Olden⸗ 
burg und Bremen am 25. Aug. 1819 gefchlofienen, von dem 
beutfchen Bunde garantirten, Vergleich erft mit dem 7. Mai 1820 
aufgehört 16). 


$. 230. (6. 209.) ° 


B. Zollregal nad heutigem Nechte. Beſchränkung 
Der Deutichen Bundesftaaten Durch völkerrechtliche Verträge. 


1. Das Zollregal im reihägefeglichen Sinne ift nad) Auf: 
löfung des deutfchen Reichs ohne Zweifel Beftandtheil der Staats: 
gewalt in den deutichen Bundesftaaten und von einer Anwen: 
dung der reichöverfaffungsmäßigen Beſchränkungen kann natürlich 
feine Rede a fein I). Dadurch haben aber diejenigen Rechts: 


— — — — — — 


14) Weber die Oldenburg dafür gegebene Entihäbigung ſ. 8 bes 
Reichsdep. Hauptfchluffes. 

15) Leift, Staater. $. 237. Note 2. 

16) Protoc. der Bundesverf. 1819 $. 193 (26, Aug.) v. Martens, 
recueil. Suppl&m. Tom. VII. p. 6145. Abdruck bes Protocolls der 
Bundesverf. in v. Meyer's Staatsacten Th. H. S. 122. 198. - 

1) Ebenfo jind Zollbefreiungen, welde mit den untergegangenen 
Neichsverhältniffen zufammenhängen, wie die Bolfreiheit der Kur: 
fürften, ihrer Gefandten und Räthe u. f. w., der Reichsſtände 
und ihrer Gefandten, wenn fie zu Reiches, Kreis:, Deputations⸗ und 
GollegialzZagen reiften, ſowie der Mitglieder bes Reichscammerge⸗ 
richts und Meichshofrathe, als weggefallen zu betrachten. Vergl. 
Reichsabſch. v. 1654 8. 141. Wahlcap. Art. VHL $. 26. 37. Art. 
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verhältniffe keineswegs ihre Kraft verloren, welche zur Zeit bes 
Reichs zwilchen einzelnen Beſtandtheilen deſſelben fei es durch 
gültige Acte der Reichsſtäatsgewalt (z. B. ein kaiſerliches Zollexem⸗ 
tions⸗Privilegium) oder durch beſondere Rechtstitel (z. B. Ver: 
trag oder Herkommen) begründet worden ſind 2). Auch wird 
ſelbſt da, wo der Ertrag des Zollregals, nach frühern Grund: 
ſätzen, zum Kammervermögen gerechnet werden muß, die Anle⸗ 
gung neuer oder die Erhöhung der vorhandenen Zölle 
nicht ohne verfaſſungsmäßige Concurrenz der Landſtände erfolgen 
können 3). 

1. Gegenwärtig find die deutſchen Bundesſtaaten in der 
Anlegung neuer und Erweiterung der vorhandenen Zölle zwar 
nit durch eine allgemeine Beſtimmung der Bundesverfaſ—⸗ 
fung %, wohl aber durch die in der Wiener Congreßacte 


XXV. 5 6. Leiſt, Staater. $. 239. Häberlin, Handb. bes 
Staatör. Th. I. S. 29. Dagegen wirb die ſchon früher behauptete 
allgemeine Befreiung des f. 9. Zürftenguts (vergl. die Schriften 
bei Leift a. a. DO. Rote 7) burdy neuere Zollgefege und Verträge 
meiftentheils beftätigt. Vergl. z. B. das durch Staatsvertrag dv. 13. 
Apr. 1844 feflgeftellte Regulativ über den Stader oder f. g. Bruns⸗ 
bäufer Zoll. $. 2. Ro. L. 

2) Berl. Ih. I. $. 37. No. V. (8. 157 f.) 

3) Ganz unbegründet ift bie, nod) dazu Zölle im reichögefeglichen Sinne 
und indirecte Steuern durch einander werfende, Behauptung Maus 
renbrecher’s, Staater. 5.199 a. E. Vergl. bagegen Weiß, Sy: 
ftem des deutſch. Staatsr. $. 330. Note dd. Bon Goncurrenz der 
Landſtände nad ältern Berfaffungen f. Mofer, v. d. Landes 
bob. in Steuerf. S. 734 f. Einen, dieje ftaatsrechtlicdye Frage be⸗ 
treffenden, zunähft auf Lauenburg ſich beziehenden Auffag v. C. 
A. 8. Oftwald f. in Kalk’s neuem flaatsbürgerlihen Magazin Bd. 
X. ©. 1-4l. Vergl. aud) den Receß mit den Lauenburg. Ständen 
v. 15. Septbr. 1702 bei Mofer a. a. O. ©. 753 und Medlenb. 
Erbvergl. v. 1755 Art. XV. $ 282. Sehr häufig findet man aud) 
bier die Zufiherung einer Zolfreiheit für Prälaten und Nitterfchaft. 

4) Daß die Anlegung neuer, ben Verkehr zwifhen ben Bunbesitaaten 
hemmender ober ben Nachbarn nadıtheiliger Zölle das Verhältniß der 
Bunbesftaaten zu einander beeinträdtigt, ift Fein hinreichenber 
Grund, um das Recht felbfi in Abrete zu ftelen. Die Grundges 
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enthaltenen Verfügungen über die Flußichifffahrt auf deutichen 
Strömen und durch die zwifchen den Uferflaaten abgefchloffenen 
Eonventionen befchräntt 3). 


— — — — — — 


$) 


feße des Bundes enthalten keine baffelbe überhaupt ausſchließende 
Beftimmung. 

Erwähnt find diefe Songreß = Beflimmungen und Gonventionen [yon 
oben Th. IM. $. 195. Die nähere Darftellung des Inhalts f. bei 
Klüber, ff. Recht. $. 563 f. — Was ben vielbefprochenen Sta 
der Elbzoll oder, wie er in Bannover heißt, ben Brunshäufer 
Zoll betrifft, fo ift berfelbe fhon durch ein von Kaifer Konrad IL 
dem Erzbiſchof Bezelinus v. Hamburg verliehened Privilegium dv. 
10. December 1038, urfprünglich aber wohl nur als ein zu Stade 
zu erbebender Marktzoll, begründet worden. Bon der Entriqh⸗ 
tung deffelben wurben burdy bag f. 9. Privilegium Fridericia- 
num vom 7. Mai 1189 die Hamburger Bürger befreit („do- 
namus civibus — in Hammenburg degentibus ut una cum na- 
vibus suis et mercandisiis ac hominibus de mare usque ad prae- 
dictam civitatem liberi sint ob omni theoloneo et ungeldi exactio- 
ne veniendi et redeundi"), — ein Freiheits⸗Verhältniß, welches 
eine ftete Quelle von Beſchwerden und Streitigkeiten zwifchen Ham⸗ 
burg und dem Zollherrn, aud) nad) dem mit ber Schwebifhen Res 
sierung abgeſchloſſenen Staber Receß v. 11. März 1691, geblieben 
iſt. Nach den Beftimmungen der Wiener Gongreßacte hätte dieſer 
Boll auch gleich andern Eibzöllen in der Elbſchifffahrts⸗-Acte den ges 
meinſchaftlichen Beflimmungen unterworfen werben müffen. Sans 
nover behauptete aber, baß es ein Seezoll fei, und es gelang 
ihm, daß in der Elbſchifffahrts-Acte Art. XV. beflimmt wur⸗ 
de: „Unbeichadet der in ber Songreßacte über bie Ausdehnung der 
Flußſchifffahrt enthaltenen allgemeinen Grunbfäge, ift man wegen 
bee Brunsbäufer Zolles Üübereingelommen, allen undb jeden 
weiteren Erörterungen hiemit zu entfagen, gegen bie von 
Bunnover eingegangene Verpflichtung, den Brunshäufer Zolltarif der 
Commiffion zur Nachricht mitzutheilen, und denfelben — — nicht 
anders als im inverftänbniffe der dabei intereffirten Staaten — zu 
ändern unb zu erhöhen.“ Dabei wurden für Dänemarl und 
Hamburg alle auf bem Grunde beftehender Obfervanzen und 
Verträge beruhenden Gerechtfame verwahrt, „fo daß in Beziehung 
auf den Staber Zoll benfelben res integra verbleibt.» Durch ben 
AdditionalsVertrag v. 13. Apr. 1844 $. 29 ift aber der Art. XV 
der Eilbfchifffahrts=Acte aufgehoben und der Brunshäufer Zoll mit 





VIE Finanzhoheit. E. Zoll: und Geleitsrecht. ($. 231.) "583 


$. 231. ($. 210.) 


IE. Vom Geleitöredht. 


Pütter's Lit. des Staatsr. Th. IN. $. 1317. ©. 557. Klüber's Fortſetz. 
$. 1317. Mofer’s nahbarl. Staater. Kap. XV. ©. 490 f. — 
Weftphal’s Staater. Abh. 36. — v. Berg’s Policeyredht. Th. 
1. ©. 287 f. — HBäberlin, Hob. des Staater. Th. IE. S. 26 f. 
— Lang, biftor. Entwidt. ber Steuerverfafl. S. 147 f.— Leiſt, 
Staater. $. 213. — Gönner, Staater. $. 385. — Klüber, 
öffentl. Recht. $. 411. 


1. Als Annerum der Iandeshoheitlichen Polizeigewalt in 
Betreff der Wege und Lanbfiraßen und ber Verpflichtung der 
Eandesobrigkeiten, für die Sicherheit der Neifenden auf denſel⸗ 
ben Sorge zu tragen I), ift das, in feiner fpätern Bedeutung 
faft nur zu den Finanzquellen ber Landesherrn und anderer 
Berechtigten zu zählende, Geleitsrecht (jus conducendi) zu be= 
traten 2). Im Gegenfab zu dem, aus dem freiwilligen 
(lebendigen) Geleite entfpringenden, Rechtöverhältniß befteht daſ⸗ 
felbe in der Befugniß des f. g. Geleitsherrn (gegen Geleite: 
paß oder Zeichen) von den Reifenden (befonders Kauf: und Fuhr⸗ 
leuten), auch wenn fie fein Geleit verlangen, für die ihnen 
zu leiftende Sicherheit dad hergebrachte Geleitögeld zu erhe⸗ 
ben (f. todtes oder fehriftliches Geleit). Hierdurch unterfchei: 


dem beflimmten Regulativ durch befondern, auch von Hamburg ras 

tiftcirten, Vertrag (ebenfalls v. 13. Apr. 1844) für immer anerkannt. 
©. denf. in Nouveau Recueil general par Fred. Murhard Tom. 
VI. Gott. 1849. p. 473 sq. Hannov. Gefesfammi. v. 1844 Abth. 
I. Ro. 50. 51. 52. — Cine [hägenswerthe Schrift über ben Sta⸗ 
der 30H iſt: Des Staber Elbzolles Urfprung, Kortgang und Beftand. 
Eine publiciftifhe Darftelung von Dr Adolph Soetbeer. Hans 
burg 1839. 

1) Bergl. oben Thl. II. $. 184 Note8 u. Reichsabſch. v. 1569 $. 33. 
Ueber bie aus der Verfäumnig biefer Pflicht entfpringende Verbind⸗ 
lichkeit zum Schabenserfag ſ. G. 2. Böhmer’s Rechtsfälle. Bd. III. 
No. 224. M. (8. 473 f.) S. auch $. 196. Note 3. 

2) Bon dem, in bad Gebiet des Griminal=Proreffes gehörigen Salvus 
conductus ift bier keine Rede. S. auch oben Th. II. $. 172. Note 10. 
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det fih dad Geleit begriffömäßig vom Zoll. Daffelbe wurde 
vermöge Faiferlicher 3) Privilegien und unvordenklichen Beſitzes 
nicht blos von Landesherrn, fondern aud von Unterobrigteiten, 
und nicht blos im eigenen Zerritorium, fondern auch, nach Art 
einer Servilus juris publici, nicht felten in fremdem XZerritorio 
ausgeübt 9). Die Reichögefege verboten jede willführliche An: 
maßung oder Erweiterung der Berechtigung uber das Herkom⸗ 
men 5), und verpflichteten den Geleitöheren ausdrücklich, den 
Keifenden, welcher dennoch durch Beraubung auf der Geleite- 
ftraße Schaden erlitten habe, vollig zu entfchädigen 6). 

N. Mit der Verwirktihung ded ewigen Landfriedend und 
der Herftellung einer geregelten Rechts- und Polizei :Berfaflung 
in Deutfchland war eigentlich der Grund des Geleitsrechts weg⸗ 
gefallen 7). Deffenungeachtet hat die Erhebung von Geleitögel: 


3) Wie der Zoll, mit bem es nicht felten zugleidy verliehen worben ift, 
gehörte das Geleit zu den Kaiferl. Reſervatrechten. Constit. Fri- 
derici I. de a. 1235. Lang, hiſtor. Entwidt. ©. 149. 

4) ©. befonders Beifpiele bei Mofer, nachbarl. Staater. Gap. XVII. 
S. 490 f. Weſtphal a. a. O. ©. audı Chr. Ludw. W. Buff, 
de conducendi jure serenissimorum Hassiae Landgraviorum per 
Wetteraviam. Giessae 1771. 

5) Waplcapitul. Art. VIII $. 12. „Auch ungebührliche wider bas Her⸗ 
kommen, auch alte und neue Verträge laufende Geleitsgelber al- 
ler Drten ohne Verzug abftellen und aufheben.» Kine befondere Bes 
freiung zum Vortheil Frankfurts a. M. verfügt ber Reichsdep. 
Hauptſchluß v. 1803 $. 27. lit. c. „Weberbieß wird der Frankfurter 
Handel von allen Geleitörehhten, bie von irgend einem Reichsſtand 
auögeübt oder angefprochen werden möchten, befreit.« 

6) Reichsabſch. v. 1659 $. 34. „Segen, orbnen unb wollen wir, wofern 
von Ehurfürften, Fürſten, Ständen und einiger Obrigleit, bie fey, 
wer fie wolle, jemanden Geleit gegeben und berfelbige darüber 
auf derfelben — Obrigkeit Geleitsftraßen thätlich angegriffen und 
beichädigt wird, daß der Stand, fo ſolch Geleit gegeben, nach Ge⸗ 
ftalt folches GBeleites, dem Beſchädigten feines Schadens Erſtattung 
zu thun fchuldig fein fol.“ Bedingung bafür war noch nach beſon⸗ 
dern Geleitsprivilegien, daß man ben Räuber benenne. KBergl. 
Lang a. a. O. ©. 148. 

7) Bäberlin, Handb. bes t. Staatsrechts Th. II. ©. 27. 
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dern bis auf die neueren Zeiten fortgebauert. Wo ed als ſtaats⸗ 
rechtliche Servitut begründet war, hatte ed in den zum Rhein: 
bund gehörigen Staaten 8) vermöge des Verzichts⸗Artikels der 
Rheinbunds = Acte (Art. 34) überall aufgehoben werben müffen. 
Dieß war aber dennoch nicht überall der Kal 9). In neuefter 
Zeit haben mehrentheild die zwifchen deutfchen Bundesſtaaten ab: 
gefchloffenen Steuer: und Handels » Verträge ber Erhebung ber 
Geleitsgelder ein Ende gemacht 19). 


Adıtes Kapitel. 


Bon der Militärbobeit. 


Aeltere Schriften über Landesfolge und Armatur Überhaupt f. in Pütter's 
Literat. bes Staatsr. Tb. II. ©. 335 f. f. auch Klüber’s Fortſetz. 
8. 1116f. — 3. A. Hofmann's Abhandl. von dem vormal. und 
beutig. Kriegsftaate u. f. w. 23h. Lemgo 1769. — 3.3. Mo: 
fer, von der Landeshoheit in Militärfachen. Frankf. u. Leipz. 1773. 
— Häberlin, Hanbb. des t. Staater. Th. I. S. 228 f. — Gön⸗ 
ner, Staater. 8.355 f. — Leif, Staater. 5.249 f. bef. $. 257 f. 
— Klüber, Öffentl. Recht. 5.545 f. — v. Aretin, conftitut. 
Staatör. (2te Ausg.) Ih. IT. S. 146 f. 


3. C. Lünig, Corpus juris militeris. Lips. 1723. — Eichhorn's beutfche 
Staat: u. Rechtsgeſch. Th. 1. $. 133. 8. 166 f. Th. II. $. 294. $. 
304 f. Th. IV. $. 536. $. 551. $. 593. $. 695. ©. audy über bie 
verfchiebenen Stabien der deutfchen Militärverfaffung: Lang, bis 
ftor. Entwidt. ber t. Steuerverfaffungen. Berlin u. Stettin 1793. 


— — — — — 


6) In mehrern Rheinbundsſtauten z. B. Naſſau, Großh. Heſſen, Würz⸗ 
burg, Aſchaffenburg wurde das Geleit überhaupt in den Jahren 
1810 u. 1814 durch beſondere Berordnungen aufgehoben. Rachwei⸗ 
fungen bei Klüber, Öffentl. Recht. 8. 211. Note e. 

9 Bis auf die neuere Zeit erhielt fid 3. B. das nun auch befeitigte 
Weimarifche Beleit in Gotha und Erfurt, nebff dem ven 
(dien DObergeleitsamt zu Erfurt. 

10) Der Wertrag üb. Fortdauer u. Grweiterung des Zolls unb Handels⸗ 
vereins v. 4. April 1853 erwähnt der @eleitögeldber gar nicht mehr. 
Die Wafferzölle läßt er (Art. 15) beſtehen. Shorfperrs u. 
Pflaſtergelder find (Art. 13) aufgehoben. 
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6.232. (6. 211) 


I. Begriff der Militärbobeit. Siftorifche 
Entwidelung in Deutſchland. 


l. Die unbezweifelte Berechtigung und Verpflichtung der 
Staatögewalt, die zur Erhaltung der Außern und innern Sicher: 
beit des Staats und zur VBertheidigung feines Beſtandes erfor: 
berliche bewaffnete Macht zu organifiren und zu unterhalten, auch 
andere damit in Verbindung ftehende Anftalten zu errichten, beißt 
die Militärgewalt (jus armandiae, jus armorum 1) im wei: 
tern Sinne). Sie erfcheint in dem geordneten Rechtsſtaat als 
ein wefentlihes Hoheitsrecht, in fo fern die Beftandtheile 
derfelben, wie inöbefondere die Aufftelung und Unterhaltung 
eines bewaffneten Corps 2), das Befeftigungsrecht und die Auf- 
fammlung von Waffenvorräthen und andern Kriegöbebürfniffen 
für den Zwed eventueller Gewaltübung 3) feinem Unterthan oder 
Staatöbürger ald folhem zuftehen kann, wodurch natürlich Die 
Rechte der Selbftvertheidigung und Nothwehr weder befchräntt 
noch aufgehoben, noch auch der Beſitz und das Führen von Waf⸗ 
fen von Seiten ded Einzelnen zu etwas Unerlaubtem wirb, in 
fo weit nicht befondere Beſtimmungen (polizeilicher Natur) eine 
Beſchränkung enthalten 9). 


ı) Der Ausbrud jus belli et pacis, Kriegs⸗ und Friedensrecht, ift un= 
paffend, weil das Kriegsreht an fi gar nicht zur Militärhobeit 
gehört, fondern unter einen andern, mehr völlerrechtlicdhen, Geſichts⸗ 
punkt fällt, weshalb von bem Kriegsrecht ber beutfhen Staaten 
auch nicht in diefem Zitel die Rebe fein wird. Vergl. auch Mofer, 
v. d. Landeshoh. in Militärfahen. Kap. I. 8. 3. 

2) Mofer, v. d. Landeshoh. in Militärf. ©. 96 f. 

3) Dergleihen, ohne Öffentliche Auctorität vorgenommene, Handlungen, 
tönnen ſelbſt als Verbrechen geflraft werben, in fo fern fie (nach 

° römifhem Rechte) theild unter ben Begriff des crimen vis, theils 
unter den Gefichtspunft bes crimen majestatis fallen. Vergl. L. 1. 
2. 30. Dig. ad L. Jul. de vi publ. XLVII. 6, 

4) 3.8. Reichspolic. Ordn. v. 1530 Tit. 32. 5.2. Keuerbadh, — 

des peinl. Rechts. $. 435 u. Mittermaier’s Note dazu. 
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1. Der Heerbann 5), ald Theil der umfaflendern Mili- 
tärhoheit, urfprünglich ausſchließliches Recht ded Könige oder 
Kaifers und nur kraft des übertragenen Reichsamtes den Zürften 
zufländig, wurde fpäter mit dem Befefligungsrecht u. f. w. zu 
einem eignen Beftandtheil der Landeshoheit, weshalb im 
Reichsſtaatsrecht zwifchen der Reihömilitärgewalt, von wel: 
cher die der Kreife des deutfchen Reichs nur eine Abzweigung 
bildete, und der Territorial- oder Landes» Militärge: 
walt 6) unterfchieden werden mußte. Dagegen fonnten fich die 
frühern, "mit dem Fehderecht verbundenen, entfprechenden Rechte 
der landfäffigen Städte und Ritter, Befeftigungen anzule: 
gen und eine bewaffnete Mannfchaft aufzuftellen, vor der mit 
attractiver Kraft ſich entwidelnden und vervoffländigenden Lan: 
deshoheit nicht behaupten 7), und es wurbe flaatörechtlicher Grund: 


5) Eichhorn, deutſche St. u. Rechtsgeſch. Th. L 8. 133. 

6) Auch den Reichsſtädten ftand dieſelbe unbezweifelt zu (Mofer von 
den reiheftädt. Regimentsverf. S. 226 f.), und felbft den Reichs: 
zittern (abgefehen von ber Verfaſſung ber Reichsritterſchaft) wurde 
fie in der fpätern Zeit in ber Theorie nody beigelegt. Kerner, 
Staatsrecht ber unmittelb. fr. Reicheritterfch. Th. I. $. 66. (©. 187 f.) 
— Bon Gemeinfhaft der Landeshobeit |. Mofer, von der Landes: 
bob. in Militairſachen. Kap. IV. 8. 4. 

2) Befonders in und nad) der Zeit des dreißigiährigen Kriegs tritt dieſe 
Aenderung am entfchiedenften hervor. Die Befefligungen der Städte 

* verfallen, wo fie nicht von Landeshoheitswegen übernommen und für 
die Zwecke der Landesdefenſion umgeftaltet werden. Das frühere 
Beftreben,, durch befondere Privilegien die Freiheit von Iandesherrlis 
her Befabung zu gewinnen, verwandelt fid) in bas Bemühen, zum 
Vortheil der ſtädtiſchen Nahrung bie Zufidyerung eines Standquar⸗ 
tiers für einen Zheil bes Lanbesmilitairs zu erhalten. Nur fehr 
ausnahmsweife erhalten ſich Landftäbte, wie 3. B. die Städte Ro⸗ 
od, Hildesheim, (unter Braunfdw.:tüneb. Schug), Effen u. 
4. bei dem Rechte eine eigene Beſatzung zu haben, welches 3. 8. 
noch im 17. Jahrhundert auh Minden, Münfter u. Osnarüd 
in Anfprudh nahmen. Bon Magdeburg f. Instr. pac. Osnabr. 
Art. XI. 8.8. Mofer, v. d. Landeshoh. in Militairf. S. 98 v. b. 
Sandeshoh. überh. &. 238; v. d. Unterthanen Rechten u. Pflichten. 
©. 210. — Ueber ältere Verhältniffe der Städte ſ. insbefondere 
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fag in Deutfchland,. daß die f. g. Militärgewalt ald wefentli- 
ches Stüd der Landeshoheit, zu betrachten fei, und mithin auch 
von Ständen und andern Unterthanen nicht in Anſpruch genom: 
men werden könne 8), Auch haben die Reichsgeſetze dieſen 
Beſtandtheil der Landeshoheit, welcher zunächſt mit Pflichten ge: 
gen das Reich (Stellung der Reichs- und Kreis: Eontingente) 
verbunden war, ausdrudlich anerkannt 9), und obwohl in Wetreff 
des Umfangs der Militärmacht und der Damit verbundenen An 
falten ein großer Unterfchied zwifchen den Reichsſtänden ftatt 
fand, befonders mit Hinblick auf diejenigen, welche zugleich ale 
felbftftändige Mächte in den europäifchen Händeln auftraten, fo 
war doch hinfichtlich des Werhaltniffes zu den Eandesunterthanen 
und deren Verpflichtung reichsverfaſſungsmäßig Feine Verſchieden⸗ 
beit anerkannt 19). Bei Auflöfung der Reichöverfaffung mußten 
natürlich die ihre Kandeshoheit verlierenden Landesherrn auch bie 
bisher geübten Rechte der Militärhoheit einbüßen. Die Rhein: 


Strube, von ten Hoheitsrechten mittelbarer Etäbte, in deſſen 
Nebenftunden Th. I. Abth. Jl. F. 6f. S. auch Häberlin, Handb. 
bes Staatsr. Th. I. ©. 231. 

8) Bu den letzten ftänbifchen Werfuchen, eigenmächtig eine f. g. Landes⸗ 
defenfion anzuorbnen und zu vertheidigen, gehört das Werfahren der 
Stände in Defterreich db der Ense im Jahre 1619. Mofer, v. d. 
Landeshoheit in Militairfahen &. 97. 

9% Die hauptſächlichen Beftimmungen über bie Reihemilitaire Ges 
walt und bie verfaffungsmäßigen Ginfhränktungen bed Kai⸗ 
fers dabei enthält dad Instr. pac. Osnubr. Art. VII $. 2. (oben 
zb. I. ©. 106) die Wahlcapitul. Art, IV. Anerlenntniffe ber lan⸗ 
deshoheitlichen, zur Militairgewalt gerechneten Befugniffe im 
Allgemeinen und Beſondern fpridyt aus: Instr. pac. Osnabr. Art. VIII. 
$. 1. Reichsabſch. v. 1654 5. 180. Wahleap. Art. I. $. 2. $.8. Art. 
XV. 5.3. Art. XI $. 6: »— wenn e6 die lanbeöherrl, Dbrigkeit 
u. Regalien, fowohl überhaupt, ald in spedie bie jura collec- 

starum, armalurae, sequelae, Lanbeödefenfion, Befagung ber 
Feſtungen und Unterhalt der Barnifon — betrifft.” 

10) Mofer, von der Lanbeshoh. in Militärfachen. Kap. IV. $. 9 Bon 
den dabei in Betracht kommenden Rechtsnormen überhaupt: Mofer 
a. a. O. Kap. 195.6. (8.4 f.) 
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bundöacte Art. XXVI fprach fie ihnen ausdrücklich ab und zählte 
fie mit dem, freilich nur einen Beltandtheil umfaflenden, Auß: 
drud: „droit de conscription militaire ou recrutement“ 
zu ben wefentlichen Rechten der Souverainetät, was auch Die 
deutfhe Bundesacte Art. XIV indirect dadurch anerkennt !), 
daß fie den f. g. Mediatifirten alle zu der Staatögewalt und ben 
höhern Regierungsrechten gehörigen Befugniffe entzieht, ohne 
unter den eingeräaumten Rechten einen Beltandtheil der Militär: 
boheit zu erwähnen 12). Bundesrechtlich können daher bie 
Mebiatifirten nicht einmal das in Particular:Gefegen ihnen ein- 
geräunte Recht, eine Ehrenwache zu halten, in Anfpruch neh: 
men 13). — Die noch vorfommende Befugniß von Städten 


11) Auch die in ber Bundesacte in Bezug genommene Baierifche Vers: 
ordnung v. 19. März 1817 Nik. G. fagt ausbrüdlid: „Alles, was 
mit der Militarrgewalt in Rerbindung ſteht, kömmt dem 
Souverain auéſchließend zu, unb kann nur durch ihn ange: 
ordnet werben.« 

132) Auch die zugefidherte Freiheit von ber Militärs Pflihtigleit 
enthält einen inbirecten Beweisgrund. 

13) Die angeführte Baier. Berordn. a. a. D. ſagt: „Keinem mediati⸗ 
firten Fürſten und ‚Herrn iſt geftattet, ohne Unfere allerhöchſte Be⸗ 
wiligung Militair zur Bewachung feiner Perfon und feiner Schlöffer 
zu halten. Polizeiwachen kann derfelbe aber zur Handhabung 
ber Sicherheit und innern Landespollzei anordnen; wobei er ſich je- 
body nad) den allgemeinen Einrichtungen, bie hierüber für unfer 
ganzes Königreicdy werben getroffen werden, adyten muß.“ Zugefichert 
wird ihnen das Recht, eine Ehrenwache zu halten: in ber vorläu⸗ 
figeen Würtemberg. Erflärung v. 1820 (bei Vollgraff, die 
deutih. Standesherrn, in den Beil. S. 111 f.) $. 145 in dem Ba⸗ 
diſchen Ebict v. 16. Apr. 1819 $. 105 im Baier. Edict v. 21. 
Mei 1818 $. 135 im Preusiſchen Edict v. 21. Sun. 1815 $. 6 
u. in der Inftruetion v. 30. Mai 1820 $. 113 im Groß. Deffifchen 
Edict v. 17. Febr. 1820 $. 11. — Das befondere, eine beſchränkte 
Militärhoheit enthaltende, Verhältniß des Haufes Schönburg 
in Sachſen nady dem Receß v. 1740 $. 11 bat der Additional⸗Receß 
v. 9. Octbr. 1835 Abfchn. IV. (in v. Meyer’s Corpus Gonflitutio: 
num Germaniaez Frankf. 18456 &. 66), dem Verhältniß der übrigen 
Mediatifirten näher gebracht. Hinſichtlich des auch bier eigenthüm⸗ 
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zur Unterhaltung einer bewaffneten Stadtwade beichränft 
ſich auf polizeilihe Zwede. — Die Militärboheit der freien 
Städte ift ihrem Inhalt nach von der der übrigen monardhis 
fhen Staaten nicht verfchieden. 


$. 233. (6. 212.) 


EI. Gränzen der Militärbobeit. — Soncurrenz 
der Stände. 


l. Das heutige deutfche Staatöreht fpricht zwar, unter 
Anerfenntniß der neuern VBerfaflungs Urkunden, auch die Mili- 
tärgewalt dem Landesherrn ganz und ungetbeilt zu I) 
fo daß nur ihm die Organifation ded Heerd und die ausſchließ⸗ 
liche Verfügung über die Streitkräfte des Landes zufteht und 
nur mit feiner Zuſtimmung und in feinem Namen eine Bewaff: 
nung der Landedeinmohner angeordnet werden fann 2), — allein 


lichen Verhältniſſes der Herrſchaft Knipbauf en f. db. Berliner Ab⸗ 
kommen v. 8. Zun. 1825 Art. IV. Vergl. oben Th. J. $. 95. Note 
10 f. und v. Meyer a. aD. ©. 47. 

1) Es genügt bier fon bie Bezugnahme auf den allgemeinen Gag: 
Der König, Herzog u. f. w. vereinigt in fich alle Rechte der Staates 
gewalt u. f. w. 3. B. Baier KBerf. url. Tit. IL $. 1. Badiſche, 
8.5 und andere Verf. url. vor 1848. Die nad) 1848 entflandenen 
Verfaſſ. Urkunden, welche in Betreff der gefehgebenden und erecutis 
ven Gewalt einen Unterſchied machen und nur legtere bem Landes: 
herrn allein zufpredyen, haben ihm ausdrücklich das Recht zugeſpro⸗ 
chen, daß er den Oberbefehl über das Heer führe; ſo insbeſ. Preuß. 
Verf. Urk. Art. 45. 46. Vergl. Oldenburg. Grundgeſ. Art. 29. 
Mecklenb. Srundgef. 5. 123. Deffau. Verf. urk. 5.79. Wale 
bed. Verf. Urk. $. 9 (die aber im $. 3 auch die Bereinigung ber 
gefammten Staatsgewalt in der Perfon des Kürften fanctionirt). Auf 
die Regulirung beftimmter Grundfäge der Militair-Verfafſung laffen 
fi) die Verf. Urkunden nidht ein. In der Baier. Verf. urk. Zit. 

"IX. findet fid) indeß eine Reihe von ‚Hauptgrundfägen derfelben aufs 
geſtellt. Die Goncurrenz ber Stände bei Gegenflänben ber Militärs 
Verfaffung beftimmt näher die Würtemb. Verf. urf. 5. 99-101. 

2) Diefen Folgeſat fpricht zuerſt ausbrüdiih aus: das Altenburg. 

Grundgefeh v. 1831 $. 10. Rach ihr aud) die Braunſchw. Landſch. 
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auch in Deutfchland hat die Militärhoheit ihre materiellen und 
formellen Schranken. Dem 


A. 


— — — 


3) 


% 
5) 


in der erften Dinficht verfieht es ſich überall, auch ohne 
ausdrückliche Beftätigung der Werfaffungdgefege, von ſelbſt, 
daß die Ausübung der Militärhoheit nur für Zwede des 
Staatd, nur in fo weit diefe es erheifchen, mit Rüd: 
fiht auf die Kräfte des Landes, ohne Benachtheili: 
gung des Wohlftandes der Untertbanen und ohne Zurüds 
fegung anderer wefentliher Staatöbebürfniffe geſcheben 
müſſe 8). 

Die formellen Schranken haben ihren Grund theils in 
der Eigenſchaft der deutſchen Staaten als Glieder des 
deutſchen Bundes, in ſo fern ſie verbunden ſind, das 
bundesgeſetzliche Contingent zu unterhalten und die ſonſti⸗ 
gen mit den Militäreinrichtungen des Bundes und dem 
Vertheidigungs-Syſtem deſſelben zuſammenhängenden Ob⸗ 
liegenheiten zu erfüllen H, theils in gewiſſen allgemei— 
nen, die Ausübung der Staatsgewalt betreffenden, formel: 
len Beflimmungen ber Verfaffung, 3. B. der erforberli- 
hen Contrafignatur der Minifter 5), — theils in 





Drbn. v. 1832 $. 9. Hannov. Staatögrundgef. $. 8 vergl. mit 
$. 86 u. das Lanbesverf. Bef. $. 8 vergi. mit 5. 117. ©. aber aud) 
Berfafl. Gef. v. 5. Septbr. 1848 8.1 u. $. 67. 

Natürlich iſt hier nur von dem regelmäßigen Zuſtande in Friedens: 
zeiten die Rebe. Wo es gilt, die politifhe Selbſtſtändigkeit des ſpe⸗ 
ciellen ober gemeinfamen Vaterlandes gegen eine drohende Gefahr 
zu ſchüten, können auch außerordentliche Anftrengungen, mit Zurüd: 
fegung anderer Bebürfniffe, nothwendig werben. 

©. darüber unten bas Bundesrecht ($. 266 f. ber erften Aufl.). 
Bergl. oben Th. I. $. 62. Ro. V. — Es kann keinem Zweifel unter: 
liegen, daß die Nothwendigkeit der Sontrafignatur aud auf alle 
die Ausübung der Militairboheit betreffenden Verfügungen, in fo 
weit fie nicht das oberſte MilitairsSommanbo im engern Sinne bes 
treffen, zu beziehen iſt. Der barüber in Kurbeffen wegen bes 


BVerhältniffes bes $. 108 der Verf. Ur, zu dem, "im 8. 107 in Be: 


treff des „Kriegsweſens« für ben Landesheren gemachten, Vorbehalte 
erhobene Zweifel wurde burch Aufhebung dieſes Vorbehaltes durch 


Bahariä’s Staatsrecht. Zr Bb. 2te Aufl. 36 
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ben befondern, durch die —— anerkannten Rechten, 
ber Stände. 

1. Die Concurrenz der Stände fann möglicher Weiſe 
entweder eine unmittelbare oder gewiffermaßen felbftflän- 
dige fein, d. h. wenn der Landeöherr gewiſſe Acte der Militär: 
boheit als folche nicht ohne ftändifche Zuflimmung vornehmen 
fann, ober nur eine mittelbare, d. b. in fo fern die zur 
Ausübung der Militärhoheit erforderlihen Mittel (Leiftungen, 
Steuern und Dienfte der Unterthanen) nicht ohne fländifche 
Goncurrenz gewonnen werben fünnen. Das ältere Berfaf: 
fungsrecht der beutfchen Territorien enthält häufig beide Ar- 
ten der fländifchen Concurrenz ©), verbunden mit Zuficherun⸗ 


Geſ. v. 26. Octbr. 1848 befeitigt. Der $. 82 ber Verf. Urk. v. 1852 
hat aber biefen Vorbehalt wieder aufgenommen. — Was Hanno: 
ver betrifft, fo bat das Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 zwar die 
Sphen 8 u. 117 des Landesverf. Gef. v. 18140 im Ganzen beftätigt 
(f. jedoch in etreff der Militair-Strafgefege unten Note 11), allein 
den möglichen Zweifel, ob die Nothwendigkelt der Gontrafignatur 
und die Verantwortlichkeit des betreffenden Minifters auch hierbei 
eintrete, dadurch zu befeitigen gefucht,, daß ed 1) dem $. 8 bie 

‚ Berweifung auf feinen eignen $. 102 beigefügt bat, worin ausdrück⸗ 
lich gefagt ifl, daß die Nothwendigkeit der Kontrafignatur auch gelte 
„von den Verfügungen, welche für die bewaffnete Macht erlaffen 
werden, fo weit fie nicht Ausfluß bes Oberbefehls über das Heer 
find«, was freilid) audy wieder in einem verfchiebenen Sinn gebeutet 
werben kannz und 2) im $. 67 (correfponbizend dem $. 117 des Lan⸗ 
besverf. Gef. v. 1840) nad) bem erflen Sage bie Beflimmung einfdyal- 
tet: „Der Kriegsminifter ift dafür verantwortlid,, daß biefe Ver: 
fügungen keine Verfaſſungsverlezung enthalten und baß bie ſtändi—⸗ 
fhen Bewilligungen nicht überfchritten werben.« 

6) So concurriren die Stände 3. B. nad) ältern Receſſen und Privile⸗ 
gien nicht bloß bei Fefifielung bes Militärs Etats, damit biefer 
bie Kräfte des Landes nicht Überfchreite, (vergl. Pfeiffer, Geſch. 
der Tandftänd. Verfaffung in Kurheffen ©. 111 f.; über Braun: 
fhw. Wolfenbüttel bie landſchaftl. Privileg. v. 1770 Art. 45 u. 
ben Sande. Kbſch. v..1770 Art. 15, auch bei Mofer, v. b. Lan⸗ 
beshoh. in Militärfahen ©. 62 f.; von Württemberg, ben Lan 
beövergl. v. 1770 bei Mofer a. a. O. ©. 88), fonbern es darf auch 
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gem der Landesherrn für die Unterthanen überhaupt, daß fie Ans 
forderungen einer gewiflen Art nit machen wollen 7), — In 
den neuern Verfaflungen dagegen ift von einer folchen unmittel: 
baren Goncurrenz der Stande nur wenig ſtehen geblieben 8). 
Defto wichtiger und bedeutungsvoller ift Dagegen die mittelbare 
Concurrenz. Diefe liegt 


l) 


?) 


8) 


in der Bewilligung der für das Militär und militärifche 
Anflalten zu vermendenden Mittel. Hierbei ift nun aller: 
dings, a. in fo fern bie Stärke und ber Umfang ber 
activen Streitmannfhaft und Neferve auf Vorfchriften des 
deutfchen Bundes beruht, dieß als ein auch die Stände bin: 
dendes Maaß zu betrachten. Dagegen brauchen fie b. nichts 
zu bewilligen, was zum Bwed ber Aufftelung einer dar: 
über hinausgehenden Militärmacht gefordert wird, To 
lange fie hierin nicht ein nothwendiged Staatöbebürfniß an: 
zuerfennen haben; fo wie fie auch c. in fo fern es fi um 
die Erfüllung der bundesmäßigen Verpflichtungen han: 


. 


ohne ihre Zuſtimmung, zufolge einzelner Landesverfaffungen, keine 
Feſtung angelegt, Feine Werbung ober Aufgebot der Unterthanen 
veranſtaltet, kein fremdes Kriegsvolk ins Land eingeführt ober das 
Militär nicht Über das Kreiscontingent vermehrt werben. Bei⸗ 
fpiele liefern die Werfaffungen v. Oſtfriesland, Dedienburg, Bil: 
desheim u. a. ber Mofer, von der Landeshoh. in Militärfachen. 
S. 39 f. 

z. B. daß fie nicht Über bie Landesgränze hinaus dienen, daß Feine 
zwangsweife Werbungen Statt finden, daß fie nit in frembem Sold 
gebraucht werben follen u. f. w. Wolfenb. Landt. Abſch. v. 1770. 
Art. 16. Medlenb. Erbl. Grundvergl. $. 333 u. Würtemberg. 
Neceffe bei Mofer a. a. O. S. 63. 70. 83. 

Dennod würde man zu weit geben, wenn man behaupten wollte, 
daß nady allen neuern Verfaffungen die Soncurrenz der Stände beim 


—Militärweſen mit der Mitwirkung derfelben bei ber Beſteuerung und 


neue (perfönliche) Laften ber Unterthanen begründenden Geſetzen ganz 
zufammenfalle.. So ift 3. B. offenbar in der Mitwirkung der 
braunſchweigiſchen Stände beim Militärwefen (Landſch. Ordn. v. 
1832 $. 102) mehr enthalten. Vergl. auh Wärtemb. Verf. urk. 
$. 99. 100. 
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2) 


9) 


10) 
11) 
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belt, wenigftend über die Art und Weiſe ber Aufbringung 
der dazu erforderlihen Mittel die verfaſſungsmäßige Mit: 
wirkung in Anſpruch nehmen fünnen 9). Zerner verfteht es 
fi von felbft, daß d. Petitionen der Stände, welde 
eine Verminderung der Bundesmilitär = Laften zum Gegen: 
ftand haben, von den Ständen zu jeder Zeit an die Regie: 
rung gebracht werden können 19). 

In der verfaflungsmäßigen Mitwirkung der Stände bei 
Gefegen. Hier kommen insbefondere foldhe Gefege in Be: 
tracht, durch welche den Unterthanen oder einzelnen Glaffen 
berfelben in Betreff des Militärwefend neue Laſten oder 
Leiftungen aufgelegt, oder die beftehenden abgeändert 
werden follen ID), 3. B. bei Gefegen über die Militär- 
pfliht der Unterthanen oder Aushebung von Xruppen, 
Einquartierungs: und Berpflegungslaften, ferner 


Diefe Sätze ergeben fidy zur Genüge aus den ob. $. 222 (f. auch $. 116) 
aufgeftellten Principien. Ueber den dritten Satz vergl. befonders 
Heſſen-Darmſt. Verf. urf. F. 2. Sächſ. Verf. url. 6. 89. Al⸗ 
tenburg. Grundgeſ. $. 12. Braunſchw. Landſch. Drbn. $. 180. 
Hannov. Grundgef. $. 2. Landesverf. Gef. $. 2. Zür den zweiten 
Sag ſpricht auch die Analogie bed zur Zeit des Reichs geltenden 
Rechts. So wie bamals die Größe bes Reiches und Kreiscontingents 
der Maaßſtab für die Verpflichtung ber Unterthanen war, (vergl. 
Leift, Staater. $. 258) fo jett das Bundescontingent. Kür die bei: 
den größten deutfhen Staaten kann freilich nach der dbermaligen 
Lage von einer Befchräntung auf bie Bundespflicht Überhaupt nicht 
bie Rebe fein. Bei ihnen muß vor Allem ihre Stellung als eurd⸗ 
päiſche Mächte das Maaß bes Bebürfniffes beflimmen. 

zb. I. $. 116. Ro. II. u. Note 5. 
Vergl. 3. B. Hannov. Landesverf. Gef. $. 114. $. 117. Verf. Geſ. 
v. 5. Septbr. 1848 $. 76. Hiervon werden in den Hannoverſchen 
Berfaffungss Gefegen bie Verfügungen unterſchieden, weldye ber Kö: 
nig über das Heer, deffen Kormation und Disciplin erläßt (vergl. 
ſchon das Grundgefeg v. 1833 $ 86), denen aber im Landesverf. Gef. 
a. a. D. mit Unrecht audy die MilitärsGtrafgefege gleichgeftellt wur⸗ 
den. Das Verf. Gef. v. 1848 bat dieß befeitigt und fie den Mili⸗ 
tärsAushebungs = Gefegen in Betreff der Nothwendigkeit ftändifcher 
Zuftimmung gleichgeftellt. 
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Geſetze, welche die, ind bürgerliche Zeben eingreifenden , be: 
fondern Rechtöverhältniffe der Soldaten und die Beftrafung 
ihrer Verbrechen betreffen 12). 


8. 234. ($. 213.) 
Die einzelnen Beftandtbeile der Militärbobeit 


und die enifpredjenden Pflichten der Untertbanen. 


A. 


Aufftellung der bewaffneten Macht. — Cinquar: 
tierungd : Laft. 


Pütter's Kit. des Staatsrechts Th. II. 9.335. — Mofer, von der Nö⸗ 


J. Chr. 


fingen 
tär)) 


thigung der Unterthanen zu regulären Kriegsdienften. 1766 (aud) 
in beffen 2ter Samml. einiger neuen Abhanblungen v. t. Staats 
fahen. No. 4). — Derfelbe, von der Landeshoh. in Militärs 
fadhen. S. 113f. — W. Schlüter, de jure delectus in S. R. I. 
Gott. 1783. — J. 5. Koch, von ber Verbindlichkeit der Unters 
thanen »beutfcher Reichsſtände nach Anordnung ihrer Landesherrn 
reguläre Militärdienſte zu thun. Erfurt 1792 — Wackerhagen, 
üb. die Verbindlichkeit deutſcher Unterthanen zur perſönl. Leiſtung 
von Kriegsdienſten. Wetzlar 1793. — J. A. de Ickstadt, de 
illicitis conquisifionibus in territorio alieno earumque poenis. 
Wirceb. 1738. 3 B Anthes, von den Werbungen in ben beuts 
fchen Reichslanden u. f. w. Frankf. 1790. 

Walther, de jure metatorum vel hospitationibus militum, vom 
Ginquartierungsrechte. » Norimb. 1647 (deutfch: Frankf. u. Leipz. 
1735). — Leyser, de melatis. Helmst. 1718. (Medit. ad Pand. 
Spec. 661.) G. D. Hoffmann, de munere et immunitate meta- 
torum militarium. Tubing. 1751. — Theob. Vogt, de eo quod 
justum et aequum videtur circa metata bellica, eorumque onere 
mixto, vulgo von der Ginquartierungslaft. Mogunt. 1796. 


Mit der Zeit, wo die Errichtung flehender Heere begann, 
auch die deutfchen Landesherrn an, reguläres Mili— 
zu unterhalten, d. b. Soldaten, welche gegen einen’ be: 


— — — — — 


12) J. H. Kirchhof, Abh. von den beſond. Soldatenrechten, Vorzügen 
u. Freiheiten. Hamb. 1762. ©. W. &. Gavan, das Krieges oder 
Militärredyt (der preuß. Armee) I. Bd. Berlin 1801. Vergl. au 
Leift, Staatsr. $. 259. 

1) Mofer, von der Landeshoheit in Militärfachen. Kap. IV. 
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ftimmten Unterhalt zu befländigen Militärdienften angenommen 
und in die Mufterrolle eingetragen find. Sogar eine Verpflich⸗ 
tung dazu lag für die Reichsflände in den Beflimmungen der 
KReichderecutiondordnung von 1555 und fpatern Reichögefegen 
auögefprochen 2). Den Gegenfag vom regulären Militär bildet 
in früherer Zeit meiftens die f. g. Landmiliz 3) (Landausfhuß, 
Landauswahl, Nationalmiliz), welche, in einem Ausſchuß dazu 
verpflichteter Unterthanen beftehend, nur in subsidium zu wirkli⸗ 
chem Kriegädienft verwendet, im Frieden auch für Zwecke ber 
Zuftiz und Polizei (Zransport und Bewachung von Gefangenen, 
Civil: und Criminal: Erecutionen) gebraudht zu werben pflegte 
und in dieſer Hinfiht ein Surrogat ber f. g. Landfolge bil: 
dete %). Außerdem mar auch die Befugniß ber Xerritorials 
Ohrigkeiten, im Nothfalle ein allgemeines Aufgebot der Un: 
terthbanen zur Bewaffnung und zu perfünlichen Dienften gegen 
den Feind zu erlaffen (Landesaufgebot, Landfturnr, Heeredfolge, 
sequela armandia), außer Zweifel 5). — Alle diefe Rechte find 
natürlih auch in ber Staatögewalt der deutichen Bundeöftaaten 
enthalten. Alle haben, und müffen im Verhältniß zum Bunde 
unterhalten, ein actived reguläre Kriegsheer (Fußvolk, 
Reiterei und Artillerie) mit den entfprechenden Reſervecorps. 


Te 


2) Jeder Churfürſt, Kürft und Stand fol für die Zwecke der Execu⸗ 
tionsordnung in guter Bereitſchaft figen unb (Deput. Abſch. v. 1564 
$. 22) jederzeit Eriegsgeübte und tauglidhe Leute ftelen, auch 
zu diefem Ende ein geübte taugliches Kriegsvolk, fo in dem 
Mufterungen beflehe, fonderlih zu Roß, in Dienflwartegelb 
oder Beftallung aufnehmen, auch jährlihe Mufterungen halten. 
Hierin ift fehr beflimmt ber Gegenfag zur frühern unbdisciplinirten 
Söldner-Miliz ausgeſprochen. Schmauss, Corp. jur. publ. p. 

. 252. Lang, hiftor. Entwickl. der Steuerverf. S. 202 f. 

3) J. S. Stryk, de mililia lecta provinciali, von der Landmiliz. Dal. 
1705. Mofer, von ber Landeshoheit in Militärfachen. Kap. V. 
Leift, Staatsr. $. 260. i 

4) Struben, rechtl. Bedenk. TH. 11. Bd. 8. (von Landfolgen.) Th. UL 

j 3b. 143. Gumprecht, do jure sequelae. Goelt. 1799. 

5) Mofer, von der Landeshoh. in Militärfachen. Kap. V. $. 11. (©. 

225 f.) Strube, rechtl. Bedenken a.-a. D. 
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Viele haben auch eine. ſtehende außerordentliche Kriege: 
macht (zum Theil in verfchiedenen Abtheilungen oder Glaffen: 
erfled und zweites Aufgebot) u. |. w. unter dem Namen der 
Landwehr, National= oder Bürgergarden errichtet 6), wo: 
bon zum Theil auch jegt noch ber f. 9. Landfturm 7), als 
ganz allgemeine (nicht fiehende) Volksbewaffnung, fowie die, 
mehr auf Städte befchräntten, Gommunalgarden und resp. Schü: 
tzencorps zu unterfcheiden find. — An die Stelle der älteren 
Landmiliz find überall die nach franzöfifchem Muſter organifirten 
Gensdarmerie-Corps getreten 8). 

il. Vermöge des im heutigen Staatsrecht allgemein aner: 
kannten Grundfages der allgemeinen Militärpflicdtig- 
keit ?) find in der Regel alle waffenfähigen Unterthanen eines 
befimmten Lebensalters den Militärbienft nach ben gefezlichen 


6) Zahlreiche Schriften über ftehende Heere überhaupt, Vollebewaffnung 
u. f. w., bie mehr der Politik als dem Staatsrecht anheim fallen, 
fo wie neuere (feit 1813 erlaffene) Verordnungen Über Landwehr, 
Rationalgarbe u. f. w. f. bei Klüber, öffentl. Recht. $. 546. 547. 

Das grofartigfte und am confequenteften durchgeführte Inſtitut diee 
fer Art ift ohne Zweifel das ber preußifhen Landwehr. Preuß. 
Landwehrorbn. v. 21. Novbr. 1815 Simon, preuß. Staatsr. Th. 
L ©. 256 f. 

7) z. B. auch in Preußen. Kerordn. wegen Errichtung des Lands 
ſturms v. 21. April 1813 (zu einer Zeit, wo die Landwehr fchon ers 
richtet war). Simona. a. O. ©. 267 f. i 

8) Bergl. oben $. 167. ©. 19. Klüber a. a. D. 5. 516. Rote b. 

- Simon, preuß. Staater. Th. I. S. 179 f. 

9) ©. oben Th. 1.$. 91. No. I. Hannov. Landesverf. Gef. $. 33: 
„Alle Landessüinterthanen find zum Kriegsbienfte gleichmäßig vers 
pflichtet, und es follen keine andere Befreiungen flattfinden, als 
welche in den Geſetzen beftimmt find.« Hiermit ift auch bas lan 
besherriihe Dispenfationsrecht offenbar ausgeſchloſſen. Vergl. aud) 
Preuß. Gefeh v. 3. Septbr. 1814, betr. bie allgemeine Verpflich⸗ 
tung zum SKriegsbienfte.e Simona. a. D. ©. 201 f. Daneben 
fprechen mehrere neuere Verf. Urt. aus, daß die Unterthanen nicht 
ſchuldig feien, fi in frembem Sold (außerhalb der Zwecke des deuts 
ſchen Bundes) gebrauchen zu laffen. Meining. Berf. Url. 8. 10. 
Altenburg. $. 79. Vergl. Würtemb. Verf. Urk. $. 86. 


‘ 
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Beftimmungen zu leiften verpflichtet. Doch giebt e& überall mehr 
oder weniger, bedingte oder unbedingte, Ausnahmen, befonders 
zu Gunften des Adels, der Geiftlichen, ded Lehrfiandes, der Stu: 
direnden, Söhne von Staatöbienern u. f. w. 19). Die Freiheit 
der Blieder einer, im Sinne der Bundesacte flandeöherrlichen, 
Fuürftlichen ober Sräflichen Familie von der Militär = Pflichtigkeit 
ift bundesrechtlich audgelprochen und muß ihnen daher auch 
da, wo fie in der Landeöverfaflung nicht befonderd ausgeſprochen 
ift, gewährt werden 11). Hinfihtlih der wirklichen Erfuls 
lung der Militärdienftpflicht tritt aber der Unterfchied, ein, daß 
der Staat entweder nur einen, dur Loos auögefchiedenen, 
Theil der Dienftpflichtigen dazu beruft und dabei auch die Lei: 
ftung des Dienfted durch einen tüchtigen Stellvertreter geftats 
tet, — oder ed müſſen alle nad dem Gefege Pflichtigen und 
Fähigen wirklich auf die eine oder andere Art Waffendienft thun. 
So kann man von einem Syſtem allgemeiner Militärs 
pflicht im Gegenfag zum Syſtem der Aushebung, Conſcrip— 
tion, eleclus militaris, reden, wovon Letzteres in den meiften 
beutfchen Bundesſtaaten gefeglich beftand 12) und mit einer Un: 


10) Zum Theil find gewiffe Begünftigungen ſelbſt durdy die Verfaffunges 
Urkunde anerlannt und geſchützt. So follen z. B. die Söhne der 
Adlichen nad) der Baier. Verf. Url. Tit. V. F. 4. No. 5 „bei der 
MilitairsGonfeription die Auszeichnung genießen, daß fie als Cadet⸗ 
ten eintreten.“ Nah Zit. IX. $. 1 ift der’ geiftliche Stand von der 
Pflicht, die Waffen zu tragen, allgemein ausgenommen. 

1) Ausdrüädlich ausgefprochen ift biefes Vorrecht ber Mebiatifirten, — 
welches aber auf die Mitglieder der vormaligen Reichsritterſchaft 
bundesrechtlich Feine Beziehung Hat (vergl. oben Th. I. ©. 498 
mit ©. 470. 471) — 3. 8. in der Badiſchen Verf. url. $. 10. 

" MWürtemb. $. 23. — In Hannover ift „es unter ben geſetllichen 
Ausnahmen mitbegriffen. Wenn aber in den nad) 1848 errichteten 
Verf. urk., 3. B. aud) in der Preußifchen Art. 34 ("Alle Preußen 
find wehrpflichtig⸗) Feine Ausnahme gemacht ift, fo wird body auch 
bier dem Art. 14 der Bundesacte Genüge gefchehen mäffen. 

12) Zum Theil fanctionirt es fogar die NBerfaffungs- Urkunde, wie 3. 
B. die Heffen-Darmfl. 5. 29: „Bei dem Aufrufe zur Erfüls 
lung biefer Berbindlichleit entfcheibet unter den gleich Werpflichtes 
ten das Loos, mit Geftattung ber Stellvertretung.« Ebenſo bie 
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terbrechung, welche durch die Geltung der deutfchen Grundrechte 
herbeigeführt wurbe 13), gegenwärtig meiftend wieder zur An: 
erfennung gelangt, Jenes aber befonderd in Preußen zur vol: 
len Ausbildung gefommen iſt. Daneben wird jeboch, befonderd 
für gewiffe WVaffengattungen, auch noch vom Syſtem der Wer: 
bung (contractus militaris) Gebraud gemadt 1). 

11. Die Eingquartierung bed Militärd gefchieht entwe⸗ 
. der in den auf Staatöloften erbauten und «unterhaltenen Caſer⸗ 
nen 15), ober in den Häufern bei den Unterthbanen. Auch die 
Einquartierung ift nach allgemeinen Prinzipien feine Gemeinde⸗, 
fondern eine allgemeine Staatslaſt 16), deren Umfang durch 


Coburg. Verf. Urk. v. 1821 $. 19. Vergl. audy Altenburg. 
Verf. url. 8. 77. — Das jepige Cob. Both. Grundgeſ. 5. 59 
überläßt bie Beſtimmung ber Erfüllung der Wehrpflicht geſetzlicher 
Regulirung. 

13) Reichsgeſetz v 27. Dechr. 1848 betr. die Grundrechte des Deutſchen 
Volle Art. II. 8. 7: „»— Die Wehrpflicht ift für Alle gleichz Stell 
vertretung bei berfelben findet nicht Statt.« Diefe für die Eleineru 
Staaten befonders drüdende Beftimmung ift meiftens burch ausdrück⸗ 
lihhe Sefege in ihren Folgenwieder befeitigt. 

14) So 3. B. in Hannover bei ber Cavallerie. Vergl. Übrigens 
über ältere Verhältniſſe: Mofer, v. d. Landeshoh. in Militairfas 
chen. &. 125 f. Unterfchied zwifchen inländifcher und ausläns 
difher Werbung. Leif, Staatsr. $. 262. Neichögefepliche Bes 
ſchränkung ber Werbungen auswärtiger Mächte, „bie nicht ſelbſt ans 
fehnliche Reichslande befigen,« in ber Wahlcapitul. Art. IV. $. 14. 
Werbungen in reichefläbtifchen Gebieten: Reichsdep. Hptſchl. von 
1803 $. 27. ‘ 

15) Bergl. Mofer a. a. D. Kap. IV. $. 50. — Als Gemeindelaſt kann 
der Bau und bie Unterhaltung einer Caſerne nur vermöge eines fpes 
cielen BVerpflidhtungsgrundes betrachtet werben. Häufig liegen Gar⸗ 
nifonsorten, zum Theil im Zuſammenhang mit frühern Verhält⸗ 
niffen, gewiffe befondere Verpflichtungen ob. Der, die befondern 
Verpflichtungen ber Garniſons⸗Orte betreffende Vorbehalt des Hans 
nov. Landesverf. Gef. $. 34 a. ©. ift durch das Gef. v. 5. Septbr. 
1848, nebfl den nody anerkannten Befreiungen von ber Einquartie⸗ 
rungslaft unb der Naturalleiftung der orbinairen Kriegerfuhren, 
weggefallen. 

16) Häufig bios eine auf den Häufern rubende Reallaſt, zuweilen, 
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die gefeglichen oder verfaffungsmäßigen Gränzen für die Aufftel: 
lung des regulären Militärs beflimmt wirb und bei ungleicher 
Vertheilung, die fi factifch hier meiftens nicht vermeiden „läßt, 
durdy eine, den davon Betroffenen zu leiftende, Vergütung aus: 
geglichen werden muß. 

A. Unter Quartier wurde gewöhnlih nicht blos »Dach 
und Zah,“ fondern auch Lagerftätte für den Mann und Stal- 
lung für die Pferde begriffen !7). Die Quartierdlaft begriff hier: 
nah an fich Feine Beköſtigung oder unentgeltliche Darreihung 
anderer Lebensbebürfniffe.e Häufig war aber die Verpflichtung 
zum f. 9. Service mit der Quartierlaft verbunden, wobei zwis 
fhen bem großen Service (Holz; und Licht) und dem kleinen 
Service (Salz, Effig und Pfeffer) unterfchieben und berfelbe 
bald als Naturals Präftation gefordert, bald als Geldabgabe er: 
hoben wurde 18). 

B. Die befonderd im ältern Rechte vorlommende Freiheit 
von ber (ordentlihen) Quartierslaft 19) ift entweder eine 
vollkommene, oder befteht nur in der Freiheit von ber Natu⸗ 
ralzEinquartierung. Zu den in der Regel auf Befreiung 
Anſpruch machenden Grundfluden zählt der Reichsabfchied von 


ober unter gewiffen Vorausfesungen, aber auch Perfonallaft, wel 
he auch Mietheleute trifft. Mofer a. a. DO. &. 144. Zur Außs 
gleichung ift hier und da, befonders in Städten, eine f. g. Inqui⸗ 
linenfteuer eingeführt. Ueber das Verhältniß von Pächter und 
Berpädter vgl. Strube, vechtl. Bedenken. Bb. I. No. 82. 

17) Eine Würtemb. Berordn. v. 10. Jun. 1772 (bei Mofer a. a. O. 
©. 140-f.) fagt 3. B.: unter Dad und Fach, welches ber Quarz 
tierds Mann dem Soldaten zu geben ſchuldig fey, follen nidyts als 
die Liegerftatt, nebft Licht, Holz und Küchengeſchirr nad) Nothdurft, 
verftanden fein. Vergl. auch Kreitmayr's Anmerk. ad Cod. ba- 
var. civ. 2b. V. p. 2255 (Mofer a. a. O. ©. 148 f.). Chr. 
Wildvoge), de salgamo, vom Gervice ber Eolbaten. Sen. 1696. 

18) Kreitmayr a. a. O. Moſer a. a. O. S. 145f. Leif, Staater. 
§. 263. 

19) D. Classenii, diss. de immunitato metatica, von @inquartierungss 
freiheit. Helmft. 1677. E. L. A. Eisenhart, de immunitate prae- 
diorum equestrium a metalis ejusque ratione et indole. Helmst. 
1795. Pufendorf, Observ. jur. Tom. Ill. obs. 190. 
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1641 $. 26 und 27: „Refidengen, Stifft, Schlöffer, Pläb und 
Beſtungen, wie auch dero hinterlaffenen Wittiben Witthum⸗-Sitz, 
und nicht allein, wo FZürften und Stand, auch dero Wittiben in 
Perſon wohnen, fondern wo fie auch ihre Regierung, Cangleien 
und Beamten haben; Item die Klöfter, Prälaturen, der freyen 
Reichöritterfchaft und andern Adliche, auch Seiftliche und Welt: 
liche befreyte Häufer, die Univerfitäten, Schulen und deren Zus 
gethane in den Städten und auf dem Land» — ohne jedoch eine 
unbedingte Freiheit anzuerdennen. Die, immer nur auf das or- 
dentliche Quartier (befonders des Landesmilitärs) fich beziehende, 
Einquartierungsfreiheit der Ritterguter 20) indbefondere konnte 
daher fchon früher nur nad ben Beſtimmungen ber Particulars 
rechte beurtheilt werben. In neuerer Zeit ift auch die Quartier: 
laft nach den Grundfägen von gleicher Vertheilung allgemeiner 
Staatölaften regulirt. " Auch fällt vermöge ber zur Regel gewor: 
denen Verpflegung des regulären Militärs in ben Gafernen bie 
ganze Frage jegt mehr unter den Geſichtspunkt der Befleuerung 
zum Zwed ber Unterhaltung ded Militärs. 

IV. Die Grundſätze über den Durchmarſch und die Ber: 
pflegung fremder Zruppen in Friedenszeiten, welche unent: 
geltlich, zu gewähren die Unterthanen auf feine Weiſe verpflichtet 
find 21), find volferrechtlicher Natur und werben zwifchen ben 
felbftftandigen Gliedern eined Reichskörpers, Bundesſtaats ober 


20) Vergl. insbefondere Mittermaier, beutfch. Privatr. 5.477 ($. 426). 
Ueber Braunfhw. Wolfend. f. 3 B. Mofer, v. ber Landeshoh. in 
Mititärfadhen. S. 63 u. Priv. geſammter Landfch. v. 1770 Art. 59. 
„Dhne äußerfte Noth in Kriegeszeiten fol die Mitterfhaft auf 
ihren abelichen Häufern mit Feiner Einquartierung belaftet werben.“ 

21) Leift: Staater. $. 264. Dieß erkennt aud) in Betreff der Verpfle⸗ 
gung von Abtheilungen des Bundesheers (im Jahre 1848 u. 1849 
„Reihstruppen“ genannt) ausbrüdlich an der Bundesbeſchl. v. 9. 
Aprit 1821 über bie allgemeinen Umriffe ber SKriegsverfaffung bes 
deutfchen Bundes, Art. XXH: „Die Vergütung von Durchmarfdy- 
und Gantonirungstoften, fowie von anbern allgemeinen Leiftungen 
in ben Bundesſtaaten, foll nad billig ermäßigten Preifen gefchehen 
und ben Bundesunterthanen immer fo ſchnell als mög: 
lid baare Bezahlung geleiftet werben.“ 


m 
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Staatenbundes durch die vorhandenen Grundgefeße oder ver: 
tragsmäßigen Stipulationen beſtimmt. Auch die beutfchen Reichs⸗ 
grundgefege gaben darüber, wenigftens in Betreff der kaiſerli⸗ 
chen Truppen, nähere Beflimmungen 22). Zwiſchen ben beut= 
fchen Bundesftaaten entfcheiden darüber theild die befondern Ber: 
träge, f. g. Etappenconventionen 2), weldhe auch im Frank⸗ 
furter Zerritorial=Receffe, für die dafelbft anerkannten Militärftra- 
Gen, vorbehalten wurden 24), theild die Vorfchriften der Kriegös 
verfaffung des beutfchen Bundes und der die Verpflegung ber 
Bımdeötruppen betreffenden Bunbesbefchlüfle 2°). 

V. In Betreff der gegenfeitigen Außlieferung der Defer: 
teure befteht zwifchen fämmtlichen deutſchen Bundeöflaaten eine 
allgemeine Gartel:Convention 26). 


$. 235. (6. 214.) 


B. Anlegung von Feitungen und Errichtung anderer 
Anftalten für Die bewaffnete Macht. — UnterbaltungssKoften. 
Pürter’s Literat. des Staater. Th. II. &. 338 f.— Ahasv. Fritsch, 

de jure fortalitii exstruendi. Opusc. Tom. I. p. 244. — J. J. 
Mofer, von der Landeshoh. in Militairfachen. Kap. VI. &. 228 f. 
Leift, Etaater. $. 266. 


1. Das, ohne Zweifel in der Reichöflantögewalt enthaltene, 
Recht zur Anlegung und Herftelung von Feſtungen, wurbe 


— — — 





2) Landfrieden v. 1548 Tit. 24. §. 1. Reichsabſch. v. 1598 8. 31. Instr. 
pac. Osnabr. Art. XVII. 8. 9. Wahlcapitul. Art. IV. 8.16. 16. ©. 
befond. Strube, von Durchzügen fremder Kriegsvölker, in ben 
rechtl. Bedenk. Bd. II. No. XVI. Leift a. a. O. 

3) Mofer, nachbarl. Staatser. ©. 320. Klüber, öffentl. R. $. 557. 
560. Vergl. 3. B. Simon, preuß. Staater. Ih. I. ©. 38 f. 

24) Frankfurt. Zerritor. Neceß v. 1819 Art. VI. XXI. XXXI. 

25) Kriegeverfaff. Abfchn. IX. 5. 86. Bundesbeſchl. v. 12. Zul. 1823 u. 
v. 17. Zun. 1848. Vergl. unten $. 267 ber erften Ausg. 

20) v. 10. Bebr. 1831 u. 17. Mai 1832. Vergl. bie f. g. Kriegsverfafs 
fung bes beutfchen Bundes (Beil. v. 9. April 1821) Art. 34. Pros 
toc. ber Bundesverſ. v. 1831 8. 25. 1832 $. 1697. von Meyer, 
Staatsacten Th. U. ©. 375f. Klüber’s Fortf. der Quellenfammt. 
GS. 22. 
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allmählig zu einem audfchließlichen Rechte der Landeshoheit und 
als folched in den Reichdgrundgefegen anerfannt, was aber doc) 
nur den Sinn hatte, daß die Anlegung von Reichsfeſtungen nicht 
vom Kaifer allein ohne Zuflimmung des Reichstags gefchehen 
folte U. Auch hatte die unter Keopold 11. adcapitulirte Beſtim⸗ 
mung, welche fi auf die Erhaltung der vorhandenen Reiche: 
feftungen bezieht 2), Teinen practifhen Erfolg. Zu Ende des 
Reichs waren gar Feine Reichäfeftungen mehr vorhanden, indem . 
Philippsburg und Kehl, im Kriege mit Franfreidh demolirt, 
zufolge ber. bemüthigenden Beflimmung bed Lüneviller Frie- 
dend in diefem Zuftand erhalten werden mußten 3. — Die 


1) Instr. par, Osnabr. Art. VII. $. 2 (Ih. I. $. 30. Note 2). Wahl: 
capit. (feit Leopold 1.) Art. IV. $. 6. „Jedoch follen und wollen Wir 
weber in währendem foldhen Reichskriege, noch auch fonft in der 
Kurfürften, Fürſten und Stände Landen unb Gebiete [auch reiche 
ritterfchaftlichen Orten und Gütern], einige Keftungen von neuem 
anlegen ober bauen, noch auch zerfallene oder alte wieber ernets 
ern, vielmeniger andern folches geftatten ober zulaffen, immaßen 
bieß allein die Landbesherren, nadı den Reichſsſatzungen, 
in ihren Zerritorien zu thun befugt unb beredtigt find.“ 
— Unter den Reidhefagungen kann hier nur der Weftphälifche 
Friede a. a. D. gemeint fein, der aber blos eine Gomitials Geredht- 
fame conftituirt. 

2) Die Wahlcapitul. in dem cit. Art. IV. $. 6 fügt nämlich feitbem 
hinzu: „Dagegen wollen Wir auch dort, wo einmal eine Keftung 
von Reichswegen beſetzt, unb mit einem fländigen Gouvernement 
verfeben war, foldhe unter Eeinerley Vorwand ohne Ginmwilligung 
der Churfürften, Kürften und Stände räumen und eingehen laffen, 
noch weniger aber zugeben, baß bie fonflige Grunbeigenthümer fich 
eigenmächtig in ben Befig ber Feſtungswerke ſetzen, ober foldhe gar 
demoliren.“ (Nebenbei ein ſchöner Beleg für die Kriegsverfaflung des 
beutfchen Reiche!) 

3) 2Lüneviller Sriebe Art. VI.: „sous la condilion expresse, que ces 
places et forts continueront & rester dans l'état oü ils se trouve- 
ront lors de l'&vacuation.“ Aud Kehl u. Philippsburg (Püts 
ter, Lit. Ih. IH. S. 656) waren erft feit bem Ryswider Frieden 
(1697) zu Reichefeflungen geworben. Mit ihrer Befegung und Gr- 
haltung von Reichswegen ſah es freilid „zur ewigen Schande und 
Spott der ganzen beutfchen Nation,“ wie ber Kaifer felbft bem 
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Landesherrn dagegen haften zwar, was die Anlegung von Fe: 
flungen betrifft, im Verhältniß zu ihren Ständen an fi in 
der Regel freie Hand 4), allein in Betreff der Koften Fonnten 
fie fi doch de jure ber ſtändiſchen Goncurrenz nicht entziehen, 
wenn auch der $. 180 bes jüngften Reichsabſchieds die Untertha⸗ 
nen für verpflichtet erklärte, ihren Landesfürſten zur Beſetzung 
und Erhaltung der nöthigen Feftungen, Pläße und Garnifonen 
bie erforderliche Beiſteuer zu leiften 5). 

11. Abgefehen von den in dad Bundesrecht gehörigen Be: 
flimmungen über die Bundesfeſtungen ©, ift das Recht der 
beutfchen Souveraine und freien Etäbte 7) zur Anlegung, Er: 


— — 


Reichstag vorbielt, erbärmlic aus. Vergl. das Nähere Über biefe 
beiden Reichsfeftungen bei. Häberlin, Handb. des Staater. Th. Ill. 
&. 257 fe Von Mainz, was nie wirklich Reichsfeftung war, f. 
"Mofer, von ben Reichstagsgefchäften S. 679 f. Ron der Reichs⸗ 
burg Friedberg f. die Lit. bei Pütter, Literat. des Staatsr. Ih. 
IN. &. 808 fe — Ueber die Frage, ob Reichöftände verpflichtet 
feien, in bie in ihrem Lande befindlichen Keftungen (mährend eines 
Reichskriegs), Eaiferliche oder Neichötruppen einzunehmen? ſ Streit: 
fhriften aus dem Jahre 1794 bei Häberlin a. a. ©. S. 271 f. 

4) Auch hiervon kommen indeß in früßerer Zeit Ausnahmen vor. Ge 
giebt ältere Affecurationen genug, worin fidy die Kürften verpflichten 
„Peinerlei neue Schlöffer, Burgen ober Veſten mehr bauten zu laffen 
außer zu des Landes Roth und Nuben und mit Zuftims 
mung ber Stände“ S. z. B. Urt. v. 1388 (Privilegien ber 
Herrfhaft Lüneburg bei Kleinfhmibt, Samml. ber 2. T. Abſch. 
Hannov. 1832. Bd. I. S. 47). Vergl. audy 3 B. Über das Erzſtift 
Magdeburg und Dftfriesiand: Moſer, v. d. Landeshoh. in Militairs 
ſachen. S. 38. 43 u. 47. 

5) ©. die Stelle oben $. 219. Note 15 Etrenggenommen fpridt auch 
der Reichsabſchied 1. nur von ber Erhaltung vorhandener Fe 
ftungen und 2. nur von einer Beitragspflicht ber Unterthanen zu 
den Koften. 

6) ©. unten $. 269 f. ber erften Aufl. 

7). Daß aud) zur Beit des Reichs bie freien Reichsſtädte fo gut wie an⸗ 
dere Zerritorials Obrigkeiten (geiftlihe und weltliche) das Befeſti⸗ 
gungsrecht hatten, unterliegt Teinem Zweifel. J. C. Negelein, de 
jure muniendi liberarum S. R. I. civitatum, cum primis Norimber- 
gae. Alt. 1773. 
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haltung und Reflauration von Feftungswerken, fowohl im Ber: 
hältniß zum beutfchen Bunde, ald im Berbältniß zu den Rand: 
fländen unbefchräntt. Die durch Steuern zu bedenden Koften 
bedürfen aber natürlich der verfaffungsmäßigen Bewilligung von 
Seiten der Stände, nad den von der Steuerbewilligung gelten: 
ben Grunbfägen. Daſſelbe gilt von der Anlegung von Zeug: 
häuſern, Arfenälen, Waffenplägen, Stüdgießereien, Gewehr: und 
Yulverfabrifen, Erbauung von Kriegöfchiffen, —— Bil⸗ 
dungsanſtalten u. ſ. w. 


Henntes Kapitel. 


Bon den auswärtigen Verhältniſſen der 
deutfhen Bundedftaaten, 


Pätter's Literat. des Staatörehts Th. II. ©. 218 f. ©, 646 f. (zum 
Shell auch &. 813 f.) 3. I. Mofer’s auswärtiges Staatöredht, 
Frankf. u. Leipz. 1772 (zum Theil auch deffelben Racdyhbarl- Staater. 
1773). — Da Dasjenige, was bem Völkerrecht anheim fällt, bier 
ausgefchloffen bleibt, fo muß auch Hinfichtlich der Literatur auf bie 
Schriften Über Tegteres verwiefen werben. S. bef. jest: Heffter, 
das Europäifcdye Völkerredyt ber Gegenwart. Berl, 1844. 2te Ausg. 
1848. Für die ältern völkerrechtlichen Werhältniffe der Territorien 
oder Stände des beutfchen Reichs f. bef. 8. ®. Sünther, Europ. 
Völkerrecht in Friedenszeiten — — mit Anwendung auf die teut- 
fhen Reichsftände. II Thle. Altenb. The I. 1787. Th. II. 1792. 


Eine im Ganzen lobenswerthe particularredhtliche Bearbeitung der hierher 
gehörigen Gegenftände bes Staatsrechts if: 3. Grünler, BBeis 
träge zum Staatsrecht des Königreichs Sachſen. (Auswärtiges 
Staatsredht). Dresden u. Leipz. 1838. Nur bat bie Schrift 
mehr die völkerrechtlichen Beziehungen Sachſens, ale das aus: 
wärtige Staatsrecht diefes WBundesftaats, feinem wahren Be: 
griffe nad), zum Gegenſtand. 


Klüber, öffentl. Recht. 5. 555 f. — v. Mohl, würtemb. Staater. Th. 
1. &. 604 f. — v. Aretin, conftitut. Staatör. Th. II. &. 110 f. 
Böpfl, Grundfäge bes Staater. $. 152. 
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$. 236. (. 215.) 


1. Begriff, Gegenftand und allgemeine Grundfäße 
des f. g. dufiern StaatöredhtB. 


1. Der Inbegriff derjenigen durch die Verfaffung oder über: 
haupt daB pofitive Recht eines Etaatd anerfannten Normen, wel: 
che die Verhältniffe deffelben nach Außen, oder die f. g. äußern 
Etaatöhoheitörechte zum Gegenftand haben, bildet audy für die 
deutfchen Staaten das f. g. äußere Staatsrecht berfelben. 
Derſelbe behandelt im Ganzen biefelben Gegenftände wie das 
Völkerrecht (droit des gens, jus genlium). Es empfängt aber 
feine Normen nicht durch die herrfchende Rechtsüberzeugung bes 
Bölkerkreifes überhaupt, fondern durch die für die concrete Staats⸗ 
ordnung geltenden Geſetze. Dazu gehören, wie für das Staats: 
recht überhaupt, in Betreff der deutfchen Staaten, theild Die 
f. g. gemeinen Rechte, theild die Verfaſſungs-Urkunden und 
Geſetze der einzelnen Länder. 

II. Den befondern Gegenftand dieſes Theiles des Staats: 
recht8 bilden die f. g. auswärtigen Staatshoheitsrechte (un 
pafiend die Repräfentativ:Gewalt genannt) H, und indbefon: 
dere dad Recht ded Kriegs, der Verträge und Bündniffe, Gefandt: 
fchaftsreht u. ſ. w. Mittelbar können freilich alle Objecte des 
Verfaſſungs- und Regierungdrechtd ald möglicher Gegenflad betrady: 
tet werden, in fo fern ed Beine Berechtigung und Function ber 
Staatögewalt giebt, welche nicht auch im Verhältniß zu ben eig- 
nen Unterthanen der Rüdwirkung eines Berhältniffes des Staats 
nah Außen unterliegen könnte. Insbeſondere tritt dieß für die 
deutfchen Staaten kraft ihres Verhältniffes zum deutfchen. Bunde 
recht fichtbar hervor 2). Inſoweit aber diefe Werhältniffe theils 


1) Diefer Ausbrudd (eine Ueberfegung bed franzöftfchen pouvoir repre- 
sentatif) ift in fo fern unpaffenb, als das Staatsoberhaupt ſowohl 
nach innen als nad) außen den Staat repräfentirt. 

2) Mehrere neuere (befondere vor 1848 entflanbene) Verfaffungssttrkuns 
ben fprechen es ausbrüdtidh aus, daß der Staat zum deutſchen Bunde 
gehöre, baß er als Glied beffelben alle daraus berfließenben Rechte und 
Verpflichtungen theile, und geben auch wohl bie Befimmung, daß bie 
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fhon in dem innern Staatsrecht (Verfaſſungs- und Regie: 
rungsrecht) behandelt find 3), theild im Bundesrecht ihre nä— 
here Erörterung finden müffen, bleiben fie hier audgefchloffen. 
I. Die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten 
ift felbft da, wo die Staatöverfaflung auf dem Syſtem einer f. 
g. Zheilung der Gewalten beruht, ein ausſchließliches Recht 
ber Krone 9). Um fo mehr muß dieß für die monarchifchen 
Staaten Deutfchlande nach den in Betreff der Souverainetät der 
deutfchen Fürften anzuerfennenden Srundfägen Geltung haben >). 
Aber auch in den deutfchen Republiten vertritt der Rath ober 
Eenat der Stadt den Freiftaat ausfchließlic in feinen auswärti: 
gen Beziehungen 6). Allein die Bedeutung diefer Ausſchließlich⸗ 


Beſchlüſſe der Bundesverſammlung für den Staat und bie Untertha⸗ 
nen verbindlich und Beftandtheile bes Lanbesflaatsrechts find, ſobalb 
fie vom Landesherrn publicirt werden u. f. w. Babifdye- Verf Urk. 
8.1.2. Würtemb. 83 Heffen-Darmft. $. 1.2. Goburg. 
6. 1.2. Altenburg. $. 11. 12. Sächſiſche Verf. urk. 8. 1. 89. 
Braunſchw. $. 11. 12. Hannov. Grundgeſet $. 2. Lanbesverf. 
Bel. $. 2. Sondersh. Verf. Urt. $. 3. Verf. Urkunden der neus 
fien Beit (feit 1848) haben — abgefehen von ben ephemeren auf bas 
Buftanbelommen einer deutſchen Reichsverfaſſung beredyneten Beftims 
mungen, f. 3. B. das Dldenburg. Grundgeſetz v. 1849 Art. 159, — 
das Verhältniß des innern Staatsrehts zum Bundesrechte zum Theil 
anders aufgefaßt, zum Zheil gar nit berührt. Nur auf die Er: 
rihtung eines Bundesſtaats auf Grundlage bes Entwurfs v. 26. 
Mai 1849 bezieht ſich Art 118 der Preuß. Verf. Urt. v. 1850. 

3) Hierzu gebörte auch in ber erften Bearbeitung diefes Staatsrechts 
die Lehre von der Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit des Territo⸗ 
riums, welche jest hier ihren Play gefunden hat. 

4) 3Zöpft, Srunbfäge des Staater. $. 152. Grünler, Beiträge zum 
Staatsrecht des Könige. Sachſen. S. 33. v. Aretin, conftitut. 
Staatér. Th. II. ©. 124. 

5) Vergl. Ih. I. 6. 62. No. III. und in Betreff der heutigen Stellung 
und bes Rechtes der Stände daf. $. 111. No. 6 u. 8. 116. ©. 609. 

6) Vergl. Frankfurter Konftitutions- ErgänzungssXecte. Art. 25 und 
über Hamburg: Weftphalen Hamburgs Verfaffung und Berwal: 
tung Bd. 1. S. 68. Lübed. Verf. urk. v. 1851 $. 27. $. 52. No. 
aNd. & 53. M XI; und Über die nöthigenfalls einzufegende Ges 
hbeimcommiffion für den Abfchluß von Staatsverträgen daf. $. 

Zahariä’s Staatsrecht. 2r Bd 2te Aufl. 37 
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keit ift doch eigentlich nur eine formelle, in fo fern die Regie: 
rung bei dem Verkehr mit Auswärtigen durch ſich felbft voll— 
ſtändig legitimirt ift und dabei an Feine Genehmigung, Bor: 
berathung, ober perfönlihe Mitwirkung der Stände u. f. mw. ge⸗ 
bunden iſt; — wogegen die Frage, ob und in wie fern ber Staat 
durch die Regierung allein verfaſſungsmäßig verpflichtet, ober 
dazu bie Zuffimmung der Stande erforberli wird, von den Be⸗ 
flimmungen der Verfaſſung felbft abhängig iſt. Auch verfteht es 
fi ganz von felbft, daß wenn in Folge eines freiwillig mit 
andern Staaten eingegangenen Verhältniſſes Anordnungen ge: 
macht werden follen, welche ihrem Inhalte nach dad Verfaſ—⸗ 
fung8: oder Regierungsrecht des Staats ändern, oder auf 
die beftehenden Rechte und Pflichten der Unterthanen influiren, 
fie derjenigen GConcurrenz der Stände u. f. w. unterliegen, wel: 
he nah den Beftimmungen’ der Verfaffung in Betreff 
diefer Gegenftände vorgefchrieben tft 7). 

Aud die neuern Berfaffungen erkennen theils ſtillſchweigend 
theild ausdrudlih an, daß dem Staatsoberhaupt die ausfchlieb- 
liche Zeitung der auswärtigen Angelegenheiten gebühre, zugleich 
aber auch, daß die in Folge davon zu erlaffenden Gefege und 


— — — — — — — 


54. — Bremiſche Verfafſ. Art. 66. ($. 121) lit. f. Art. 55. (5. 
105.) 
7) Der Zap, daß die Regierung nicht berechtigt ſei, durch Verträge 
mit Auswärtigen, die Verfaſſung zu ändern ober die verfaſſungsmä⸗ 
*  Bigen Rechte der Unterthanen aufzuheben ober zu verlegen, bebarf 
feines weitern Beweiſes. In diefem Sinne erflärt auch das Votum 
ber Hannoverfhen Bevollmächtigten auf dem Wiener Congreß 
v. 21. Detbr. 1814 (Klüber's Acten Bb I. ©. 69), daß die zwi: 
fhen den deutfchen Kürften und Napoleon gefchloffenen Verträge den 
Rechten ihrer Untertbanen de jure nichts hätten vergeben können, 
und daß fein Fürſt in dem Lichte ſich darzuftellen wünfchen werbe, 
als Hätte er mit einem fremben Fürften einen Vertrag gegen 
. feine Unterthanen eingehen wollen. Vergl. oben Th. I. $. 37. Rote 
5. Bergl. aud) Grüner, Beiträge zum Etaatsrecht des Königr. 
Sachſens ©. 69, deffen Darftellung aber gerade in diefer Beziehung 
höchſt mangelhaft ift. — Ueber die Geltung biefer Säze in Verhält⸗ 
niß zum Bunde f. unten das Bundesrecht. 
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Anorbnungen ber verfaflungsmäßigen Mitwirtung der Stände 
unterliegen 8. Auch kann die Berantwortlichkeit der Mi: 
nifter und anderer Staatödiener für die Verfaſſungsmäßigkeit der 
vom Regenten auögehenden Anordnungen und Verfügungen burd 
bie Berufung auf die ausfchließliche Berechtigung deſſelben zur 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten nicht befeitigt werden, 
fo wenig als deshalb den Ständen das Recht abgefprochen wer: 
den kann, in Beziehung auf auswärtige Verhältniffe, welche un: 
mittelbar oder mittelbar auf das Wohl ded Landes von Ein: 
fluß fein Ponnen, Petitionen an den Landeöherrn gelangen zu 
laffen ?). 


Ä $. 237. ($. 216.) 


Hu. Snöbefondere: Werträge und Bündniffe mit 
andern Staaten. — Gefandtichaftsredht. 


J. J. Mofer, nachbarliches Staatsrecht. Kap. V. (handelt von WVerträgen 


8) Die ftilfchweigende Anerkennung des erften Satzes liegt in dem Aus⸗ 
ſpruch, daß der Landesherr alle Rechte der Staatsgewalt In ſich ver⸗ 
einige, - ohne daß den Etänden in Beziehung auf die Leitung ber 
auswärtigen Angelegenheiten eine formelle Mitwirkung eingeräumt 
würde. Ein ausbrüdliches Anerkenntniß enthält 3.3. die Würtems 
berg. Berf. urk. 5. 83. „Der König vertritt den Staat in allen 
feinen auswärtigen Verhäftniffen.« Das Geſetz fügt jedoch ſogleich 
binzu: „Es kann jedod ohne Einwilligung der Stände burdy Ver: 
träge mit Auswärtigen fein Theil des Staatögebietes unb Staatseis 
genthums veräußert, Feine neue Laſt auf das Königreicd, und deffen 
Angehörige übernommen, und Fein Landesgefeh abgeändert oder auf: 
gehoben, keine Verpflichtung, welche den Rechten ber Staatsbürger 
Gintrag thun würbe, eingegangen, namentlich aud) kein Handels: 
vertrag, welder eine neue geſetzliche Einrichtung zur Folge hätte, 
und fein Subfidiene Vertrag zur Verwendung der Eöniglihen Trup⸗ 
pen, in einem Deutſchland nicht betreffenden Kriege, gefchloffen wer- 
den.» v. Mohl, Etaater. Th. I. S. 33. Vergl. audy Alten: 
burg. Grundgeſ. $. 6. Braunfdw. Lundfdh. Ord. v. 1832 $. 7. 
8. Hannov. ECtaatögrundgel. $. 7. 92. Landesverf. Gef. $. 11. 
Coburg⸗Goth, Grundgel. $. 1238. Walbed. Verf. Urk. 8.3. 11. 
Didenburg. Grundgef. Art. 27. Preuß. Verf. Url. Art. 48. 

9) Vergl. oben Th. I. $. 62. Note 9 u. $. 116. ©. 609. 
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und Bündniſſen ber Reichsſtände unter einander, mit Ausnahme 
ber Bündniffe in Religionsfadhen, wovon im Zractat von der teuts 
ſchen Religions = Berfaffung bie Rede iſt). Daf. aud) ©. 160 (bes 
nachbarl. Staatsrechte) Ältere Differtationen von Wagner, Dbs 
redht, Holze, Mascop und Streder vom jus foederum der 
Reichsſtände, weldhe in Pütter’s Lit. (III. ©. 616) fehlen. — 
Mofer’s ausmwärtiges Staatsredht. Kap. V. 8.91 f. — Häber: 
(in, Banbb. des Staatör. Th. II. S. 193 f. (hauptfählid das 
Kriegsrecht der Reichsſtände betreffend). — Leiſt, Staater. $, 
266. — Klüber’s öffentl. Recht. $. 558. — Grünler, Bei— 
träge zum (auswärtigen) Staatör. des Königr. Sadıfen. ©. 69 f. 
In völlerredhtlicher Hinfiht vergl. Heffter, das Europ. Völker⸗ 
recht der Gegenwart. $. 81 f. 


1. Abgefehen von dem, in der Reichsſtaatsgewalt ent: 
haltenen Vertrags⸗ und Bündnißrecht, weldes zu ben f. g. Co: 
mitialredhten gehörte I), war fhon durch ben weftphälifchen Frie⸗ 
den daß, in feinen Folgen nothwendig zur allmähligen Auflöfung 
der Reichöverfaffung hinführende (Th. I. $. 35), fürmlihe An: 
erfenntniß erfolgt, daß den Reichsſtänden bad Recht zuftehe, 
zu ihrer eignen Sicherheit und Erhaltung Bündniffe (foedera) 
unter fih und mit ausmwgptigen Staaten abzufchließen, wobei 
ber Zuſatz, daß fie nicht gegen Kaifer und Reich,. nicht gegen 
* Lands und Religiondfrieden gerichtet fein, und überhaupt die 
Pflichten gegen Kaifer und Reich nicht verlegen dürften 2), eine 
die Gefahr für dad Reich wenig befeitigende Glaufel war 3). — 


ı) Instr. pac. Osnabr. Art. VII. $. 2 (Th. I. $. 30. Note 2). Wahl⸗ 
capitul. Art. VI. 5. 1. „Wir follen und wollen aud für uns felbft, 
als ermählter Rom. Kayfer, in bes Reiche Händeln Fein Vündniß 
mit andern, ins ober außerhalb bes Reihe, machen, wir haben 
dann zuvor ber Ehurfürften, Fürſten und Stände Meeiigung auf 
einem Reichstage hierzu erlangt.« 

2) Instr. pac. Osnabr. Art. VII. 8. 2. Ih. I. $. 32. Note 12. Die 
Wahlcapitul, Art. VI. $. 4 flimmt Hiermit wörtlich überein, unter- 
wirft aber im $. 3 aud den Kaifer in Betreff feiner eignen Rande 
der Beflimmung bes weftphäl. Friedens. Vergl. Mofer, nachbarl. 
Staatsreht. &. 163 f. Pütter’s Beiträge I. Ro. 17 8. 6. 

3) Die Unzuläffigteit von Bündniſſen mit Auswärtigen erfannte frei⸗ 
lich auch die Reichsgeſetgebung in Betreff aller „Landſaſſen und 
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Um fo weniger kann für die fouverainen deutfchen Bundesſtaa⸗ 
ten dad Recht des Vertrags und ber Bünbniffe unter fih und 
mit Auswärtigen in Zweifel geftellt werben, obwohl auch bier 
die aud der Natur des Bundesverhältniſſes entfpringende Ein: 
fhränfung befteht, daß die Verträge und Bündniffe nicht gegen 
bie Sicherheit ded Bundes und der einzelnen Bundeöftaaten ges 
richtet fein dürfen 9. 

1. Die Verträge und Bündniffe der deutfchen Staaten un: 
ter fi und mit Auswärtigen, fünnen ihrem Gegenftande nad 
alle möglihen innern und äußern Verhältniſſe des Staatd und 
des Staatöoberhauptes, insbefondere Zitel und Pradicate, Ge- 
fandtfchaftsrecdhte, Staatögrangen und Serpituten, QJurisdictiond:, 
Polizeis, Finanz? und Militärfachen, Handels-, Schifffahrts:, 
Straßen:, Poft: und andere Verhältniffe betreffen 5). Die Kor: 
men und Bedingungen der Gültigkeit ' derfelben beftlimmt das 
Völkerrecht. Für das Staatsrecht bleibt hauptfächli nur 
die Frage von Wichtigkeit, ob und in wie fern die Verbindlich 
keit folcher Verträge und Bündniffe für dad Land durch Die 
Zuflimmung oder wenigftend den Beirath ber Stände 
bedingt fei? Die einfache Antwort hierauf liegt fchon in dem 
im vorigen Paragraphen No. II. auögefprochenen Grundfage, wel: 
cher auch durch die neuere Verfaflungs Urkunden mehrfach aus⸗ 
drücklich beftätigt wird 6). Die Frage dagegen, ob ein von der 


Unterthanen« ausdrüdiih an. Wahlcap. Art. XV. 8. 6. Kaiferl. 
Refol. dv. Febr. 1670. ©. oben Th. I. $. 60. Note 3. 

4) Bunbesacte Art. 11. Vergl. auch Wiener Schlußacte. Art.6. Wurm, 
Erit. Verſuche. ©. 36 f. ©. dageg. Deutfihe Reichsverf. $. 8. 

5) SBerfchiedene folche, befonbers in neuerer Zeit zwiſchen der Mehrheit 
der Bundesſtaaten abgefchloffene, für Deutfchland überhaupt höchft 
wichtige, Berträge biefer Art find bereits bei ben betreffenden Ges 
aenftänden des NRegierungsrechts erwähnt worden. — Vergl. aud) 
3. B. über Beftrafung von Zolldefraudationen: C. G. v. Wächter, 
gem. Recht Deutfchlands, insbeſ. gem, d Strafr. Leipz. 1844. ©. 
227 f. 

6) S. die bereits oben $. 236. Note 8 angeführten Stellen ber neuern 
Verfaffungs = Urkunden. Am richtigften drüdt die dem beutfchen 
Staatsrecht entfpredyenden Säge aus: das Hannov. Randesverfafl. 
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Regierung ohne Vorbehalt abgefchloffener Vertrag für fie ſelbſt 

- und in fo fern auch für den Staat nad Außen hin (dem an: 
dern Gontrahenten gegenüber) verpflichtend fei? — ift eine von 
der ſtaatsrechtlichen Zuläffigkeit der Effectuirung des Inhalte 
bed Vertrags unabhängige, und nad) völkerrechtlichen Grund: 
fägen zu beurtheilen 7). 


” 


Geſetz $. 11, indem es beflimmt: „Der König vertritt dad Königs 
reich in allen Berhältniffen zu dem beutichen Bunde, den einzelnen 
Bunbdesflaaten und ben auswärtigen Staaten. — Nur Er ordnet 
die Sefandtfchaften an, fhließt Verträge mit andern Staa- 
ten ab und erwirbt dadurch nicht nur Rechte dem Königreidhe, fon 
dern verpflichtet auch baffelbe zur Erfüllung der vertragsmäßis 
gen Verbindlichkeiten. — Erfordert die’ Ausführung ber 
Verträge, die Bewilligung von Gelbmitteln aus der Lans 
descaffe, ober follen die Verträge.eine Abänderung be—⸗ 
ſtehender Landesgeſetze bervorbringen, fo bebarf es hies 
zu der verfaffungsmäßigen Mitwirkung ber Stände“ — 
Will man bei der Interpretation die ganze Grundlage des deutfchen 
Staatsrechts, wonad die Stände keine Mittheilhaber der Souverä⸗ 
netät find, nicht ignoriren, fo wirb-man audı die Werfaffungs s Urs 
tunden, welche kurzweg bıe Gültigkeit von Gtaatsverträgen von ber 
Zuftimmung der Stände abhängig madyen, nicht anders auslegen 
können. — ©. auch ben Art. 48 der Preuß. Verf. Urf. im $. 238. 
Note 7. — Beifpiele von ältern Lanbesderfaffungen, wonad bes 
fondere Bündniſſe nicht ohne ftändifche Zuſtimmung gefchloffen 
werden follten, f. bei Strube, Nebenftunden. Th II. Abb. X. $. 


XI, nebft der Unterfuchung über die fortbauernde Gültigkeit dieſer 


Landesverträge daſ. $. XIV. $. XV. 

Klüber, Europ. Völkerrecht $. 142. Heffter, das Europ. Böl⸗ 
ferredht der Gegenwart $. 84. — Indeß wird audy hier nicht ge⸗ 
börig unterfdhieden, was nur eine ben andern Gontrahenten nicht 
berüärente res domestica ift und was das internationale 
Verhältnig felbit berührt. An fich gehen bie verfaffungsmäßigen 
Schranfen des wirklichen Souverains oder völkerrechtlich Tegitimirten 
Repräfentanten der Staatögewalt den andern Paciscenten nichts an, 
und fo wenig Legterer deshalb von dem Bertrage zurückzutreten be= 
rechtigt ift, weil der Mitcontrahent die zu Ausführung bes Vertrags 
für ihn nothwendige Zuftimmung feiner Stände nod nicht erlangt 
hatte, fo wenig darf fich diefer darauf berufen. Die weitere Aus: 
führung diefes Punktes gehört aber nicht hierher. 


IX. Auswärtige Verhältniſſe. ($. 237.) 583 


1. Das Geſandtſchaftsrecht (jus legationum aclivum 
et passivum), d. h. die Befugniß in Staatdangelegenheiten Ge⸗ 
fandte zu fchiden und anzunehmen, gebührte fhon den deutſchen 
Reichöftänden und ſteht jegt- allen fouverainen Bundesftaaten, 
ohne irgend eine beflimmte Befchränktung des Regenten, zu 8). 


$. 238. ($. 217.) 


UEE. Sriegöredht und Friedensſchluß. Sriegdlaften 
und Rriegöfchäden. 


Hütter’s Literat. des Staatsr. Th. IH. S. 646f. — Mofer’s auswärs 
tig. Staatsr. Bud, IV. Kap. 14. ©. 343 f. 


l. Ueber die Frage, ob in der Landeshoheit der beutfchen 
Reichsſtände 1) auh dad Recht ded Kriegs enthalten fei? 
fonnte, da die NReichöverfaffung in der Regel alle Selbfthülfe 
und Fehde zwifchen den Reichöftänden felbft ausfchloß (Th. 1. $. 
32. No. 3), de jure nur in fo fern Streit fein, als es fih um 
bad Kriegsreht im Verhältniß zu auswärtigen Mächten 
handelte. Obwohl nun die Reichögefege Bein ausdrüdliches Anz 
erfenntniß eines folchen Kriegsrechts enthielten, fo wurde «8 
doch aus dem anerkannten Bündnißrecht gefolgert, wobei felbft 
die von Einigen behauptete Beſchränkung auf Defenfivfriege von 
Andern beftritten wurde 2). Hiermit war dann auch dad Necht, 
Hülfstruppen zu fhiden, Subfidien-Zractate zu fdhlie: 


8) Pütter's kit. Ih. II. ©. 218. Klüber's Fortfeg. 1006 f. Klü⸗ 
ber, öffentl. Recht. $. 65% Die Lehre von ben verfchiedenen Arten 
der Gefandten u. f. w. ift völkerrechtlich. Heffter, Völkerrecht. 
$. 198 f. 

1) Daß ein Reichskrieg nit vom Kaifer allein, fondern nur mit Zus 
flimmung der Reichtverſammlung befchloffen werden Tonnte, war 
ausgemadhten Rechtens, und baffelbe galt vom Heichsfriebends 
ſchluß. Instr. pac. Osnabr. Art. VIII. 6.2. Wahlcap. Art. TV. 6. 2. 
8. 11. (Oben Th. 1. S. 63 f) Leiſt, Staatsr. $. 251. 256. 

3) Vergl. Mofer, auswärt. Staater. ©. 344 f. u. befonders die Aus⸗ 
führung von Häberlin, Handb. bes Staatsr. Th. II. 2: 191 f. 
©. auch Leift, Staater. $. 266. No. IV. 


584 GStaatör. d. Bundesflaaten. — Regierungsrecht. ($. 238.) 


gen 3), fo wie dad Neutralitätd: und Bermittelungsredht 
anerkannt, Alles freilich mit der Beſchränkung, daß dadurch die 
Pflichten gegen dad Reich und die Mitflände nicht verlegt wür⸗ 
den. — In der Souverainetät der deutfhen Bundes 
ftaaten ift zwar das Kriegsrecht und was damit zufammen= 
hängt *), unzweifelhaft enthalten, allein, abgefehen von ber 
Rechtswidrigkeit jedes Kriegszuſtandes zwifhen Bliedern 
des Bundes, leidet jened Kriegörecht der Bundeöglieder noch 
undere wefentliche Befchräntungen, welche fih aud dem Rechte 
des deutfchen Bundes, insbefondere aus feinem Vermittelungs— 
amt bei Streitigkeiten oder Irrungen eined Bunbesftaatd mit 
auswärtigen Mächten ergeben 5). 

ll. Bon einem Einwilligungsreht der Landſtände zur 
Kriegführung und Zriedensfhluß konnte natürlih bei einem 
Reichskrieg und deſſen Beendigung fo wenig die Rede fein, 
ale gegenwärtig bei einem Bundeskrieg und Friedensſchluß. 
Für die Privatfehden und Kriege der Landesherrn war aber in 
älteren Particular:Berfaffungen nicht felten die Einwilligung der 
Landftände bedungen 6). Die neuern deutfchen Verfaffungs »Ur: 





— — — 


3) Klüber, öffentl. R. F. 658. Note c. Moſer, auswärt. Staatsr. 
©. 351 f. 

4) Wie insbefondere audy das Recht zur Erlaffung von Avocatorien 
und Inbibitorien (Literae s. mandata avocatoria et inhibitoria). 
Leift, Staatsr. $. 252. Pütter, kit. Th. I. ©.656. — Heff⸗ 
ter, Völkerrecht. $. 121. 

5) Vergl. unten das Bundesrecht, insbef. $. 263. 264 der erſten Aufl. 
©. übrigens Bundesacte Art. 14. Wiener Schlußacte Art. 36—49. 
— Mas vom Krieg gilt, muß aud von f. 9. Repreffalien als 
einem Gewaltmittel gelten. Gtwas Anderes ift dagegen die Retors 
fion unbilliger Beflimmungen und Maßregeln. BHeffter, Völker⸗ 
reht $. 110f. Pütter’s Lit. Th. II. ©. 651f. Leif, Staater. 
8. 112. $. 251. 266. Klüber, öffentl. Recht. $. 557. 

6) WBeifpiele f. in Strube, de statuum prov. origine $. 16. (Observ. 
jur. No. IV.) u. Deſfelb. Nebenftunden. Ih. I. No. X $. XHI f. 
&. auch befonders nody Häberlin's Staatsardhiv. Wd. II. S. 39 f. 
(Satenberg betr.) und ferner Mofer, von der Landeshoh. in Mili- 
tairfachen. 8. Il. 15. 32-37. 53. 71. 75. 77. 
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kunden fchweigen faſt fämmtlich uber diefen Punft und konnten 
es um fo mehr, da bie Frage für bie Staaten, welche feine 
zum Bunde nicht gehörige Befigungen haben, fo gut wie unprac⸗ 
tiſch iſt, und binfihtlich, ded Rechts des Souverains fchon 
ber allgemeine Grundfag entfcheidet, wonach er alle Rechte ber 
Staatögewalt in feiner Perfon vereinigt und ihm allein die Lei: 
tung ber auswärtigen Angelegenheiten gebührt 7). 


1m. Binfichtli der durch den Krieg für die Unterthanen. 
verurfachten Leiftungen und Nachtheile find die Kriegslaften 
von den Kriegsfchäden zu unterfcheiden 9. Die Kriegslaften 
find ihrer Natur nad), weil der Krieg eine Staatshandlung ift, 
ald Staatslaften zu betracdhten, welche wie andere Staatsla⸗ 
fien von allen Unterthanen auf gleiche Weife getragen oder nach: 
ber ausgeglichen werben müflen, wie insbefondere Kriegsfteuern, 


7) Ausdrüdlid) beftimmt die Preuß. Verf. Url. Art. 48: Der König 
bat bas Recht, Krieg zu erflären und Frieden zu fhlie 
Ben, audy andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. 
Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung ber Kammern, 
fofern es Handels⸗Verträge find, oder wenn dadurch dem Staate 
Laften, oder einzelnen Staats» Bürgern Verpflichtungen auferlegt 
werben.» Ron den vor 1848 errichteten Verf. Urkunden gedentt nur 
die Würtembergifche des Kriegsrechts bes Souveräns, indem fie 
beftimmt, daß ohne Einwilligung der Stände kein Subfidiens 
Bertrag zur Verwendung ber Föniglihen Zruppen, in einem 
Deutfhlandb nicht betreffenden Kriege, gefchloffen werden 
könne. Dffenbar fließt fie daburdy mittelbar bie ſtändiſche Mitwirs 
fung in allen übrigen Källen aus. v. Mohl, Würtemb. Staates 
recht. Th. 1. S. 240. — Leber Theilnahme der Stände an außeror⸗ 
dentlichen (Kriegs:) Gommiffionen f. 3. B. Altenburg. Grunbgef. 
$. 217. — Ueber bie Frage, ob ein Landesherr dasjenige was er 
im Kriege erworben, wieder (willkührlich) veräußern könne? vergl. 
auch oben Th. II. S. 70 und Strube, rechtl. Bebenfen. Bd. TI. 
No. 43. Würtemb. Verf. urk. $. 87. 


8) Kriegsſchulden bes Staats und der Gemeinden haben nichts Eis 
genthümliches und unterliegen ben allgemeinen Beflimmungen über 
Sontrabirung von Staates und Gemeindefhulden., Kergl. oben $. 
215 f. . 


5356 Staatör. d. Bundeöftaaten. — Regierungsrecht. ($. 238.) 


Natural = Lieferungen, Transportmittel und inquartierung ?). 
In Betreff desjenigen, was ber Einzelne für Kriegszwecke des 
Staatd befonders Hat leiften müſſen, fleht ihm daher unbezweifelt 
eine Entfhädigungd - Forderung gegen den Staat zu 1%). Dabei 
wirb aber vorausgeſetzt, daß die Leiftung kraft Aufforderung einer 
dazu autorifirten Civil- oder Militär = Behörde des 
Staatd oder feiner Alliirten gemacht wurbe, oder wenigftens 
materiell eine versio in rem nachgewiefen fei 12). — Zum Er: 
faß der Kriegs ſchäden dagegen, db. h. derjenigen Nachtheile, 
welche der Einzelne durch den Krieg oder in Kolge bdeffelben ers 
litten bat, ohne dadurch zu dem nothwendigen Kriegsaufwand 
ded Staatd etwas beizutragen, 3. B. durch feindliche Requifition, 


9) Vergl. oben $. 234 No. UII. F. ©. Fleck's rechtl. Bemerkungen 
üb. die Einquartierungslaft. Dresden 1815. Ghr. 8. Runde, redtl. 
Grundfäge über Vertheil. ber Cinquartierungslafl. Oldenb. 1808. 
Doh können auch hier befondere Verpflichtungen für einzelne Glaffen 
von Unterthanen verfaffungsmäßig begründet fein; 3.3. zu den, zur 
Landfolge gehörigen, Kriegsfuhren. Vergl. Strube, rechtl. Be: 
denken Th. 1. No. 8.9, Th. II. No. 143 a. E. — v. Bülow u. 
Hagemann pract. Erört. Th. I. No. XXI. 

10) Bynckershoek, Quaest. jur. publ. Lib. TI. cap. 15. Ziegler, 
de jurib. majest. Lib. I. Cap. IV. 6. 14.15. Strube, rechtliche 
Bedenken. ZH. 1. No. 9%. — Br. Zof. Bobmann, Grört. der 
Grundfäge, wonad die Kriegsſchäden jeder Art feftzuftellen, zu ers 
ftatten und zu peräquiren find. Frankf. 178. — G. M. Weber, 
üb. bie Repartition ber Kriegsſchäden. Würzb. 1809. — E. %. 
Haus, Beitr. zur Berichtig. der rechtl. Grundſäte über den Erſat 
und bie Vertheil. der Kriegsfchäden. Nürnd. 1801. — F. H. Hatz⸗ 
feld, Prüfung der Grundfäge welche über bie Peräquation der 
Kriegslaften bisher find aufgeftellt worden. Frankf 1801. — 8. ©. 
Schmid, über die Vertheilung der Kriegsſchäden und ber Einquar⸗ 
tieung. Hildburgh. 1808. — Eichmann, Kriegsfhäbenerfag nad) 
Grundfägen bes Civilrechts. Altenb. 1813. 

N) In Beziehung auf die in den letzten franzöflfchen Kriegen entſtande⸗ 
nen derartigen Anfprüche, deren Liquidation und Geltendmachung 
haben häufig befondere Landesverorbnungen, zum Theil unter Ein: 

ſchränkung bes Nechtöweges, Beflimmungen getroffen. Bergl. 3.8. 
Simon, preuß. Staater, Th. Il. ©. 498 f. 
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Brandfchagung und Plünderung, Ercefle der eignen und allüürten 
Truppen, Schäden, die durch Embargo, Blofade und feind: 
liche Caper verurfacht werden 12), und andere aud Kriegshand⸗ 
lungen bervorgegangenen Nachtheile, ift der Staat rehtlich nicht 
verpflichtet, obwohl auch hier für Diejenigen, welche mehr als 
andere Staatöglieder gelitten haben, auf verfaflungsmäßigem 
Wege, aus Gründen der Billigkeit, eine Vergütung angeordnet 
werden kann 13). Diefe Schäden find im rechtlichen Sinne als 
cafuelle zu betradhten, und es kann daher auch der Umftanb, 
baß ohne die vom Einzelnen erzmungene Leiftung der Echade 
vielleicht die ganze Gemeinde oder den Staat betroffen haben 
würde, eine Entihädigungspflicht der Lestern nicht begründen 13). 
— Wenn dagegen 1) von ben eignen Civil: oder Militär⸗Staats⸗ 
behörden Eigenthum der Einzelnen für Kriegszwecke in Anſpruch 
genommen, oder zerflört worden ift, welchen Falls die Grundfäge 
von Erpropriation (Th. Il. 8. 153) zur Anwendung kommen müf: 
fen; oder 2) eine der Gemeinde oder dem Lande vom Feinde auf: 
gelegte Laſt (Brandfchagung, Kriegscontribution) von Einzelnen, 
fraft einer Aufforderung ober eines acceptirten Anerbie- 
tens einer autorifirten Randesbehörde (auch ſtändiſchen Col: 
legiumd) übernommen und erfüllt worden ift, — dann ift aller: 
dings ein Entſchädigungs-Anſpruch des Einzelnen gegen das 
Ganze (Gemeinde oder Staat) ald begründet zu betrachten. 


12) Vergl. 5. B. in Betreff des Dänifchen Kriegs bie Verhandl. der 
deutſch. National-Berfamml. v. 11. Aug. 1848. Stenograph. Bericht 
Bd. II. ©. 1515 f. 

13) Die rein civilvechtliche Frage über das Verhältniß zwifchen Verpäch⸗ 
ter und Pächter und wer von ihnen bie Kriegsſchäden zu tragen 
babe, bleibt hier unerörtert. ©. Strube, rechtl. Bedenken. Bd. 
IT. No. 87 und andere Cchriften von Balthafar, Windler, 
Werner u. A. in Erfch Lit. der Jurisprud. I. No. 1255 f. 

14) Die von ältern Zuriften hierbei gemachte analoge Anwendung ber 
Lex Rhodia de jactu, (f. 3. B einen Fall bei Strube, rechtl. Be: 
denken. Ih. IM. No. 21) läßt ſich in dieſer Ausbehnung nicht recht: 
fertigen. 
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IV. Vom Staatögebiet. 


J. 3. Mofer, von ber t. Reichsſtände Landen. Buch I. Kap. I. IE IH. 
VIII. XIII. XVI. XVII. XXI — Vergl. auch G. Landau, bie 
Territorien in Beziehung auf ihre Bildung u. ihre Entwickelung. 
Hamb. u. Gotha 1854. 

Schweitzer, öff. R. des Großhth. Weimar. I. 8. 117 f. 


A. Mechtliche Natur und Eintheilung Der deutſchen Staats⸗ 
gebiete. — Staatögränzen. 


I. Alle deutfche Bundesſtaaten bilden jest f. g. geſchloſ⸗ 
fene Zerritorien 1) und meiftens zugleih ein untbeilbares, 
nicht blos unter einem Staatsoberhaupt, fondern audy unter 
einer Berfaffung vereinigted®s Ganzes. Die Untheilbarkeit 
beruht mehrentheild fchon auf altern Hausgeſetzen, insbeſon⸗ 
dere den Primogeniturordnungen und auch Landeöverträgen 2), 


1) Ron bem viel befprochenen und auf verfchiedene Weife erklärten Uns 
terſchiede zwifchen territoria clausa und non clausa (vermiſchte Reiches 
ande) f. Mofer, von der NReichsftände Landen. Bud I. Kap. 8. 
S. 104-117. Dafelbft auch ein Verzeichniß älterer Schriften von 
Ditdebrand, Mende, Struve, Wagner u. %. über jene Uns 
terfcheibung. Vergl. auch Pütter’s Literatur. TH. II. S. 8238. — 
v. Zröltfd), Gedanken von dem ächten Begriff und Grunde ber 
Unmittelbarkeit u. Zerritorials®erechtigkeit in vermif hten Reiches 
landen. Frkf. u. Lpz. 1786. — Ueber verfciebene Benennungen 
ber Reicyelande und den Gegenfag von Territorium (bei den Bes 
figungen eigentlicher Landesherrn) und Gebiet (ditiones; bei Reiche: 
fläbten und der Reichöritterfchaft) f. Mofer a. a. D. ©. 2f. 

2) Vergl. oben Th. J. $. 64 bef. Note 9. — Daß die Untheilbarkeit 
od. Unzertrennbarleit der deutſchen Staaten bef. in Erbfällen auf 
die Bundesgefege (Art. 2. 11 der Bundesarte u. Art. 1 der W. 
Schl. Acte) geftügt werben könne, läßt ſich nicht behaupten: vergl. 
„Ueber die angebl. Unzertrennbarkeit u. Unveräußerlichleit der 
Staaten zufolge ber £. Bunbeögefege.» Erfurt. 1825. Reichard, 
bie Unthbeilbarkeit ber Gebietsbeflände u. ſ. w. Geitſchr. f. gef. 
Staatswiffenih. 1844 Hft. II), behauptet (S. 533), daß gegen die 
Beflimmungen der neuern Staatsgeſetze Feine ältern Bucceffionsrechte 
verfchiedener Linien mehr Kraft hätten. Das feien Verträge von 
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durch weldhe den Ständen die Verſicherung ertheilt wurde, daß 
fie nicht getrennt werden follten 3). Die neuern Landeögrund- 
geſetze haben ſämmtlich die Semeinfhaft der Verfaffung für 
alle Kandeötheile und die Untheilbarfeit ber Lande ausdrücklich 
ausgefprochen ?), und es kann hiernach feinem Zweifel unterliegen, 
baß die früher fo häufigen Werhältniffe einer Real: ober bloßen 
Perfonal:Union dadurch überall befeitigt oder durch den Ein: 


3) 


9 


Außen, die ohne das Land u. die Landſtände gemacht worden. Nur 
das eigene Staatsrecht bes zur Succeſſion gediehenen Landes koöͤnne 
bier entſcheiden. Das ältere Privat-Fürſtenrecht, welches mit 
der Zorberung des (natürl.) Staatsrechts auf Erhaltung der Selbſt⸗ 
ftändigkeit und Integrität des Staats im Widerſpruch ftehe, müſſe 
durch das öffentliche Recht als aufgehoben betrachtet werden. ©. 
dagegen oben Th. I. $.71. 

&o 3. B. in Medlenburg ungeadtet der fonftigen Trennung in 
zwei Zerritorien, vermöge der Union von 1523 und beren Beftätis 
gung im Erblandesvergleiche v. 1755 Art. IV. ($. 138-140); in 
Braunfhweig-Wolfenbüttel vermöge des Pacti Henrico- Wil- 
helmieni v. 1535; in Würtemberg, was die alten Lande betrifft, 
vermöge des Münfinger Vertrages v. 1482 (Mohl, Würtemb. 
Staater. I. ©. 148 f). In Braunfhm. Lüneburg ftellte man 
fhon 1374 vergeblih, und 1680 zulegt, die Untheilbarkeit bes 
Landes fefl. — Die Beflimmung ber golbnen Bulle Kap. VII bes 
zieht fi) auf die Kurwürbe, jus, vox et potestas electionis. Vergl. 
überhaupt Mofer, von der Reichsſtände Landen. Buch I. Kap. 
XIII. ©. 135 ff. 

Weimar. Grundgeſ. $.1. Baier. Verf. urk. Zit. I. 8.1.2 (vergl. 
auch v. Moy, bayer. Staatsr. I. S. 65 f.). Badiſche Verf. rk. 
8. 3. Würtemb. Berf. Urk $. 1.2. Heffen=- Darmfl. Verf. 
urk. 8. 3. Meining. Grundgef. F. 1. 2. Kurheff. Verf. urk. 
$. 1. Altenburg. Srunbgef. 5.1.2. Königl. Sächſ Verf. urk. 
6.1.2. Braunſchweig. Landſch. Drbn. v. 1832 $.1. (Das Fürs 
ſtenth. Blantenburg, welches früher feine befonbre Verfaſſung 
und Stände hatte, wurbe fon burdy bie Landſch. Ordn. v. 1820 
mit Wolfenbüttel zu einem Ganzen vereinigt). Hannov. Grundgeſ. 
6, 1. Landesverf. Gefep 5. 1. Sonderspäuf. Verf. urk. $. 1. 
Didenburg. Grundgef. Art. 1. Inder Preuß. Verf. Url. v. 1850 
liegt diefer Sag mehr nur indirect ausgefprochen. Waldeck. Verf. 


Urk. v. 1852 $. 1. 
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heits-Staat erſetzt find 3). Ueber die Abtheilung ber 
Staatsgebiete in Provinzen u. ſ. w. beſonders zum Zwecke dei 
Staatsverwaltung, laßt fi nichts Allgemein-Gültiges feſtſtel⸗ 
len 6). 


9 Daß auch die Provinzen des Königreichs Hannover ein unter einer 
Staatsgewalt vereinigtes ſtaatsrechtliches Ganzes bilden und 
nicht blos in einer Realunion ſtehen, kann ſelbſt abgeſehen vom 
8. 1 des Landesverf. Gef. von 1840 ("das Königreich Hannover bil: 
det einen unter demfelben Berfaffungdgefese vereinigten untheil- 
baren Staat«) nidt dem mindeften Zweifel unterliegen. Dem 
Rechtsgutachten ber Berliner Juriſten-Faeultät vom Mai 1851 (der 
Galenberg. u. f. w. Ritterfchaft ertHeilt) blieb (S. 22 f.) die Entde⸗ 
dung vorbehalten, daß in der Verfaſſungs⸗Geſchichte Hannovers feit 
1814 nur die «Keime einer Real-Union für bie allgemeinen Landes⸗ 
angelegenheiten« enthalten und in dem, die Vereinigung der Pros 
vinzen zu einem Königreiche erliärenden Art. 26 der Wiener Gons 
greßacte lebiglicdy „die Erhöhung bes Titels des vegierenden Herrn⸗ 
ausgeſprochen fei. — Eine Ausnahme bildeten bis auf die neuefte Zeit 
die Herzogthümer ©. Coburg und Gotha, welche fih nur im Vers 
bältniß einer Perfonal=Union befanden. Zufolge bes Staatsgrunds 
geſehes von 1852 $. 1 bilden fie aber ein ftaatsrechtliches Ganzes. 
Vergl. übrigens noh Mofer, von der Neicheftände Landen. 8.22 f. 
Bon einigen neuern Vereinigungen bisher getrennter Ränder mit bes 

ſondern ‚Herrfchern f. unten bei ben Bundesgliedern. 

. 6 Klüber, öffentl. R. $. 362. Das Königreih Baiern 3 B. wurde 
1808 in 15 Kreife und 1810 in 9 Kreife (vergl. WinEopp, rhein. 
Bund. Bd. VII. ©. 242. Bd. XVII. S. 440), dann 1817 in 8 Kreife 
abgetheilt. An bie Stelle der bisherigen Benennungen, Donau⸗, 
Rezarlreis u. f. w. find durch Königl. Verordn. v. 29. Novbr. 1837 
die Namen DOberbaiern, NRieberbaiern, Pfalz, Oberpfalz u. Regens⸗ 
burg, Oberfranten, Mittelfranken, Unterfranlen und Afchaffenburg, 
Schwaben und Neuburg getreten, fo wie auch die Gränzen bdiefer 
Kreife dem ältern Umfange gemäß anders beflimmt worben. Weber 
Würtemberg's Sintheilung in 4 Kreife (früher 10 Landvogteien) 
f. v. Mohl, Würtemb. Staatsr. Th. IL. ©. 155 f. Ueber Heſſen⸗ 
Darmſtadt f. Weiß, heſſ. Etaater. I. S. 69f. Das Königreid) 
Hannover zerfällt in abminifirotiver Hinfiht in die Lanbbro= 
ſteien Hannover, ‚Hildesheim, Lüneburg, Etade, Aurich und Osna⸗ 
brüdz; Preußen ift in Provinzen und Regierungsbezirke Ben 
u. f. w. 
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1. Die-Gränzen ber beutichen Bunbesflaaten auch nad) 
Außen bin, wo fie mit ben Gränzen bes beutfchen Bundes zu:- 
fammenfallen, beruhen auf Befigftand, Herkommen und ausdrüd: 
lichen Verträgen. In Ermangelung fpecieller Normen ents 
feheiden aud) zwifchen den beutfchen Bundesflaaten bie allgemei: 
nen Säge des Völkerrechts 7) Die Weſtgränzen Deutichlande 
(gegen Frankreich und die Niederlande) beftimmen neuere Zrie: 
densfchlüffe und die Gongreßacte von 1815 8). Auch fette die 
Gongreßacte die Gränzen verfchiedenen Bundesftaaten, z. B. der 
Preußen zugewiefenen Landestheile, feft ). Nähere und noch an: 
dere Gränzbeſtimmungen gab der Frankfurter Zerritorial: 
Receß v. 20. Juli 1819 10). In fo weit der Rhein Frankreich 
von Deutſchland fheidet, wurbe die ſchon im Lüneviller Frie⸗ 
den gegebene Beſtimmung, wonach der f. g. Thalweg die Gränz⸗ 
linie bilden folte, beibehalten II). Wo nichts Beſonderes bes 
flimmt ift, wird aber nicht diefer, fondern die Mitte des 
Fluſſes oder Baches, ald die eigentliche Gränzlinie zu betrachten 
fein 12). Eigentlih ſtaatsrecht lich ift aber, was Grängen be: 
trifft, nur die Beflimmung der Berfaflungdgefege über Gränzbe: 
richtigungen 13). 

% 


2) ©. bei. Günther, Europ. Völkerrecht in Friedenszeiten Bd. IL 
S. 19 f. S. 170-210. Ktlüber, Gurop. Böllerrecht. $. 133. 
Heffter, das Europ. V. R. der Gegenwart. $. 66 f. 

8) Pariſer Friede v. 30. Mai 1814 Art. II. Zweiter Parifer Kriede v. 
2. November 1815 Art. 1. Klüber, öffentl. Recht. 5 88. 

9) 3.8. des Preuß. Theiles von Polen Art. 2; der an Preußen über- 
gehenden fähfifhen Kandestheile Art. 155 der Diftricte jenfeits bes 
Rheins (des Großherzogthums Niederrhein) Art. 253 ebenfo beim 
Königreich ber Niederlande Art. 66. 

10) 9, Meyer’s Staatsacten. I. ©. 299 f. 

N) Vergl. oben Th. I. $. 39. Note 9 u. die beiden Parifer Frieden vors 
bin Rote 8. 

12) Ktüber, öffentl. Net. $. 92 u. die angef. Syſteme tes Völker⸗ 
rechte. 

13) S. darüber unten $. 241 im Zuſammenhang mit der flaatsrechtlichen 
Brage von Lanbesveräußerung. 


592 Staatsr. d. Bundesftaaten. — Regierungsrecht. ($. 230.) 


8. 240. ($. 82.) 
B. Staatödienftbarkeiten. 


Ueber nn Servituten |. ältere Differtationen von Stryd, Engels 
brecht, Shmibt u. A. bei Hütter, Literatur. Th. II. S.819R 
— Neumann, Meditat. ad jus priv. princ. Tom. IV. Lib. 2. p. 
165. — Mofer, nadhbarlidyes Staatsr. Bud) II. Kap. IV. ©. 
39f. — Weſtphal, Staatsreht Abb. 48. — N. 2. Gönner, 
Entwidelung des Begriffe und der rechtl. Verhältniffe beutfcher 
Staatsrechtödienftbarkeiten. Erlang. 1800. S. auch die Lehr: und 
Handbücher des Völkerrechts, und Pütter’s hiſtor. Entwid. II, 
©. 277 f. — Leift, Staatsr. $ 100. — Klüber, öffentl. ®. 
$. 559-562, 


Die Lehre von den Staatsfervituten ift eigentlih gar 
keine ftaatörechtliche im engern Sinn, fondern eine völker⸗ 
rechtliche. Denn Staatöfervituten ald dauernde, reale Be: 
ſchränkungen des feiner Natur nad unbefchränften und aus: 
fohließlihen Staatöhoheitsrechtd im Verhältniß zu einem andern 
Staatöhoheitö:Inhaber Pünnen, was dad gegenfeitige Verhältniß 
zwifchen dem berechtigten und verpflichteten Theile betrifft, gar’ 
nicht einfeitig durch Staats- oder Verfaſſungsgeſetze, fondern nur 
durch eine für beide Theile verbindliche oder über denſelben ſte⸗ 
bende Rechtsnorm regulirt werden I). Doc hat man in Bezie: 
bung auf die von einander unabhängigen Zerritorial = Hoheiten 
eined größern Reichd- oder Bundeskörpers wohl von ſtaatsrecht⸗ 
lichen im Gegenfage zu völkerrechtlichen Servituten gefpro= 
hen 2). Bon einer innern rechtlihen Berfchiebenheit beider Ar: 
ten kann aber in der That Feine Rede fein. Nur in Betreff der 
Begründung tritt der Unterfchieb bervor, daß bei den einer 
höhern Staatsgewalt unterworfenen, Zerritorial-Gewalten Die 


1) Die Theorie ber Staatöfervituten muß daher, als nicht-in das Ges 
biet des Staatsrechts gehörig, bem Völkerrecht zugewiefen werben. 
Die dabei zu erörternden Punkte (Begriff u. Merkmale, mögliche 
Gegenftände, Begründung und Erlöfhung) waren in der erften Aufl. 
diefes Staatsrechts Th. I. S. 320 f. hervorgehoben. 

2) Sönnera.a.D. $. 7. 10. 
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Staatöfervitut außer Vertrag und Herkommen (alö völker⸗ 
rechtlichen Ziteln) auch auf Verjährung und Privilegium 
beruhen Tann. Für die deutfchen Bundesftaaten können aber feit 
der Auflöfung des Reichs auch nur noch die völferrechtlichen Zi: 
tel in Betracht fommen, und baffelbe gilt von der Erlöfhung. 
In fo fern übrigens bie Staatefernitut ein auf fpeciellem 
Rechtötitel beruhendes Recht ift, werben gegenwärtig die burdh 
bie Bundeöverfaflung begründeten allgemeinen Befchräntungen 
der Souveränetät ber Bundeöglieder (fowohl im Werhältniß zum 
Bunde und deſſen Competenz, ald im Verhältniß zu einander, z— 
B. nach Art. 11 der Bundesacte) eben fo wenig ald Staatöfer: 
vituten betrachtet werden können, als die in der frühern Reiche: 
verfaffung liegenden Befchräntungen der Landeöhoheit, obwohl 
da, wo bie Beſchränkung fi fonft als Etaatöfervitut qualificirt, 
der Begriff derfelben durch die Gegenfeitigfeit der Beſchrän⸗ 
fung nicht ausgefchloffen wird. Auch unterliegt e8 feinem Zweis 
fel, daß eine Bundedgewalt dem einzelnen Bundeögliede 
gegenüber fervitutöberechtigt fein Tann, namlich dann, wenn ed 
feine „in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begriffene,“ fon: 
derh eine „befondere« Befchränftung zu Gunften des Bundes, und 
babei dauernd und realer, das völkerrechtliche Staatseigenthums⸗ 
recht afficirender, Natur ift3), wie z. B. in Betreff der Bundes: 
feftungen 2). — In geſchichtlicher Hinſicht 5) aber möge hier 
nur noch bemerkt werben, baß die fehr zahlreichen befondern Be: 
ſchränkungen einzelner Landedhoheiten durch die, einem andern 
Sandesherrn zuftehenden, auf Vertrag, Verjährung und Paiferlichen 
Privilegien beruhenden, unabhängigen Gerechtfame 6), in Folge 


3) Bergl. die Beftimmung der Wiener Schlußacte Art. 15 über bie 
Hälle, "wo bie Bundesglieber nicht in ihrer vertragsmäßigen Einheit 
— erſcheinen, folglich jura singulorum obwalten.« Vergl. auch über 
ben Gegenſatz von Bundes: und Zerritorial-Servituten: Klü⸗ 
ber öffentl. Recht $. 659. 560. e 

4) &. unten das Bundesrecht. $. 270 der ext. Aufl. 

5) Pütter, hiftorifche Entwidelung. Th. Ill. ©. 277 f. 

6) Vergl. Weſtphal, Staatör. Abb. 48. Insbeſondere kommen ale 
Gegenftand ber servitus juris publici vor: Zoll⸗, Geleite: u. Male: 

Badharid’s Staatsrecht. 2 Bd. 2te Aufl. 38 
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der Auflöfung des deutfchen Reiche, theils durch Conſolidation und 
Begründung bed Unterthanscharacterd für den Berechtigten ober 
Berpflichteten, theild, wad die fouverain gewordenen Glieder des 
Rheinbundes betrifft, durch den allgemeinen Verzicht der rhein. 
Bundedacte Art. AXXIV aufgehoben worden find 7). Andrerfeits 
find, — abgefehen von den Beſtimmungen der Rheinſchifffahrts⸗ 
Octroi v. 1808 —, durch neuere Verträge und Friedensſchlüſſe, 
durch die Wiener Congreßacte, deutiche Bundedacte (3.3. Art. 
9), den Frankfurter Zerritorial:Receß (z. B. Art. 6. 23. 32), 
fo wie auch durch Bundesbeſchlüſſe Rechtsverhältniſſe einzelner 
Bundeöftaaten begründet worden, welche unter den Geſichtspunkt 
einer Staatöferpitut fallen. 


$. 241. (6. 83.) 
©. Bon dem Landederwerb und der Landesveräufterung. 


C. G. Gaeriner, Diss. qua materiam Possessionis Territoriorum S. R. I. 
G. immediatorum in titulis et modis acquirendi, retinendi et amit- 
tendi examinat. Lips. 1724. — Barthol. de las Casas, Episc. 
Chiapensis, Ulrum reges vel principes jure aliquo vel titulo et 
salva conscienlia cives ac Subdilos a regia corona alienare et 
alterius domini parlicularis dilioni subjicere possint? Cura et 
stud. W. Griestetteri. Jen. 1768. — J. A. Hellfeld, Diss. 
de restricta INustrium alienandi facullate, maxime quoad Allodia 

‚ avita.o Jena. 1797. Andere ältere Schriften. von Stodhaufen 
(1714) und Zenzell (1728) f. bei Mofer, von ber t. Reiches 
ftände Landen. ©. 215; und dieſen felbfl a. a. DO. Bud) I. Kap. 
18—22. ©. 214-313. — Derfelbe, von der t. Lehnsverfaſſung. 
8.398f. — Reuß, teutſche Staatscanzlei. Th. IV. S. 381f. — 
A. 8. 9. Poffe, über das Einwilligungsredht teutfcher Untertha- 
nen in Landesveräußerungen. Jena 1785. — NH. A. Schmalz, 
Diss. de jure alienandi territoria absque consensu statuum pro- 
vincialium principibus Germaniae competente. Rinıel. 1786. Meb: 


% ; 


fizrechte ferner Beſatzungsrechte, Patronate, Appellations s Inflanz, 
Verbot Feſtungen anzulegen u. f. w. Bergl. audy 3.8. den Reichs⸗ 
dep. Hauptfchl. v. 1803 $. 1. 

7) Vergl. oben $. 36 und, was ben Einfluß des Werzichts auf Staats: 
fervituten betrifft, def. Winkopp, rhein. Bund. Bb. I. ©. 84 u. 
113. Bd. VIE S. 490 f. Klüber 8. 411. Note b. 


I. 
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sere andere, auf den im Jahre 17856 von Sofeph II. intenbirten 
Sintaufdh von Baiern bezüglidhe Schriften f. in Klüber’s Fort⸗ 
feg. der Pütterſchen Literatur. $. 1565 b. ©. 640 f. Vergl. v. 
Dohms Denkwürdigfeiten aus meiner Zeit. Th. II. A. Schmidt, 
Preußens deutfche Politif Berl. 1850. S. 30. Poſſe, über das 
Staatseigentyum in ben t. Reichslanden. ©. 23 f. — Gmelin 
(resp. Walther), de limitibus juris alienandi territoria saecula- 
ria imperii rom. german. Tübing. 1794. — Leift, Staatsr. $. 
45. — Klüber, öffentl. R. 5. 330 f. — Maurenbreder, 
Lehrb. des Etaater. 5. 140 und Deffelben Schrift: Die deut: 
ſchen regier. Zürften u. bie Souverainität. Frankf. 1839. &. 119 ff. 
— 0.Gumpbrecht, de jure principi in bona cam. competente. 
Berol. 1846. p. 47 seq. S. auch üher bie Veräußerung tes Fürs 
ſtenthums Lichtenberg an Preußen: Wurm, krit. Verſuche ©. 
350 f. 


Hinfihtlih der Erwerbung von Ländern oder Gebie: 


ten durdy den Landesherrn muß man ohne Zweifel die Regel 
aufftellen, daß Alle, was er während feiner Regierung zu völ: 
ferrechtlihem Eigenthum (en propriété el souverainele) erworben 
hat, ale eine für den Staat gemachte Erwerbung zu betrachten 
fei, was in mehrfacher Hinfiht, 3. B. hinfihtlich der Concur⸗ 
renz zu ben öffentlihen Schulden und Laſten, fowie bei ber 
Auseinanberfegung mit den f. g. Allodial: Erben, oder auch bei 
ber Scheidung bed Staatögutes von dem (Privat:) Eigenthume 
der landesherrlichen Familie von Einfluß fein kann 1). Nicht 





i) 


Vergl. oben $. 75 mit den daſ. angeführten neuern, zum Theil noch 
weitergehenben Verfaſſ. Urkunden. &. befonders die Baier. Verf. 
url. Tit. II. 8. 1. Die Würtemb. Verf. Url. 8. 2 fagt: „Als 
Landeszumachs iſt alle anzufehen, was ber König nicht blos 
für feine Perfon, fondern durch Anwendung der Staats: 
träfte, oder mit der ausbrädlidhen Beflimmung, baß es ei- 
nen Beftanbtheil bes Konigreichs ausmachen foll, erwirbt.« Vergl. 
auch den 5. 87 derſ. Verf. Urk. und Mohl, würtemb. Staatsr. I. 
©. 154 f. Heſſen⸗Darmſt. Verf. Urk. $. 8: „Bei künftigen Er⸗ 
werbungen wird, nach dem Rechtstitel des Erwerbs feſtgeſetzt 
werben, ob fie zu dem Staates oder dem Familienvermögen gehös 
ren.» Weiß, heſſiſches Staater. I. S. 107. Meining. Verf. urk. 
5 1 39. Kurheſſ. 5 1. Sächſiſche Verf. Url. 6. 16. Vergl. 
Ktüber, öffentl. Recht. $. 330. 
38% 
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rechtfertigen läßt fi dagegen die Behauptung, daß dad neu er: 
worbene Land, unter Befeitigung feiner bisherigen WBerfaffung 
ohne Weiteres (ipso jure) in Gemeinfhaft der Verfaffung 
des erwerbenden Staates trete, ober treten müffe 2). — Eine 
Beſchränkung der deutfchen Bunbesftaaten hinſichtlich der Er: 
weiterung ihred Staatögebieted durch neue Erwerbungen ift in 
der Bundeöverfaffung nicht begründet, und zwar weber in Be: 
treff der Erwerbung von Gebiet, welches ſchon Bundesland ift, 
noch hinſichtlich außerdeutfchen Gebiet 3). Es verfteht fih aber 
von felbft, daß das Letztere dadurch noch nicht zu Bundesgebiet 


wird. 
11. Hinfihtlih der Landesveräußerung 9%, d. h. ber 


2) ©. oben Th. I. $. 53. 51. Mofer, von ber t. Reichsſtände Lan⸗ 
den. Buch I. Kap. I. S. 32 f. Reichs-Deputations-⸗Haupt-— 
fhluß von 1803 $. 60 (Th. I. $. 35. Note 16). Vergl. au Gold⸗ 
ne Bulle Kap. X. $. 2%. Wiener Congreß-Acte. Art. 27 (Ofte 
friestand betr. Dben Th. 1. $. 60. Note 5) Art. 29 (Lauenburg betr.). 
Bon ben neuern Berfaflungs Urkunden enthält die Würtembergi: 
ſche $. 2 die Hierher gehörige Beſtimmung: „Würde in ber Folges 
zeit das Königreich einen neuen Landeszuwachs durch Kauf, 
Tauſch, ober auf andere Weife erhalten; fo wird berfeibe in die 
Gemeinfhaft der Verfaffung bes Staats aufgenommen.“ 
Vergl. Mohl, Würtemb. Etaater. I. ©. 153 f. In andern Läns 
dern fßgert man daffelbe aus ber verfaffungsmäßigen Beflimmung, 
baß alle Beftandtheile des Staates unter einer VBerfaffung vereinigt 
feien, eine Beftimmung, bie dann auch auf ben neuerworbenen Be: 
ftandtheil Anwendung finden fol. Weiß, Deff. Staater. J. ©. 107. 

3) Eine Beſchränkung ift audy nicht enthalten In ben Beftimmungen der 
Wiener Schlußacte Art. 6 u. 16. Bergl Notell u. das Bundesrecht. 
— Rach der Reichöverfaffung hatten die Kurfürften bas befondere (?) 
Vorrecht, Reichslande ohne Tpecielle Faiferliche Einwilligung zu ers 
werben. Goldne Bulle. Kap.X. $. 2. 3. Rau, de praerogativa 
S. R. I. electorum sine speciali Imperatoris consensu terras Impe- 
ril adquirendi. Lips. 1791. — Gönner, Staater. $. 145. Dept 
fann natürlich von einem foldyen befondern Vorrechte einzelner Bun⸗ 
desfürften nicht mehr die Rebe fein. 

4) Bon der hiervon an ſich verfchiedenen, in Berfaffungsgefegen älterer 
und neuerer Zeit aber nicht felten damit zufammengeftellten, Beräus 
ßerung der Domainen oder bes Gammerguts f. oben Th. IL. $. 
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Beräußerung des ganzen Landes oder eines Theile deffelben mit 
dem darauf haftenden Kandeshoheitdös oder Souverainetätörechte 
Seitens des bisherigen Inhaber läßt fi) weder aus ber 
Reichs: 5), noch aus der Bundesverfaſſung cin Verbot der: 
felben entnehmen. Doch gehörte nad Reichsrecht zur Gültig: 
keit einer Landesveräußerung bei lehnbaren Zerritorien unzwei: 
felhaft die Einwilligung des Lehnsherrn, alfo auch die des 
Kaifers, wenn das Zerritorium reichälehnbar war. Auch 
fonnte ed den Umſtänden nad) eines obervormundfchaftlihen Con: 





211f. Es läßt fih aber an fidh aus dem Verbote des Einen auf 
das Andere kein Schluß machen. Bergl. Gumbrecht. c. p. 47. 
Note k. 

5) Die befondere Beflimmung der Golbnen Bulle (Cap. XX. 8. 1. 2. 3. 
Cap. XXV. 8. 1. 2. 3) betrifft blos bie Untheilbarfeit unb mithin 
auch theilweife Unveräußerlichleit ber eigentlichen Kurlande und bie 
unzuläffigleit der Ablöfung des barauf haftenden reichsverfaffungss 
mäßigen Kurrecht®, ober des jus, ber vox et potestas electionis. — 
Auch das, ſchon von Poffe, über bas Einmwilligungsr. u. f. w. ©. 
67 und über Staatseigentyum ©. 29 (aus Hund, in Metrop. Sa- 
lisb. T. U. p. 407) in Bezug genommene, von Kaifer Friedrich II. 
betätigte, Urtheil des Kürftentages zu Würzburg v. 1216, 
worin in Beziehung auf eine, über einen eigenmädhtigen Länders 
tauſch vorgebrachte, Klage ber allgemeine Rechtögrunbfag ausgeſpro⸗ 
chen wurde: „Nullum Principatum posse vel debere nomine con- 
cambii vel cujuscunque abalienationis, ad aliam per- 
sonam transferri ab imperio, nisi de mera volunlale et 
assensu prineipis praesidenlis et Ministerialium ejusdem 
principatus;‘ gehört in fo fern nicht unmittelbar bierher, als er 
gegen willführlidhe Landesveräußerungen von Seiten der Kaifer ges 
richtet war. Indeſſen läßt fi diefe Entfheidung body mit Poffe 
0. 0.D. als Beleg dafür betrachten, daß überhaupt willkührliche 
Peräußerung nicht reinen Patrimonials Befiges damals fchon ber 
berrfchenden NRechtsüberzeugung wiberfprah. Auch kann man fi 
immerbin für die Nothwenbigkeit ftändifher Zuftimmung darauf bes 
rufen, obwohl die Ministeriales und bie fpätern Stände nicht ganz 
identifch find. Denn wenn ber Kaifer bie Einwilligung der Kürs 
fien unb Stände (Ministerlales) nöthig haben follte, fo liegt wohl 
der Schluß fehr nahe, daB man auch die Fürſten allein zu willkühr⸗ 
lien und eigenmäcdhtigen Alienationen nidıt als berechtigt betrachtete. 
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fenfeß des Kaiferd bedürfen. Außerdem wurde bei allodiafen 
Zerritorten die Paiferlihde Einwilligung rechtlich gerade. nicht 
für nothwendig eradhtet. Nur durfte das Land nicht ohne 
Einwilligung von Kaiſer und Reih vom Reiche getrennt 
oder an einen auswärtigen Staat überlaffen werben 6). Eben 
fo unzweifelhaft war ſchon nad, älterem Rechte die Nothwendig⸗ 
keit der Einwilligung der Agnaten oder fonftigen Euccef: 
fionsberedhtigten, in fo fern die Veräußerung ober Uebertra- 
gung ber Landeshoheit an einen gar nicht, oder-mwenigflend der- 
malen noch nicht zur Nachfolge Berechtigten gefchehen follte, 
letztern Falls natürlich nur Derjenigen, die dadurch, wenigftens 
vorläufig, von der Succeſſion ausgefchloffen werben follten 7). 
Beftritten dagegen war ber Theorie nad die Frage, ob aud 
die Einwilligung der Landſtände zur Gültigkeit einer 
Landesveräußerung erforderlich ſei? eine Gontroverfe, welche zu 
verfchiedenen Zeiten lebhaft behandelt, bei einzelnen Gelegenhei⸗ 
ten auch eine allgemeinere politifche Bedeutung erhalten hat 8). 


6) Biener, de natura et indole dominüi. p. 212. — WMofer, von 
der t. Lehnsverfaffung. &. 398 und von der t. Reiheftände Landen. 
©. 215 u. 283 f. — Leift, Staater. S. 136. — Schnaubert, 
Staatsr. der gefammten Reichslande. $. 173. 

7) Vergl. oben Th. L $. 65. $. 74. unbegründet war die Anfidht mans 
cher Publiciften, baß bei theilmelifer Veräußerung bie Einwillis 
gung der Agnaten nicht erforberiih fi. Schnauberta.a.D.— 
Leift a. a. D. Bei Beräußerungen aus Notb, Hatten die nächſten 
Agnaten Fein Wiberfpruhss aber ein Vorkaufsrecht. S. 3. B. 
Braunfhw. Erbvertrag v. 1401. „Dem Kope (Verlauf aus Roth) 
fholde he (der nächſte Agnat) de negefte fie, alfe fi bat von 
rechtes wegen bock wol gebührde.» Kleinfhmidt, Samml. 
der Landt. Abſch. I. S. 84. Vertrag von 1420. Ebendaſ. ©. 119. 
No. 20. 

A) Kür die Notwendigkeit der Einwilligung ber Stände erklären ſich 
» 8. Hellfeld a. a.D. (vergl. auch Mofer, von ber Reicheitände 
Landen S. 287), Poffe, in den beiten allegirten Schriften; früher 
ſchon Kreß (vergl. Mofer a. a. D. ©. 289), fowie B. G. Struv 
u. andere von Mofer a. a. O. &. 293 und Poffe a a. ©. ©. 33. 
Note h allegirte Schriftfleller. Gegen die Nothwendigleit ber land⸗ 
ftändifchen Einwilligung find: Biener, de natura et indole domi- 
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Wollte man hierbei nur mit allgemeinen Gründen ftreiten, fo 
tieß ſich nicht verfennen, daß biefelben überwiegend dafür ſpra⸗ 
hen, daß Land und Leute nicht wie ein Landgut veräußert wer: 
den könnten und daß auch die Natur der Landeshoheit als einer 
wahren Regierungdgewalt und das Verhältniß der ftändifchen Ver: 
faffung zu derfelben einer willtührlichen Veräußerungsbefugniß im 
Wege ftanden, fo wie auch fo viel gar keinem Zweifel unterlie: 
gen konnte, daß gegen eine Beeinträchtigung der ftändifchen Wer: 
faffung durch Zerreißung des die Stande umfchlingenden Bandes 
bei theilweifer Landesveräußerung bie Stände bei den Reiche: 
gerihten Schug finden mußten. Wad aber die thatfachlichen 
Borgänge früherer Zeiten betrifft, fo find natürlich von ber 
obigen Frage diejenigen Fälle der Austaufhung und Abtretung 
von deutfhen Zerritorien auszufcheiden, welche Praft Friedens: 
fchluffes, oder vermöge einer Verfügung der Reichöftaatßs 
gewalt vor fi gegangen find, in fo fern ed bei ihnen an einer 
willkührlichen oder freiwilligen Veräußerung fehlt, welde 
allein durch das Landes⸗Staatsrecht an gewille rechtliche Vor: 
ausfehungen gefnüpft fein Tonnte Wo dagegen wirkliche, 
freiwillige Landeöveräußerungen vorgefommen find, da laßt 


ni. 8. 22. p. 222 8. Schmalz und keift a. a. D. und neuerlidy 
msbefondere Maurenbrecher in der Schrift: Die beutfchen regies 
renden Fürften. ©. 120. Strube, welcher fih in ber Schrift de 
origine nobilitet. germ. Sect. II. Cap. I. 8.9 für die Nothwendigfeit 
bes fländifhen Conſenſes ausgefprochen hatte und bdiefelbe audy in 
der Abbhandi. de statuum provinc. origine $. 17 aus der Natur der 
Regierungsgewalt folgert, behauptet dann doch aus ungenügenden 
Gründen bas Gegentheil. S. dagegen Poffe a. a. D. ©. 42, und 
in der. Abhandl. üb. Staatseigenthbum S. 22. — Mofer, von der t. 
Neichsftände Landen Bud) I. Kap. 22. $. 12 gefteht zu, daß bie Lanz 
deöverträge und das Herkommen in ben einzelnen Landen verſchieden 
feien, meint aber doch, „daß in denen Landen, wo Lanbftände 
vorhanden ſeynd, meiftens derfelben Mit-Einmwilligung erfor: 
dert werbe» und baß aud) ba, wo Lanbesverträge dieß nicht beſtimmt 
ausbrüdten, fo bald der Landflände und anderer Unterthanen Nuten 
oder Schaben mit einfchlage, die Reichögerichte darauf Rückſicht neh⸗ 
men wiürben. 
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ſich theild gefchichtlih nachweifen, daß fie mit Einwilligung der 
Landftände vorgenommen worden find, theils kann man aus dem 
Mangel der Erwähnung ber ſtändiſchen Einwiligung nicht. fols 
gern, daß fie gegen oder ohne den Willen ded Landes Statt ges 
funden hätten 9). Auch laffen fich fo viele allgemeine Anerkennt: 
niffe des landftänbifchen Nechted nachweifen 19), daß. man, wenn 


— —— — — — —— 


9) 


Vergl. Poffe, Über das Einmwilligungsredt. €. 43. 


10) Vergl. überhaupt Poffe, über bas Einwilligungsredht teutfch. Uns 


tertbanen. &. 53 f. — Mofer, von der NReichöftände Landen. 
8. 287 f. Schon Hellfeld Hat theild auf ein Privilegium ber 
Steyerſchen Stände v. 1277 und andere Landesprivilegien, theils 
aus der Thüringſchen Landesgefchichte auf den, am Widerfprud 
der Stände gefcheiterten, Verſuch Albrecht des Unartigen, feinem 
unebelihen Sohne verfchiebene Befigungen zuzumenden, Bezug ges 
nommen, und bekannt ift auch der Ausgang des im Jahre 1294 
vorgenonimenen Berlaufes von Thüringen an Adolf v. Raffau. In 
Braunfhweig => Lüneburg wurde wenigftens fchon 1374 jenes 
ftändifche Recht ausdrüdlich anerkannt: „Auer Slote, Stede, Land 
und Ede der Herfcop to Brunſchwig en fall be (dev Regierende) 
nich verlopen nodh verlaten, ane Willen vnd Bulbord 
foner Brodern und ber Manfcop und Stede in der Herfcop to 
Brunfhwig » Bei Kleinfhmidt Samml. der Landtagsahflh. I. 
©. 39. Andere bier in Betracht kommende, auch Verpfänbungen 
betreffende, urkundliche Werficherungen von 1406. 1407. 1457. 1471. 
1505. 1526. 1535 f. bei Jacobi, Landtagsabſchiede. I. ©. 61, bei 
Kleinfhmibt a.a. O. 1. ©. 101.19. I. &. 15. u. 35, bei Poffe 
a. a. O. 8.53. In Braunfhw. Wolfenbüttel verſprach bafs 
felbe Herzog Heinrich der Aeltere 1505. Rehtmeiers Br. Lä⸗ 
neb. Shronit. S. 850. S. auch Lanbfchaftl. Privilegien v. 1710 
Art. 10: „Wann Pacta gentilitia, fürfll. Erbverträge, ober ders 
gleichen von der gnäbdigften Herrſchaft errichtet, ſollen felbige von 
der Landfhaft mit vollenzogen und feftgefegt werben.“ 
Steinader’s Sammlung. ©. 530. — Auch die fähfifhshefs ' 
ſiſche Erbverbrüderung wurde mit Einwilligung ber Stände 1565 
erneuert. Poffe a. aD. ©. 56. — Gin Beifpiel eines auch mit 
Zuftimmung der Stände vollgogenen Lehnsauftrages liefert Wal⸗ 
ded, als im Jahre 1438 die Grafen ihr Land zu Heſſiſchem Lehen 
machen wollten. Poffe a. a. D. ©. 54. — Ueber die Rechte ber 
böhmifhen Stände und die Mark Brandenburg, über Schle⸗ 
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* gewiß hier, zu der Annahme berechtigt if, daß ſchon 


die allgemeine Rechtsanſicht der frühern Zeit einer willkühr⸗ 


lichen Veräußerungs⸗Befugniß der Landesherrn, ungeachtet des 
patrimonialen Characters der Landeshoheit entſchieden entgegen⸗ 
trat. Um fo weniger wird man heutiges Tages 1), nachdem 
auch in Betreff ber deutfchen Territorien der Staatöbegriff voll: 
fändig zur Entwidelung gefommen und die Idee eined patris 
monialen Beſitzes der Staatögewalt allgemein verworfen ift, 
einer folchen willtührlihen Weräußerungsbefugniß da8 Wort re: 


2 


ur 


fien, Lothringen und Elfaß, Laufig, Mähren und Poms 
mern f. Mofer, von ber Reichsſtände Landen. ©. 296 f. — 
Poffe a. a. O. ©. 63-79. — Rünig, von der landfäfl. Ritters 
fhaft. I. 8. 1021. II. ©. 216. Weber Beiern (Url. vo. 1363) f. 
Leüänig a. a. O. J. S. 666. — Poffe S. 77. — Mofer, von 
ber Reichſsſtände Landen. S. 297. — Auch in Kurſachſen ſtand 
den Ständen verfaſſungsmäßig das Recht der Einwilligung in Lan⸗ 
besveräußerungen zuz unb fie madıten es 3. B. mit Grfolg geltend 
bei der verfuchten eigenmächtigen Rostrennung der Schwarzburgis 
fhen Aemter. Mofer a. a. O. 8. 288 297. — Poſſe a. a. 
D. 8.66 75. — Römer, hurfähl. Staatör. Th. II. ©. 65—69. 
— In Würtemberg wurde ſchon burd) den Münfinger Vertrag 
v. 1482 anerlannt und in fpätern Landesgefegen (3. B. Landt. Abfch. 
v. 1629. Mofer, von d. Lanbeshoh. in Cameralſachen ©. 43: „viel 
weniger etwas von Land u. Leuten zu alieniren gemeint“ sc. ohne 
der Stände Einwilligung. Wurm, Erit. Verſuche ©. 98) mehrfach 
wiederholt, baß zu allen Lanbesveräußerungen die Einwilligung ber 
Stände erforderli fi. Mofer a. aD. S. 309. — v. Mohl, 
würtemb. Staatsr. I. ©. 11 17. — Ueber Medlenburg f. Mo⸗ 
fer a. a. ©. ©. 308. 

Duch Auflöfung ber Reihsverfaffung ift an ſich nichts ges 
änbert worden, als daß nun wegflel, was ſich auf das Recht von 
Kaifer und Reid bezog. Dafür enthält aber auch das Bundes; 
recht eine den Beſtand Deutfchlande im Ganzen fihernde Beftims 
mung gegen Beräußerungen an Auswärtige. XArt.6 ber Wies 
ner Scylußacte: „Eine freiwillige Abtretung auf einem Bun⸗ 
desgebiete haftender Souverainetäts= Rechte kann ohne ſolche Zus 
ſtimmung (b. 5. ausbrädtiche Zufimmung ber Geſammtheit der 
Bundesglieber) nur zu Bunften eines Mitverbänbeten gefchehen.“ 
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ben können !2), wie benn auch fämmtliche neuere Berfaf: 
fungs: Urkunden jebenfalld ihrem Geifte nad, meiſtens aber 
auch durh ausdrückliche Beſtimmungen bderfelben entgegen: 


12) Nur eine Folge der verwerflichen PYatrimonialitäte Theorie ift es, 
wenn Maurenbreher, bie deutfchen regierend. Fürſten ©. 127 f. 
die Behauptung aufftellt, daß das in ben neuern Verfaffungen ents 
haltene Veräußerungsverbot die beutfchen Fürſten nicht hindere, das 
ganze Land, als Ganzes beliebig und eigenmädhtig (nur die 
Einwilligung ber Succeffionsberedhtigten vorausgeſetzt) zu veräußern 
und daß ed felbft in ihre Willkühr geftellt fei, ob fie ben Staat als 
ſolchen, bei einer totalen Lanbesveräußerung , fortbeſtehen laſſen, 
ober mit Aufhebung feiner völkerrechtlichen Selbſtſtändigkeit einem 
andern Staat incorporiren wollten. Nur Baiern ſei gegen das 
Letzt ere geſchütt, weil die Verf. Urk. Zit. I. $. 1 Baiern als einen 
fouverainen Staat bezeichne in andern Verf. Urk. aber nur bie 
Veräußerung von Beftandtheilen bes Staats verboten fei. Eine 
weitere Wiberlegung diefer aud) mit ausbrädlidhen Erklärungen 
anderer Berf. Url. im Widerſpruch flehenden Anſicht (f. die folg. Ros 
ten) ift nicht erforderlih. Jedenfalls macht 3. J. Moſer eine ganz 
andere und gewiß richtigere Schlußfolgerung, wenn er (Bon ber 
Keichaftände Landen S. 312) fagt: „daß in benen Landen, wo Lands 
fände vorhanden feynd, meiftens berfelbigen Mit: Einwilligung er⸗ 
fordert wird, wann von einem Lande etwas merdliches veräußert 
oder verfeget werben wills allfo noch vil mehr, wann bergleis- 
hen mit dem ganzen Land vorgenommen würde.“ Auch 
dachte und lehrte 3. St. Pütter ganz Andere, wie 3. 8. feine 
Aeußerung in den Beiträgen Th. 11. ©. 40 (oben IH. 1. $.66. Note 3) 
zur Genüge beweift. ine verdiente Zurehhtweifung bat übrigens 
Maurenbrecher auch ſchon erhalten von v. Mohl, würtemb. 
Staater. I. &. 156—158. Auch beweift für die Theorie einer will 
kührlichen Veräußerungsbefugniß, was neuere Vorgänge betrifft, 
nichts: weber die Abtretung bes Fürſtenthums Lichtenberg von 
Coburg an Preußen durch Vertrag v. 31. Mai 1834, noch ber 
Uebergang ber beiden Hohenzollernſchen Fürſtenthümer an Preu⸗ 
Ben vermöge Bertrags v. 7. Dechr. 1849. Denn jene beruhte auf 
einem bereits bei ber Srwerbung (Wiener Gongreß⸗Aete Art. 50) ges 
machten Vorbehalt und durch biefen trat in Wahrheit vermöge bes 
Berzichts ber regierenden Herrn und ihrer Familie, bes rechtlich 
nicht zu hindern war, ber Erbvertrag von 1695 (oben Th. 1. $. 74. 
Rote 8) in Kraft. 
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treten 13), oder fie wenigftens inbirect faft ſämmtlich fchon durch 
die Aufnahme der Beflimmungen über die Thronfolge aus⸗ 
fließen. In fo weit fie aber Weräußerungen zulaffen, for: 
dern fie ausbrüudlich die Zuftfimmung der Stände M). Wenn 


13) Baier. Berf. url. Zit. III. $. 1. „Der ganze Umfang bes Königs 


reihe Baiern bildet eine einzige untheilbare unveräußers 
Lihe Sefammtmaffe aus fämmtlihen Beftandtheilen an Landen, 


. Leuten, Herrſchaften u. f. w« Badiſche Verf. Url. $. 3. „Das 


14) 


Großherzogthum ift — unveräußerlich in allen feinen Thei⸗ 
len.a Würtemberg. Verf. Urk. 1. „Sämmtliche Beſtandtheile 
des Königreicye find und bleiben zu einem unzgertrennlidhen Gans 
zen und zur Theilnahme an einer und berfelben Verfaſſung vereis 
nigt.“ 52. — — „Sollte ein unabwendbbarer Nothfall bie 
Abtretung eines Landestheiles unvermeidlich machen, fo» u. f. w. 
— Vergl. auch HeffensDarmfl. Verf. url. 5. 7 u9 Weiß, 
heſſiſches Staatsr. I. ©. 106. Note g — Meinıng. Berf. Urt. 
8.1. „Das Herzogthum bildet — ein flaatsrehtlihes Ganze —« 
$. 2. „Bon bem bierunter begriffenen flaatsrechtlichen Gebiet foll 
unter feinem Vorwande der Allobial =» Qualität jemals ein Theil, 
wenn er auch noch fo gering wäre, abgetrennt und der Staats 
erbfolge — entzogen werden.“ Kurhefſ. Ber. Urk. 5. 1. 
»Sämmtliche kurheſſiſche Lande — bilden für immer ein untheilbares 
und unveräußerlihes — Ganzes.“ (Ebenſo in ber Verf. Urk. 
v. 1852.) Altenburg. Grundgeſ. $. 2. 

K. Sächſiſche Werf. Urf. $. 2. „Kein Weftandtheil des Königreichs 
ober Recht der Krone kann ohne Zufimmung der Stände auf 
irgend eine Weife veräußert werben.“ Braunfhw. Landſchafts⸗ 
Drdn. $. 1. «Die ſämmtlichen Herzogl. Lande bilden einen durch 
daſſelbe Grundgeſet verbundenen untheilbaren Staat und kein Bes 
fandtheil des Herzogthums kann ohne Zuftimmung der Stänbe 
— veräußert werden.» Hannov. Lanbeöverf. Geſet. $. I. "Das 
Königr. Hannover bildet einen — untheilbaren Staat. Kein Bes 
ftandtHeil deffelben kann ohne Zuftimmung der allgemeinen 
Ständeverfammlung veräußert werben.“ Kurheſſiſche Berf. 
Urt. $. 1: »Rur gegen einen vollftändigen Erſat an Land und Leu⸗ 
ten, verbunden mit anderen wefentlicdhen Vortheilen, kann die Vers 
taufchung einzelner heile mit Buflimmung der Landſtände 
Statt finden.» Bergl. auch Didenburg. Grundgef. Art. 3. Weis 
mar. Srundgef. 8. 4. Ro. 7. Coburg. Sotha. $. 113. Wal: 
ded. Verf. Url. $. 2. 
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aber von bdiefer Regel der gänzlichen Unveraußerlichleit oder der 
nur mit Zuftimmung der Stände zuläffigen Veräußerung gewöhn⸗ 
lich zwei Ausnahmen gemacht worden find, wovon fich die eine 
auf Sebietdabtretungen vermöge Zriedensfchluffes und die 
andere auf Gränzberichtigungen bezieht 15), fo liegt doch 
am Zage, daß dieſe |. g. Ausnahmen eigentlih gar nicht 
unter die Regel fallen. Denn Friedensſchlüſſe, als 
völterrechtliche Verträge, können, was ihren Inhalt betrifft, 
gar nicht an eine Regel des Staatsrechts gebunden werben. 
Bei Gränzberichtigungen aber werden natürlih freitige 
Gränzen vorausgefest, bei deren bloßer Regulirung von Abtres 
tung unzweifelhafter BBeftandtheile bed Staatögebieted, auf 
welche allein dad Verhußerungs:Werbot zu beziehen ift, gar feine 
Mede fein kann. S. g. Arrondirungen, Austaufch von En: 
claven, WBereinfahung der Sränzen durh gegenfeitigen 
Austaufh, können aber Feine Gränzberihtigungen ge: 
nannt werben 16). 


15) Würtemb. Berf. url. $. 2. „Sollte ein unabwenbbarer Nothfall 
u. f. w.“ Baier. Verf. urf. Tit. UI. 8. 6. Ro. 1.2. Heſſen⸗ 
Darmft. Verf. url. $. 7. Altenb. Berf. url 82. Königl. 
Sächſ. Ber. Url. 62. Braunfhweig. Landſch. Ordn. $. 1. 
„Sränzberihtigungen ausgenommen.» Hannov. Landesverf. Gef. 
8. 1. „Briedensfchläffe und Berichtigungen der Lanbesgränzen bes 
gründen hiervon eine Ausnahme.« 

16) Ganz richtig fagt daher auch die Königi. Sächfifche Berf. Urk. $. 2. 
„Gränzberichtigungen mit benachbarten Staaten find bierunter“ (b. 
h. unter dem Verbot der Landesveräußerung ohne Zuflimmung ber 
Stände) „nicht begriffen, wenn nicht dabei Unterthanen abges 
treten werben, welche unzweifelhaft zu bem Königreidhe 
gehört haben.» Auch das Hannov. Grundgeſetz redet nur von 
freitigen Gränzen. Das Didenburg. Grundgef. Art. 3 fagt: 
„Auch Grenzberichtigungen bedürfen der Zuſtimmung bes Landtags, 
wenn babei Staatsangehörige aus dem Staatsverband treten.“ Aehn⸗ 
lih das befeitigte Medienburg. Grundgeſ. $. 2. Die Preuß. 
Berf. Url. Art. 2 erllärt: „Die Gränzen bes GStaatögebietes können 
nur durch ein Geſetz verändert werden.“ Bergl. au Weimar. 
Grundgef. $. 4. Ro. 7. Walbed. Verf. urk. $. 2. 
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$. 242. ($. 218.) 
Anbang. Berbältnif ded Staatd zur Kirche. 


Da die Kirche eine nad Gegenfland, Zweck und Art ber 
Wirkſamkeit vom Staate verfchiedene organifche Anſtalt ift, 
(Th. 1. $. 13) fo fann man auch in Beziehung auf fie von einem 
Außern Verhältniß des Staats reden, ohne Unterfchied, ob Kir: 
hen= und Staatsgewalt in einer Perfon vereinigt find, ober 
verfchiedenen Subjecten zuftehen. Auch unterliegt es feinem Zwei⸗ 
fel, daß den beutfchen Regierungen alle f. g. jura majestalica 
circa sacra über bie Fatholifchen und die evangelifchen Kirchen 
zuftehen, daß die allgemeinen und befondern pofitivrechtlichen 
Beftimmungen über dad Verhältniß der Kirche zum Staat und 
die politifche Stellung der verfchiedenen Confeſſions⸗Verwandten 
zu einander, bie landesgrundgefeglichen Garantieen der beftehen: 
den Kirchenverfaffungen, Verträge mit auswärtigen Kirchenobern 
(Concordate) u. f. w. zugleidy ald Beftandtheile des Verfaflungs- 
und Regierungdrecht8 der deutfchen Bundesſtaaten zu betrachten 
und daß in fo weit die kirchlichen Verhältniffe auch der Mit: 
wirtung der Stände unterworfen find. Da aber die Entwide- 
lung der kirchlich⸗politiſchen Werhältniffe nur im Zufammenhang 
mit dem Begriff und der Natur der Kirche auf gehörige Weife 
gefchehen Tann, fo muß die Darftelung derfelben, abgefehen von 
dem fchon oben Th. 1. 8.87 Vorgekommenen, in dad Gebiet des 
Kirchenrechtd verwiefen werden I). Die neuern Verfaſſungs-Ur⸗ 
kunden enthalten theils befondere Kapitel über die Pirdhlichen 
Verhältniffe im Staate, theild ftellen fie ausdrücklich die darüber 


1) Obwohl mehrere Syſteme des öffentlichen Rechts auch hiervon eine 
ausführliche Darftellung liefern. 3. B. Klüber, öffentl. Recht. 8. 
506-533. Ebenſo die ParticularsStaatsrechte 3. B. von Simon, 
preuß. Staater. Th. J. ©. 361 f. v. Mohl, wärtemb. Staatsr. II. 
S. 438 f. u. X. v. Moy's baier. Staater. I. $. 104 f. 


N 
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erlaffenen Edicte oder Staatögefeke unter den Schuß der Ver: 
faſſung 2). 


2) &. 3.8. Baier. Verf. Urk. 8.9. 105 nebfl bee bazu gehörigen Bei- 
Tage I. (Badifhe 8. u. $. 19. 28.) Würtemb. Berf. url. $. 
70-84. Heſſen-Darmſt. ($. 21. 22.) $. 39-44. Coburg. ($. 
12 —-14.) $. 2353-30. Meining. Grundg-f ($. 12.) $. 29 —36. 
Kurbeff. Berf. ur. v. 1831 ($. 29. 3.) $. 132-198. Berf. v. 
1852 ($. 20. 21.) $. 100 f. Altenburg. Grundgef. $. 123—161. 
Sächſiſche Verfaff. Urt. ($. 32. 33.) $. 66-60. Braunfdhweig, 
Grundgef. v. 1832 ($. 29.) $. 211-230 Hannov. Srundgef. $. 30. 
$. 57— 71. Lanbesverf. Gef. ($. 32) 8. 63—79. Verf. Gef. v. 5. 
Septbr. 1818 $. 6. 23. 25. 28. 29. 30. 31. Sondershäuſ. Verf. 
urk. $. 96-107. Preuß. Verf. url. Art. 12—18. Oldenb. Grunds 
gefee V. Abfchn. Art. 70f. Walde. Verf. url. $. 39-44. 


Zweite Abtheilung. 
Das deutfche Bundesrecht. 


Die Spfteme, welche auch das beutfche Bundesrecht, ober diefes befonders 


behandeln, f. fhon oben Th J. S. 26f. — Vergl. ferner Ad. Dörr, 
Beiträge zur Lehre von der Drganifation der Bundesregierung, in 
der Zeitſchr. f. beutiches Recht v. Reyfcher u. Wilda Mb. VIL 
Ro. XI u. (v. Mohl) üb. den gegenwärt. Stand der wiſſenſchaftl. 
Bearbeitung bed deutſch. Staater., in ber deutfchen Viertel: 
jahrefch. 1842 Hft. 2. ©. 231 fe. — ©. auch: Bundesrechtliche 
ragen, actenmäßig bargeftellt. Halle 1851. Ron dem „Archiv” 
für das öffentl. Recht des deutſch. Bundes“ ift blos 1.Hft. Gie- 
Ben 1850 erfchienen. 


Erftes Kapitel. 


Vom deutfhen Bunde im Allgemeinen. 


Die Gefhichte der Entftehung und der Wirkfamkeit bes beutfchen Bundes, 


fo wie ber Verſuche zur Umgeftaltung der WBundesverfaffung f. 
oben Th. I. 8.39 f. 8.42 f. Won den Quellen bes Bundesrechte 
bandeln $. 49 u. 50. Ueber ben für bas Bundesrecht wichtigen 
Gegenſatz zwiſchen Bundesftaat u. Staatenbund f. Th. 1. $. 26. 27. 


$. 243.° ($. 219.) 
Begriff und Zweck ded deutfchen Bundes. 


Klüber, öffentl. Recht. 5. 104. 106. — Rudhart, das Necht bes deut: 


fhen Bundes. 8.11. 8.23f. — Jordan, kehrbh. des dbeutfchen 
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Staatsrehts 8.178 f. — Maurenbrecher, Staatsrehht $. 9A — 
Weiß, Staatsreht $. 26. 28. — ©. auch die beim folg. $phen 
angeführten Schriften von Behr, Pfizer u. Welder. 


1. Der deutfhe Bund, wie ihn die Bundedacte Art. 1 
a. E. ausdrücklich benannt hat, iſt ein völferrechtlicher Verein 
der fouverainen Fürſten und freien Städte Deutſchlands zur 
Erreihung eines dauernden, durch den Srundvertrag des Bundes 
beftimmten Zweckes. Diefer Zweck befteht in ber Erhaltung ber 
äußern und innern Sicherheit Deutfchlands, fo wie ber 
Unabhängigkfeit und Unverlegbarkeit der einzelnen 
deutfhen Staaten I). Durch dieſen in den Grundverträgen 
audgefprochenen Zweck ift zugleich, abgefehen von befondern Be: 
flimmungen über den Umfang und die Schranken der Wirkſam⸗ 
keit des Bundes, das oberſte allgemeine Prinzip für bie 
Sränzen feiner Befugniffe und Berpflihtungen geges 
ben 2). 

1. Bei der grundgefeslichen Zweckbeſftimmung ded Bundes 
ft der für ganz Deutfhland oder die Gefammtheit der 
Bunbedglieder 3) feftgeftellte Zwed wohl von Demjenigen zu 
unterfcheiden, was als erflärter Zweck des Bundes in Beziehung 


1) So in ber Bundesacte Art. 2. Die umgelehrte Stellung in der 
Wiener Schlußacte Art. 1 ift nicht ganz bebeutungslos. Vergl. übri⸗ 
gens audy den Eingang ber Bunbdesacte, wo von ben „Bortheilen« 
die Rede ift, „die aus der feften und dauerhaften Verbindung ber 
deutſchen Staaten für die Sicherheit und Unabhängigkeit Deutſch⸗ 
lands und für die Ruhe u. das Gleichgewicht Europas hervorgehen 
würden.“ Vergl. Welder, widt. Urk. für ben Rechtözuft. ber 
deutfch. Nation. ©. 57 f. 

2) Wiener Sclußacte Art. 3. „Der Umfang. und bie Schranken, 
welche der Bund feiner Wirkſamkeit vorgezeichnet hat, find in ber 
Bunbesacte beflimmt, weldye der Grundvertrag und daß erſte Grund⸗ 
gefeh diefes Vereins if. Indem biefelbe die Zwecke bes Bundes 
ausſpricht, bedingt und begränzt fie zugleich beffen Befugniffe 
und VBerpflihtungen.“ 

3 Weber die gleiche Bedeutung diefer Ausdrücke vergl. Klüber's Abs 
banblungen 25.1. S. 218 f. u. Eingang u. Art. I, 2, 11,13 u. 14 
ber Bunbesacte. 
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auf bie einzelnen beutfhen Bundesſtaaten zu betrachten 
if. Der in diefer Zweckbeſtimmung hervortretende Gegenfaß zeigt 
deutlich, daß nach der Abfiht der Stifter die Erhaltung der ins 
nern Sicherheit der einzelnen Bundesſtaaten an fid 
gar nicht unter bie Zweckbeſtimmung fallt, daher auch der Bund 
der Regel nach zu keinerlei Einwirkung auf die Verfaſſungs⸗Ver⸗ 
bältniffe, zu feinem Eingriff in die Regierung derſelben beredy: 
tigt if 9). Deshalb ift die Aufrechthaltung ber Ruhe und Orb: 
nung in den einzelnen Bundeöftaaten lediglich Sache der Landes: 
regierungen, und nur da, wo durch Vorgänge in mehrern Bun⸗ 
beöftaaten die innere Sicherheit von ganz Deutfdhland 
als verlegt oder gefährdet erfcheint, oder der Beftand einer Re⸗ 
- gierung bedroht ift fann von einer durch die Zweckbeſtimmung 
des Bundes begründeten Gompetenz ded Bundes die Rebe fein 5). 


4) Anders lautete die mehr bundesftaatsrechtliche Zweckbeſtimmung früs 
berer Entwürfe der Bundesacte. Vergl. oben Th. J. 5. 40. Note 13. 
Namentlich ergiebt fi aus einer Vergleichung der Zweckbeſtimmung 
der Bunbesacte mit der noch im letzten Entwurfe v. 23. Mat 
1826 enthaltenen Faſſung diefer Zweckbeſtimmung redyt deutlich bie 
Abſicht der Gontrahenten, das Princip der Souverainetät ber einzels 
nen Staaten in ihren innern Verhältniſſen vecht fcharf bervortres 
ten zu laffen. In den lebten Entwürfen (Klüber's Acten Bb. IE. 
©. 309. 315) lautete Art. II: „Der Zweck beffelben ift Erhaltung 
der unabhängigkeit, ber äußern und inneren Sicherheit, fowie 
ber Unverlegbarkeit ber beutfchen Bundesflaaten.“ In ber 
2ten Gonferenz v. 26 Mai fhlug Baiern vor, nad) „Erhaltung“ 
einzufchalten: «ber GSelbfifänbigleit« ce. Dänemark für 
Holftein bemerkte: dba „innere Sicherheit der deutſchen 
Staaten nit eigentlid zu ben Bweden des Bundes ge: 
höre, fo möge gelegt werden: Grhaltung der äußern unb innern 
Sicherheit Deutfhhlands und ber Unabhängigkeit und Unverletz⸗ 
barkeit der einzeln deutfhen Staaten“ {(Klübera. a. O. 
&. 345.) Im Sten Gonf. Protoc. v. 29. Mai heißt-es dann: „Art. 
2. Ward die in voriger Sizung von Dänemark vorgefhlagene 
Rebaction angenommen.“ 

5) Wiener Schlußacte Art. 25: „bie Aufrechthaltung ber innern 

Nuhe und Ordnung in ben Bunbesflaaten flieht ben Regierun⸗ 

gen allein zu. Als Ausnahme kann jeboh, in Rückſicht auf die 

Bahariä’s Staatsrecht. 2r Bd. 2te Aufl. 29 


v 
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1ll. Zwar kann man auch die Beförderung ded Wohles 
von Deutfchland und den Schug ber Rechte deutfcher Unterthe: 
nen überhaupt, fo wie gewiffer Glaffen von Unterthanen mittel: 
bar als Zweck ded Bundes betrachten, worauf theild die Aufftel- 
fung der in der Bunbesacte (Art. 12 f.) enthaltenen f. g. beſon⸗ 
dern Beflimmungen 6) theild die dem Bunde beigelegte Befugniß 
zu »gemeinnügigen Anordnungen» hinweift 7). Es bürfen 
aber daraus feine über die einzelnen ausdrücklichen Beſtim⸗ 
mungen binaudgehende, und Feine ber Natur eines blos völker⸗ 
rechtlichen Vereines fouverainer Staaten wiberfprechende 
Folgerungen abgeleitet werden. 


$. 244. ($. 220.) 
EIS. NWechtliche Natur des deutfchen Bundes. 


Vortrag des Präfid. Gefanbten in der zweit. Sig. der B. Verf. v. 11. Nov. 
1516. (Klüber’s Staatsardiv. Bd. H. ©. 361.) — Heeren, 
der beutiche Bund in feinem Verhältniß zum europätfchen Staa⸗ 
tenfoftem. Gött. 1817. (Auch in beffen Hiftoriihen Werten 3b. I.) 
— W. J. Behr, von den redhtl. Grenzen ber Einwirk, des deutfch. 


innere Sicherheit bes gefammten Bundes und in Folge ber 
Berpfligtung ber Bundesglieber zu gegenfeitiger Hülfsleiftung , bie 
Mitwirtung ber Geſammtheit yur Erhaltung ober Wiederherſtel⸗ 


lung der Ruhe im Fall 4) einer Widerfeglichleit der Unterthanen 


gegen die Regierung, 2) eines offenen Aufrubre ober 3) gefährlicher 
Bewegungen in mebrern Bundesſtaaten.“ Die beiden erften Fälle 
beftimmt näher Art. 26 u. 275 den Iten Kal Art. 28 ber Wiener 
Schlußacte. — 

6) Acten des Wiener Gongreffes. Bd. I. ©. 531 fe S. auch oben 
Sb. I. $. 50. Note 5. Zu ben über die Zweckbeſtimmung hinausge⸗ 
benden Ausnahmen gehören außerdem die Beflimmungen von Art. 
29. 3. Art. 54-62. Art. 63. 

7) Bunbesacte Art. 6. Wiener Schlufacte Art. 64. 65. Jordan, 
Staatsredht. 8. 179. No. 1. Klüber, öffentl. Redt. F. 186. No. 
IV. — Diefe Befugniß zu gemeinnügigen Anordnungen ift weiter 
nichts ale ein Vorbehalt der Erweiterung ber Ephäre des Bunbes 
durch freie Lebereinkunft der Bunbesglieber innerhalb der Gränzen 
des Bundesvertrags. 
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Bundes auf die Verfaffung, Gelege und Rechtspflege feiner Glie⸗ 
berfiaaten. Stuttg. 1820. — P. U. Pfizer, Über die Entwicke⸗ 
lung bes Öffentl. Rechts in Deutichland durch bie Verfaffung des 
Bundes. Stuttg. 1835. ©. 63 f. S. 156 f. — Reyſcher, pus 
bliciſt. Verſuche. &. 107 f. u. bef. auch C. Welder, wichtige Ur: 
kunden für den Nechtözuftand der beutfch. Nation. Mannh. 1844. 
8. 50 f. u ©. 66 f. 


I. Der deutſche Bund, indem er von der Souverainetät 
der einzelnen darin begriffenen Staaten auögeht und dieſe nur 
in fo weit befchränft, als es für die Zwecke des Bundes felbft 
erforderlich ift, hat fomohl dadurch, als durch feine ganze Orga: 
nifation und Wirkſamkeit anerfannt, daß er Fein zufammen: 
gefester Staatskörper, mit einer, den vollen Begriff der 
Souverainetät audfchließenden, höhern Staatsgewalt (wie bad 
deutfche Reich) fei ). Das zweite Hauptgrundgefeß ded Bun: 
des nennt ihn einen »volferrehtlichen Verein,« welcher in 
feinem Innern ald eine Gemeinſchaft felbftiftändiger, un: 
ter fih unabhängiger Staaten mit wechſelſeitigen gleichen 
Vertrags⸗Rechten und Vertrags:Öblicgenbeiten, in feinen äußern 
Verhältniffen aber, ald eine in politifcher Einheit verbundene 


1) Vergl. den Yräfidials Vortrag in ber 2ten Big. der ®. ©. o. 
11. Novbr. 1816, wo als erfle leitende Norm bingeftellt wirb: 
„Der deutfche Bund ift weber ein Bunbesftaat, noch ein bloßes 
Schutz⸗ und Trutzbündniß freier Staatenz er ift ein Staaten- 
bund. Erſteres im firengen Sinne des Worts zu begründen, daber 
auch daraus Kolgerungen abzuleiten, widerftreitet ebenfo bem gegen⸗ 
wärtigen Standpunkte der beutfchen nationalen Verhältniſſe, als 
man fi hingegen aber aud) auf ein bloße Schug- u. Trusbünb- 
niß eben deswegen nicht beſchränken Eonnte, weil bas NationalsBe- 
dürfniß , der einzig richtige Leitflern für Staatens®erhältniffe, ein 
mebhreres erheifchte.« Gewiß können die befannten theoretifchen 
@egenfäge von Bunbesflaat u. Staatenbund zur Erläuterung 
ber rechtlihen Natur des beutichen Bundes gebraucht werben. Nur 
muß man fidh davor hüten, bie. aus ſolchen Scyulbrgriffen gezogenen 
Gonſequenzen an bie Stelle der Wirklichkeit zu feßen und das aus 
dem Bedürfniß bervorgegangene, ſtets in feiner eigenthümli— 
hen Geftaltung aufzufaffende, Vundesverhältniß danach beſtim⸗ 
men zu wollen. 

39 * 
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Sefammtmadt- befteht 2). Dabei ift er ferner, ſchon vermöge 
feine8 dauernden Zweckes und nad) eigner ausdrücklicher Erklaͤ⸗ 
rung 3), ein unauflöslicher, den willkührlichen Austritt der 
Mitglieder ausfchließender, Verein und daher Feine blos vorüber: 
gehende Allianz, aber auch nach feiner Zweckbeſtimmung kein 
bloßes volferrechtliches Schuß: und Trutz-Bündniß ®). 

1. Der Bund felbft und das für ihn thätige, aus ben bes 
vollmadhtigten Gefandten der Bundesſtaaten beftchende, Organ, 
die Bunbeöverfammlung zu Frankfurt a. M., ift zwar vermöge 
einer vertragsmäßigen Vereinigung ber fouverainen Fürſten 
und freien Städte Deutfchland& in’d Leben getreten und ed Tann 
auch nur aus dem Inhalt der Grundverträge, nicht aus ans 
deren Analogien, ber Umfang feiner Wirkſamkeit beurtheilt wer: 
ben 5), allein er ift beßhalb doch Fein gewöhnlidhee, will: 
kührlich gefchaffene® Vertrags-Verhältniß, ſondern ein 
Product einer innern, auf einem unverjährbaren Recht der 
deutſchen Nation beruhenden und als unabweisliches Bedürfniß ſich 
aufdringenden Nothwendigkeit 6). Letztere iſt die rechtliche 


2) Wiener Schlußacte Art. 1. 2. 

3) Schon die Bundesacte im Eingang und im Art. 1 nennt ihn einen 
„beftändigen« Bund und die Wiener Sclußacte Art. 5 fagt in 
Uebereinftimmung hiermit: „Der Bund ift als ein unauflöslidher 
Verein gegründet und es kann daher der Austritt aus biefem Ver⸗ 
eine keinem Mitglied freifteben.« 

4% ©. Note 1 und ben vorigen Sphen über die Zwedbeflimmung des 
Bundes. 

5) Wiener Schlußacte Art. 4. 

6) In dieſem Sinne erflärten Defterreich und Preußen auf dem Wiener 
Congreß (Note v. 22. Noobr. 1814. Stein's Leben v. Perg IV. 
©. 156. Klüber’s Acten Sb. I. &. 107 f.): «Es könne Feines 
wegs als von ber Willtühr der Paciscenten in dem Maaße Iedigs 
lich abhängig angefehen werden, daß ed einem beutfchen Fürſten freis 
fteben foüte, dem Bunde beizutreten oder nit. — Aufhebung bes 
Rheinbundes und Wiederherftellung der beutfhen Kreis 
heit und Verfaffung unter gewiffen Mobiflcationen — für biefe 
Swede hätten bie Völker bie Waffen ergriffen. Der Parifer Friede 
habe ſchon bie Nothwendigkeit eines förberativen Bandes für bie 
beutfchen Staaten ausgefprochen und man tönne daher eben fo we⸗ 
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Bafis feiner Eriftenz und feiner Wirkſamkeit nad Innen und 
Außen, und der wahre Grund feined Beſtandes und feiner 
Unauflöslichkeit. 

Ni. Die Organifation des beutfchen Bundes ift eben fo 
wenig wie die eines Staated ein abgefchloffenes, abfolut 
vollendetes Ganzes 7) und, wie man ſchon bei der Stiftung 
ded Bundes erkannte, einer weitern Entwidelung und Ausbildung 
fehr bedürftig. Da diefelbe jedoch, wie jede authentifche Inter: 
pretation feiner Grundgefege, nur von ihm felbft ausgehen 
kann, und nad dem zweiten Grundgefet, ded Bundes 8) darin 
ihre Gränze findet, daß fie den wefentlihen Grundcharak—⸗ 
ter des Bundes nicht verändern fol, fo ift fchon Damit ei- 


nig einem Staate geftatten, fi) buch Ausſchließung von dem Buns 
te mit dem Mohle des Ganzen in Wideripruch zu fegen, als dieß 
mittelbarerweife zulaffen, indem man bie Verwerfung ber Mittel ge⸗ 
ftatte, die allein zum Ziele führen.“ 

7) Schon die Bundesacte erflärte (Art. 10) die weitere organiſche Ent⸗ 
widelung des Bundes durch Abfaffung von Grundgefegen u. f. w. 
für nothwendig und der die Bunbesverfammlung eröffnenbe Präfidial« 
Bortrag vom 11. Novbr. 1816 enthält die Zufage: »So wollen auch 
wir das Gebäude unferes beutfchen Bundes für heilig, aber nie für 
aefchloffen und ganz vollenbet halten.» — Zu Eingang ber Wie⸗ 
ner Schlußacte erffären die fouverainen Fürſten und freien Stäbte 
Deutfchlande, daß fie eingeben? feien, „ihrer — Verpflichtung, ben 
Beftimmungen der Bundedacte durch ergänzende und erläuternbe 
Grundgefege eine zwedmäßige Entwidelung unb hiermit dem 
Bunbesverein felbft die erforderlich Vollendung zu ſichern.“ 
Am Schluſſe derfelben wird gefagt, fie fei „das Nefultat einer uns 
abänderlichen Bereinbarung zwifchen den Bundesgliedern,“ was 
aber jedenfalls nicht fo zu verftehen ift als könne keine weitere Er⸗ 
gänzung, Erweiterung und Reform der SBundesverfaffung ftatt 
finden. 

8) Wiener Sciußacte Art. 4: Der Befammtheit der Bundesglieder 
fteht die Befugniß der Entwidelung und Ausbildung ber Buns 
desacte zu, in fo fern die Erfüllung ber darin aufgeftellten Zwecke 
ſolche nothwendig madt. . Die deshalb zu faffenden Beſchlüſſe 
dürfen aber mit dem Geiſte der Bundesacte nit im 
Widerfprud fliehen, noch von dem Grundcharacter des 
Bundes abweichen. 
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ner den Bebürfniffen Deutfchlands entipredenden Bundesre⸗ 
form ein unüberfteigliches Hinderniß gefeßt, abgefehen von ſonſti⸗ 
gen in ben beftehenden Verhältniffen Jiegenden Schwierigfeiten. 
Denn der Grundcharakter ift die Souverainetät der Einzelflaaten 
und damit ift jeder, einer weitern Souverainetätsbefchräntung ent: 
gegentretenden, Weigerung der Einzelflaaten die bundesrechtliche 
Sanction gegeben ?). 

IV. Die mit der Eriftenz des Bundes gegebene und durch 
das Organ der Bundesverfammlung wirkſame Bundesgewalt ifl 
zwar feine Staatögewalt und barf daher auch hinfihtlich ihrer 
Befugniffe und Verpflichtungen nit nah Analogie einer 
Staatdögewalt beurtheilt werben 10); auch kann beöhalb weder 
von mittelbaren noh unmittelbaren Untertbanen, nod 
von einem Staatögebiet oder andern durch das Weſen einer 
Staatöverbindung bedingten Functionen und Einridtungen 


— 


9) Sehr richtig ſagt der Verf. der „Grundſätze ber Realpolitik ange⸗ 
wendet auf bie ſtattlichen Zuſtände Deutſchlands⸗Stuttg. 1853. ©. 
72: „Die Unmöglidyleit der Bundesreform haftet an ber biftorifchen 
Beichaffenheit der Beftandtheile des Bundes und befonders an jener 
biftorifchen NWerlörperung der Souverainetät, bie den Hauptzug im 
Character des deutfchen Einzelſtaats beflimmt.» &. 76: "Das Ees 
bensgeſet des Einzelſtaates ift die particulariftifhe Selbſtſuchtz ber 
Einzelſtaat Eennt Eeine Bundespflichten die nicht mit feinem unmit⸗ 
telbaren Intereffe zufammenfallen, er weiß von keiner Nation, er 
liebt nur ſich felbft und läßt das Gemeinwohl bloß bann gelten, 
wann unb infoweit es feinem unveräußerlichen Sgoismus bient « ©. 
78: »Ss ift die unbilligfte aller Zumuthungen, wenn man von bem 
Bundestage eine freifinnige Politik, NRationalgeift, organifirenbe 
Thätigkeit verlangt, Eigenſchaften weide fein Weſen gerabezu aus⸗ 
fhließt, Leiftungen bie mit feiner Ratur in Wiberfprudy ſtehen. Die 
entfchieden vorherrſchende Richtung ber bundestäglihen Thätigkeit 
auf den Sicherheitszweck ift unveränberlih, die Schwäche der Bun⸗ 
bestagepolitif auf jedem andern Gebiete ift unheilbar.« 

Daher ftellt fi 3.8. der Sat von ber für bie Unbefchränttbeit der 
Etaatögewalt fireitenden Bermuthung. und von ber Rothwendigkeit, 
jede Befhränkung berfelben zu beweifen, für die Bunbesges 
walt ale unanwendbar heraus, während er gegen biefelbe volls 
tommen beftehen bleibt. 


10 


— 
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bie Rebe fein 11); — doch hat die Bundeögewalt wenigfiens fo 
viel mit einer Staatögewalt gemein, daß fie in ihrer vertrag®s 
mäßig begründeten Sphäre die höchfte. Gewalt ift, welche 
feinen andern Richter über fih hat und von deren Ausfprüchen 
feine Appellation Statt findet 12). Nur infoweit ift der 
Satz richtig, daß die Bundeöverfammlung die oberſte gefegliche 
Behörde in Deutfchland fei 13). 


8. 245. ($. 221.) 


Zul Die Mitglieder und Beftandtbeile des 
Bundes. 


®. v. Meyer, Corpus Gonftitut. Bermaniae. I. &. 25 f. 


l. Die deutfhe Bundesacte Art. 4 u. 6 enthält eine theils 
generellere theild fpeciellere Aufzählung der Bundesglieder !), mit 
Rückſicht auf die grundgefehliche Vertheilung der Stimmen. Zus 
folge der Zählungsweife der Bundedacte waren ed 38 im Ple: 
num zur befondern Stimmgebung berechtigte Glieder. Hierin 
find aber feit 1815 verfchiedene Veränderungen vorgegangen. 
Denn durch das Außfterben von Sachfen:Gotha 2) wurde die 


- 


11) Deshalb erſcheint es audy ale unpaffend, von einer Bundesregies 
rung, von einer gefeßgebenden ober richterlichen Gewalt, 
von einer Polizeis oder Militärhohbeit, Zinanzgewalt und 
Befteuerungsrecdt bes Bundes zu reden, wie es in ben Syſte⸗ 
men bed Bundesrecht meiftene geſchieht, während doch die Grund: 
gefege des Bundes ſich niemals ſolcher Ausdrücke bevient haben. 

. 12) Vergl. unten die Lehre von den Bundesbeihhlüffen. Kap. II. Zit. IM. 

13) Welcker, wicht. Url. ©. 265. 269. 

1) Der ZerritoriatsWeftand der deutfchen Bundesflaaten beruht feit der 
Stiftung des Bundes befonders auf den Beltimmungen der Wiener 
Songreßacte, des zweiten Parifer Friedens von Nopbr. 1815 und 
bes Frankfurter Zerritorialsfteceffes v. 20. Zuli 1819. Vergl. oben 
Th. I. $. 40. In ber Wiener Gongreßacte von 1815 betreffen bie 
Art. 15—6562 bie Territorial s Verhältniffe in Deutfchland. — Das 
Parifer Protocol v. 3. Rovbr. 1815 f. bei de Martens Nouv- 
Recueil des Traites etc. Tom. Il. p. 668 seq. 

2) Sachſen⸗Gotha erlofh im Danneftlamm mit Herzog Friedrich IV. 
am 11. Febr. 1825. Durd) den Erbtheilungs: Vertrag v. 12. Novbr. 
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Zahl um 1 vermindert; dann durch die Aufnahme von Defien- 
Homburg 3) wieder auf 38 gebracht. Dann erlofh im Jahre 
1847 die Stimme von Anhalt-Köthen *) und mit dem Weber- 


3) 


4) 


1826 wurbe das gegenwärtige Verhältniß ber Sächſiſchen Herzogthü⸗ 
mer regulirt. (Vergl. Protoc. ber Bunbesverf. v. 25. Jan. unb 12. 
Zul. 1837). Klüber, öffent Recht. 5.108. Note d. v. Meyer's 
Staatsacten Ih. II. ©. 298 f. 

Die Selbftftändigkeit und der Zerritorial= Beftand von Heffen- 
Homburg beruht auf den Beftimmungen der Wiener Gongreßacte 
v. 1815 Art. 48. 49 und bes Frankfurter Territorial-Receſſes v. 20. 
Zul. 1818 Art. 29. 30. (vd. Meyer’s Staatsacten. Ih. I. S. 183 
u. 310). ©. auch Klüber’s Staatsardyio Heft IH. S. 436. Die 
Aufnahme von Heffen: Homburg in ben Bund erfolgte Thon 
durch PlenarsBeihluß der B. 8. v. 7. Zul. 1817 (Prot. $. 304), 
wobei jedoch das Etimmenverhältniß beffelben einer weitern Anords 
nung vorbehalten wurde. v. Meyer’s Staatsacten Ih. I. &. TU f. 
In den Wiener Minifterials Gonferenzen von 1820 wurbe 
die Regulivung diefer Sache von Defterreidy in Anregung gebradjt 
(vergl. auch Prot. ter B. 8. v. 27. Zul. 1820 8. 216 und 1831 
&. 760) und dann wiederholt in ben Minifterials Gonferenzen zu 
Wien v. 1834 (Beil. E. zum 11. und Xeil. B. zum 12. Prot). Im 
Jahre 1837 fam dann wieder durch das Präfidium in der B. 8. ber 
Antrag von ‚Heffen= Homburg, daß es im Pleno mit 1 Stimme unb 
im engern Rathe mit dem Antheil an einer Geſammtſtimme zu bes 
theiligen fei, zur Sprache. (Protoc. der B. V. v. 1837 30. Sigung. 
$. 36. S. 811). Die Abflimmung erfolgte in ber 6. Sigung vom 


. 16. Mai 1838 (Protor. $ 113. S. 304 f.) und wurde babei ein jes 


nem Antrag entfprechender Beſchluß von der B. V. mit ber Beftims 
mung gefaßt, daß ‚Homburg in pleno (unbeſchadet feines Ranges)- 
den fouverainen Kürften fi anreihend, den Platz vor den freien 
Städten einnehmen, im engern Rathe aber fidh der 16. Stimme ans 
fhließen und, nach erfolgter Einigung mit den Gliedern der 16. 
Eurie in Betreff der nothwendig werdenden Veränderung in der ins 
nern Drganifation der Curie, zur Ausübung feines Stimmrechts in 
diefer Gurie zugelaffen werden folle. 

Mit dem Tode bes Herzogs Heinrich v. Anhalts Köthen (23. Novbr. 
1847), wodurch Letzteres an Anhalt Defiau und Bernburg fiel und 
dann durch Vertrag an Deffau übergieng. Die Kortführung einer 
befondern Stimme für Köthen ift von der Bundesverfammlung abs 
gelehnt morben. 
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gang der beiden Fürſtenthümer Hohenzollern an Preußen 
durch den Staatövertrag vom 7. Decbr. 1849 haben auch diefe 
als befondere Bundeöglieder zu eriftiren aufgehört. Dagegen 
ift die Wereinigung der Gebiete der Häufer Reuß jüngerer 
Linie zu einem Staatögebiet auf bie Zahl der Bundesglieder 
einflußlos geblieben, indem die FZürflen von Reuß von Anfang 
an nur ald zwei Bunbdeöglieder (ald ältere und jüngere Linie) 
aufgeführt werben 5). — Die Herrfhaft Kniphaufen ift Be: 
ftandtheil ded Bundesgebiets, fteht aber Eraft ded von ber Bun⸗ 
deöverfammlung garantirten Berliner Abkommens in blos mits 
telbarer Verbindung mit dem Bunde, indem fie in allen Ber: 
bältniffen zu demſelben durh Oldenburg, welches auch bie 
Beobachtung der Bunbeöbefchlüffe in derſelben zu bewirken hat, 
vertreten wird ©). 


5) Schon nady den Acceſſions⸗Urkunden zum Rheinbunde vom 18. Apr. 
1807 folten bie vier reußifchen Fürſtenthümer in Betreff des Antheils 
an der Bundesverfammlung nur durch die Häupter der beiden Li⸗ 
nien vertreten werden, „Les deux branches principales dans 
lesquelles se divise Ja maison de Reuss, auront chacune un vote 
a la diete, et pour cet eflet, les chefs de ces deux branches y 
siögeront dans le coliöge des princes.“ Dieß Berhältniß wurbe in 
der beutfhen Bundesacte beibehalten, nämlich Reuß-Greiz als äl⸗ 
tere, Reuß: Schleiz, Reußskobenftein-Kobenftein, und Reuß⸗Loben⸗ 
fleins@bersborf als jüngere Linie. Schon burch das Ausfterben 
der Special⸗Linie ReußsLobenftein »Lobenftein (7. Mai 1824), in 
beren Befigungen das Fürftl. Haus Reuß-Lobenſtein-Ebersdorf fucs 

® cebirte, trat daher in der Zahl ber Bundesglieder Feine Xenberung 
ein. Vergl. Klüber, öffentl. Recht. $. 108. Note f. und die An⸗ 
jeige im Protoc. der B. 3. v. 26. Aug. 1824 5. 136. Meyer’s 
Staatsacten Th. II. ©. 258. Ebenfo wenig wurde alfo auch bag 
bundesrechtliche Verhältniß geändert durch die Abbication des legten 
Fürften zu Lobenſtein und Ebersdorf (+ 17. Febr. 1853), welcher 
durch Geffions:urkunde v. 1. Octbr. 1848 die Regierung feiner Lande 
an Reuß⸗Schleiz abtrat. 

6) Wert. Th. I. $. 95 und bef. die am Schluffe der Note 10 angeführs 
ten Protocolle ber B. V. v. 1825 u. 1826. Anzeige von Oldenburg 
wegen erfolgter Uebergabe der Herrihaft an den Grafen Bentint. 
Protoe. d. B. 8. v. 1827 $. 7. Beil. 2. ©. 5. 13 Bevoͤlkerung 
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1. Unter den Mitgliebern des Bundes nehmen diejenigen 


in einigen Beziehungen eine beſondere Stellung ein’), welde 
auch niht zum Bunde gehörige, mithin auch nicht unter 
der Garantie deffelben begriffene, Befigungen haben, wie ins⸗ 
befondere die Souveraine von Defterreih, Preußen, Dänemark 
und den Niederlanden 8). Was von diefen Staaten zum Bunde 


) 


e) 


und Bunbescontingent: 1831 5.111. ©. 462. v. Meyer’s Staats: 
acten Ib. II. S. 285—297. Klüber’s Fortfep. der Quellenfammi. 
&. 32. v. Meyer, Corpus GSonftitutionum Germanid. L &. 44f. 


Vergl. vorläufig Wiener Schlußacte Art. 46. — Wie unnatürlic 
und für Deutfchland heillos die Schöpfungen des Wiener Congreffes 
in dieſer Beziehung find, Hat fih in Kleinem und Großem ſchon 
früher, befonders aber feit 1848 zur Genüge bewährt. Oeſterreich 
und Preußen find dem Weſen nady Deutſche Mächte; ihre bunbes= 
freie Stellung Tann bazu dienen, das felbfiftändige Auftreten bes 
Bundes als europäifche Macht zu verhindern , was ſich verfchmerzen 
läßt, ober Deutfchland in Händel zu verwideln, bie ihm an fid 
fremd find, was auch noch zu tragen ift und feldft mittelbar vors 
theilhaft fein kann, wenn dadurch Defterreidy und Preußen gegen 
Andere obfiegen. Dänemark und die Niederlande find aber außer: 
deutfhe Mächte; ihre Intereſſen find benen Deutfchlands oft gerabe 
zu entgegengefest (man vente an das jusqu’ à la mer, die Limburs 
ger Gränze, den Zoll: u. Handelsverein, die Bildung einer Kriegsflotte 
u. f. w.) und hier ift bie (bei Dänemark ſchon zur Wirklichkeit gewors 
dene) Möglichkeit gegeben, baß der Bund gegen fie ale einen auss 
wärtigen Beind Krieg führen muß und confequenter Weife verlangt, 
daß Luremburg und Limburg gegen ben König ber Niederlande, Hol⸗ 
ftein u. Lauenburg gegen ben König von Dänemark zu Kelbe ziehen.” 
Vergl. 3: B. ben Gommiffions: Vertrag in den Protoc. der B. 8. 
v. 1848, 63. Sitz. $. 623. Als ein an ſich geringfügiges aber bodh 
ſchon vielfagendes Beifpiel f. die Erklärungen der betreffenden Ges 
fandten Über das von der Bunbesverfammi. im März 1848 befchlos 
Bene Verbot der Ausfuhr von Pferden nad) Frankreich. &. Bundes: 
rehtl. Kragen ©. 19. 


Klüber ($. 107 des öffentl. Rechte) ſpricht von fünf bervartigen 
Bundesgenoffen, wobei er wahrfdyeinlich die bamals noch beftehende 
Perfonalverbindung zwifchen Hannover und England im Auge gehabt 
bat, wie 3. 8. au Jordan im Gtaatsr. $. 181. Note 15. 
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gehöre 2), ift bei Feffegung der Bundes: Matrikel durch befon- 
dere Erklärungen und genehmigende Beſchlüſſe der Bundesver⸗ 
fammlung beftlimmt. 

A. Nach ber Kaiferl. Defterreich. Anzeige v. 6. April 1848 
gehören folgende Länder und Provinzen zum beutfchen Bunde: 
dad Erzherzogth. Defterreich, die Herzogthümer Steiermarf, 
Kärnten u. Krain, das öfterreihifche Friaul oder der Gör⸗ 
zer Kreis, das Gebiet der Stadt Trieſt, die gefürftete Graf: 
Ihaft Tyrol mit Zrient und Briren, und Vorarlberg mit 
Ausihluß von Weiler; das Herzogthum Salzburg, das König- 
reih Böhmen, das Markgrafthum Mähren, der öfterreichifche 
Antheil an Schlefien, mit Inbegriff der Böhmiſch⸗Schleſiſchen 
Herzogthümer Aufhwis und Zator 19). 





—n 


9) Nah dem Preuß. Entw. einer MBunbesverf. v. 13. Septbr. 1814 
ſollte Deftlerreich nur mit den Vorländern (Salzburg, Tyrol zc.), 
Preußen nur mit ben Befitungen bieffeits der Elbe zum Bunde 
gehören, als Mächte aber follten fie mit der Köderation ein 
unauflöslidhes Bündniß fchließen. — Leber den Gedanken 
des Zutritts beider Staaten in ihrem ganzen Umfange auf 
dem Wiener Gongreffe : Steine Leben v. Perg Bd. IV. &. 129. 
— Das 1850 f. fehr lebhaft beiprochene und betriebene, in feinen 
Kolgen und nüglihen Wirkungen für Deutfchland mit den fchönften 
Karben ausgemahlte Eintreten von GefammtsDefterreich in den Bund 
ift nady dem Rücktritt Preußens in Betreff feiner 1848 in den Bunb 
aufgenommenen Provinzen, von der politifchen Zagesorbnung wieber 
beſeitigt; übrigens auch in ber Bundesverfammlung nicht zu fürms 
liher Berhanblung gelangt. In Betreff Preußens f. Note 12; 
und über die Einfprade von England u. Frankreich unten $. 216. 
Rote 2. 

10) Protoc. der B. 3. v. 1818 $. 77. Klüber’s Quellenfammlung ©. 
2091. ©. v. Meyer, Corp. Gonftitut. Germaniä I. ©. 25 f. Die 
in biefer Anzeige noh am Schluß erwähnte Grafſchaft Hohens@es 
roldseck des Fürſten von der Leyen ift bald barauf an Baben 
abgetreten. Zu Anfang wird audy erllärt, daß Deflerreihh in Be⸗ 
rüdfihtigung des befannten flaatörechtlichen Berhältniſſes der vors 
maligen Lombardei zum beutfchen Reiche, in firenger Kolge bes 
Art. L der Bunbesacte, ohne Zweifel berechtigt gewefen fein würbe, 
aud) diefe in den beutichen Bund mit aufzunehmen, baß dies aber 


N 
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B. Preußen erklärte unterm 4. Mai 1818, daß von ber 
Preußifhen Monardie die Provinzen Pommern (mit Rügen), 
Brandenburg (mit der Niederlaufis), Schlefien (mit Glas 
und der preuß. Oberlaufig), Sahfen, Weſtphalen, Gleves 
Berg und Niederrhein zum deutfchen Bunde gehören ſoll⸗ 
ten 1). Zwar erfolgte dann im Jahre 1848 auch die Aufnahme 
von Oſt⸗ und Weſtpreußen und einem Theile von Pofen in 
ben Bund, fo daß nur der f. g. polnifche Theil des Großherzog: 
thums außerdeutfched Gebiet blieb. Bald nad) ber vollfländigen 
Reactivirung ber deutfchen Bundesverfammlung ift aber (ſchon 
1851) das bis 1848 beflandene Verhältniß auch factifch wieber 
bergeflellt worden 12). 


nicht geſchehen fei, um die Wertheibigungslinie des Bundes nicht 
über die Alpen auszubehnen. &. übrigens auch Klüber, öffentl. 
R. 5.87. Nofeb. — In Betreff der Herzogthümer Auſchwitz u. 
Zator wurbe von der polnifhen Parthei im Jahre 1848, nach⸗ 
bem die öfterreich. Megierung auch dba bie Wahlen zur deutfchen Ras 
tionalverſammlung angeordnet hatte, gegen diefe u. die Verbindung 
mit Deutichland, unter Mittheilung eines partheiifhen „Geſchichtli⸗ 
hen Ueberblids üb. die völker⸗- u. flaatsrechtlichen Verhältniſſe u. 
die gegenwärtigen Zuſtände der Herzogthümer Aufchwig u. Bator,“ 
in Frankfurt Proteſt eingelegt. — In Betreff Tyrol's trat 1848 
während bes italienifchen Aufftandes und bes Krieges mit Sardinien 
das Beſtreben hervor, bie zwei Kreis-Bezirke Trient u. Rove— 
redo von Deutfchland Loszureißen. Die Vertreter derfelben in der 
Rationalverfammlung fteliten auch wirklid) einen darauf gerichteten 
Antrag (3. Juni 18418). S. den ablehnenden Bericht des völkerrechtl. 
Ausſchuſſes hierüber in den Stenograph. Berichten üb. die Verhandl. 
ber deutſch. National-Verſammt. Bd. IL. S. 1546 u. den zurückwei⸗ 
ſenden Beſchluß der Nat. Verf. daſ. S 1559. 

11) Protoc. db. B. V. v. 1818 $. 105. Ueber die Abtretung bes Für⸗ 
ſtenthums Lichten berg von Coburg an Preußen ſ. Protoc. der B. 
V. v. 1834 $. 468 mit Beil. 1 u. 2 (Staatsvertrag v. 31. Mai und 
Befigergreif. Patent v. 15. Aug.) v. Meyer, Corp. Eonft. Germ. 
&. 31 f. Ueber bie Erwerbung von Hohenzollern oben Ro. I. 

12) Abgefehen von bem auf die Aufnahme von Oft: u. Weftpreußen ges 
richteten Beichluffe des Vorparlaments (Roth u. Merk, Quellen: 
ſamml. I. S. 194), war bereits in dem X. Preuß. Patente v. 18. 
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März 1848 die Bereitwilligkeit ausgeſprochen, mit den nidyt zum 
deutfchen Bunde gehörigen Provinzen dem Bunde beizutreten. In 
einer Adreffe v. 3. Apr. 1848 erklärten die Provinzialftände von Oft: 
. u. Weftpreußen fich entfchieden beifällig, worauf Preußen in ber 
Sitzung der Bunbesverfammt. v. Il. April (Protocoll $. 257. &. 379) 
einen hierauf gerichteten Antrag ſtellte. Noch, in berfelben Sitzung 
wurbe (im engern Rathe) von fämmtlidyen Geſandtſchaften dieſem 
Antrag beigeftimmt und befchloffen: „Der Beitritt ber Provinz 
Dreußen (Oft: u. Weftpreußen) zum bdeutfchen Bunde wirb mit freus 
diger Anerkennung ber dem Antrage zu Grunde liegenden nationalen 
und föderalen Gefinnung einſtimmig angenommen und fomit Oſt⸗ u. 
Weftpreußen in den Bund aufgenommen.“ Zugleich wurbe bie Feſt⸗ 
ſtellung der Matrikulars Bevölkerung und die Ausdehnung der Wah⸗ 
 Ien zur Nationalverfammlung auf bdiefe Provinzen befchloffen. — 
Bierauf beantragte Preußen in ber 39. Bundestages Sigung vom 
22. April 1848 (Protoc. der 8. 8. $. 319. ©. 447), — obwohl die 
in Berlin verfammelten Provinzialftände von Pofen mit 26 gegen 
17 Stimmen den entfprechenden Borfchlag abgelehnt, um dem drin 
genden Wunfche ber beutfchen Bevölkerung gerecht zu werden, — 
die näher bezeichneten Theile bes Großherzogthums Pofen (den 
nicht zu Weftpreußen gehörigen (ehemaligen) Negbiftrict, die Kreife 
Birnbaum, Meferis, Bomſt u. Krauftadt und einen Theil ber Kreife 
Bud u. Kröben) dem beutfhen Bundesgebiete einzuverleiben, wels 
dem Antrag ebenfalls fogleich (in derfelben Form wie am Al. April) 
durch einhelligen Beſchluß der Bunbes =» Berfammlung entfprochen 
wurde. Bergl. Roth u. Merd, Quellenfammt. I. ©. 253 f. 320 f. 
Dann wurden in Folge bed von Preußen in der 44. Sitz. vom 1. Mai 
geftellten Antrags in der 45. Sit. v. 2. Mai auch noch Stadt und 
Feſtung Pofen u. ein Theil der Kreife Pofen u. Obornick, der Kreis 
Samter, der Übrige Theil des Kreifes Bud u. bie ſüdlichen heile 
der Kreife Kröben u. Krotoſchin u. die Stab? Kempen durch Bun: 
besbefhluß aufgenommen. — Cs folgten hierauf, — nachdem in⸗ 
zwifchen Preußifcher Seits durch ben KRönigl. Gommiffarius v. Pfuel 
eine vorläufige Demarcationslinie zwiſchen dem beutfdyen und po nis 
fhen heil von Pofen am 4. Juni 1848 gezogen worben war, — 
veranlaßt durch eine Reihe von Anträgen, Petitionen und Proteſta⸗ 
tionen, Berhandlungen ber Deutfchen RationalsBerfammlung 
(24. Zuli 1848 u. f.), worauf in ber 49. Sitz. v. 27. Juli befchloffen 
wurde, „bie Ginverleibung ber bezeichneten heile bes Großhzth. 
Pofen durch Beſchluß der Bundesverſ. v. 22. April u. 2. Mai, fer⸗ 
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C. Dänemark tritt in der Bundedacte blos wegen Hol: 


fein als Mitglied des Bundes auf. Nach der Erwerbung von 
Lauenburg wurbe aber auch biefed, und zwar fchon in ber er: 
ften Sigung der Bundesverfammlung für Bundesland erflärt 13). 


2) 


— 


ner die vorläufige Demarcationglinie v. 4. Juni anzuertennen, fd 
aber die legte Entſcheidung Über bie zutreffende Abgrenzung zwifchen 
beiden Zheilen nadı dem Ergebniß weiterer, von der Gentralgewalt 
zu veranftaltenber Erhebungen vorzubehalten« &. Stenograph. 
Bericht üb. die Verhandl. der d. NRationalverf. Br. II. ©. 1124 f. 
Protocolle der deutfch. Rational- Verf. Th. 1. S. 149. Bergl. audy: 
Denkſchrift über die Ereigniffe im Großh. Pofen feit dem 20. März 
1848. Aus ben Alten bes Minifteriums des Innern. — Denkſchrift 
üb. die Reorgenifation u. Zheilung bes Großhzth. Pofen u. Einverz 
leibung defl. in den deutfh. Bund. Bon B. 3. Berlin 1818. — 
Zur Beurtheil. der polniſchen Frage im Großh. Pofen im Jahre 1848. 
Berlin. Gebr. bei den Gebr. Unger. — Altenmäßige Darftellung 
ber Poln. Inſurreetion im Jahre 1848 u. Beleuchtung ber durch 
diefelbe entfland. polit u. militär. Kragen. Bon ©. v. Voigt: 
Rhetz. Pofen 1848. — Promemoria gegen ben project. Anſchluß 
des Großh. Pofen an Deutfchland — an ben völlerredhti. Ausichuß 
der deutfh. Nat. Verl. Frankf. a. M. 1848. — Weitere Verbands 
lungen über die, im Auftrag der Gentralgewalt vom Reichscommiffär 
v. Schäffer s Bernftein feftgeftellte (definitive) Demarcationslinie fans 
den in ber Paulsliche in der 165. Sit. der National: Berfammi. 
v. 6. Febr. 1849 ftatt. Die Berfammlung ſprach die Genehmigung 
aus. (Stenograpb. Beriht. Bd. VIE &. 5045-5089.) Bergl. 
auch: Bundesrechtliche Kragen S. 142-152. — Die von Preußen 
1851 abgegebene Erklärung, daß es die im Jahr 1848 erfolgte Auf: 
nahme ber oben bezeichneten Provinzen in den Bund als nicht ge: 
ſchehen betrachtet wiffen wolle, hatte, abgefehen von ben politifchen 
Motiven, den unwiberleglichen Grund für fi, daB die Einverlei- 
bungs⸗Beſchlüſſe der Bundesverfammlung in einer ben Bundesgrund⸗ 
geſeten nicht entfprechenden Weiſe geſchehen, alſo formell nichtig 
waren. Die Preußifhe Erklärung wurbe in der Sie. ber B 8. 
vom 20. Septbr. 1851 abgegeben. 

Protoc. der B. B. v. 5. Novbr. 1816 $. 3. ©. 11. Kiüber's 
Staatsarkhiv Bd. II. S. 27 f.e — In eine eigenthümliche Lage kam 
die Lauenburgifche Regierung zu Ratzeburg burch die Wendung der 
©cdyleswig s Holflein. Angelegenheit. Zur Hebung ber Gollifion ber 
Pflichten gegen ben Bund einerfeits u. ihren Lambesherrn anderer 
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Die im Jahre 1828 erſtrebte Vereinigung Schleswigs mit 
dem beutichen Bunde hat nicht blos feinen Erfolg gehabt, fon: 
dern der Gang ber Ereigniffe, die Folgen des Preuß. Waffen: 
ſtillſtandes v. 10. Zuli 1849 u. des vom Bunde ratificirten Ber: 
liner Triedend mit Dänemarf (2. Juli 1850) fo wie die f. g. 
Pacification Schleswig : Holfteins durch den Bund (Octbr. 1850 
bis Ian. 1851) haben es Dänemark geftattet, troß des Bundesbe⸗ 
ſchluſſes v. 17. Septbr. 1846, auch noch die, bis 1848 beftande: 
nen und nach der einen Seite unter bem Schuß des deutfcheh 
Bundes ftehenden, verfaffungsmäßigen Bande zwifchen Holftein 
und Schleöwig zu zerreißen 14). 


Seits erfolgten Befchlüffe der Bundesverfammi. v. 230. April. (Prot. 
$. 309. ©. 436), 6. Mai (Prot. $. 429. ©. 553 f.) u. 16. Juni 1848- 
(Prot. $. 623 ©. 687 f) — Durch letztern wurde während des 
Kriegs mit Dänemark Lauenburg unter Abfendung eines Bunbess 
commiffairs Seitens bes Bundes in Abminiftration genommen, 
auch fpäter von Seiten ber Gentralgewalt eine Statthalterfchaft eins 
defekt. Unter biefer erfolgte die Verkündigung eines neuen Grunds 
geſetzes, welches inbeß mit ber Neftitution ber dänischen Derrfchaft 
(1851) außer Wirkſamkeit gefeht worben if. Bundesrechtl. Fragen 
&. 156 f. j 
4) Das Recht Holftleins auf unzertrennlihe Verbindung 
(Realsiinion) mit Schleswig, wie es befonders feit 1460 bei ber 
Bahl CEhriſtians I. (aber „nicht als ein König von Dänemark, fon= 
dern aus Bunft, die die Einwohner dieſer Lande zu unfrer Perfon 
haben«) vertragsmäßig und urkundlich feſtgeſtellt und bis auf bie 
neuere Zeit de jure fortbeflanden hat, während das Verhältniß beis 
ber Länder zu Dänemark nur bas einer Perfonale Union war und 
de jure nody ift, — ift der Angelpunkt um ben ſich ber ganze Streit 
und die Gntwidelung des Schleswig = Holfteinfhhen Trauerfpiels in 
der neueften Zeit gebreht bat, und enthält zugleih den Rechtferti⸗ 
- gungsgrundb für das Verlangen, baß auch Schleswig ben bänifdyen 
Beftrebungen gegenüber, dem beutfhen Bund einverleibt werde. 
Zur brennenden Frage wurbe ber Streit, nad) dem erften Angriff in 
ber Roeskilder Ständeverfammlung, befonders durch ben auf Grund 
des f. 9. »Commiſſionsbedenkens« erlaffenen »Dffenen Brief- 
König Ehriftians VIII. v..8. Zuli 1846, welcher Schleswig als eine 
iebenfalls Dänemark incorporirte und der Erbfolge des Königegeſetzes 
unterworfene Provinz hinftellte unb fälſchlich die engliſche und fran- 
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D. Der König der Niederlande war wegen des Sroßherzog- 


zöfifhe SarantiesXcte v. 14. Zuni u. 23. Juli 1721 und die mit 
Rußland abgefchloffenen Verträge v. 1767 u. 1773 auf eine Incorpo⸗ 
ration Schleswigs in das Königreich deutete. S. denſelb. 3. B. in 
Hermsdorf, Jahresbericht üb. die deutfcye Gefehgeb.-Wb. II. ©. 
236 f. Wie völlig nichtig die dänifchen Beweisflüde feien, ift Thon 
vor 1848 durch eine Reihe von Schriften unwiderleglich und Blarer 
als die Sonne nachgewieſen worben. Vergl. bie hiſtor. Landesredhte 
in Schleswig u. Holftein urkundl. Bevorwortet von Statsrath Falck. 
Nebft einer Zugabe von Prof. Dahlmann. 1942. Zweite Aufl. 
Hamburg 1847. Verhandlungen ber Dänifhen und Holſteinſchen 
Ständeverfammlungen des Jahres 1844 über bie Erbfolge in den 
Herzogthümern Schlesreig, ‚Holftein u. Lauenburg. Edjleswig 1845. 
Michelfen, (Ifle u.2te) polemifche Erörterung üb. die fchleswigshol- 
ftein. Staatsfucceffion. Leipz. 1814. 1846, 8. Sammwer, bie Staats- 
erbfolge der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein und zugeböriger Lande. 
Hamb. 1814. Gtaatös u. Erbrecht des Herzogthums Schleswig. 
Kritit des Commiſſionsbedenkens üb. die Succeffionsverhältniffe des 
Herzogthums Schleswig von RN. Kald, M. TZönfen, ©. Herrs 
mann, P. Chriftianfen, E. O. Mabai, J. G. Droyfen, ©. 
Wais, 3. Chr. Ravit, 8. Stein, Profeſſoren an der Univerfität 
zu Kiel. Hamburg 1846. Vergl. auh: Zur Schleswig = Holfteins 
fhen Frage. Zwei Vorflellungen ber Prälaten u. Ritterfhaft in 
Schleswig u. Holftein v. 15. Febr. 1845 u. 19. Jan. 1817 an Gr. 
Mojeftät der König, mit einer flaatörechtlichen Betrachtung ber 
Schleswig s Holfteinfchen Redhtöfrage herausgegeb. v. Dr. H. &. Za⸗ 
dhariä. Gott. 1847. Ferner: Die verfaffungsmäßige Staatseinheit 
der Herzogthümer Echleswig=Holftein. Frankf. a. M. 1849. 9. ©. 
Grandfen, Die Staatöerbfolge in ben vormals Schauenburg. Ans 
tbeil von Holftein. Hamburg 1850. Kür die bänifchen Behaup⸗ 
tungen: Essai historique sur la question de la succession du 
royaume de Dannemark et analyse de droit quant aux duches de 
Slesvig et de Holstein, par le baron Constant Dirckiak-Holm- 
feld. Copenhague, 1844, Derfelbe: Der Dänifhe Staat u. bie 
Separatiften, als Berichtigung irrthümlicher Partbei s Anfichten in 
Gedichte u. Recht. Th. I. Altona 1847. ©. auch: Dänemarf u. 
bie Herzogthbämer Schleswig u. Holftein. (Aus dem Altonaer Mercur 
befond. abgedr.) Schleswig 1846 u. aus fpäterer Zeit: Gin Wort 
des Rechts (?) u. ber Verftändigung in ber Schiesw. Holſtein. Frage. 
Mainz 1849. — Die Nichtigkeit ber Berufung auf die englifche, fran⸗ 
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thums Luremburg (Wiener Eongreß:Acte 67—7 1) dem Bunde 


zöſiſchen u. andere Garantieen v. 1720 ift befonders gründlich, kurz 
u. fchlagend dargelegt in einer 1848 vom Königl. Sächſiſchen Mini- 
fterium des Aeußern (v. d. Pforbten) als Mferpt. gedrudten Aus: 
führung: „Ueber bie Garantieen, weldhe Frankreich, England und 
Rußland bezüglich Edyleswig’s Für Dänemark geleiftet haben u. jept 
leiften follen.« Frankf. a. M. 1849. Derfelbe Punkt ift auch neben 
den Übrigen Rechtsforderungen Schleswig = Holfteind erörtert in ber 
vortrefflichen „Denkſchrift über bie verfaffungsmäßigen Rechte ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein v. Dr. Bunfen, K. Preuß. 
Gefandten in London. Nebſt einem Anbange enthaltend: Die Denk: 
ſchrift der provifor. Regierung an Lord Palmerfton v. 6. April (1848) 
u. ein Rechtsgutachten über bie Bedeutung der engliſchen Garantie 
von Jahr 1720. Berlin 1818. 

Auf die wegen Verlegung ber Landes⸗ u. fländifchen Rechte von 
den Holfteinfhen Ständen an die deutſche Bunbesverfammlung, in 
Kolge der nach dem „Offenen Briefe» eingetretenen Differenzen, ge⸗ 
brachte Beſchwerde faßte bie Deutſche Bundesverſammlung den bes 
tannten merkwürdigen Beſchluß v. 17. Geptbr. 1816 in Betreff ber 
Holfteinfhen Erbfolge: u. Berfaffungsfrage: „Nachdem Sr. Majeflät 
"Der König v. Dänemark, Herzog v. Holftein u. Lauenburg in Allers 
höchſtihrer Erklärung v. 7. Septbr. d. 3. auf die Eingabe der Pro- 
vinzialftändeverfammlung des Herzogthums Holſtein v. 3. Aug. I. 3. 
geäußert haben, daß es Ihnen niemals in ben Sinn gekommen 
it, die Selbſtſtändigkeit des Herzogthums Holftein , deſſen 
Berfaffung und fonftige auf Geſez und Herfommen 
berupenbe Beziehungen zu beeinträchtigen, ober willkühr⸗ 
lichen Aenderungen zu unterwerfen und bie Verſicherung hinzuge⸗ 
fügt Haben, daß Allerhöchſtdieſelben bei Ihren Beftrebungen, die 
Succeffionsverhältniffe des gebacdhten Herzogthums zu orbnen, nicht 
willens find, wohlbegrünbeten Rechten der Agnaten zu 
nahe zu treten, ebenfo auch bie Abficht an ben Tag gelegt haben, 
das verfaffungsmäßige Petitionsrecht der Stände ungefchmälert auf: 
recht zu erhaltenz fo findet die Bundesverfammlung ſich in ihrer ver⸗ 
trauensvollen Erwartung beſtärkt, dag Se. Majeftät bei ends 
licher Feſtſtellung ber in dem Dffenen Briefe v. 8. Juli 
d. 3. beſprochenen Verhältniffe die Mechte Aller und Se: 
der, insbefondere aber bes Deutfchen Bundes, erbberedh: 
tigter Agnaten und ber gefemäßigen Landesvertretung 
Holſfteins, beachten werben. Indem bie Bundesverfamm: 

Badhariä's Staatsrecht. 2r Bd 2te Aufl. 40 
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beigetreten. In Folge der Losreißung Belgiend vom Königreich 


lung, als Drgan des deutſchen Bundes, fih Die Bel: 
tendmadhung ihrer verfaffungsmäßigen Kompetenz, in 
vorfommenden Fallen vorbehält, ſpricht fie ſich dahin aus, 
daß fie in ben Ständen bes Herzogthums Holftein» u. f. w. (f. den 
Inhalt diefes Ausſpruchs ſchon oben Th. 1. $. 111. Note 8). Den 
Bundesbefchl. f. in ben Protoc. der Bundesverſ. v. 1846, 28. Siß. 
v. 17. Septbr, 1846 $. 269. E. Hermsdorf Jahresberichte. Bb. 
1. ©. 3 f. 

Für die Aufnahme Schleswige in den dbeutfhen Bund 
erklärten fich bereits am 24. Novbr. 1816 die Schleewigichen Stände 
faft einflimmig (gegen 2 Etimmen), was aber natürlidy für damals 
einen Erfolg hatte; eben fo natürlid war es aber, daß diefes Ver: 
langen bei der Schilderhebung Schleswig » Holfleins im März 1818 
in erfter Linie fand. Vom bänifchen Standpunkt ift biefe Erhebung 
beurtheilt in den Pamphleten: L’ insurrection dans les Duches de 
Siesvic et Holstein et les proc&des de la Prusse a l’egard du Da- 
nemark. Copenhague 1848 u. E. 5. Wegener, üb. das wahre 
Verhältniß des Herzogs von Auguftenburg zum Holſteiniſchen Aufs 
ruhre. Gopenbagen 1850. S. dagegen: (Droyfen u. Sammer) 
Die Herzogthümer Schleswig» Holftein u. das Königreih Dänamarl. 
Actenmäßige Gefchichte der däniſchen Politik feit dem Jahre 1806. 
Hamburg 1850 u. das „Manifeft der Statthalterihaft Schleswig⸗ 
Dolfteins an bie Kürften und Völker Europas.“ Berlin 1850. j 

An demfelben Tage (24. März 1818), wo die von SchleswigsHols 
fteinfhen Ständen nach Kopenhagen abgefandte Deputation vom 
Könige von Dänemark ben fchriftlichen Beſcheid erhielt, „daß er das 
Herzogthum Schleswig dem Deutſchen Bunde einzuperleiben weber bas 
Hecht nody die Macht, noch den Willen habe, dagegen die unzer⸗ 
trennlihe Verbindung Schleswigs mit Dänemark durd 
eine gemeinfame freie Verfaſſung Eräftigen wolle», ſprach der König 
von Preußen in dem Schreiben an ben Herzog von Auguftenburg bie 
Ueberzeugung aus 1) „baß bie Herzogthümer felbftflänbige Staaten, 
2) daß fie feft mit einander verbundene Staaten feien und 3) baß 
der Mannsftamm in den Herzogtbimern herrſche, und daß er bereit 


. fei vin Betracht des Bundesbefchluffes v. 17. Eeptbr. 1846 die Ders 


aogthümer Schleswig = Holftein gegen etwanige Uebergriffe und An: 
griffe mit den geeignetfien Mitteln zu fügen.“ — Es erfolgte 
dann der Beihluß bei Borparlaments v. 31. März 1848: 
„Schleswig, ſtaatlich und national mit Holſtein urzertrennlich 
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der Niederlande und ber befannten Londoner Sonferenzen wurbe 


verbunden, ift unverzüglich in den beutfchen Bund aufzunehmen und 
in ber conflituirenden Verſammlung gleich jedem anderen beutfchen 
Bundesftaate durch freigewählte Abgeorbnete zu vertreten.» Vergl. 
die Mittheilung ber Befchlüffe an die Bundesverfammlung und deren 
Erktärung im Protoc. ber B. V. v. 2. April 1848 ($. 215. ©&. 327). 
Als hierauf in Zolge bed Vortrags des für die Schleswig⸗Holſteinſche 
Angelegenheit gewählten Ausfchuffes bie B. 8. in der 28. Sie. 
v. 4. April (Prot. der B. 8. v. 1818 $. 228. ©. 310) bie Bunbes: 
verfammlung in Semäßheit des Art. 38 der Wiener Schlußacte er⸗ 
Elärte, daB „Gefahr eines Angriffe für das deutfche Bunbesianb 
Holſtein vorbanben fey«, erfuchte fie zugleich Preußen „das Vermit⸗ 
telungsgefchäft Namens des deutfchen Bundes auf der Baſis der uns 
verfärzten Rechte Holſteins, namentlih auch ber flaatsredhts 
lichen Verbindung mit Schleswig zu führen.« Demnädhft bes 
ſchloß die B. 8. am 12. April 1848: „da nach ihrer Ueberzeugung 
die ficherftie Garantie jener Union (db. h. der Union Holfteins mit 
Schleswig, welde ber Bund zu fhhüsen babe) durch ben Eintritt 
Schleswigs in den deutfdyen Bund erlangt werben würbe, Preußen 
zu erfuchen, bei dem Bermittelungsgefchäfte möglichſt auf bdiefen 
Eintritt hinzwwirken.» (Mit diefem Befchluß, der unter M 3 aud) 
die proviſoriſche Regierung Schleswig s Holfteins, welche ſich 
mit Vorbehalt der Rechte ihres Herzogs u. Namens beffelben zur 
notbgebrungenen Vertheibigung der Landesrechte konſtituirt, als folche 
und in diefem Maaße anerlannte, trat ber dänifche Sefandte aus 
der ©. B. ab; wogegen zufolge Beſchl. ber B. 8. v. 22. April ber 
Gintritt des Abgefandten ber proviforifhen Regierung in bie Bun= 
desverſammlung erfolgte. Protoc. ber B. ®. v. 1848 32. Sie. $. 
207. ©. 336 u. 39. Sit. $. 318. &. 447. — In ber 42. Sig. der 
B. 8. v. 237. April (Protoc. v. 1848 $. 357. ©. 478) ftellte der 
Gefandte der proviforifhen Regierung für Holftein den Antrag auf 
fofortige Aufnahme des Herzogthums Schleswig in den deut⸗ 
Then Bund; anderer Seits reichte der bänifche Geſandte v Pech: 
lin am 29. April eine Proteftation (dat. v 28. Apr.) dagegen ein, 
unter Bezugnahme auf die (nach Art.6 u. 13 der Wiener Schlußacte) 
erforberliche Stimmeneinpeit, die ohne den Willen des Königs feines 
Herrn, nicht zu Stande kommen Tönne u. mit der Erflärung bes 
unabänberlihen Entfchluffes des Lebtern, Schleswig in ber (ans 
geblid von ben Großmächten garantirten) unzertrennlichen Verbins 
bung mit Danemark zu erhalten. (Bundes =» Protocolle v. 1848 
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aber die Hälfte von Luremburg an Belgien abgetzeten und ber 


43. Sit. v. 29. April $. 365. S. 496.) — Wie der Krieg gegen 
Dänemark geführt worden, gehört nicht hierher; weldyen Ausgang 
er aber genommen, nahbem das Bunbesland Holftein feinem Schick⸗ 
fal von Deutfchland überlaffen worden war, ift befannt. Wende⸗ 
punlte zum Theil auch für die Sache Deutſchlands im Ganzen find: 
1) der Malmder Waffenftillftand v. 26. Aug. 1848. ©. bie Acten⸗ 
ftüde u. Verhandlungen darüber in den Stenograph. Berichten üb. 
die Verh. ber deutich. Nat. VBerfammt. Bd. IH. S. 1801. &. 1861 f. 
S. 2020 f. S. 2029 f. 2) die Schlacht bei Kribericia (5. Zuli 1849) 
und gleih darauf ber Preuß. Waffenftillfiand zu Berlin am 10. 
Juli 1849, wodurch Schleswig durdy eine Demarcationslinie in zwei 
Schelle geſchieden u. der nörblidhe ben Dänen Preis gegeben wurbe. 
Bergl. &. Waitz Ueber den Frieden mit Dänemark. Erſter Beitrag 
u. 2ter Beitr. Gött. 1819. — 3) der zwiſchen Preußen (ohne Voll⸗ 
macht für Deutichland) u. Dänemark abgefchloffene Berliner Friede 
v. 2. Zuli 1850 (vergl. Actenftüde zur Schleswig : Holftein. Frage 
4tes Heft. Kiel, Juli 1850), in welchem Schleswig völlig ignorirt 
und zu Gunften des Königs von Dänemark bie Hülfe des Bundes 
zur Herftellung feiner legitimen Autorität in Holftein flipulirt, auch 
bie Feftftelung ber Gränze zwifchen ben Etaaten Er. bänifdyen Ma: 
jetät und ben zum deutlichen Bunde gehörigen Landen verabredet 
wurbe. 4) Die Ratification des Friedens über bie f. 9. Pacificatios 
tion von Holftein durch den Bund. ©. Protoc. ber Plenar = Bers 
ſamml. v. 3. Dctbr. 1850 u. Prot. der 11. Sit. der B. 8. v. 35. 
Dctbr. 1850. &. Actenftüde zur Schleswig » Holftein. Frage. Stes 
Heft. Kiel. November 1850. 

Als vorläufiger Schluß des Dramas fei bier noch erwähnt ber 
Londoner. Zractat v. 8. Mai 1882 abgefchloffen zwiſchen Däne⸗ 
mark, Deflerreich, Frankreich, Großbritannien, Preußen, Rußland, 
Schweden u. Norwegen, durd) welchen fid; (Art. 2) bie contrahirenden 
Theile, „reconnaissant comme permanent le principe de l'integrite 
de la Monarchie Danoise ‚“ verpflidhten, die weiteren Gröffnungen 
(les ouvertures ulterieures) über die Ordnung der Thronfolge in ' 
Dänemark in Erwägung zu ziehen; u. (Art. 3) ausbrüdlih bemerft 
wird, „baß bes Königs v. Dänemark Rechte u. Verpflichtungen Hin 
fihtli der Herzogthümer Holftein u. Lauenburg, fo wie biefe Rechte 
u. Verpflichtungen durch die Bundesacte von 1815 u. durch bas bes 
ſtehende Bundesrecht feſtgeſtellt find, keiner Veränderung durch ger 
genwärtigen Tractat unterliegen» — Weber die in Betreff der im 
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deutfche Bund durch Bad für Bundesland erklärte neugebilgete 
Herzogthum Limburg entfchäbdigt 13). 


Berliner Frieden v. 2. Juli vorbehaltenen Gränzberichtigung entſtan⸗ 
dene Frage, ob Rendsburg zu Deutfchland gehöre? ſ. bie Schrift: 
Bon ber Landeshoheit üb. bas alte Rendsburg auf ber Eiderinfel. 
— Bon Dr. &. F. Wegener. Kopenhagen 1850, u. die gründliche 
Gegenfhrift: Rendsburg, eine bolfteinifhe Stadt u. Keftung. 
Eine hiſtor. flaatörechti. Unterfuhung von A. von Warnftedf. 
Kiel 1850. ©. au G. Waitz, Ginige Worte üb. den Dänifchen 
"Seh. Archivar u. Hiftoriographen Dr. &. F. Wegener. (Aus ben 
Bött. gel. Anz. bei. abgebr.) Göttingen 1850. 

15)- Schon durch Beſchluß v. 18. Auguft 1836 (Eeparat:Protoc. ber 16. 
Sie.) hatte der deutſche Bund, welcher bei den Londoner Gonferen= 
zen durch die Bevollmächtigten von Defterreich und Preußen vertres 
ten war, unter der Bedingung einer Territorial⸗Entſchädigung feine 
Zuftimmung zu der Separationd= Acte von 1831 (Art. 2. 4) ertheilt. 
Die definitive Regulirung des WVerhältniffes von Bundeswegen ers 
folgte durch die Beichtäffe v. 11. Mai 1839 (faſt ganz öffentliches 
Protoc. des $. 86 der 7. Sitzung) u. v. 5. u. 16. Septbr. 1839 (Pros 
toc. $. 151. 273). v. Meyer, Gorp. Gonft. Germ. Frankf. 1846. 
©. 36 f. Bergl. auch v. Bangenheim, das Dreikönigebündniß 
v. 26. Mat 1849. Gtuttg. 1861. ©. 648 f. — Der in Uebereins 
fimmung mit ber $Präftdial » Propofition in der 19. Sitzung ber 
Bundesverfammiung am 5. September 1839 einflimmig gefaßte 
Beſchluß lautet: 

"Die Bunbesfammlung erkennt mit Befriedigung in der von Sr. 
„Majeftät dem König ber Niederlande, Großherzog von Luxemburg, 
ngefaßten Sntfchließung, an bie Stelle des durch den Art. II des 
„zu London am 19. April I. 3. abgefchloffenen Staatövertrage an 
„Belgien abgetretenen Bebiets im Großherzogthum 
„euremburg, mit dem ganzen, eine Bevölkerung von 147,527 
„Seelen in ſich begreifenden, neugebildeten Herzogthum tim: 
„burg dem Deutſchen Bunde beizutreten, eine genügenbe Erfüllung 
„derjenigen Bedingung, unter welcher allein ber Deutiche Bund ver⸗ 
„möge des in der 16. Situng vom Jahr 1836 Hefaßten Befchluffes, 
„zu der Abtretung eines bisher bemfelben einverleibten Gebiets feine 
„Einwilligung geben zu wollen, erllärt bat.“ 

»So wie daher der Deutſche Bunb von. nun an das Herzogthum 
„Limburg ale zum Bundesgebiete gehörig betrakhten wird, 
„fo bieiben auch dem nunmehrigen Sroßherzogthum Lurem- 
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HI. Die Ordnung, in welder bie Bundesglieder in der 
beutfchen Bundes = Acte aufgeführt find und in der Bundesver⸗ 


burg und Herzogthum Limburg collectiv alle diejenigen 
„Rechte und Vorzüge vorbehalten, welche bisher mit dem Großher⸗ 
„zogthum Luremburg allein verbunden waren.“ 

„Belangend das matritularmäßige Verhältniß für Mannfchafte : 
„ſtellung uud für Gelbleiftungen, fo ift baffelbe verfaffungsmäßig 
„durch die von den Bundesgliebern angegebene Volkszahl bedingt, 
„und ed wird baher, nach dem von Sr. Majeftät dem König Groß⸗ 
„berzog in der Erklärung vom 16. Auguft I. 3. angegebenen Zah⸗ 
„Ienverhältniß die Bundesmatrikel berichtigt werben.« 

„Die Bunbdesverfammlung findet übrigens in ber Erflärung Er. 
„Majeftät, daß, unbefchadet der mit bem Königreich der Nieberlande 
"gleichen Rerfaffung und Verwaltung bes Herzogthums Limburg, 
„bie Anwenbung ber Bundesgeſetze auf bad Herzogtbum 
„Limburg in keiner Weife beeinträhtigt werben folle, 
„bie fiherfte Bürgichaft dafür, daß die Weisheit Sr. Königlichen 
„Majeſtät Maaßregein treffen werde, welche geeignet find, den Uns 
„zukömmlichkeiten vorzubeugen, bie fonft möglicherweiſe 
„aus biefen Berhältniffen entftegen könnten.“ 

"Die bei biefem für ganz Deutichland wichtigen Anlaffe, aud 
„in ber Eigenfhaft als König der Niederlande, dem Deut: 
„fhen Bunde Lund gegebenen wohlmwollenden Gefinnungen von 
„Freundſchaft und nachbarlidyer Zuneigung zu jeder Zeit zu erwies 
„dern, wird ber Bund fich ſtets fo bereit als verpflidhtet finden.» 

Die der Bundesverfammlung nicht verborgen gebliebenen "Uns 
zukommlichkeiten⸗ finb befonders feit dem Jahre 1848 zum Nachtheile 
Deutſchlands zur Genüge hervorgetreten. — Beim Zufammentritt 
der beutfchen National s Berfammlung wollten bie beiden Abgeorbnes 
ten aus Limburg vor ihrem Eintritt eine Entfcheidung darüber pros 
vociren, ob Limburg zum Koͤnigreich ber Niederlande, ob. zu Deutfdy: 
land gehöre? u. beantragten, daß das Herzogthum als Deutfches 
Bundesland von ber unnatärlichen Verbindung mit jenem losgemadt 
werde. ©. ben Bericht des Legitimations⸗Ausſch. u. die Verhandl. 
darüber in ben Gtenograph. Berichten Bd. I. ©. 2319 f. u. ben von 
mir erflatteten ausführl. Bericht bes internationalen Ausfchuffes 
über die Limburger Prage (Beil. I. zum Protoc. ber 39. öff. Sie. 
v. 14. Zuli 1848). Den bier geftellten Anträgen gemäß befchloß 
bie Rat. Verf. in ber 42. Sig. v. 19. Juli 1848, daß fie die Ver⸗ 
einigung Limburgs mit bem Königr. der Niederlande unter einer 
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fammlung zur Abflimmung kommen, ift unter dem ausdrücklichen 
Vorbehalt 16) feſtgeſtellt, daß dadurch ihrem ſonſtigen Rangver⸗ 


Verfaſſung u. Verwaltung als unvereinbar mit der deutſchen 
Bundesverfaſſung betrachte, daß die Reform der deutſchen Verfaſſung 
ſelbſtverſtändlich auch auf das Herzogthum Limburg Anwendung finde 
und daß die Gentralgewalt die Frage über die Verpflichtung Lim⸗ 
burgs zur Theilnahme an der bolländifhen Staatsſchuld zu vermit- 
teln babe. — Neue Verhandlung u. Beſchluß der Nation. Verf. 
- über biefe Angelegenheit (gemäß meines Berichts Beil. II. zum Prot. 
“der 121. öff. Sie.) f. in den Stenograph. Berichten Bd. V. ©. 3549 f. 
Inzwiſchen hatte das Grundgefeg für das Königreid) ber Niederlande 
v. 34. Octbr. 1848 Art. 1 auch wieder das Herzogthum Limburg für 
eine Provinz des Königreidye erklärt, jeboch mit dem Zuſatz, »baß 
die Berhältniffe dieſes Herzogthums — mit Ausnahme ber Keftungen 
Maaftriht u. Venlo — zu bem deutfchen Bunde aufrecht erhalten 
bleiben.« Wie loder u. ſubſtanzlos man aber in Holland das Bun: 
desverhältniß auffaßte, ergeben die Berhandlungen der General: 
Staaten. ©. drei Reben Limburg. Abgeordneten zur 2. Kammer 
ber R. Generalflaaten über die Verhältn. des Herzogth. Limburg. 
Frankf. a. M. 1848. S. auch eine Darflellung der Limburger Frage 
im Sinne Hollands (mit urkundl. Beil.) in der „Denkſchrift üb. die 
Verhältniffe des Herzogthums Limburg.» Frankf. 1848. Widerles 
gung derf. f. in meinem Bericht v. 14. Zuli 1848. Kerner: Dr. K. 
Steifenfand, das Herzogth. Limburg als Deutfcher Bundesftaat. 
Grefeld 1848. 8. 3. Keller, bie Limburger Frage hiſtoriſch, ſtaats⸗ 
u. völlerrechti. erörtert. Aadyen 18149 — u. Een woord over den 
tegenwoordigen toestand van het Hertogdom Limburg door Bar. J. 
L. Van Scherpenzeel-Heusch. Roermond (1848). — Der 
Ausgang ber deutſchen Berfaffungsfrage fchließt die der Limburger 
in fih, d. 5. es ift bei der Regulirung des Verhältniſſes v. 1839 
mit feinen »Unzulömmlichleiten« geblieben! Das verfchiedene Ge: 
bahren von Luxemburg u. von Limburg den Dreöbener Gonferenzen 
und dem WReactivirungsverfudh ber Bundesverfammlung gegenüber 
tömmt gegenwärtig nicht weiter in Betrad)t. 

16) Beranlaßt iſt berfelbe unter Anderm durch bie Feine Fehde zwifchen 
dem Hannnoverſchen und Würtembergifchen Gefandten über 
bas Rangverhältniß zwifchen Hannover und Würtemberg, wobei für 
Letteres befonders auf bie frühere Königswürde, für jenes auf bag 
Verhältniß zur Zeit der Reichsverfaffung Bezug genommen würbe. 
Verst. Klüber’s Acten bed Wiener Gongr. Th. 11. S. 74. Vergl. 
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bältniß zu einander nicht präjubicirt werben folle 1). Nach 
dem gegenwärtigen Beſtande des Bundes find die Mitglieder 
deffelben folgende: 1. Defterreih. 2. Preußen. 3. Baiern. 4. 
Sachſen 18), 5. Hannover. 6. Würtemberg. 7. Baden. 8. 
Kurheffen. 9. Großherzogthum Heffen. 10. Dänemark wegen 
Holftein und Lauenburg. 11. Niederlande wegen Luremburg u. 
Limburg. 12. Braunfhweig. 13. Medienburg: Schwerin. 14. 
Naffau. 15. Sahfen: Weimar. 16. Goburg:Sotha. 17. Mei: 
ningen. 18. Altenburg 129). 19. Medlenburg = Strelig. 20. 
Oldenburg 2%). 21. Anhalt : Deffau und Köthen. 22. Anhalt: 





auch Über andere ben Rang betreffende Differenzen und Vorbehalte. 

daf. ©. 347. &. 390. ©. 403. ©. 415. 
17) Bunbesacte Art. 4. Art. 8. In Betreff der künftigen von der Bun: 
desverfammlung „ale beftändige Folge einzuführenden Stimmenorb- 
nung» ift Art. 8 ausgefprochen, baß fie fi dabei „fo wenig als 
möglidy von ber ehemals auf dem Reichſstag und namentlich in 
Gemäßheit des Reichs⸗Deputations⸗Hauptſchluſſes von 1803 beobadıs 
teten Ordnung entfernen fole. Auch diefe Ordnung kann aber auf 
den Rang der Bunbesglieder Überhaupt u. ihren Vortritt außer 
den Verhältniffen der Bundesverfammlung keinen Einfluß haben.» 
S. $. 32 des Reiche = Dep.» Hptichl. u. darüber bef. 8. K. Aegibi, 
ber Fürftenrath nad bem Lüneviller Frieden. Berlin 1853. $. 43. 
8. 301 f. — Klüber’s Ueberfiht ber diplomat. Verhandlungen 
des Wiener Gongr. S. 501-536. Deffen äffentl. Recht. 9. 115. 
Vergl. audy oben über die auch unter Vorbehalt des Ranges er: 
folgte Aufnahme von H. Homburg Note 3 biefes $. — Einen 
ähnlichen Vorbehalt macht der Reichs⸗Dep.⸗Hauptſchl. v. 1803 $. 32. 
„Durch den Aufruf ber Stimmen wird dem hohern oder gleichen 
Range ber Fürſten unter fi gar nicht präjubicirt und bie Rechte 
eines jeden bleiben vorbehalten. 
Im Art. 4 der Bundesacte tritt Baiern vor, im Art.6 nad Sa: 
fen auf. Abgeſehen hiervon find die Bundesglieder im Texte nad 
der Ordnung des Art. 6 mit Rüdficht auf die inzwifchen eingetretes 
nen Veränderungen aufgeführt. 
Im Art. 4 der Bundesacte fliehen die Großh. u. Herzogl. Sächfifchen 
Häufer unter No. 12 vor Braunſchweig, Naffau und ben beiden 
Medtenburg, welche dann zufammen wieder vor Dibenburg ge: 
nannt find. Goburg follte eigentlich hier die Ite Stelle Haben. 
20) Im Art. 4 der B. A. ⸗Holſtein⸗Oldenburg⸗ genannt. Weber bie 
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Bernburg. 23. Schwarzburg:Sondershaufen. 24. Schwarzburg: 
Aidolſtadt. 25. Lichtenſtein. 26. Waldeck. 27. Reuß ältere Linie. 
28. Reuß jüngere Linie. 29. Schaumburg⸗Lippe. 30. Kippe 
(Detmold). 31. Heflen-Homburg. 32. Lübeck. 33. Kranffurt. 
34. Bremen. 35. Hamburg. — Der Unterfchied zwiſchen ur- 
fprüngliben und fpäter zugetretenen Mitgliedern bes 
Bundes 21) ift rechtlich ohne Bedeutung. 


$. 206. ($. 222.) 


IV. Begründung, Natur und Uufbebung der 
Bundesgenoſſenſchaft. 


Klüber, öff. R. $. 107. — Jordan, $. 181. 182. — Weiß, Staater. 
$. 32. 35. Vergl. mit der Reichsftandfchaft: Leiſt, Staater. & 72. 


I. Die Wiener Schlußacte Art. 6 erlärt: "Der Bund iſt 
nach feiner urfprünglichen Beftimmung auf die gegenwärtig daran 
theilnehmenden Staaten befchranft. Die Aufnahme eined neuen 
Mitgliedes kann nur flatt haben, wenn die Geſammtheit ber 
Bundesglieder folhe mit den beftehenden Verhältniſſen vereinbar 
und dem Bortheil ded Ganzen angemeflen findet y.« Die Aufs 
nahme neuer Mitglieder ift demnach zwar nicht audgefchloffen, 
allein in Betreff nicht deutfcher Yänder 2) würde fie, eben 


Beränberung bed Namens und die Annahme bes fchon in ber Wie: 
ner Gongreßacte Art. 34 anerkannten großherzoglichen Zitels f. 

- bie Anzeige im Protoc. der B. 8. 1824 5.2. Ktüber, öffentt. 
Recht. $. 108. Note o. 

21) Klüber, öffentl. Recht. F. 107. Ueber ben fpätern Zutritt von 
Würtemberg und Baden f. oben Th. I. 8. 40. Note 18. Weber bie 
Aufnahme von Homburg oben Note 3, - 

1) BVergl. Art..12. Art. 13. No. 3 der Wiener Scylußacte. Diefe Bes 
ſtimmung fol den Zweck gehabt haben, bie Mitglieder gegen bie das 
mals befürdtete Aufnahme einiger nn deutfhen Fürs 
ſten zu wahren. 

2) Gegen die beabfichtigte Aufnahme der — Länder der 
Oeſterreichiſchen Monarchie haben Frankreich u. England 
im Jahre 1851 proteſtirt, wobei fie ſich auf den Grund der Verträge 
von 1815 ein Zuſtimmungsrecht vindicirten. Die Verträge hätten, 
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jo wie die Aufnahme von Nihtfouverainen, dem Begriff 
und Zwed des deutſchen Bundes widerfpredhen 3). 

1. Die Bundesgenoffenfchaft ift ein Verhältniß völkerrecht⸗ 
liher Rehtögemeinfchaft, welches in der Theilnahme an 
den durch die Grundverträge des Bundes beflimmten gleichen 
Vertrags: Rechten und Vertrags-Obliegenheiten beſteht. Diefe 


behaupteten fie, nur bie Aufnahme der früher zum deutſchen Rei: 
he gehörigen Provinzen fanctionirt; jene Abfidyt widerfpreche - der 
Zwedbeflimmung des beutfchen Bundes; Art. 6 ber Wiener Schluß: 
acte beflimme nur das Recht der Mitglieder des Bundes und ſei 
fein den Verträgen von 1815 berogirender europäifdher Vertrag 
Aud) beziehe er fih nicht auf die Aufnahme neuer damals audgc- 
fchloffener Gebietötheile. — Der beutfhe Bund verliere baburch 
feinen deutfcdy: nationalen Charakter, u. bamit zugleich feine durch 
die Verträge fanctionirte wefentliche Natur. Das europäifdye Gleich: 
gewidyt werbe dadurch gefährbet u. f. w. Vergl. zwei Noten bes 
engl. u. franzöfifchen Sefandten an den Bundestag übergeb. am 9. 
Zebr. 1851. Die Bundesverfammlung wies biefen Proteft unter 
Bezugnahme auf die am 18. Septbr. 1834 benfelben Mächten gegens 
über ausgeſprochenen Grundfäge zurück durch Beſchl. dv. 17. Zuli 
1851. (8. Protoc. der Bundesverf. v. 1834 5. 455. v. Meyer’s 
Staatsacten. Th. II. Fortſetz. v. 1810 ©. 4765. de Martens, 
Supplem. au Recueil. Tom XX. p. 16.) Es erfolgte eine Erwiebe: 
rungs-Note Frankreichs v. 14. Aug. 1851, welche ihr Erftaunen 
(!) darüber ausbrüdt, daß man fih auf vor 17 Jahren geltenb ge: 
machte, bier gar nicht paffende Grundfäse beziehe. Dabei Erinne 
rung an Defterreichd und Preußens Vorgehen gegen die Schweiz 
(1847), deren Conföd. Acte nicht einmal Anen Beftanbtheil der Wie: 
ner Songreß = &Acte bilde. Bergl. meine Schrift: Die fchweiz. Eid⸗ 
genoffenfhaft u. der Sonderbund. Gött. 1848 ©. 131 f. und bie 
Schrift: „Die der deutfh. B. V. zugeftellten engl. u. franz. Ber: 
wahrungen gegen den Eintritt Geſammt⸗-Oeſterreichs in ben beutic. 
Bund.» Frkf. a. M. 1851. 

Bundesacte Art. 1.2. Wiener Schlußacte Art. 1 vergl. oben $. 243. 
Rudhart, das Recht des deutfchen Buntes. ©. 18 f. — Daher 
ift auch die in der Bundesacte (Art. 6) noch zur Erwägung vorbes 
haltene Frage: ob ben mebiatifirten vormaligen Reichsſtänden auch 
einige Guriat- Stimmen im Plenum der B. 8. zugeflanden werden 
ſollen? verneinend zu entfcheiden und ihre Bejahung auch ſchwerlich 
noch zu erwarten. (Vergl. oben Th. I. $. 96. Note 7 u 10.) 
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beziehen fi theil& auf den Bund im Ganzen, theild auf die 
‚Genoffen des Bundes und andere Staaten, theild auf die Un: 
tertbanen ver einzelnen Bundesſtaaten. Auch hierbei find bie 
Rechte und Pflichten der Sefammtheit von den Rechten und 
Hflichten der Einzelnen (jura singulorum) verfhhieden. Es be: 
gründen aber die‘ Verpflichtungen, welde die Mitglieder bes 
Bundes in Beziehung auf ihre Unterthanen gegeneinander über: 
nommen haben, in fo fern die betreffenden Normen auch als 
Beftandtheil des öffentlichen Rechts der Einzelflaaten zu betrach⸗ 
ten find, zugleih Rechte und Pflichten der Zestern, fo daß 
biefelben auch der Gefammtheit gegenüber ald „WBetheiligte» 
zur Geltendmachung derfelben als legitimirt erfcheinen 9). 

IM. . Das Recht und die Pfliht der Bundesgenoſſenſchaft 
ruht auf den zum Bunde gehörigen Staaten, welde aber im 
Verhältniß zum Bunde ausfchließlich durch das Staatsober⸗ 
haupt ober den fouverainen Fürften vertreten werden 5), fo daß 
von einer Theilnahme der deutfhen Stände an ber Ausübung 
. ber Bunbeögewalt nach bem beftehenden Bundesrecht feine Rebe 


4) Hierher gehören bie meiften beſondern Beftimmungen ber Bundes⸗ 
acte. Kin ausbrüdliches Anerkenntniß bes im Texte enthaltenen 
Sapes ift auch vom Bunde felhft ausgeſprochen in der Provifor. 
Gomp. Beflimm. der B. 3. v. 12. Juni 1817 9.5. No. 1u.2 u. in 
der Wiener Schlußacte Art. 63. 

5) Die Grundgefede bes Bundes nennen daher in der Regel, wo vom 
Bandeln bie Rebe ift, die fouverainen Fürften, wo aber das bes 
fiebende Rechtsverhältniß bezeichnet werben fol, bie Staas 
ten, unb beziehen aud) ben Zwed bes Bundes nirgends auf das 
yerfönlihe Intereffe bes Fürſten, fonbern auf das durdy ihn 
vertretene Intereffe bes Staats. Daher heißt es, die fouverais 
nen Kürften bildeten den Berein, aber (Wiener Schlußacte Art. 1) 
„zur Bewahrung ber Unabhängigkeit — ihrer im Bunb begriffenen 
Staaten.«o Werner (Art. II.) „Der Verein befteht als eine Gemeins 
ſchaft felbftftändiger Staaten“ und (Art. 6) „Der Bund ift auf die 
gegenwärtig daran theilnehmenden Staaten befchräntt.» Bun: 
despflichten find daher zugleih Landespflidhten, an beren 
Erfüllung das Staatsoberhaupt nicht gehindert werben darf. Wien. 
Schi. A. Art. 58. 
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fein fann 6). Anderer Seits verfteht fih von felbft, daß bie 
Bundeögenoffenfchaft, durch den fortdauernden Beſitz der Son: 
verainetäts-Rechte bedingt iſt und mit diefem aufhört 7), und 
daß der Bund, fobald er durch eine (perfönliche) Entäußerung 
der Souverainetätd:Rechte Seitens eines Bundesgliedes in fei- 
"nem Rechte und gegenwärtigen Beftande nicht verlegt 
ober gefährdet wird, eine folche zu bindern nicht berechtigt iſt 8). 
Daher fann 1. eine freiwillige Abtretung der auf einem Bundes: 
gebiete haftenden Souverainetäts-Rechte, aud ohne Zuflimmung 
des Bundes, zu Gunſten eines Mitverbünbdeten gefchehen ?), 
während die Abtretung von Bundesgebiet an einen auswärti: 
gen Staat ohne Zuflimmung des Bundes auch dann nicht ge: 
fhehen kann, wenn Letzterer fih zur Erfüllung ber Bundespflich⸗ 
ten bereit erflärt haben folte. 2. Die Beflimmung, daß ber 
Austritt aus dem Bunde feinem Mitgliede beffelben freiftehe !9), 
bezieht ſich natürlich nur auf die zum Bunde gehörigen Staa: 
ten, nicht auf die Perfon des Fürften. 

IV. „Veränderungen in dem gegenwärtigen Befigftande ber 
Bundedglieder fünnen keine Veränderungen in ben Rechten und 
Verpflichtungen bderfelben in Bezug auf den Bund, ohne aus: 
drüdliche Zuftimmung der Gefammtheit bewirken« 1). Aud 


6, Was im Jahre 1848 allgemein in Betreff einer Vertretung der beuts 

fhen Nation resp. der Stände am Bundestage erftrebt, von allen 

Regierungen zugefagt und auch in Beſchlüſſen der Bundesverfamm: 

lung verbeißen worden ift, f. oben Th. L $. 43 u. 44. 

Deshalb kann ein Fürſt, welcher abdankte, ober auch wider feinen 

Willen den Befis der Staatsgewalt verloren hat, nit mehr als 

Mitglied bes Bundes in Betracht kommen. Bergl. die Verhandlun⸗ 

gen ber Bundesverfammlung über die HRegierungs » Unfähigkeit des 

Herzogs Carl von Braunſchweig im Jahre 1830. Nachweifungen 

darüber Th. I. $. 84. Note 10. 

Vergl. oben bie Lehre von ber f. 9. Sanbesveräußerung. Th. I. 

6. 1. 

9) Wiener Schlußacte Art.6 a. E. Oben Tb. II. $. 241. Rote 11. 

10) Wiener Sclußacte Art. 5. 

1) So wörtlid Wiener Schlußacte Art. 6. Obwohl baher dergleichen 
Veränderungen an ſich nicht der Zuftimmung des Bundes bebürfen, 


7 


Nas 


8 


at 
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hängt «8, „wenn bie Befigungen eined feuverainen deutſchen 
Haufes durch Erbfolge auf ein andered übergehen, von der Ge: 
fammtheit des Bundes ab, ob und in wie fern die auf jenen 
Befigungen haftenden Stimmen im Plenum, da im engern Rathe 
kein Bundesglied mehr ald eine Stimme führen fann, dem neuen 
Befiger beigelegt werden follen« 12). 


fo müffen fie doch um bie entfpredhenden Wirkungen im Bunbesvers 
bättmiß, 3. B in Betreff ber matricularmäßigen Beiträge und Con⸗ 
tingentftellung,, zu bewirken, dem Bunde mit ben erforberlidhen Anz 
trägen vorgelegt werben. ©. 3.8. tie, die Abtretung bed Coburg: 
ſchen Fürſtenthums Lichtenberg an Preußen betreffende Anzeige, 
auf weldye ſogleich vom Bunde (26. Septbr. 1834. Protoc. der B. 


B. 35. Sitz. $. 468) bie erforderliche Aenderung in ber proviſoriſchen 


12) 


Bunbesmatrilel u. f. w. befchloffen wurde. ben fo ift bei dem 
Ausfterben fouverainer Häuſer und ber in neuefter Zeit einige Mate 
vorgelommenen Abbication u. Geffion verfahren. Vergl. ben $ 245 
über die Bundesglieder. 

Wörtlih fo in der Schlußacte Art. 16. Was von der Erbfolge 
geſagt if, muß aber offenbar auch von jedem andern redytlichen 
Webergangstitel gelten. — Auf bem deutſchen Reichstage hatte 
fit allmählig das Princip feftgeftellt, daß die auf den reichsſtändi⸗ 
ſchen Zerritorien haftenden Stimmen (wobei ber Reichstag zu Auges 
burg v. 1582 ale Normal Diät galt) fortwährend beibehalten wur⸗ 
den, ohne baß Länbertheilungen oder Vereinigungen eine Vermeh⸗ 
rung ober Verminderung ber Stimmen (ohne Zuftimmung von Kai: 
fer und Reich) bewirken fonnten. Deshalb gingen aber auch in Suc: 
cejfionsfällen bie Stimmen bes erlofchenen Haufes ohne Weiteres 
auf den neuen Beflger über, fo wie auch der Reichs-Dep.⸗Hauptſchl. 
v. 1803 $. 32 die Virilſtimmen der fäcularifirten Staaten geradezu 
auf die neuen Erwerber Übertrug. (Ueber die, ‚hiermit zufammens 
hängende Frage von der Religions-Eigenfhaft der Reichstagsftimmen 
f. Leift, GStaater. $. 71 u. jest befond. &. K. Aegidi, der Kürs 
ftenrath nach dem Lüneviller Frieden. Berlin 1853. ©. 196 f.) Der 
deutfche Bund dagegen hat ſich gerade gegen biefen unmittelbaren 
Uebergang durch obige Beflimmung verwahrt. Daher ift 3. 8. beim 
Ausfterden von S. Gotha teffen Stimme im Pleno der Bundes 
verfammlung erlofchen und ben fuccebirenden Kürftenhäufern aud) 
nicht vom Bunbe wieber beigelegt worden. Cbenfo bei dem Ausfters 
ben von AnhaltsKöthen und ber Abdication u. Geffion der ho⸗ 
henzollernſchen Färſten. 
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Zweites Kapitel. 


Bon der Bundes: Berfammlung und den 
Bundes: Beidhlüffen. 


Erster Titel. 


DÖrganifation der Bundeöverfammlung und Gefhäftdordnung 
Derfelben. 


8.247. ($. 223.) 


I. Im Allgemeinen. — Beftimmungen über 
Bertagung- 


Klüber, öffentl. Recht $ 116 f. — Nubdhart, das Recht bes deutfchen 
Bundes. ©. 32 f. 


l. Die deutfhe Bundesverfammlung oder der Bun: 
destag ift das beftändige und ausfchließlidhe Organ, welches den 
Bund felbft repräfentirt, und durch welches letzterer be: 
fhließt und handelt I). Gebildet wird die Bundesverfamm: 
lung durch die Bevollmädtigten der einzelnen Bundeöglieder und 
es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die leßtere zur Beſchi— 
ckung verpflichtet find 2). Eie hat ihren Siß zu Sranffurt am 


1) Bundesacte Art. 4. „Die Angelegenheiten bes Bundes werden burd) 
eine Bundesverfammlung beforgt, in welcher alle Slieber beffelben 
durch ihre Bevollmächtigten theils einzelne, theils Gefammtflimmen 
— führen.» Wiener Schlußacte Art. 7. „Die Bundesverfamm: 
lung, aus ben Bevollmächtigten ſämmtlicher Bundesglieder gebildet, 
ſtellt den Bund in feiner Gefammtheit vor und ift base 
beftändige verfaffungsmäßige Drgan feines Willens 
und Handelns.” 

2) Ganz ridhtig wirb dieß ausgefüßrt in dem "Archiv f. db. dff. Recht 
des deutfchen Bundes.» Gießen 1850 ©. 110 f. Das Abentheuers 
liche und Lädherliche der Debuction lag nur barin, daß bamit bie 
Verpflichtung der bie Wiebereinfegung ber definitiv aufges 
bobenen Bundesverfammlung weigernden Bundesglieber „aan Ver⸗ 
langen des "Präfidialhofs« gemäß 1850 in —— au, exſcheinen, 
erwieſen werben ſollte. 
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Ma 3). Defterreich gebührt bei berfelben fowohl im engern 
Rathe ald im Plenum der Borfig 4). 

ll. Die Bundeöverfammlung wirb nicht von Zeit zu Zeit 
neu conftituirt 5), fondern ift ein ftändiges, ununterbrochen vor⸗ 
bandenes, Organ des Bundes, ein permanenter Gongreß 
der Bevollmächtigten der Bunbeöglieder, 6). Do bat fie 
fhon nad) der. Bundesacte die Befugniß, fih, wenn bie ih: 
rer Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt find, auf eine 
beflimmte Zeit, jedoch auf nicht langer ald vier Monate 7), zu 
vertagen.» Ueber diefe Bertagung find durch befondern Bes 


3) Bunbesacte Art. 9. 10. Jedes Mitglied des Bundes hat deshalb bas 
Recht, die Einladung zum Zufammentritt einer Bundesverfammlung 
ober die Verhandlung von Bunbesangelegenheiten an einem andern 
Drte zurüdzumeifen und die dennoch anderswo gefaßten Mefchlüffe 
als Bundesbefhlüffe zu ignoriren oder zu proteftiren. Die 
jeitweife Verlegung wegen Gefahr eines feindlichen Angriffe durch 
förmlihen Beſchluß der Bundesverfammi. wird dadurch nicht ausge 
fchloffen. 

4) Bunbdesacte Art. 5. Ueber die rechtliche Bedeutung des Präfidiums 
f ben folg. Paragraphen. 9. Klüber’s Acten bes Wiener Sons 
greſſes Bd. 1. ©. 6. Bd. II ©. 351. 

5) Die auf ben 1. Eeptember 1815 feftgefeste Eröffnung derfelben 
(Bunbesacte Art. 9) wurde fpäter binausgefchoben und erfolgte erſt 
am 5. November 1816. S. oben Th. J. $. 40. Note 22. Bis dahin 
hatten bereits feit dem 1. Octbr. fieben Worbereitungs= od. Prälis 
minar= Gonferenzen fämmtlidher Bunde tags⸗Geſandten Statt gefuns 
den. Die barüber aufgenommenen KRegiftraturen vom 6. 9. 15. 22. 
23. 30. Octbr. u. 4. Rovbr. finden fih auch in ber f. 9. Quarts 
Ausgabe der Bundes-Protocolle Bd. I. &. 221 f. Vergl. auch meine 
Schrift: Die Rechtéwidrigk. ber verfuhhten Reactivirung der — — 
B. 3. Goͤtt. 1850. ©. 9 f. 

6) Bundesacte Art. 7. „Die Bundesverfammlüung iſt beftändig, hat 
aber die Befugniß⸗ u. f. w. Ueber den Sinn ber Beflimmung, 
woraus man 1850 ableiten wollte, baß die B. V. auch nad dem 
12. Zuli 1846 noch fortbeftanden Habe, ſ. bie angef. Schrift: Die 
Rechtswidrigkeit u f. w. &. 51 f. 

7) Der Zufag „jährlich“, fleht nur in unbeglaubigten Abfchriften. 
Klüber, Quellenfammlung ©. 169. 
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Zweites Kapitel. 


Bon der Bundes: Berfammlung und den 
Bundes: Beihhlüffen. 


Erster Titel. 


Drganifation der Bundesverſammlung und Geſchäftsordnung 
Derfelben. 


6.247. ($. 223) 


I. Im Allgemeinen. — Beftimmungen über 
Bertagung. 


Klüber, öffentl. Recht $ 116 f. — NRudhart, das Recht bes deutfchen 
Bundes. ©. 37 f. 


l. Die deutfhe Bundesverfammlung oder der Bun: 
destag ift das beftandige und ausfchließliche Organ, welches den 
Bund felbft repräfentirt, und durch welches letzterer be: 
fhließt und handelt %. Gebildet wird die Bundesverfamm: 
lung durch die Bevollmädhtigten der einzelnen Bundedglieder und 
es kann feinem Zweifel unterliegen, daß die legtere zur Befci- 
ung verpflichtet find 9). Cie hat ihren Sitz zu Frankfurt am 


1) Bunbdesacte Art. 4. „Die Angelegenheiten bes Bundes werben dur 
eine Bunbesverfammlung beforgt, in welcher alle Slieber beffelben 
durch ihre Bevollmächtigten tHeild einzelne, theild Sefammtflimmen 
— führen.» Wiener Sclußacte Art. 7. „Die Bundesverfamm: 
lung , aus ben Bevollmächtigten ſämmtlicher Bundesglieber gebilbet, 
ftellt den Bund in feiner Sefammtheit vor und iſt bas 
beftändige verfaffungsmäßige Drgan feines Willens 
und Handelns.“ 

2) Ganz ridytig wird bieß ausgeführt in dem „Archiv f. d. Öff. Recht 
bes beutfdyen Bundes.» Gießen 1850 ©. 110 f. Das Abentbeuers 
lihe und Lächerliche der Debuction lag nur darin, daß damit bie 
Verpflichtung der die Wiedbereinfegung ber definitiv aufges 
bobenen Bundesverfammlung weigernben Bunbesglieber „gm Vers 
langen des „Präſidialhofs⸗ gemäß 1850 in Frankfurt su, erfcheinen, 
erwiefen werben follte. _ — 
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Main 3). Defterreich gebührt bei derfelben fowohl im engern 
Rathe als im Plenum der Borfig 4). 

1. Die Bundeöverfammlung wirb nicht von Zeit zu Zeit 
neu conftituirt 5), fondern ift ein ffändiges, ununterbrochen vor: 
handenes, Organ bed Bundes, ein permanenter Congreß 
ber Bevollmächtigten der Bundesglieder, s). Doch hat fie 
ſchon nach der Bundesacte „die Befugniß, fi), wenn bie ih: 
rer Berathung unterzogenen Gegenflände erledigt find, auf eine 
beflimmte Zeit, jedoch auf nicht länger ald vier Monate 7), zu 
vertagen.“ Ueber diefe Bertagung find durch befondern Bes 


3) Bundesacte Art. 9. 10. Jedes Mitglied des Bundes hat deshalb das 
Necht, die Einladung zum Zufammentritt einer Bundesverfammlung 
oder die Verhandlung von Bundesangelegenheiten an einem andern 
Drte zurüchzumweifen unb bie denncch anderswo gefaßten Reſchlüſſe 
als Bundesbefhlüffe zu ignoriren ober zu protefliren. Die 
geitweife Berlegung wegen Gefahr eines feindlichen Angriffs durch 
förmlihen Beſchluß der Bundesverfammt. wird badurdy nicht ausges 
fchloffen. 

4) Bunbesacte Art. 5. Ueber die rechtliche Bedeutung des Präfidiums 
ſ den folg. Paragrapfen. S. Klüber's Acten bes Wiener Gons 
greſſes Bd. I. ©. 6. Bd. Il. ©. 351. 

5) Die auf ben 1. September 1815 feftgefeste Eröffnung berfelben 
(Bundesacte Art. 9) wurbe fpäter hinausgeſchoben und erfolgte erft 
am 5. November 1816. ©. oben 8b. 1. $. 40. Note 22. Bis dahin 
hatten bereits feit dem 1. Dctbr. fieben Vorbereitungs⸗ ob. Prälis 
minars @onferenzen füämmtliher Bunde tags-Gefandten Statt gefuns 
den. Die barüber aufgenommenen Regiftraturen vom 6. 9. 15. 22. 
23. 30. Dctbr. u. 4. Rovbr. finden fih auch in ber f. g. Quarts 
Ausgabe ber Bundes⸗Protocolle Bd. I. &. 221 f. Wergl. auch meine 
Schrift: Die Rechtswidrigk. ber verfuhten Reactivirung der — — 
B. 8. Gött. 1850. ©. 9 f. 

6) Bunbesacte Art. 7. „Die Bundesverfammlung ift beſtändig, hat 
aber bie Befugniß- u. f. w. Ueber ben Sinn ber Beftimmung, 
woraus man 1850 ableiten wollte, daß die B. V. auch nach dem 
12. Zuli 1848 noch fortbeftanden Habe, |. die angef. Schrift: Die 
Rechtswidrigkeit f. w. &. 51 f. 

2) Der Zufag jährlich“, fleht nur in unbeglaubigten Abfchriften. 
Klüber, Quellenfammlung ©, 169. 
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fhluß vom 26. Juni 1817 (proviforifch bis zur Herſtellung einer 
Bundestags: Ordnung) folgende Beflimmungen 8) getröffen: 1. 
„Das Bundestags: Präfidium und die Präfidial-Cany 
lei 9) werden ald fortwährend im Amte — daher auch das 
Einreihungs = Protocol immer als eröffnet — betrachtet.» 2. 
„Der präfibirende Gefandte muß jeberzeit, wenn er abgebt, 
alfo auch bei eintretender Wertagung bed Bundeskags, einen an- 
dern Bundeögefandten zu den Präfidial-Gefchäften fubflituiren.- 
3. „Nebſt dem Präfidial: Sefandten oder beflen SteHlverfreter 
müffen jederzeit zum wenigftend zwei Bundesgefandte 
fihb am Sitze ded Bundestags befinden, welche jedoch 
nur einzig dazu im Vereine mit dem Präfidial:Gefandten ſich 
zu verfammeln haben, a. um in Kenntniß ber Eingaben und 
Sefhäftslage erhalten zu werden; um b. mit dem Prafibium 
zu ermeflen, ob ein dringender Fall vorhanden fei, welcher die 
frühere Einberufung der Geſandten erheifhe 19); — c. um 
im Fall der Verzugdgefahr, die etwa zur Inftruction eines Ge: 
fhäfts nothwendigen proviforifhen Einleitungen zu tref 
fen, alles Andere aber der Bundesverfammlung zu überläffen« !'). 


8) Alle nähern, bie Wertagung und bie Beforgung ber etwa wäh: 
rend berfelben vorlommenden bringenben Gefchäfte betreffenden Be: 
flimmungen ‚» wurben ber Bundesverfammlung in der Bundesacte 
Art. 7 bei Abfaffung der organifihen Gefege ausdrücklich vorbehalten. 
Den 8. Beſchl. v. 1817 f. bei Klüber, Quellenfammi. S. 264 f. 
vd. Meyer, Staatsacten Th. II. &. 70f. Die Beflimmungen bes 
Zertes unter No. 1—7 find wörtlich aus dem B. Bell. entnom: 
men. 

9%) Das Nähere hierüber f. den folg. $. 248. 

10) Die Einberufung fol hier durch den präfidicenden Gefanbten gefär: 
ben; wäre ber Präftdirende felbft abwefend, fo bat deſſen Stellver: 
treter ihn, er felbft aber von dem Orte aus, wo er ſich aufhält, 
die Bundesgefandten alsbald zur Rückkehr einzuladen. 

1) In einzelnen Fällen Hat bie Bundesverſammlung biefe Befugniffe 
erweitert; z. B. burch Beſchl. v. 20. Septbr. 1819 (Protoc. 1819 
F. 221) abgebr. bei Klüber, Quellenfammi. &. 278. v. Meyer's 
Staatsacten. Th. II. ©. 146 erneuert durch Beſchl. v. 17. Dctober 
1820 (Protoc. $. 189) und 30. Juli 1821 (Protoc. $. 230). 
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4. „Die Auswahl derimigen zwei Bunbeögefandten, welche bei 
diefem Auafchuffe zu verbleiben ſich verbindlid — machen 12), 
— geſchieht durch vertrauliche Einigung berfelben (d. h. aller 
gerabe gegenwärtigen Gefandten) unter fi, wobei jeboch, erfors 
deslichen Falls, die Stimmenmehrheit entfcheidet. Keiner der 
Bundeögefandten Bann gegen feinen Willen zweimal unmittelbar 
nad) einander dazu verbunden feyn.“ 5. „Wenn vor ber Verta⸗ 
gung vorbereitende Commiffionen B) ernannt find, fo 
kann jene die ungehinderte Fortfegung ihrer Arbeiten nicht hin: 
dern.“ 6. „Nach wieder erdffnetem Bundestage bat der Ausfchuß 
eine Anzeige feiner feitherigen etwaigen Gefchäftsthätigkeit zu 
übergeben.» 7. „Kor eintretender Vertagung wird jedesmal der 
Zeitpunkt der erſten förmlichen Sigung feftgefegt, in weldem 
fi) der Bunbedtag wieder zu verfammeln hat.” 


$. 248. ($. 224.) 


HI. Das PBräfidbium der Bundeöverfammlung. 


Klüber, öff. Recht. $. 135. — Rudhart ©. 35. — Jordan $. 191. 
— Weiß, Staater. $.41. 


l. In dem, Öefterreich zuftebenden, Rechte ded Vorſitzes 
oder Präſidiums in ber Bundesverſammlung liegt im Allge: 
meinen feine, mit einer Unterordnung der übrigen Mitglieder 
der B. 8. verbundene Directorial:Gewalt, auch nicht das 
Zugeftändniß eined politifhen Vorrechts, oder eines befon- 
dern Einfluffee auf den Gegenftand der Bundeöverhandlungen, 
fondern nur die Berechtigung zu einer, wie bei jedem Collegium 
fo auch bei der Bundeöverfammlung nothwendigen, von einem 
Mitgliede ausgehenden formellen Leitung der Geſchäſte h. 


12) Es verftehe ſich Übrigens von felbft, wirb noch sub 3 bes Beſchluſſes 
bemerkt, daß aud alle in Frankfurt anweſende Geſandte an biefem 
Ausſchuſſe Theil zu nehmen berechtigt find, fomit von felbft zu dem⸗ 
felben gehören. 

13) Vergl. unten $. 230 ber I. Aufl. 

I) Bei den frübern, bei Seite gelegten Entwürfen, war gerade im 
Gegenfag zum bloßen Borfig von einem Directoriam die Rede. 


Zachariä's Stantörecht. Ir Bd. Ate Aufl. a 
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Dazu gehört nach der vorläufigen Geſchäftsordnung 2) der B. B. 
v. 14. Neobr. 1816: a. Die Anlage, dad Abfagen und das 
Eröffnen der Sitzungen. b. Der einleitende Vortrag in 
den Sigungen, in fo fern dadurch Verhandlungen veranlagt wer: 
den ſollen; daher die Anzeige der Worfchläge, oder Anträge ein- 
zelner Bundeöglieder und der Privat:Eingaben; c. bie Feſtſezung 
des Zeitpunftes der Abflimmung nach vorbergegangener Um: 
frage, und die Leitung der Abftimmung felbft, nebſt uöthigen: 
falls wiederholter Umfrage zur Befeitigung von Zweifeln. d. 
Auffiht über die Führung (Treue und Vollſtändigkeit) des Pro: 
tocold. e. Empfang aller Eingaben und Anzeigen. 

1. As befondere Befugniffe und resp. Pflichten 
bes Prafidiums find zu betrachten 3): a. Die Aufliht über Canz⸗ 
lei, Arhiv, Bundescanzlei-Caſſe und Bibliothel der B. V. — 
b. Dad Recht den Protocollführer der B. V. vorzufchlagen und, 
nach erfolgter Annahme durch die B. V., zu verpflichten; ferner 
die übrigen, bei der die Zunctionen einer Bundescanzlei verfehen: 
den Präfidialcanzlei erforderlichen, Perfonen, nad einem der B. 
V. mitzutheilenden Gutachten, anzuftellen, im alle nicht gehörig 


® 

S. bie in Klüber's Quellenfammti. ©. 154. Rote 3 gegebenen Nach⸗ 
weifungen. Schon zum Protoc. v. 16. October 1814 (Klüber's 
Acten II. ©. 82) erklärte Defterreich, „es nehme das Präfdium nur 
unter ber Bedingung an, daß ſich daffelbe blos auf den forma— 
ten Geſchäftsgang beſchränke, damit audy dem juri proponendi 
eines jeden Mitgliedes kein Abbruch geſchehe⸗ &. aud) das zweite 
Sonf. Protoc. v. 236. Mai 1815. Ad art. 6. (Klüber’s Acten. IL 
&. 352.) In Uebereinftimmung hiermit erliärte der Präftdial » Ges 
fandte bei der Eröffnung der B. V.: „Se. Majeftät betradıten 
ſich als vollkommen gleiches Bundesglied. Sie erlennen in bem ein: 
geräumten Worfig bei bem Bunbestag Fein wahres politifches 
Borrecht, fondern ehren darin nur bie ſſchöne Beflimmung einer 
Ihnen anvertrauten Geſchäftsleitung « (Protoc. v. 1816 $. 4.) 

2) S. diefelbe in Klüber’s Quellenfammt. ©. 221 f. v. Meyer, 
Staatsacten. II. S. 38 f. — Das im Texte Folgende findet ſich an 
verfhiedenen Stellen ber Gefchäfteorbnung ausgeiprodyen. 

3) Auch biefe ergeben ſich größtentheil aus der vorläufigen Belchäfte: 
ordnung von 1816. 
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erfüliter Amtöpflidht, wieder zu entlaflen und die der B. V. zu: 
fiehenbe Jurisdiction über bie gemeinfchaftlichen Beamten auszu⸗ 
üben. — c. Die Befugniß, beim Xodesfalle eined Geſandten 
die Verfiegelung vorzunehmen, wenn nicht bei der Gefandtfchaft 
felbfi eine dazu berechtigte Perfon vorhanden ift 4). — d. An: 
dere befondere Berechtigungen bed Präſidiums beziehen fih 5. B. 
auf Privat-Reclamationen, den biplomatifchen Verkehr der Bun 
deöverfammlung und werben dabei Erwähnung finden. Auch 
fieht bei Stimmengleichheit in der engeren Verſammlung ben! 
Vorſitzenden die Entfcheibung zu 3). 


8. 249. ($. 225.) 


HEE. Berfchiedene Arten von Sitzungen. — 
Unterfchied zwifchen engerm .Hatb und Plenum der 
Bundeöverfammilung. 


l. Die Sigungen der Bundeöverfammlung (im Zarifchen 
Palais) find theild ordentliche, .theild außerordentliche }). 
Die ordentlihen Sigungen follten minbeftend wöchentlich zwei: 
mal und zwar regelmäßig Montags und Donnerstags, Vormit⸗ 
tags von 10—1 Uhr gehalten werben 2). Später (feit Suli 1818) 
ift jedoch wöchentlich nur 1 Sitzung (Donnerdtagd 11 Uhr) als 


4) ueber die Obfignation beim Tode eines Befandten in Zrankfurt 
wurde fchon in der Präliminar » Konferenz von 1816 vorläufige Bes 
fimmung gemacht. Protoc. ber B. 8. 1816. P. E. Beil. 1. Ro. 
1. Beil. 7. No. 1. S. 13. — Ferner: Beſchluß, bie weitern Bes 
fimmungen darüber bei Reviſion ber Geſchäftsordnung feftzufegen. 
Protoc. 1821 5.37. &.86. v. Meyer, Staatsacten Th. I. 8.199 f. 

5) Bundesacte Art. 7. 

1) Ron einer außerordentlidhen Bundesverfammlung, die man 
erft 1860 bei dem Verſuch ber Reactivirung erfunden bat, wiffen 
die Geunbgefege des Bundes nichts und tonnten auch bei ber vers 
faffungsmäßigen Permanenz ber B. WB. gar nidyt daran denken. 
Bergi. meine Schrift: bie Rechtswidrigkeit ber verfuchten Reactivi⸗ 
rung u. f. w. G@ött. 1860. ©. 9—12. 

3) ©. bie vorläufige Gefchäftsorbnung v. 14, Novbr. 1816 (Abſchn. 1). 
Klüber's Quellenfammi. ©. 221. 

41* 
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Regel angenommen worden 3). — Die außerordbentliden 
Sigungen werben nad Verabredung oder Anfage des Präfibit 
gehalten ®). 

N. "Die Sigungen find theild förmlich, theild vertrau: 
lih. Auch Tann nad) den Umſtänden diefelbe Sitzung bald förm⸗ 
lich, bald vertraulich fein. Die vertraulichen Sigungen dienen 
zum Zwed vorläufiger Erörterung und Austauſchung ber Anfich: 
ten. Sie find ohne amtlihe Form und Wirkung. Es wirb bes: 
halb während berfelben fein Protocol von dem gewöhnlichen 
Protocollführer aufgenommen. Jeder Gefandte bemerkt nad) fei: 
nem Belieben dad Vorgekommene, oder alle vereinigen fich frei: 
willig zu gleichlautenden Bemerkungen, an welde jedoch bei der 
fünftigen Abflimmung keiner gebunden iſt 5). 

IN. Won befonderer Wichtigkeit ift der, ſchon in der Bun: 
dedacte gemachte, Unterfchieb zwifchen dem engern Rath und 
dem Plenum der Bundedverfammlung 6). Diefer Unterfchied ift 
in dreierlei Hinfiht von erheblicher Bedeutung, nämlich: 


3) v. Meyer’s Staatdacten. Th. H. &. 39. 

4%) Die Anfagezettel follen die Adreffe der Geſandten u. Zeit u. Form 
der Berfammlung enthalten. Die Angabe bes Gegenſtandes ber Be⸗ 
rathung ift nur dann erforderli, wenn, obne baß deshalb in einer 
frühern Eigung KBerabrebung getroffen wäre, eine Beſchlußnahme 
beabfichtige wird, wozu die Brundgefege Einſtimmigkeit vorfchreiben. 
Klüber’s Quellenfammti. ©. 222. 

5) " Alles dies wörtlich aus der vorläuf. Gefchäftsorbnung vom 14. Nov. 
1816 Abſchn. J. Schon ein im engern Rath gefaßter Beſchluß der 

B. B. v. 3. Novbr. 1817 (KlAber, Quellenſammi. S. 366.) ſoricht 
aus: »Daß dem Präfldio vertrauensvoll überlaſſen bleibe, die zu 
faſſenden Beſchlüſſe in vertraulichen Beſprechungen vorzubereiten und 
die Zahl der förmlichen Situngen hiernach zu beflimmen.« 

6) In frühern Entwürfen der Bundesacte herrſchte mehr die Idee einer 
unterſcheidung zwiſchen einem vollziehenden Rath und einer 
geſetgebenden Verſammlung, fei es, daß jener durch ein Direc: 
torium (Kreisoberfte 2c.) oder durch eine Repräfentation fämmtlicher 
unabhängiger Staaten gebildet werden ſollte. Letztteres 3. B. im 
Entwurf einer beutfdyen Werfaffung v. Babifchen Minifter v. Mar: 
[halt in Stein’s Leben v. Perg Mb. IV. 8.673 f. — Ueber 


A. 


) 
8) 


%) 


30) 
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In Betreff ded Gegenſtandes ber Verhandlung, inbem 


" über gewiffe Angelegenheiten nur im Pleno ein bindender | 


Beichluß gefaßt werden Tann 7); 

Rüdfichtlih der Vertheilung der Stimmen. Denn 
in der engern Berfammlung hat fein Bundesglied 
mehr ald eine Stimme und kann grundgefeglich auch 
nicht mehr befommen 8). Dagegen find mehrere Bundes- 
glieder zu einer Gefammtflimme vereinigt, fo daß ed zu: 
fammen fiebzehn Stimmen find. Daher der Unterfchieb 
zwifchen Viril- und Curiat⸗, richtiger Sefammtflim: 
men) Birilftimmen haben die im Art.4 der Bundes⸗ 
acte aufgeführten 11 erften Bundeöglieder, während die 
übrigen Mitglieder ded Bundes in 6 Geſammtſtimmen 
vertheilt find 19). Im Plenum dagegen hat jedes Bun: 


das im Jahre 1850 bei Gelegenheit bes Verſuchs, bie. B. V. wider 
den Willen der Mehrzahl der Bundesglieder zu reactiviren, hervor⸗ 
Betretene wunderbare Unternehmen erfl das Plenum ber B. ©. zu 
conftituiren und daraus ben engern Rath hervorgehen zu 
laffen, f. meine Schrift: die Rechtswidrigkeit der verfuchten Neactis 
vir. der B. V. Gött. 1850. ©. 6 f. i 

S. unten $. 237 der erſten Ausg. 

Wiener Edylußacte Art. 16. „— da im engern Rathe fein Bun 
deöglieb mehr als eine Stimme führen kann.“ 


Die Bunbdesacte gebraucht (Art. 4) ben richtigen Ausbrud: Ges 


fammtftlimme. und fpridt nur in Beziehung. auf bie mebiatifirten 
vormaligen Reichsſtände (Art 6) von Suriatflimmen. Gpäter ift 
auch in der Sprache der Bundesverſammlung von Gurie, innern 
Verbältniffen einer Gurie u. f. w. häufig die Rede; 3. 8. 
bei den Verhandlungen Über HeſſenHsomburg. — Die Geſchäftsord⸗ 
nung dv. 1816 Abſchn. I. a. E. fpricht von Befammtflimmen. 

Das Schema votantium des engern Raths ift nad) ber Bundes⸗ 
acte folgendes: I. Virilſtimmen führen: 1. Deflerreih, 2. Preu⸗ 
fen, 3. Baiern, 4. Sacfen, 5. Bannover, 6. Würtemberg, 7. Ba: 


"den, 8. Kurheffen, 9. Großherzogthum Beffen, 10. Dänemark wes 


gen Holftein (und Lauenburg) und LI. die Niederlande wegen Lurem- 
burg (und Limburg). IE Die Geſammtſtimmen find dann (in 
fortlaufender Zahlenreihe): 12. bie großherzoglich⸗ und herzoglich 
ſächſiſchen Häuſer, 13. Braunſchweig und Naſſau, 14 Mecklenburg⸗ 
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beöglied wenigſtens eine Stimme; von den größern 
Staaten aber bat jeber @ingelne eine Mehrzahl von 
Stimmen und zwar resp. A, 3 und 2 Stimmen Il). 





1) 


Schwerin und Medienburg -» Strelit, 15. Dldenburg, Anhalt und 
Schwarzburg, 16. (Bohenzollern‘, Lichtenflein, Neuß, Schaumburg: 
Lippe, Lippe, Walbed und HeflensSomburg, 17. bie freien Städte 
Lübel, Krankfurt, Bremen und Hamburg. — KBerüdfihtigt man 
aber, daß Holflein u. Lauenburg und ebenfo Luremburg u. 
Limburg nur buch Perſonal-Union verbundene, im Webrigen 
aber ſtaatlich gar nicht vereinigte Länder mit ganz verfchiedener Ver⸗ 
faffung u. Berwaltung find, fo wirb auch in Beziehung auf fie von 


-Sefammtflimmen im engern Rathe u. möglicher Weife von einer 


Zheilung des Stimmredts im Pleno bie Rede fein können. Wegen 


Lauenburg kam auch die Frage von einer befondern Vertretung in 


der Bundesverfammlung nach dem Ausfcheiden des Dänifchen Geſand⸗ 
ten in Betracht. ©. den Vortrag bes polit. Ausfchuffes der B. ©. 
vom 6. Mai 1848 (Protoc. 8. 4239. ©. 553 f.), wonach von der B. 
8. unter Anderem gewiß ganz richtig befchloffen wurde, "bie kauen⸗ 
burg. Regierung aufzuforden,, wegen ber Stimmführung im Pleno 
u. im engern Rathe der B. V. — mit der provifor. Regierung zu 
Rendsburg eine Vereinbarung zu treffen.« Wegen ber Weigerung 
der Lauenburg. Regierung wurbe bann am 16. Zuni von der 8.8. 
eine weitere, der Lage ber Dinge entfprechende Schlußfeffung beliebt. 
©. oben $. 245. Note 13 u. Bunbesrechtliche Fragen &. 156— 165. 
— Aehnlich war es bei ber Reactivirung ber Bunbesverfammlung 
im Jahre 1860, woran fich zunädhft nur Limburg betheiligte und 
wo, wenn überhaupt von einem Plenum ber B. 8. hätte die Rebe 
fein Fönnen, Limburg für ſich wenigftens Feine drei Stimmen in 
Anfprudy nehmen konnte. 

Die Bunbesacte Art. 6 rechtfertigt dieß ausbrüdlich dadurch, daß fie 
fagt, es fei die Berechnung und Bertheilung der Stimmen im Pleno 


—mit Rüdfiht auf die Verſchiedenheit der Größe ber ein 


jelnen Bundesſtaaten⸗ verabrebet worden. — Je vier Stimmen 
haben: Defterreih, Preußen, Sachen, Baiern, Hannover, Würs 
temberg3 je drei Stimmen: Baden, Kurbeflen, Großherzogthum 
Heſſen, Holftein und Lauenburg, Luxemburg und Limburg; je zwei 
Stimmen: Braunſchweig, Deedienburg = Schwerin, Raffau. Bon 
allen übrigen Bunbesgliebern bat jebes nur Ak Stimme. — Daß 
hierbei eben nur von einer Rückſicht auf bie verſchiedene Größe 
der Bunbesflaaten, nicht von einer verhältnißmäßigen Ber: 
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Zufammengenommen find es, nach den inzwifchen eingetre: 
tenen Veränderungen (8. 245), nicht mehr wie zur Zeit der 
Errichtung der Bundesarte 69, fondern nur 65 Stimmen. 
In Beziehung auf die zu Beichlüffen erforderlibde Stim⸗ 
menmebrheit. Denn während im engern Rath bie 
einfache abfolute Mehrheit der Stimmen zur Befchlußs 
faffung genügt (alfo 9 gegen 8), ift im Plenum eine auf 
zwei Drittheilen fämmtliher Stimmen beruhende 
Mehrheit (alfo 44 gegen 21) zu einem Majoritäts - Be: 


fhluß erforderlich 12). 


theilung die Rebe fein könne, ergiebt fich von ſelbſt. Bemerkun⸗ 
gen Über die Verhältniffe und das Gewicht der Stimmen im engern 
Rath und Plenum f. in Tittmann's Darftellung der Verfafſ. des 
deutfch. Bundes ©. 51 f. und hiernach Klüber, Öffentl. R. $. 122. 
Kür das Bundesrecht kömmt dieß weiter nicht in Betrachtz in Be⸗ 
treff des politifchen Werhältniffes aber find bie Eleinen Staaten, 3. 
B. im Berhältniß zu Defterreich und den 5 SKönigreichen, wenn fie 
in Vebereinflimmung handeln, gut genug geftellt, ba fie im engern 
Rath weit mehr als die abfolute Majoritär der Stimmen haben und 
wenn fie auch im Plenum die zu einem Befchluffe nöthigen zwei 
Drittheile der Stimmen (44) nicht erreichen, indem fie zufammen 
nur 42 Stimmen haben, fo ift dieß doch von geringer Bebeutung, 
weil im Plenum die rechtliche Möglichkeit, Aenderungen des Beftehens 
den zu hindern, befonbers für die Eleinern Staaten, politifch von 
viel größerer Bebeutung ift, als die Macht gegen den Willen der 
größern Staaten etwas durchzuſetzen. 

Bundesacte Art. 7. „Bomwohl in ber engern Verfammlung als in 
Pleno werden die Beſchlüſſe nach ber Mehrheit der Stimmen gefaßt, 
jeboh in der Art, daß in ber erften die abfolute, in dem letztern 
aber nur eine auf zwei Drittheile der Abflimmung berubende Mehr: 
beit entfcheibet.« Geſchäftsordn. v. 1816 Abfchn. I. »— Zu einer 
gültigen Beſchlußnahme gewöhnlicher Art wird in der engern Bun⸗ 
desverfammlung die Abgabe von wenigftene neun, fo wie in einer , 
Plenarverfammlung von wenigftens ſechs und vierzig einverflanz 
denen Stimmen erfordert.» (Dieſe Zahl 46 bezieht fid) auf die da⸗ 
mals exiflirenden 69 Stimmen). Uebrigens ift hierdurch zur Genüge 
entſchieden, daß fich die Majorität immer nach ber Zahl der Bun: 
desglieder überhaupt und nicht etwa nad der Zahl der in 
einer Sigung Begenwärtigen, ober in einer beflimmten Sadıe 
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IV. Geſchäftsordnung. 
A. Reihenfolge der Verhandlung, und Behandlungsform 
im Allgemeinen. 
Vorläuf. Gefchäftsorbn. der B. 8. v. 14. Rovbr. 1816 Abſch. H. 


l. Die Bundeöverfammlung verhandelt wie jedes andere 
Collegium feine Gefchäfte in collegialifcher Form, durch Abfaflung 
von Beichlüffen, welche das Refultat voraudgegangener geböriger 
Berathung und Abflimmung in den zu diefem Zwede gehaltenen 
Sigungen find. 

1. Die Gegenflände der Verhandlungen der Bundeöver: 
fammlung find dreierlei Art: 

A. Solche, welde bereitd durch die Bundedacte (oder 
ein andered Grundgefeb) der B. B. zur Berathfchlagung 
überwiefen find. Zu ihrer Verhandlung bedarf es feines 
befondern Antrags. Die Bundedverfammlung befchäftigt 
fih mit ihrer Erledigung nach der Reihenfolge, welche 
im Allgemeinen burd die Bundesacte vorgefchrieben ift, 
oder im Beſondern auf den Antrag des Präfibii durch 
deöfallfige weitere Befchlüffe der B. V. näher beftimmt 
wird N). 

B. Solche, welde auf Antrag oder Vorſchlag einzelner 
Bundesglieder zur Berathung kommen. Sie find vom 
Sefandten fchriftlih der Bundesverfammlung zu überge- 


Votirenden, beflimme. &. aber auch unten $. 252 ($. 228 ber erften 
Ausg.) No. I. IL. i 

1) 2o bie Geſchäftsordn. v. 1816 (Prot. der B. 8. v. 1816 $. 11. ©. 
48). Hierauf ausführliches Commiſſionsgutachten Aber bie Reihen⸗ 
folge ber Verhandlungen. Prot. 1817 $. 52. Beil. 11—14. &. 59. 
S. 67 f.; von der B. V. angenommen durch Beſchl. v. 10. Mär; 
1817 und geändert burch Beſchl. v. 3. Nopbr. 1817. (Protoc. 1817 
8.91. ©. 138. $. 378. &. 739.) Vergl. auch Protoc. v. 1819 $. 219 
S. 654. Beifpiel: Beſchluß Über die Berathung bes Rechtszuſtan⸗ 
des der Mediatifirten. Protoc. 1817 $. 388. &. 760. 
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ben und 2) 4wenigſtens Tags ˖ vor der Sitzung, in welcher 
folches Fatt finden fol, dem Präfidio fchriftlich mitzutheis 
len. Bon diefem gefchieht der Antrag zur Berathung der: 
felben, febann innerhalb vierzehn Zagen von der 
Anbringung an gerechnet, falls die B. V. eine frühere 
ober fpätere Vornahme ſolches Gegenftandes nicht bereits 
bei der erften Anzeige befchloffen haben follte- 3). 

C. Solche, welche durch Anträge oder Eingaben anderer 
Perſonen (Privatreclamationen, diplomatifche Noten) in 
Anregung gebracht werben. Sie gelangen zunädhft in bie 
Hände ded Prafidiums, von welchem in der nächſten ors 
dentlihen Sigung Anzeige gemacht und die Verzeichnung 
zu Protocoll verfügt wird, in fo fern fie nicht nach Form 
und Gegenftand als gänzlich unflatthaft zu erachten find. 
— „Die Berathung folder Anträge oder Schreiben wird, 
wenn nicht deshalb fchon bei der erften Anzeige von der 
Verfammlung eine andere Beflimmung getroffen worben, 
innerhalb drei Wochen nach derfelben (db. h. der erften 
Anzeige) von dem Prafidio in Vorfchlag gebracht.“ 

11. „Die drei Hauptflufen, welde für die Behandlung 
eined jeden Gegenflande® anzunehmen find, nämlich der erfte 
Antrag, bie Erörterung und die endlihe Abflimmung 
darüber werben allemal in zwei, und wenn der Vorfchlag nicht 
bei der erfien Umfrage einflimmig angenommen ober verworfen 
wird, in drei Sigungen vertheilt, wozu dann, den Umfländen 
nach, eine vierte zur Schlußziehung kommt» 9). 

IV. „Sobald ein zur Berathung gekommener Gegenftand 
hinreichend erörtert worben, wird von ber Verfammlung der Be⸗ 
ſchluß gefaßt, daß derfelbe zur Abflimmung reif fey, und bie 


2) Was hier und in bem Folgenden mit Anführungszeichen verfehen iſt, 
fteht wörtlidy in ber vorläufigen Gefchäftsorbnung ber B. 8, v. 1816. 

3) Die Vereinbarung darüber, wann bie Berathung Über einen Gegen: 
ftand flatt finden folle, wirb, wie beim vormaligen Reichstage, die 
Berlaßnahme genannt. Klüber, öffentl. Recht. $. 150. 

4) Vorläuf. Gefchäftsorbn. im IE. Abfchn. 
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Zeit feftgefegt, wo foldhe Abflimmung vorzunehmen -ift? Bedarf 
ed zum Zwecke bderfelben der Einholung einer Snftruction, fo 
wird dafeer zugleich die Zrift beflimmt, welde in der Regel eine 
Zeit von ſechs bis acht Wochen nicht überfteigen darf.» 


$. 251. ($. 227.) 


B. Ordnung in den Sigungen. Aufnahme des Protocolis. 
Vorläuf. Gefhäftsorbn. der B. V. Abfch. IM. IV. 


I. Die Ordnung des Befchäftsganges in den Sigungen ber 
B. V. ift folgendes „Il. Den Anfang jeder Sitzung mad die 
Verlefung, etwanige Berichtigung und Unterfchrift des Protocolld 
der legten Sigung. 2. Dierauf folgen die Anzeigen der bei dem 
Präfivio von einzelnen Bundesſtaaten oder fonft gemachten An- 
zeigen. 3. Sodann die Umfrage und vorläufige Abflimmung 
über jede einzelne derfelben, wobei zugleich beflimmt wird: a. ob 
der Gegenftand fi) ausnahmsweiſe fofort ober vor der gewöhn⸗ 
lihen Friſt, zur Berathung oder Beſchlußnahme eigne? b. ob 
eine ausführliche Erörterung deffelben ndthig fen? c. ob diefe in 
einer fürmlichen oder vertraulichen Berathung vorzunehmen? d. 
ob im erften Sale deshalb eine vorgangige Prüfung und Be⸗ 
richtderftattung erforderlich erachtet werde? e. wer ſolchenfalls 
deöhalb zu erfuhen ſei? 4. Anzeige der Gegenftände, welche in 
der jeheömaligen Verſammlung, dem Antrage des Prafidii gemäß 
weiter zu verhandeln find. 5. Vornahme folcher Gegenftände, 
eined nach dem andern, fey es zur Berichtderflattung, vorläufigen 
Abftimmung, Erörterung, Beſchlußnahme daß ber Gegenſtand 
zur Abflimmung reif ſey, Vorbereitung deſſelben für etwanige 
Behandlung in Pleno, FZriftbefiimmung zur Abgabe der Stimmen 
und Snftructions = Einholung , endlichen Abflimmung oder zur 
Schlußziehung und deren Genehmigung, auch Beflimmung über 
etwanige Bekanntmachung berfelben. 6. Verabredung der näch⸗ 
ſten Zuſammenkunft, über die Form derfelben und vorläufige 
Anzeige der Gegenftände, welche darin vorfommen dürften. 7. 
Kurze Wiederaufnahme des Vorgenommenen und Rüderinnerung 
an bie, in ber jebesmaligen Sigung getroffenen Vereinbarungen 
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durch den Vorfigenden, damit ber Protocollführer nichts auslaffen 
möge» iy. 

1. Das Protocoli über die in der einzelnen Sigung vor: 
gelommenen Verhandlungen wird nicht fogleih in der Sigung 
felbft förmlich aufgenommen und vollzogen 2), fondern nach ber: 
felben, und erft wenn e8 gehörig geordnet ift, Tpäteftend am Tage 
‘vor der nächſten Sisung zur Einficht der verfchiedenen Geſandt⸗ 
fchaften in der Kanzlei niedergelegt. Die förmliche Vollzie⸗ 
bung (Genehmigung und Unterzeichnung) erfolgt in der näch: 
ften Situng 3). Als Protocollführer fungirt der Ganzlei > Dis 
rector der Bunbeöverfammlung, welder in allen förmlichen 
Sigungen gegenwärtig ifl. Dabei unterfcheiden fih die Haupt: 
und NRebenprotocolle (Regiftraturen), Separat: und ge: 
beime Protocolle 4). — „Das Protocol enthält die Anzeige 
der bei der Sigung anmefenden Gefandten (und des Protocoll⸗ 
führerd), die Gegenftände der Erörterung, mit Bemerkung ber 
vorgefragenen Hauptgründe, ohne namentliche Anführung besjes 
nigen, welcher biefelben vorgebradht 5), die Abflimmung jedes 
Einzelnen, die Beſchlüſſe. Schriftlich übergebene oder dictirte 6) 
Abftimmungen werben wörtlich) zu Protocoll genommen, die Ans 
träge einzelner Bundesglieder, einen Gegenftand in Berathung 
zu nehmen, fo wie die an die Bundeßverfammlung fonft gelang: 
ten Schreiben und Eingaben werden dem Protocolle derjenigen 
ordentlichen Verſammlung, in welcher ſolche zur Anzeige gebracht, 
angeheftet.« 


1) Alles bieß wörtlich aus der Geſchäftsordn. a. a. D. 

2) Vergl. die Note in Klüber’s Quellenfamml. ©. 228. 

3) Borläuf. Sefhäftsorbn. Abſchn. IV. 

4 Klüber, Öffentl. R. $. 158. 

5) Als ein Berbot der namentlidhen Anführung, wenn es ber Einzelne 
wünſcht, Tann dieß nicht betradytet werben. Natürlich bezieht fich 
dieß nur auf die Debatte. Wenn die Abflimmung der @inzelnen 
in das Protocol aufgenommen wirb, ift die Anführung immer eine 
namentlidhe. Gebr häufig enthalten aber auch die Protocolle in 
Betreff der Abflimmung weiter nichts ald: „Es wurde beichloffen 5. 
ober „bie Anträge bes Ausfchuffes wurden zum Beſchluſſe erhoben.“ 

6) Das »Dictiren⸗/ fcheint nicht im Gebrauch zu fein. 
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€. Bon der Abſimmung. 
Klüber, öff. Recht. $. 163. $. 156. — Jordan, Stäatsredit 5. 206. — 
Weiß, Staater. $. 51. — Archiv f. das öff. Hecht bes Deutfchen 
Bundes. Hft. 1. Gießen 1850. ©. 110. (Bergi. oben $. 247. 
Note 2.) 


l. Jedes Mitglied ift nicht blos zur Abflimmung berechtigt, 
fondern auch verpflichtet, wovon nur da eine Ausnahme an- 
erfannt werben kann, wo ein eigned Partei=sIntereffe !) die 
Abftimmung hindert, ober die Bundeöverfammlung andere Wei⸗ 
gerungsgründe ausbrüdlich genehmigt. If das eine oder das 
andere der Fall, fo fält die Stimme im einzelnen Falle weg, 
und dann gar nicht mitgezählt werden. Konnte oder mußte 
dagegen die Stimme abgegeben werden und iſt die zur Abflim- 
mung gefeäte oder erftredte Friſt abgelaufen, fo findet bie Zu: 
zählung ber fehlenden Stimme zur Vervollftändigung der Mehr: 
beit oder Einflimmigkeit ohne weiteres ftatt 2). 

N. Die Abflimmung muß innerhalb der von der Bundes: 
verfammlung feftgefegten Friſt erfolgen. Iſt jeboch bei nicht 
vollzäbhliger Verſammlung abgeflimmt worden, fo foll Abweſen⸗ 


1) Protoc. der B. V. 1816 $. 36. 1817 5. 105. Bei einer Gefammt: 
flimme wirb das Partei: Intereffe des einen ober andern Inhabers 
die Abflimmung der übrigen nicht hindern können. Anbers natür- 
ih, wenn es ſich um eine Streitigleit zwifchen den Mitgliedern der 
Sefammtftimme felbft handelt. Doch haben audy im erften Falle fidh 
die Übrigen zuweilen ber Abflimmung enthalten. — Von ber Ab: 
ffimmung verfhieben iſt die bloße Anzeige und Erklärung, 
wie fie auch in den Protocollen immer formell von einander gefons 
dert find. Erflärungen kann aud das bei der Sache betheiligte 
und bei einer Sefammtflimme jebes einzelne Bunbesglied gu Proto⸗ 
coll geben. 

Borläuf. Geſchäftsordn. im Abfchn. 1. Daß die B. 8. doch auf wirk⸗ 
lie Abgabe der Stimme beftehen könne, z. B. bei Kriegsertlärung 
oder Friedensſchluß, — Klüber, öf Recht. 5. 163. Note ſ. — läßt 
fi nach biefer Beflimmung ber Geſchäftsordnung wohl nicht ber 
haupten. 


2 


Sur 
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deuy- welche Beine Vertreter beftelt haben, das Protocol zur 
Nachbringung ihrer-Stimmen in der nächſten Verſammlung offen 
gehalten werben. Wird auch diefe Zrift verfäumt und nicht etwa 
ein weiserer Aufichub aus erheblichen Gründen bei der Berfamm: 
lung nachgefucht und bewirkt, fo tritt dad unter 1. erwähnte 
Prajudiz in Wirkſamkeit. Beim Zodesfalle eined Geſandten 
mird Dad Protocoll zur Nachholung der verfäaumten Abftimmun- 
gen durch den. Rachfolger, innerhalb der von ber Bundesverſamm⸗ 
lung beftimmten Srift, offen behalten 3). 

11. Die vorläufige Ordnung der Sige und der Abftim: 
mung richtet fih in der engern Bundesverfammlung nad der 
Reihenfolge, in welcher die Bundeöftaaten im vierten Artikel 
der Bundesacte aufgeführt find, und bei den Plenarverfamm: 
lungen nach. derjenigen, welche ber ſechſte Artikel derfelben an⸗ 
giebt. „Jeder Gefandte, welder die Plenarflimmen mehrerer 
Bundesftaaten führt, bat ſolche einzeln und in ber gedachten 
DOrbaung abzugeben“ *). 

IV. Weber die innern Verhältniffe einer Sefammt: ober 
f. g. Euriatflimme im engern Rathe, ift in den Bundes: 
beögrundgefegen nichts Bindendes beflimmt, die Regulirung ders 
feiben bleibt daher der Wereinbarung der dabei betheiligten Res 
gierungen überlaffen 5) und bie Geſchäftsordnung v. 1816 ſpricht 
nur fo viel aus (Abſchn. 1. a. €), daß, wenn ein Zurnus 
in ber Stimmführung verabredet fei 6), obwohl die Gegenwart 


3) Worläuf. Geſchäftsordn. a. a, D. 

4) Worläuf. Gefchäftsorbn. Abfchn. I. gegen das Ende. 

5) Daher audy 3. B. der Bundesbeſchluß Über die Betheiligung von Heſ⸗ 
fen=&omburg an ber übten Stimme bie in Folge hiervon nöthig wer 
dende Regulirung des innern Verhältniffes der Curie ben Theilneh⸗ 
mern überließ. 

6, Ein folder Turnus und zwar von Vierteljahr zu Vierteljahr (eine 
für die Behandlung ber Hannoverſchen Verfaffungsfrage merkwürdige 
Ausnahme wurde im Jahr 1839 gemacht, wo Naffau erft 4 Monate, 
dann Braunſchweig nur 2 Monate, Zuli bis 5. Septbr, die Stims 
me führte), findet 3. 8. bei der 13ten Stimme zwifhen Braun: 
fdyweig und Naffau flattz ferner zwifchen ten freien Städten 
mit jebem Kalenderjahr. Uebrigens wird durch Keftftellung eines fols 


.. — * 
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ber verfchiebenen Sefandten in ben igungen ber engen Bun: 
deöverfammlung nicht audgefchloffen werbe, doc jede Gefammt- 
flimme nur von Einem der Gefandten geführt werben dürfe. 
Die Inhaber einer Sefammtflimme konnen daher auch auf-an= 
dere Weife, durch Feſtſetzung gewiffer Antheile an berfel- 
ben ihr Stimmverhältniß im Innern der Gurie regsliren, und 
die Bundedverfammlung kann nicht mehr verlangen, ald daß die 
Einrichtung derartig fei, daß in jedem einzelnen Falle, eine 
fämmtlihe Inhaber bindende Willensäußerung ber Geſammtſtim⸗ 
me möglich werde 7). 

V. Bis zur formliben Schlußziehung kann jebed Mit: 
glied feine Abflimmung zurücknehmen und modificiren. 
„Das Präfivium kann au, um Zweifel über bie einzelnen Ab: 
flimmungen zu heben, wie auch um bie Zahl ber Abflimmenden 
für Die eine oder andere Meinung zu berichtigen, eine wieber: 
bolte Umfrage anftelen. Deögleichen kann ein Mitglied, welches 
bereits geflimmt hat, fei ed, daß etwa in ſpätern Abflimmungen 
neue Gründe vorgebracht werden, bie bei der Erörterung nicht 
vorgelommen, und von benen es fich überzeugt fühlt, oder wenn 
ed folches fonft zur Aufllärung von Mißverſtändniſſen rathfam 
glaubt, nach beendigter Umfrage um Aufihub der Schlußzie: 
bung erfuchen, nad) deſſen Bewilligung ſodann bie weitere Er: 
Örterung vorgenommen wirb 8).- 


den Turnus die Abgabe einer gemeinfhaftlihen Erklärung im 
einzelnen Falle nicht gehindert; wie fie audy in den Protocollen ber 
3.8. mehrfach vorkommen; 3. 8. 1840 $.99. 8.164. — ©. aud 
Beſchl. v. 26. März 1821. v. Meyer II. ©. 208. 


7) Hiernach läßt ſich audy behaupten, daß dba, wo Inhaber der Ge: 
fammtftimme, fei es auch die Majorität in der Gurie, die Abſtim⸗ 
mung unterlaffen, wo fie bazu verpflichtet waren (vgl Ro. I), 
die Übrigen (oder die Minorität) doc die Geſammtſtimme geltend 
machen können. Vergl. aud) Protoc. ber B. 3. v. 1823 $. 153. ©. 
628. 1827 ©. 532. Klüber, öffentl. R. 8. 157. Note c. 


8) KBBorläuf. Geſchäftsord. Abſchn. IH. No. 7. Hit. b. c. 
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VW. Dictatur der Protocolle und Veröffentlichung 
der Berbandlungen der Bundeöverfammiung. 


Bundesrechtliche Kragen. Halle 1851. Ro. XVIE. €. 235 f. 


1. Anflatt der Dictatur im engern Sinne werben die 
förmlich vollgogenen Protocolle (loco dictaturae) gedrudt und un: 
ter die Sefanbtfchaften vertheilt ). »Die Dictatur oder Ver: 
theilung abgedrudter Protocolle findet fpäteftend am Tage nad) 
der Sigung, wo bad Protocoll genehmigt und unterzeichnet wor: 
den, in der Kanzlei ftatt, wofelbft auch die der Verſammlung 
etwa in hinreichender Anzahl zugefandten gedrudten Eingaben, 
fobald fie in einer Sigung zur Anzeige gebracht, auögetheilt wer: 
den 2).⸗ 

1. In Betreff der Veröffentlihbung der Verhand— 
lungen ber Bundeöverfammlung 3) feßte die vorläufige Ge⸗ 
fhäftsordnung von 1816 (Abfchn. 11. No.7. Lit.e) fell: Die 
Bundesverfammlung beftimmt in jedem befondern Falle, 
wie die Protocolle bekannt zu machen, und befonderd, ob fie 
dem Drud für's Publicum zu übergeben feienz« und der dieſe 
Geſchäftsordnung genehmigende Plenar-Bundesbeſchluß vom 14. 
Novbr. 1816 fprah aus, daß die Befanntmadhung der 
Bundestags-Verhandlungen durch den Drud ale Re: 


1) Ausnahmeweife kommen auch lithbographirte unb bloß gefchriebene 
(geheime) Protocolle vor, welche dann nicht in bie officiele SGamm⸗ 
lung ber loco dietaturae gebrudten Protocolle übergehen. 

2) Borläuf. Gefchäftsorbn. ım Abſchn. IV. — Meber bie zur Dictatur 
zu verwenbenden Perſonen f. Protoc. v.. 1816 ©. 6. ©. 8. 1832 
$, 216. 

3, An eine Deffentlihleit der Werbanblungen (verfiebt fih in 
fo weit fie ihrer Natur nady bazu geeignet fein könnten) bat vor 
1848 Niemand gedacht und Niemand eine ſolche begehrt. Doc wurs 
den im Mai 1848 Anträge darauf geftellt von Würtemberg (am 
6. Mai in ber 48. Sie. Protoc. der B. 8. $. 423. ©. 550) und in 
Betreff der Modalitäten von Braunſchweig (33. Sit. v. 16. Mai 
Prot. $. 506. ©. 605). Roth und Merd, Quellen⸗Samml. I. ©. 
469. 490. 
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gel feftzufeßen fei, die der Publisisät nicht zu ubergebenden 
Verhandlungen hingegen jedesmal befonderd auszunehmen 
wären 9).“ Diefe Regel ift aber dann durdy einen fpätern, in 
Folge eined Präfidial: Vortrags (im engern Rathe) gefaßten, 
Beſchluß vom 1. Zul. 1824 indirect aufgehoben worden 5). Denn 
wenn aud ber Beſchluß ſelbſt blos dahin gieng: „bei Abfaffung 


4) 


5) 


Klüber’s Quellenfammi. &. 232. — Ueber die Belanntmachung 
der Bundestags » Verhandlungen durch deutſche Zeitungen beflimmt 
ein Beſchluß der B. 8. v. 5. Febr. 1824: 1. „daß der Rebaction 
des deutſchen Frankfurter Journals ein Eremplar ber gebrudten 
Protocolle über die förmlichen Sitzungen mitzutheilen, unb 2. bie 
Redactionen ber Frankfurter Zeitungen zu ermädhtigen feien, bie ih⸗ 
nen zulommenden Protocolle jedesmal am britten Zage nad der in 
der Ganzlei erfolgten Bertheilung berfelben unter bie Bunbestagäger 
fandtfchaften in ihre Blätter aufzunehmen; 3. den Regierungen der 
Bundesftaaten anheim zu geben, die Protocolle den Rebactionen der 
in ihren Staaten erfcheinenden Zagsblätter nad) eigner Auswabl 
zulommen zu laſſen; bagegen 4. auch nidyt zu dulden, daß in Be: 
siehung auf die Verhandlungen ber B. 8. überhaupt und die Ge⸗ 
fhäfte der von ihr abbängenden Commiſſionen in beutihen Beituns 
gen etwas Anderes aufgenommen werde, ale was die benfelben mits 
getbeilten Protocolle wirklich enthielten.» Vergl. aud) unten $. 257 
und den Beſchluß felbft in Klüber’s Quellenfommi. &. 314 f. v. 
Meyer’s Staatöacten Th. I. ©. 238 f. 

Protoc. v. 1824 $. 116 Klüber, Quellenfammi. &. 320. An ber 
formeli gültigen, felbft ohne Inſtructions-Einholung verfügten Abs 
änderung des Plenar-Beſchluſſes v. 14. Novbr. 1816 ließ fich zwei: 
fein; ber Zweifel war aber hier nuglod. Die großen Nachtheile 
des Bundesbeſchluſſes v. 1. Zul. 1824, deſſen Wirkung bei der 
bereitwilligen Annahme man wohl kaum gehörig erwogen bat, 
find aber nod) jest unleugbar und zwar nit blos für die Wiffen: 
fhaft des öffentlihen Rechts, fonbern audy für den Credit 
der Bunbdbesverfammlung, welde in ihrer Wirkſamkeit in vies 
len Fällen richtiger beurtheilt worden fein wärbe, wenn fie ihre 
Verhandlungen nicht mit bem Schleier des Geheimniffes umhüllt 
hätte. Vergl. auch Midjaelis, bie Protocolle der Bundesverfamm: 
lung. Cine publicift. Betrachtung. Zübing. 18295 und eine (aud 
auf diefe Schrift in lobender Weife Bezug nehmende) merkwürdige 
preußifhe Denkſchrift über die Nothwendigkeit einer erweiterten 
Deffentlichleitz abgebr. zu Anfang des II. Bandes des Hannoverſchen 








> 
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der Protocolle(?) im Gotſte obigen PräfidialsAntrags 6) 





Portfolio. Stutt. 1840. Cs if in der That beflagenswerth, bef 
die Bundesverhaudlungen, die in den oft fo gründlichen Commiſ⸗ 
fions= Butadıten, Erklärungen, Cingaben und Abſtimmungen eine 
ſehr fchäßbare und reiche Ausbeute nicht blos für das Bundes⸗ 
recht, fondern auch für die verſchiedenſten ſtaatsrechtlichen Ver—⸗ 


dätltniſſe enthalten, für die Wiſſenſchaft faſt ganz unbenutzt bleiben 
. mußten und noch jegt wie in alten Zeiten Fauſt's Höllenzwang uns 


6) 


ger Schloß und Riegel gehalten werben, wofür fih body wahrlidy, 


. namentlih in Betreff der nicht zu den Zagesfragen gehörigen, fons 


dern bereite der Geſchichte anheim gefallenen Angelegenheiten, 
auch nicht der minbefte vernünftige Grund anführen läßt. 

Protoc. v. 1624 $. 116. Klüber, Quellens Sammlung &. 319 f. 
„Das Präfidium bemerkte —: »— die bisherige Uebung, die ges 
fammten Verhandlungen bes beutfchen Bundestags, wenige Ausnah⸗ 


. men abgerechnet, ber Deffentlidyleit zu übergeben, habe zu Miß- 


bräuchen (??) Anlaß gegeben, weldye jeder Gutdenkende gewiß miß- 
billige, denen aber eben barum ein Biel gefegt werden müſſe. Die 
deutſche Bundesverfammlung fei ein permanenter Minifterial-Gon= 
greß der Repräfentanten fämmtlicher Bundesglieder, in dieſer Ver⸗ 
ſammlung würden vorzugsweiſe bie Anſichten ber verſchiedenen Bun⸗ 
desregierungen über Gegenſtände des gemeinſamen JIntereſſe freund⸗ 
ſchaftlich ausgetauſcht, und, nad) vorheriger gründlicher Erörterung 
und reifer Erwägung, die Beſchlüſſe gefaßt. Daß das Reſultat 
dieſer Berathungen, je nachdem es für Alte oder für Einzelne 
von Intereffe fei, belannt gemacht werde, bieß fei unbebingte Noth⸗ 
wendigteit — aber die WBorbereitung ber @egenftänbe, bie Arbeiten 
der Gomite's und bie verſchiedenen Anfichten der einzelnen Regieruns 
gen, dieß feien Epochen der Geſchäftsverhandlungen, welche jur Defe 
fentlichkeit durchaus nicht geeignet fein. Bei Militär = Angelegen- 
beiten, bei Differenzen der Bundesfürften unter ſich und mit ihren 
Ständen fei dieß vorzugsweife der Kal. — Das Yräftbium erlaube 
fi daher, die Verſammlung einzuladen, Gegenflänbe biefer Art in 
eigne foco dictaturse zu brudende Protocolle, aufzunehmen, fo wie 
ſich diefelbe Hei Annahme der proviforifhen Befhäftsord- 
nung ohnehin vorbehalten habe, bie Begenftände jedes; 
mal zu bezeihnen, welche ausnahmsweiſe ber Yublicität 
entzogen werden follen.« — Darauf ift noch erwähnt, daß 
der K. Preußiſche, K. Bannöverfhe, Großh. Badiſche und 
Kurf. Hefſiſche Geſandte dieſe Anſichten des Präfibium näher mo: 
tivirt hätten, wodurch? — iſt nicht geſagt. Am auffallendſten in 
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vorzugehen, und der Bundescanzlei⸗Direction aufzugeben, 
fünftighin, nach Maafgabe der verhanbelten Gegenflände, zwei: 
erlei Brotocolle jede Sigung aufzunehmen, und zwar öffent: 
liche und Separat:, bloß loco diclaturae zu drudende, 
Protocolles« fo waren doch eben in dem Präfidial-Vortrag fafl 
alle Gegenflände von Wichtigkeit und allgemeinerem Interefle als 
ſolche hervorgehoben, welche der Publicität zu entziehen feien, 
fo daß für die immer feltener werdenden öffentlichen Prosocolle 
wenig übrig blieb, was in Deutfchland nit ſchon notorifch war, 
oder auch auf anderem Wege zur Publicität gelangen mußte. — 
Nah nur zu langer Zögerung ftellte Preußen und Würtemberg 
in der Bundeöverfammlung im März 1847 den Antrag, ed mit 
ber Beröffentlihung der Protocolle wieder in der Weiſe wie ver 
dem 1. Juli 1824 zu halten. Bevor ed indeß zur Schluß: 
ziehung über diefen Antrag gekommen war 7), veranlaßten bie 


— — — — — — 


der Motivirung bes Präſibiums war offenbar der lezte Grund, wo 
grade die Beftimmung des die Veröffentlichung ale Negel fanctioni: 
renden Befchluffes v. 14. Novbr. 1816 bazu dienen mußte, um das 
bivecte Begentbeil von ihr in Wort und Geif zu vedt: 
fertigen. 

7) Die Bericterftattung des für diefen Antrag in der Sig. v. 26. März 
1847 niebergefeäten Ausfchufles erfolgte am 9. Septbr. 1847. Der 
Ausfhuß beantragte 1. „ba bie Belanntmachung ber Bundesver⸗ 
bandlungen von jegt ab wieber die Regel bilde und die Weröffent: 
lihung der Protocolle jedesmal 6 Wochen nad deren linterzeichnung 
erfolges 2. daß die vom ber gedachten Regel zu machenden Aus: 
nahmen auf Borihlag eines deshalb zu wählenden Ausichuffes von 
5 Mitgliedern jedesmal durch Bundesbeſchluß feſtzuſtellen feien; 3. 
daß weitere Borfchläge unverzüglid; darüber zu machen feien, wie 
es mit ber Veröffentlichung ber feit bem 1. Juli 1824 bie jegt nicht 
veröffentlihten Bunbestagsverhanblungen zu halten ſei. — Die 
Präfibials Propofition Oeſterreichs wich hiervon ab, wollte bie Re: 
gel nit anerkannt wiffen unb nur Auszüge in einer unter den 
Aufpicien ber B. 8. zu veranftaltenden Sammlung geflotten. eb: 
vere Stimmen (Dibenburg, Broßh. Heſſen, Hannover, Luxemburg) 
Kelen ber Präfidials Propofition zus die Uebrigen erflärten fi für 
ben Preußifchen resp. Ausichußantrags Kurheſſen und bie 16 Stim⸗ 
me waren (März 1848) no im Rückſtand. Vergl. Bundesredti. 
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inzwifchen eingetretenen Zeftereigniffe einen neuen felbftftändigen 
Antrag Badens vom 29. März 1848, welchem gemäß, auf 
Bortrag des ſchon für diefe Frage (feit 26. März 1847) befte- 
benden Ausfchuffes, von ber Bundesverfammlung kurzweg be: 
fchloffen wurde (7. April 1848): „Daß es mit der Veröffent— 
lihung ber Bundestagöverhandlungen wieder wie vor 
dem Jahre 1824 gehalten werden folle8)“ Die reacti: 
virte Bundeöverfammlung hat dann, anfcheinend dieſen Beſchluß 
ignorirend, wieder (feit Juni 1851) über die Veröffentlichung 
ihrer Sigungd=Protocolle verhandelt und auch einen theilö Die 
fofortige Beröffentlihung des wefentlihen Inhalts theils 
die Bekanntmachung der Sitzungs-Protocolle felbft betrefs 
fenden Beſchluß gefaßt (7. Nopbr. 1851) deffen Ausführung aber, 
abgefehen von einem mißglüdten Anlauf, noch gegenwärtig auf 
fi) warten läßt 9). | 


— nn — — — — — — 


Kragen &. 236 f. und eine Ueberſicht der eingegangenen Abſtimmun⸗ 
gen im Protoc. b. 8. V. 1848 $. 237. S. 346. 

8) ©. den Antrag Badens (25. Sitz. v. 29. März) den barauf erftat: 
teten Vortrag bes Ausfchuffes und ben Beſchluß vom 7. Apr. (29. 
Sitz.) in ben Protce. ber B. V. 1848 $. 199. ©. 304. $. 237. ©. 
346. Roth u. Merd, Quellenfammt. I. &. 181. 217f. Es folgte 
dann der bie alsbaldige Weröffentlichung eines Refums’s betr. Bes 
ſchluß v. 18. April 1848 (Brot. $. 259. &. 382) und auf das Ge: 
ſuch bes Inhabers ber Bundes: Präfibial : Druderei bie Ermächtigung 
zur VBeranftaltung einer befondern Ausgabe der Bundestagsprotocolle 
unter Auffiht der Bundescanzleis Direction. Beſchl. v. 12. Mai 
1848. Bunbesredhtl. Fragen ©. 244. 

9%) In der 12. Situng am 21. Juni 1861 ward auf Defterreich's An⸗ 
trag die Ernennung eines Ausfchuffes von 3 Mitgliedern zur Er⸗ 
flattung eines Gutachtens, „auf weldhe Art und Weiſe und in wel: 
dem Umfange bie SigungssProtoco!le bed Bunbestags zu vers: 
Sffentlidyen wären«, befdyloffen; in der 13. Sigung, 3. Jun. 1851, 
Würtemberg, Baden und 16. Etimme in diefen Ausfchuß gewählt; 
in ber 27. Sihung, Bl. Oct. 1851, ausführlicher Vortrag von Bas 
ben erflattet, unb in der 28. Sihung, 7. Rov., befchloffen: 1. die 
Verhandlungen einer jeden Sihzung der Bundes» Werfammlung wer: 
den,” infoweit beren alsbaltiger Bekanntmachung nichts entgegen 
ftebt, iprem weſentlichen Inhalte nad) mit möglidhfier Ve: 

— 42* 
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VI. Bon den Ausſchüſſen oder Sommiffionen der 
Bundesverfammlung. 


Klüber, öffentl. Recht $. 152. — Jordan, GStaater. $. 209 f — vd. 
Dreſch, öff. R. $.51f.— Maurenbredher, Etaater. $.110.— 
Weiß, Lehrb. $. 58 f. 


Zur Vorbereitung ber Gefchäfte, insbefondere zur Begut— 
achtung der zur Berathung und Schlußfaſſung fommenten Ge: 
genftände, zur Beauffihtigung verfchiedener, die Intereffen 
des Bundes berührender Angelegenheiten, und zur zwedmäßigern 
Ausführung der der B. B. obliegenden Gefchäfte, oder von ihr 
ausgehenden (befonderd erecutorifhen) Maaßregeln beftehen f. g. 
Bundestags:Commiffionen oder Ausſchüſſe der Bundes: 
verfammlung, welde aus dem Schooße derfelben durh Mehr: 
beit der Stimmen im engern Rathe erwählt werden, theild per: 
manente, theild nidt permanente Ausfchüfle find, und nad 
der für fie beftimmten Gefhäftsorbnung zu verfahren ba: 
ben 2). 


fhleunigung durch die hiezu auserfehenen Tagesblätter veröf- 
fentlidht. 2. Die Betanntmakung der Sigungs-Protocolle 
ift, unter vorgängiger Ausfcheibung desijenigen, was ſchlechthin 
geheim zu halten ift, nad) Ablauf einer jeweild näher zu beftim- 
menden Periode und längſtens nad Ablauf eines Jahres, 
von dem Datum bes betreffenden Protocolls an gerechnet, geftattet. 
Dierbei behält ſich die Bundes⸗Verſammlung diejenigen Maßnehmen 
vor, welche zur Sicherung eines wortgetreuen Abdruckes ber Proto⸗ 
colle als erforderlich erſcheinen. 3 Es wird ein beſonderer Aus⸗ 
ſchuß niedergeſeht, der bie vorſtehenden Beſchlüſſe zu leiten, zu über⸗ 
wachen und auszuführen bat. — Gewählt wurden in dieſen Auss 
ſchuß: Deſterreich, Sachſen, Würtemberg, Baden und die ſächſiſchen 

fôfGaäuſer. Die Art wie dieſer Ausſchuß einen Bericht über gewiſſe 
Verhandlungen verfaßt hatte, trieb Preußen zu einer Erklärung, 
womit die Veröffentlichung wieder ins Stocken gerieth. 


1) Geſchäftsordn. für die Bundestags» Eommiffionen, feftgefent durch 
Beſchluß der B. V. v. 29. April 1819. Protocol der B. 8. v. 
1819 $. 53. 65 fF. Klüber’s Quellenfammi. S. 272f. — v. 
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Zu den permanenten Commilfionen, d. h. denjenigen, wel: 
che für gewifle, fortpauernd vorhandene Gefchäfte oder mög: 
licher Weiſe in jedem Augenblid entflehende Angelegenheiten (fei 
ed nur proviforifch oder definitiv) niebergefegt werben, gehört: 
A. die . 9. Bundes-Erecutiondscommiffion, welche jedes⸗ 
mal für den Zeitraum von ſechs Monaten (mit Einfluß der 
Serien) aus fünf Mitgliebern mit zwei Stelivertretern bergeftalt 
ernannt wird, baß bei der jebeömaligen Erneuerung wenig: 
ftend zwei neue Mitglieder darin aufgenommen werben 2). An 
dieſelbe werden alle der Bundeöverlammlung zukommenden 
Eingaben und Anzeigen abgegeben, welche auf die der Ban: 
deöverfammlung anheimfallenden VBollzieyungsgegenftände 
Beziehung haben 3). — B. Die Commiffion zur Begutach— 
tung der Privat-Eingaben. Sie befteht der Regel nad aus 
fünf Mitgliedern, welche dreimal im Jahre erwählt werden fol= 
len: 1. zu Oftern, für bie Eingaben von Oſtern bis zu den 
Sommerferien, 2. bei Wiedereröffnung des Bundestags, für bie 
Eingaben von Anfang der Ferien bis zu Ende des Jahres, 3. 
zu Neujahr, für die Eingaben von Neujahr bis Oftern. Der 
Zwed diefer f. g. Reclamations:Commiffion ift, die an 
die B. V. gelangenden Eingaben. zum Zwed der Berichterftat: 
tung und Begutachtung vorzubereiten und dann in der B. V. 
zum Vortrag zu bringen, wenn fie nicht ſchon vorher wegen of: 
fenbarer Unerheblichkeit oder formeller Unzuläffigkeit zurückgewie⸗ 
fen find 2). — Auch ift hierher zu rechnen: C. der f. g. Mili: 





Meyer’s Staatsacten Ih. I. ©. 108 f. — Ueber bie Wahl f. 
* Sefhäftsorbn. $. 1 und . 2. No. 3. — Nicht permanente dür⸗ 
fen. nicht in permanente verwandelt werden: Geſchäftsordn. $. 3. 

2, Bundess@recutionssOÖrbn. v. 3. Aug. 1820 Art. 2. (Klüber, Quel⸗ 
tenfammi. ©. 297.) 

3) Worin biefe beftehen, beſtimmt im Allgemeinen bie angef. Bundes⸗ 
ErecutionssÖrbn. v. 3. Aug. 1820 Art. 1. Bergl. unten $. 240 ber 
erften Aufl. 

4) Protot. ver 8. 8. v. 1816 $. 5 und nähere Beſtimmungen über bie 
Vertheilung ber Gefchäfte und die dabei zu beobachtende Drbnung 
in der angef. Gefchäftsorbn. v. 29. Apr. 1819 8.2. (Klüber, 
Quellenfammi. 8. 273 f) 
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tär-Ausſchuß ber Bundesderſammlung *5) — und D. die, im 
Zahre 1832 vorläufig auf ſechs Jahre niedergefegte, Com miſ—⸗ 
fion zur Beauffidtigung der fändifhen Berhandlun- 
gen 6) in den einzelnen Bunbeöflaaten, welcher fämmtlidye Re: 
gierungen bie Verhandlungen ihrer Stände jebesmal, fo oft fi 
legtere verfammeln, durch ihre Geſandten mittheilen follen 7). 
Bon der Thätigkeit und Erneuerung diefer Gommilfion, wel 
che im Jahre 1838 hätte erfolgen müflen, ift Nicht zur öffent: 
lichen Kunde gelangt &. 

Ald nicht permanente Gommiffionen, d. h. ſolche, weldye 


m wm — — — — 


5) Dieſer Militär-Ausſchuß der B. B. wurde urſprünglich nur zur 
Ausarbeitung der Kriegsverfaſſung des Bundes ernannt, dauerte 
aber ſeitdem fort ale Organ der B. 8. für die Militärſachen des 
Bundes. Mit ibm verhandelt unmittelbar die ald eine der B. 
8. untergeordnete Behörde beftellte Militär »s Sommiffton zu 
Sranffurt. S. den folg. Sphen. 

6) Vergl. oben Th. 1. $. 109. Note 34. 5.563. Der Bundesbeſchl. v. 
28. Juni 1832 Art. IV. ſagt: „Um tie Würde und Gerechtſame des 
Bundes und ber den Bund vepräfentirenden Verſammlung gegen 
Eingriffe aller Art fiher zu flellen, zugleich aber in ben einzelnen 
Bundesftaaten die Handhabung ber zwiſchen ben Regierungen und 
ihren Ständen beftehenden verfaffungsmäßigen Berbältniffe zu er⸗ 
leihtern, fol am Bunbestage eine mit biefem Geſchäfte be: 
fonders beauftragte Sommiffion, vor ber Hand auf ſechs 
Zahre, ernannt werben, beren Beſtimmung feyn wirb, insbefondere 
auch von ben ftändifchen Verhandlungen in ben beutfchen Bundes: 
ftaaten fortdbauernd Kenntniß zu nehmen, die mit den Berpflicd« 
tungen gegen ben Bund, ober mit ben burdy bie Bunbesverträge 
garantirten Regierungsredhten in Widerſpruch flehenden Anträge und 
Beſchlüſſe zum Gegenftand ihrer Aufmerkſamkeit zu machen unb ber 
Bundesverfammiung davon Anzeige zu thun, welche demnächſt, wenn 
fie die Sache zu weiteren Erörterungen geeignet findet, ſolche mit 
den dabei betheiligten Regierungen zu veranlaflen hat. Rad Ber 
lauf von ſechs Jahren wird die FKortbauer ber Gommif: 
fion weiterer Vereinbarung vorbehalten.“ 

7) Bundesbeſchl. v. 29. Roobr; 1832 (Protoc. $. 626) bei v. Meyer, 
Staatsacten Th. II. ©. 425 f. 

&) Die Protocolle der B. V. von 1838 f. enthalten keinen, dieſe Som: 
mifjion erneuernden Beſchluß. 
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nur für em oder mehrere beſtimmte Gefchäfte nisbergefegt werben 
und mit deren Vollziehung von felbft endigen, find namentlich: 
A. Alle Commiffionen, welche zur Vorbereitung einer Reviſion 
ober Abänderung der Grundgeſetze ded Bundes überhaupt 9) 
ober einzelner Beſtimmungen berfelben, inöbefondere zur Vor⸗ 
bereitung der Ausführung folcher Beflimmungen 19), oder 
auch zur Faſſung eined, neue organifche Einrichtungen und ges 
meinnisgige Anorbnnungen betreffenden, Beſchluſſes fowie zur Bes 
gutachtung gewiller vom Bunde abzugebender Erklärungen und 
zu ergreifender Maaßregeln niebergefegt werden 11). — B. Die 
Sommiffionen zur Erörterung, Feſtſetzung oder Erfüllung ber 
Verbindlichkeiten, welche dem Bunde aus den, vor Entſtehung 
ded Bunde, in Deutfchland beftandenen Berhältniffen 
gemeinfam zur Laft fallen fünnen oder ald Verbindlichkeiten Ein: 
zeiner (3. B. aus dem Reichödep. Hauptichl. v. 1803) unter die 
Garantie ded Bundes geftellt find 12). — B. Die Commiſſio⸗ 
nen zur Begutachtung der Reclamationen derjenigen Ins 
dividuen, Gorporationen und GClaffen, für weldhe die Bundes: 
oder Congreßacte ausdrüdlih Beflimmungen ımb Hin: 


9% Hierher gehört ber durch Beſchl. der B. 8. v. 29. Feb. 1848 (Pros 
toc. v. 1848 $. 103. ©. 173) zunächſt freilidy nur zur Berichterſtat⸗ 
tung ber gegenwärtigen Lage bes beutfchen Bundes niebergefente 
„politifchye Ausfhuß,» weldem dann durch Beſchl. v. 8. März 1848 
(Protoc. & 133. &. 228 f.) die Begutachtung ber für nothwendig 
erachteten Reviſion ber Bunbdesverfaffung Übertragen wurde. 

10, So 3. 8. der zur Ausführung ber Bundesacte Art. 18. Mit, d nies 
dergefegte Ausfhuß für ein zu erlaffendes BundessPreßgefen. 

11) Bierber gehört 3. B. ber durch Bundesbeſchl. v. 23. Aug. 1861 nie⸗ 
dergefegte f. 9. politifche Ausfchuß, weldyer über die Einwirkung 
des Bundes auf Abänderung der Ginzelverfaffungen und Landesge⸗ 
fege, bie mit ben Grundgefegen bes Bundes im Widerfpruch ſtehen 
möchten, Bericht erflatten ober gutachtlich fid, äußern follte. Vergl. 
Th. 1. 8. 51. Note 4. $. 134. Rote 3 u. Prot. der B. B. 1851 20. 
@ig. v. 233. Aug. 

12) Vergl. Th. J. 8.41. Kür einen dazu gehörigen Gegenſtand, nämlich 
für die NRegulteung ber Schulden der ReicdhsoperationdsGaffe, 
wurde im Jahre 1824 audy eine befonbere, nicht aus Bundestags: 
Befandten beftehende, LiquidationssGommiffion niedergefekt. 
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tär-Ausſchuß der Bundeöderfammlung °) — und D. die, im 
Zahre 1832 vorläufig auf ſechs Jahre niedergefegte, Commiſ— 
fion zur Beanffidtigung ber fändifhen Berbandlun: 
gen 6) in den einzelnen Bunbeöflaaten, welder ſämmtliche Re: 
gierungen bie Werhandlungen ihrer Stände jebeömal, fo dft fi 
lebtere verfammeln, durd ihre Geſandten wittheilen follen 7). 
Bon der Thätigkeit und Erneuerung bdiefer Commiſſion, wel 
che im Jahre 1838 hätte erfolgen müffen, ift Nichts zur öffent: 
lichen Kunde gelangt 9. 

Ald nicht permanente Commiffionen, d. h. folche, welche 


— — |. 


5) Dieſer Militär-Ausſchuß der B. B. wurde urſprünglich nur zur 
Ausarbeitung der Kriegsverfaſſung des Bundes ernannt, dauerte 
aber ſeitdem fort als Organ der B. B. für bie Militärſachen bes 
Bundes. Mit ihm verhandelt unmittelbar die als eine der B. 
V. untergeordnete Behörde beſtellte Militär⸗Commiſſion zu 
Frankfurt. S. den folg. Fphen. 

6) Vergl. oben Th. 1. $. 109. Note 34. 8.563. Der Bundesbeſchl. v. 
28. Juni 1832 Art. IV. fagt: „Um tie Würde und Gerechtiame des 
Bundes und der den Bund repräfentirenden Verſammlung gegen 
Eingriffe aller Art fiher zu flellen, zugleich aber in ben einzelnen 
Bundesflaaten die Handhabung ber zwiſchen ben Regierungen und 
ihren Ständen beftehenden verfafjungsmäßigen Berbältniffe zu er: 
leihtern, foll am Bundestage eine mit biefem Geſchäfte be: 
fonders beauftragte SGommiffion, vor ber Hand uuf ſechs 
Sabre, ernannt werben, beren Beſtimmung feyn wirb, insbelondere 
auch von ben ſtändiſchen Verhandlungen in ben deutſchen Bundes⸗ 
ftaaten fortdauernb Kenntniß zu nehmen, die mit ben Verpflich⸗ 
tungen gegen ben Bund, oder mit ben durch bie Bundesverträge 
garantirten Regierungsrechten in Widerſpruch flehenden Anträge und 
Beſchlüſſe zum Gegenftand ihrer Aufmerkſamkeit zu machen und ber 
Bundesverfammlung davon Anzeige zu thun, welche demnächſt, wenn 
fie die Sache zu weiteren Erörterungen geeignet findet, ſolche mit 
den bubei betheiligten Regierungen zu veranlaflen bat. Nach Bers 
lauf von ſecht Jahren wird die Kortbauer ber Gommif 
fion weiterer Vereinbarung vorbehalten.“ 

?) Bundesbeſchl. v. 29. Novbr. 1832 (Protoc. $. 526) bei v. Meyer, 
Staatsacten Th. 1. ©. 425 f- 

8) Die Protocolle der B. 8. von 1838 f. enthalten keinen, dieſe Com⸗ 
mifjion erneuernden Beſchluß. 
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nur für em oder mehrere beftinmte Gefchäfte niebergefett werben 
und mit deren Vollziehung von felbft endigen, find namentlich: 
A. Alle Sommiffionen, welche zur Vorbereitung einer Revifion 
oder Abänderung ber Grundgeſetze ded Bundes überhaupt 9) 
ober einzelner Beſtimmungen derfelben, inöbefondere zur Bor: 
bereitung der Ausführung folher Beſtimmungen 19%), oder 
auch zur Baflung eined, neue organifche Einrichtungen und ges 
meinnisgige Anorbnungen betreffenden, Beſchluſſes fowie zur Be: 
gutachtung gewifler vom Bunde abzugebender Erklärungen und 
zu ergreifender Maaßregeln niebergefeßt werben 11). — B. Die 
Sommiffionen zur Erörterung, Feſtſetzung oder Erfüllung ber 
Berbindlichkeiten, welche dem Bunde aus den, vor Entflehung 
ded Bundes, in Deutfhland beftandenen Verbältniffen 
gemeinfam zur Laft fallen fünnen oder ald Verbindlichkeiten Ein 
zeiner (3. B. aus dem Reichsdep. Hauptſchl. v. 1803) unter Die 
Garantie ded Bundes geftellt find 12). — B. Die Commiſſio⸗ 
nen zur Begutachtung der Reclamationen derjenigen Ins 
bividuen, Gorporationen und Glaffen, für welche die Bundes: 
oder Congreßacte ausdrücklich Beſtimmungen und Hins 


9% BHierber gehört der durch Beſchl. der-B. 8. v. 29. Feb. 1848 (Pros 
toe. v. 1848 $. 103. ©. 173) zunächſt freilidy nur zur Berichterftats 
tung ber gegenwärtigen Rage bes beutfchen Bundes niebergefegte 
„politifche Ausfhuß,» weldyem dann durd) Beſchl. v. 8. März 1848 
(Protoc. & 133. ©. 228 f.) die Begutachtung der für nothwenbig 
erachteten Reviſion der Bunbesverfaffung Übertragen wurbe. 

10) &o 5. B. der zur Ausführung ber Bundesacte Art. 18. Mit. d nies 
dergefegte Ausſchuß für ein zu erlaffendes BundessPreßgefen. 

11) Bierher gehört 3. B. der busch Bundesbeſchl. v. 23. Aug. 1851 nies 
dergefeste f. g. politifche Ausfhuß, weldyer über die Ginwirkung 
des Bundes auf Abänderung ber Einzelverfaffungen und Landesge⸗ 
fege, die mit ben Grundgefegen bes Bundes im Widerſpruch fteben 
möchten, Bericht erflatten oder gutachttich fich äußern ſollte. Vergl. 
Th. I. $. 51. Note 4. $. 124. Note 3 u. Prot. der B. B. 1851 20. 
Sit. v. 23. Aug. 

12) Vergl. Th. 1. 8.41. Fur einen dazu gehörigen Gegenſtand, nämlich 
für die NRegultrung der Schulden der NeidysoperationssGaffe, 
wurde im Jahre 1824 auch eine befondere, nicht aus Bundestags: 
Gefandten beftehende, Liquidations-⸗-Commiſſfion niedergefent. 
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weifungen enthält 29). — D. Gommiffionen, weiche zum Ber: 
ſuch der Güte in Streitigkeiten der Bundeöglieder unter 
einanber ernannt werben 1%). 

Außer den im Allgemeinen ſchon vorauögefehenen Zällen bat 
die B. V. zweifellos die Befugniß, auch in anbern Fällen Com: 
miffionen zur Begutachtung ober Zeitung beflimmter Angelegen: 
heiten und zur Vertretung der B. V., oder auch Deputationen 
und Bevollmächtigte zu ernennen und die Zahl der Mitglieder, 
ihre Pflichten und Rechte u. f. w. durch eine befondere Inſtruction 
feflzufegen 75). In wie weit die B. B. von. diefer Befugnis 
im Befondern Gebrauch gemacht bat, ift bei den eingelnen Ber: 
hältniffen hervorzuheben 16). 


$. 255. ($. 231.) 


VII. Bebörden, oder Sommiffionen, weldye der 
Bundeöverfammlung untergeordnet find. 


Zu biefen Behörden, weldye der Bundeöverfammlung unter: 
geordnet und biefer im Ganzen (ald Behörden) verantwortlich 
find 2), kann (resp. fonnte) man rechnen: 

1. Die Bundescanzlei mit dem Bundbescanzlei:Dis: 


13) Dazu ſcheint aud die Commiſſion gerechnet werben zu follen, weldye 
im Jahre 1853 in Betreff ber Graͤfl. Bentinck'ſchen Angelegenheit 
niedergefegt if. — Diefe drei Arten von Gommiffionen ftellt der $. 
3 der Geſchäftsordn. v. 29. Apr. 1819 nebeneinander, mit ber Bes 
merkung, daß fich Hier weder die Zahl der Mitglieder noch bie Zeit, 
für welche fie in Thätigkeit bleiben, allgemein zum Voraus feftfegen 
Laffe. 

14) Nähere Beſtimmungen über Zufammenfegung, Geſchäftsordnung und 
Pflichten diefer Sommiffionen f. im 5. 4 ber Gomm. Beidhäftsorbn. 

i v. 29. Apr. 1819. Klüber, Quellenfammi. &. 2375 f. 

15) Vergl. Weiß, Syſtem bes deutſch. Staater. 8. 59. ©. aud Bun: 
desbeſchl. v. 23. Aug. 18651. Dben Th. I. 5. 61. Note 4. 

16) Bon ber Gommiffion bei einer Bertagung ber B. 8. f. $- 247. 

I) Weber die einzelnen Mitglieber fteht ber B. 8., mit Ausnahme ihres 
Ganzlei s Perfonale, Feine Gerichtsbarkeit zu. 
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rectom ald erftem Beamten berfelben, welcher zugleich Protocoll: 
führer der Bundesverſammlung ift 2). 

2. Die Commiffion für das Archiv des Reichs cam⸗ 
mergerichts zu Wetzlar 3). 

3. Die techniſche (zeitliche) Militär-Commiſſion zu 
Fraukfurt, welche, unbeſchadet der Rechte, nach den Armeecorps, 
aus einem Oeſterreichiſchen, einem Preußiſchen, einem Baieri⸗ 
ſchen und von jedem der drei gemiſchten Corps, nach eigener 
Uebereinkunft der betheiligten Bundesglieder, aus einem Militär⸗ 
Bevollmächtigten, im Ganzen alſo aus ſechs Mitgliedern beſteht. 
Der Wirkungskreis dieſer Commiffion iſt im Allgemeinen, 
bie techniſchen Militär-Arbeiten zu liefern, welche ihr von der 
BR. übertragen werben. Sie hat die Beſtand⸗ und Dienfts 
Zabellen der Bundescontingente zu prüfen, über die Bundesfe⸗ 
flungen und den Militärdienft in denfelben die rein militärifche 
Aufficht zu führen, ferner die Leitung ber fortificatorifchen Ar: 
beiten zu übernehmen, welche von ber B. 8. befchloffen und an⸗ 
geordnet werben 4). Unter ihr ftehen die verfchiedenen militäris 
fhen Local-Commiſſionen. 

4. Die früher beflandene, außerorbentlihe Gentral>:Un: 
terfuhungs:Commiffion zu Mainz, für weitere Unterfu: 
chung -der revolutionären Umtriebe, wurde durch Beſchluß der 
B. V. vom 20. Septbr. 1819 niedergefeßt 5). Sie beftand aus 


23) ©. oben $. 251. Vorläuf. Geſchäftsordn. der B. 8. v. 14. Rovbr. 
1816 Abſchn. IV. Ktüber, Quellenfammi. &. 231. 


3) Bergl. oben Th. I. $. 41. Note 10. 


4) ©. die Gefchäftsordnung der technifchen Militär⸗-Commifſion 
v. 15. März 1819 (Protoc. $. 37). Der Ite Abſchn. derſ. beſtimmt 
den Gefhäftsgang der Commiſſion; unter Verweifung auf bie ana- 
loge Anwenbung ber für ben vormaligen Militärs Ausfhuß durch 
Beſchluß v. 9. April 1818 gegebenen Beſtimmungen. Bergl. v. 
Meyer’s Staatsacten Ih. II. S. 103— 107. 


5) Protoc. der 8.8. v. 1819 $. 220. Bergi. Kiüber, Quellenfammt. 
©. 380 f. Die Motivirung ihrer Sinfegung f. im Präfibial= Bor: 
trag vom 20. Geptbr. 1819 No. V. bei v. Meyer, Staatsacten 
zb. 1. ©. 134. Den aus 10 Art. beftehenden Bundesbeſchluß f. 
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den Bevsllmächtigten von 7 Bundesſtaaten. Ihre Auflöſung 
erfolgte im Jahre 1828, nachdem fie einen Hauptbericht an die 
DB. 8. abgeftattet hatte 6). 

5. Die, durch Bundesbeſchluß v. 8. Aug. 1833 zu Frank: 
furt niedergefegte Sentral:Eommiffion für politifbe Un- 
terfuchungen, welde aus fünf orbentliden und zwei außeror: 
dentlichen Mitgliedern befland 7). Ausgerüſtet mit weit geben: 
ben Vollmachten im Werhältniß zu ben Landeöbebörben, hat biefe 
GentralsCommiffion ihre Thätigkeit mehrere Jahre hindurch ohne 
erhebliched fchließliched Reſultat fortgeſetzt und eine Mehrzahl 
von Berichten an die Bundeöverfammlung abgeflattet 8). 

6. In gewifler Hinficht gehören auch die Bundes: Aus: 
tragal:Gerihte und dad Bundesſchiedsgericht bierber, 
(davon weiter unten Kap. III. Zit. 2 u. 3) — ferner das für 
Kevifion der Bundesverfaffung vorübergehend beftandene Colle⸗ 
gium der XVil Vertrauendmänner (Th. 1. 8.43. 45.) 


daf. S. 113-145. S. aud Über ihren Fortbeſtand Protoc. v. 1824 
§. 131. 


S. dieſen Hauptbericht in den Protoc. der B. V. v. J. 1827. S. 
1—314. 


7) Angeorbnet wurde fie ſchon durch Beſchluß der 8. B. v. 20. Jun. 
1833 (Protoc. $. 258). Diefen, nebft dem Beſchl. v. 8. Aug., fer 
ner bie Beſchlüſſe v. 19. Septbr. u. 10. Oct. 1833 f. in Wüller’s 
Archiv f. Geſetgeb. Bb. VI. Heft 2. S. 137—141 u. in v. Meyers 
Staatsacten, Fortfeg. z. U. heil. S. 427 - 430. 


8) Der erſte Bericht iſt v. 21. Apr. 1835, der zweite v. ®. Apr. 
1836, ber britte v. 26. Zul. 1838. Der vierte Bericht v. 6. 
Zul. 1838 über bie Refultate fämmtlicher bisher geführten Uns 
terfuchungen findet fi in ben Protoc. der B. 8. v. Jahr 1839 
Beil. 5 zu $. 282 (S. 713 f.). Die zur Veröffentlichung beftimmte 
»Darlegung ber Bauptrefultate aus den wegen ber revolus 
tionären Complotte ber neuern Zeit geführten Unterfuchungen bis 
Ende Zuli 1838“ bildet die Gte Weil. zum angeführten Protocol. $. 
282. 8. 799-866. Kernere Berichte vom 1. u. 28. Octbr. 1840 ſ. 
in den Protoc. der B. 8. v. 1840 $. 326. Beil. 2-5. (8. 589 f.) 


u. 
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‚Bweiter Site. 


Bon den Bundestagsgefandten und den Rocalverhältniften 
der Bundeöverfammlung. 


$. 256. 6. 232. 


E. Die Bundestagsgefandten im Berbältnift 
zu der Bundedverfammliung und ihren eignen Som: 
mittenten. 


Klüber, öffentl. Recht $. 137—140. — Jordan, Staater. $. 192. — 
: v. Drei $. 29. — Weiß, GStaater. $. 42. \ 


1. Unter. Bundestagsgefandtin werden hier die von 
den einzelnen Bundesſtaaten in ihrer Eigenſchaft ald ſtimmbe⸗ 
rechtigte Glieder des Bunbed zur Bundesverfammlung 
abgeorbneten Bevollmächtigten verflanden !). Sie find die Res 
präfentanten der Bundesglieder, durch weldye in ihrer Gefammt: 
heit die Bundeöverfammlung als dad den Bund repräfentirende 
Drgan . gebildet wird. Daß mit ihrer Eigenfhaft ald Bundes: 
tagögefandte auch eine diplomatifche Function bei einzelnen deut: 
fhen Höfen oder Regierungen verbunden fein fann, unterliegt 
rechtlich feinem Zweifel, obwohl man wünſchen fann, daß bie 
Stellung eined Gefandten ald Sliedes der Bundesverſamm⸗ 
lung rein und unvermifcht erhalten werde. — Was bie völfer: 
rechtlichen Rangclaffen der diplomatifchen Agenten betrifft, fo 
gehören die Bundestagdgefandten ohne Zweifel zu den Geſandten 
der zweiten Glaffe 2). 

1. Neben der allgemeinen und dauernden (iedoch beliebig 
wiederruflichen) Bevollmaͤchtigung eines Gefandten, wozu jeder 


1) As unpaffend rügt diefen Sprachgebrauh Klüber, öff. Recht. $. 
137. Note a. Richtig if, daß der Ausbrud audy noch in anderer 
Bebeutung, namentlidy für die bei Ausübung des activen und paſſi⸗ 
ven Geſandtſchaftsrechts bes Bundes ober bed Bundestags 
vorkommende Geſandte gebraucht werben kann. 

2) Wergl. die 17te Beil. zur Wiener Gongreßacte (Protoc. vom 19. 
März 1815) und ben Nachtrag dazu in ber Erftärung der fünf Mächte 
auf dem Gongreß zu Aachen v. 21. Rovbr. 1818. Heffter, das 
Europ. Völkerrecht $. 208. Klüber, Europ. Bölkerrecht F. 179. 
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Bundesftaat berechtigt ift, auch wenn er. im engern Rath nur 
an einer Geſammtſtimme Zheil hat, können auch Interims⸗ 
Sefandte und Special:Bevollmädhtigte zur Bundesver⸗ 
fammlung vorfommen 3). Auch kann ein Gefandter von meh: 
rern Regierungen zugleich bevollmächtigt werben, und es ſteht 
jeber Regierung frei, aud) mehrere Gefanbte, — was aber na⸗ 
türlich auf dad Stimmrecht ohne Einfluß ift — abzuordnen. 

m. Hinfihtlih der perfünliden Fähigkeit zum Bun⸗ 
beötags = Sefandten haben wir blo8 die negative Beſtimmung, 
daß Fein Frankfurter Bürger, außer für bie Stadt jelbft, bei 
der Bundeöverfammlungggugelaflen werben fol 9. 

IV. An der Berathbung und ber Beichlußfaffung der Bun: 
desverfammlung kann der Bevollmächtigte erft dann Xheil neh: 
men, wenn er fih durch Ueberreihung feiner Vollmacht 
beim Prafidium gehörig legitimirt und diefelbe von der Bundes⸗ 
verfammlung für genügend erklärt ifl. Gemöhnlid enthalten bie 
Vollmachten die Subftitutions:Claufel 5) für Verhinderungs⸗ 
fälle, werden aber ſämmtlich hinfihtlih des Ausſtellers für 
rein perfönlich gehalten, fo daß fie mit jeder Regierungs Ber: 
änderung erneuert zu werben pflegen 6). Die Driginal:Boll: 
machten werden, unter Mittbeilung einer beglaubigten Abſchrift 
an den Gefandten, im Bundedardiv niedergelegt. Won jeber 
Subflitution, Abberufung, Beurlaubung eined Gefandten u. f. 
w. wird der Bundeöverfammlung in der nächften Sitzung An: 
zeige gemadıt. 


3) Protoc. der B. B. v 1824. Sep. Prot. v. 15 Ian. &. 408. u. v. 
21. Mär; 1824 (©. 163). 

4) Erklärung der B. 8. an ben Senat von Frankfurt vom Dctober 
1816 Art. V. Protoe v. 1816. Erſte Beil. zu ben Regiftraturen üb. 
die vertraulichen Befprechungen der BunbestagssBefandten. — Klü⸗ 
ber’s Staatsarchiv WBb. II. ©. 157 f. v. Meyer’s Staatsacten 
zb. II. ©. 37. 

5) Die Vollmacht bes Präfitials Gefandten enthält flets dieſe Glauſel. 

&. oben $. 247. : 

Einen durch die Verhältniſſe herbeigeführten, etwas abnormen Fall 

bieten die Protocolle von 180 ın Betreff des Braunſchweigiſchen 

Gefanbten dar. 


— 
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V. „Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find 
von ihren Committenten unbedingt abhängig und biefen 
allein wegen getreuer Befolgung der ihnen ertheilten Snftruc- 
tionen, fowie wegen ihrer Gefhäftsführung überhaupt verant: 
wortlich⸗ 7). Weber dem Prafidium noch der ganzen Bunde: 
verfammlung fteht daher irgend eine oberauffichtliche oder rich: 
terlihe Gewalt über die Bundestagsgeſandten zu 9). Ob und 
wann ein Gefandter von feiner Regierung Inftruction einzuholen 
babe, hängt lediglich von den ihm gegebenen Anweifungen ab 9). 
Daß es einen Fall gebe, wo ber Gefandte lediglich feiner eige- 
nen Ueberzeugung, auch wenn fie mit der ertheilten Inftruction 
im Widerfpruch ftehen folte, zu folgen babe, läßt fih aus ber 
Bundesverfaffung rechtlih nicht nachweifen 19%). — Im Ber: 
bältniß zur Bundesverfammlung kommt aber der Inhalt der In: 
firuetion nicht in Betracht, fondern nur die überreichte Vollmacht. 


7) Worte der Wiener Schlußacte Art. 8 — Die verfaffungsmäßige 
Berantwortlicyleit der Bundestagsgefandten als Staatsdiener und 
im Verhältniß zum Lande, wirb durch diefe Beftimmung der Schluß⸗ 
acte nicht berührt. 

8) Auch Rügen oder Verweife find dadurch ausgefchloffen. Die Herbei⸗ 
führung einer Abberufung bleibe ber biplomatifchen Einwirkung 
überlaffen. 

% Eine, auch nur durdy bie Praris feftgeftellte allgemeine Regel liegt 
nidyt vor. In wichtigen Dingen ift ohne Inftruction gehandelt, in 
minder wichtigen Inftruction eingeholt worden. Vergl. Erklärung - 
von Preußen: Prot. der ®. 8. v. 1822 $. 6. $. 81. $. 104. $. 
213 u. 1823 $. 81. S. auch 1830 $. 258. $. 281. — Im Jahre 
1848 wurden die allerwichtigften Beſchlüſſe ohne Inftructiong s @in- 
bolung ſogleich auf erflatteten Vortrag des betreffenden Ausichuffes 
gefaßt. Scheinbar auch 1851 am 23. Aug. 

19) Die BundestagssGefunbten nehmen in feinem Falle die Stellung 
von unabhängigen Richtern ein, fo wie bie Bundesverſammlung 
ſelbſt in feinem Kalle über eigentliche Rechtsſachen felbft einen Rich⸗ 
terfprudy ertbeilt. Daß ber Gefandte, ba wo er als Mitglied einer 
Sommiffton zur Berichterftattung und Begutachtung einer Angeles 
genheit fungirt, eben feiner Ueberzeugung folgen und biefe geltend 
madyen wird, fehließt doch eine Inftruction zur Vertretung einer bes 
ffimmten Anſicht auch in biefer Beziehung nicht aus. 


U d 
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Keine Regierung kann daher einen Bundesbeſchtuß Deshalb fur 
ungültig, oder für fie unverbindlich erklären, weil ihr Gefand: 
ter ohne oder gegen Inſtruction geflimmt habe. 


8. 257. 4. 233) 


BE. 8ocalverbältniffe der Bunbesverſammlung 
und Der Bundestagögefandten in der freien Stadt 
Frankfurt. 

Die Beftimmungen hierüber find zunädft aus einer Note der B. B. an 
den Senat der freien Stabt Frankfurt d. d. 22. Detbr. 1816 zu 
entnehmen. Diele Note wurde in ber 4ten Präliminar = Gonferen; 
der B. 8. befhloffen, dem Senat mittelft Begleitungss Note des 
Präſidiums v. 23. Octbr. 1816 üherfendet und vermöge Schreibens 
des Senats vom 25. DOctbr. und darauf am 30. Octbr. deff. Iab- 
res fin der 6ten Prälim. Conf) befchloffenen und erlaflenen Ant- 
wortfchreibene bes Präſidiums ale verbindlid, feftgefest. 
Vergl. v. Meyer, Staatsacten Th. II. S. 33f., wofelbft audh ein 
vollftändiger Abdruck jener Note der ®. 2. 


A. Der Bundeöverfammlung. 


Die völlige Unabhängigkeit der Bundeöverfammlung von 
der Staatöhoheit und jeder Jurisdictionsbefugniß ber 
freien Stadt Frankfurt verfteht fich eben fo von felbft, ald andrer 
Seitd die Stadt, abgefehen von der befondern ihre Berfaflungs: 
verhältniffe betreffenden Beſtimmung bed Art. 46 der Wiener 
GSongreßacte, wie jeder andere Bundeöftaat unabhängig von 
der Bundeöverfammlung ift I). Als ermählter Sit der Bundes⸗ 
verfammlung, wozu fie mit ihrer eigenen Zuflimmung gemadıt 
worden ift 2), bat fie zwar in dieſer Beziehung die befondere 
Verpflichtung, theils alle Hinderniffe der freien Wirkſamkeit der 
Bundesverfammlung an Drt und Stelle zu entfernen, theils dies 
jenigen Maßregeln, welche von der Bundeöverfammlung zur Er: 


— 


1) Vergl. oben Th. I. $. 123; bef Note 6 u. $. 121. 

2) Es leidet keinen Zweifel, daß in Betreff des realen Rechts bes Bun: 
des, ebenfo wie binfichtlich eines etwa fortbauernden Befagungsredys 
tes der Sefihtöpunft einer servitus juris publici entſcheidet. Bergl. 
oben $. 240. 
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haltung ihrer eignen Würde und. Sicherheit für nothwendig 
erachtet werden, anzuerkennen 3). Auch bat die Bundesverſamm⸗ 
lung die zweifellofe Befugniß wegen eintretenber Unzulänglichkeit 
ber polizeilichen und militairifchen Mittel der Stadt Frankfurt 
zur Wahrung ihrer Würde und Sicherheit vorübergehend eine 
militeirifche Befegung zu verfügen oder andere dem Zweck ent: 
fprechende Maßregeln zu treffen *). Wo ed aber auf definitive 
Regulirung des befondern Verhältniſſes Frankfurts zur Bundes⸗ 
verfammiung ankommt, wirb dieß rechtlich doch au nur im 
Wege der Vereinbarung gefchehen können 5). 


3) Dazu gehören befonbers Einrichtungen polizrilidher Natur, wie 
.3. B. die durch Beſchluß der B. 8. v. 6. Novbr. 1837 geforderte 
Anorbnung einer permanenten PolizeisDirection. Protoc. 
der B. ®. v. 1837 $. 351. 1838 8. 164. 8. 328. 8.363. — Ron 
einer Uebertragung ber Rechte des Reihserbmarfhallamtes 
am Sitze des Reichstages auf bie B. 8. kann Feine Rede fein. 


4) Hiervon bat bie Bundesverfammlung insbefondere nad) dem Atten⸗ 
tate v. 3. April 1833 durch Beſchluß v. 12. April deff. 3. Gebrauch 
gemadht. Zur Begutachtung ber hierauf bezüglidyen Frage von ben 
Befugniffen ber B. 8. wurbe von ihr, mit Rüdfiht auf Art. 28 
der Wiener Schlußacte, ein Ausſchuß niedergelegt. Gin umfaflender 
Vortrag beffelben erfolgte fchon in der 24 Sitzung bed Jahres 1837. 
Die B. 8. faßte den Beſchluß, Inſtruction einzuholen. (6. Septbr, 
1839.) Ron Seiten Frankfurts waren wieberbolte, befonbers 
fert 1838 dringender werbende Anträge geftellt worden, wegen Manz 
gels eines fortbauernden genügenden Brundes, bie in Sachfenhauſen 
caſernirte Beſahung (von den Mainzer Garnifonstruppen) wegzuzie⸗ 
ben. Vergl. Protoc. der B. 8. v. 1838 ©. 453. ©. 836. ©. 1012. 
1839 ©. 181. &. 614. 8.656 — Auch hat fidy der Senat aue= 
drücklich gegen einfeitige Feſtſezgungen verwahrt. Erklärung v. 9. 
April in ben Protocollen ber B. 8. v. 1840 ©. 164. Es machten 
fih aber bei ber Abflimmung verfchiedene Anfidhten Über ben An: 
fprudy ber 8. 8. auf Gewährung alles beffen, was ihre Sicherhfit 
und Würbe erheiſcht, fo wie ihr eigenes Recht auf Verfügungen ber 
deshalb erforderlihden Maßregeln geltend. Wergi. die Protoc. der 
B. 8. v. 1840 ©. 8. 61. 83. 128. 164. 181. 258. 313. 332. 

5) Dieb beweift, abgefehen von allgemeinern Gründen, völlig und zur 
Genlige Art. ZV der Wiener Schlußacte von 1820. 
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Zu den gleich bei Gonftituirung der Bundedverfammlung 
vereinbarten Beflimmungen 6) gehört: 1. Die Haltung "von zwei 
permanenten Schildwachen vor dem Eingang zum Bunbes: 
palaid. 2. Die Befugniß der Bunbesverfammlung (nicht der 
einzelnen Gefandten), in dazu geeigneten Fällen einzelnen Per: 
fonen Schutzbriefe für den Aufenthalt in Frankfurt zu erthei- 
len. 3. Die Verpflichtung der Stadt Frankfurt in Betreff der 
dafelbft erfcheinenden Zeitungen und periodilchen Blätter dafür 
zu forgen, daß die von der Bundescanzlei zum Einrüden einge: 
fandten oder fonft von ihr als officiell anerfannten Artikel mit der 
Aufſchrift »DOfficieller Artifel- verfehen werben. 4. Keine 
Behörde der Stadt kann fich amtlicher Weiſe an die Bundesver: 
fammlung oder eine einzelne Gefandtfchaft aus derfelben wenden, 
. fondern e8 fol für ſolche Anzeigen und Anträge eine eigene, nad) 
Art eincd Minifteriumd der auswärtigen Angelegenheiten fungi: 
rende, Senats-Commiſſion beflehen, an welche audı bie 
Rückäußerungen erfolgen. 


8. 259. ($. 231.) 
B. Der Bundestags: ©efandten. 


Bu den anerlannten Rechten !), welche ven Bundestags: 
Gefandten und den fie begleitenden gefandtfhaftlichen 
Perfonen 2) zuftehen, gehört Folgendes: 1. Die Wohnungen 


6) Bergl. bie Note v. 22. Detbr. 1816 Art. 1. II. III. No. 3. 

I) S. die angef. Note der B. B. an den Frankfurter Senat v. 22. 
Dctbr. 1816 Art. IT. 

32) Damit in Anfehung der Frage, ob eine Perfon zum geſandtſchaft⸗ 
lihen Gefolge gehöre, Leine Ungewißheit entflebe, find bie Bun: 
destags⸗Geſandten verpflichtet, der beſtellten Senats⸗Tommiſſſon ein 
Verzeichniß jener Perfonen, fo wie ihrer Kamilienglieder und Dies 

e nerfchhaften beiderlei Geſchlechts einzureichen und fie von ben eintre: 
tenden Veränderungen zu benachrichtigen. Auf den «in andern Fäl: 
len» (vielleiht in Weslar ober Regensburg?) flatt gefundenen Ge⸗ 
brauch, auch andern nicht zur Geſandtſchaft gehörenden Unterthanen 
ihrer Souveraine ober Fremden Schupbriefe zu ertheilen, haben bie 
Befanbten verzichtet und wollen auch den in ihren Dienflen ſtehen⸗ 
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geſandtſchaftlicher Perfonen genießen die völlige Erterritorta- 
lität, aber kein Aſylrecht für fremde Perfonen. 2. Die Se: 
fandten und gefandtfchaftlichen Perfonen, nebft ihren Familien 
und Dienerfchaft, find von aller ſtädtiſchen Zurisdiction, mithin 
von aller Civil⸗, Criminal: und polizeilichen Gerichtsbarkeit der 
Stadt Frankfurt befreit. Diefe Befreiung erſtreckt ſich auch auf bie 
Obfignation bei Sterbefällen 3). 3. Wird ein zur Dienerfchaft 
eines Geſandten gehörended Individuum polizeilich verhaftet, fo 
muß ed nad) erfolgter Nachweilung diefer Eigenfchaft, dem Ge: 
fandten überliefert werben. Diefer ann dann entweder bie ans 
geichuldigte Perfon des Dienftes entlaſſen und ber Frankfurter 
Behörde zur Unterfuchung übergeben, oder hat dafür zu forgen, 
baß diefelbe von der competenten Behörde zur Unterfuchung ge: 
zogen und wenn fie fchuldig befunden wird, beftraft und zur 
Genugthuung angehalten werde. A. Eine Hausſuchung in der 
Wohnung eined Bundestags⸗Geſandten kann überall nur in drin: 
genden dazu geeigneten Griminalfällen, und zwar erft nach vor: 
gängiger Anzeige und Genehmigung bed Gefandten, in feiner 
oder feined Stellvertreter Gegenwart, vorgenommen werben. 5. 
Die Bundestags-Geſandten haben für ſich und für alle ihrer 
Sefandtfhaft angehdrenden Perfonen bad Privilegium gänzlicher 
Befreiung von lädtifhen Steuern und Abgaben aller 
Art Y, indbefondere von Sperr⸗ und Chauffeegeldern und von 


ben Perfonen nicht geftatten, Handwerks⸗Arbeiten außerhalb der ge: 
fandtfchaftlihen Wohnung oder für andere zu einer Bundesgeſandt⸗ 
Schaft nicht gehörige Perfonen zu verfertigen. 

3) Vergl. oben Über bie Präfibialbefugniffe $. 248. 


% S. die angef. Erllärung v. 22. Dctbr. 1816 Art. IV. Wegen des 
Anfchiuffes der Stabt Frankfurt an den Zollverein, wurbe burd 
Beſchl. der B. V. v. 28. Aprıl 1836 (Protoc. $. 64) eine, den 
Grundfag der gefandtfchaftlidhen Zollbefreiung fekhaltende Verhand⸗ 
lung mit dem Genate der Stadt eingeleitet, um die nöthigen Sons 
trolmaßregeln zu verabreden. Die babei feflgeftellten Puncte enthält 
eine Note der dazu beauftragten Bundestags » Gommilfion v. 23. 
Novbr. 1838, welche in ber Antwortsnote des Brankfurter Geſand⸗ 
ten v. 29. Nobr. 1838 acceptirt und durch Beſchl. ber B. V. de 

Badariä’s Staatsrecht. Ir Mb. Ste Aufl. 43 
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Abgiften von allen Conſumtibilien und Mobilien, welche fie zu 
ihrem und der Shrigen. Gebrauch fommen laffen. Auch ſteht ih: 
nen dad Recht zu, von Fremden verfertigte Mobilten, felbft au: 
Gerhalb der Mefzeiten, zu dieſem Zwecke einführen zu laflen, 
unter der Verpflichtung, darüber die erforderlichen Certificate mit 
ihrer Unterfchrift und Siegel auszuftellen. Sie genießen ferner 
völlige Befreiung von aller Einquartierung und ihre Erben 
die Sreiheit vom Abzugsrecht, auch dann, wenn die Erbfchaft 
nad) einem, nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Staat ausge: 
führt werden fol. 6. Die Bundestags-Geſandten haben das 
Recht, den Unterthbanen ihrer Souveraind in allen den Fällen 
Päfſe zu ertheilen, oder felbige zu vifiren, in welchen nad 
anerkannten Srundfägen bed Völkerrechts dieſes Recht den an 
einem Staate accreditirten Gefandten zufteht. 7. Der Senat ber 
Stadt Frankfurt hat den Gefandten und ihrem Gefolge anflän: 
dige Plage in den Kirchen der verfchiedenen Confeſſionen ein: 
zuräumen. Auch ift den Gefandten das Recht auf die Mili— 
tairsEhrenbezeugungen vorbehalten 5). 

Die erwähnten gefandtfchaftlihen Vorrechte kommen allen 
Bundestags⸗Geſandten und zwar felbft auch denjenigen zu, wel: 
che zur Stadt Frankfurt in nexu civico ſtehen. Nur die Wer: 
hältniffe des jedesmaligen Bundestags = Gefandten der Stadt 
Frankfurt zu derfelben bleiben ihrer eigenen Beftimmung über: 
laffen 6). 


eod. dato ratifieirt wurden. (Protoc. ber B. V. v. 1838 $. 386. 
&. 1043 f.) Dabei iſt aud) ausdrücklich ausgeſprochen, daß ben 
Mitgliedern ber Militair- Commiffton ($. 231. No. 3), dem Bundes: 
canzleisDirector und den übrigen zur Bunbespräftdial:Ganzlei gebö- 
rigen Individuen bie bisher genoffene Zollbefreiung für bie Zukunft 


verbleibe. 
5) S. die angef. Erklär. v. 1816 Art. I. Art. VII. 
6, Erklär. der B. 2. v. 1816 Art. V. — Ueber die Rechte der bei 


der B. V. accreditirten fremden Gefandten f. unten $. 262 der er: 
ſten Aufl. 
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Dritter Titel. 
Von Den Bundesbefchlüfien. 
$. 259. (8. 235. 36.) 


IJ. Entftebung ber Bundeöbefchküffe. 


A. Allgemeine Regeln. 
Klüber, Öffentl. Recht 4. 123. — Vergl. audy A. Dörr, in der Zeitſchr. 


f. deutſch. R. 8b. VI. ©. 243 f. — Arhiv f. das öffentl. Recht 
bes deut. Bunbes Hft. I. &. 65 f. 


l. »Der Sefammtwille ded Bundes wird durch verfaf: 
fungsmäßige Beſchlüſſe der Bundesverfammlung ausgefpro: 
hen; verfafiungsmäßig aber find diejenigen Beſchlüſſe, die inner: 
halb der Gränzen der Competenz der Bunbeöverfammlung, 
nach vorgängiger Berathung, durch freie Abflimmung ent: 
“ weder im engern Rathe oder im Plenum, gefaßt werben, je 
nahdem dad Eine oder das Andere durch die grundgeleglichen 
Beftimmungen vorgefchrieben ift«“ 1). 

N. Die Wiener Schlußacte Art. 11 ſtellt den, ach aus 
einer Bergleichung der Beflimmungen der deutfchen Bundesacte 
Art. 4—7 fich rechtfertigenden, allgemeinen Sab anf: „In der 
Regel faßt die Bundesverfammlung die zur Beforgung ber ge: 
meinfamen Angelegenheiten ded Bundes erforderlihen Beſchlüſſe 
im engern Rathe 2) nah abfoluter Stimmenmehrheit.“ 


1) Worte des Art. 10 der Wiener Schlußacte. — Bon ber Form 
der Berathung und Abftimmung und vom Unterfchied zwiſchen 
dem engern Rath und dem Plenum der B. 8. ift fchon gehan⸗ 
delt (5.249 f.). Die Lehre von ber Gompetenz der B. ®. bildet 
ben Gegenftand bes dritten Kapitele. Hier ift daher nur näher zu 
erörtern, welche Begenftändbe vor den engern Rath oder bas 
Plenum gehören und über welche nur mit Stimmeneinhellig: 
keit, beziehungsweife nicht mit Stimmenmehrheit ein Bes 
ſchluß gefaßt werden kann. 

2, Die Wiener Songreßacte Art. 59 nennt daher auch den engern Rath 
die assembl&e ordinaire, im Gegenfa& zur assembl&e generale 
(dem Plenum der B. 3.). 

43* 
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Weiter wird gefagt: „Diefe Form der Beichlußfaflung findet in 
allen Fällen flatt, wo bereits feftfiehende allgemeine 
Grundfäge in Anwendung oda befdhloffene Gefege und 
Einrihtungen zur Ausführung 3) zu bringen find, 
überhaupt *) aber bei allen: Berathungd-Gegenfländen, weldye die 
Bundesacte oder fpätere Beſchlüſſe nicht beflimmt bavon ausge: 
nommen baben.« 

I. „Iſt in einzelnen Fällen die Frage, ob ein Segenfland 
vor dad Plenum gehört, zweifelhaft, fo fleht die Entfcheidung 


3) Die „Ausführung“ flieht hier ber „Annahme (Errichtung oder 
Aufflelung) neuer Grunbfäge oder Geſetze im Sinne des Art. 7 der 
Bunbesacte gegenüber. — Cine völlige Verdrehung ober Entſtel⸗ 
lung bes bundesrechtlicdhen Prinzips ift es, wenn (von v. Linde) in 
dem angef. Archiv für das öff. Recht bes deutſch. Bundes behauptet 
wird: In den Beflimmungen der Bundesacte (Art. 6. 7) und der 
Wiener Schlußacte Art. 10—15 liege der für einen Berein ſelbſt⸗ 
fändiger Stauten zu einem gemeinfchaftlicdyen Zwecke „fich als unab⸗ 
weisbar herausftellende» (1!) Srunbfag anerfannt, „daß wo für bie 
Vereinszwecke etwas nothwendig gefchehen müffe, die Mehrheit 
zu entfcheiden habe, was gefcheben folle, daß hingegen wo eine Schluß: 
faffung zwar als wünſchenswerth erfcheinen ‚möge, aber ohne 
Aufhebung ber Bereinszwede unterbleiben könne, Einhelligkeit 
für die Befchlußfaffung erforderlich feiz« wovon dann der Art. LI der 
Wiener Schlußacte nur eine Gonfequenz fein fol. — Diefe ganz 
borrible, dem Wefen eines Vereins felbfiftändiger Staaten ſchnur⸗ 
ſtracks widerfpredhende Behauptung, durch weldye einem heile der 
Bundesglieber das jus eminens über ben anbern Theil beigelegt 
wird, ift integeivenber Beſtandtheil ber Rechtfertigung der bundes⸗ 
rechtlich monftröfen „Plenar s Berfammlung« v. 1850 und erhält bas 
durch ihre genägende Erklärung. &. übrigens unten Ro. V. und 
Note 15 u. 16. 

4) Dieb „Überhaupt und was darauf folgt, hat feine Bedenken. Denn 
es ift Bar, daß bie entfcheibenbe Regel im vorhergehenden Satze 
ausgeſprochen ift, bie Frage aber, ob ein Gegenſtand wirklich fchon 
in der Bundesacte oder fpäter beflimmt von der regelmäßigen Be⸗ 
flußfaffung ausgenommen iſt, nur von fecundärer Webeutung fein 
fann. Außerdem würben bie beiden Säge unvermeidlich in Wider⸗ 
ſpruch mit einander treten. 
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berfelben dem engern Rathe zu« >). Dieß beflimmt die Bun⸗ 
bedacte Art. 7 und die Wiener Schlußacte Art. 12 ausdrücklich. 
In ähnlicher Weile ift aber auch über die Damit verwandte, je: 
doch unentfchieden gelaflene, Trage zu entfcheiden, was Rechtens 
fei, wenn in der Bundesverſammlung Zweifel darüber entficht, 
ob ein Gegenfland zu denjenigen gehöre, welche nur durch Stim⸗ 
meneinheit zu enticheiden find? — d. h. zur Entfcheidung über 
diefe-Vorfrage muß Stimmenmehrheit genügen. Denn ber 
biergegen geltend gemachte Grund, daß die Mehrheit, welche den 
Beſchluß faffen wolle, wohl immer bie rechtliche Möglichkeit ihn 
nach Mehrheit zu faflen behaupten und dadurch ben Art. 7 ber 
Bundedacte felbft in der That aufheben würde 6), — ein Grund, 
welcher nur von einem mößlichen Mißbrauch entlehnt ifl, — wird 
durch den gleichartigen Gegengrund volftändig aufgewogen, daß 
fih ein jedes Bundedglied durch die bloße Behauptung der er: 
forderlihen Stimmeneinhelligkeit, (3. 3. unter dem faft überall 
anwenbbaren Vorwand, ed fei hier ein jus singulorum in Frage,) 
allen gefeglihen Bundesbeſchlüſſen entziehen und die Thätigkeit 
bes Bundes lähmen Pönnte 7). Nicht zu’ verwechfeln hiermit ift 


5) Diefe Frage denkt man fi gewöhnlid als Vorfrage (question 
pr&slable). Sie Tann aber audy nachtraglich aufgeworfen werben, 
wenn ein im engern Rath, obne Entſcheidung über biefe (Bors) 
Frage, gefaßter Beſchluß deshalb formell angefochten wird, weil er 
in pleno habe zur Abflimmung kommen müffen. 

6, Rudhart, das Necht des deutfhen Bundes. ©. 44. 

7) Für bie Zuläffigkeit der Entſcheidung jener Vorfrage durch 
Stimmenmehrheit fpridht* pofitio: 1. bie bderfelben überhaupt 
zur Geite flebende Bermuthbung und bie fo nahe liegende Ana⸗ 
logie bes Art. 7 der Bundesacte und des Art. 12 der Schlußacte; 
2. daß über die Frage, ob Stimmenmehrheit genüge oder nicht, nur 
„bereits feſtſtehende allgemeine Grundfäge zur Anwendung zu brins 
gen find, was nad Art. 11 der Wiener Schlußacte durch Stimmen 
mehrheit gefchieht. Berg. das, fich in dieſer Hinſicht freilich aud) 
nicht deutlich ausfprechende, dur Stimmenmehrheit als pros 
viforifh angenommene, Commiſſions⸗SGutachten Aber Ent; 
ſcheidung derjenigen Gegenflände, worüber nad dem Art. 7 ber 
Bundesacte, als Ausnahme von der Regel ein Befchluß durch Stim⸗ 
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8 Yole B. 

m, miunbrauche Art. 7, „Mo es auf Annahme oder Abänderung 
her Gyrundbgeſehe ankommt, kann weder in der engern Berfamms 
nun Mor Im Pleno ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit er: 
felnen de womit auch bie (Heichäftsorbn. v. 14. Novbr. 1816 Abfchn. 
to neıhln „Mo eo Indef« Ubereinſtimmt. 
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helligkeit fammtlicher Bundesglieder, hier nur übereinftim: 
mendes Votum aller 17 Stimmen gefordert wird 11), — ein Un: 
terichied, deſſen Bedeutung freilich höchſt felten in Frage kommen 
wird 12), Bon der Entfcheidbung über materielle Bor: und 
Hauptfragen ift indeß die Worbereitung ihrer Entfcheidung 
und dad was zur Audführung ded Beichloffenen gehört, zu 
unterfcheiden. Dergleihen vorbereitende und ausführende 
Beſchlüſſe können auch mit bloßer Stimmenmehrheit im en» 
gern Rathe gefaßt werben 13). Denn die Grundgefege verlangen 
bie Stimmeneinhelligfeit nur zur Annahme der neuen Einrichs 
tung oder Abänderung des Beftehenden 1%). ; 





® 

11) Hierbei können einzelne Bundesglieder in den f. 9. Sefammtflimmen 
(12—17) überflimmt fein, und es Tann alfo bier Stimmeneins 
heit vorliegen, obwohl es an ber Zeftimmung fämmtlidher Bun: 
desglieder fehlt. Auf Fälle, wo es ſich um jura singulorum handelt 
(Wiener Schlußacte Art. 15), findet dieß aber feine Anwendung, weil 
bier "ohne freie Auftimmung ſämmtlicher Betheiligten kein 
diefeiben bindender Beſchluß gefaßt werden kann.“ — Auch werden, 
wie fi) ganz von felbft verfieht, Mitglieder einer f. g. Curie nicht 
behindert, ihre abweichende Anſicht bei ber Vorbereitung des Be⸗ 
fhiuffes im engern Rathe darzulegen. 

12) Weil faſt alle Begenftände, Über weldhe nur mit Stimmeneinheit 
ein Beſchluß gefaßt werben kann, durch die Grundgefege auch bem 
Plenum zur Entſcheidung zugewiefen find. Cine Ausnahme hiervon 
machen von den in der Bundesacte u. Schlußacte ausdrücklich her⸗ 
vorgehobenen Gegenftänden nur die Religions=s Angelegenheis 
ten. Jura singulorum aber fordern überhaupt nicht Stimmeneins 

» Helligkeit, fondern nur Zuftimmung fämmtlicher Betheiligten. 

13, A. M. auch bier Rudhart a. a. D. S. 43. ©. dageg. bie Stelle 
der Note 105 und Wiener Schlußacte Art. 12, welche alle vor: 
bereitenden Beichlüffe ausdbrüdlich dem engern Rathe zuweift, u. 
im Art. 13 nur bei der definitiven Abflimmung u. bei ber Art. 
14 erwähnten Borfrage Stimmeneinhelligkeit fordert. 

4) Wiener Schlußacte Art. 11 oben Rote 3. Vorausgeſedht wird aber, 

daß es ſich bei der f. 9. Ausführung von etwas Beftehenbem 

oder Befchloffenem, nicht um Wobdification oder Erweites 
rung beflelben, oder Anwendung auf einen ganz andern Fall 
mit neuen Normen, handelt. So wurde 3. B. ganz richtig über den 
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V. Bei allen, bie, Entſcheidung durch Stimmenein hel⸗ 
ligkeit grundgeſetzlich fordernden Gegenſtänden, wie z. B. auch 
bei neuen organiſchen Einrichtungen, muß der Widerſpruch 
der Minorität, ſollte ed auch im Plenum nur ein einzelnes 
Bundesglied fein, die Ausführung ber Sache als Maß— 
regel oder Einrihtung ded Bundes hindern, und zwar 
auch dann, wenn die Majorität der Anfiht iſt, daB die Ein⸗ 
richtung für die Erfüllung ber Bundeszwecke nothwendig fei 18). 
Sn fo fern es fih aber niht um eine, bie Rechtsſphäre des 
Bundes felbft betreffende, Einrichtung handelt, wie es 3. B. bei 
eines Gompetenz= Erweiterung der Fall fein würbe, fondern um 
eine ſolche Einrihtung, welche auch von den einzelnen Bundes⸗ 
gliedern ohne den Bund getroffen werden Tann, bleibt es ben 


Anſchluß Heffen« Homburgs an bie 16 Curie im engern Nathe 
entfchieden. Protoe. ber B. 8. v. 1838 &. 305. Dagegen war bie 
Anwendung bed WBunbesfchiedsgerichts auf Beſchwerden der Media⸗ 
tifirten (unten $. 259 ber 1. Aufl.) wohl kein Gegenſtand, über wels 
chen durch Stimmenmehrheit im engern Rathe hätte Beſchluß gefaßt 
werben .tönnen (cf. $. 257 a. &.). 

15) In ben Wiener WMinifterial s Gonferenzen (Gonferenz s Protoc. No. 
XXI v. 19. April 1820, nad Klüber, Öffentl. R. 5.128. Rote a) 
fol der Raffauifche Bevollmächtigte den Antrag geflellt haben, daß 
bei ben Gegenftänden der bezeichneten Art (Art. 13 ber Wiener 
Schlußacte) Stimmeneinhelligleit nur in fo fern für notbs 
wenbig erklärt werde, als von ben barüber zu faffenden Befchläffen 
nicht ber Kortbeftandb bes Bundes abhängig fei. — Klar if, 
daß die Annahme biefes Vorſchlages die grundgeſetzliche Vorſchrift 
von ber nothwendigen Stimmeneinheit ganz zu einer ifluforifchen 
gemacht und die Natur des Bundes felbft wefentlidy geändert haben 
würde. Daß die Annahme nicht erfolgte, gebt aus Art. 13 der 
Wiener Schlußacte felbft zur Genüge hervor (f. bie folg. Note). 
Uebrigene laufen auch bie Vorſchläge des Gommiffionsgutadhtens v. 
29. Juli 1819 (unter der in Note 9 angeführten Rubrik) auf ein, 
dem Antrag des NRaffauifhen Bevollmächtigten ähnliches, Nefultat 
hinaus und beruhen zum Theil auf fpisfindigen Unterfcheibangen, 
durch welde die fchwierige Frage nidyt befriedigend gelöſt werben 
tonnte. S. diefe Borfchläge der Commiſſion in v. Meyer’s Staats 
acten Th. I. ©. 117. 118. 
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in der Majorität Stimmenden natürlich unbenommen, die Sache 
als Einzelne zur Ausführung zu bringen, wenn fie dadurch 
nicht mit beftehenden Srundgefeken und organifchen Einrichtun: 
gen bed Bundes in Widerfpruch gerathen. Andrer Seits darf 
aber auch die Minorität nicht bloß einen einfachen Widerfpruch 
entgegen ſetzen, fondern ift verpflichtet, die die Ablehnung bes 
flimmenden ®rünbe in jebem Falle darzulegen 19). 


$. 260. ($. 237.) 


WB. Snöbefondere: GBegenftänbe, welche vor dad Plenum 
der Bundedverfammlung gehören, fo wie foldhe, Über welche 
fein Beſchluß Dur Stimmenmehrheit ftattfindet. 


v. Drei, Beiträge S. 233—40. Klüber öff. Recht $. 123 f. 


I. Nah den Beftimmungen der Bundedacte und Wiener 
Schlußacte find folgende Gegenftände in dad Plenum !) ber 
Bundesverfammlung zur definitiven (im engern Rathe gehörig 
vorbereiteten) Abflimmung zu bringen: 

1. bie Abfaffung und Abänderung von Grundge: 
fegen bes Bundes und Befchlüffe, weldhe die Bundesacte 
ſelbſt betreffen. 

2. Organiſche Bundes-Einrichtungen und gemein: 
nügige Anordnungen fonftiger Art 2). 


16) Wiener Schiußacte Art. 13. Jedoch kann eine definitive Abftims 
mung über Gegenſtände biefer Art“ (d. h. ſolche, Über welche kein 
Majoritäts⸗Beſchluß flatt findet) „nur nad) genauer Prüfung und 
Erörterung ber den WBiderſpruch einzelner Bundesglieber bes 
ftimmenden Gründe, beren Darlegung in feinem Kalle vers 
weigert werden barf, erfolgen.“ 

1) Zu bemerken ift bier, daß der in den Grunbgefegen mehrfach vors 
tommenbe Ausbrud „die Geſammtheit bes Bundes- ober „ber Buns 
desglieder⸗ Feineswegs nothwendig auf das Plenum deutet. Denn 
auch im engern Rathe ift die Befammtheit der Bundesglieber reprä⸗ 
feutirt. Allerdings bebeutet er aber (ebenfo wie „Zuflimmung ber 
Gefammtheit«) fo viel als Stimmeneinhelligkeit. ©. z. 8. 
Wiener Schlußacte Art. 4. 6. 16. 

2) WBundssacte Art. 6. „WBo es auf Abfaffung und Abänderung von 
Grundgefegen des Bunbes, auf Veichlüffe, welche die Bundesacte 
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3. Kriegserflärung und Frkedensſchluß-Beſtätigung 
von Seiten ded Bundes. 

4 Aufnahme eined neuen Mitglieds in den Bund 3), 
welchem die Aufnahme neuer Beſtandtheile des Bundesgebietes 
durch Einverleibung bisher nicht dazu gehöriger Ränder eines 
Bundesgliedes vollig gleich fleht 9. 

ll. Die Bundedacte Art. 7 fagt: „Wo ed auf Annahme 
oder Abänderung der Grundgefege 5), auf organifdhe 
Bundedeinrichtungen, auf jura singulorum oder Reli: 
giond= Angelegenheiten antommt, Tann, weder in der en: 
gern VBerfammlung noch im Pleno, ein Befhluß durd 
Stimmenmehrheit 6) gefaßt werben.“ Auch die Wiener 


—— on — — — —— 


ſelbſt betreffen, auf organiſche Bundeseinrichtungen und auf gemein⸗ 
nützige Anordnungen ſonſtiger Art ankommt, bildet ſich die Verſamm⸗ 
lung zu einem Plenum. 

3) Wiener Schlußacte Art. 12. „Nur in den in der Bunbesacte aus⸗ 
brüdlich bezeichneten Fällen, und, wo es auf eine Kriegserklärung, 
oder Briedengfchluß » Beftätigung von Seiten bes Bundes antommt, 
wie aud), wenn Über die Aufnahme eines neuen Mitglieds 
in den Bunb entfchieden werben foll, bildet fich die Berfammiung 
zu einem Plenum. 

4 Dafür, daß Einftimmigkleit gefordert werbe, fpricht Art. 6 der Wie: 
ner Scylußacte, wonad alle Veränderungen "in dem gegenwär: 
tigen Befisftand der Bunbesglieder nur mit Zuflimmung der Ges 
fammtheit das Verhältnig zum Bunde ändern können; ferner auch 
die Analogie von Art. 16 daf. 

5) Aufbebung ber für alle Verfaffungs s Aenderungen erforderlichen 
Unanimität beantragte am 16. Mai 1848 Braunſchweig in der 
Bundesverfammlung. DB. Protoc. $. 505. S. 605. (Dabei auch An: 
trag auf Aufhebung ber Beſtimmung, daß Gegenftände, Über welche 
im Plenum zu befchließen ift, zuvor im engern Rathe vorzubereiten 
feien.) 

86) Daß der Ausdruck der Bundesacte im Art. 7 „Kein Beſchluß nach 
Stimmenmehrheit» nicht für alle dabei erwähnten Zälle fo viel wie 
„Stimmeneinheit⸗ bedeutet, ergiebt ſich beſonders aus der bie jura 
singulorum betreffenden beſondern Beſtimmung der Wiener Schluß⸗ 
acte Art. 15. Denn hiernach follen dergleichen Befchläffe nur „nicht 
ohne freie Zuſtimmung fämmtlicher Betheiligten“ auf 
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Schlußacte (Art. 13) fchließt in denſelben Fällen die Befchlußfafe 
fung nah Stimmenmehrheit aus 7), fordert aber außerdem die 
ausdrückliche Zuſtimmung der Geſammtheit der Bunbesglieder: 
I. wenn eine Beränderung in dem gegenwärtigen Beſitz ſt an⸗ 
de der Bundesglieder Weränderungen in den Fechten und 
Pflichten berfelben in Bezug auf den Bund bewirken follen. 
2. Zur freiwilligen Abtretung der, auf einem Bundesgebiete 
baftenden, SouverainetätösRechte an einen Nichtverbündes 
ten 8). 3. Wenn es fich fragt, ob demjenigen Bunbesglied, 
weiches durch Erbfolge in die Beſitzungen eines andern fouverai: 
nen beutfchen Hauſes fuccedirt, die auf bemfelben haftende 
Stimme im Pleno der B. V. beigrlegt werben foll 9). Auch 
gedenkt fie noch fchließlich (Art. 64) A. der gemeinnügigen 
Anordnungen ald eined Gegenftanded, wobei die zur Vollfüh⸗ 
rung erforderlichen Mittel, unter Auöfchließung eines nach Stim- 
menmehrheit gefaßten Befchluffes, durch freiwillige Verein: 


bindende Weiſe gefaßt werden können. Damit ift aber nicht gefagt, 
daß aud bie Richtbetheiligten fämmtlich einwiliigen müßten. 
Sondern in Beziehung auf diefe genügt bie Stimmenmehrheit, wenn 
nicht aus einem andern Grunde, 3. B. wegeh concurrirender Abäns 
derung eines Grundgeſetzes, Stimmeneinheit erforderlich iſt. Vergl. 
Klüber's Acten bes Wiener Gongr. II. S. 497 f. Frühere Ent: 
würfe, welche fidy mehr auf der Linie des Bundesflaats hielten, laſ⸗ 
fen Alles auch im. Plenum ober gefeggebenben Rath nad Stimmen: 
mehrheit entfcheiden. Vergl. 3. B. den v. Marfchall’fchen Ent: 
wurf in Stein’s Leben v. Pert Bd. IV. ©. 676. 678. 

2) Daß hier im Art. 13 der Wiener Schlußacte Stimmeneingellig: 
Leit für die daſelbſt erwähnten Källe gefordert werden follte, bürfte 
nicht in Zweifel zu ziehen fein, wenn man ben ganzen Zuſammen⸗ 
hang mit den frühern Artikeln, den Vebergang zu ber befondern 
Beftimmung über organiſche Einrichtungen im Art. 14, die Commiſ- 
fions- Gutachten vom Juli 1819 (0. Meyer’s Staatsacten II. ©. 
112 f. und unten $. 261. Note 5) und bie Verhandlungen ber Wie: 
ner Gonferenzen über autbentifche Auslegung erwägt. 

8) Beide Fälle (1 u. 2) f. in der Wiener Schlußacte Art. 6. Vergl. 
auch oben $. 246. No. IH. W. 

9) Wiener Schlußacte Act. 16. Oben $. 216. Ro. IV. 
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barung unter fänmtliden Bundesgliedern m. werden 
müſſen 19). 


m. Zur nähern Beflimmung der zur Entſcheidung vor das 


Plenum gehörigen, fo wie der der Beſchlußfaſſung nah Stim⸗ 
menmehrheit entzogenen, Gegenflände gehört: 


A. die Erörterung ber Frage, was unter Srundgefegen 


und organifhen Einrihtungen des Bundes und was 
unter gemeinnügigen Anordnungen zu verfiehen ſei? — 
Nach dem Commiſſions⸗Gutachten vom 29. Juli 1819 11) find 


l. 


10) 


1) 


SGrundgefege bes Bundes diejenigen vertragsmä- 
Bigen Beflimmungen, welche bie Errichtung bed Bundes, 
den Verein feiner Glieder, die Feſtſetzung feines Zweckes, 
fo wie ber Rechte der Geſammtheit, der Theilnahme der 
einzelnen Bunbeöglieber an deren Ausübung, ber Ber: 
pflihtungen berfelben gegen den Bund und der Verbind⸗ 
lichkeiten diefeß gegen fie, endlich des Rechts, die Bun: 
dedangelegenheiten zu beforgen, oder mit einem Worte 
die Bundesverfaffung betreffen. 

DOrganifhe Einrichtungen find die zur Erreichung 
bed Bundeszweckes, zur Ausübung der Bundesrechte, zur 


Die Bunbesacte erwähnt bie gemeinnägigen Anorbnungen nur unter 
den vor bad Plenum gehörigen Begenftänden (Art. 6) und nicht 
unter den Fällen bed Art. 7. Die Wiener Gchlußacte Art. 64 fagt 
aber: „Menn Vorſchläge zu gemeinnägigen Anorbnungen , beren 
Zweck nur buch die zufammenwirtende Theilnahme aller Bundes⸗ 
ftaaten vollftändig erreicht werden kann, von einzelnen Bundesglie⸗ 
bern an bie Bunbesverfammlung gebracht werben, und dieſe ſich von 
der Zweckmäßigkeit und Ausführbarleit ſolcher Vorſchläge 
im Allgemeinen überzeugt, fo liegt ihre ob, die Mittel zur Boll⸗ 
führung in forgfältige Erwägung zu ziehen und ihr anhaltendes 
Beftrebden dahin zu richten, die zu bem Ende erfordberlide 
freiwillige Bereinbarung unter ben fämmtlidyen Bundes: 
gliedern zu bewirken.“ 

Bei v. Meyer, Etaatsacten Th. II. S. 113. Der Antrag Wür⸗ 
tembergs in den Wiener Minifterials Gonferenzen v. 1820, der 
Sihlußacte eine Definition von „Grundgeſet⸗ einzuperleiben, fand 
feine Beiftimmung. Klüber, öffentl. Recht $. 55. Note a. 











12) 


13) 
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Befergung der Bundesangelegenheiten nothwendigen An: 


-ftalten und Mittel, oder, wie die Wiener Schluß: 


aete Art. 13 definirt: „bleibende Anftalten als Mit: 
tel zur Erfüllung der ausgeſprochenen Bundes—⸗ 
zwede 12)» Sie beißen vorganifch-, weil burdy fie der 
Bunbeslörper gleihfam die Werkzeuge erhält, durch wel: 
che er feine Thätigkeit zu äußern in den Stand gefeht 
wird. Beſchlüſſe, welche dergleichen organiſche Einrich: 
tungen betreffen, tönnen auch den Grunbgefegen bei- 
gezählt werden; eine nähere Feſtſtellung des Unterſchieds 
ift aber überflüffig, weil beide ber Entfcheibung des en- 
gern Raths und durch Stimmenmehrheit auf gleiche Weife 
entzogen find 13). 

As gemeinnügige Anordnungen müflen, im Gegen: 
fa& zu den Gegenfländen der Grundgefege und organi: 
fhen @inrichtungen bes Bundes, Beſchlüſſe über ſolche 
Gegenſtände bezeichnet werden, welde, obne an fid 
in die Sphäre ded Bundes zu fallen, zum allgemeinen 
Nutzen von ganz Deutfchland gereichen, indem fie gewille 


Dffenbar gehörten dazu auh bie Carlsbader Beſchlüſſe, welche 
aber die Bundesverfammi. im engern Rath per acclamalionem, — 
jedenfalls gegen die KBorfchriften der Gefhäftsoren. v. 14. Novbr. 
1816, annahm. — Man bezeichnete fie aber ale proviforifch, viel⸗ 
leicht weil man meinte, dadurch bie Beſtimmung der B. A. zu um: 
geben. Mit bemfelben Rechte hätte man ſich audy über etwa mans 
geinde Ginftimmigleit hinwegſezen können, und wahrfdeinlidy hätte 
man bieß in Grmangelung berfelben nach Beil. E,. No. 4 zum 5. 
Carlsbader Konf. Protoc. (Welder, wid. Url. &. 216) aud ge: 
than. 


Das erwähnte Gommilfionss Gutachten v. 1819 -fügt ben gegebenen 
Definitionen noch bie Bemerkung hinzu: „Wollte man nun, im Ge⸗ 
genfag von Grundgeſetzen, die übrigen Bundesgefege näher bezeich: 
nen; fo ifl es einleuchtend,, baß hier in Weziehung auf bie Gegen⸗ 
fände nur eine negative Beſchreibung möglih wäre, und daß 
man eigentlidh als Geſetze des Bundes, bie nicht Grundgeſetze find, 
diejenigen Beſchlüſſe anzufehen Hat, weldye nad) ber Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt werben können.“ 
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materielle oder geiftige Intereſſen der Gefammtheit der 
Bundesftaaten oder des deutfchen Volkes betreffen 4). 

B. Ueber die Frage, was unter dem Ausdrud der Bundes: 
acte Art. 7 „jura singulorum“ begriffen werde? giebt die 
Wiener Schlußacte Art. 15 die Erläuterung, es feien darunter 
die Fälle begriffen, „wo die Bundesglieder nidht in ihrer 
vertragäsmäßigen Einheit, fondern ald einzelne, felbft: 
ftändige und unabhängige Staaten erfcheinen.« Gleidkge: 
ftelt wird der Fall 15), »oder wo einzelnen Bundedgliedern eine 
befondere, nicht in den gemeinfamen Berpflihtungen 
Aller begriffene Leiſtung oder VBermwilligung für den 
Bund zugemuthet werben foll 16),- in fo fern auch hierbei bie 


14) Bierüber bat fi) das Kommiffiond- Gutachten nicht ausgefpredyen. 
Einen Anhaltspuntt für bie Begriffsbeſtimmung gewährt aber der 
Art. 64 der Wiener Schlußacte. — Gewiffe gemeinnügige Anort- 
nungen bat fchon bie beutfche Bundesacte ın ihren »befondern Be: 
flimmungen«“ getroffen (Art. 12. 13 u. 18), für anbere aber bie 
Gompetenz der B. 8. anerkannt und bie nähere Feſtſtellung berfet: 
ben vorbehalten. Art. 18. Lit. b. 2. Lit. d. u. Art. 19. 

15) Das „oder wo einzelnen« 2c. foll nämlich offenbar nicht eine anbere 
Definition einleiten, fondern einen andern in dem Vorherigen nicht 
begriffenen Fall anzeigen. Dieß ergiebt fit) auch aus dem Butadı- 
ten der Commiſſion v. 1819 (Note 16), wo die Eingriffe in Recte 
ter Einzelnen und bie Zumuthung von, bie gemeine Bundespflicht 
überfteigenden, Leiftungen gefdieden werben. So wäre 3.8. Die: 
pofition über das Zollrecht eines Staats umter die erfle, Forderung 
der Stellung eines die matrieularmäßige Anlage Üüberfleigenden Con— 
tingents oter Geldpräſtandums unter die zweite Definition zu ftel: 
len; oder auch Belaftung eines Bunbesftaats mit einer Bundesfe⸗ 
ftung ale Eervitut ein Kal der erften, die befondere Verpflichtung 
zur Beſatzung ein Fall der zweiten Art. 

16) Die bundesredhtliche Trage über die Bedeutung bes Ausdrucks 
‚Jura singulorum,“ ift gewiffermaßen eine Erneuerung und Fort: 
ſezung der reiherechtlichen Gontroverfe über den Sinn ber Be: 
flimmung bes weftphälifchen Friedens (Instr. pac. Osnabr. Art. V. $. 
525 oben Th. I. ©. 115), wonad) in der Reichsverſammlung „in 
causis religionis. omnibusque aliis negotiis, ubi Status 
tanquam unum corpus considerari nequeunt,“ bie voto- 
rum pluralitas nicht attentirt werden follte. (Vergl. die Literatur 
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über diefe Frage bei Pütter, Lit. des Staater. Th. II. S. 219 f. 
Klüber’s Fortſetz. $. 1035. Häherlin’s Handt. Th. I. S. 585. 
geift, Staater. $. 85.) Diefe Beftimmung fcheint bei der Abfaſ— 
fung der Bundesacte vorgefchwebt zu haben, worauf audh bie in un- 
mittelbarer Verbindung erwähnten „Religions: Angelegenheiten“ bin 
beuten. Der Unbeflimmtheit des Ausbruds jura singulorum war 
man ſich ſchon bei Abfaffung ber Bunbesacte bewußt, man gieng 
aber über eine nähere Definition hinweg. Vergl. Klüber’s Acten 
des Wiener Congr. Bd. II. ©. 497 Bei ber Bundesverfammlung 
fab man bie Nothwendigkeit einer nähern Beſtimmung bald ein, und 
das Sommiffionsgutadhten v. 29. Zul. I819 Tieß ficy daher auch auf 
eine „Beftftellung ber jura singulorum“ ein. (Abgebr. in v. Mey⸗ 
er’s Staatsacten Th. I. S 118 f.) Es erklärt, mes fey nicht zu 
bezweifeln, daß dahin alle diejenigen (Rechte) gehören, in Anfehung 
deren bie Uebernahme einer Verpflichtung gegen ben Bund, weder 
aus dem Grundvertrag, noch aus andern Bundesgeſetzen nachgewie⸗ 
fen werden könne.“ Die Beflimmung ber Bundesacte bezwedte, „daß 
feinem einzelnen Bundesgliede durch die Stimmenmehrheit und ohne 
feine freie Einwilligung etwas folle aufgelegt werben, was nicht 
Alle zugleidh und verbältnißmäßig in gleicher Art Übernehmen.« 
Weiter wird bemerkt: „Won dem, was man jura singulorum nenne, 
feyen "die woblerworbenen Rechte weſentlich verfchieden und 
hinſichtlich ihrer die Beſtimmung der Bundesacte eigentlid, überflüfs 
- fig. Was aber die hiervon zu unterfcheidenden jura singulorum bes 
treffe, fo könne man als Norm der Beurtheilung annehmen: a. „In 
alten Rechten und Befugniffen, welche ben Staaten außer ihrem 
Verhältniß zum Bunde aus andern Beziehungen zuftehen, und 
die mit demfelben nicht in Widerſpruch find, Tönnen fie unftreitig 
nur wie Einzelne betrachtet unb gleihfam über die Gränze des 
Bundes hinaus nicht gehalten feyn.« b. Bei Leiftungen der Bun⸗ 
desglieder als foldher für Bundeszwecke, komme das Recht des Eins 
zelnen nur in fo fern in Frage, ale er fich Über eine, das. richtige 
Berhältniß bei Wertheilung ber Bunbeslaften Überfchreitende, Prägra⸗ 
vation zu befchweren habe. c. „Bon einzelnen Bunbesgliedern 
fönnte aber auch etwas Anderes oder Befonderes, als von allen 
Übrigen Bundesflaaten, zum Wohl oder zur Srhaltung und Sicher⸗ 
beit bes Banzen verlangt werben; und dabei läßt es ſich nicht ver- 
tennen, daß, in fo weit diefe Korderungen auf einem gültigen Be: 
fhluffe beruhen und ein Mitglied zu eider folchen einzelnen Leiſtung 
oder Aufopfevung verbunden feyn fol, vorher oder zugleich 





688 Das beutfche Bundesrecht. (8. 260.) 


übrigens auch hierbei Die Suftimmung des Betheiligten, 
wie es fcheint, nicht bloß für die Feſtſtellung der fih von felbfl 
verftehenden Entfchäbigung, fonbern für die Leiſtung ſelbſt, vor: 
auögefegt wird 17), fo fann man auch nicht annehmen, daß der 
Bundeögewalt im Verhältniß zu den jura singulorum ein, dem 
jus eminens ber Staatögewalt entiprechendes, Recht beige: 
legt fei. 

C. Bei den Religiond: Angelegenheiten, welche die 
Bundesacte neben den jura singulorum nennt, bat man zweifel: 
108 daffelbe im’ Auge gehabt, was fchon das frühere Reichsrecht 
mit derfelben Benennung der Entfheidung nah Stimmenmehr: 
beit bei der NReichöverfammlung entzog 18). Vorzüglich kommt 


auch die Rechte deſſelben durch Echabloshaltung, ober durch fon- 
ſtige Befriebigung, da, wo demſelben daraus erwieſener NRachtheil 
erwächft, ober ein eigner Beitrag zugemuthet würde, zu befeitigen 
find, und fo lange folches nody nicht gefcheben könnte, freilidh dem 
Beſchluſſe durch Ltimmenmehrbeit in fo weit das Recht bes Gin- 
seinen entgegengefegt werben. — Bei ben Wiener Miniſterial⸗Gon⸗ 
fevenzen konnte bdiefe Frage nicht umgangen werden. Das Reſultat 
der Verhandlungen (f. über biefe Näheres bei Klüber, Öff. R. $. 
129. Rote b) enthält der Art. 15 ber Wiener Schlußacte, weldyer 
theilweife unverfennbar auf das erwähnte Commiſſions⸗Gutachten 
bafirt ift, und legterem in fo weit noch jest für bie boctrinelle In: 
terpretation des Grunbgefeges eine Bedeutung verleiht. 
1) Dieß ift abweichend von ber Anſicht der Bundestags: Sommilfien, 
weile die Gültigkeit des Beſchluſſes nur von der Keftftellung 
genügender Entfhädigung abhängig macht. Mag audy practifc 
die Frage wohl meiflens darauf hinauslaufen, fo iſt body bemerkens⸗ 
werth, daß nach Ausfprudy ber Wiener Schlußacte in foldhen Fällen 
"ohne freie Zuftimmung fämmtlicher Betheiligten⸗ überhaupt „Fein 
bindender Beſchluß gefaßt werben“ Tann. 
Vergl. die hierher gehörigen Stellen bes Instr. pac. Osnabr. Art. V. 
oben IH. I. $. 31. Note 16, wobei noch zu bemerken iſt, baß Art. 
v.$. 9 fi zwar nur auf bie Ordnung ber Berfaſſung der Reichs⸗ 
fladt Augsburg bezieht, daB man aber ben bier vorlommenden 
Ausdrud „in causis religionem sive directe sive indirecte 
concernentibus“ ſchon früger ziemlich allgemein zur GErllärung von 
Art. V. 5.52 benugt bat. Häberlin, Handb. bes t. Staater. Th. l. 
S. 6590. J. A. de Ickstadt, de causis religionis a jure suffre- 


18 
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—* jetzt das, durch die Bundesacte Art. 18 feftguftnikte, Prin⸗ 
zip in- Betracht, wonach die Vexſchiedenheit der chriſtlichen 
Religions: Partheten ia Deutſchkand feinen Unterfchled in dem 
Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte begramden fol 23). 
In feiner Weiſe ift-aber daran zu denken, daß die Bundesacte 
das reichsrechtliche Itionsrecht auch fir die Bundesverfammes 
fung habe reftauriren wollen 9), Auch wird in Beziehung auf 
Beſchwerden Einzelner dadarch, daß ed eine Religions - Angefe- 
genheit ift, die Competenz der Bundesverſammlung an fich nicht 
begrüridet 21). 


$. 261. (8. 238.) 


©. Von Der authentiſchen Auslegung und der Begründung 
organiſcher Ginrichtungen. 
v. Drefch, Beiträge S. 1-22. Brunnquell, Staater. L 3. 975 f. 
j und dagegen Dörr in d. Zeitfchr. f d. R. VII. S. 301 f. 


l. Sn welder Form die ausbentifche, d. bh. die vom 
Bunde felbft ausgehende und gliech einem gültigen Bundeögefeg 


giorum ınajorum in comitiis imperil rom. germ. exceptis. Opusc. 
Tom. II. 
19) Weber die reichsrechtliche Megel ber „Religionsgleich heit“ der 
Stände („aequalitas exacta mutuaque“ etc.) nach Insır. P.O. Art. V. 
8.1 f. Scheibemantel, Repertorium des t. Staats⸗ u. Lehnrechts 
Th. IV. s. h. v. Schmelzer, de exacta Aequdlitate inter utrius- 
que religionis consortes per Imp. Germ. Gött. 1765. 2. 8. Xepi: 
di, der Kürftenratd ©. 42 f. — Auch ein Bundesbeſchtuß über 
die in der Bunbdesacte Art. 16 der B. 8. zur Berathung überwics 
fene „bürgerliche NWerbefferung ber Bekenner bes jüdiſchen Glaubens. 
wird nicht nach Stimmenmehrheit gefaßt werden Tönnen. — Vergl. 
Mbrigens auch: Protoe. der B. W. 1816 Präl. Conf. Beil. 7. No. 
I. &. 12. 1817 6. 91. ©. 139. 1819 $. 100. ©. 461. 
%) Bergl. oben ZH. 1. $. 31: S. 116 u. Note 17. — 2%. v. Müller, 
"über die Rothwenbigleit ber Neorganifation des Corpus evengelico- 
rum auf dem Bundestage der Zeutfchen. Leipz. 1830. 
21) Vergl. unten $. 259 der Iſten Aufl., oben 2b. #. $. 87 (&: 410 f.) 
2; und aus neuerer Zeit die Verhandl. Über bie v. Kettenburg’fce 
Beſchwerde gegen Mecklenburg' in "An Protde. der B. V. v. 1853. 
10. Sir. 17. März u den Beſchluß in der-TB. Sitz. v9. Juni 1835. 
— Staatsrecht. 2r Vd. 2e Aufl. 44 
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verbindliche, "Interpretation ) der Grundgefege ımdb Be: 
ſchlüſſe des Bundes gefchehen müffe, ift eine beftritiene, auch bei 
ven Verhandlungen uber die weitere Gntwidelung ber Bundes: 
verfaffung verfchieden beurtheilte Frage des deutfchen Bundes: 
rechtd. Nach der richtigen Anfiht muß aber eine foldye imter: 
pretative Feftfielung in derfelben Form und Weife geſche⸗ 
ben, welde zur Entflehung oder Abänderung der fraglichen 
Norm, oder der Regulirung des in Betradht kommenden Ber: 
hältniſſes grundgefeglich gehört. Dafür fpricht 

A. die Natur der f. g. authentiſchen Interpretation, 
weldye in der That keine bloße Auslegung einer vorhandenen 
Rechtsnorm zum Zweck der Anwendung auf einen einzelnen Fall, 
fondern deshalb, weil ihr Ausſpruch allgemein geltend oder das 
anzumwendende Recht für alle Zukunft feftflellen fol, als ein 
nener Act der Rechtöbildung oder Normirung eined Werhält: 
niffes Seitens ded dazu berechtigten Eubjectd zu betrachten ift, 
daher auch in der für die Entſtehung derfelben beftimmten 
Form erlaflen werben muß 2). 


1) Vergl. über die (ausfchließliche) Berechtigung der Bundesverſamm⸗ 
lung zu einer mit rechtlicher Wirkung verfehenen Interpretation der 
Grundverträge bes Bundes oben Th. I. $. 49. No. I. 

2) Cs verfteht fich hiernach ganz von felbft, daß nicht bie Frage iſt. 
ob überhaupt zur autbentifchen Interpretation von Bunbesbefchlüffen 
Stimmeneinheit resp. im Plenum der B. 8. gehöre, fondern daß es 
auf die Eigenſchaft der zu interpretirenden Rorm oder Einrichtung 
anfömmt. Man bat aber gewöhnlich bei ber ganzen Trage hauptſäch⸗ 
lich an die Grundgeſethe des Bundes gedacht; wie fie auch das 
Gommiffiong s Gutachten von 1819 (Note 4) gerabe in dieſer Wezie: 
bung befonders ind Auge faßt. — Auch bei diefen kommt es jedoch 
vor Allem darauf an, ob nur für bie Entſcheidung eines einzelnen 
Falles dem Gefepe ein gewifler Sinn untergelegt wirb, ober ob aus 
Beſtimmungen der Grundgefege allgemeine Folgerungen gezogen 
usb als allgemein verbindliche Normen aufgeftellt werben. 
Deshalb konnten und durften z B. die im engern Rathe votirten 
Beichläffe vom 28. Zuni 1832 und vom 23. Aug. 1851 nicht im 
engern Rath gefaßt werben, fondern Eonnten nur ald Plenarte: 
ſchlüſſe bundesrechtlid, gültig gefaßt werden. Denn mit hemfelben 
Nechte hätte faft die ganze Wiener Schlußacte, als bloße au⸗ 
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B. Schon in der Bundesgete ſelbſt iſt eine Beimmung 
enthalten, welche deutlich genug die -auibentifche Interpretation 
ihrer felbft des Beichlußfaffung des engern Rathes der Bun: 
desverſammlung entzieht, indem fie im Art. 6 verfügt, dag „Be: 
ſchlüſſe, welde die Bundesacte felbft betreffen,“ ebenfo 
wie „die Abfaffung und Abänderung der Grundgefege des Buns 
bed» vor dad Plenum gehören follen 3). Im Art. 7, welcer 
die der Stimmenmehrheit entzogenen Zälle erwahnt, kömmt zwar 
jene Verfügung nicht vor und auch die Wiener Schlußacte 
(Art. 13) hat die authentifche Interpretation der Grundgefege 
nieht ausdrücklich unter diefen Fallen erwähnt. Dagegen hat das 
Commiſſions-Gutachten v. 1819 über Entſcheidung derje⸗ 
nigen Gegenftäande, worüber nach dem Art. 7 der Bundesacte 
ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt werden Eann, 
die autbentifhe Erklärung ber Errichtung eines neuen oder 
ber Abänderung eines beftehenden Grundgefeged vollig gleichge: 
ftellt, indem ed von der Anficht ausgeht, daß dieß ſchon in der 
Bundesacte felbft außgefprochen liege, und daß Achon die Natur 
de Grundgefeged im engern Einne mit fich bringe, daß es nur 
allein durch gemeinfame Uebereinhunft, auf dem Wege ded Ber: 
trags, zu Stande gebracht werden könne ).“ In Uebereinftim: 


oo 


thentifche Interpretation ter Bundesacte betradıtet werden können. 
Auch für die Bundesglieber felbft ift es wegen ber ganz verfchiebenen 
Stimmberechtigung von des afergrößten Wichtigkeit, daß fie ter 
mehrfacd, bervorgetretenen larern Praris der B. W. nicht ferner 
Raum geben; ſowie aud in dem Pefthalten an dem Prinzip des 
Bundesrechts noch die einzige in der Bundesverfaffung felbft be⸗ 
gründete Barantie für die Landesverfaffungen enthalten if, daß 
nicht durch bloße Majoritäts⸗Beſchlüſſe bes engern Raths in ver: 
liegender Weiſe burch Aufftelung allgemeiner Normen eingegriffen 
werde. 

3) Hiernach kann bie bei Klüber, öff. Recht $. 120. Note d aus ben 
Drotor. der B. B. v. 5. Zul. 1821 Beil. 25 zu $. 190 S. 41 her: 
vorgehobene, Aeußerung, daß die authentiſche Auslegung vor ben 
engern Rath gehöre, nidyt gebilligt werden. 

4), Gemm.sGwadhten v. 19. Zuk 1819. v. Meyer’s Staatsacten Ih. 
1. 8. 112. (Unter der Rubrit: Einftimmigfett und Stimmenmehr: 

11* 
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mung biermit hatte auch der Gntwarvf der Wiener Schlußacte 
den Art. 13 dahin gefaßt: „Weber folgende Gegenftände: An: 
nahme neuer Grundgefege, Abänderung oder authentiſche Er: 
tlärung der beftehenden — — findet Fein Beſchluß durch Stim: 
menmehrheit flatt.» Allein die dagegen erhobenen Bedenken ver: 
anlaßten den Beſchluß, daß die Worte mauthentifche Erflärung- 
wegbleiben folten, obwohl dabei in den Verhandlungen überein: 
ſtimmend audgefprohen wurde, daß StimmeneinhelligPeit 
erforderlich fei, „wenn eine foldhe Erklärung wirklihe neue Se: 
feggebung, oder Abänderung in den beftehenden Geſe— 
gen, zur Folge haben würde,“ und daß der Art. 17 der Schluß⸗ 
acte nur ben Sinn habe, der Bundeöverfammlung in zweifel: 
haften Fällen die boctrinelle Interpretation zuzufprechen °).- 


beit bei Grundgefepen u. f.w. v. Meyera. a. O. S. 114.) «Wenn 
es alfo,« fagt bag Comm. sGutadhıten, "auf Errihtung eines 
neuen, authentiſche Erklärung oder Abänberung eines be- 
ſtehenden Grundgeſezes ankömmtz fo bleibt, bei dem Mangel ber 
Einhelligkeit unter den Bundesgliedern, nichts übrig, ale einen 
günftigern Zeitpunct abzuwarten, um ben von ber Mehrheit ae 
wünfhten Act der Gefeggebung zur Wirklichkeit zu bringen, in- 
dem ein barauf gerichteter Antrag zu jeber Zeit wiederholt werden 
fann. Da übrigens der 7. Art. (der B. &.) nur bie Annahme, 
alfo die Erridhtung, fo wie bie Erflärung ober Abänberung 
der Grundgefege von der Entſcheidung durch Stimmenmehrheit aus⸗ 
nimmt; fo verfteht es fich von felbft, daß biefe in allen Fällen flatt 
findet, wo es auf die Erfüllung, Anwendung, Vollziehung und prac 
tifdye Sntmwidelung (?) eines beftehenden Grunbgefeges anlömmt.« 


5) Der Art. 17 ber Wiener Schlußacte lautet: „Die Bunbesverfamm: 
lung ift berufen zur Aufredhthaltung bes wahren Sinnes ber Bun: 
desaete (bloß diefer?) die darin enthaltenen Beflimmungen, wenn 
über deren Auslegung Zweifel entflehen folten, dem Bundes: 
zweck gemäß zu erklären und in allen vorkommenden Fällen ben 
Vorſchriften biefer Urkunde ihre richtige Erklärung zu fihern» Was 
das heißen fol, ber Art. 17 wolle nur ber B. V. »in zweifelhaften 
Fällen die boctrinelle Interpretation zuſprechey,“ ift ichwer ein: 
zuſehen. Auch zur authentiſchen ift doch Niemand anders als 
die B. 8. beredytigt und erwägt man, daß "doapeinelle« Interpre⸗ 
tation gar Fein richtiger logifcher Gegenfas zur ausbentifchen Inter: 
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U. "Was inöbefonbere die organifhen Einrihtumgen 
betrifft « fagt Art. 14 der Wiener Schlußacte, fo muß nicht 
Kar über bie Vorfrage, ob folche unter den obmwditenden Um: 
fländen nothbwendig find, ſondern auch über Entwurf und 
Anlage derfeiben in ihren allgemeinen Umriffen und we: 
fentliben Beflimmungen, im Plenum und daurch Stim: 
meneinhelligfeit entfchieden werden. Wenn bie Entfcheibung 
zu Gunften der vorgefchlagenen Einrihtung ausgefallen tft, fo 
bleiben die fammtlichen weitern Verhandlungen über die Aus 
führung im Einzelnen der engern Verſammlung überlaffen, 
welche alle dabei noch vorkommenden Fragen durch Stimmen: 
mehrheit entfcheidet, auch, nach Befinden der Umſtände eine 
Gommiffion aus ihrer Mitte anorbnet, um die verfchiedenen 
Meinungen und Anträge mit möglichfter Schonung und Berück⸗ 
fihtigung der Verhältniffe und Wünfche der Einzelnen aus zu⸗ 
gleichen 6). 


$. 262. ($. 290.) 


HR. Wirkung der Bundeöbeichhlüffe im Verhältniß 
zu Den Bundesgliedern und deren Unterthanen. 


l. Die verfaffungsmäßig zu Stande gefommenen Bundes: 
befchlüffe verpflichten theild den Bund als folchen, theild die 
einzelmen Bundesglieder unmittelbar, ohne daß ed in bie: 
fer Bezichung noch einer befondern Inſinuation oder Publication 
bedürfte. Auch werden fie durch die definitive Beſchlußfaſſung 
felbft vollziehbar, und es finden, da ed Fein über der Bun: 
desverfammlung ftehended Organ der Bundeögewalt giebt, Feine 
Rechtsmittel oder weitere Inftanzen dagegen Statt. Die 


pretafion ift und daß gar nicht beſtimmt wird, was eine doctrinelle 
und was eine authentiſche Interpretation fei, fo fcheint allerdings 
die Löfung der aufgeworfenen Frage auf ben Wiener Gonferenzen 
nur umgangen zu fein. — S. nähere Mittheilungen über dieſe 
Verhandlungen bei Klüber, ff. Recht. $. 130. Rote d. 

6) Vergl. Protoc. dev B. 8. v. 21. Jan. 1819 8. 4 u. Klüber, »öff. 
R. $. 128. Note b. i 
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woht erhobene Frage !), ob nit in Fallen, wo ein Bunte: 
glied dad Verfahren und den Beichluß der Bundesverfammlung 
als wiberrebtlid und die Competenz der Bundesperfammlung 
überſchreitend glanbt anfehten zu Fünnen, ein Recurs an 
fammtlihe Bundesglieder zuläffig fei, muß hiernach durch⸗ 
aus verneint werden, in fo fern Dabei an ein bundes rechtlich 
begründetes oder noch zu begründende® Rechtsmittel gebadt 
wirb 2). Jeder Bundesbeichluß gilt fo lange als rechtskräftig, 
bi8 er in verfaffungsmäßiger Form wieder aufgebo: 
ben ift. 
II. Jede „Bundesregierung“ hat dem Bunde gegenüber bie 
Obliegenheit, auf Vollziehung der Bunbesbefchlüffe zu halten 3). 
Da aber der deutfhe Bund kein Staat, fondern nur ein vol: 
Perrechtliher Verein ift und demgemäß der Bundeöverfammlung 
überhaupt Feine gefebgebende Gewalt über die fouverainen 
Bundedftaaten und feine unmittelbare Einwirfung auf die Ber: 
faflung und Verwaltung derfelben zufteht *), fo folgt, daß auch alle 
Bundesbeſchlüſſe auf die beftehende Ordnung der Staatsverhält: 
1) Beſprochen wird dieſe Frage in Beziehung auf eine zwifchen ben bei: 
den Käufern ber jüngern Reußiſchen Linie entftandene Differen; 
über den Vertheilungs-Maaßſtab des gemeinſchaftlich zugetheilten 
Bundescontingentse — unter Mittheilung einer Neuß s Lobenfteinfchen 
Denkſchrift an fämmtliche Bundesglieder, wider einen, angeblidy die 
Gompetenz überfchreitenden Bundesbeſchluß v. 1824 — von Klüber, 
in ben Abhandlungen u. Beobacht. für Gefh. Staats: u. Redtem. 
Ph. U. ©. 261 fe — Vergl. auch deſſen öff. Recht. $. 117. Die 
von Klüber a. a. D. zur Rechtfertigung eines derartigen Recurfes 
und die Nothmwendigkeit der Ausfüllung einer angeblidhen Lücke des 
Bundesrechts angeführten Gründe find durchaus unerheblid, Was 
auf diplomatifhenm Wege geſchehen Eönne, um vielleicht eine Aendes 
rung des Bundesbeſchluſſes burdy die Bundesverſammlung felbft Her: 
beizuführen, gehört nicht hierher. 8. auch v. Meyer, Staatsacten 
ll. ©. 345 f, 

2), Vergl 3. B. das prov. Preßgef. v 20. Septbr. 1919 Art. 6. 

3) Wiener Schlußacte Art. 32. 

99 Wiener Schlußacte Art. 32. Art. 53. 61. Daffelbe folgt mit Notb: 

wendigkeit auch aus der Zwedbeflimmung im Art. 1 und aus der 
Natur des Bundes als eines „völkerrechtlihen Vereins.“ 





— [2] u. wu 
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nifle in den Bundesſtagten und die Unterthanen derfelben durch 
ſich felbft feine rechtliche Wirklugg ausüben, und. darin außgefpro: 
chene Verpflichtungen für diefe erfi dann in Wirkſamkeit sreten, 
wenn und infoweit fie in denfelben von Landesgeſetzgebungswegen 
in Kraft getreten find. . Sie erhalten daher auch ia den Bundes⸗ 
ftaaten nur in der Bedeutung verbindliche Kraft, welde ib: 
nen auf dieſem Wege gegeben ift, obwohl. die Regierung gegen 
den Bund verpflichtet bleiben mag, fie gerade fo und ohne Bes 
Ihränfung auszuführen, wie fie von der Bundesverfammlung ge: 
faßt find 5). Daß dieß aber einfeitig von dem Souverain ohne 
Unterfchied, welches Inhalt der Bundesbefchluß ift, gefchehen 
tünne, läßt fih aus der Natur des deutfchen Bundes ald bloß 
völterrechtlihen Vereins in Feiner Weife begründen 6), und 
nur die an fich unpaflende Analogie von der unmittelbaren Ver: 
bindlichkeit der Reihsfchluffe 7) und das Beftreben, die durch 
die Berfaflung befchränfte abfolute Herrfchergewalt auf einem in: 
directen Wege (über Frankfurt) geltend machen zu können, 


erflärt jene Theorie 8), durch welche felbft das ganze Verfaf: 


5) Vergl. 3. 3. über die Publication bes Bundesbeſchl. vom 28. Juni 
1832: Klüber’s Fortf. der Quellenfammt. S. 63 f. und Beſchluß 
der B. V. dv. 8. Novbr. 18325 — auch Protoc. v. 1831 $. 131. 

65 Im Ganzen muß vielmehr bie Regel, weldye bereits oben $. 236. 

. No. I. in Betreff der Wirkung von Verpflichtungen, welche die Res 
gierung nach Außen bin übernommen hat, aufgekellt wurde, auch 
bier eintreten. 

7) Die Reihsichlüffe waren Ausflüffe einer höhern gefeggebenden 
Gewalt und der Sag, baß fie erft durch einen Act ber Zerritorialz, 
Geſetzgebung Verbindlichkeit in ben einzelnen Theilen des Reichs ers 
langen könnten, auf fie de jure gar nicht anwendbar, wenn fid) 
auch factifd) die Sache in der legten Zeit bes deutfchen Reichs und 
befonders in den größern Territorien fo geftaltet haben mochte. 

8 Diefe Theorie tritt zuerft auf ben Carlsbader Gonferenzen ans Licht, 
3. B. in dem belannten Auffag bes Hcfraths v. Gens (Welder, 
wicht. Urf. &. 220 f.) in den Vorfchlägen des Grafen Münfter u. 
Frh. v. Marſchall über die Vollziehung der Carlsbader Befchläffe 
(daf. ©. 214 f.) und in bem Schreiben des Grafen Münfter an 
das Geheime. Rathscoll. zu Braunfchweig,v. 24. Aug. 1819 (baf. ©. 
319 f.). Was die beiden, in dem legtey Schreiben angeführten Sätze 
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ſungsrecht der einzelnen beutfchen, Staaten in einer Weile der 
Willkühr des Bundesorgans Preid gegeben wird, wie ed nit 
einmal in einem wirklihen Bundesſtaat mit Volksvertretung 
ohne Widerfpruch mit feinem eidentlihen Weſen 9) der Bun: 
des ſtaat s gewalt gegenüber der Fall fein kann 10). 


9) 


ı) 


— — 


betrifft, „1. daß bie Beſchlüſſe des Vundes in Bundesangelegen⸗ 
beiten die höchſte Autorität in Deutſchland find; 2. daß vermöge 
der Bundesacte der Landesherr fouverainer Fürſt iſt,“ — fo läbt 
ſich gegen den erſten Satz gar nichts einwenden, wenn er auf ei— 
gentlich Bundesangelegenheiten, im Gegenſatz zu ben “in: 
nern Landesangelegenheiten® (Wiener Schlußacte Art.55) beſchrönkt 
und nicht durch Mißbrauch des höchſt dehnbaren Begriffe der Erhal⸗ 
tung der »innern Sicherheit Deutfchlande» u f. w. alle Abgränzung 
der Sompetenz bes Bunbes umgeftoßen wird. Hinfihtlidg bes jweis 
ten Satzes aber wird man einer Seite zugeben müſſen, daß bie 
Landesheren nicht durch die Bundesacte fouveraine Fürſten find, 
und baß anderer Geits die Bundegacte bei ihrem Ausdruck burdyaus 
nur die völkerredytliche Souverainetät im Auge hat, welde, wie 
Münfter felbft auf dem Wiener Congreß fo entfchieden geltend ges 
macht hat, mit der ſtaatsrechtlichen Unbeſchränktheit des Fürſten 
in keiner Weiſe identiſch iſt. Vergl. Th. 1. F. 14a. E. — Bergl. 
ah Wurm, krit. Verſuche S. 27 f. 55 f. 

Vergl. Ih. I. 8. 27. I. B. Erkannte doch felbft die Eubcommiffen 
auf den Dresbner Sonferenzen an, daß man mit allgemeinen Ber: 
fügungen ben Ranbesverfaffungen gegenüber die Linie des fo verhaß⸗ 
ten Bunbesflaats betrete, — ein Einwand, weldem bas Gutachten 
der Sommiffton in der 19. Sig. der B. V. v. 16. Aug. 1851 aidıte 
weiter als eine Berneinung und Bezugnahme auf den Zweck bes 
Bundes, aus weldyem fid, alles Mögliche deduciren läßt, entgegen 
zu fegen weiß. 

Vergl. oben Ib. 1. 5.42. S. 184. Der einzige Staat, weldyer con: 
fequent und beharrlid dem Bunde gegenüber die Gelbftftändigkeit 
der Lanbesverfaffung und bemgemäß auch bie Anſicht, daß Bundes⸗ 
beſchlüſſe, in fo weit fie die Verfaffung alteriren, nur auf verfal: 
fungsmäßigem Wege zur Geltung kommen können, feftgehalten hat, if 
— Bayern, auch theoretifh vertreten von Rudhart u. A. und 
neuerli von Pozl, Lehrb. des bayer. Verfaffungsrechts. Münden 
1861 $. 16. S. 27. — So hat Bayern theils ſchon auf den Karl: 
Bader Conferenzen feine Stimme abgegeben und hat 3. B. au ge: 
gen die Bundesbeſchlüſſe v. 1819 das „eigene Preßedict aufrecht er: 
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Aus der natürlichen Gränze zwiſchen der Bundeögewält 
und der Staatdgewalt der Einzelftaaten ergeben fih in Be: 


halten; theils hat fiy der König ben Bunbesbefchlüffen von 1832 
gegenüber in ber Bekanntmachung v. 11. Octbr. 1832 dem entfpres 
chend erfiärt. Klüber’s Kortfeg. der Quellenfammi. S. 63. Auch 
Würtemberg bat noch auf den Carlsbader Gonferengen in befchränt: 
ter Weiſe die richtige Anſicht vertreten (vergl. Welder, wit. urk. 
©. 256 u. das Publ. Patent v. 28. Juli 1833, Klüber a. a. D. 
8. 64), aber nicht immer mit Sonfequenz tbefonders nicht in ber 
neueften Beit: Abflimmung v. 23. Aug. 1851) feftgehalten. Beſon⸗ 
ders bemerlenswertb ift das von Bayern in ber 2ten Sig. ber 
Bundesverfammlung vom Jahre 1848 (in Betreff ber Beichlußfaffung 
über das projectirte Bundbespreßgefeh) abgegebene Votum: „Aber 
bei Berathung der neuen Grundbeftimmungen iſt nothwendig zwei 
Momenten gebührende Rechnung zu tragen: 1. bem Art. 56 der 
Wiener Schlußacte, 2 ber natürlichen Grenzlinie zwi— 
hen Bundes und Landbesgefedgebung.« — „Gemäß bes ers 
wähnten Art. 566 können in anerkannter Wirkſamkeit beftehende Lan⸗ 
besverfaffungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeän- 
dert werden. Die Bayerifhe Werfaffung beftebt in anerkannter 
Birkfamkeit, fie ift vom Regenten und ber Nation beſchworen und 
der $. 7 ihres Kit. X Spricht ausdrüdlid aus: „„Abänderungen in 
ben Beflimmungen der Verfaffungsurkunde oder Zuſätze zu berfelben 
tönnen obne Zuftimmuflg der Stände nicht gefchehen u. f. w.u“ — 
„Die Bayeriſche Regierung Tann daher einfeitig Leiner 
Maafregel beiftimmen, woburd die Bayerifche Verfafs 
fung abgeändert oder mit Zufägen verfehen mürde, und 
in gleicher Lage befindet ſich wohl jeder Bundesftaat, 
deffen Particular-Berfaffung auf ähnlichen Grundlka— 
gen berupt, ohne im Voraus abweihenden Bunbesbes 
fthläffen derogirenbe Kraft beizumeffen, während nidıts bie 
Bundesfürften hindert, unter fich verbindlich Über die Bebingungen 
übereinzukommen, ohne welche fie eine Abänderung ihrer Landesver⸗ 
faffungen in Preßangelegenheiten weder beantragen noch fanctioniren 
wollen * — wUnbelangend die natürlichen Gränzen zwifchen 
Bunbdes= und Landesgefeggebung, fo Tlegt es offenbar in 
Deutſchlands Beruf und Intereffen, feine Berhältniffe fo: 
weit zu concentriren und zu generalifiren, als dies i®gend 
höthig erfcheint, um das große Biel einer Gefammtnationas 
lität zur vollen und lebendigen Wahrheit zu erheben; 
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treff der Wirkung der Bundesbeſchlüſſe auf die Eingelftaaten fol- 
gende Ehe: 

1. Wo es fih um eine durch Bundesbeſchluß feſtgeſtellte 
Leiftung aller Bundesglieder für Bundeszwecke handelt, bat 
zmar die Regierung für die wirkliche Bolziehung auch den for: 
malen verfaflungsmäßigen Weg einzuhalten, allein Ständen und 
Unterthbanen gegenüber wird die Nothwandigkeit der Leiſtung 
durch den Bundesbefchluß bocumentirt und kann demfelben Feine 
Weigerung mit rechtlicher Wirkung entgegengefegt werden 1). 
Wo es fich dagegen um Leiftungen Einzelner handelt, über wel: 
che nach Art. XV der Wiener Schlußacte ohne freie Zuflimmung 
fämmtlicher Betheiligten Fein diefelben bindender Befchluß gefaßt 
werden konnte, kann die Ausführung nicht ohne landesverfal: 
fungömäßige Zuſtimmung ber Stände erfolgen. 

2. Der Art. 56 der Wiener Schlußacte, wonach „bie in 
anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landftändifchen Verfaffungen 


und fiher hat bes Königs von Bayern Moajeftät bei jeglihem An: 
laffe feine desfällige durchaus beutfche und föderatiee Denk: 
"weife bewährt. Aber damit die nationale Entwidelung eine Dauer 
verheißende, den Stürmen ber Zeit trogende fei, ift unerläßlich, 
daß auch in Kragen der Gefeggebung der Bund an derje⸗ 
nigen Grundlage fefthalte, Wche ibm die Bundesacte 
vorzeihnet, nämlid an der Grundlage eines völkerrechtlichen 
Bereing, ber in feinem Innern als eine Gemeinfchaft felbftftändiger 
unter ſich unabhängiger Staaten ſich erweife und daß im Geiſte 
germanifhen Wefens ein kräftiger Geſammtverband ein: 
herſchreite neben der freieften Entfaltung der innern 
Zuftände jedes Einzellandesd.“ — Demgemäß bat Bayern auch 
nod) 1851 bei ber Abftimmung über die dictatorifchen Anträge 
Defterreihs und Preußens über das Eingreifen bes Bundes zur 
Herftellung eines „mit den Srundgefegen des Bundes (?) übereinftim: 
menben (?) Rechtszuftandes in den einzelnen Bunbesftaaten« (einge: 
bracht in ber 14. Sitz. v. 8. Juli), beziehungsweife Über den Bericht 
des darüber niedergefeäten Ausfchuffes v. 16. Aug. 1861 (19. Sik.), 
in der 20. Sig. v. 23. Aug. 1851 erklärt, daß es jeber Regierung 
überlaffen bleiben müffe, die befiberirten Aenberungen im lanbesver: 
:  faffungsmäfigen Wege ins Leben zu führen. 
N) Vergl. oben $. 222. No. IV. 5. 223. Note 18. 


nd 


11. C.. Die Bundesbekhlüffe. ($- 262.) es 


nur auf verfaffungemäßigem Wege wieder abgeändert werben 
können,“ iſt ein Allgemein, fehlt dem Bundesgögenjiber 
geltendes Rechtsprinzip (Th. I. 9.54), welches auch)’ bie 
Bundeöverfammlung weder gegen den Widerfpruch der Landesre⸗ 
gierung, noch im Einverftänbniß mit derfelben, bei Seite zu fegen 
berechtigt ifl. Deshalb kann und barf fich aber auch Feine Re: 
gierung dur Berufung auf einen Bundesbefhluß ber 
Einhaltung des verfaffungsmäßigen Weges für ehtbunden erach: 
ten, felbfl dann nicht, wenn die Landesverfaſſung im Verhältniß 
zum Bunde die Beftimmung enthalten follte, daß Bundesbe 
fhlüffe Eraft der landesherrlichen Publication ver: 
bindlihe Kraft für pas betreffende Land erlangen, wie 
dieß allerdings in einer Mehrzahl der beutfchen Verfaſſungen ber 
Fall ift 12). Denn es wäre wiberfinnig, anzımehmen, daß da= 


12) Zuerft war es die Babdifche Verf. Url. von 1818, welche $. 1 ers 
Märt: „Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil bes deutſchen 
Bundes;« und 8. 2. „Alle organifhen Befhlüffe der Bundes: 
verfammlung, welde bie verfaffungsmäßigen Verbhältniffe Deutfch- 
lands oder die Verhältniffe beutfher Staatsbürger im Allgemeinen 
betreffen, machen einen Theil bes babifchen Staatsredhtd aus und 
werben für alle Glaffen von Lanbesangehörigen verbindlich, nach⸗ 
dem fie von dem Staatsoberhaupte verkündet worden find.» Faſt 
ganz diefelbe Beftimmung wurde aufgenommen in bie Würtemberg. 
Verf. url. $.3. Nur ließ man die Erllärmg, daß dieſe Beſchlüſſe 
Theil des Ranbesftaatsrechts feien, weg und madıte noch den aus⸗ 
brüdtichen Zuſatz: Fedoch tritt in Anfehung ber Mittel zu Er: 
füllung der hierdurch begründeten Werbindlichleiten bie verfafs 
fungamäßige Mitwirtung der Stände ein.» Die Heffen=-Darms 

r ftädt. Verf. Urk. 1. 2 enthädt biefen Zuſatz ebenfalls, flimmt aber 
im Webrigen wörtlidy) mit der Babifchen Verf. Url. überein. Ohne 

den Zufag f. denfelben Msſpruch in bee Coburg. Verf. Url. v. 1821 

d. d. 23 dann wieder mit dem Zufaß in dem Altenburg. Grunds 

gef. $. 12. Es leuchtet aber auch abgefehen von dem letztern Zuſatz 

a von felbft ein, daß eines Theils jene Beſtimmung nicht auf alle 
möglichen Beſchlüſſe und Specials®erfügungen der 3. MP. bezogen 
werden kann, und baß anderw Theile es wicht Abficht der Gründer 

— der Verfaſſung fein konnte, damit das ganze Verfafſſungsrecht und 
die Beflimmungen über Abänderung ber Verfaffung dem Bundesor⸗ 
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mit alle übrigen befonders bie Abänderung ‘der Verfaſſung be: 
treffenden Beſtimmungen derſelben Hätten neutraliftre werden fol: 


nn — —— 


gan gegenüber für nichtig zu erklären. — In die Braunſchweig. 
Landſchaftsordn. v. 1820 kam ($, 15) bie duch Graf Münfter von 
Sartebab aus veranlaßte (vergl. Welder, widt. Urtund. S. 319), 
aber nur auf Steuern und Raften bezüglihe Beflimmung. &. 
oben $. 272. Rote 13. Ebenſo bezieht fih nur auf das Steuerbe⸗ 
willigungsrecht der Stände: Meining. Verf. Url. vo. 1829 Daran 
fpricht die Königl. Sächſiſche Verf. Urk. v. 1831 $. 89 wieder all 
gemeiner fid) dahin aus: „In Ausführung ber vom Bunbestage ge: 
faßten Befchlüffe kann die Regierung burdy die ermangelnde Zuftims 
mung der Stände nicht gehindert werben. Sie treten fofort 
mit der vom Könige verfügten Publication in Kraft. Es 
mäffen baher auch die zur Ausführung berfelben erforberfihen Mit: 
tel aufgebracht werben; wobei jebod) die Witwirlung ber Stände 
in Anfehung der Art und Weife der Aufbringung biefer Mit. 
tel, in fo weit biefelbe verfaffungsmäßig bearändet ift, nicht 
ausgefchloffen wird. Auch hier hat man aber offenbar an die Mög: 
lichkeit, baß bie Verfaffung ſelbſt dadurch ohne weiteres abgeändert 
werden könne, gar nicht gebaht, und die Erflärung der Königt. 
Sächſiſchen Regierung bei Yublication der Bundesbefchläffe v. 28. 
Sun. 1832 (Klüber's Kortfeg. der QuellensSammi. &. 61) zeigt, 
daß auch der Regierung dieß nicht in den Sinn gefommen tft. Daf: 
feibe muß dann audy von dem Ausfprudh der Braunſchweig. 
Landſch. Ordn. v. 1832 $. 11 u. 12 und vom Bannoverfchhen Lan: 
besverfaff. Geſet d. 1840 $. 2 behauptet werben. Lehteres lautet: 
„Das Königreich Bannover macht einen Theil des deutſchen Bundes 
aus und theilt ald folder alle aus ber Bundesverfaffung entfliehen: 
den Rechte und Verbindlichkeiten. Diefe Eönnen durch bie innere 
Lanbeöverfaffung nicht abgeändert werben. Alle Befhlüffe der 
deutfhen Bunbesverfammlung haben, fo bald fie vom 
Könige vertändigt find, verbindlidhe Kraft für das Kös 
nigreih. Die Mittel zur Erfüslung der hiedurch begrün: 
deten Berbindlichkeiten werden, unter verfaffungsmäßis 
ger Mitwirkung der allgemeinen Stände, in fo weit es 
derer bedarf, beftimmt.« Hierdurch wirb klar genug, nächſt ber 
dutch bie Publication allerbings für das Königreich begrüftteten Ber: 
bindtichleit zur Erfüllung ober Ausführung berfelben, die verfal: 
fungsmäßige Mitwirlung der Stände verlangt und mañ kann das 
ber gewiß nicht, fagen, daß die in Folge eines Bundesbeſchluſſes 
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len und aus ber Verpflichtung der Bundesgltieder zur Ausfüh⸗ 
rung der Bundesbeſchtüſſe foigt nicht, daß die daneben” beftchende 
und damit fehr wohl vereinbare Verbindlichkeit, den verfaflungse ' 
mäßigen Weg einzuhalten, aufgehoben fe. Dem Bund felbft 
ein Einmifhungsrecht ohne Weiteres zu geflatten oder ein folches 
in ber Art zu prougciren, wie es z. B. in neuefler Beit in ei⸗ 
nigen Fallen geltend gemacht oder in Anſpruch genommen wg: 
den ift, verlegt und verkehrt die wefentlichften-&rundlagen bes 
beutfchen Staatd: und Bundesrechtd und läßt fich auch aus 
dem allgemeinen Sabe, daß dad Hecht bed Ganzen in Colliſions⸗ 
fällen dem Rechte des Theiles vorgehe, eben fo wenig deduciren, 
als es aus dem Art. 32 der Wiener Schlußacte folgt 13). 


nothwenbige Abänderung ber Verfaffung ſchon burch bie Publica⸗ 
tion in verfaffungsmäßiger Weife erfolge. Non den neueſten 
Berfaffungen fagt ganz richtig die Waldeck. Verf. urk. v. 1852 $. 
97: "Soweit durd) allgemeine Bundesgeſetze und Beſchlüſſe Abäns 
derungen diefer Verfaffung nötbig werden, find foldde auf verfafs 
fungsmäßigem Wege auszuführen. Dagegen bat bas Coburg-Go⸗ 
thaifche Grundgefeg $. 2, den Worten nad), wieder Alles auf die 
dom Lanbesheren gefchehene Verkündigung ber „von ber Bundesges 
walt innerhalb ihrer Zuftänbigfeit in bundesverfaffungsmäßiger Korm 
gefaßten Befdylüffe» geftellt, ohne den ſelbſt in ben Verfaſſungen 
vor 1848 gewöhnlichen Vorbehalt in Betreff der Mittel zu ihrer 
Ausführung zu machen. Der Art. 118 der Preuß. Verf. Urk. bes 
zieht fi nur auf das VBerhältniß Preußens zu dem damals ag ins 
tendirten deutfchen Bundesftaat. 

13) Miener Schlußacte Art. 32: „da jebe Bundesregierung bie Dblies 
genheit bat, auf Vollziehung ber Bundesbeſchlüſſe (d. h. wie Art. 
31 ansbrüdtich hervorhebt: „ber in Gemäßheit ibrer Eompe- 
tenz von ihr gefaßten Befchlüffe») zu halten, ber Bundess 
verfammlung aber eine unmittelbare Einwirkung anf 
die innere Verwaltung ber Staaten nicht zufteht, fo fann 
in ber Regel nur gegen die Regierung .felbft ein Erecutionswerfahren 
Statt finden. Ausnahmen von dieſer Regel treten jedoch ein, wenn 
eine Bundesregierung in Ermangelung eigner. zurkl⸗ 
Gender Mittel, felbft die Hülfe des Bundes in Anſpruch nimmt« 
u. f. w. Auch hieraus ergiebt fi), daß die Regierung den verfafs 
fungsmäßigen Weg zur Ausführung bes Bundesbeſchluſſes fruchtlos 
ober ahne Ausficht auf Erfolg betreten haben muß. 
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3. Wo und infoweit daß der Regterung zuftebende Verord⸗ 
nungsreht zur Ausführung des Bumbesbefchluffes genügt, ver: 
flieht fi die Möglichkeit einer einfeitigen Ausführung von felbit, 
3. B. auch bei f. g. gemeinnügigen Anordnungen. Auch fann 
für wirbtiche Nothfälle dad der Regierung verfaflungsmäßig zu: 
ftehende außerordentliche Verordnungsredht, — welches aber nicht 
gegen die Berfaflung felbft gebraucht werben fann, — zur An: 
wendung kommen. 

11. Bundesbeſchlüſſe, weiche auf Eingaben von Privat: 
Perfonen erfolgen, erhalten durch die den Reclamanten ge- 
machte Mittheilung derfelben, die nad der Befchaffenheit des 
Verhältniſſes ihnen zulommende Wirkfamteit 19). 


8. 263. (. 210.) 


ZEN. Vollziehung der Bundesbeſchlüſſe. 
Bunded : Egecutiondordnung. 


I. Ueber die zur Erfüllung der Bundeszwecke nothwendige 
Vollziehung der Bundesbefihlüffe wurden ſchon durch 
einen einflimmig gefaßten Beſchluß der B. V. v. 20. Septbr. 
1819, aber nur proviforifch, die Grundzüge aufgeftellt ?), in 
fo weit e& zur Handhabung und Ausführung der nad) dem 2. 
Art. der Bundedacte für die innere Sicherheit im Bunde zu 
faffenden Beſchlüſſe erforderlich erfchien. (Proviforifhe Ere: 
cutiond = Ordnung.) — Hierauf wurden in der Wiener 
Schlußacte Art. 3I—34 die Hauptgrundfäge über die Vollzie— 


14) Protoc. ber B. V. v. 1816. Präl. Sonf. Beil. 7. No. IM. ©. 13. 
Daher ift auch ber Einfluß eines derartigen Bundesbeſchluſſes auf 
einen etwa anhängigen Redteftreit nad, den Grandfägen von 
Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit der Rechtspflege (Berbot der 
GabinetesQZuftiz) zu beurtheilen. 

1) Protoc. ber B. 8. v. 1818 3öfte Sie. $. 220. v. Meyer, Staates 

i acten ZU. II. ©. 135 f._ && war dabei hauptfädlid auf wirkſame 
Vollziehung ber Carlsbader Befchlüffe abgeſehen. Für bie Bollzie⸗ 
bung ber in Folge der daſelbſt adoptirten Grundſätze zu 
faffenden Bundesbeſchlüſſe folfte tüchtig geforgt werben. Vergl. 
Welder, wit. url. 8.119. 8. 214 f. ©. 218 f. 


11. C. Die Bundesheſchlüſſe. (6. 263.) . wa 


hungs ⸗Defugniß des Bundes definitiv ausgeſprochen und die 
dabei zu beobachtenden Normen in einer befondern Eresu: 
ttons-Ordnung v. 3. Auguft-1820 feftgeftellt 2), wodurch jene 
proviforifche Execations⸗Ordnung außer Wirkfamleit gefest ift. 

1. „Die Bundesverfammlung hat dad Recht und bie 
Berbindlichkeit, für die Vallziehung der Bundesaecte 
und übrigen Granbgefege bed Bundes, der in Gomäüßheit 
ibrer Gompetenz von ihr gefaßten Beſchlüſſe, ber durch 
Austräge gefällten fchiebsrichterlihen Erkenntniſſe, der unter 
die Gewährleiftung bed Bundes gefiellten compromiffariichen 
Entfheidungen und der am Bunbeötage vermittelten Ber: 
gleihe, fo wie für die Aufrechthaltung der von bem Bunde 
übernommenen befonderen Garantieen zu forgen, auch zu 
diefem Ende, nad Erfchöpfung aller andern bundeöverfaflungs: 
mäßigen Mittel, die erforderlihen Erecutiond:Maafre: 
geln, mit genauer Beobachtung ber in der Erecutiond:Drdnung 
dieferhalb fefigefegten Beflimmungen und Normen, in Anwen: 
dung zu bringen“ 3). 

11. Der, zur Erfüllung diefer Verbindlichkeiten beim Bm: 
destag eingefegten fländigen Erecutiond:Commiffion *) liegt 
ob, „zuvörderſt zu prüfen, ob der bundesmäßigen Verpflichtung 
vollftändige weder unzureichende Folge geleiftet worden fey, und, 
darüber Vortrag In der Bundeöverfammlung zu erftatten. Er⸗ 
halt diefe dadurch die Ueberzeugung, daß in dem gegebenen Falle 
die gefeglichen Vorfchriften gar nicht, oder nicht hinlanglich be: 


2) Protoc. der PlenarsBerfammi. v. 3. Aug. $ 3. Diele Erecutiongs 
Drbn., aus 14 Artilein beftehend, war ſchon in den Miniftertal: 
Sonferenzen zu Wien entworfen und genehmigt worben, und mwurbe- 
dann, in eben ber Form, wie die Schlußacte v. 1820 im Plenum 
der B. 8. zum Bundesbeſchluß erhoben. ©. diefelbe bei Klüber, 
Quellenfammi. 9. 296f. vaMeyer, Staatsacten Th IL ©, 169 f. 
— Die Artikel 3t—34 der Wiener Schlußacte find in diefer Erecu: 
tionesÖrbn. wörtlich wiederholt in ben Art. 1. 6. 7. 8. 

3) Wörtlid) aus der Wiener Echlußacte Art. 31 mit Aufnahme der 
Berweifung auf die Vorſchriften der Executions⸗Droͤnung, gbenfo In 
dieſer feloft (v. 3. MWig. 1820) Art. I.- . 

1) Greeut. Ordn. Art. 2. S. oben $. 20. Ro. II. 
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folgt werben find, ſo hat fie, nach Beſchoffenheit ber Ushflänte, 
einen kurzen Termin anzubtraumer, um von den Gefandten der 
Bundesflaaten, welche folches angeht, entweber die Erklärung 
der hierauf erfolgten Wollziehung, ober die gemügenbe und voll⸗ 
ftändige Nachweiſung der Urfachen, welche ber Folgeleiftung noch 
eigegenftehen, zu vernehmen. — Na erfolgter Erflärung oder, 
in Ermangelung diefer, nach Ablauf der beſtimmten Fri, has 
bie Bundesverfammlung auf dad von der Commiffion 
darüber abzugebende Gutachten zu beurtheilen, in wie fern bie 
Sache erledigt, oder der Fa der Nichterfüllung der bundesmä⸗ 
figen Verpflichtung begründet, und ſonach das geeignete Erccu: 
tions⸗Verfahren zu beichließen tft“ 5). 

IV. „Ehe die Bundeöverfammilung die wirdlihe Aus: 
führung ihres wegen der Execution und der dabei anzuwenden: 
den Mittel gefaßten Beſchluſſes verfügt, wird fie denfelben ber 
Regierung des betheiligten Bundesſtaats dur deſſen Bundes- 
tagögefandten mittheilen und zugleich an diefe eine angemeflene 
motivirte Aufforderung zur Holgeleiftung ımter Beftim: 
mung einer nach Lage der Sathe zu bemeijenden Beitfrift, erge⸗ 
ben laſſen 6). — Wenn bierauf die Vefolgung angezeigt wird, 
fo hat die Commiffion ihr Gutathten dariiber abzugeben und der 

Bundestag zu beurtheilen, in wie fern folches zur Benüge ge 
ſchehen iſt. — Ergeht feine ſolche Anzeige, oder wird ſelbige 
nicht als genügend befunden, fo wird ohne Verzug der wirkliche 
Eintritt ded Erecutiond » Verfahrens befchloffen, und zugleich der 
Bundesſtaat, der zu diefem Veſchluſſe Anlaß gegeben hat, davon 
nochmals in Kenntniß gefebt“ 7). 

V. Das Erecutiond:Berfahren findet in Der Regel gegen 
die Regierung, nicht gegen die Unterthanen in den Bundes— 
ftaaten Statt. Ausnahmen treten nur dann ein, wenn nah 
Art. 25 und 26 der Wiener Schlußacte der Bund einzufepreiten 

e berufen if 9. — „Die Erecutiond:Maaßregeln werben im Na: 


5) Srecut. Ordn. Art. 3. 
6) Grecut. Ordn. Art. 4. 

s» 2) Grecut. Ordn. Art. Añ. i , 
9) Wiener Schlußacte Art. 32. — Executions⸗Ordn. Art. 6, 
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men ber Sefammtheit bed Bundes befchloffen and ausge⸗ 
führt 9). Die Bundesverfammlung- ertheilt zu dem Ende, mit 
Berüdfihtigung .der Local: Umfände und fonfligen Berhältniffe, 
einer oder mehrern, bei der Sache nieht betheiligten, Regie⸗ 
rungen den Auftrag zur Ausführung der beſchloſſenen Maaßre⸗ 
geln und beflimmt dabei zugleich ſowohl die Stärke der dabei 
zu verwendenden Maunſchaft, ald dic nach dem Pebeömaligen 
Zwecke des Erecutiond : Verfahrens zu bemeffende Dauer deſſel⸗ 
ben“ 1). 

Vi. „Die Regierung, an welde der Auffrag gerichtet iR, 
und welche ſolchen als eine Bundespflicht zu übernehmen 
hat IT), ernennt zu diefem Behuf einen Civil: Commiffair, 
der, nach einer von der Bundeösverfammlung zu ertheilenden 
befondern Inſtruction, das Erecutiond = Verfahren unmittelbar 
leitet. Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen 
ift, fo beflimmt die Bundesverſammlung, welche derfelben den 
Givil:Commiffair zu ernennen hat. Die beauftragte Regiftung- 
bat während der Dauer ded Executions-Verfahrens die Bundes: 
verfammlmg von dem Erfolge deffelben in Kenntniß zu erhalten, 
und fie, fobald der Zweck vollftändig erfüllt if, von der Been⸗ 
digung des Geſchäfts zu unterrichten“ 12). 

vu. Bo nicht, nad einer beftimmten Erklärung der Bun⸗ 
desverſammlung, Gefahr beim Verzuge iſt, findet die wirkliche 
Vollziehung der Executions-Maaßregel durch die beauftragte Re: 
gierung erft drei Wochen nad der von ihr an ben betheiligten 
Bundesſtaat desfalls erlaffenen Anzeige Statt 13). — Nach vor: 


—— — — — — — 


9) Die obere Leitung der angeordneten Vollziehung ſteht auch in ihrem 
Fortgange — vermittelt durch die Executions-Commiſſion — der 
B. V. zu. Execut. Ordn Art. 11. 

w0) Wiener Schlußacte Art. 33. — Grecut. Ordn. Art. 7. z 

11) ueber die Erheblichkeit der Weigerangsgrändbe erkennt tie B. V. — 


Unzuläffige Weigerung begründet Verpflichtung zum Gchabenderfan, - 


und Berantmortlicyleit wegen ber nachtheiligen Kolgen gegen den 
Bund. Execut Ordn. Art. 9. . 

12) Wiener Schlußaete Art. 34. — Execdutions⸗ Scdu. Art. 8. 

13) Execut. Ordn. Art. 10. 

Zacharia's Staatsrecht. 2r Bd. 2e Aufl. 45 
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fchriftsmäßiger Vollziehung des Auftrags muß die Erecutions: 
Mannfchaft ohne Verzug zurudgezogen werben 1). »Die 
Koften der Erecutien find-auf den wirklithen, nad dem Zwecke 
zu bemeffenden, Aufwand zu befchränten. Die Bundesregierung. 
gegen welche die Execution verfügt worden, bat diefelben, ie 
weit fie liquid find, ohne Aufenthalt. gu berichtigen, ober hinrei: 
chende Sicherheit dafür zu flellen- Einwendungen oder Beſchwer⸗ 
‚den, welde noch dagsgen erhoben werden, find bei Erecutionen, 
die nicht in Folge fürmlicher Rechesſtreitigkeiten 15) verhängt wor: 
den, durch die Yundesverfammlung auf erflatteten Vortrag ter 
Bundestags: Gommiffion audzugleihen. — Der Landesregierung 
bleibt e8 in den (im Art. 26 der Schlußacte) bezeichneten Fallen 
überlaffen, die Schwdigen zur Bezahlung der durch ihre Berge: 
hungen veranlaßten Koften im gefeglihen Wege anzuhalten 16).- 


Drittes Aapitel. 


Die Sompetenzverbältuiffe ded deutſchen 
Bunde. 


Erfe Abtheibung. 
Bon den inneren Berbältnifien des deutfchen Bundes. 
6.26%. ($. Mi.) 


Ueberfihtliche Einleitung. 


J. Schon aus dem Begriff und der Zweckbeſtimmung des 
deutfhen Bundes ($. 219) ergiebt ſich eine doppelte Art von 
Wirkſamkeit deffelben, eine Wirkſamkeit nah Innen und eine 
folde nad Außen, jeboch ſtets innerhalb gewifler, durch bie 
Grundverträge ded Bundes und den Zweck beffelben beflimmter, 
Schranken. Den Umfang ber Befugnifle und Verpflichtungen 
ded deutfchen Bundes in feinen Innern und Außern Verhältniſſen 
. begeiehnet der bundeögefegliche Begriff der Gompetenz, welde 


14) Grecut. Drbn. Art. 13. 
15) Weber die Ereeution von Austrägals@etenntaiffen f. 5.20 ber 1. Aufl. 
16), Erecut.:Drbn. Art. 14. 
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fih, in fo fern die Bundesverſammlung das außfchließliche ver- 
faffungsmäßige Organ des Willend und Handelns des Bundes 
felbft if, zugleih ald Competenz ober Rechtsſphäre der 
Bundedverfammlung.darftellt. 

N. Zur nähern Feftftellung der aus ber Bundesacte ſich ers 
gebenden Gränzen der Gompetenz ber Bunbeöverfammlung wurde 
dureh einftimmigen Beſchluß derfelben vom 19. Dechr. 1816 zine 
Sommiffion mit Abfaffung eined Gutachtens über diefen Gegen: 
ftand beauftragt. In der 3Aften Sitzung vom 2. Juni 1817 
wurde "diefed Gutachten vorgelegt und von der Bundeöverfanm: 
lung befchloffen,, daffelbe einftweilen ald Proviforium, bis zur 
definitiven Feflfegung der Competenz bderfelben, ald verbindlich 
anzunehmen 1). Diefe proviforifche Competenz⸗Beſtimmung ift 
in der Wiener Schlußacte weder ausdrücklich befkätigt, noch 
abgeändert. Lestere beſchränkt fih in diefer Hinficht auf: die An 
erfennung folgender allgemeiner Sätze: 

Art. 3. > Umfang und die Schranken, welche der Bund- 


1) Abgedr. iſt biefe Ba ee GSompetenzsBeflimmung v. 
12. Juni 1817 bei Klüber, Quellenſamml. S. 233 f. v. Meyer, 
Stastsactn Th. 1. ©, 52 f.e Klüber nennt dieſe Urkunde mit 
Recht vein ſchönes Denkmal des edlen Pflichteifere und der nationas 
len Gefinnungen, welche bie Mitglieder der Commiſſion und bie 
Mehrheit der bundesverwandten Regierungen belebten. €, die Pro: 
toc. der B. 8. von 1817 $ 223 und fpätere Abftimmungen baf. $. 
232 212. 276. 322. 419 (Hannoverſche Abflimmung) 1818 $. 5. — 
Beherzigenswerth ift aud) die Aeußerung im Gchlußantrag der Com⸗ 
miffion (Klüber, Quellenfamml. &. 243), wo e& heißt: "Daß die 
Bunbesacte die Grundzüge und Andeutungen bed für Deutichland 
gefchloffenen Bundes enthält, darüber find alle einig; aber eben To 
erkennen auch wohl alle insgefammt, daß Kürften und freie 
Städte, fo wie die Nation überhaupt, gleichen Anfprud auf 
die organifche Vollendung diefed Bundes haben.» Vergl. oben $” 
344. No. II. — Auch über die, vorläufig bier noch unberüdfichtigr 
bleibenden äußern Werhältniffe des Bundes, wurben, gleidigeitig 
mit der proviſoriſchen (innern) Gompetenz « Beflimmung,, burc Be: 
ſchluß vom 12. Sun. 1817, nähere Feſtſezungen gemacht. Auf 
Hefe äußern Verhältniffe beziehen ſich dann Art. ie der me 
Schlußacte. 


45* 
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feiner Wirkſamkeit vorgezeichnet bat, find in ber Bun: 
desacte beflimmt, die der Grundvertrag und bad erfic 
Grundgefeß dieſes Vereins if. Indem diefelbe Die Zwecke 
des Bundes ausſpricht, bedingt und begränzt fie zu: 
gleich defien Befugniffe und Berpflibtungen.- 
Art. 9. Die Bundeöverfammlung übt ihre Rechte und Ob— 
liegenheiten nur innerhalb der ihr vorgezeichne— 
ten Schranken au& Ihre Wirkſamkeit iſt zunadfi 
durch Die Vorfchriften der Bundesacte und burd tie 
in Gemäßheit derſelben befchlofienen oder -ferner zu be 
ſchließenden Grundgefege, wo aber biefe nicht zureichen, 
dur die im Grundvertrage bezeichneten Bundeszwed: 
befimmt.» 
.&8 find aber die übrigen Beilimmungen der Wiener Schlußacte, 
befonderd von Art. 17 an, zum Theil Wiederholungen der pro: 
viforifchen Competenzbeflimmung und direct oder Indirect, abge: 
feben von den, die Korm der Geſchäfte und ded Verfahrens be: 
treffenden Normen, faft ſämmtlich definitive Beflimmungen 
über die Gompetenz des Bundes oder der Bundedverfamm: 
kung, 

IM. Bei der Competenz:Beftimmung des Bundes find ſchon 
in.dem proviforifchen Beſchluß v. 12. Juni 1817, was die im: 
nern Berhältniffe des Bundes betrifft, von einander getrennt: 

A. die den Bund felbft betreffenden Verhältniſſe (Prov. 
Comp. : Beftimm. $. 3). 
B. Solde, welche ſich auf die einzelnen Staaten und 
Regierungen deflelben (daf. 8. 4), und 
C. foldhe, die fi auf einzelne Privatperfonen, Cor: 
porationen oder ganze Elaffen von Unterthanen 
beziehen (daf. $. 5). 
- 1. In Betreff der Gegenftänte der Bundesthätigkeit muß 
zwifchen den zur Gompetenz des Bundes gehörigen Juſtiz- oder 
Rechtsſachen und zwifhen den Bundes-Adminiſtrations— 
oder Berwaltungsfachen unterfchieden werden.“ Diefer, auch 
für die organiſchen Einrichtungen des Bundes bedeutungsvolle, 
Wsterfehieb ifte ſchon durch Art. 11 der deutfchen Bundesgcte an: 
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erfannt und durch fpätere Grundgefege, befonderd den: Bunbeds 
befhluß vom 16. Juni 1817, die Austrägal-Osdnung für Streis 
tigeiten ber Bundesglieder unter fich betreffend, fowie durch Pie 
Wiener Schlußarte Art. 21—24 Art. 29 und 30 näher beftinmt 
und durch entfprechende Einrichtungen gefihert. Zu den unmit: 
telbaren Bundes: Juftizfachen gehören alle Streifigfeiten ber 
Bundeöglieber unter fi, welde fih auf ihre individuelle 
Rechtsſphäre, oder ihr Verhältniß ald unabhängige Staaten 
zu einander beziehen, und auch materiel- der verfaffungsmäßigen 
ridhterlihen Entfheidung des Bundes nad -den geltenden 
Rechtsgrundſätzen unterliegen. Als mittelbare Bundes: 
Zuftizfachen koͤnnen alle Kandesjuftizfachen betradptet werden, in- 
fo fern der Bund dafür zu forgen haft, daß int Falle gehemmter 
odef vermweigerter Nechtöpflege die gerichtliche Hülfe in den ein: 
zelnen Bundesflaaten ungehindert eintrete. — — Zu den Bundes⸗ 
Bermaltungsfachen gehören indbefondere alle Angelegenheiten, 
welche 1. die innere Sicherheit des Bundes in feinem Beſtande, 
2. dfe weitere Entwickelung der Bundesverfaſſung durch neue 
Bundesgeſetze, 3. die beflehenden oder noch zu werwirklichenden 
organifchen Einrichtungen und gemeinnügigen Anordnungen, 4. 
die Vertheilung der Bundeslaften und Erfüllung der Pflichfen 
gegen den Bund, und 5. die außern Verhältniſſe des Bundes 
betreffen. . ® 


Erftier Titel. 


Bon der Competenz : Beftimmung in den Innern, den Bund 
felbft betreffenden, Berhältnifien. 


$. 265. G. 212.) 
I. Allgemeine Grundfäße. 


1. »Die Bundesverfammlung ift berufen, zur Aufrechthal: 
tung des wahren Sinned der Bundesacte (und anderer Grund: 
gefege) die darin enthaltenen Beftimmungen, wenn über berem 
Auslegung Zweifel entfichen ſollten, dem Bundeszweck gemäß zu 
erklären (Th. J. F. 49. Th. II. 8.261) uns in allen vorfommenden 
Fällen den Vorſchriften dieſer urtunde (and aͤnderer Grundgeſetze) 
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ihre richtige Anwendung zu fihern !).- Auch ift der Bundestag 
zur Berathung, Beichließung unb Ausführung alles Deſſen com: 
petent, was -»bie verfaffungsmäßige Erhaltung ded Bundesver: 
eins im Ganzen bezwedt"2).« 

NH. Wenn auf irgend eine Art die innere Ruhe und Si: 
herbeit des Bundes geftört oder bebroht ift, und dieſe Sto⸗ 
rung oder Bedrohung durch die Bundesverfammlung anerfamnt 
wird, fo hat fie über Erhaltung oder Wieberherflellung derſelben 
Roth zu pflegen und die dazu geeigneten Beichlüfle in verfaf: 
fungsmäßiger Weife zu fallen 3). 

IH. Der Bund ift berechtigt neue organiſche Einrid: 
Jungen, ald Mittel zur Erfüllung der audgefprochenen Bun: 
deszwecke zu machen 9) und bie in der Bundesacte 5) vorbehalte: 
nen oder von einzelnen Bunbedgliedern in Vorſchlag gebrachten 
gemeinnügigen Anordnungen, die dad Wohl der Ge 
fammtheit berühren, und deren Zwed nur burch bie zuſam⸗ 
menwirkende Theilnahme aller Bundesſtaaten erreicht werden kann, 
zu berathen und zur Ausführung zu bringen.6). Auch iſt bie 


1) Wiener Schlußacte Art. 17 ($.261. Note 5). Bergt bamit bie pres 
vifor. Comp = Beftim. $. 3. No. 1. 

2) Provifor, Comp.⸗Beſtimm. $. 3. No. 2. 

3) Proviſor. Comp.⸗Beſtimm. $. 3. No. 3. Wiener Schlußacte Art. 
18. 28. — Auch bie zur Sicherheit der Bundesverfammiung ſeibſt 
nothwendigen Maßregeln (vergl. oben $. 257) fallen unter diefen Ge: 
fiytöpunct. 

4, Wiener Schlußacte Art. 13. 14. 

5) WBundesacte Art. 16. 18. 19. 

6) Wiener Schlußacte Art. 64. Proviſor. Sompet. : Beftimm. $. 3. 
Ro. 4 Lestere nimmt dabei ausdrücklich auf Art. 16. 18. 19 der 
B. A. Bezug und bie Wiener Schlußacte fagt auch Art. 65: Die 
in ben befondern Beflimmungen ber B. A. Art. 16, 18. 19 zur Ber 
rathung der B. 8. geftellten Gegenflände bleiben berfeiben, um 
durch gemeinfchaftliche Uebereintunft zu möglihft gleihförmigen Ver: 
fügungen darüber zu gelangen, zur fernern Bearbeitung vorbehals 
ten.» Ueber ben auf Antrag Baden’s am 19. Mai 1848 gefaßten 
Beihluß, die Einführung vollkommner Verkehrs: und ZoMfreiheit 
betr., und ben Antrag Bayern's auf Befeitigung ber Hemmuiſſe 





-—— ss. 
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Errichtung und Fortfegung eines Verzeichniſſes der eingehegden 
—— zu gemeinnügigen ei beliebt worden 7). 


En. EEE 
&rbaltung der innern Nuhe und Sicherheit von 
Deutſchland. 


1... Mit der, ſchon bei der Zweckbeſtimmung bed Bundes 

(8. 243) hervorgehobenen Befchränfung, ift die Bundesverfamms 

fung ohne Zweifel conıpetent, für die Erhaltung der öffent: 

Lihen Rube und gefeglihen Ordnung thätig zu werden D). 
Es fällt aber unter diefen Gefihtöpunft: 

1. Störung oder Bedrohung der innern Sicherheit" von 
Deutfhland durch Streitigkeiten zwifchen Bundesglie⸗ 
dern oder durch ein ben Grundgefegen bed Bundes wi: 
berfprechendes, den Rechtözuftand Deutfchlands gefährden: 
bed Unternehmen derfelben 2). 

2. Auflehnung der Unterthanen gegen die gefegliche Ordnung 
oder Bedrohung derfelben in mehreren Bundesſtaa— 
ten zugleich durch gefährliche Verbindungen und, Ans 
(hläge, wogegen nur durch Zuſammenwirken der Geſammt⸗ 
beit zureichende Maaßregeln ergriffen werben können 3). 


der freim Flußſchifffahrt v. 30. Juni 1848 f. oben Th. 1. 8. 44. 
Note 12. Roth u. Mer, Quellenfammi. Th. I. ©. 290. 475 f. 
7) Bundesbefhl. v. 30. Ian. 1817. Klüber, Kortfet. der Quellens 
famml ©. 2. 
I, Wiener Schlußacte Art. 25. — in Rüdfi at auf die innere Si⸗ 
cherheit des gefammten Bundes» — f. unten $. 252 der 1. Aufl. 
2) WBundesacte Art. 11. Wiener Schlußacte Art. 18. 10. Unten $. 
244. der k Aufl. 
3) Wiener Ehlußacte Art. 28. — Die Verpflichtung des Bundes bie 
“in einem einzelnen Bundesſtaat geftörte Ruhe und Autorität der 
Regierungsgewalt ‚wötbigenfalls wieder berzuftellen (Wiener Schlußs 
acte Art. 25), fällt unter ben anbern Geſichtspunct »der WVerpfliche 
sung ber Bundesglieder zu gegenfeitiger Hülfsteiftung.« — &. übri- 
gens auch den im Ganzen bieß- auf die damaligen Zeitverhältniſſe 
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Beſonders in der legtern Beziehung hat dad deutſche Bundes: 
recht eine Mehrzahl von, feit dem Jahre 1819 gefaßten, Beſchlüf⸗ 
fey der deutfchen Bundeöverfammlung aufzumweifen, welche die der 
Einwirkung des Bundes für die Aufreehthaltung der innern Ru⸗ 
be und Ordnung in den Bundedflaaten (Wiener Schlußarte Art. 
25) und feiner Einmifchung in die innere Verfaſſung und Ber: 
maltung bderfelben (Wiener Schlußacte Art. 53. 61) geftedten 
GSräyzen fo wefentlich überfchreiten, und auch durch Subfumtion 
unfer ben Geſichtspunkt der Competenz ded Bundes zu gemein: 
nügigen Anordnungen“ fo wenig ihre Rechtfertigung finden fon: 
nen 9), daß fie großtentheild zu den durch Bundeöbefhluß vom 
2. April 1848 (Th. J. 8. 49. Note 9) aufgehobenen Ausnahmöge: 
fegen gerechnet werben müffen. 

1. Bet den von Bundeöwegen zur Erhaltung der mnem 
Ruhe und Sicherheit Deutfchlands getroffenen Maaßregein laſſen 
fih unterfcheiden: 1. Bundedeinrichtungen im engern Sinne; 2. 
Befondere Verpflichtungen der Bundesglieder gegen den Bund 
und gegen einander; 3. Beflimmungen, welche gewiffe Grun- 
füße und einzelne Gegenflände bed Verfaſſungs- und Werwal: 
tungsrecht8 der Bundesſtaaten befreffen. Nicht felten gehören 
aber -Bundeöbefchlüffe ihrem Inhalt nach zugleich in die eine 
und andere diefer verfchiedenen Claſſen, indem namentlich die die 
VBerfaflung und Regierung der Bundeöftaaten betreffenden Be: 


ſich beziehenden Bundesbeſchl. v. 21. Oct. 1830, Maafregeln zur 
Erhaltung der Ruhe in Deutſchland betreffend. v. Meyer, IL. 
©. 361. 


4), Möglich wurde diefe ercelfive Einmifchung ded Bundes in innere 
Landesangelegenheiten durch die Dehnbarkeit der Negriffe von „Si: 
herheit« und „Wohl“ der Sefanzatheit, unter weldge, wenn man 
will, der ganze innere Rechtszuſtand der Bundesftaaten (pofitio und 

° negativ) fubfumirt werben Tann. Es liegt in diefen Maaßregein bed 
Bundes bie polizgeidicdhe Richtung der Bundesgewalt, wobei die 
Berfaffung der einzelnen Staaten, vermögt der Unbeſtimmtheit die: 
fer Richtung, auf biefelbe Weile in Frage geflellt wird, wie ber 
Rechtszuſtand des Einzelnen im Staate im Verbältniß gar Pe: 
lizeigewalt des Staats. Vergl. oben $. 179 f. 
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fimmungen haufig auch ausdrüdlich für Verpflichtungen der Buns 
deöglieder gegen ben Bund oder gegen einander erflärf find. 

1. Bu den -Bumdeseinrichtungen im engern Sinae, 
welche vom Standpunkte der nad Anficht ber Bundesverfamm: 
lung bedrohten Sicherheit Deutfchlands getroffen worden find 3), 
gehören nomentlih: A. die Beſtimmungen des proviforifchen 
Preßgeſetzes vom 20. Eeptbr.»1819 6), wonad (8. 6) die Bun: 
deöverfammlung befugt fein fol, „bie gu ihrer Kenntniß gelan⸗ 
genden unter.der Hauptbeflimmung des' 5. 1 begriffenen 
Schriften 7), in welchem deutfchen Staate fie auch 'erfcheinen 
möge, wenn ſolche nach dem Gutachten Liner von ihr ernanns 
ten Commiffion, der Würde des Bundes, der Sicherheit eins 
jelner (?) Bundesſtaaten, oder der Erhaltung des Friedens und 
der Ruhe in Deutfchland -zumiderlaufer, ohne vorherges 
gangene Aufforderung, aus eigener Autorität 9) durch 


5) Eine Zufammenftellung der hierher gehörlgen Bundesbeſchlüſſe f. in v. 
Meyer, Corpus Sonftitut. Germaniä. 1. G. 65 f. 

6) · Inſoweit baffelbe die Handhabung der Dreßpolizei In den einzelnen 
Bundesftaaten betrifft, ift däffelbe, nebft fpätern darauf bezüglichen 
Beſchlüſſen, insbefondere auch dem die Einführung der Preßfreiheit 
geftattenden Bundesbeſchl. v. 3. März-1848, bereits oben Th. I. $ 
88 und IH. II. 9.186 (vergl. auch IH. I. $. 4%) hervorgehoben wors 
den. ©. übrigens audy die v. Gemtz entworfenen Grundlinien eines 
Beſchl. zu Verhütung des Mißbrauchs ber Preffe in den deutfchen 
Buntesftaaten. Beil. C. zum 1. Prot. der Garlsbader Gonferenzen 
v. 6. Aug. 1819. Welder, wicht. urk. ©. 193 f. Die Berathung 

® darüber daf. ©. 118 f. und Bundesredhtliche Kragen No. II. 8. 36 f. 

7) Der $. 1 rebet von foldhen Schriften, welde in der Form täglicher 
Blätter oder heftweife erfcheinen, besgleichen folchen, welche nicht 
über 20 Bogen ſtark find. Auf diefe war alfo bie Sompetenz ber 
3.8. zur Unterdrädung aus eigner Autorität als befchränkt 
zu betrachten. Dod ift die Frage im Echooße ber B. 8. felbft bei 
Gelegenheit eines beftimmten Falles beftritten. Vergl. Protoc. der 
B. V. v. 1839 S. 179. S. 333 f., befönders auch S. 624 f. und 
Beil. v. 30. Septbr. 1839, nebft verwahrender Erklärung breier 
Bundesftaaten binfichtlich dieſes durch Stimmenmehrheit pefaßten 
Befchluffes. Protoc. $. 312. S. 906 f. s — 

8) Den Gegenſatz bildet der vorhergehende Fall, wo ein Bundesſtaat 
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einen Ausſpruch, von welchem Feine Appellation ftatt findet, zu 
unterdrücken und die betzeffenden Regierungen verpflichtet find, 
diefen Audfpruch zu vollziehen.« Die Wirkimg einer von Bun: 
deöwegen ausgeſprochenen Unterdrüdung einer Zeitung ober Zeit: 
fchrift follte darin beftehen, Daß „der Redacteur derfelben binnen 
fünf Jahren in keinem Bundesſtaate bei der Rebaction einer 
ähnlichen Schrift zugelaffen werdeg dürfe 9.» — B. Die Ein: 
fesung ber Central=zUnterfuhungs:Sommiffion 20) zu 
Mainz gegen politifche Umtriebe vurch Beſchluß vom 20. 
Septbr. 1819 und ber Central: Behörde für politäfche Un: 
terfuchungen zu Frankfurt 11) durch Beſchl. vom 20. Juni 1833. 
C. Die Einſetzung verſchiedener Commiſſionen, z. B. zur Be: 
gutachtung ber Gebrechen des gefammten Schulunterrichts⸗ und 
Erziehungsweſens in Deutſchland 12) — zur Beaufſichtigung = 
ftändifdhen Verhandlungen 13) u. f. w. 

IV. Ad Verpfliätungen ber Bundedglieder gegen 








gegen den anbewm eine Befchwerde bei ber B. V. erhoben hat. 
Hier ift die Beſchränkung ber Competenz der B. 8. auf die unter 
der Hauptbeflimmung bes $. 1 enthaltenen Schriften jedenfalls nicht 
gemacht. 

9, Meprere derartige Beſchlüffe ber B. B., beſonderz aus ben Jahren 
1831 und 1832, find zuſammengeſtellt in Klüber’s Fortſet. der 
Quellenfammi. S. 69 f. Weber bie frühere Unterbrüdung bes deut⸗ 
ſchen Beobachters f. den Bell. bei v. Meyer, Staatsacten Th- 
1. &.257. Klüber, Quellenfammi. &. 289. Auch Verbote fämmts 
licher Verlagsartikel einer Buchhandlung find von ber 8. B. bes 
fhloffen worden 3 'B. bes literar, Gomptoirs in Züri unb Win 
terthur (Zul. Kröbel & Comp.) Beſchl. v. 12. Juni 1845 amd 15. 
San. 1846. &. auch Über verfchiedene fpätere Verbote nod: Bun: 
desrechtliche Fragen. Halle 1851. S 217 fs 

10) S. darüb. das 2te Carlsbader⸗Conferenz⸗Protocoll v. 7. Aug 1819, 
tie Beil. D. (Belder, widt. Urt S. 116. ©. 210 f.) 

1) BVergl. oben $. 255. 

132) Bundesbeſchl. v. 16. Aug. 1824 Kat. 2. v. Meyer, Gtaatsacten 
sh. I. ©. 2857. &, fon oben $. 199. Note 14. 

13) Bundesbeichl. v. 28. Jun. 1833 Art. 4 und 29. Noobr. 1832. >. 
Meyer, Staatsacten TH. I. &. 413. Se 425 und oben Th. 1.3. 
109. Rote 34. Ih. 11. $. 254. 
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den Bund ımd resp. gegeneinander find aus dem Rechte beö 
Bundes zur Erhaltung der innern Ruhe Deutichlandd und ber 
Eintracht zwifdyen den Bundesgliedern abgeleitet worben: A. die 
Befimmungen ber Bunbeöbefchlüffe über die in Betreff der Uni: 
verfitäten 4) and der Preffe zu ergreifenden Maaßregeln, 
in fo fern jeder Bunbesflaat für die im dem Lande erfcheinenden 
der Genfur zu unterwerfenben Schriften gegen die -übrigen Ban: 
deöglieder-und die Gefammtheit des Bundes für verantwortlich 
erklärt. wurbe und man: füch Für verbunden erachtete," »gegenfeitis 
gen Klagen und unamgenehmen Erörterungen« möglichft vorzus 
beugen !5). . B. Die bundeögefeslichen Beſtimmungen in Bezie⸗ 
hung auf die Rothwendigkeit der Erhaltung des monardifchen 
Prinzips 19; hinfichtlich der Verhütung von Angriffen auf 
den Bund in den Öffentlihen ſtändiſchen Verhandlungen 17), 
der Verpflichtung zur Hüffsleiftung bei aufrührertfchen Bewegun⸗ 
gen .18) und ber Benachrichtigung des Bundes von dieſen und 


14) Bergl. oben Th. I. $. 179. Rote 14. 

15) Proviſor. Bundeſs⸗Preßgeſ. v. 20. Septbr. 1819 8. 4. 6. 8. Vexgl. 
auch B. Beſchl. v. 10, Rovbr. 1831. dv. Meyer, Staatsacten. Th. 
u, ©. 392. j 

16) Wiener Schlußaete Art. 57. B. Beſchl. v. 16. Aug. 1824 Art. I. 
B. Bell. v. 28. Juni 1832 Art. 1. Oben Th. I. ©. 560 f. Auf 
derfelben Bafls der Verpflihtung*gegen den Bund beruben die 


Borfcyläge der 2ten Commiſſion ber Dresbener Gonferenzen und 


die darauf Bezug nehmende Begründung des Bundesbeſchluſſes v 
23. Aug. 1851. i 
17) Wiener Schlußacte Art. 69. B. Beſchl v. 28. Zun. 1832 Art. 5. 
Oben Th. I. ©. 561 f. 
16) B. Beſchl. v. 5. Zul. 1832 Art.9. »Die Bunbesregierungen fihern 
fi) gegenfeitig die promptefte militärifche Affiftenz zu“ ü. ſ. w. 
- Au im Yuhre 1848 wurbe von ber Bundesverfammlüng daſſelbe 
anerkannt bei Gelegenheit der damals zur Sicherheit der Perfenen 
und des Eigentbums zu ergreifenden Maaßregeln. In ber 19. Sitz. 
v. 15. März (Protoc. $. 1650) wurbe ausgeſprochen: „Alle Regie: 
zungen übernehmen es, ayf ergangene directe Requifition in Fällen 
vom Angriffen auf die Sicherheit der Perfonen und bes Eigenthums 
- „fi gegenfeitig möglichft Bülfe zu Leiften. Es Sat bieß aber nas 
türlich umter gleichzeitiger Anzefge und resp. Genehmhaltung des 
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allen gefährlichen politifhen Berbindungen 19), Ausßliefe 
rung politifcher Berbreher 2), Rerbot der Actenverfendung 
in Criminal: und Polizei-Straffahen 2) u; f. w. 

Dabei unterliegt die Berehtigung des Bundes, wegen 
aller, nady den Grundverträgen und Beſchlüſſen des Bundes den 
einzelnen Gliedern obliegenden Verpflichtungen und vertragsma- 
Big übernommenen Öbliegenheiten, fie mögen nun das Verhält⸗ 
niß der Bundedglicder zum Bunde, zu einander mb zu an: 
dern Staaten oder gu ihren eigenen Untertbanen .betref: 
fen, im alle einer zur Anzeige gebrachten Verlegung ober 
Nichterfüllung der Verbindlichkeiten, zunächft wenigftens Aus: 
Funft und Rechtfertigung von dem betheiligten Bunbesftaat 
ober deffen Regierung zu verlangen, nicht dem minbeften Zweifel. 
Gbenfo wenig ift die Richtigkeit des allgemeinen, auß der 
Natur ded Bundes im Verhältniffe zu feinen Gliedern abgeleite: 
ten Grundfages zu bezweifeln, wonach der Bund fordern darf, 
daß die innere Gefeggebung der deutfhen Bundes: 
flaaten weder dem Zwecke bed Bunded irgend Eintrag 
tbun, noch der Erfüllung fonfliger bundesverfaffungs: 
mäßiger VBerbindlichleiten gegen den Bund hinderlid 
fein dürfe %). Es kömmt nur darauf an, daß dabei zugleich 


centralen Bundesorgans zw geicheben. Die NBerpflegung ber Hülfe 
leiftenden Zruppen babei betrifft der Beſchl. v. 23. Aug. 1832. v. 
Meyer, Staatsacten II. &. 419. 
19) 3. Beſchl. v. 21. Dct. 1830 Art. 3 und v. 23. Aug. 1832. v. 
Meyer, Staatsacten Th. II. 3. 361 f. ©. 4%. 
2) B. Beſchl. v 5. Zul. 1832 Art. 8. Klüber, Fortſetz. der Quellen: 
- Sammi. ©. 69. v. Meyera. aD. ©. 417 u. 8. Beſchl. v. 18. 
Aug. 1838 Art. 2. Gin Bundesbefchluß der neueften Zeit (26. Jun. 
1854) erkennt nun auch für gemeine Berbrechen eine Ausliefe 
rungöpflicht der Bundesflaaten gegen einander an. 
21) 8. Beſchl. v. 13. Novbr. 1894 und v. 5. Rovbr. 1835. Heffter, 
im Archiv des Sriminale, 1849 S. 229 f. Die Befeitigung diefes 
Verbots durch den B. Beſchl. v. 2. April 1848 ift ganz zweifellos. 
Wiener Schlufacte Ast. 58. B. Beſchl. v. 28. Juni 1832 Art. 3. 
— Bericht über die Geſetzgebung in dene Bundesſtaaten: Bgil. A. 
zum IL. Protoc. der Wiener Eonferenzen v. 1834. 


22 


ur 
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bem Prinzipe der Selbſtſtändigkeit der Einzelftaaten die 
erforderliche Rüdfiht zu Theil werde und daß nicht nach einer 
blos doctrinären Gonfequenzmacherei die Freiheit der Landesver⸗ 
faflung und Geſetzgebung derfelben beeinträchtigt werde 23). 


Bweiter Titel. R 


Bon der Eompetenz ded Bundes in den Verbältuiffen der 
Bundesglieder zu eittander. 


Die hierher gehorige, beſonders die dunbesrechtfiche Ausſsträgal⸗Inſtanz bes 
treffende Literatur, behambelt zum Theil auch die im folgenden Ti⸗ 
tel zu betrachtendbe Gompetenz des Bundes in Betreff der Streitig- 
feiten zwifchen Regenten und Unterthanen. Vergl. v. Berlepfc, 
über die Nothwendigkeit der Anorbnung eines deutfchen Reichs: ob. 
Bundesgerichts. Gaffel 1815. — GE. v. Dalwigk, die Austrägal⸗ 
Inſtanz zur Erlduterung des Att. 11 der Bundesacte. Mainz [817. 
— 9.8.6. Euber, über bie nothwendige und geſetzliche Zuläſ⸗ 
ſigkeit der Austrägal-Inſtanz nach Inhalt des Art. AL der Bundes⸗ 
acte. Frankf. 1818. — W. J. Behr, von den rechtlichen Grän⸗ 
zen der Einwirkung des deutſchen Bundes auf die Verfaſſung, Ge⸗ 
fege und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten. 2te Aufl. Stuttgart 
1820. — R. Mohl, die Gffentliche Rechtspflege des beutfchen 
Bundes. Stuttg. u. Zäbing. 1923. — Abhandl. "üb. Segenſt. des 
aftgem. Staatsrechts. Carloruhe 1824. Abth. I. ©. 261 f. — X. 
W. Heffter, Beiträge 3. d. Staats⸗ u. Füsftenrecht. 1829. No. 
UI. (Codex Auystregalis confoederationis Germanicae.) — Scheur⸗ 
len u. Hufnagel's Gerichtsverfaſſ. der deutfchen Bundesftaaten. 
Züb. 1829 Bd. J. S. 3-44. — 5. v. Struve, die verfaffunge: 
mäßige Erledigung ber Streitigkeiten zwifchen beuffchen Bundes⸗ 
gliedern. Bremen 1830. — ©. F. Eichhorn, Betrachtungen üß, 
die Verfaſſ. des deutſch. Bundes in Beziehung auf Streitigkeiten 


der Mitglieder beffelben unter einander ober mit ihren Untertha⸗ 


2) Faſt Mehr ale bas Recht einer Bunbesftaatsgewalt nahmen in dies 
fer Dinfiht für den Bunb in Anfpruch bie Erpoſoͤs von Gentz u. 
X. auf deu Carlsbader Conferenzen. Welder, wicht. Url. ©. 266 f. 
S. dann bie Defterreihiih =» Preußifhe Motiwirung bes 8. 
Beſchl. v. 28. Zuni 1832. v. Meyer, Stagtsacten 11... 401 f. 
Berg. and) die zum ‚Theil noch weiter gehenden Wörfchläge ber 
Sussommifflion auf den Dresdener Gonferenzenz in-ber Brochüre 
Die Dresd. Conf. Berl 185. ©, 102 f. 4 
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nen in ihrer jegigen Ausbildung. Berlin 1833. — (Jarke) Ueber 
die austrägalgerichtl. Entſcheidung vog Streitigkeiten unter den 
Bundesgliedern. Wien 1833. — Arnold, üb. ridter!i. a. vcL- 
zieh. Gewalt bes beutfchen Bundes Stuttg. 1835. — v. Leor- 
barbi, das Austrägals®erfahren bes deutſch. Bundes. Kranff 
153. Zweit. Band 1845. — Wergl. auch H. Zöpfl, über das 
Verhältniß der Beichhläffe des beutfdy. Bundes zu Sachen der frei: 
tigen Gerichtsbarkeit und gerichtl. Entſcheidungen. Archiv f. civ. 
Praxis. Bd. XXVII. S. 388 f. 


. 261. 6. 94) - 


I. ueberficht der Bundesgeſetzgebung. 
Klüber's öffentt. R. $. 216. — Jorban, $. 215f. — Weis, F. 18 f. 


I. Die Verhältniſſe der deutſchen Bundesſtaaten ſind theils 
ſolche, welche überhaupt zwiſchen unabhängigen Staaten eintre: 
ten können, theild folche, welche durch den ald vblkerrechtlichen 
Verein begründeten Bund derfelben zu dem beftimmten Zwecke 
($. 243) begründet werden !). In beiderlei Hinfiht Tonnen 
Differenzen und Streitigleiten zwifhen den Bundes— 
ſtaaten entfichen, zu deren Erledigung dad Bundesverhältniß 
feloft eine Beſchränkung der außerdem zwifchen unabhängigen 
Staaten möglihen, durch das Völkerrecht anerkannten, Mittel 
hervorgerufen, hat. “ 

Schon bei der Berathung der Bundesacte auf dem 
Wiener Congrefle war man darüber einverflanden, daß jeder 
Kriegszuftand und jede gewaltthäfige Selbfihülfe zwi: 
ſchen den Bunbeögliedern durch die Natur des Bundesverhält: 
niſſes audgefchloffen werde, und daß dem Bunde felbft das Ric: 
teramt in Streitigkeiten der Bundesglieder beizulegen fei 2), 


I) Heffter, Beiträge ©. 176 f.— Ueber neuerlich in Brage gefommene 
Behnsverhältniffe f. Vundesrechtl. nn S. 214 f. Dben Th. 
L $. 36. Note 26. 

Versi. Klüber’s Acten bes Wiener Gongveffes DB. 1..©. 38 f. 
.68f, 71. 75. 3 9. Dh. IE ©. 16f. 47 f. Al. 9. 102. 1086. 166. 
10P. 887 f. 176 f. 311. 317. 350f. 3834. 4238 f. 185 f. WERL. 537 f. 
543. 566. — Deffelben Weberfiht der bipkomat. Verhandl. bes 
W. Congr. ©. 173-193. — Mohl a. a. S. S. 15 f. 


2 


Nas 
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wobei natürlich vermöge des Werhältniffee der ſonverainen 
Bundesftaaten zur Bundesgewalt nur an em mit der erforderli- 
hen erecutorifchen Macht anögerüftetes, durch Wertrag gefchaffe: 
ned, ſchiedsrichterläches Amt und nicht an eine. eigentliche 
Juſtizgewalt gebadht werden konnte. Won Anfartk an herrſchte 
aber darüber eine Verfchiedenheit der. Anfichten, ob neben der 
Bundeöverfammlung ein permanented Bundesgericht (mas 
dann möglicher Weife auch für andere, eine rechtliche Erledi⸗ 
güng bedürfende, Werhältniffe „hätte Compelenz eslangen kön⸗ 
nen) 3), einzufeßen, oder für jeden einzelnen Fall die Ent: 
fcheidung von der Bundeöverfammlung durdy eine wohl georbnete 
Austrägal⸗Inſtanz zu bewirken fei ). Das Refultat der Be⸗ 
ratdungen ſprach der Art. 11 ber deutſchen Bundesacte dahin aus: 
„Die Bundeßglieder machen ſich ebenfalls verbindlich, ein⸗ 
ander unter keinerlei Vorwand zu bekriegen noch 
. ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern‘ 
fie bei der Bundesverfammlung anzubringen. Diefer liegt 
alsdann ob, die Vermittlung durch einen Ausfchuß zu 
verfuchen, und falls biefer Verſuch fehlichlagen follte und 
demnach eine richterliche Entſcheiduug noehwendig wir: 
de, folche dar} sine wohlgeordpete Austrägal:In- 


nn — 


3) Vergl. Eichhorn a. a. O. ©. 3 f. "Der erſte Entwurf ber ©. 2. 
bezog fich feiner Faſſung nach aud auf Streitigletten zwiſchen Res 
genten und Unterthanen. Die entſcheidenden Worte blieben aber bei 
der fpätern Baffung des Art. II weg. Preußen erklärte nah in 
der Note vom 4. Febr. 1816: vohne Bundesgerigt werde 
dem Rechtsgebäude in Deutſchland der leste und noth: 
wendigfte Schlußftein fehlen“ Vergl. Stein’s Leben, von 
Hera IV. ©. 318. Pfeiffer, pract. Ausführungen. zb. I. u. u. 
Vorrede. 

4) Für ein Figenes Bundeßgeriht erklärten ſich Oeſterreich, Preußen, 
Hannover, Sachſen und mehrere andere Staaten; dagegen beſon⸗ 
des Baiern und Würtemberg. — Verglt. Eichhorn a. a. O. ©. 
6ef. Mohl a. a. D. ©. 18 f. Das Gutachten des Naſſauiſchen 
eimiſters v. Marſchall, üb. die Frage, oh die Ynorbnung eines 
permanenten Bundesgerichts nothwendig ſei? f. in- Stein’ g Leben 
v. Hertz BE. IV. ©. 306. 668 f. " 
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ſtanz zu-bewirfen, deren Ausſpruch die fireitenden Zhei:c 

fi fofort zu unterwerfen haben.- 
Die Bundesverfammlung ‚betrachtete ed als eine ihrer erfiın 
Sorgen 5), eine die Sache näher -beflimmende Bereinigung Tir 
Bandeöglieber* auf dem rund des Art. Il der B. A. zu Stande 
zu bringen. Dabei- zeigte ſich im Einzelnen noch eine Beridic: 
benheit der Anfichten beſonders aud) über die Stage, ob ein per: 
manentes Austrägals Gericht einzurichten, oder ob nur für je: 
den vorbosgmenden Fall und in weldher Weile eine richter: 
lihe Entfcheldung zu vermitteln feit- Ohne mun den auf das 
Erftere gerichteten Antrag ganz aufzugeben, erklärte man jid 
vorläufig füs die Anfiht, daß der’ auf gewifle Weife drfignirie 
oberfte. Gerichtshof eined Bundesſtaats in jedem einzelnen 
Falle im Nomen und Auftrag des Bundes, nah den für 
ihn geltenden Proceß- Normen, die Sache zu infiruiren und 
nach. dem gemeinen deufichen Rechte zu entſcheiden habe. Ari 
diefe Weile entfland der Bundesbeſchluß vom 16. Juni 1817, 
enthaltend die Bundesvermittlungd=-und Austrägal-Ordnung in 
Streitigkeiten von Buudeögliedern unter ſich ). — In ber 





5) Mohl a. a.D 8.22.” Baſelbſt auch ver, don ber Gemmifjion jur 
Begutachtung ber Reihenfolge der Geſchäfte gemachte, Antrag und 
der in der Big. v. 3. März 1817 zur Jaſtructions⸗ Einhelyng ae: 
ſtellte Vorſchlag. ©. diefen auh bei Eichhorn a. a. O. &. N. 
Nach diefem Vorſchlag follten die Austrägalridter und der Obmann 
aus den Bundestags-Geſandten genommen werben, dieſe Blos 

z nad) ihrer Ueberzeugung (nidyt nad) Inſtruction) urtheilen, ſich aber 

bei einer Univerſität ober dem oberſten Landesgerichta Rath (wicht 

das Urtheiſh) einholen können. Oeſterreich verwarf aber gleich 

dieſen Vorſchlag mit Grund in feiner Abſtimmung (26. Sie. v. 1817) 

und. machte paffendere Vorfchläge, Welchen fid bie meiften Übrigen 

Stimmen anſchloſſen. Preußen trat damals fchon nit feiner, auch 

fpäter feftgehaltenen, Unterfcheibung zwiſchen verſchiedenen Arten von 

Etreitigkelten (vergl. $. 245 der erſten Aufl.) hervor. Mohl a. a. 

O. ©. 26 f. u 

Motoc. der B. V. v. 1817 33. Sie. $. 23. Kläbgg, Quellen⸗ 

Samml, 5. 354.f. v. Meyer, Gtoatsacten Th, IL ©. 61 f. — 

In diefem Beſchluß ift nod) (unter Mo. IIL). ausdrüdlu bemerkt, 


Vu 
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Wiener MinifterialGonferenz von 18207), bis zu welcher ſich 
auch die Nothwendigkeit einer befondern- Beflimmung über Er- 
haltung des Befisflandes zur Verhütung thätlicher 
Selbfthülfe zwiſchen Bundesgliedern herausgeſtellt hatte, 
fam zwar die Errichtung eines permanenten Bundesge: 
richts abermald zur Erörterung. Allein man ließ es jetzt bei 
der einmal befehenden Einrichtung, legte die vereinbarten Grund: 
füge über dad Michteramt des Bundes in Streitigkeiten ber 
Bunbeöglieder unter fih, unter ausdrücklicher Beſtätigung des 
Bundeöbefchluffes vom 16. Zun. 1817 bis zu einer anderweitis 
gen Uebereintunft zwifchen den Bundedgliedern, und unter Bors 
behalt eines noch zu faflenden befondern Beſchluſſes über das 
Verfahren bei Aufftellung der Austrägal-Inftanz, im Art. 2I— 
24 der Wiener Schlußacte nieder und beflimmte auch dafelbit 
im Art .19 u. 20 die Befugniffe der Bundesverfammlung m Bes 
treff der Verhütung von Thätlichkeiten und über Aufrechthaltung 
des Befisftandes. Jener vorbehaltene befondere Beſchluß wur: 
de von der Bundedverfammlung am 3. Auguft 1820 gefaßt 8), 
und zugleih die an demfelben Zage angenommene Erecutionds 
Drdnung (oben $. 263), in Webereinftimmung mit Art. 31 ber 
Wiener Schlußacte, auch für die nothwendig werbende Wollzie: 
bung austrägalgerichtlidher Erkenntniffe ald anwendbar erflärt. 
Der Art. 24 der Wiener Schlußacte fegte zugleich feſt, daß es 
übrigens den Bundesgliedern frei ſtehe, ſowohl bei einzelnen 
vorfommenden Streitigkeiten, als für alle künftige Fälle, wegen 
befonderer Auöträge oder Gompromiffe übereinzufommen 
und daß auch frühere Familien= oder Vertrags-Austräge 
durch Errichtung der Bundes = Audträgal: Inftanz nicht aufgeho: 


ber Vorſchlag wegen Errichtung einer permanenten Austrägal« 
Commiſſion werde nidyt als aufgegeben betrachtet. 

7) Vergl. Mohl a. a. O. ©. 29 f. Daf. aud) bie Erwähnung „der 
Sache in den Carlsbader Gonferenzen. 

3) Derfelbe beſteht aus 11 Artikeln und iſt abgebrudt bei Klüber, 
Quellenfamml. S. 391f. v. Meyer, Staatsacten Th. II. ©. 166 f. 
Die Art. 1. 2. 4 u. 10 entfprechen faft wörtlich den Art. 21. 22. 
23 u. 24 der Wiener Schlußacte. 

Badhariä’d Staatsrecht. 2r Rd 2te Aufl. | 16 
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ben, noch abgeantert fein foltten. Won der (zufolge Art. IR des 
B. Beſchl. v. 3. Aug. 1520) zur Rerifion der Austrägal: 
Drbnung gleichzeitig niedergefegten Sommilfion wurde dann ein 
Entwurf einer umfailenden Ausdträgal: Geridhtsort: 
nung in ber Eikung vom 21. Decbr. 1520 vorgelegt ?), wel: 
cher audy bis jest nicht ganz zurüdgelegt iſt 2%). — Endlich iii 
noch zu erwähnen, daß dad zunächſt für Streitigkeiten zwifchen 
Regierung und Ständen eingelegte Bundesſchiedsgericht, 
aud für Streitigkeiten zwifchen Bunbeögliedern, fobald fie ſich 
darıiber vereinbaren, für anwendbar erflärt worden ift 11). 


$. 268. ($. 245.) 


IE. Umfang der Gompetenz, DBerfchiedene Arten 
von Streitigkeiten. 


©. bef. Heffter’s Beiträge zum Staats= und Fürftenreht S. 174 f. — 
v. Dreſch, Abhandlungen (1830) ©. 1 f. — Klüber, öffentt. 

Recht $. 172 f. 
l. Vermöge der ganzen Natur des Bundesverhältniffes und 
insbefondere der völligen Unzuläffigkeit jedes Kriegszuftandes 


9%) Abgebr. bei Heffter, Beiträge zum teutfch. Staats- u. Kürftenr. 
S. 271 f. 

10) Es ift aber in Folge eines von Bayern gemadıten Antrags (Pre: 
toc. der B. 8. v. 1811 8. 40), von ber B. 8. durch Beſchluß v. 
15. Septbr. 1842 (Protoc. 8.287) eine mit Rüdfiht auf die fpätern 
Abftimmungen, die neuern, fpecielle Kragen betreffenden, Bundes⸗ 
befchläffe und die inzwifdhen durch die Praris des Austrägal: Ber: 
fahrens gemachten Erfahrungen zu bewerkftelligende Umarbeituna 
jenes Entwurfs durch die für Revifion der Austrägal = Drbnung be: 
ſtehende Commiſſion, befdyloffen worden. 

) 8. Bell. v. 30. Octbr. 1834, bie Errichtung des Bundesfdiebe: 
gericht betreffend. Art. 12. „Da es ben Mitgliedern des Bundes 
unbenommen bleibt, ſich darüber einzuverftehen, baß bie zwiſchen 
ihnen entftandenen Streitigkeiten auf dem Wege des nach Art. 2 ge: 
bildeten Sciedsgerichts ausgetragen werden, fo wirb bie B. B. ein: 
tretenden Balls auf bie Hiervon von ten fireitenden Bunbesglichern 
gleichzeitig gemadhte Anzeige, nad) Maafgabe bes Art. 3—10, bie 
Finfeitung des fchiedsrichterlichen Verfahrens veranlaflen.« 
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und jeder gewaltiamen Verfolgung vermeintliher Rechte zwi: 
fhen den Bundesgliedern i) ift der Bund für alle und jede 
Streitigkeiten zwifchen Bundesgliedern 2), wenigftend in 
subsidium, d. h. in fo fern und ‘in fo weit der Streit nicht auf 
eine andere gütliche Weife (durch Vergleich, Austräge oder Com: 
promiß) befeitigg wird, campetent und die Bundesverfamm: 
tung iſt aud bier dasjenige, den Bund audfchließlich vertretende 
Drgan, bei welchem' jede Streitigfeit zum Zwed der bundes⸗ 
verfaffungdmäßigen Erledigung angebracht werden muß 3). 
Dabei ift ed durchaus einerlei, ob die Streitigkeit perſönlicher 
oder dinglicher Natur ift, ob fie dag Recht felbft oder den 
Befisftand betrifft, ob fie nah privat:!, ſtaats- oder vol: 
ferrehtlichen Grundfägen, und ob fie aud den Bundes ge⸗ 
fegen felbft, oder aud andern Normen zu enticheiden if. Da: 
gegen wird immer vorauögefeßt, 

A. daß es ein Streit zwifhen fouverainen Bundesglie— 
dern fei. Streitigkeiten zwifchen einem Bundeöflaat und 
einer auswärtigen Mat gehören daher eben fo we: 
nig bierher %), als Streitigfeiten eine Bundesglieds mit 
feinen eignen Ständen, Unterthanen oder einzelnen 


1) Deutſche B. A. Art. 11. Nicht blos Waffengewalt, wie die uns 
genaue franzöftfche Ueberfegung diefe Stelle der Bundesacte’wieber: 
giebt („j ne point poursuivre leurs differends par la force des 
armes“), fondern jede gewaltfame Verfolgung der Streitigkeit ift 
ausgefchloffen.. Daher find auch Repreffalien zwifchen Bundes- 
gliedern. unzuläffigs keineswegs aber Retorfions-Maaßregeln. ©. 
oben $. 238 (S. 581. Note 6.). . 

2) Auch für Streitigkeiten zwifchen Bundesgliedetn und "auswärtigen 
Mächten ift die B. V. in gewiffer Weife competent. Hiervon unten 

« bei den auswärtigen Verhältniffen. (Zweite Abth. des Kap. 111.) 

3) Bundesacte Art. 11. Wiener Sclußacte Art. 18. 21. — Compet. 
Beftimm. v. 12. Zun. 1817 Lit. B. ($. 4) Nr. 6 u. die Austrägal⸗ 
Drbn. v. 16. Sun. 1817 Nr. I. „Die Bundesverfammlung iſt die⸗ 
jenige Behörde, bei welcher alle und jebe Streitigkeiten ber Bun: 

desglieder umer fid, anzubringen find.“ 

4) neber däs hierauf ſich beziehende Vermittelungs⸗ umb Interventiong: 
recht der deutſch. Bundesverſammlung f. unten $. 264 der 1. Aufl. 

36* 





724 





5) 


Das deutfche Bundesrecht. (8. 268.) 


Glaffen derfelben 5). Auch kann aus demfelben Grunt: 
bei einer Streitigkeit zwifhen Mitgliedern einer re: 
gierenden Familie über Familien» und Hausangelc- 
genheiten, 3. B. über bie Thronfolge, Regierungsfähis- 
keit, Regentfchaft, oder die Gültigkeit einer Verfaſſung, 
die Competenz ber Bundesvefammliung für Ausubuns 
eines Richteramts nicht ald begründet betrachtet wer: 
den 6), follte auch einer der ftreitenden Intereſſenten zu: 
gleich fouverainer Fürſt eines andern Bundesſtaats fein”). 
Dagegen wird ein, aud ber Berechtigung und Berpflic 
tung ded Bundes für die Erhaltung der innern Rube 
und Sicherheit Deutichlands fließended, Bermittelungs: 
und resp. Interventiondrecht hierdurch nicht ausge: 
ſchloſſen 8). 

Es muß ein Streit über einen in dad Gebiet des 
deutfhen Bundes fallenden Gegenſtand fein; da: 
ber gehören Streitigkeiten zwifchen zwei zum bdeutfchen 





Bon diefen f. die folgenden Zitel. 


6) Der umfland, daß es für ſolche Streitigkeiten feit Auflöfung bes 


deutſchen Reichs an einem competenten Richter fehlt, Tann die Com⸗ 
petenz bes Bundes wohl wünſchenswerth machen, aber nicht reiht: 
lich begründen. Vergl. oben Th. I. 8. 81. 83 u. 84 u. 38pfl im Ar⸗ 


‚iv f. civil, Praris Bd. XXVII ©. 391. 


2) ©. jedody über den befondern Lippefhen Fal des Widerfprucs 


°) 


von Shaumburgsktippe gegen die Werfaffung v. 1819, ber fib 
auch auf den behaupteten fouverainen Beſitz des Amtes Blomberg 
gründete: Protoc. ber B. V. v. 1819 ©. 591. S. 637 f. Kiüber, 
öffenti. Recht. $. 287. Note i. Ueber eine ähnliche Proteftation und 
Beſchwerde befielben Agnaten gegen die Berfaffung vom 29. Anguft 
1836 f. Protoc. der B. V. von 1836 $. 251. Sommiffionsheridt 
darüber: Protoc. v. 1837 S. 316. Zurüdweifender Beſchl. der 8. 
V. v. 20. Apr. 1837: Protoc. v. 1837 5. 350 £ Neue Berwah⸗ 
rung und Inhäfie=sBeidhluß ber B. 8. in ben Protoc. v. 1838 ©. 
30. ©. 733. 

Dben Th. 1. 8. 80 ©. 373. — Ueber Strgitigfeiten zwifchen Bundes⸗ 
gliedern, veranlaßt durch eine (flaatshoheitlicdye) Vertretung ber 
eignen Untertbanen f. Klüber, öffentl. Recht $. 172. Note a. 


= — wur — — 
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Bunde gehörigen Staaten über ein demſelben ganz frem⸗ 
des Dbject am fich nicht zur Competenz ded Bundes 9). 
Der Streit darf fih nicht auf ein Rechtsverhältniß 
beziehen, welches feiner Nadur nach der geſetzgeben⸗ 
ben oder richterliden Gewalt des einen Bundes: 
ſtaats unterworfen ift, indem bier Die Rechtöverfol: 
gung ver das competente Landesgericht gehört und eine 
Demmung der Rechtöpflege nur eine, auf Art. 29 der Wie: 
ner Schlußacte bafirte, Beſchwerde bei der Bundesver⸗ 
fammlung begründet 19). 

1. Nicht für die Sompetenz des Bundes an fid, fon: 


dern nur für die Art und Weife der Erledigung madıt ſich 


— 


9) 


10) 


11) 


eine Unterfcheibung 19) zwifchen denjenigen Streitigkeiten noth- 


Kur die analoge Anwendung der Art. 36—38 und 47 der Wiener 
Schlußacte kann hier in Frage kommen. 

Streitigkeiten über Hoheitsrechte, Staatsgränzen, Staatsfervituten, 
Korderungen und Anſprüche aus ſtaats⸗ oder völkerrechtlichen Ziteln, 
oder gemeinſchaftlichen Dbligationsverhältniffen der Staaten ober 
Landesherrn als folder, wie 3. B. au in dem im Art. 30 
der Wiener Schlußacte vorgefehenen Kalle, gehören hiernach aller⸗ 
dings entfchieden zur Gompetenz bes Bundes. Dagegen find Streis 
tigkeiten über reine Privatverhältniffe, namentlich folche, bie 
fid) auf dag Vermögen und insbefondere den Brundbefig eines 
Bundesfärften im Zerritorio eines Anbern beziehen, vor die compes 
tenten Landesgerichte zu weifen, fellte es ſich dabei auch auf einer 
ober beiden Seiten um Intereſſen des Fiscus ober der Domainens 
fammer handeln, fobald nur nicht über die Zuſtändigkeit eines Ho⸗ 
beitsrechts und den aus Staatshandlungen abgeleiteten Ueber: 
Hang gewiffer Befugniſſe geftritten wird. Klüber, ff. Recht $. 
177. Ro. 16. Lepteres war 3. B. ber Fall bei dem Streit zwifchen 
Braunſchweig und Lippe, in Betreff der braunſchweigiſchen Teuda 
extra curtem. Oben Th.1. 8.36. Note 25. — Auch Privat:Schuld- 
Magen, 3. B aus einem Dariehn, werben ber bunbeögerichtlichen 
Gompetenz zugewiefen, wenn der Kläger nicht bei den Berichten bes 
Beklagten Bagen wolle, von Heffter, Beiträge &. 183 f. 

S. insbef. Heffter, Weiträge S. 176f. u. eine nähere. Angabe ber 
verfchiebenen Yälle daſ. ©. 179 f. S. 182 f. — Bergl. au v. 
Drei, Abhandlungen ©. 4 f.ru. Mohl, die Öffentl. Rechtspflege 
S. 655 fe. Zittmann, Darftell. der Verfafl. des deutſch. Bundes 
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wendig, bei welchen es fih um das Vundesverhältniß felbit 
und die Daraus, nad den beftehenden-Srundverträgen und Bun: 
desbefchlüffen, zu erfüllenden Rechte und Pflichten gegen den 
Bund und die Bundesgenoffen als folhe handelt, — 
und andrer Seitö denjenigen Streitigkeiten, welche fih auf folde 
Rechtöverhaltniffe deufelben beziehen, bei welchen diefelben als 
unabhängige Staaten oder Fürften einander gegenüber ſte⸗ 
ben (Jura singulorum) 12), Die erſte Art von Streitigkeiten, 
welhe man ald Bundesabminiftrativ:Sadhen bezeichnen 
Fönnte, find der Bundesverfammlung ſelbſt ausſchließlich 
zur Erledigung überwiefen; bie leßtern dagegen, als eigentliche 


S. 112. — Die beutfche Bundesacte Art. 11 ſcheint zwar gegen 
dieſe Unterfcheidbung zu ſprechen, allein fie folgt mit Nothwendigkeit 
aus der der Bundesverfammlung ſchon in der B. X. geflellten Auf: 
gabe, aus dem Inhalt der provifor. GSompetenzbeflimmung, aus den 
Art. 4. 7. 9. 10 und befond. Art. 17 u. 31 der Wiener Schluß 
acte, aus einzelnen Dispofitionen von Bundesbefchlüffen, 3. B. des 
provifor. Preßgefeges v. 1819 8. 6, und wird durch bie ganze Pro: 
xis der B. B. entfchieden beftätigt. Auch unterfcheidet die Erecut.: 
Ordnung dv. 3. Aug. 1820 $. 14 ausdrü 'lich zwiſchen Erecutionen, 
die nicht in Folge förmlicher Rechtöftreitigleiten verhängt 
werben, und Erecutionen austrägalgerihtlicher Erkenntniſſe. 


12) Dazu gehören an fh auch Rangflreitigleiten und Genugthu: 
ungsforberungen wegen zugefügter Beleidigungen. In einem, 
vor Jahren vorgelommenen Falle der lehtern Art wurbe bie Gom- 
petenz ber B. 8. überhaupt aus unzulänglihen Gründen beftritten. 
Vergl. be. Protoc. der B. B. von 1829 $. 67. 5. 118. Bergl. Wi: 
derlegung der ehrenrührigen Beſchuldigungen, weiche ſich &. Durchl. 
der regier. H. Herzog v. Braunfchweig gegen Ihren erhabenen Bor: 
munb und bie während Ihrer Minderjährigkeit mit der Bermaltung 
Ihrer Lande und Ihrer Erziehung beauftragten Männer erlaubt ha⸗ 
ben. Bannover 1827. Rach Heffter, Beitr. ©. 187 follen Genug: 
thbuungsforderungen wegen perfönlicher Beleidigung zwiſchen 
beutfchen Eouverainen nie ein Gegenſtand austrägalrichterlichen Ver⸗ 
fahrens und Erkenntniſſes fein, fondern der B. M. nur ein Ber: 
mittelungsamt aufleben, weil es bier ganz an agpenbbaren ge: 
feglihen Normen fehle (?). Vergl. auch Klüber, öffentl. Recht $. 
173. Note a. 
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Juſtiz-⸗Sachen, find durch eine wohlgeorbnete Austrägal— 
Inſtanz zu entfcheiden- 13). i 

M. Durchaus zu verwerfen ift dagegen ber bei verfchiede- 
nen Öelegenheiten gemachte Verſuch einer Unterfcheidung zwifchen 
Rechts- und Intereffe-Streitigleiten der Bundeöglieder, oder 
zwifchen Streitigkeiten rechtlicher und politifcher Natur, von 
welchen die legtern zwar möglicher Weife einer Wermittelung 
durch die Bundeöverfammlung, aber feiner richterlihen Ent: 
ſcheidung, in&befondere Feiner Entfcheidung durch eine Audträgal- 
Snftanz, unterliegen follen. Die Grundgefege des Bundes und 
die bier in Betracht kommenden Befchlüffe deifelben machen kei⸗ 
nen folchen Unterfchiedb und fprechen vielmehr ausdrücklich dage⸗ 
gen 14). Auch läßt ſich zwifchen politifcher und rechtlicher Natur 
einer Streitfache durchaus Peine fichere Gränzlinie ziehen; das 
Richteramt des Bunded würde in der Mehrzahl der Streitigkei: 
ten in Zweifel geftelt und mittelbar der ganze Fortbeftand des 
Bundes durch die hier den freieften Spielraum gewinnende Will: 





13) Ein Beifpiel von einer wahren Bundesadminiſtrativ-⸗-Sache, 
wobei zwei Bundesglieder mit einander in Ztreit find, f. bei Mohl, 
bie öff. Rechtspflege S. 68 f. Dabei darf aher nicht Überfehen wer⸗ 
den, daß bei einer foldhen Bundesadminiſtrativ-Sache, für ihre des 
finitive Regulirung, fehr wohl eine durch eine Austrägal=Inftanz 

zu entſcheidende Rechtsſache, ale PräjudicialsBrage entftehen kann, 
3. 8. 0b dem einen oder dem andern der ftreitenden Theile bie 

Staatshoheit über ein gewiffes Gebiet zuftehe? Auch Eann (wie in 
Berhältniffen von Privatperfonen) aus einer Abminiftrativ = Zache 
eine Recht sſache entfpringen, 3: B. Anfprücde auf Schadengerfag, 
welche dann auf rechtlihem Wege durch die Austrägal⸗Inſtanz zu 
entfcheiden find. Heffter, Beiträge S. 181 f. 

4) 8. A. Art. 11. Bundesbeſchl. v. 16. Zun. 1817 Ro.l. „Die B. V. 
ift diejenige Behörde, bei weldher alle unb jede Streitigfeiten dev 
Bunbesglieder unter ſich anzubringen find.» Wiener Schlußacte 
Art. 21. „Die MB 8. hat in allen, nah Borfcrift der Bundes: 
acte bei ihr anzubringenden Streitigkeiten ber Bundesglieder die 
Vermittelung durch einen Ausfchuß zu verfuchen. Können bie ent: 
ftandenen Streitigkeiten auf biefem Wege nicht beigelegt werden, fo 
bat fie die Entfhheidung dberfelben burd eine Austrägal— 
Inſtanz zu veranlaffen.- 
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kühr gefährdet werden 15). Nur zwifchen Recht und Unredt 


15) 


Der Streit über die Zuläffigkeit biefer Unterfcheibung zwiſchen 
RKechts⸗- und Intereffe-Streitigleiten der Bundesglieder Kat 
fhon feine Geſchichte, theild in den Berhanblungen der Bunbesver: 
ſammlung, theils in ber Literatur bes Bundesrechts. Bergl. übert. 
Klüber, Öff. Recht $. 173. Note b. Abgefehen von ben, keine be 
flimmte Andeutung einer folchen Unterſcheidung enthaltenden, Ber: 
bandlungen über Errichtung ber Bunbesacte auf bem Wiener Gca- 
greß, wurde im Schooße der Bundesverfammlung zuerft von Preu: 
Ben in ber Abflimmung über die vorgefhlagene Bundesausträgal⸗ 
Drdnung (1817) die Anficht audgefprocdhen, daß man zwifchen Go m: 
promiß:Entfheibungen ber B. 8. und eigentlihen Austrä⸗ 
gal⸗Entſcheidungen der Gerichtshöfe zu unterfcheiben habe, je: 
nachdem es völkerrechtliche oder bundesflaatsrechtliche (politiſche) An⸗ 
gelegenheiten, ober privatrechtliche Streitſachen, welche ſich zur Ein- 
leitung eines förmlichen Rechtsganges eigneten (eigentliche Juſtizſa⸗ 
hen), ſeien. Nur Heſſen-Darmſtadt ſchloß ſich aber dieſer Er: 
klärung an, während ſie bei den übrigen Stimmen direct oder in⸗ 
direct Widerſpruch fand, beſonders von Seiten Würtemberg’s 
und Baden's. Protoc. der B. B. v. 1817 ©. 220. ©. 427. S. 
373. ©. 351 (der Kol. Audg.). Später wurde von Preußen bei 
Gelegenheit einzelner Streitigkeiten jene Anficht noch beflimmter gel 
tend gemacht, namentlid) in ber eignen Differenz mit Anhalt⸗Gö—⸗ 
then im 3. 1821 (f. bef. Prot. der B. 8. v. 1821 $. 160. 1822 
$. 82); f. dageg. 1821 $. 173. $. 190. $. 256; und eine Zuſammen⸗ 
ftellung der Verhandl. ber B. V. Über bie Beſchwerde von Anhalt: 
Söthen in v. Wangenheim, das Dreilönigebändniß v. 26. Mai 
1849 u. f. w. Stuttg. 1851. ©. 126-255. Dann wieder ſehr ent 
fdyieden bei bem Lehensſtreit zwifhen Braunſchweig und Lippe, 
wobei es auf Interpretation des Art. 34 der Rheinbunds⸗Acte und 
die Verbindlichkeit eines zwifhen Lippe und bem Königreid Wef: 
phalen abgefchloffenen Vertrags. anlam. ©. ausfährl. Entwidelung 
der Preuß. Anfiht in ben Pretoc. ber 8. 8. v. 1830 ©. 18— 
1374 und dagegen die Abflimmungen von Bayern, Württemberg 
u. A. 1830 ©. 1374 f. Verworfen wurbe die Preuß. Anſicht durch 
Beſchl. der B. V. v. 24. Febr. 1831 (Brot. $. 44. ©. 137). — 
Außerdem haben fich die Schriftfteller über das Bundesredyt faft fämmts 
li gegen diefe Unterfcheidung erklärt. So ſchon Mohl, bie öff. 
Rechtöpflege S. 65 f. v. Drefch, in den Beiträgen (1822) No. V. 
&. 79-98. (Gegen des Legtern Ausführung erfdyienen: Beiträge 


; 
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läßt ſich durchgreifend unterfcheiden und dad politifche Intereſſe 





zur Wiffenfchaft und Literat. bes beutighen Bundesrechts. 1. 1823.) 
Dann ſprach fi auch Heffter in den Beiträgen S 184 f. gegen 
die Zuläffigkeit einer Scheidung von Rechts- und Sntereffe = Streis 
tigkeiten aus, und wiederholt v. Drefch, in den Abhandl. Sb. Ges 
genft. des Öff. Rechts (1830) No. I. S. 1-26. In Schut nahm fe 
K. F. Eichhorn, in der oben angef. Schrift: Betrachtungen üb. 
die Verf. bes d. B. (1833) bef. S. 37 f.; ale Gegendebuction Prs 
ſchien die auch ſchon angeführte Schrift von Jarcke. Die beſonders 
von Eihhorn a. a. D. in Bezug genommene Analogie des Unters 
ſchiedes von Juſtiz- und Adminiftrationsfachen bei Privatperfonen 
rechtfertigt in Betreff der Streitigkeiten der Bundesglieder höchſtens 
nur die bier oben unter No. I. gemachte Untericheibung. 3ur volls 
ftändigften Willkühr in Anerlennung oder Werwerfung bes Mchter⸗ 
amtes des Bundes müßte es aber führen, wenn man daſſelbe mit 
Eichhorn S. 47 f. eben dadurch bedingen wollte, daß Feiner der 
fireitenden Theile behaupte, es fehle an pofitiven Rechtsnor⸗ 
men zur Beurtheilung bes Streits, oder von ihrer Anwendung 
hänge feine Unabhängigkeit ober feine politiſche Sriftenz 
ab! — Sollte aber gar in allen Fällen, wo es fih um Anwendung 
völkerrechtlicher Principien oder flaatsrechtliher Grundſätze Kanbelt, 
wenigftens die Entſcheidung durch die AusträgalsInftanz vers 
neint werden (denn unter den vorhin bezeichneten Vorausfegungen 
fol nicht einmal der B. 8. eine EntfheidungssBefugniß zukom⸗ 


men), fo bliebe in der That wenig für bie Austrägal:Infanz Übrig. 


Gerade ber Streit zwifhen Preußen und Anhalts@öthen, wel 
hen Eihhorn a.a. O. 8. 64 f. für feine Ausführung benutt, 
und bei welchem es keineswegs an Rechtsnormen für die Meurtheis 
tung fehlte, zeigt klar genug, zu welch' traurigen Refultaten es 
führen müßte, wenn je die preußifche Anfiht im Bunbesredht Eins 
gang fände. Ja eben Dasjenige, was dadurch vermeintlic, gefichert 
werben fol, bie politifhs" Selbſtſtändigkeit und Eriften;, 
würde befonders für die Eleinern Staaten damit gebrochen, alte 
der Zweck des Bundes felbft — Bewahrung der Unabhängigkgt 
und lnverlegbarkeit der im Bunde bearifferfen Staaten — zum 
Vortheil der größern Staaten aufgehoben. Daß die Geſetzge⸗ 
bung des Bundes in biefer Beziehung noch umvollfländig fei (Eiche 
born 8. 68 f.), läßt fid auf keine Weife und um fo weniger bes 
haupten, als die Wiener Scylußacte, obwohl damals der Verſuch, 
jene unterfdyeidbung zu machen, ſchon vorlag, nicht darauf eingegan= 
gen ift, fondern fie direct und indirect verworfen bat. 
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fann in ben Verhältniſſen der Bundesglieder zu einander nur in 
fo weit in Bgradht fommen, ald es dad Recht oder beflen Ber: 
folgung bedingt, oder zugleich ald wirkliches Reht in Anſpruch 
genommen werden darf. 


. 


$. 269. ($. 246.) 


EEE. Bon der rechtlidhen Erledigung der Streitig: 
Feiten zwifchen Bundeögliedern. 
„ A. Dur Privat: Austräge. 


Bon den Austrägen zur Zeit bes Reichs f. Schriften in Yütter's 
Lit. des Staater. Ih. IL. S. 445 f. und von der reichäritterfcaftt. 


Austrägas- Inftanz daf. S. 80. — ©. def. 3. 3. Prehn, von 
den Austrägen. Halle 1779. — 9. 3. Mofer, von b. deutſchen 
Juſtizverfaſſung. Th. 1. S. 46 f. — Fr. 6.» Mofer, ven 


den befreyten Richtern oder Ausdträgen der Reichsſtände, in deffen 
kleinen Schriften. Bd. XI. ©. 1 f. — Malblank, Anleit. zur 
Kenntniß der deutſch. Reichs- und Provinzial: Gerichte: u. Ganj: 
ley:Berfaffung. Th. IV. ©. 420-605. — Leiſt, Staatör. $. 144f. 
S. aud ein fehr reichhaltiges Verzeichniß der Schriften über Aus: 
2 träge bis zur Errichtung des deutfhen Bundes bei v. Leonhardi, 
das Austrägal- Verfahren S. 1—12 unb beffen eigne Darftellung 
des ältern Austrägals Verfahrens daſ. S. 16—84. 
Heffter, Beiträge zum d. Etaater. ©. 169 f. S. 203 f. v. 
Drefh, Abhandlungen üb. Gegenftände des Öff. Rechts. (1830: 
S. 9 f. 


1.” Abgefehen von den Beſtimmungen über den Schn& de} 
Befisftandes (unten $. 251 der 4. Aufl.) erkennt die Wiener 
Schlußacte (Art. 24) ausdrudiih an !), daß es den Bundes: 
gliedern freiftehe, fowohl bei einzelnen vorkommenden Streitig: 
keiten, als für alle künftige Fälle, wegen befonderer Austrä— 
ge oder Compromif fe übereinzulommen, wie denn auch frü: 


1) Auch bie Bunbesvermittlungss u. AusträgalsDOrbn. v. 16. Fun. 1817 
Art. 1 ſprach [yon das Nämliche aus: »Es verfteht ſich jedoch von 
feltft, daß den Bundesgliebern überlaffen bleibe, auch obne Zutritt 
der B. V., die gütlicye Ausgleichung ihrer Streitigkeiten unter ſich 
zu treffen und fid) einander die Austräge zu gewähren.“ 
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here Familien- ober WBertrags-Austwäge durd. Errichtung 
der Bundes⸗Austrägal⸗Inſtanz nicht aufgehoben noch abgeändert 
würden. s 

1. Nach dem frühern Reichörecht 2) hatten Kurfurften, 
Fürſten und Zürftenmäßige mit Einfchluß der übrigen Fami⸗ 
lienglieber, der Kläger mochte fein von welchem Stande er wolls 
te, andere Reichöunmittelbare aber (mit Ausfchluß der Städte) 
wenigftend dann, wenn fie von Perfonen gleichen oder höhern 
Standes belangt werben follten, das reichögefeglich 3) anerfannte 
Borreht der Austräge, wobei die Audträgalrichter als kai⸗ 
ferlihde Commiffarien und die dadurch begrümdete Inftanz 
ald eine ordentliche, die Jurisdiction der Reichsgerichte zunächft 
audfchliegende Reih8 = Unterinflanz zu betrachten war. Wer: 
fhieden von diefen f. g. gefeglichen Austrägen (Austrägen ber 
Ordnung), deren Verfahren die Reichögefebe näher beftimmten ?), 
und welchen die auf befonderer Faiferlicher Verleihung beruhenden 
privilegirten Audträge >) am nädften ſtehen, find die noch) 
ältern und nicht blos zwifchen Zürften, fondern auch zwifchen 
andern Perfonen, 3.3. zwifchen Fürften und Ständen befanders 
häufig verabredeten, f. g. gewilltührten, (vertragsmäßigen 
conventionellen oder bedingten) Austräge, — denen hinficht: 
lich ihrer Bedeutung die auf legtwilliger Anordnung beruhenden 
f. g. teflamentarifhen Austräge gleich fiehen. Auch konnte, 


2) Vergl. v. Leonharbi, das Austrägal⸗Verf. 70f. — Weber bie 
Gtymologie des Wortes Austrag daſ. ©. 13 f. 
©. die gefehlihen Beflimmungen bei Leift, Staater. & 145 und bei 
v. Leonharbi, das Austrägal-Verf. S. 39 f. Sie beginnen mit 
der Camm.⸗Ger.⸗Ordn. v. 1495 5.28. Befonbers wichtig wurde die 
6. G. D. Karls V. v. 1521, beren Beftimmungen dann in "die G. 
G. O. v. 1555 übergiengen und auch fpäter, med) verſchiedene nr 
erhielten. 
4) RFach Verfchiedenheig des Staudes. des Klägers und — des Be⸗ 
lagten gab es entweder nur einen, ode acht, oder auch nur 
wei verfchiedene Auströgals®ege. Leift, Staater. $. WM5. ©. 
auch Pf elfinger, Vilriam illustr. Lib. IV. Tit, V. (Tom. IV. p. 199 1.) 
5) J. R. Abſch. $. 116. Wahlcap. Art. XVII $. 7. 


— 


3 


— 
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ohne Nachweiſung des Titels, das Herkommen die Austräge 
begründen. Befonderd häufig waren Familien: oder Etamm: 
austrage in Folge einer die Glieder eines Haufe bindenten 
Einigung, eines Teſtaments oder Herkommens. Die gefesti: 
hen Austräge find mit der Berfaffung des deutſchen Reichs er: 
lofhen, die bedingten dagegen dauern, wie auch Art. 23 
der Wiener Schlußacte anerkennt, fort; die Stelle der gefekii: 
chen Audträge und der Reichögerichte vertritt zwifchen dem Bun: 
beögliedern die Bunded-Ausdtragal-Inflanz, wobei mehrere 
Beſtimmungen an bie, die Austräge betreffenden, Berfügungen 
der NReichögefege ©) erinnern. 


N, Hinfihtlich der hiernach au vom Bunde anerkannten, 


6) Keifl, Etaatör. $. 145. "Schlägt ber Kläger in ben bazu geeigneten 
j Källen ben Weg einer kaiſerlichen Austrägal: Gommiffton ein: fo 
muß er fi wegen ihrer Ernennung an den Reihshofrath men: 
den (Reichshofr. Ordn. Zit.2. $. 5)3 wählt er hingegen irgenb einen 
andern Austrägalmeg, fo muß er an den Beklagten ein gehsriges 
Requifitionsfhreiben erlaffens antwortet nun biefer Hierauf 
nit binnen einem Monathe, fo iſt er ber Austrägal= Inftanz 
verluftig und der Kläger kann die Hauptfache wegen verzögerter 
ober verweigerter Austrägaljuftiz an eines der höchſten Reichs 
gerichte bringen. Grnenat ber Bellagte in bem monathlidyen Zer: 
mine diejenigen Zürften, aus welchen der Kläger Einen zum Austrä⸗ 
„galrihter zu erwählen bat, fo muß die Auswahl von ihm in vier 
Wochen geſchehen und beide Theile müflen in vierzehn Tagen 
an den Gewählten bas Geſuch wegen Uebernehmung bes Gefchäfts 
bringen, welches diefer, ber Regel nad, nicht ausſchlagen darf, 
wiewohl er zu fubbelegiren befugt iſt (Gone. der ©. G. D. Ih. Il. 
Zit. 2 im Eing. $. 1.4). Das nad Berfcyiebenheit ber Austrägal: 
ege verfchieden zufammengefegte Austrägalgeriht muß in Jahres 
frift den Proceß entſcheiden, wibrigenfalls die Hauptſache an eines 
der höchſten Reichsgerichte gebradyt werben Tann. Von dem Auss 
ſpruche des Austrägalgerihts kann an eines ber höchſten Raichige 
richte appelirt werden, in fo fern nicht die Sache ihrer Ratur nad, 
inappellabel ib Um bie Bollfiredung bes Mm Rechtekraft über: 
gegangenen Austzägalsürtheils wird Bei einem der höchſten Reichege: 
richte nachgeſucht.“ S. auch Heffter, Beiträge S. 233 f. 


- 
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rechtlich noch fortbeftehenden gewilllührten Austrage 7), von 
welchen bloße Sompromiffe ſich in mehrfacher Hinficht und be: 
fonderd dadurch unterfcheiden, daß die Audträge ald wirkliche, . 
durch die deutfche Rechtöverfaflung anerkannte Richter mit Ju» 
risdictionszwang eine, res judicata machende, Entſcheldung 
abgeben 8), muß man fich 1. in Betreff der Frage, ob zur Zeit 
des Reichs die Faiferlihe Beftätigung zu ihrer Verbindlich⸗ 
keit erforderlich gewefen fei und ob demnad ben nicht beftätigten 
Austrägen, wenn fie nicht durch einen fpätern, nach Auflöfung 
des Reichs flatt gefundenen, Willensact der Intereffenten aner: 
kannt worden find, auch jegt die verbindliche Kraft abgehe? für 
die bejahende Meinung entfcheiden). — 2. Zur Zeit ded Reiche 
tonnte fowohl vom Ausſpruch der gefehlichen als ber conventios 
nellen Audträge an die Reihögerichte appellirt werben, ſo 
wie auch die Nichtigkeitsklage dahin und in subsidium daß 


7) Rergi. über bie Gründe ber Aufhebung Beffter, Beiträge S. 212f. 
— Gin Berzeihniß der gemwilltührten Austräge aus ber Zeit bes 
Reichs f. bei Pfeffinger, Vitrier. illustr. Lib. IV. Tit. V. (Tom. IV. 
p. 503.) 3. 3. Mofer, Staatsr. Th. XXIII. ©. 186 f. Die das 
von noch geltenden ſucht Heffter, Beiträge ©. 207 f. zu bezeichnen 
Ueber die Frage, ob auch den nicht regierenden Mitgliedern ber Fa⸗ 
milie das Recht der Austräge noch zufteht, f. oben Th. J. $. 94. 
Note 3. Streitigkeiten der Kamilienglieber hierüber fallen aber jegt 
nothwendig der Kanbesjuftiz anheim. Heffter a. a. D. &. 218. 

8) W. A. Schoepff, de arbitris necessariis cum ꝓrimis austregis 
conventionalibus ac testamentariis. Tub. 1724 8. 13.19. Heffter, 
Beiträge S. 206 fe. v. Drefh, Abhandl. ©. 37. — Auch fe 
Wiener Sctußacte Art, 24 untericheibet noch Aysträge und Som: 
promiſſe. S. aber auch Über Bis Anwendung der Grunbfäge bes 
röm. Rechts von Gompromiffen Heffter, a. a. O. &. 219 f. 

2) AM Heffter, Beiträge S. 203f. S. dageg. v. Draſch, Ab: 
handl. &. 31 f. Der Hauptgrund liegt hierbei in der wirklichen 
RNichter⸗Eigenſchaft der Ausgzäge: «Die Anfiibt der aichögerichte 
kann allerbings nicht entfcheidend fein, und daß zu allen Hausver⸗ 
trägen bie kaiſerliche Beftätigung erforderlich geweſen fei, foll hier⸗ 
durch auch nicht behauptet ‚werben. Weber bie G. G. DO. Ih. II. 
zit. 2. pr. noch die Wahlcapitul. Art. 18. $. P haben aber alle, aud) 
die zukünftig zu errichtelben, gewillkäührten Austräge beftätigt. 
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Rechtsmittel der Reviſion flaft der Appelation den Parthir 
zuftand, worauf indeß amb in der Austrags = Einigimg Bert 
geleitet fein fonnte. Die Erecution der Austrägal-Urtheile ge 
börte unter allen Umftänden vor die Reihögerichte 19%). — Ti 
Wiener Schlußacte hat über dad Verhältniß der Privat: Ant: 
träge der Bundesglieder zur Bundes: Austrägal- Inflanz ır 
diefen Beziehungen eine nähere Beflimmung gegeben. Es laı 
fih aber wohl mit Grund behaupten, daß die Bunbed : Austr.- 
galsInftang in diefer Hinfiht an die Stelle der Reichsgeriche 
getreten fei 1). — 3. Wird bei Einleitung eines Bundes-Au 
trägal:VBerfahrene auf gewillführte Audträge provocirt, pn 
der andern Seife aber die Verbindlichkeit dazu beftritten und te 
Vermittelungs-Verſuch der Bundeöverfammlung fchlägt fehl, ie 
macht fih die Beſtellung der Bundes: Austrägal ⸗Inſtanz went: 
fiens zu dem Zwecke nothwendig, um über diefe forideclinatoriic 
Einrede ald Präjudicialfrage zu erkennen 12). Sind aber bat: 
Theile ausdrüdlich oder ſtillſchweigend darüber einig, von den 
beſtehenden Privat⸗Austrägen nicht Gebrauch machen zu wollen 
ſo kann ſie der Bund nicht nöthigen, dieſen Weg zu betreten, 
indem ber Art. 24 der Wiener Schlußacte eine ſolche Verpflid- 
tung nicht ausfpriht und auch die Analogie des Reichsrechtes 
Dagegen flreitet. — 4. Sollen mehrere Bundeöglieder wege 
ded innern Zuſammenhanges der Etreitfachen zugleich belana! 
werben, von denen jeder feine befondern Austräge, oder von 
denen nur einer oder der andere mit dem klagenden Theile die 


— —— — — 





10) Heffter, a. a. O. S. 209 f. 

N) Vergl. Heffter, a. a. O. ©. 216 f. u. dagegen v. Dreſch, Ab⸗ 
handl. ©. 33 f. 

12) Heffter, Beiträge ©. 210 f. v. Drefh, a. a. O. 8.36. — Di 
Bundess Austrägal: Inftanz hat dann zu entfcheiden, 1. ob die Aus 
träge arſprünglich bindend errichtet ober fpäter gültig geworben, 2. 
ob fie noch gegenwärtig beftehben und 3. auf den fraglidyen Fall an: 
wenbbar find. Beffter, aa. D. 8.211 f. Auch alle Übrigen die 
Beftellung der Privat» Austräge ‚betreffenden, "in concreto entſtehen⸗ 
den Streitigkeiten fallen eventuell der rechtlichen Eiftſcheidung 
einer Bundes-Austrägal-Inſtanz anbeim. Heffter, S. 214 f. 
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felben Austräge hat, fo können ſich die einzelnen Bellagten 
nicht auf die mit dem Kläger beſtehenden Austräge berufen, fon: 
dern müſſen fich gemeinfchaftlich bef der Bundes »Austrägal: In: 
ſtanz belangen laſſen 13). — 5. Wenn bei einem einfachen 
Gompromiß von Bundedgliedern auf einen fchiebörichterlichen 
Spruch die Gültigkeit des Letztern beftritten, oder die Vollziehung 
des Compromiffes oder des Laudi verweigert wird, fo muß ig 
Bundes⸗Austrägal-⸗Wege auf Nichtigkeit, oder auf DHerbeiführunge 
eined bundesmäßig erecutorifchen Urtheild geklagt werden 19). 


8. 270. (6. 247.) 


B. Die ordentliche Bundes: Austrägal : Inftanz. 


Die Quellen f. oben $. 267. Vergl damit den Commiſſions⸗Entwurf und 
Beriht v. 21. Dechr. 1820. Prot. der B. 8. v. 820 |, 214. 
Beil. 25 und die darauf erfolgten Abflimmungen, zufammengeftellt 
von Heffter, Beiträge ©. 274 f. v. Leonhardj, das Austrä- 
gal⸗Verfahren ©. 129 f. 


1. Wermittelungs - Verſuch der Bundesverfimmlapng. —  Beftellung 
Der Austrägal - Inftans. j 


Klüber, Öff. Recht 8. 173. — Heffter, Beiträge ©. 27 f. v. Dreſch, 
Abhandlungen ©. 38 f. 


1. Die Bundedverfammlung ift diejenige Behörde, bei wel: 
cher alle und jede Streitigkeiten ber Bundeöglieder anzubrin: 


13) Dafür ſpricht auch bie Analogie des Reichsrechts. Dep. Abfch. v. 
1600 5.23. — Gonc. der ©. ©. ©. Th. II. Zit. M. pr. Wann 
wiber zween ober mehr Consortes, deren jeder feine fonderbaren 
Austräge bätte, alfobalb in Camera fupplieirt würde; Ordnen Wir, 
daß in folhem Fall, da ſich aus den Narratis die Continentia cau- 
sae befinden würde und fidy die Partheyen eines enblichen und ge- 
wiffen Richters nicht vergleichen könnten, alsbald an Unferm Kay: 
fer» Sammer» Gerichte Proceß erkannt follen und mögen werben.» 
Vergl. aud) die, nod) einen befondern Kal berüdfichtigende> Beſtim⸗ 
mung bes Dep. Abſch. v. 1600 $. 24 oben Th. II. $. 38. Note 5. — 
Heffter, Beiträge S. 164. v. Dreſch, Abhandl. ©. 35. 

4) Bunbess Erecut.sDOrbn. Art. 12. Heffter, Beiträge S. 222 f. S. 
2351. v. Drefch, Abhandl. ©. 37 f. 
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gen find 1). Iſt dieß unter gehöriger Darftellung ber Anfprüche 
des Beſchwerde führenden Theils geſchehen, fo hat die Bundes: 
verfammlung vor Allem die Bermittelung unter ben flreiten: 
ben XTheilen Durch einen Wusfchuf 2) zu verfuchen und dem⸗ 
felben nach Umftänden eine Zeitfrift zus Erledigung des Wermit: 
telungs = Sefchäfteß vorzufchreiben. Der beftellte Ausſchuß hat 
kann vom DBellagten, unter Beſtimmung eined kurzen Termins, 
seine Darftelung der Sache und feiner Einreben zu begehren 3), 
um; in Wergleihung mit der Darftelung des Klägers, angemei: 
fene Borfihläge zur gütlichen Beilegung der Streitigleit machen 
zu Eörnen. Sodann wird von ihm ein Termin zum Berfud 
der Güte angefest, um einen Vergleich zu Stande zu bringen ?). 
Gelingt dieß, fo wird die Vergleichs-Urkunde mit den gegenfeiti: 
gen Batifitationds Documenten in beglaubter Abfchrift im Bun: 
des Archive niedergelegt und der Bund übernimmt die Ga: 
rantie bed Vergleiche 5). 


1) Bundes⸗Vermittlungs⸗ u, Austrägals Drpnung v. 16. Zuni 1817. 
&rt. J. — Wiener Schlußace Art. 21. 8. Beſchl. v. 3. Aus. 
1820 Art. 1. 

2) WBundesatte Art. 11. Wiener Sclußacte Art. 21. Bergl. aud 

. oben $. 254. S. 664. — Bis es zur Beftellung bes, aus 2 ober 3 

Geſandten beftedenden Nermittelungs s Ausichuffes kömmt, ift von 
einem Vorbereitungs=- Ausfhuß die Rede. Daß bie ftreitenden 
Theile gegen die gewählten ober zu wählenden Glieder bes Ausſchuſ⸗ 
fe gegründete Recufationen geltend machen können, verfteht fid 
wohl von felbft. , 

3) Das Commiſſions⸗Gutachten von 1820 Hält es für wectmäßiger, daß 
dieſe Darſtellung von ber B. V. ſelbſt, vor Beſtellung bes Vermit⸗ 
telungs⸗Ausſchuſſes gefordert werde. 

9) Rach den Vorſchlägen der Commiſſion v. 1820 ſoll ber Termin bie 
Zeit von 6 Wochen nicht überſchreiten, vorher aber zur vollſtändigen 
Aufklärung der Sache ſchriftlich oder mündlich mit den Bevollmäch⸗ 
tigten der Partheien verhandelt werden und dabei keine aus dem 
gerichtlichen Verfahren entlehnte Beſchränkung ber Schriftſäte u. ſ. 
w. ſtatt finden. Heffter, Beiträge S. 277 f. 

5) Dieß Alles faſt wörtlich aus der B. Vermittl. u. Austr. DOrbn. v. 
16. Zuni 1817 Art. I. Vergl. auch Wiener Sclußacte Art. 31. 
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1. Schlägt der Vermittelungs-Verſuch fehl ©) und 
muß daher eine richterliche Enticheidung erfolgen, fo bat die 
Bundesverfammlung num bie Bildung der Austrägal⸗Inſtanz zu 
bewirken. Dieß gefhieht auf die Weile, daß der Beklagte, 
binnen 4-6 Wochen nach der von dem Ausfchuß der Bundes: 
verfammlung gemachten Anzeige ded mißlungenen Güteverfuche, 
dem Kläger drei unpartheiifhe Bundeöglieder 7) vor: 
fchlagen muß, aus welchem dieſer binnen gleicher Friſt eines 
auszuwählen, oder feine Einwendungen gegen bie Unpartheilich: 
keit vorzubringen hat. Läßt der Beklagte die Friſt verftreichen, 
fo wird die Vorſchlags⸗Befugniß deſſelben (nicht aud dad Wahl: 
recht ded Klägerd) auf die Bundesverſammlung devolvirt, wenn 
fie nicht aus ganz befondern Gründen eine Frifterfiredung bereits 
ligt 8). Daffelbe gilt im Falle mehrere Streitgenoffen ald 
Bellagte oder Kläger auftreten 9). 


6) Ueber den Vorfchlag einer Friſt von 6 Monaten (von Beſtellung des 
Vermittelungs - Ausfhuffes an geredinet) für das ganze Wermittes 
tungss@eihhäft f. Heffter, Beiträge ©. 280. , 

7, Mit rüdfiht auf die in der folg. No. II. gegebene Beflimmung 
tönnen hierbei diejenigen, weldye eine gemeinfchhaftliche dritte oberfte 
Quftizftelle haben, nur als ein Bundesglied in Betracht fommen. 
(v. Dreſch, Abhandl ©. 42.) Doch genügt es, wenn nur eins 
der Bundesglieder mit einem gemeinfamen Gericht dritter Inftanz 
erlohren wird. 

8) Die AusträgalsOrbn. v. 1817 Art. III No. 2 fpridyt hiebei blos von 
ver Säumniß bes Beklagten (Meber Friſterſtreckung ſ. v. Dreſch, 
Abhandl. S. 42.). Der Sommiffionss@ntwurf v. 1820 läßt zwar ein 
Sieiches von der Contumaz des Klägers gelten (Hef fter, Beiträge 
S. 285); allein nach dem proceffualifchen Grundfage, daß Niemand 
zur Nerfolgung feiner Klage gezwungen wird, kann man in der 
Säumniß des Klägers nur einen Verzicht auf bie fchon eingeleitete 
Beſtellung der Austrägals Inftanz finden. Heffter, a. a. O. ©. 
234 f. v. Drefch, Abhandl. ©. 43 f. 

9) Heffter, Beiträge S. 235 f. v. Dreſch, Abhandl. S. 45 f. Doc 
ift e6 genügend, wens nur einer ber beilagtem vitisconſorten 
das Vorſchlagsrecht ausübt, um die B. W. auszufdließen, Weber 
einen befondern Fall ſav. Dreſch, a. a. O. & Ir Note ſ. Ber: 
fäumen wigegen die Kläger. die Auswahl, fo bleibt bie Klage auf fid) 

Zachariä's Staatsrecht. 2rBb. 2e Aufl. 47 
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Mi. „Die dritte oberfte Suftizftelle des anf die eine 
oder andere Art gewählten Bundesgliedes ift hiernächſt als die 
gewählte Austrägal= Inftanz zu betrachten, welbe im Namen 
und anſtatt der Bundesverfammlung, fo wie vermöge 
Auftrags derfelben, handelt. Die Bundesverfammlung bat dem 
gewählten Gerichtöhof diefe feine Beftimmung bekannt zu machen 
und ihm, unter Mittheilung der Vergleichs-Verhandlungen, form: 
lichen Auftrag zur Vollziehung der Bundesacte ald Austrägal⸗ 
Inftanz zu ertheilen« 10), 

IV. „Die Uebernahme ded Austragal: Auftrags von 
der beflimmten dritten oberften Suftizftelle ift ald Bundespflidt 
anzufehen. Nur ganz befondere, der Bundeöverfammlung er: 
wa unbefannt gemwefene Berhältniffe, welde eine völlige 
Unfähigkeit der Inſtanz-Uebernahme enthalten, konnen zur 
Entfhuldigung dienen, find aber binnen 14 Zagen, von dem 
Zage des erhaltenen Auftrags, bei der Bundedverfammlung vor: 
zubringen 11). — Wenn ein Bunbeöglieb erwählt wird, in def: 
fen Staate mehrere Gerichte dritter Inftanz beflehen, und der 
Kläger hat fi über die Wahl der Gerichtöftelle nicht ausgefpro: 
hen, fo wird die Bundesverfammlung die Auswahl treffen» ?2). 


— — 


beruhen, wenn nicht durch den Beklagten ein Provocations⸗Proceß 
eingeleitet wird. v. Dreſch, a. a- O. ©. 47. 

10) Austrägal-Ordn. v. 1817 Art. II. No. 3. Dabei noch der Zuſatz: 
„Sämmtliche britte oberfte Zuftizftellen der deutichen Bundesglie⸗ 
ber find ſonach als ſolche zu betrachten, aus denen in obiger Weiſe 
die Austrägals Inftanz gewählt und fobann die beflimmt gewählte 
von der B. 8. förmlich bazu beauftragt wird. Gegen einen unbe: 
gründeten Zweifel Heffter's, in den Beitr. ©. 2337 f. v. Dreſch, 

- Abbandı. 8. 48 f. 

u) Yusträgal:Oxrbn. v 1817 Art. IE. No. 4. S. über verſchiedene bier 
in Betracht kommende Fragen bei. v. Dreſch, Abhandl. ©. 49 f. 
— Bon einer Incompetenz⸗Erklärung (v. Mohl, Öff. Rechts⸗ 
pflege ©. 72 f.) kann keine Rebe fein; und worin bie völlige Un: 
fägigleit, aus einer ber B. 8. unbelannt gebliebenen Urfadhe, 
follge beftehen können, ift ſchwer zu fügen. 

12) Austrägal-Ordn. a. a. D. 24 
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$. 271. (8. 248.) 
2. Inſtruction des Proceffes und Entfcheidungsnormen. 


l. Dem zur Austrägal-Inſtanz erwählten oberften Gerichts: 
hof eines Bundeöftaates fleht nicht blo8 die Leitung des Pros 
ceffed, fondern auch die Entfheidung des Streites in 
allen feinen Haupt: und Nebenpunften, uneingefchranft und 
ohne alle weitere Einwirkung der Bundesverſamm— 
lung oder der Landesregierung, zu. Letztere hat jedoch auf 
Anſuchen der Bundeöverfammlung oder der ftreitenden Xheile, 
im Falle einer Zögerung von Seiten des Gerichts, Die zur Be: 
förderung der Entfcheidung nöthigen Verfügungen zu erlaflen !). 
Sm Falle eined Zwifchen-Erfenntniffes (Beweid-Interlocutd) wird 
auch die weitere Inftruction der Sache (Beweid:Werfahren) bei 
demfelben Gerichtöhofe fortgefest 2). 

1. Wenn der Austragal= Gerichtshof aus mehreren Sena⸗ 
ten beitebt, fo muß die Verhandlung und Entfcheidung der Sa: 
he im Pleno erfolgen, in fo fern nidht ein befonderer 
Senat für Austrägal-Sachen eingerichtet wird, welcher 
aber menigftens aus 12 Mitgliedern und einem Prafidenten be: 


ſtehen muß 3). 


1) Austrägal-Drbn. v. 1817 Art. II. Ro. 5 Wiener Schlußacte Art. 

22. 8. Beil. v. 3. Aug. 1820 Art. 2. 
2) Austrägal:Oron. v. 1817 a. a. O. 

3) Austr.⸗Ordn. v. 1817 a. a. DO. Die Bildung eines befondern Aus⸗ 
trägals Senats ift erft durch Bundesbeſchl. v. 19. Octbr. 1838, in 
Zolge eines von Hannover bereit unterm 21. Novbr. 1833 gemadh- 
ten Antrags, geftattet worten (Protoc. des B. 8. v. 1838 $. 320. 
©. 878). Der Bundesbefchl. lautet vollftändiger dahin: »Denjeni⸗ 
gen Regierungen, deren oberfte Gerichte aus mehrern Eenaten bes 
ſtehen, und außer dem Präfidenten oder Director mehr ale zwölf 
Mitglieder zählen, ift geftattet, einen befondern Senat für bie 
Austrägal- Sachen zu bilden, der jeboh, mit Einſchluß bes Bor: 
figenden, wenigftens aus 13 Mitgliebern beſtehen fol. Gin folder 
Semt ift entweder aus zwei Senaten des oberfien Gerichtshofes 
unter Beobahtung einer beftimmten Reihenfolge zu bjl- 
den, ober es find diejenigen Mitglieber, alls welchen ber Austrägal- 

47* 
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1. Die Inftruction des Proceffed geſchieht nad ter 
Proceß-Ordnung, welde ber betreffende oberfte Gerichtshof 
überhaupt beobachtet, und ganz in felbiger Art wie die fonfligen 
alldort zu inftruirenden Rechtsſachen verhandelt werden ). Dies 
gilt auch von den Friften 3) und der Beurtheilung der Form 


Senat bleibend beftehen fol, im Voraus zu benennen unb zu: 
Stellvertretung für verhinderte ober abgegangene Mitglieder za 
Erfagmänner zu bezeichnen, auch bei dem Austritt eines Mitglieds 
oder Erfasmannes bie feftgefehte Zahl fogleidy wieder zu ergänzen. 
In dem erften Falle, nämlich wenn eine Reihenfolge ftattfindet, mu$ 
eine jede Austrägals Cache bis zu deren Beendigung bei einem unt 
demfelben Austrägals Senate verbleiben. Sowohl bie Reibenfolse, 
nad welder die Bildung des Austrägalgeridhts aus alternirenden 
Senaten ftatt haben fol, als auch die perfönlihe Zufammenfegun: 
der bleibenden Austrägals Senate find bei ber B. ®. ſtets in Evi: 
denz zu halten, damit, noch vor ber Wahl eines Austrägalgerichts, 
über die Zufammenfegung der Austrägal: Senate bei fämmtlicher 
oberften Zuftizftellen ber Bundesglieder kein Zweifel beftehen känne. 
— Die Anwendung biefes Beſchluſſes auf bereits anhängige Aus- 
trägal⸗Sachen kann nur mit Einwilligung der betheiligten Regierus- 
gen flattfinden.«“ 

4) Austr.⸗Ordn. v. 1817 Art. III. No. 6. Dieß fcheint vorauszufegen, 
daß ber Gerichtshof Überhaupt auch Sachen in erfter Inſtanz zu ver: 
banbeln und dafür eine befondere Proceßorbnung habe. Heffter, 
Beiträge S. 237. Allein dieß iſt in der That keine wefentlice 
VBorausfegungs fondern, in Ermangelung einer foldhen befondern 
Proceßorbnung, verfährt er nad) derjenigen LanbessProceforb: 
nung, nad welder er bas Verfahren in ben an ihn gelangen: 
den Rechtsſachen zu beurtheilen hat, und wenn untere und obere 
Inſtanz verfchiebene ProceBorbnungen haben, nach ber der zunädft 
unter ihm ſtehenden Dbergerichte. Sollte aber auch dadurch Leine 

“- beftimmte Proceßorbnung gewonnen werden, weil bie Dbergericte 
der verſchiedenen Provinzen des Bundesflaats verſchiedene Proceß⸗ 
ordnungen befolgen, dann müßte durch ein Gompromiß ber Par: 
theien geholfen werben. — Ueber die Zuläffigleit fummarifcher 
Droceßarten: Heffter, Beiträge S. 240 f. 

5) Die Beftimmung des Bundesbeſchl. v. 19. Zuni 1823 (Klüber, 
QuellenfammL ©. 307), daß in der Austrägal: Inflanz das Bericht 
allẽ Kriften von Amtswegen zu beachten babe, bezieht ſich nur 
auf das nad) der Dispofition bes Art. 30 der Wiener Schlußacte 
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und proceffualifhen Statthaftigkeit der Partheihand: 
lungen 6). SBinfichtli der Frage, ob den von den betheiligten 
Regierungen am Bundesdtage abgegebenen Erklärungen gleiche 
Beweißfraft in dem austrägalgerichtlichen Werfahren wie den 
bei dem Gerichtshofe felbft eingegebenen Erllärungen der 
fireitenden Xheile zuzugeflehen fei? hat die Bundesverſammlung 
von der Zeftflellung einer pofitiven Norm Umgang genommen 
und es der Beurtheilung der Austrägalgerihte forthin überlaſ⸗ 
fen, ob und welder Werth den Erklärungen am Bunbeötage 
nah Proceßordnung und Redhtöprincipien, mit Rückficht 
auf die ganze Sachlage beizulegen fei 7). Dagegen ift aus⸗ 
drüdlich auögefprochen, daß die Austrägalgerichte eben fo berech: 
tigt als verpflichtet find, bei Sefuchen der Partheien um Wie: 
bereinfegung in den vorigen Stanb gegen Sriftver: 
füumniffe nah Maaßgabe ihrer Proceßorbnung zu ver: 
handeln und, nad Prüfung der Entſchuldigungsgründe, darü⸗ 
ber zu entfcheiden 8). — Die Verfügungen ded Austrägal: 
gerichtö find den Anwälten ber freitenden Theile zu infinui- 
ren. Kann aber das Gericht eine unmittelbare Zuftellung nicht 
bewirken, fo muß durch Vermittelung der Landesregierung 
auf bundesgefandtfchaftlihdem Wege die geeignete Mittheis 
lung an die Regierung, die ed angeht, bewirkt werden 9). 


eingeleitete Austrägal sVerfahren. Vergl. vorläufig Heffter, Beis 
träge ©. 266 f. 

6) Ob auch von der Zuläffigkleit und Wirkung ber Beweismits- 
tel? Heffter, Beiträge &. 242 fagt: »Diefe find Entſcheidungs⸗ 
normen und baher nad) dem gemeinen Recht zu erwägen.» ©. uns 
ten Rote 11. 

7) Bundesbeſchl. v. 15. Geptbr. 1842. ad 3. Protoc. ber B. V. v. 
1842 $. 286. 

8) Bunbesbeichhl. v. 15. Septbr. 1842 ad 1. Protoc. ber B. 8. a. a. 
D. Die Frage war beftritten. Die richtige (bejahende) Anſicht ift 
fhon früher gründlich ausgeführt in Zr. v. Lindelof, von dem 
Rechte der Bundes s Austrägalgerichte, Wiebereinfegung in ben voris 
gen Stand gegen Friftverfäumniffe zu ertheilen. : Darmfl. 1838 bef. 
§. 14—17. 


9 Bundesbeſchl. v. 7. Octbr. 1630. Protoc. der B. 8. 5. 234. Kiüs 
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IV. „Das Erkenntniß in der Sade felbft erfolgt, in 
Ermangelung befunderer Entidheidungsquellen 29), nach den in 
Deutfchland hergebracdhten gemeinen Rechten 11) oder, wic 
die fpätere Erklärung lautet, „nah den in Redhtöftreitigfeiten 
derfelben Art vormald von den Reichögerichten fubftdiarifch be: 
folgten Rechtöquellen, in fo fern folche auf die jegigen Berbalt: 
niffe der Bundesglieder noch anwendbar find 12). Auch über ben 
Koftenpunkt fol dad erwählte Austrägalgeriht nach gemein: 
rechtlichen Grundfagen erkennen und bei deren Beſtimmung 
die ihm vorgefchriebene Zarordnung befolgen, ohne weitere Ge: 
bühren (für fih) in Anſatz zu bringen 13). Auch der Gebrauch 
des landeögefeglichen Stempelpapierd fällt in allen gerichtlichen 
Verhandlungen der Bundeöglieder (nicht blos im ordentlichen 
Austrägal: Verfahren) weg 1%). 

V. „Zur Theilnahme an einem Redtöftreit unter Bun: 
desſtaaten (Intervention) kann ein drittes Bundesglieb vor 
das erwählte Audträgalgericht nur dann zugelaffen 15) werden, 








ber, Bortfeg. ber Quellenfammi. ©. 10. v. Meyer’s Staatsacten 
ll. &. 358. 

10) ©. darüber Heffter, Beiträge S. 202. 

it) So die Austr.-Ordn. v. 1817 Art. II. No. 7. Der hierbei ge: 
braudyte Ausdrud „Erlenntniß in ber Hauptſache⸗ bildet ben Ge: 
genfag von „Inftruction des Proceffes- in No. 6 und muß hiernach 
feine Deutung erhalten. Die Beurtheilung des Beweiſes ge 
hört zur Erfenntniß »in der Sache felbft« und nicht zur Inftruction. 

12) &o bie Wiener Schlußacte Art. 23 und ber Bundesbeſchl. v. 3. 
Aug. 1820 Art. 4. Vergl. Heffter, Beiträge 5. 200 f. 

13) Bundesbeſchl. v. 3. Aug. 1820 Art. 5. 

14) Bundesbeſchl. v. 23. Jun. 1836 (Protoc. der B. V. $. 131). v. 
Meyer's Etaatsacten Fort. des Uten Theil S. 540. 

15) In einem frühern Entwurfe biefes Art. III. bes Bundesbeſchl. v. 3. 
Aug 1820 ſtand zugelaffen ober aufgefordert werben. Auf Gr: 
innerung bes hannov. Bevollmädjtigten wurben aber diefe Worte ge: 
ſtrichen und dadurch die Zuläffigkeit einer f. g. Adcitation verwor: 
fen. Vergl. Heffter, Beiträge S. 245. Rudhart, bas Redt 
des d. 3. ©. 129 will unter den obigen Varausſetungen bennod 
auch Adcitation zulaffen. S. dageg. auch v. Dreſch, Abhandl. 
©. 46, der fie jedoch ausnahmesweife in dem Falle anerkennt, wo 
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wenn dad Gericht eine wefentliche Verbindung der Rechtsver⸗ 
hältniſſe deffelben mit dem anhängigen Rechtsſtreite anerkennt. 
Auch eine Wiederklage hat nur in dieſem Falle bei dem er: 
wählten Austrägalgerichte flatt und nur, wenn fie fogleich bei 
der Einlafjung auf die Vorklage angebradht wird.“ Litisde— 
nunciation (mit den gemeinrechtlichen Wirtungen) und Provo- 
catio ad agendum wird hierdurch natürlih nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen 16), 

VI. Was die Befugniß, der Audträgalgerichte zur Erlaffung 
von unbedingten Mandaten betrifft, fo ift diefelbe, wenn 
über Neuerungen während ber Rechtshängigkeit der Streitfadhe 
gellagt wird und die fonftigen Bedingungen zu einer Verfügung 
diefer Art vorliegen, zwar auödrüdlich anerfannt worden, doch 
fol fich, dad Gericht hierbei der Androhung von Geldfirafen ent: 
halten und die Veranlaſſung der Vollftredung des auf das erlaf: 
fene Mandat ergebenden, an die Bundeöverfammlung einzufens 
denden, fehließlichen Erfenntniffes dieſer lediglich überlaffen 17). 

Yıl. Obwohl die Partheien im Austrägal: Verfahren, als 
fouveraine Bundeöglieder, keinem wirklichen Gerichtözwange bes 
Austrägalgerichtd unterworfen find, fo find fie doch demſelben 
diejenige Achtung und Rüdfiht fhuldig, welche einem im Namen 
und Auftrag der Bundeöverfammlung felbft handelnden Gerichts: 
hofe gebührt. Ordnungsſtrafen wegen beleidigender, bie 
Wurde ded Gerichts verlegender Aeußerungen können aber von 
diefem nicht gegen die Partheien erfannt werben; fondern daffelbe 
muß fich mit feiner Beſchwerde an die Bundeöverfammlung wen: 


nach eingeleitetem Austrägalverfahren von den beklagten Litisconſor⸗ 
ten fidy Einige an dem Vorfchlag der 3 Bunbeöglieder verfäumt 
haben, weil hier der Hauptgrund gegen bie Zuläſſigkeit einer Adci⸗ 
tation, daß fich kein Bundesglied einem nicht von ihm gewählten 
Richter nicht zu unterwerfen brauche, nicht eintrete. — Vergl. 
auch Protoc. der B. V. v. 1822 $. 176. 182. 196. 


16) Vergl. v. Dreſch, Abhandl, ©. 44. — Bei ber Wiederklage ift 
offenbar das ſächſiſche Proceßprincip adoptirt. 

17) Bundesbeſchi. v 28. Febr. 1833 (VI. Sig. $. 70 des Protoc.). A. 
v. Müller’s Archiv f. d. neuefte Geſetzgeb. Bd. VI. Heft 2. ©. 35. 
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den. Beichwerben der Partheien gegen bad Gericht find durch 
die Bundeöverfammlung der Landedregierung zur geeigneten Ber: 
fügung zu übermitteln 18). 


8. 272. ($. 219.) 
3. Erkenntnift, Bechtsmittel und Weliftrechung. 


1. Das Erkenntniß muß (ohne daß Actenverfhidung zuläf: 
fig wäre) im Namen ber Bunbesverfammlung vom Aus: 
trägalgerichte abgefaßt und jederzeit (fomohl Haupt: ald Zwifchen: 
Erfenntniß) mit volftändigen Entfheidungsgründen verfe: 
ben werben I). Jedes Austrägal: Erfenntnig wird fogleid 
nach feiner Eröffnung rechtskräftig, und es findet fein or: 
dentliches Rechtsmittel dagegen ftatt 2). Der Gerichtöhot 
hat daher fogleich dem Bundestage die Acten und dad Erkennt: 
niß zu üuberfchiden, damit jener auf deflen Befolgung halten 
fünne 3). 

1. „Das Erkenntniß in der Hauptfache muß längftens bin: 
nen Jahresfrift, vom Tage der überreichten erften Klage ober 
Beſchwerdeſchrift erfolgen. Sollte es ausnahmsweiſe nicht thun⸗ 
lich ſein, ſo hat der oberſte Gerichtshof als Austrägal-Inſtanz 
einen Bericht an die Bundesverſammlung zu erſtatten, die Grün⸗ 
de eines nothwendig geglaubten längern Verzugs anzuzeigen und 
die Bewilligung (Billigung?) oder Mißbilligung vom Bundes: 
tage zu empfangen 9.⸗ 


18) Wiener Schlußacte Art. 22. Bundesbefchl. v. 3. Aug. 1820 Art. 2. 

1) Bundesbeſchl. v. 3. Aug. 1520 Art. 5. Austrägalorbn. v. 1817 Art. 
II. Ro. 5. 

2). Schon die Bundesacte ſprach dieß Art. 11 in den Worten aus: „des 
ren (ber Austrägal: Inftanz) Ausfprud) die flreitenden Theile ſich fe: 
fort zu unterwerfen haben.» Dieb beftätigte die Austräg.: Ordbn. v. 
1817 Art. II. Ro. 9 und ber Bundesbeſchl. v. 3. Aug. 1820 Art. 
6. — Das Sefuh um eine Declaration ift dadurch nicht ausge: 
fchloffen. i 

3) Austr.⸗Oron. v. 1817 Ast. MI. No. 6. 

4) Morte ber Austräg.sOrbn. v. 1817 Art. II Na 8. Jene Zeitbe: 
fimmung galt auch bei den veichögefeglichen Austrägen. Gonc. ber 
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11. Hinſichtlich der gemeinrechtlich zuläffigen f. g. außer: 
ordentlihen Rechtsmittel hat fchon die Austrägal⸗-Ordnung 
v. 1817 (Art. II. No. 9 fe) ausgeſprochen 9: „Es bleibt je: 
doch dem Rechtömittel der Reftitution ex capite novorum 
ftatt gegeben, welches von dem Zeitpunkte ber aufgefundenen 
Novorum an, binnen vier Jahren anzubringen if. Dad Reſti⸗ 
tutionsmittel ifl bei der Bundesverfammlung anzulündigen 
und diefe überfendet folches dem oberſten Gerichtshofe; an wel: 
chem die Sache zum erflenmale verhandelt und entſchieden warb, 
wo ſodann über bie Statthaftigkeit oder Unftatthaftigleit des 
Rechtömitteld felbft gefprochen wird und bie neu zu verhandelnde 
Rechtsangelegenheit wieder zu infiruiren und zu entfheiden 
iſt.“ Der Bundesbeſchl. v. 3. Aug. 1820 beflätigt die Zuläffig- 
keit der „Reflitution wegen neu aufgefundener Thatſachen 
und Beweismittel 6),- bie Friſt der Anbringung und die 
Competenz des bisherigen Austrägalgerichtöhofes, fpricht aber zus 
gleih audbrüdlich der Einwendung des Rechtsmitteld die Sus⸗ 


6 ©. D. Th. II. Zi. 4. 5. 1. (Vergl. oben $. 269. Note6). Heff⸗ 
ter, Beiträge ©. 242. 

5) Nähere Beflimmungen über Anwenbung und Ausführung biefes 
Rechtsmittel, Über den ReftitutionssEid fo wie Über bas ganze 
Austrägals Verfahren wurden babei vorbehalten (No. IL ber Austr.s 
Ordn.). Diefe Zufage ift dann zum Theil durch den Bundesbeſchl. 
v. 3. Aug. 1820 erfüllt worden. Vergl. übrigens auch $. 23 f. des 
Commiſſions⸗ Entwurfs vo. 21. Decebr. 1820 (Heffter, Beiträge ©. 
294 f.): — Ueber einen befondern Ball (Antrag v. Coburg) und abe 
weifenden Beſchl. ber B. 8. f. Protoc. ber B. 8. v. 1833 $. 92. 
©. 237. $. 1ll. ©. 329. $. 246. ©. 544. 

6) Vergl. Über die Bebeutung biefer Ausdbräde: Heffter, Beiträge ©. 
247 f. unb bie gemeinrechtlihen Beflimmungen tn L. 31. Dig. de 
jurejur. (XII. 2.) L. 33. D. de re jud. ıXLil. 1.) L. 2. 3. 4. Co. si 
ex Sals. instr. vel testim. judic. sit. (VII. 58.) L. 21. Cod. de fide 
instr. (IV. 21... Es müſſen Thatfachen unb Beweismittel fein, bie 
jeat für ſich allein und nicht blos burd, Fünftlicdhe Gombination mit 
ben ſchon benugten Kactis, ein Mares anberweitiges Refultat Hefern, 
ober aber bie factiſchen Beugblagen, auf weldye bas Erkenntniß ba⸗ 
ſirt iſt, als evident falſch und unridhtig darſtellen. Heffter a. a. 
D. ©. MB. 
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penfiofraft ab 7). Die Ableiftung des Reftitutions:Ei: 
des foll bei dem Austrägalgerichte durch den Vorſtand derjenigen 
Behörde gefchehen, unter deren Auffiht und Genehmigung tie 
Reftitution nachgefucht wird und von demjenigen Beamten te 
die Reftitution nachſuchenden Theils, welder die Sache bearbui: 
tet bat, entweder in Perfon oder Durch Specials Bevollmädhtigte. 
Sind mehrere dabei verwendet worben, fo fol dem andern Zheile 
frei ftehn, den zu benennen, welcher den Reftitutions=Eid abzu 
ftatten bat 8).” 

U. Weber die Zuläffigkeit einer Nichtigkeits-Beſchwer— 
de (querela nullitatis) als eined außerordentlihen, gemeinredtlid 
anerkannten Rechtsmittels 9) hatte fi) weder die Austragal-⸗Ord⸗ 
nung v. 1817 noch der Bundesbefchl. v. 3. Aug. 18230 ausdrüd— 
lich ausgefprochen 19). In dem Commilfiond «Entwurf über bie 
Revifion des Austrägals Verfahrens v. 21. Dechr 1820 iſt dann 
allerdings eine, innerhalb kurzer Frift (4 Wochen nach der Pr: 
blication) anzubringende, Nichtigkeitsbefchwerde (ohne Suspenfie 
Wirkung) für zuläffig erflärt, fo wie man auch in der Theorie die 
Anficht von der nothwendigen Statthaftigkeit diefes außerordenl: 
lichen Rechtömitteld mehrfach vertreten findet 11); allein die 
richtigere theoretifche Anficht hat die Unzuläffigkeit deſſelben nad 
beftehendem Bundesrechte behauptet 72). Dur Bundesbeſch. 
v. 3. Octbr. 1833 $. 3 wurde die zur Revifion des Auöträgal: 
Verfahrens beftellte Bundestags: Commiffion aufgefordert, über 
diefe Frage ein befonderes Gutachten zu erflatten, worauf dam 
durch Bundesbeſchl. v. 25. Juni 1835 audgefprochen worden IH 








7) &. den angef. Bundesbefchl. Art.6u.7. Heffter a.a. O. 8.291 
8) Bundesbeſchl. v. 3. Aug. 1830 Art. 8. Heffter a. a O. 8.28. 
9, Linde, kehrb. des Civilproc. $. 417 f. 

10) Indirect wohl, befonders wenn man den Gap „Exceptio confirmil 
regulam“ bei Art. 6 des Bundesbefchl. v. 3. Aug. 1820 zur Anwen⸗ 
dung bringt. 

11) Beſond. 3. B. von Rubhart das Recht des deutſch. B: S. 1371. 

- Heffter, Beiträge S. 252 f. S. 297 f. 

12) S. insbef. die Ausführung von v. Drefch, in Rei — Ro 

m. ©. 88 f. 
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„Daß überhaupt von jeder bundesgeſetzlichen Beftim: 
mung über die Zuläffigkeit von Nichtigkeits-Beſchwer— 
den zu abftrabiren fey 3)“ Die Unzuläffigfeit ber 
Querela nullitatis ift hierburdy auch von der Bundesverfammlung 
anerkannt. 

IV. „Die Bundesverſammlung verfügt die Vollzie— 
hung ber Bundes » Audträgal: Erfenntniffe, in fo fern denfelben 
nicht fofort oder nicht vollſtändig Folge geleiftet wird 1%). Dod) 
kann die Vollftredung der Austrägal: Erfenntniffe und compro: 
miffarifchen Entfcheidungen nur auf Anrufen ber Partheien 
von der Bundesverfammlung veranlaßt werden. Diefe hat, nad) 
gutachtlicher Wernehmung ihrer Commiſſfion ($. 263. No. III.), 
dad Geeignete darauf zu verfügen. Das Erkenntniß felbft darf 
in keinem Falle der Gegenſtand einer Berathung und eined Be⸗ 
ſchluſſes der Bundeöverfammlung werben. Wenn indeß gegen 
die Vollziehung noch zuläffige Einreden vorgebracdht wer: 
den, die ein weitered rechtliched Verfahren veranlaffen können, 
fo find dieſe unverzüglich an daffelbe Audträgalgericht zu ver: 
weifen, von weldhem dad Erfenntniß audgegangen ift. In Ge: 
mäßheit des hierauf erfolgten weitern Ausſpruchs, ift durch die 
Bundesverfammlung dad erforderliche Erecutiond erfahren nach 
den gegebenen Vorfchriften zu veranlaffen 15).« 


13) 9. Meyer’s Staatsacten, Fortſ. des II. Th. S. 500 f. 

14) Bundesbeſchl. das Verfahren bei Aufftellung der AusträgalsInftanz 
betr. v. 3. Aug. 1820 Art. 9. 

15) Bon den Worten „Doch kann⸗ aus der Bundes = ErecutionssOrbn. 
v. 3. Aug. 1520 Art. 12 hinzugefügt ift dabei noch: „Ergeben fid) 
ähnliche Anftände bei Sompromiffen und gütliden Vergleis 
hen, fo ift in gewöhnlicher Art, jedoch mit möglichſter Befchleunis 
gung, ein Austrägalgeridht zu ernennen, welches über bie 
gegen bie Voliftredung felbft no vorkommenden Einreden und Zwei: 
fel vehtlid zu erfennen hat“ — Auch ber Bundesbeſchl. v. 3. 
Aug. 1820 (vor. Note) fagt im Art. 9: „Kallen bei der Bollzie: 
bung noch Streitigkeiten vor, welche eine richterliche Entfcheibung 
erfordern; fo fleht dieſe dem Austrägalgerichte zu, weldes bas 
su vollzichende Erxkenntniß gefaßt hat.» Der Entwugf einer Austrä⸗ 
gal:Drdn. v. 21. Dechr. 18230 $. 27 Läßt die bei ber Execution ent: 
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$. 273. ($. 250) 


4. Bie im Art. 30 der Wiener Schlußacte angesrducte 
Austrägal - Iuftan;. 


Klüber, Öffentl. R. $. 196. 177. — Heffter, Beiträge ©. 221 f. — 
v. Dreſch, Abhandlungen &. 59 f. — v. Leonharbi, das Auf: 
trägals Berfahren &. 100 f. — Ueber die Bebeutung bed Art. 30 
und den Einfluß beffelben auf die Competenz ber Landesgerichte: 
Hfeiffer, pract. Ausführ. Bd. II. &. 405 f. 


1. Nach den Beflimmungen über bad ordentliche Austra: 
galz Verfahren richtet fi) im Ganzen 1) aud dad Verfahren in 
dem befondern Falle 2), für welchen ber Art. 30 der Wiener 
Schlußacte, vermöge eines mehrfach fühlbar gewordenen practi- 
fchen Bebürfniffes 3), die Aufftelung einer Austrägal- Iuftanz 
verfügt hat. Der angeführte Art. 30 beflimmt nämlich: 

„Wenn Forderungen von Privatperfonen dei 
halb nicht befriedigt werben können, weil die Verpflich⸗ 
tung, benfelben Senüge zu leiften, zwifchen mebrern 
Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten iſt, fo hat 


ftehenden Streitigkeiten unmittelbar bei dem Austrägalgericdyt an: 
bringen, ohne daß es deßhalb eines weitern Auftrags der B. B. 
bebürfe. 

1) Abweichungen f. unten Ro. IV. 

2) Deffter, Beiträge ©. 191 hat zur Bezeichnung diefes befondern 
Kalles aus der attifchen Yurisprudenz den Ausbrud "Diadicafie 
unter Bundesgliedern“ gebraucht. 

3) Zur Beit der NReichöverfaffung konnte fi), unter der Vorausfetzung 
einer gemeinfchaftlihen Verpflichtung oder propter continentiam 
causarum, der Kläger, mit Umgehung der Austräge, unmittelbar 
an die Reihsgerihte wenden. Leiſt, Staater. $. 137 und oben $. 
289. Rote 13. In dbiefem Umfange gewährt aber der Art. 30 
nicht die Austrägals Inflanz. v. Dreſch &. 62. Nadı dem f. g. 
xVII. Entwurf des deutſchen Reichſsgrundgeſetzes follten ($. 24. lit.d.) 
sur Zuftändigkeit des Reichögerihtes auch nur gehören: „Klagfas 
hen von Privasperfonen gegen beutfche Staaten, bei welden 
die Vergichtung, der Korberung Genüge zu leiſten, zwiſchen meb: 
veren Staaten zweifelhaft oder beflritten iſt.“ 


” 
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bie Bundeöverfammlung auf Anrufen der Betheilig- 
ten zuvörberfi eine Ausgleichung auf gütlihem Wege zu 
verfuchen, im Kal aber, daB diefer Verſuch ohne Erfolg 
bliebe, und bie in Anfpruch genommenen Bundeöglieder 
fih nicht in einer zu beſtimmenden Frift über ein Com⸗ 
promiß vereinigten, die rehtlihe Entfheibung ber 
flreitigen Vorfrage burd eine Austrägal⸗Inſtanz 
zu veranlaffen.“ 

1. Der Art. 30 der Wiener Schlußacte enthält eine Aus: 
nahme von dem jebt geltenden Prinzip, wonad alle Anſprüche 
von Privatperfonen gegen eine beutfhe Regierung ober ben 
Landesherrn 9 vor die competenten Landeögerichte gehören, 
indem er für einen Kal, in welchem bie firenge Zefthaltung die: 
fed Prinzips zur Rechtlofigleit der Privatperfonen führen 
könnte, eine Aushülfe gewähren wollte. Es wirb aber dabei 
vorausgefegt, a. daß zwifhen mehreren Bundesgliedern 
die Verpflihtung, der Forderung einer Privatperfon Genüge zu 
leiften zweifelhaft oder beftritten fei 5), und b. daß aus 
dem Grunde, weil die Antbeile noch unbeflimmt find, oder- 
auch weil es fih fragt, welches von den mehrern Bundedglie- 
dern, oder wer principaliler und wer nur fubfidiarifh, ver: 
pflichtet fei, die Privatperfon an der Rechtöverfolgung gehin: 
bert werde 6). Daß die Forderung an fih liquide fei, ift nicht 


4) Beine Privatforberungen gegen Lanbesheren, als Privatpers 
fonen, gehören nicht hierher. Klüber, öffentl. Recht. 9. 177. No. 
16. Dagegen ift zwifchen Anſprüchen gegen ben Fiſscus und denen 
gegen bie Regierung kein Unterfdyieb zu machen, da der Fiscus 
weiter nichts ale ber Staat in vermögensrchtlider Beziehung if 
(oben $. 205. Ro. I.) und die Anwendung bes Art. 30 außexbem in 
ben meiften Källen zum Nachtheil ber Privatperfonen ausgefchloffen 
fein würde. Protoc. der B. 8. v. 1837 $. 121. ©. 369. 

5) Alfo eine Differenz zwifhen Bunbesgliedern muß auch bier 
vorliegen; baburdy eignet fi ber Fall gerabe zur Austrägal «Ins 
ſtanz. Das Befondere liegt nur darin, daß bie Grledigung dies 
fer Differenz hauptſächtlich im Intereffe einer dritten (Privat⸗) Pers 
fon gefordert wirb. “ 

6) Als Kolgerungen ergeben fich hieraus, Laß die Anwendung des Art. 
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erforderlih 7). Es muß aber von ben Betheiligten, vd. h. 
den Privatperfonen oder den Bunbeögliedern, auf Einleitung ti: 
Austrägal:Verfahrend angetragen werden 9). 


) 


8) 


— — 


30 ceſſirt ad a. wenn keine Differenz unter Bundesgliedern ::t: 
ſteht, weil fie entweder darüber einig find, daß nur gegen errer 
allein eine Korberung ber fraglichen Privatperfon beftebe, ober wir: 
fie fi) über die Antheile an der Schuld ſchon gütlidh verglichen hat:z 
und für die beflimmten Theile Recht zu geben bereit find. Bedert: 
lich kann es fcheinen, dahin aud den Fall zu rechnen, wenn dis— 
halb zwifchen mehreren Bundesgliedern nichts zweifelhaft oder keitr. 
ten ift, weil fie darüber einig find, daß gar Feine oder r:: 
nigſtens keine im Art.30 bezielte Korderung (cf. Note 4) eritirr, 
Allein dennoh muß auch bier die Einleitung des fraglichen Austri: 
gal⸗Verfahrens ceffiren und der Kläger mit feiner Rechtsperfolsur: 
lebiglich an bie Kanbesgericdhte gewiefen werden. — Ad b. fei:t, 
daß, wenn es fid) um bloße Gemeinſchaft der Verpflichtung eder 
nur um Konnerität des Anfprudys gegen mehrere banbelt, a::: 
die beſtimmten Antheile bereits feftftehen ober gegen jeden ar! 
base Ganze (ald correus debendi) geffagt werben Tann, folde Ar: 
ſprüche auch blos vor die competenten Landeögerichte gehören. Ec: 
bald dagegen eine auf das Ganze in Anfprudy genommene Regieruns 
den Kläger excipiendo ganz an ein anderes Bundesglied weif't un! 
auch dieſes ben Kläger nidyt befriedigt, weil es die Berpflichtun; 
ganz ober zum Theil auf die zuerft belangte Regierung zurückſchiedt, 
fo liegt ber Kal des Art. 30 vor. Vergl. überh. Heffter, Be:: 
träge ©. 225 f. u. v. Drefch, Abhandl. S.61 f. Klüber, öffent: 
R. 8 177. 

Gegen bie in einem Urtheil des Oberappellationsgerichte zu Darm: 

flabt in der Sache der Teſtaments⸗Executoren bes Ghurfürften ven 

Trier (v. 19. Mai 1826) angenommene entgegenftehende Anſicht (Pro⸗ 

toc der 8. V. dv. 1826 $. 137 u. bei v. Leonbardi a. a. O. S. 

567 f. bef. S. 573 f.) f. Heffter, aa. O. 8.236 f. v. Dreid, 

©. 66 f. 

Hieraus folgt aber audy, daß die Anordnung ber bundesrechtlicyen 

Austrägal» Inftanz ber Competenz ber Landesgerichte an ſich nicht 

präjubicirt, d. h. wenn der Berechtigte gegen bie einzelnen Bunbes- 

glieder bei den competenten Landesgerichten klagt, fo kann hier bie 

Beftimmung des Art. 30 zu keiner Einrede bes incompetenten Ge: 

richtsſtandes benuett werden. Pfeiffer, pract. Ausführungen Ip. 

u. S. 408 f. 
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il. Den Gegenftand des austrägalgerichtlichen Verfah— 
rend bildes blo8 die aus den Vorausfeßungen deffelben nach Art. 
30 ſich ergebende flreitige Vorfrage ”), durch wen von ben 
mehrern Bundesgliedern, oder in welcher Maaße von denfelben, 
die Forderung der Privatperfon zu erfüllen fei, fo daß alfo dieſe 
Borfrage nach der Natur der verfchiedenen Fälle bald mehr bald 
weniger umfaflen ann. Iſt diefe durch dad Austrägalgericht 
feftgeftellt 10) und entfchieden, die Befriedigung der Privatperfon 
wird aber aus befondern, von der entfchiedenen Vorfrage un: 
abhängigen Gründen verweigert, fo muß deshalb bei dem com: 
petenten Landesgerichte gellagt werben, welches Dann auch 


9 Was unter dieſer Vorfrage zu verftehen fei, darüber find in ben 
Berbandblungen ber Bunbesperfammlung bei einer der erften Anwens 
dungen bes Art. 30 im Jahre 1821 (Beſchwerdeſache ber Rheinpfälz. 
Staatsgläubiger u. Befiger der PartialsOblig. Lit. D, die Zahlung der 
rüdftänd. Binfen u. verfallene Gapstalien betr.) verfchiedene Anfichten 
hervorgetreten, indem von einer Seite behauptet wurde, ber Art. 30 
folle blos die proceffualifche Beftimmung ber pafjiven Sadyskegitimation 
vermitteln, eine andere Anficdyt zwar bie ‚Derbeiführung einer ma⸗ 
teriellen Entfcheibung, aber nur einer proviforifchen zugab, näm—⸗ 
lich darüber, wer bis zu ausgemadhter Sache einftweilen den Kläger 
zu befriedigen habe; bie dritte und gewiß richtige Anficht dagegen 
feft hielt, daß das Austrägals®ericht definitiv über die Vorfrage, 
wer eigentlid) der Berpflichtete fei oder die Privatperfon zu befries 
digen habe? die Entſcheidung abgebe. Dffenbar beruhte auch der 
Bunbdesbeicht. v. 18. San. 1821 in der erwähnten Sache der Rhein 
pfälz. Staatsgläubiger (Protoc. v. 1821 $. 11) auf diefer richtigen 
Auffoffung. Dagegen wurden freilich Bedenken erhoben und zweifel⸗ 
los sift die von Baden in ber 12. Sid. v 1824 in das Protoc. $. 
73 niebergelegte Ausführung mit den unter L—7 gezogenen Sonfe: 
quenzen bemertenswerth, beruht aber auch theilweife auf ganz uns 
richtigen Suppofitionen. S. dagegen das in 14. Sitz v. 5. Apr. 
1821 von den Befanbten v. Globig u. Danz erflattete gründli⸗ 
he Sommiffions: Gutachten (Beil. 6 zu $. 93 des Protoc.). Bergl. 
auch Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. I. ©. 406 f. 

10) Aug: bie genauere Bezeihnung oder Keftftelung der Vorfrage muß 
nöthigenfalls durch das Austrägalgericht und nicht durch die Bundes: 
verfammlung geſchehen. v. Dreſch, a. a. D. ©, 68. Ride 
öffentl. Recht 8.176. Note d. 
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über die fpecielien Einreden, 3. B. der Sompenfation, zu er:: 
fcheiden haben wird !1). Die beftrittene Frage, ob das Austr:- 
galgericht auch daB Recht habe, noch vor Entſcheidung ber firei: 
tigen Haupt-⸗Vorfrage und ohne Prajudiz für biefelbe, eine 
proviforifche Zahlung von Zinfen, Penfionen oder X:i: 
menten zum Beften der Gläubiger anzuorbnen, muß, wem 
der Zweck ded Art. 30 der W. Schlußacte nicht wefentlidh beein: 
trädhtigt werben fol, allerbingd bejaht werden 12). 

IV. Der Proceß wird als eine Streitigkeit von Bundesg!ie⸗ 
bern blos zwifchen diefen verhandelt. Die bei dem Gtreite 
intereflirten Privatperfonen treten mithin nicht als Parthei mi: 
auf, können aber bei dem Audträgalgericht ſolche Antrage machen, 
welche fi auf die Wahrung ihres Intereſſes und auf ti 
ordnungsmäßige Erledigung ber Sade beziehen 13). — Ab— 
gefehen hiervon beftehen die Abweichungen von der Behanblung:: 
art anderer Streitigkeiten der Bundesglieder, zum Zwed der 
Ausfchließung willkührliher Verzögerung der Befrie 
digung der Privatperfon 14), darin, daß von der Bundes: 
verfammlung für ben Privatvergleihöverfuh fofort, un 


1) v. Dreſch, a. a.D. 8.66. Das Commifſions⸗Gutachten von 1821 
(f. Note 9) bemerkt: „If diefe Entſcheidung (dev Borfrage) er: 
folgt und die Sadye erfordert in Betreff der Forderung an fid, 
und abgefehen davon, wer foldher Benüge zu leiften bat, weldes 
nun beſtimmt ifl, weitere Erörterung, dann gehört freilih 

dieſe nad der Bundesverfaſſung vor bie Landesgericht ez allein 
eines Theils werden bdiefe Bälle fehr felten feyn und andern Teils 
it auch dann durch ben Art. 29 der Schlußacte für die Privaten ge: 
forgt.« 

12) Klüber, öffentl. R. $. 176. Rote g. Heffter, Beiträge S. 2369. 
v. Drefh a. a. O. S. 67 f. Dagegen ift Mohl, die Sf. Rechts: 
pflege &. 153 f. &. 187. Auch verfchiebene austrägalgerichtliche Ent: 
fheidungen ftehen ſich mit ihren Anfidyten gegenüber. 

13) Auch in.biefer Beziehung liegen aber verfehiedene austrägaigerichtlidye 
Entfeidungen vor. v. Dreidh, a. a. O. ©. TLf. KBergl. aud 
unten No. V. die im 2 Beichl. v. 15. Septbr. 1842 aufgeftellte und 

- entfdyiebene Trage. 
14) Dieß ift der gemeinſchaftliche Grund für bie folgenden — 


I 


ey 
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ebenfo nachher für die Vereinigung über ein Compromiß, un: 
ter Ausfchliegung der gewilltührten Austräge (8. 269), eine bes 
ſtimmte Friſt feftgefegt werden kann 15) und daß während bes 
Procefied alle Friften von Amtöwegen vom Austrägalgerichts⸗ 
hof zu beachten find, fo daß bei Nichtbefolgung einer ergange- 
nen Verfügung (welche peremtorifche Eigenfchaft hat), Verzicht: 
leiftung auf die unterlaffene Handlung anzunehmen und eben das 
auszufprechen ift, was fonft, auf Antrag des andern Theils, als 
Folge der Unterlaffung, zum Behufe der endlichen Entfcheidung, 
auszufprechen feyn würde“ 16), 

V. Die Frage, awelche rehtlihe Folge in Fällen, 
worin der Art. 30 der Wiener Schlußacte zur Anwendung fommt, 
mithin die betreffenden Privatperfonen, von deren Forderung es 
fi) handelt, als die eigentlichen Kläger vor Gericht nicht auftre- 
ten, an die vom Gerichtshof auögehende Bezeihnung Einzel: 
ner unter den betheiligten Bundeögliedern ald Kläger, nament- 
lih in Anfehung der Beweislaft zu knüpfen fei?« — ift von 
der Bundesverfammlung dahin entfchieden 17): — »„daß, da die 
Zutheilung der Partheirolle in ſolchen Fallen die Bedeutung nicht 
babe, wie im gewöhnlichen Proceßverfahren, an diefe uneigent: 
liche Bezeichnung auch Feinerlei rehtliche Folgen, nament: 
ih nicht in Beziehung auf die Beweislaft geknüpft werden 
können.“ 

VI. Hinſichtlich der Wirkung des Erkenntniſſes, der Rechts⸗ 
mittel u. ſ. w. findet nichts Eigenthümliches ſtatt. 


$. 274. (8. 251.) 


C. Summarifched AYusdträgal = Verfahren bei 
Befitftreitigkleiten. | 
Klüber, Öffentl. R. $. 172. — Mohl, die öffentl. Rechtspflege ©. 85 f. 
— Heffter, Beiträge 8.192 fe — v. Drefh, Abhandlungen 
8.54 f. — v. Leonhardi, das Audträgals Verfahren ©. 96. 


15) Wiener Schlußacte Art. 30. v. Drefh, a. aD ©. 73 f. 
16) B. Belt. v. 19. Zuni 1823. Klüber, Quellinfammi. ©. 307. 
Vergl. oben $. 271. Note 5. — 
1) B. Beſchl. v. 15. September 1842 ad 2. Protoc. der B. V. v. [812 
9. 286. Den Großh. heſſ. Antrag ſ. im Protoc. v. 1838 8. 135. 
Zachariä's Staatsrecht. 3, Bd. 2te Aufl. 48 
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ren zum Theil abmweichended, dem Summariissimum des Ginil: 
procefled analoges, Verfahren tritt nach Art. 20 der Wiener 
Schlußacte bei Befißftreitigkeiten ber Bundesglieder!) 
ein. Hier ift beflimmt: 


"Art. 20. Wenn die Bundesverfammlung von einem 
Bundeögliede zum Schuße des Beſitzſtandes ange: 
rufen wird 2), und ber jüngfte Befigftand freitig 
ift, fo fol fie für diefen Zal befugt feyn, ein bei de 
Sache nicht betheiligted Bundesglied in der Nähe dei 
zu ſchützenden Gebietes aufzufordern, die Thatfache des 
jüngften Befiges und die angezeigte Störung beilel: 
ben ohne Zeitverluft durch feinen oberftien Gerichtshof 
ſummariſch unterfudhen und darüber einen redtli: 
hen Befcheid abfaflen zu laffen, deſſen Vollziehung die 
Bundesverfammlung, wenn der Bundesflaat, gegen wel: 
chen er gerichtet ift, fich nicht auf vorgängige Aufforbe: 
rung freiwillig dazu verflehbt, durch die ihr zu Dielem 
Ende angewiefenen Mittel zu bewirken hat.“ 


1. Die Abweichungen dieſes bundesrechtlichen Sum mari— 


iſſimum's 3) beziehen ſich 


i) 


2) 


3) 


Daß bei diefer Borfchrift die Beftimmungen ber Reichsgeſete über 
litigiosa possessio zwiſchen Reichsunmittelbaren (Gamm.-Ber_sDrtn. 
vd. 1665 Ih. N. it. 21. $. 1.3 u. Goncept der C. G. D. Zit. 22) 
vorgefchwebt haben, ift offenbar. Heffter, Beiträge S. 195 f. 

Bon dem Kalle, wo die B. 8. aud ohne Smploration zur Ber: 
binderung des Beginns ober der Kortfegung von Thätlichkeiten zwi: 
fhen Bunbesgliedern ex officio einzufchreiten und „vor allem für 
Aufrehthaltung des Vefigftanbes Sorge zu tragen hat“, 
disponirt der vorhergehende Art. 19 ber Wiener Schlußacte. Dieb 
fällt unter ben im $. 266. Ro. 1 betrachteten Geſichtspunkt. Das 
Verfahren ift bier. nich‘ nothwendig ein gerichtlidhes, fondern 
ganz dem Ermeſſen der B. 8. überlaffen. Dody kann fie auch das 
bei ohne Zweifel die im Art. 20 vorgefchriebene Procebur einfchlagen. 
Der Art. 20 fpricht blos vom jüngften Beſiz. in f. g. posses- 
sorium ordinarium zwifchen Bunbesgliedern fällt ganz unter die Be- 


„ Rimmungen über das ordentliche Austrägals Verfahren. v. Dreſch, 


Abhandt. ©. 59. 


L 
\ 
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A. 


auf die beim ordentlichen Austrägal-Verfahren ftatt fin- 
benden Borverhbandlungen und bie Beſtellung ber 
Audträgal-Inftanz, indem hierbei von keinem Vermitte⸗ 
lungöverfuc die Rede ift ), und die Bundesver⸗ 
fammlung ohne Weiteres dad Bundesglied beftimmt, 
welched die Befigfrage durch feinen oberften Gerichtöhof 
unterfuchen und entfcheiden laſſen foll 5); 
darauf, daß der Privat: Austräge hier feine Ermäh: 
nung gefchieht und diefe alfo wohl ald ausgeſchloſſen 
zu betrachten find 6); 
darauf, daß gegen die Entfcheidung auch dad Rechtömit: 
tel der Restitulio ex capite novorum ceflirt 7). 

m. Hinſichtlich der Inftruction des Proceſſes, der anzuwen⸗ 


denden Proceß: und Entfcheidungsnormen und ber Friſt für Be: 
endigung des Werfahrend fommen die Beflimmungen über die 
ordentlihe Austrägal:Inftanz zur Anwendung 8). Das Verfah— 
ren foll aber ein fummarifches fein, fo daß alfo die Vorfchrif: 
ten der Particular:Proceßorbnung über den unbeflimmten fumma: 
rifchen und resp. den Mandats-Proceß bier zu beobachten fein 
werden ?). 


) 


5) 


6) 


9 


8) 


Geradezu verboten ift der Vermittelungs⸗Verſuch (Bundesaete Art. 7) 
aber auch nicht. Doch Tann keine der Partheien gendthigt werben 
ſich darauf einzulaffen. Vergl. v. Dreſch, Abhandl. ©. 55 f. 
Hätte‘ das bezeichnete Bunbesglied mehrere oberfle Gerichtshöfe, fo 
muß die B. 3. bie Auswahl treffen, ober diefe dem Bundesgliede 
überloffen. Heffter, Beiträge S. 194. v. Dreſch, Abhandl. ©. 
57 f. 
So auch nadı dem Reichsrechte bei ber liligiosa possessio zwiſchen 
Unmittelbaren. Leift, Staatsr. 5.146. Mit einer Beſchränkung 
ſtimmt Heffter in den Beiträgen ©. 195 f. bei. Ganz verwirft die 
Austräge v. Drefd, Abhandl. ©. 56 f. 
Denn Art. 20 der W. Schlußacte fpricdyt unbedingt von Vollziehung 
der gerichtlichen Entfcheidung und das Poffefforium ordinerium 
unb das Petitorium ſteht bem unterliegenden Theile offen. Heff: 
ter, Beite. 8.19 f. v. Dreſch, Abhandl. ©. 58. 
Heffter, Beiträge ©. 193 f. 
v. Dreſch, Abhandl. ©. 58. 

48* 
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Dritter Titel. 


Gompeten; ded Bundes in Betreff der Verfeflungs: und 
Negierungs : Angelegenheiten einzelner Bundeöftaaten. 


Klüber, öffentl. 8. $. 168. 8. 225 f. 5. 283f. — Behr, von den red: 
lichen Gränzen ber Einwirkung des deutfchen Bundes auf die Ver 
faffung u. f. w. feiner Gliederſtaaten. 2te Aufl. Stuttg. 1820. - 
Elchhorn, Betrachtungen über die Verf. des deutſch. Bundes S 
69 fe — Reyſcher, publiciſtiſche Verſuche. Stuttg. 1832 E. 
107 f. S. 116 f. — Pfizer, Über das ſtaatsrechtl Berheltt 
Würtembergs zum deutſchen Bunde. Gtraßb. 1832 und dageım: 
Zirkler, das flaatsrechtl. Verhältn. Würtembergs zum dentihe 
Bunde. Leipz. 1833. Derfelbe, Roch ein wiſſenſchaftl. Berfa: 
üb. die rechtl. Werhältn. ber deutſch. conflitution. Staaten zu N: 
Bundesverſamml. Zübing. 1835. Gine Bermittelung ber Etttere 
verfuht v. Mohl, würtemberg. Staater. Ih. 1. S. 676-681. — 
Bergi. auch Über das Verhältn. der Landesverfaſſungen zur Reich 
gewalt: Moſer, von d. Reichsſt. Landen S. 1181 f. 


$. 275. 6. 258.) 
I. Im Allgemeinen. 


Die Bundesgefeggebung enthält dad allgemeine aus ber Ra: 
tur des Bundes und der Souverainetät der einzelnen darin be: 
griffenen Etaaten abgeleitete Prinzip "), daß eine Einmifchung 
bed Bundes in innere Angelegenheiten eines Bundesſtaats, 
insbefondere auch in Streitigkeiten zwilchen Regierung -und Stan: 
den über die Verfaſſung und Regierung bed Landes, redtlid 
unflattbaft fei, in fo weit fie nicht durch die Grundgeſete 
bed Bundes 2) und den Zweck deffelben 3) ausnahmsweiſe 


I) Wergl. oben ZH. IL 8. 243. 244, und über bie Wirkung von Bur- 
desbefchlüffen auf die Ginzelftaaten $. 262. No. I. 

3) Hierher gehören die Beſtimmungen der Bunbesacte Art. 13 unb de 
Wiener Schlußacke Art. 54 f. über die landſtändiſchen Verfaſſungen. 

3) Bundesacte Art, 2 u. Wiener Schlußacte Art. 1. Den beiden Be 
ftandtheilen bes Bundeszweckes entfprechen die Ausdrücke: in Rüd: 
fiht auf die innere Sicherheit des gefammten Bundes (Wiener 
Schlußacte Art. 25. 28) und win Folge der Verpflichtung der Bur 
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gerechtfertigt wird, oder dem Bunde vermöge einer fpeciellen 
SarantiesLeiftung in Betreff beftimmter Verhältniffe eines 
einzelnen Bundesſtaats eine über die allgemeine Berechtigung 
hinausgehende Gompetenz beigelegt ifl. Auf diefem allgemeinen 
Grundfag beruhen fchon die Aeußerungen der proviforifchen Com⸗ 
petenz = Beflimmung vom 12. Juni 1817 %); und entfchieden ift 
derfelbe auch in der Wiener Schlußacte, theild durch die allges 
meine Beflimmung ded Umfangs und ber Schranken für bie 
Wirkſamkeit des Bundes 5), theild durch ausbrüdliche Ausſprüche 
über die Einmifchung ded Bundes in innere Angelegenheiten der 
Bundesftaaten anerkannt 6). | 

Abgefehen nun von ber nicht hierhergehörigen allgemei⸗ 
nen Berechtigung der Bunbeöverfammlung zur Zaflung und 
Ausführung von Beſchlüſſen, weldhe den Bundesverein im 
Ganzen und bie Erhaltung der innern Sicherheit Deutfc: 
lands bezweden und auch auf die Seftaltung der innern Berhälts 
niffe der deutfchen Bundeöftaaten influiren fünnen 7), und abgefe: 
ben auch von ber in Beziehung auf einen einzelnen Bundesflaat 


desglieder zu gegenfeitiger Hülfsleiftung.» Wiener Schlußacte Art. 
25. 26. 27. 

4) Lit. B. $.4 mit der Ueberfhhrift: „Sompetenz:Beftimmung ber Buns 
desverfammiung in den innern auf bie einzelnen deutſchen 
Staaten und Regierungen fidh beziehenden Verhältniſſen des Bun⸗ 
des.» Nur find dabei unter No. 1. 5 und 6 Gegenftände erwähnt, 
welche theils zur Competenz bes Bundes bei Streitigkeiten zwis 
Then Bundesgliebern gehören, theild die Verhältniſſe von eins 
zelnen Berfonen und Corporationen betreffen, welde unter 
die Rubrik des $. 5 ber proviſoriſchen Competenz⸗Beſtimmung gehört 
baben würben, während wieber das, was in diefem 8.5, beſonders 
unter No. 3.b. erwähnt ifl, zu den Beflimmungen bes $. 4 gezogen 
werden mußte. " 

5) Wiener Schlußacte Art. 3. Oben $. 264. 

6, Wiener Schlußacte Art. 25. Art. 32. „Da — der B. 8. aber eine 
unmittelbare Einwirkung auf die innere Berwaltung der Bunbess 
ftaaten,nicht zuſteht —.» Berner Art. 53. Art. 54 f. Art. 60. 61. 62. 

7) ©. oben den Tit. 1 biefes Kap. von der Kompetenz ($. 265 1.). Pros 
vif. Tompetenz⸗Beſtimmung v. 1817 3. 
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der deutfchen Bundeöverfammlung erceptionell beigelegten Com: 
petenz 8), kann in vierfacher Beziehung bie Competenz ded Bun: 
des zur Einwirkung und Befchlußfaffung in Betreff der in- 
nern Staatöverhältnifle eines einzelnen beutfchen Bundesſtaats, 
fei e8 aus eigener Bewegung (ex officio) ober auf Anrufen 
der Betheiligten, begründet fein; nämlich: 


1. 


zur Aufrechthaltung der gefeglichen Ruhe und Ordnung in 
einem Bundesftaate bei Widerfeglichleit der Unter: 
thbanen gegen bie Obrigkeit ?). 

In Betreff der Begründung gewifler für nothwendig 
erachteter Einrichtungen in den einzelnen Bundesftaaten, 
wobei aber die Bunbeöverfammlung nur im Allgemeinen 
zu beurtheilen hat, ob der gegen den Bund übernommenen 
Berpflichtung, 3. B. in Betreff der Einrihtung eines Ge: 
richtö dritter Inſtanz, der Einführung einer fländifchen 
Verfaffung u. f. w. Genüge gefcheben fei; wogegen die 
Art und Weife der Einrichtung der Regierung mit Aus: 
fhluß des Bundes überlaflen bleibt 29). 


8) Wie in Betreff Frankfurts nah Art. 46 der Wiener Gongreßacte. 


9) 


— 


Wiener Schlußacte Art. 61 in fine. Unten NRotell. 


Wiener Schlußacte Art. 35: „Die Aufrehthaltung der ins 
nern Ruhe und Drbnung in ben Bunbesftaaten ſteht den 
Regierungen allein zu. Ale Ausnahme kann jebod, in Rüd- 
fiht auf bie innere Ruhe des gefammten Bundes und in 
Folge der Berpflihtung ber Bundesglieder zu gegenfei: 
tiger Hülfsleiſtung, die Mitwirtung ber Sefammtheit zur 
Erhaltung ober Wiederberftellung der Ruhe, im Zal einer Wider: 
feglichleit der Unterthbanen gegen die Regierung, eines offe: 
nen Aufruhrs, oder gefährlidher Bewegungen in mebrerna 
Bundesftaaten , flatt finden.“ Weber den legten Fall, ben der Art. 
28 der Wiener Schlußacte noch näher beftimmt, f. ſchon oben &. 266. 


Befonders ausgeſprochen wurben biefe Säge in Betreff der Ianb- 
ſtändiſchen Verfaffung im Art 54 der Wiener Schlußacte; vor: 
aus geht aber die allgemeine auf ſämmtliche befondere Be: 
ffimmungen der Bundesacte (Art. 12-19) bezägliche Ve: 
flimmung bes Art. 53, welcher fo lautet: „Die durch die Bundes: 
acte den einzelnen Bundesflaaten garantirte Unabhängigkeit ſchließt 


. 
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IN. 


IV. 


u) 


12) 
13) 


“ Hinfichtli der Aufrehthaltung der ber ben dreizehn- 


ten Artikel der Bundedacte feflgefegten Beſtimmungen !1). 
Bei Streitigkeiten über die Auslegung und Anwen: 
dung ber Berfaflung, wenn entweder die Verfaflung fpe: 
ciell unter. die Garantie des Bundes geftellt iſt 12), oder 
Regierung und Stände freiwillig den bundesſchiedsgerkcht⸗ 
lichen Weg betreten 13), ober bie Streitigkeiten den im 


zwar im Allgemeinen jede Einwirkung des Bundes in 
bie innere Staatseinrihtung und Staatdvermwaltung 
aus. Da aber die Bundesglieber fid) in dem zweiten Aßfchnitt der 
Bunbdesacte über einige befondere Beflimmungen vereinigt haben, 
welche ſich theils auf Sewährleiftung zugefiherter Rechte, 
teils auf beffimmte Verhältniffe der Untertanen beziehen, 
fo liegt der Bunbesverfammlung ob, die Erfüllung ber durch 
diefe Beflimmungen übernommenen Verbindlidhleiten, wenn 
fih aus hinreichend begründeten Anzeigen der Betheiligten ers 
giebt, daß ſolche nicht flatt gefunden habe, zu bewirken. Die 
Anwendung der in Gemäßheit diefer Verbindlichkeiten getroffenen 
allgemeinen Anordnungen auf bie einzelnen Fälle bleibt 
jeboh den Regierungen allein überlaflen.« 

Eine, auf Früheres zurüdweifende, Bufammenftellung der verfchies 
denen Sompetenzfälle, aber nur in Betreff der »Ianbflänbifchen Ans 
gelegenheiten- und in mehr negativer Kaflung giebt. der Art. 61 ber 
Wiener Shlußacte: „Außer dem Kal ber übernommenen bes 
fondern Garantie einer landfländifchen Verfaffung« (wovon ber 
unmittelbar vorausgehende Art. 60 handelt), „und der Aufrechthals 
tung der Über ben breizehnten Artikel der Bundesacte hier« (b. h. 
in der Schlußacte Art. 54 f9 „feftgefesten Beſtimmungen, ift die 
Bundesverfammiung nicht bereditigt, in landſtändiſche Angelegens 
beiten, oder in Streitigkeiten zwifchen den Landesherren und ihren 
Ständen einzuwirten, fo lange foldhe nicht den im ſechs und 
zwanzigſten Artikel bezeichneten Charakter annehmen, in welchem 
Balle die Beflimmungen biefes, fo wie des fieben und zwanzigften 
Artikels auch Hiebei ihre Anwendung finden. — Der fehs und vier 
zigfle Artikel der Wiener Gongreßacte vom Jahre adytzehn hundert 
und funfzehn, in Betreff der Verfaſſung ber freien Stabt Frank: 
furt, erhält jedoch hierdurch feine Abänderung.“ 

Wiener Schlußacke Art. 60. Vergl. unten 6. 278. 

Bundesbeſchl. v. 30. Octbr. 1834. &. ımten 6. 279. 
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Art. 26 der Wiener Schlußacte bezeichneten Sparakien): an: 
genommen haben 1%). 


$. 276. ($. 263.) 
IE. Sinöbefondere: 


: A. Aufrehthaltung der gefeglihen Ordnung in dem 


einzelnen Bundeöftaaten. 
Ad Ausnahme von der im Art. 25 der Wiener 


Schlußacte ausgeſprochenen Regel, und abgefehen von der Ge: 
fährdung der innern Ruhe Deutſchlands ($. 266), ift, in Zolge 
ber im Bunde enthaltenen Garantieleiftung für Eriftenz und Sn: 
tegrität der Einzelnen und der daraus entfpringenden Verpflich⸗ 
tung zu gegenfeitiger Qulfsleiftung I), eine Mitwirfung ber 
Geſammtheit zur Erhaltung und Wiederherftellung der geftör- 
ten gefeglihen Ordnung eined Bunbesflaatd nach Art. 26 der 
Wiener Schlußacte unter folgenden Bedingungen begrünbet: 


1. 


E5 muß in einem Bundesſtaate durch Widerfeglichkeit 
der Unterthanen gegen die Obrigkeit bie innere Rube 
unmittelbar gefährdet und eine Verbreitung auf: 
rührerifher Bewegungen zu fürdten, oder ein 
wirklicher Aufruhr ausgebrochen fein; 

die Regierung muß bie verfaffungsmäßigen und ge: 
feglihen Mittel zur Wiederherſtellung der gefeßlichen 
Ordnung erfchöpft haben. 


11) Wiener Schlußacte Art. 61. & Note IL und den folg. Sphen. — 


.1) 


Vergl. überh. Eichhorn, Betrachtungen üb. bie Verf. des deutſch. 
Bundes. ©. 72 f. 

Daß diefe Verpflichtung auch im deutſchen Reiche den einzelnen 
Reichsſtänden gegenüber ſchon begründet mar unb zwar auf einer an⸗ 
dern viel breitern Srundlage als einer völkerrechtlichen Sarantieleis 
fung, unterliegt keinem Zweifel. Vermöge biefer breitern Srunb- 
lage waren aber auch die Unterthanen gegen einen Mißbrauch burdy 
ide Klagerecht bei ben Reichsgerichten rechtlich mehr ficher geftellt. 
Bergl. oben Th. 1. $. 32. ©. 119 f. Ueber „Affiftenz ber benach⸗ 
barten Stände» Wahlcap. Art. XV. $. 8 und über vorläufige »mili⸗ 
tärifche Affiftenz« dee Bunbesglieder oben $. 266. Note 18. 
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3. Die Regierung muß den Beifland des Bundes aus—⸗ 
drücklich anrufen, und bevor bieß gefchieht geeigneten 
Kalld auch der in Betreff des Bundesfchiebögerichtd über: 
nommenen Verpflichtung genügt haben 2). Sollte jedoch 
Die Regierung notorifh außer Stande fein, den zum 
Ausbruch gelommenen Aufruhr durch eigene Kräfte 
zu unterbrüden, zugleich aber burch die Umftände gehin 
dert werben, die Hülfe ded Bundes zu begehren, fo ift 
folhen Fans die Bundesverſammlung verpflichtet, auch 
unaufgefordert zur Wiederherftellung der Orbnung und 
Sicherheit einzufchreiten. 

„In jedem Falle dürfen aber die verfügten Maaßregeln von 
Feiner längern Dauer feyn, als die Regierung, welgher 
die bundesmäßige Hülfe geleiftet wird, es für nothwendig er: 

achtet 2). 
11. Zwar erhält die Bundesverſammlung burch Art. 25 u. 26 
der Wiener Schlußacte an ſich gar fein Cognitionsrecht über 
die Geflaltung ber öffentlichen Zuflände (Verfaſſung und Regie⸗ 
rung) des fraglichen Bundesſtaats 9), in fo fern ein ſolches 
nicht auf andere Weife begründet wird, und noch weniger bie 
Befugniß, die Regierung zu einer einfeitigen Aufhebung ober 


2) Denn im Art. 1 des Bundesbeſchl. v. 30. Octbr. 1834 haben fich bie 
Bunbesglieber ausdrücklich gegen ben Bund verpflichtet, bevor fie 
deffen Dazwifchenfunft anrufen, das Ihrige zu thun, um eine Erle⸗ 
digung der obfchwebenden Differenz auf diefem bundesverfaffungss 
mäßigen Wege zu bewirken und alfo auch biefes Mittel zu erfchös 
pfen. Lieber die Anwendung der Art. 25 u. 26 der Wiener Schluß⸗ 
acte auf Steuerverweigerung von Seiten ber Stände, nad) 
Bundesbeſchl. v. 28. Zuni 1832 Art. 2 f. oben Th. J. $. 109. Rote 
54. Ih. II. 5. 222. ©. 506 f. 

3) Schlußſatz des Art. 26 ber Wiener Schlußacte. 

4) Daher an ſich audy Feine Sompetenz ‘zur Beurtheilung der Berfafs 
fungsmäßigleit ober Gefeglichleit der Regierungsmanftegeln, 
weiche die Unruhen hervorgerufen haben, oder Über den Umfang ber 
dabei beftrittenen verfaffungsmäßigen Rechte und Pflichten von Res 
Hierung oder Ständen und anbere dabei in Betracht kommende ins 
nere Ranbesangelegenheiten. 





160 


Das deutfche Bundesrecht. ($. 275.) 


Art. 26 der Wiener Schlußacte — Character an: 
genommen haben 14). 


$. 276. (6. 263.) 
IB. Sinöbefondere: 


: A. Aufredhthaltung der gefeglihden Ordnung in den 


einzelnen Bundeöftaaten. 
As Ausnahme von der im Art. 25 der Wiener 


Schlußacte auögefprochenen Regel, und abgefehen von ber Ge: 
fährdung der innern Ruhe Deutfchlands ($. 266), ift, im Zolge 
der im Bunde enthaltenen Sarantieleiftung für Eriftenz und In: 
tegrität der Einzelnen und der daraus entfpringendben Berpflid: 
tung zu gegenfeitiger Hulfsleiftung I), eine Mitwirkung ber 
Sefammtheit zur Erhaltung und Wiederherftellung der geflor: 
ten gefeglihen Ordnung eined Bundesſtaats nady Art. 26 ber 
Wiener Schlußacte unter folgenden Bedingungen begründel: 


1. 


Es muß in einem Bundesftaate durch Widerfeglichkeit 
der Unterthbanen gegen die Obrigkeit die innere Ruhe 
unmittelbar gefährdet und eine Verbreitung auf: 
rührerifher Bewegungen zu fürdten, ober ein 
wirklicher Aufruhr ausgebrochen fein; 

bie Regierung muß die verfaffungsmäßigen und ge 
feglihen Mittel zur Wiederherftellung der gefeglicen 
Ordnung erfchöpft haben. 


1) Wiener Schlußacte Art. 6. & Note IL und den folg. Sphen. — 


.1) 


Vergl. überh. Cichhorn, Betrachtungen üb. die Verf. des deutſch 
Bundes. S. 72 f. 

Daß dieſe Berpflihtung auch im beutfchen Reiche bem einzelnen 
Reichsſtänden gegenüber ſchon begründet mar und zwar auf einer an: 
dern viel breitern Grundlage als einer völkerrechtlichen Garantielei⸗ 
ſtung, unterliegt keinem Zweifel. Vermoöge dieſer breitern Grund⸗ 
lage waren aber auch die Unterthanen gegen einen Mißbrauch durch 
ihr Klagerecht bei ben Reichsgerichten rechtlich mehr ſicher geſtellt. 
Vergl. oben Th. J. $. 32. S. 119 f. Ueber »Affiftenz der benach⸗ 
barten Stände» Wahlcap. Art. XV. 5. 8 und über vorläufige „milis 
tärifche Affiftenz« dw Bunbesglieber oben $. 266. Note 18. 
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3. Die Regierung muß den Beiftand bes Bundes aud- 
drücklich anrufen, und bevor dieß gefchieht geeigneten 
Falls auch der in Betreff des Bundesfchiebögerichts übers 
nommenen Verpflichtung genügt haben 2). Sollte jedoch 
die Regierung notorifch außer Stande fein, den zum 
Ausbruch gelommenen Aufruhr durch eigene Kräfte 
zu unterdrüden, zugleich aber durch die Umftände gehin: 
dert werden, die Hülfe des Bundes zu begehren, fo ifl 
folchen Falls die Bundesverſammlung verpflichtet, auch 
unaufgefordert zur Wieberherftelung der Ordnung und 
Sicherheit einzufchreiten. 

„In jedem Halle dürfen aber die verfügten Maaßregeln von 
Feiner längern Dauer feyn, als die Regierung, welsher 
die bundesmäßige Hülfe geleiftet wird, es für nothwendig ers 

achtet 3).” 
11. Zwar erhält die Bundesverſammlung durd) Art. 25 u. 26 
der Wiener Schlußacte an ſich gar kein Cognitionsrecht über 
die Geflaltung der öffentlichen Zuſtände (Verfaflung und Regie⸗ 
rung) des fraglichen Bundesſtaats *), in fo fern ein ſolches 
nicht auf andere Weife begründet wird, und noc weniger bie 
Befugniß, die Regierung zu einer einfeitigen Aufhebung oder 


2) Denn im Art. 1 bed Bundesbeſchl. v. 30. Octbr. 1834 haben ſich bie 
Bundesglieder ausbrädlicd gegen den Bund verpflichtet, bevor fie 
deffen Dazwiſchenkunft anrufen, das Ihrige zu thun, um eine Erle⸗ 
digung der obfchwebenden Differenz auf biefem bundesverfaffungss 
mäßigen Wege zu bewirken und alfo auch biefes Mittel zu erſchö⸗ 
pfen. Leber die Anwendung der Art. 25 u. 26 der Wiener Schluß⸗ 
acte auf Steuerverweigerung von Seiten ber Stände, nad 
Bunbesbeichl. v. 28. Zuni 1832 Art. 2 f. oben Th. J. $. 109. Note 
54. Th. I. $. 222. ©. 506 f. 

3) Schlußſatz des Art. 26 der Wiener Schlußacte. 

4) Daher an fi aud Feine Kompetenz zur Beurtheilung der Berfafs 
fungsmäßigleit ober @efeglichleit der Regierungsmaaßtegeln, 
welche die Unruhen hervorgerufen haben, oder über den Umfang ber 
dabei beftrittenen verfaffungsmäßigen Rechte und Pflichten von Res 
Hierung ober Ständen und andere dabei in Betracht kommende ins 
nere Sanbesangelegenheiten. 
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Abänderung der in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden Berfat: 
fung zu ermächtigen. Auch kann ed Feinem Zweifel unterliegen. 
daß, fobald die Borausfegungen ded Art. 26 der Wie: 
ner Schlußacte wirflid vorhanden find, die Hülfe te 
Bundes durch Feine, in dad Materielle der zu Grunde liegen- 
den Differenz zwifchen Regierung und Unterthbanen eingehende, 
vorgängige Unterfuhung und Entſcheidung bedingt werden 
barf, fondern die bundeömäßige Hülfe der Regierung auf Der 
Stelle geleiftet werden muß. In fo fern inbeß die Bundesver: 
fammlung zweifellos verlangen kann, daß ihr bie Regierung, 
welcher eine ſolche Hülfe zu Xheil geworden ifl, von der Ber: 
anlaffung der eingetretenen Unruhen Kenntniß gebe, un? 
eing „beruhigende Anzeige» von den zur Befefligung der wie: 
derhergeftellten Ordnung getroffenen Maaßregeln an das Organ 
der Gefammtheit gelangen laffe 5), muß ber Bundesverfammiung 
allerdings die Befugniß zugeflanden werden, theild in den Zul 
len, wo fi findet, daß das Verfahren der Regierung mit de 
Landesverfaffung oder mit den gegen den Bund übernom: 
menen Berpflichtungen im Widerfpruch flehe, von dem Bundes: 
gliede die Abflelung des eingefchlagenen Verfahrens zu begebren, 
theild aber auch da, wo der Grund der Unruhen nicht in ben 
Perfonen, fondern in der Geftaltung der öffentlichen Rechts: 
zuftände felbft zu fuchen ift, — zu fordern, daß eine Abände 
rung im gefeglihen ober verfaffungsmäßigen Wege herbeigeführt 
werde 6). 


5) Wiener Sclußacte Art. 27. „Die Regierung, weldyer eine folde 
Hülfe zu Theil geworden, ift gehalten, die Bundesverfammiung ven 
der Beranlaffung der eingetretenen Unruhen in Kenntniß zu feßen, 
und von ben zur Befeſtigung ber wieberhbergeftellten gefeglihen Ord⸗ 
nung getroffenen Daaßregein eine beruhigende Anzeige an biefelke 
gelangen zu laffen.« 

Dieß liegt auch wohl Mar im Art. 27 ber Wiener Schlußacte an: 
erfannt, da bie bafelbft verlangte „beruhigende Anzeige» unmög⸗ 
lich blos die auf dem Wege der Gewalt bewirkte Herftellung ber 
Ruhe bedeuten, aud von einer „Befefligung ber wiederhergeſtell⸗ 
ten Ordnung“ nur unter den obigen Vorausſetzungen die Rebe fein 
tann. 


ur 
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6.277. (6. 254.) 


B. Einführung einer neuen Verfaſſung. (Art. 34 und 35 
der Wiener Schlufßacte.) 


Eihhorn, Betrachtungen ©. 72. ©. 78 f. 


J. Dur die Wiener Schlußacte Art. 58 ift der Bundes: 
verfammlung ausbrüdlich die Verpflichtung aufgelegt, Darüber zu 
wachen, daß der 13. Art. der deutfchen Bundedacte, wonad in 
allen Bundesftaaten landſtändiſche Werfaflungen flatt finden fol: 
len, in Seinem Bundesſtaate unerfüllt bleibe 1). Hiernach ift die 
Bundeöverfammlung berechtigt und verpflichtet, theild ex officio 
für Erfüllung diefer Beſtimmung thätig zu werben 2), theild 'in 
Folge einer binreichenb begründeten Anzeige der Betheiligten, 
dasjenige Bundedglied, welches der Beflimmung noch Feine Ge⸗ 
nüge leiftete, zur Erfüllung anzuhalten 3). — Als „Betheiligte⸗ 
im Sinne ded Art. 53 der Wiener Schlußacte find nicht blos 
die frühern Landſtände bei einer außer Wirkſamkeit gelommenen 
Berfaffung, fondern auch ganze Claſſen und GCorporationen der 
Unterthanen, ferner die Vertreter einzelner Landestheile und die 
einzelnen Unterthbanen als ſolche zu betrachten 9). 

1. YHinfichtli der Art und Weife, wie dieſe innere Lan: 


1) &. ben Art. 54 vollſtändig oben 26.1. S. 661 und die ber Wiener 
Schlußacte vorausgegangenen Verhandlungen ber B. 8. in Betreff 
ber Srfüllung des Art. 13 der Bundesacte daſ. S. 558 f. Vergl. 
auch die Zufammenftelung in Klüber’s Quellenfammi. S. 313— 
350. — Die Anwendung ber Beflimmungen über den 13. Art. ber 
Bunbesacte auf die freien Städte betrifft ber Art. 62 ber Wie: 
ner Schlufacte. 9. oben Th. I. $. 123, Rote 21. 

2) Dieß ertennt auch ſchon bie provifor. Gompetenz » Beflimmung v. 12. 
Suni 1817 Lit. B. ($. 4. No. 3) ausdrüdiih, unter Erwähnung des 
13. Art. der Bundesacte an (Ih. I. & 5659). 

3) Wiener Schlufacte Art.53 (oben ©. 759. R. 10). — Daß ber Fall 
völlig gleichfleht, wo der Art. 13 der B. A. zwar zeitweife ausgeführt 
war, aber es vermöge ber Befeitigung ber Verfaſſung gegenwärtig 
nicht ift, verfteht fi), abgefehen von der Frage, ob hier nicht Art. 
56 der Wiener" Schlußacte maaßgebend fein muß, von felbft. 

4) Protocol der B. ®..1838 ©. 506 f.- 
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Abänderung der in anerkannter Wirkſamkeit befiehenden Berfal: 
fung zu ermädtigen. Auch kann ed keinem Zweifel unterliegen, 
baß, ſobald die Borausfeßungen bed Art. 26 der Wie 
ner Schlußacte wirklich vorhanden find, die Hülfe ve 
Bundes durch feine, in dad Materielle der zu Grunde liegen: 
den Differenz zwifchen Regierung und Untertbanen eingehende, 
vorgängige Unterfuhung und Enticheidung bedingt werden 
darf, fondern die bundesmäßige Hülfe der Regierung auf Der 
Stelle geleiftet werden muß. In fo fern indeß die Bundesver: 
fammlung zweifellos verlangen fann, daß ihr die Regierung, 
welcher eine ſolche Hülfe zu Theil geworden ift, von ber Wer: 
anlaffung der eingetretenen Unruhen Kenntniß gebe, und 
eing „beruhigende Anzeige» von ben zur Befefligung ber wie: 
berbergeftellten Ordnung getroffenen Maaßregeln an dad Drgan 
ber Gefammtheit gelangen laffe 5), muß der Bundesverfammlung 
allerdings die Befugniß zugeflanden werden, theild in den Zäl: 
Ien, wo ſich findet, daß das Verfahren der Regierung mit ber 
Landesverfaffung oder mit den gegen den Bund übernom: 
menen Berpflichtungen im Widerfpruch flehe, von dem Bundes: 
gliede die Abftelung des eingefchlagenen Verfahrens zu begehren, 
theild aber auch da, wo der Grund der Unruhen nit in ben 
Perfonen, fondern in der Geftaltung der öffentlihen Recht: 
zuftände felbft zu fuchen ift, — zu fordern, daß eine Abände⸗ 
rung im gefeglihen oder verfaffungsmäßigen Wege herbeigeführt 
werde 6). 


5) Wiener Schlußacte Art. 27. „Die Regierung, weldyer eine folde 

Hülfe zu Theil geworben, ift gehalten, die Bunbesverfammiung von 
der Beranlaffung ber eingetretenen Unruhen in Kenntniß zu fesen, 
und von ben zur Befefligung der wieberhergeftellten gefeglichen Ort: 
nung getroffenen Maaßregeln eine berubigenbe Anzeige an biefelbe 
gelangen zu laffen.« 
Dieß liegt auch wohl Mar im Art. 27 ber Wiener Schlußacte an: 
erkannt, da bie bafelbft verlangte „beruhigende Anzeige» unmög: 
lich blos die auf dem Wege der Gewalt bewirkte Herſtellung ber 
Ruhe bedeuten, auch von einer „Befefligung ber wieberhergeftel- 
ten Ordnung“ nur unter den obigen Vorausſetzungen bie Rede fein 
kann. 


ur 
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B. Einführung einer neuen Verfaffung. (Art. 34 und 35 
der Wiener Schlufacte.) 


Eihhorn, Betrachtungen ©. 72. ©. 78 f. 


I. Dur die Wiener Schlußacte Art. 53 ifl der Bundes⸗ 
verfammlung ausbrüdlich die Verpflichtung aufgelegt, darüber zu 
wachen, daß ber 13. Art. der deutfchen Bundesacte, wonach in 
allen Bundeöftaaten landſtändiſche Werfaflungen ftatt finden fol: 
len, in keinem Bundesſtaate unerfüllt bleibe 2). Hiernach ift die 
Bundeöverfammlung berechtigt und verpflichtet, theild ex officio 
für Erfüllung diefer Beflimmung thätig zu werden 2), theild in 
Folge einer hinreichend begründeten Anzeige der Betheiligten, 
dasjenige Bundesglied, welches der Beſtimmung noch feine Ge: 
nüge leiftete, zur Erfüllung anzuhalten 3). — Als „Betheiligte» 
im Sinne ded Art. 53 der Wiener Schlußacte find nicht blos 
die frühern Landſtände bei einer außer Wirkſamkeit gelommenen 
Berfaflung, fondern auch ganze Elaffen und Corporationen der 
Unterthanen, ferner die Vertreter einzelner Landestheile und bie 
einzelnen Unterthanen als folche zu betrachten 9). 

11. Binfichtlih der Art und Weife, wie bdiefe innere Lan: 


1) S. den Art. 54 volftändig oben Th. J. 8.561 und die ber Wiener 
Schlußacte vorausgegangenen Verhandlungen der B. 8. in Betreff 
der Srfüllung des Art. 13 der Bunbesacte daf. ©. 558 f. Vergl. 
au die Zufammenftelung in Klüber’s Quellenfamm!. €. 313— 
350. — Die Anwendung der Beflimmungen über ben 13. Art. ber 
Bundesacte auf die freien Stäbte betrifft der Art. 62 ber Wie: 
ner Schlußacte. S. oben Th. I. $. 123. Note 21. 

2) Dieß erfennt auch ſchon die provifor. Gompetenz » Beflimmung v. 12. 
Suni 1817 Lit. B. ($. 4. No. 3) ausbrüdlih, unter Erwähnung bes 
13. Art. der Bundesacte an (Ib. I. ©. 559). 

3) Wiener Sclußacte Art.53 (oben 8.759. 0.10). — Daß der Bau 
völlig gleichfteht, wo ber Art. 13 ber B. A. zwar zeitweife ausgeführt 
war, aber es vermöge der Befeitigung der Verfaſſung gegenwärtig 
nicht ift, verfteht ſich, abgefehen von der Frage, ob hier nicht Art. 
56 der Wiener’ Schlußacte maaßgebend fein muß, von felbft. 

4) Protocol der B. 8.,1838 &. 506 f. 


764 Des deutide Bundesrecht. 18. 277.\ 


tesangelegenheit in dem einzelnen Bunbesflaste zur Autfutrr: 
gebracht werte, flieht der Bundesverlammlung durchaus Fern Res: 
der Einwirkung zu >). Nur darüber hat fie nötbigenfalls 1. 
Beziehung auf die Untertbanen zu entiheiden, ob bag, wi 
unter dem Ramen einer lantfläntiichen Berfaflung gegeben w-: 
de, überhaupt als eine Erfüllung des Art. 13 der B. A mit der 
erforderlichen Rudfibt auf die »fruberhin geieglih beflanten:- 
Räntiiten Rechte und die gegenwärtig obwaltenden Berhältniiic- 
zu betrachten fei ©); fo wie ihr auch 2. im Berhaltniß zu t«= 
Bundeögliede dad Recht zuſteht, in Betreff der Einridhruns 
der Berfaflung die Beobachtung berjenigen Sränzen zu fer: 
dern, welche durch die Grundgeſetze des Bundes der Madıtrc-: 
tommenheit der Bundesſtaaten in diefer Hinfidht geſteckt find '- 

I. Einer Einwilligung der Bundesverſammlung zrr 
Begründung ober Einführung eined neuen Berfaflungdgefese 
bedarf e& in Feiner Weife, audy dann nicht, wenn baffelbe an 
die Stelle einer bisher in anerkannter Wirkſamkeit gemeine 
Berfaffung treten fol 8), und ohne Unterfhied, ob die aufgebe: 


5,5, Wiener Schlufade Art. 55 (Th. L ©. 561). 

6) Dieß liegt unmittelbar in ber Dispofktion des Art. 13 ber B. X u. 

des Art. 54 u. 55 der Wiener Schlußacte. Eichhorn, Betrad⸗ 

tungen S. 79. Ueber das, was zum Weſen einer beutfchen Lant: 
ftändifchen Berfaffung gehört, f. Ih. J. $. 111. Auch Art. 16 unt 

14 der Bundesacte kommen hierbei in Betracht. Ib. J. $. 87. €. 

410. $. 96. ©&. 470. $. 98. ©. 485. $. 114. ©. 91. — Gin 

Präjubizialfrage kann fein, ob nicht der Art. 66 über Abände 

rung einer in anerkannter Virkſamkeit beſtehenden Verfaffung (alfo 

nicht der Art. 55) ganz ober theilweife zur Anwendung zu bringen 

fit — Eihhorn a. aD. ©. 79 f. 

In diefer Hinßcht kömmt befonbers ber Art. 57 u. 58 der Wiener 

Schlußacte nebft Tpäteren Bundesbeſchlüſſen in Betracht. Oben Th. 

I. S. 561. 562 f. ©. aber auch oben Th. Il. $. 266 a. E. 

9%) Wenn Preußen und Deſterreich in einer gemeinfchaftlichen, die 
Hamburger Berfaflungssängelegenheit betreffenden Rote vom Geptbr. 
1853 den Hamburger Senate bie Zumuthung machen, »er werbe in 
keinem Falle bazu fchreiten, eine neue-Berfaffung wirklich ins tes 
ben zu füßeen, ohne fich zuvor hierüber bes Sinverfäntniffes 
Mit dem Bunde verfihert zu haben,/ — fo war bieß eine durch⸗ 


7 


— 
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bene eine fpeciell 2) oder nur allgemein unter der Garantie des 
Bundes ſtehende Verfaflung war. Nur die Verlegung ded Art. 
56 der Wiener Schlußacte Tann hier der Bundesverſammlung 
ein Entfcheidungsrecht über die Gültigkeit der Verfaſſung, und 
wenn fie findef, daß bie Verfafjung mit den Grundgeſetzen des 
Bundes materiell in Widerſpruch flieht, das Recht geben, zu 
verlangen, daß die Verfaffung abgeändert werde, in fo weit hieß 
der Fall ift 10), ’ 


$. 278. (6. 265.) 


C. Aufrechthaltung der beftebenden Verfaſſungen. 
(Art. 36 und 6O der Wiener Schlußacte.) 


Schon die proviforifche Competenz = Beftimmung I) unter: 
fcheidet zwifchen ber allgemeinen Garantie ded Bundes, 
unter welcher bie einzelnen Staaten (Gebiete) fich befinden und 
der befondern Sarantieubernahme in Betreff einer be 
flimmten Berfafiung (vergl. Th. 1. 8. 60) und auch die Wiener 
Schlußacte macht für den Fall, daß der Bund die Garantie ei: 
ner landftändifchen Verfaſſung ausdrücklich übernommen habe, 
befondere die Competenz der Bundesverfammlung ermeiternde 
Beflimmungen. Dat nämlid der Bund unter ben beflimmten 
Vorausfegungen, d. h. in Folge einer Vereinigung zwifchen Re: 
gierung und Ständen, die Garantie ber in einem Bundes⸗ 
ftaate eingeführten landſtändiſchen Werfaffung übernommen, fo 


aus bundesrechtswidrige Zumuthung, die fid) nur der Mächtige ges 
gep den Schwädjern erlauben barf. 

9%) Dieß folgt aus der allgemeinen Natur einer völkerrechtlichen — 
ſoriſchen Garantie. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß die ſpe⸗ 
cielle Garantie ber alten Verfaſſung nicht von ſelbſt auf bie neue 
übergeht und daß bie B. 8. die Erneuerung berfelben verweigern 
bonn. Vergl. Heffter, bas Europ. Völkerrecht der Gegenwart $. 
97. — 6. Übrigens über den Unterfchieb zwifchen ber bundesrecht⸗ 
liyen allgemeinen und fpeciellen Garantie den folg. Spben. 

10) Vergl. oben $, 262. $. 266 a. €. 

ı) Lit B. 8. 4 No. 2. 8. auch über den frübern, bie Befugniß ber 
B. 8. zur arantiesuebernahme betreffenden, Beſchluß v. 13. März 
817 oben Th. L F. —* „Rote 7. 
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erhält er dadurch, ohne Rüdficht darauf, ob das Werfaflungdge: 
fe auch fehon in anerkannter Wirkſamkeit iſt oder nicht, die 
Befugniß, auf Anrufung ber Betheiligten, nicht blos die Ber: 
faffung aufrecht zu erhalten, fondern auch die Befugniß, 
bie über Auslegung oder Anwendung berfelben entflande: 
nen Irrungen, fo fern dafür nicht anderweitig Mittel unt 
Wege gefeglich vorgefchrieben find, durch gütlihe Bermit: 
telung oder compromiffarifhe Entfheidung beizule 
gen 2). — Iſt dagegen eine landſtändiſche Werfaflung oder ein 
diefelbe betreffende Werfaffungsgelfes nicht fpeciell garan- 
tirt, fo erhält die Bundesverfammlung nur dann bie Befugniß, 
in Streitigkeiten zwiſchen den Landeöherrn und ihren Ständen 
einzuwirfen, wenn ed fi, abgefehen von den Art. 25 und 26 
der Wiener Schlußacte, um Aufrehthaltung der über den 13. 
Art. der Bundedacte in der Wiener Schlußacte Art. 5% f. fe: 
gefesten Beſtimmungen handelt 3). Dazu gehört ganz befonders 
der Art. 56 der Schlußacte: „Die in anerfannter Wirkſam— 
keit beflehenden Tandfländifchen Berfaffungen können 
nur auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert 
werden 9.“ In Beziehung hierauf bat nun 1. die Bundes: 
verfammlung ohne Zweifel dad Recht und die Pflicht, wegen 
einer zu ihrer Kenntniß gelangten Verletzung dieſes Artikels, 

auch ohne Beſchwerde der Betheiligten von dem einzel 


2) Wiener Sclußacte Art. 60. 

3) Wiener Sclußacte Art.61. „Außer bem Fall der übernommenen 
Garantie einer landftänbifchen Werfaffung und ber Aufredhthaltung 
der über den 13. Art. ber B. &. bier in der Schlußacte) feſtge⸗ 
festen Beftimmungen, ift die B. B. nicht beredhtigt u. f. w.⸗ 

4) Das Reht und die Pflicht, zur Aufrehtbaltung einer in aner- 
fahnter Wirkſamkeit beftebenden Berfaffung (vergl. oben 
IH. I. $. 54. &. 258) thätig zu werben, wurde übrigens ſchon vor 
der Wiener Schlußacte, z. B. in bem Lippefchen Berfaffungeftreit 
der Bundesverfammlung beigelegt. Vergl. Protocolle ber B. B. v. 
1819 ©. 624. Vergl. auch über ben Sinn bes hier einfchlagenden 
Beſtimmungen der Bundesgeſetze verfchiebene Anfichten In den Pro: 
tocollen ber B. 8. v.,1838 $. 125. 4 289. $. MO. $. 253. „. 839 
$. 69. 8. 161. (bef. &. 4232 f) $. 2%. $. 256. 8. 8ll. 
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nen Bundeöglied Aufflärung und Rechtfertigung zu fordern und 
der bundesgrundgefeglihen Beftimmung ihre richtige Anwendung 
zu fihern 9; fie fann und muß aber auch 2. die Klage oder 
Beſchwerde der Betheiligten annehmen und in bundesver: 
faſſungsmäßiger Weife zur Erledigung bringen. Fragt man aber, 
wer in Betreff angeblicher Verlegung bed Art. 56 der Wiener 
Schlußacte ald legitimirt zur Befhwerdeführung 6) zu. 
betrachten feit fo kann ed a. feinem Zweifel unterliegen, daß 
dem ganzen flänbifhen Corpus oder dem verfaffungsmäßig 
beftehenden fländifhen Ausfchuß, oder einzelnen befonders 
betheiligten Abtheilungen der Stände dad Recht für bie 
Verfaſſung aufzutreten, zugefprochen werben müſſe. Was dage⸗ 
gen b. einzelne Corporationen, Individuen und Claſſen 
von Unterthanen betrifft, welche die eigentliche Grundlage der 
ſtändiſchen Verfaſſung bilden und für deren Inbegriff die Stände 
verfaſſungsmäßig beſtehen, ſo können ſie jedenfalls ſo lange nicht 
als legitimirt betrachtet werden, als das verfaſſungsmäßige 
Organ der Volksvertretung noch beſteht und an der Ausübung 
ſeiner Rechte und Pflichten nicht behindert iſt 7). 





5) Wiener Schlußacte Art. 17. 31 u. 61. In dem befannten Hans 
noverfchen Xerfaffungsftreit bat bie Bunbesverfammiung wie fich 
aus den in voriger Note allegirten Bundesperhandlungen ergiebt, ihr 
Recht, Aufllärung und Rechtfertigung, auch bei Zurüdweifung ber 
klagenden Gorporationen zu fordern, entfchieden geltend gemadht. 
S. auch die Zufammenflellung diefer Bundesverhandlungen bei v. 

WBangenheim, das Dreitönigsbindnif ©. 257 f. Der endliche Bes 
Schluß der B. 8. ignorirte freilih das Rechteprinzip des Art. 56 
der Wiener Schlufacte zu Bunften färftliher Machtoolllommenbeit; 
aber body nicht fo arg, als dieß bie reactivirte Bunbesverfemmlung 
in jüngſter Zeit in Besreff der LippesDetmolb’fchen Berfaffungss 
Angelegenheit getban bat. 

6) Ban biefer Legitimation zur Befhwerbeführung” ober dem 
Rechte ale Parthei in bem Berfaffungsftreite aufzutreten, ift bes 
griffsmäßig eine bloße Anzeige ber Betheiligten (Densincias 
tion) zu bem Bwede, um ein amsliches Einfchreiten der 8. V. zu 
veranlaffen, -wehl zu unterfcheiden, indem es bazu, wie überhaupt 
zu einer Anzeige, keiner befondern Legitimation bebarf. ° 

7) Aud unter dieſer Vorausſetzung ift die Frage in eihem Kalle vor ber 
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Was aber die Frage betrifft, ob fi) bie Beflimmung des 
Art. 56 der Wiener Schlußacte und die in den Bundesgrundge⸗ 
fegen begründete Gompetenz der Bundedverfammlung aud 
auf die (Proviyzial:) Verfaſſung einzelner Theile ei: 
ned Bundeslandes beziehe? fo muß bdiefelbe A. in Betreff 
berjenigen Bundesſtaaten, in welchen nur Provinzialftände befle: 
ben; deren Einführung, Erhaltung oder Wieberherftelung als 
Erfüllung des Art. 13 der Bundedacte bei der Bundesverſamm⸗ 
lung zur Anzeige gebracht ift, bejaht; B. binfichtlich derjenigen 
Staaten dagegen, welche auch eine dad ganze Land .umfaflende 
ftändifche Verfaſſung haben, verneint werben, fobalb vom 
Bunde die Garantie einer folchen ProvinzialsVerfaflung nicht 
befonderd übernommen ift 8). 
Bunbesverfammlung durch Beichluß v. 6. Septbr. 1838 bafin ent: 
fhieden, daß die Bundesverfammlung eine Legitimation ber Klagen: 
den Sorporationen zur KNBefchwerbeführung am Bundestage in den 
Beflimmungen der deutfchen Bundes= und Schlußacte nicht begrün- 
det finde. ©. Vortrag der Reclamations-Commiſſfion v. 12. Zuli 
1838 Protoc. $ 180 u. bie Abflimmungen baf. u. $. 228. 5. 298. $. 
253. 9. 265. Den Beſchluß der B. V. daf. $. 205 (8. 817). 
Bergl. Gutachten der Reclam. s Gommiffion in Betreff einer Be: 
ſchwerde ber oftfriefifhen Stände in d. Protoc. der B. B. v. 
1838 $. 306. ©. 857 f. — Geftritten iſt vorzüglich in neuerer Zeit 
über dieſe die Competenz bes Bundes betreffende Frage in Ber 
anlaffung der Beichwerden, welche von ben Hannov. Ritterſchaften 
wider die Hannoverſche Regierung bei der B. B. wegen angeblich 
verfaoffungswibriger Aufhebung der provinzialfländifhen Werfaffun: 
erhoben worben find. Gegen die Sompetenz bes Bundes f. «Denk 
fhrift (der Hamov. Regierung), betreffend die Befugnif der 
deutfch. Bundesverf. zur Einmiſchung in bie provinziallandfchaftl. 
Angelegenheit des Königreichs Hannover« G. Lihtenberg, zur 
Beurtheil. des Rechtspunktes in der provinziallanbichaftl. Frage bes 
Königr. Hannover. Hannov. 1851 ©. 12f. E. Herrmann, Zur 
provinziallandfchaftl. Frage. Bött. 1851. S. Of. — Für bie Som: 
petenz: E. 8. v. Lenthe, das Recht in der provinziellanbfchaftL 
Frage des Königr. Hannover. Pernerer Beitrag. Hannoo. 1852. S. 
64 f. — Ic halte auch jetzt noch bie bereits gerabe fo in ber er: 
fin Aufl. (1815) hingeftellte Unterfcheibung des Textes für die alleir. 
richtige und dee wefentlihen Beftimmung des Ast. 13 ber Bundes- 


ur 
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. D. Ötreitigfeiten über Auslegung und Anwendung Ber 
Derfafiung. Bundesfchieddgericht von 1834. 


a. Müller’s Archiv für d. neuefte Geſetgeb. Bb. VL Heft 2. ©. 1417. 
©. 154 f. — Das neue Schiedsgericht für bie conftitutionellen 
Staaten in Deutfhland. Kranff. aM. 1835. — Betrachtungen dar⸗ 
fiber mit bef. Kückſicht auf Bayern f. in Zurhein“ Zeitſchr. f. 
Theorie u. Praxis des bayer. Rechts. Bd. IL Beft l. ©. 1-40 
&. auch Wurm, kritifdye Verſuche &. 3683 f.; ferner bie Schrift von 
Arnold 0b. &. 718 und. v. Leonhardi, das Austrägalverf. Bd. 
U. &. 22 f., wofelbft auch nod) andere Literatur. 


Streitigkeiten zwifchen Regierung und Ständen über 
Auslegung und Anwendung ber beflehenden. Berfaflung ), 


-(im Gegenfag zu der im Art. 56 der Wiener Schlußacte berühr⸗ 


ten Abänderung einer. in anerfannter Wirkſamkeit befigblichen 
Berfaffung anf nicht verfafiungsmaßigem Wege), find,. wie ber 
Art. 61 der Wiener Schlußacte befagt, in der Regel zu einer 
Einwirkung des Bundes nicht geeignet. Zu den anerlannten 
Ausnahmen gehört: 

1. dem fhon erwähnte Fall, wenn es eine ſpeciell garan⸗ 
tirte Berfaſſung iſt (vergl. den vor. $phen);.- 

2. wenn die Streitigkeiten den im Art. 25 und 26 ber 
Wiener. Schlußacte 2) bezeichneten Charakter annehmen, wobei 
aber in der Regel vorausgefegt wirb, daß die betheiligte Regie: 


rımg die Dazwiſchenkunft bed Bundes nachſuche 3). 


acte fowie den Grundprinzipien des Bundesrechts entfprechende. Bol. 
audy mein „Votum über die neueft. Vorlagen der Königl. Regierung, 
die Abänderung des Verfaſſ. Gef. v. 5. Septbr. 1848 betr. Gött. 
1863. ©. 37 f. 

1) Meber verfchiebene Fälle und bie Möglichkeit eines allgemeinen Bun- 
desgerichts vergl. Eichhorn, Betrachtungen. üb. die Verfaff. bes b. 
B. S. 92 f. 

2) S. audy den Bundesbeſchl. v. 28. Zun. 1832 Art. U. Ih. I. 8. 109. 
Rote 31. 

35) Daß audy der Fall einer Juſtizverweigerung von Seiten der 
Regierung in einem Streite mit den Ständen um Vermögensrechte 
eintreten, und die Bundesverfammiung dann zur Anwendung des 

Zachariä's Staatsrecht. 2r Bd. 2e Aufl. 49 
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Zur Abwendung einer folhen (erecutorifchen) Dazwiſchen⸗ 
kunft, des Bundes Tann ber rechtliche Audtrag ber Sache auf 
dem Wege des 1834 errichteten Bundesſchiedsgerichts bienen. 

. Durch ben Bundeöbefchluß vom 30. Octbr. 1534 4), haben 

fi) nämlich „die Bundeöglieder, als folche, gegen einander 
verpflichtet, für den Fall, daß in einem Bundesſtaate zwifchen 
der Regierung und ben Ständen über die Auslegung ber 
Berfaflung, oder über die Gränzen der bei Ausübung beſtimm⸗ 
ter Rechte des Regenten den Ständen eingeräumten Mitwirkung, 
— namentlih durch Verweigerung der zur Führung einer 
den Bundespflichten und der Landesverfaſſung entfprechenden Re: 
gierung erforderlihen Mittel, Irrungen entfiehen, und alle ver: 
faffungsmäßigen und mit den Gefegen vereinbarlihen Wege zu 
deren genügender Befeitigung ohne Erfolg eingefchlagen 
worden. find, — ehe fie die Dazwiſchenkunft des Bun: 
des nachſuchen, die Entfheibung folder Streitigkeiten durch 
Schiedsrichter zu veranlaflen 5).” 

I. Die Bedingungen für die Competenz der Bundes: 
verfammlung -zur Einleitung diefed fchiebsrichterlichen Verfahrens 
find: .. .. 

A. Ein Streit zwifhen Regierung und Ständen über bie 
Auslegung der VBerfaffung oder über die Gränzen 
der ſtändiſchen Mitwirkung bei Ausubung der Staats- 
gewalt 6); 

Art. 29 der Wiener Scylußacte berufen fein Bönne, läßt fi im Al: 
gemeinen nicht bezweifeln. | 
4%) Die zwölf Artikel deffelben find ein Theil der Beichlüffe der Wiener 

Minifterial: Konferenzen v. 1834 und bilden Art. 4—14 bes Schluß: 
protocolls berfelben v. 12. Jun. 1834. ©. ben Pundesbeſchluß in 

den Protoc. der B. 2. v. 1834 G. 927—936 u. in Müller’s Ir 

chiv a. a. D.. Auh in Maurenbredher’s Lehrb. des Staatsr. im 

Anhang u. bei v. Leonhardi a. a. O. S. 23 f. 

8) Woͤrtlich aus Art. 1 des Bundesbeſchl. v, 30. Octbr. 1834 Art. 1. 
6) Alfo nicht für alle Streitigkeiten zwifchen Regierung und Ständen 
ift das Bundesſchiedsgericht beflimmt, namentlich aud nicht für den 

Gall der Aufhebung einer in anerlannter Wirkſamkeit befindlichen 

Berfaffung, und nicht für Streitigkeiten über Privatredhte. 
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B. 


C. 


D. 


es .müflen alle nad ber Lanbesverfaffung zuläffigen' Wege 
zur Erledigung des Streitd ohne Erfolg eingefchlagen 
feinz 

bie Regierung muß- bie fehiebörichterliche Entfcheidung 
bei der Bundesverfammlung beantragen 7) und bieß 
muß | 
in Folge einer Vereinbarung mit den Ständen 


geſchehen ®). 


Die Betretung des bundesfchiedsridhterlichen Weges ift mithin 
fowohl für die Regierung als die Stände im Verhältniß zu 
einander durchaus facultativ, nicht obligatorifch; im Mer: 
bältniß zum Bunde muß aber die Regierung dazu dann als 
verpflichtet betrachtet werden, wenn fie bei einer Streitig⸗ 
feit mit ihren Ständen die Dazwifchenfunft bes Bundes 
nachfſucht ?). 





9 


8) 


— — — 


Die Stände haben dieſes Recht nicht. Eine „Anzeige⸗ der ob⸗ 
ſchwebenden Irrungen und Bitte um Verwendung der Bundesver⸗ 
ſammlung wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 

Der Art. 1 des Bundesbeſchl. v. 1834 ſagt dieß zwar nicht; ſehr. 
deutlich iſt es aber in Art. 3 in den Worten ausgeſprochen: „Er⸗ 
folgt im Kalle ber Vereinbarung Über die Berufung an 
das Schiedsgericht“ u. f.w. ©. unten Ro. III, — Hierin liegt 
der Grund, daß das Bundesſchiedsgericht, welches fehr wohlthätig 
Hätte werden Tönnen, bis jegt in keinem einzigen Falle wirklich ein 


‚getreten, alfo — ein tobtgebornes Kinb if. 


9%) Mehr erläuternd in Betreff der Bedingungen der Competenz ber B. 


B. zur Einleitung bes bundesjchiebsgerichtlihen Verfahrens find bie 
Ausführungen über das Gefuch der kurheſſiſchen Stänbe, ihre Diffes 
ven; mit ber Regierung wegen ber f. g. Rotenburger Quart 
betr. in den Protoc. der B. V. v. 1838 $. 310. ©. 921 f. $. 376. 


S. 2033 f. nebft den Abflimmungen daf. 1839 $. 25. S. 88. $. 35. 


©. 98- $. 655. S. 117. $. 72. ©. 180. & 92. ©..231. 8. 109. ©. 
296. $. 128. &. 332. $. 156. ©. 383 u. Beſchl. der B. B. v. 25. 
Jul. 1889, „daß dem Befuche der Ständeverfammlung keine Kolge 
gegeben werden könne.“ Protoc. v. 1839 $. 189. S. 504. — In 
einem andern Kalle, wo die Regierung ben Ständen (in Brauns 
fhweig) den Borfchlag machte, den Weg bes ae 


“zu betreten, wollten bie Stände nicht. 
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: 1 „Um dab Schiedögericht zu bilden, emenut jede 
der fiebenzehn Stimmen bes engern Rathes der Bundeöver- 
fammlung aus den von ihr repräfentirten Staaten von drei zu 
drei Jahren zwei burch Charakter und Gefinnung ausgezeichnete 
Männer, welde durch mehrjährigen Dienft binlänglidhe Kennt: 
niffe und Gefchäftöbildung, der eine im juriftifhen, der an: 
dere im abminiftrativen Rah, erprobt haben. Die erfolgten 
Ernennungen werden von den einzelnen Regierungen der Bundes: 
verfammlung angezeigt unb von dieſer, fobald die Anzeigen von 
alten fiebenzehn Stimmen eingegangen find, öffentlich bekannt 
gemacht 1%). Eben fo werben die durch freiwilligen Rudtritt, 
durch Krankheit oder Tod eined Spruchmanne, vor Ablauf der 
beftimmten Zeit eintretenden: Erledigungen von den Regie—⸗ 
rungen: für die noch übrige Dauer der dreijährigen Frift fofort 
ergänzt. — Das Verhältniß biefer 34 Epruchmänner zu den 
Regierungen, welche fie ernannt haben, bleibt unverändert, und 
es giebt ihnen die Ernennung zum Sprudhmann auf Gehalt oder 
Rang keinen Anſpruch 11).“ 

I. „Wenn — der Weg einer fchiebörichterlichen Entfchei: 
bung betreten wird, fo erflattet die betreffende Regierung bier: 
von Anzeige an die Bundeöverfammlung und ed werden aus der 
befannt gemachten Lifte der 34 Spruchmänner in der Regel ſechs 
Schiedsrichter, und zwar drei von der Regierung und drei 
von den Ständen audgewählt; die von der betheiligten Re: 
gierung ernannten Gpruchmänner find von der Wahl zu 
Schiedsrichtern für den gegebenen Fall ausgeſchloſſen, fo fern 
nicht beide Theile mit deren Zulaffung einverftanden find. Es 
bleibt dem Uebereinkommen beider Theile überlaffen, fih auf die 
Wahl von zwei oder vier Schiedsrichtern zu beſchränken, 
oder deren Zahl auf acht audzudbehnen. — Die: gewählten 
Schiedsrichter werden von ber betreffenden Regierung der Bun: 


— — — — 





10) S. z. B. öffentlich bekannt gemachte Verzeichniſſe der 34 Spruch⸗ 
männer in den Protoc. der B. V. v. 1838 $. 106 ©. 321 f. 1841 
8. 87. &, 147 f. 1844 ©. 115 f. u. f. w. 


11) Bundesbeſchl. über das Schiedsgericht v. 30. Detbr. 1834 Art. 2. 
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beöverfammiung angezeigt. Erfolgt in dem Yalle der Vereins 
barung über die Berufung an das Schiedögericht, und 
nachdem die Regierung den Ständen die Kifte der Spruchmänner 
mitgetheilt hat, die Wahl der- Schiedsrichter nicht binnen vier 
MWocen, fo ernennt die Bundesverfammlung die leßteren 
flatt des fäumigen Theiles 12).« 

IV. „Die Schiebörichter werben von der Bundesverfamm: 
lung, mittelft ihrer Regierung, von der auf fie gefallenen Ernens 
nung in Kenntniß gelebt, und aufgefordert, einen Obmann aus 
der Zahl der übrigen Sprucdmänner zu wählen; bei Gleichheit 
der Stimmen wirb ein Obmann von der Bundesverfamm: 
lung ernannt 15).⸗ 

V. „Die von der betreffenden Regierung bei ber Bundes: 
verfammlung eingereichten Acten, in welchen die Streitfragen 
bereitö durch gegenfeitige Denkfchriften oder auf andere Art feft: 
geftellt feyn müflen, werden dem Obmann überfendet, weldyer 
die Abfaffung der Relation und Eorrelation zwei Schieds⸗ 
richtern überträgt, beren einer aus ben von den Ständen Er: 
wählten zum nehmen ift 2). — Demnädft verfammeln fich 
die Schiedsrichter, einfchließlich des Dbmanned, an dem von beis 
den Theilen zu beftimmenden, oder, in Ermangelung "einer 
Hebereinfunft, von der Bundesverfammlung zu bezeichnen- 
den Orte, und entfcheiden, nah ihrem Gewiſſen und eis 
gener Einſicht, den flreitigen Zal durh Mehrheit ber Stim⸗ 
men 15),“ 

vi. „Sollten die Schiedsrichter zur Fällung des definitiven 
Spruces eine nähere Ermittelung oder Aufflärung voR That: 
fachen für unumgänglich nothwendig erachten, fo werben fie dieß 
der Bundesverfammlung anzeigen, welde die Ergänzung ber 
Acten durch den Bundestagsgeſandten der betheiligten Regierung 
bewirken laßt 16). — Sofern nicht in dem zulegt bezeichneten 


12) S. den angef. Bundesbefchl. v. 1834 Art. 3. 
13) S. denf. Bundesbeſchl. Art. 4. 

14) Daf. Art. 5. 

15) Daf. Art. 6. 

16) Daf. Art. 7. 
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Falle eine Werzögerung unvermeidlih wird, muß die Entſchei⸗ 
dung fpäteftend binnen vier Monaten, von der Ernennung des 
Dbmannd gerechnet, erfolgen, und bei der Bundesverſammlung 
zur weitern Mittheilung an die betheiligte Regierung eingereicht 
werben 17), 

VII. „Der ſchiedsrichterliche Ausfpruch hat bie Kraft und 
Wirkung eines austrägalgerihtlihen Ertenntniffes 
und bie bundeögefeglihe Erecutionds: Ordnung findet bier: 
auf ihre Anwendung. — Bei Streitigkeiten über die Anſätze 
eines Budgets indbefondere, erficedt jich diefe Kraft und Wir: 
tung auf die Dauer der Steuerbewilligungd=Periode, weldye Das 
in Frage flehbende Budget umfaßt 18). — „Sollten fich uber 
den Betrag der durch dad fchiebsrichterliche NWerfahren veranlaf- 
ten, dem betheiligten Staate in ihrem ganzen Umfang zur Lafl 
fallenden Koften, Anftände ergeben, fo werden biefe durch Feſt⸗ 
fegung von Seiten der Bundesverfammlung erledigt 19).= 

VIII. Das Bundesſchiedsgericht ift auch auf Streitigkeiten 
zwifchen Rath und Bürgerſchaft in den freien Städten 29) 
und auf Streitigkeiten zwifchen Bundesgliedern für anwend— 
bar erklärt 21). Die wefentliche Verfchiebenheit der Beflimmun: 
gen darüber von denjenigen, welde die Audträgal:Inftanz be: 
treffen, in Betreff der Borausfegungen, der Eompofition 
des Gerichts, bes (hier vor dem Schiedsgericht felbft gar nidt 
ftatt findenden) Verfahrens, der Entfheibungsnormen u. 
ſ. w. ergeben fich bei einer Vergleichung von felbfl. 


7) DE. Art. 8. 
18) Daf. Art. 9. 
19, Daf. Art. 10. 
2) Daf. Art. 11. Vergl. oben Th. I. $. 123. Note 21. 


21) Daf. Art. 12. Vergl. oben Ih. I. $. 267. Rote 11. — Der Bors 
Ihlag, das Schiedsgericht zugleich für Streitigkeiten der Mediati⸗ 
firten zu conftituiren, gieng 1834 nicht buch; ſ. aber den Bun: 
des beſchl. v. 15. Septbr. 1842 im folg. Sphens und 5. 282, 
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Vierter Titel. 


E&ompetenz des Yundeö in Betreff der Angelegenheiten 
yon Privatperfonen, Gorpprationen und ganzen Claſſen von 
Unterthanen. 


$. 280. (3. 257.) 
u. Im Allgemeinen. 


l. Schon die proviforifhe Gompetenz = Beflimmung vom 

12. Zuni 1817 erklärt die Bundesverſammlung nicht blos für 

berufen, darauf zu achten, daß die in der Bunbedacte Art. 12. 

13. 14. 16 und 18 den einzelnen Staaten zur Ausführung vor- 

gefchriebenen öffentlichen Verhältniſſe (der Unterthanen überhaupt 

und einzelner Glaffen derfelben) in Erfüllung gebracht werben I), 

fondern beflimmt aud in dem befonbers hierher gehörigen Abs 

ſchnitt Lit.C. 8. 5: 

1. „In fo fern die Bundes= oder Congreßacte für Einzelne, 
für Corporationen ober ganze Claſſen, Beflimmun: 
gen und Hinweifungen enthält, deren nähere volffommene 
Entwidelung ber Bundedverfammlung vorbehalten ift; fo 

“ haben diefe allerdings ein wohlbegründetes Recht, deren 
Berichtigung bei dem Bundestag in Anregung zu brin: 
gen, fo wie Anträge md Borfchläge 3) deßfalls zu 
übergeben.» 

2. Einzelne, fo wie ganze Sorporationen und: Claſſen kön⸗ 
nen fih an die Bundesverfammlung wenden, wenn die 
eben erwähnten, in der Bundesacte beflimmten Geredt: 
fame, oder foldhe, welche ihnen in bderfelben bereits 
ausdrüdlich eingeräumt worden, ohne noch erft einer 
nähern Entwidelung zu bedürfen, verlegt werben, 
und auf deßfalls zuvor an die unmittelbare Regierung 


1) ©. bie probifor. Gomp.⸗Veſtimm. Lit. B. 6. 4. No. 3. 

3) Vergl. hiermit den „gemeinfchaftliche Worftellungen ob. Adbreffen über 
öffentl. Angelegenheiten des deutſchen Bundes“ verbietenden B. Be: 
fl. v. 27. Octbr. 1831. Tb. I. 8.90. Note 6. 
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gerichtete Vorftellung Leine Abhülfe der gegründeten Be: 

ſchwerde erfolgt.“ 
Auch hat bereit8 die proviforifche Competenz⸗ Beſtimmung, abge: 
fehen von der ſchon "behandelten Einwirkung bed Bundes zur 
Wiederherftelung der geftörten gefeslihen Ordnung (oben 
8. 276) und von der unten noch hervorzubebenden Bermittelungs: 
Befugniß der Bundesverfammlung bei Werhältniffen deutſcher 
Unterthanen zu audwärtigen Staaten (unten $. 287), von ber 
regelmäßig unftatthaften Einmiſchung der Bundeöverfammlun; 
Mm die Innern Verhältniſſe der Bundesflaaten, den Kal einer in 
Rechtsſachen eintretenden Juflizverweigerung ober einer ber: 
felben gleich zu achtenden Berzögerung der Rechtspflege 3) 
ganz befonders hervorgehoben. 

1. Auch die Wiener Schlußacte legt der Bundesverſamm⸗ 
lung die Verpflichtung auf, die befondern Beflummungen der 
Bundedacte, welche ſich theild auf Semwährleiftung zugeli: 
herter Rechte, theild auf befiimmte Verhältniffe der 
Unterthanen beziehen, zur Ausführung zu bringen und =bie 
Erfüllung ber durch diefe Beflimmungen übernommenen Verbind⸗ 
lichkeiten, wenn fih aus hinreihend begründeten Anzei: 
gen der Betheiligten ergiebt, baß folde nicht flatt gefun: 
den habe, zu bewirken« 4). Außerdem hat baffelbe Grundgeſet 
bed Bundes für den Fall der Juſtizverweigerung eine nod 
beflimmter gefaßte VBorfchrift gegeben (Art. 29) und in Betreff 
der Mediatifirten insbefondere die durch Art. 14 der B. A. 


3) Vergl. ben folg. Fphen Die provifor. Gomp. : Beflimmung Lit. C. 
5.6. Ro. 3a. begründet hier die Sompetenz der Bunbesverfammlung 
aus Art. 12 der deutfchen Vundesacte in folgender Weiſe: ⸗Bedarf 
diefer Grundfag einer Motivirung, fo liegt felbige ſchon in dem Art. 
12, weldyer die Zuftizpflege nach drei Inftanzen als einen im deut⸗ 
fhen Bunde feftgeftellten Grundſaz ausſpricht. Denn wenn jede 
deutfche Regierung verbunden ift, drei Inftanzen anzuorbnen, und 
in dieſer Art Juſtizpflege zu gewähren, fo muß die fon begränbete 
Beichwerbeführung um fo mehr bei wirklicher Zufligverweigerung 
eintreten können.» 

3) Art. 53 der Wiener Schlußacte, 
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begründeten Plichten und Mechte der Bundeverfammlung näher 
bezeichnet 5). In Beziehung auf das für die Mebdiatifirten hierin 
vorbehaltene Recht des Recurfes an die Bunbesverfammlung 
iſt dann dur B. Beſchl. v. 15. Septbr. 1842 noch eine befon> 
dere, die Gewährung einer richterlihen Inftanz betreffende 
Beſtimmung getroffen ©). 


$. 281. ($ 258.) 


IE. Sinöbefondere: 


A. Beſchwerden wegen vermweigerter oder gehemmter 
Nechtöpflege. 


Klüber, Öffentl. Recht $. 169. — Rudhart, das Recht des beutfchen 
Bundes ©. 152 fe — Pfeiffer, pract. Ausführung. B. J. ©. 
218 f. S.228 f. Bd... Vorrede u. S. 411. BT. S. 239 f. ©. 
4309 f. — Kergi. Über f. 9. Cabinets⸗Juſtiz und Juſtizverweige⸗ 
rung über. oben Th. I. 6. 90. Th IL $. 170. " 


1. Die beutfche Bunbeöverfaffung gewährt feine oberrich- 
terliche, über der Auftizpflege in den einzelnen Bunbesftaaten 
ftehende Inftanz zur formellen oder materiellen Prüfung 
der von den Landeögerichten gefällten Erfenntniffe I), wie fie in 
der Verfaflung des deutfchen Reichs begründet war; dagegen will 


5) Wiener Schlußaete Art. 63. ©. denf. oben Th. I. ©. 472. 

. 6) Bergl. ſchon oben Th. I. &. 472. Note Li und bas Mähere Über biefe 
Einrichtung im $. 282. Erhebliche Zweifel konnte die Frage erregen, 
ob nicht diefer Beſchluß eine neue »organifche Einrichtung“ ober eine 
„Abänderung der Bundesgrundgeſete⸗ beziele, und beshalb als ein 
Gegenftand anzufeben fei, über weldyen nad) Art. 13 der Bundes⸗ 
acte ein Beſchluß buch Stimmenmehrheit nidht flatt finden 
konnte? Vergl. Protoc. der B. ©. 1842 $. 283. ©. 626 f. Den 
(verneinenden) VBeſchluß ſelbſt T. daf. &. 635. Vergl. oben $. 259. 
Rote 14. 

I) Weber von einem ordentlichen noch von einem außerorbentlidyen 
Rechtsmittel, 3. B. querela nullitatis, Tann hiernach bie Rede fein. - 
Die Bunbesverfammiung if Bein höherer Gerichtshof. Nur in fo 
fern begangene Richtigleiten unter den Gefichtepunft ber verweiger: 
ten Rechtspflege fallen, können fie bier in Betracht kommen. 
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fie auch feinen Zuſtand ber Rechtlofigkeit dulden, welcer 
dadurch herbeigeführt werben würbe, wenn in ben einzelnen Bun: 
deöftaaten ber gerichtlichen Verfolgung oder geſetz mäßi— 
gen Behandlung von Juſtizſachen rechtöwidrige Hindernifle 
in ben Weg gelegt werden follten, unb verpflichtet für dieſen 
Fall die Bundesverfammlung auf die deshalb bei ihr erhobenen 
Befchwerden die erforderlihe Abhülfe zu bewirken 2). Die Wie: 
ner Schlußacte beftimmt hierüber: 

Art. 29. „Wenn in einem YBunbedftaate der Fall einer Su: 


flizverweigerung eintritt, und auf gefeglihen We: 
gen außreihende Hülfe nit erlangt werben Tann, 
fo liegt der Bundesverfammlung ob, erwiefene, nad 
der Verfaffung und den beſtehenden Gefegen je: 
bed Landes zu beurtheilende Befchwerden über ver: 
weigerte oder gebemmte Rechtspflege anzunehmen 
und darauf die gerichtlihe Hülfe bei der Bundesre⸗ 
gierung, bie zu der Befchwerbe, Anlaß gegeben bat, zu 
bewirken.“ 

Als Bedingungen für die Competenz der Bundesver⸗ 


verſammlung find hiernach zu betrachten: 


A. Die Befchwerde wegen QJuftizverweigerung oder Hem⸗ 


mung der Rechtöpflege muß gegen einen deutfhen Bundes: 
flaat gerichtet fein. Daher wird 


l. 


wenn einem beutfchen. Unterthan in einem auswärtigen 
Staate die gerichtliche Huülfe verfagt wird, nicht von 
Anwendung bed Art. 29 der Schhußacte, fondern nur von 
einer Vermittelung der B. V. in Folge eines Antrags 
eined Bundesgliedd die Rede fein können 3). — Aud 
kann 


2) Ueber die Anwendung diefes bunbesrechtlichen Grundfages auf Klag: 


”) 


fachen wider den Landesheren und beffen Behörden und bie Sompe- 
ten; der Randesgerichte babei ſ. oben ZH. IE. 8.1763 bei. &. 253 f. 
Unbegrünbete Zweifel in Betreff von Privatklagen gegen Landes: 
herrn f. bei v. Dreſch, Abhandlungen &. 78 f. 

Nach Inhalt der provifor. Gompet. » Befttmmung Lit. C. ($. 6.) No. 
3 c. u. Wiener Schlußacte Art. 60. No. 4. Unten $. 287. 





—— — 
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2: in Betreff von Werfügungen ded Bundes fetbfl, oder 
einer Bundesbehoͤrde, durch welche ein beuticher Unterthan 
unmittelbar in feinem Privatrechte für verlegt erklärt 
wird 4), von .einer Anwendung bed Art. 29 Seine Rebe 
fein, weil ex. von diefem Fall gar nicht fpricht und bie 
Bundeögefee über die Eröffnung eines Rechtswe—⸗ 
ges gegen den Bund ſelbſt noch Feine Beſtimmung 
enthalten auch Bundesbehörden als ſolche einer richter« 
lihen Gewalt in einem Bundesſtaate nicht unterworfen 
find 5). 


“ 





9) Diefer Ball unmittelbarer Berlegung wird überhaupt höchſt felten 
vorkommen können, ba bie B. Berfammlung oder Bundesbehörden 
in ihrem Namen zu deutfchen Unterthanen in ber Regel gar nicht 
unmittelbar befehlend oder in ihre Rechtsſphäre eingreifend auftres 
ten Können. Gefchieht es aber burch Vermittelung von Landesbehörs 
"den, fo findet gegen biefe der Rechtsweg flatt, in fo fern er übers 
haupt begründet ift und würde ſich folchen Falls die Regierung auch 
ber Entſchädigungsklage, z.B. wegen einer Expropriation, nicht durch 
Berufung auf den Bundesbeſchluß entziehen können. Moͤglich find 
aber auch unmittelbare Verlezungen 3. B. Seitens der Commandan⸗ 
tur einer Bunbesfeftung (vergl. Note 5) ober ber Befehlöhaber von 
Truppen, welche von ber Bundesverfammiung zu Bundeszwecken 
aufgeboten find. 

5), Den allgemeinen Rechtöforberungen würde es freilih ohne Zweifel 
entfprechen, wenn für Sachen, bie entſchieden den Gharalter eines 
YrivatsAnfpruhs gegen den Bund felbft haben, durch eine buns 
besgrfenlicye Beſtimmung ein Rechtsweg eröffnet würde, wodurch bie 
Würde des Bundes gewiß nicht beeinträchtigt werben könnte. In 
fo fern -mußte man dem (durch zurückgewieſene Privatforberungen 
gegen die Bundesfeflung Mainz veranlaßten) Antrag von Heſſen⸗ 
Darmfiadt (Protoc. ber B. B. v. 1837 $. 82%. S. 232 f.) auf Ers 
Öffnung eines folchen Rechtswegs einen beffeen Erfolg wünſchen, ale 
ee bisher gehabt dat. Man kann bierbei auch nicht fagen, (Protoc. 
der B. 8. 1837 $. 208. ©. 516 f.) daß — abgefehen vom Berhält⸗ 
niß des Bundes zu ben einzelnen Bundesgliedern — Entfchädi⸗ 
gungs⸗Anſprüche von PrivatzPerfonen, wie fie gegen den 
Staat ober Ziscus begrünbet fein und zur gerichtlichen Erörte: 
rung kommen lönnen, im Berhältniß zum Bunde fidy nicht denken 
ließen, weil ber Bund kein Staat fei und kein Staatsgebiet 
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B. Die Beſchwerde muß ſich auf eine wahre Juſtizſache 
beziehen, einerlei übrigens, ob es eine Civil⸗- oder Eriminal- 
Juſtizſache ift 6). Dabei fol das Daſeyn einer Juſtizverweige⸗ 
sung „nach der Verfaffung und den beflehenden Geſetzen 
jeded Landes“ beurtheilt werden. Dieß ift aber nicht fo zu ver: 
fiehen, als ob die allgemeinen beutfchrechtlihen Grundfäge uber 
den Begriff einer Juſtizſache gar nicht zu berüdfichtigen wären 7), 
oder ob die Entſcheidung nur aus den ausdrücklichen Beflimmun: 
gen der fraglichen Landesgeſetzgebung entnommen werben müß— 
te, fondern diefe Beflimmung bed Art. 29 der Wiener Schluß: 
acte bat nur ben negativen Sinn, daß die Beſchwerde ald unbe: 
gründet zu verwerfen ift, wenn nach ber Verfaffung oder den 
beſtehenden Gefeben des Landes in der That von Feiner ver: 
weigerten oder gehemmten Rechtöpflege die Rebe fein kann. Bier: 
aus folgt: 1. Wo ſchon nad allgemeinen Grundfägen von keiner 
Zuftizfache die Rede fein kann oder wo nach den beftebenden 9) 








habe, indem es in der That weniger hierauf, als vielmehr nur dar⸗ 
auf anlommen Tann, ob durch Verfügungen der Bundesgewalt auf 
ähnliche Weife wie durdy eine Regierungsgewalt Privatredhte ver: 
legt und, wenn aud die Verfügung felbft Keiner richterlichen Beur⸗ 
theilung zu unterwerfen fein follte, doch eine Entfhädbigunge: 
pflicht des Bundes begründet werben fönne, was fich gewiß nicht 
in Abrede flellen läßt Außerdem Tann ber Bund ſelbſt als Subject 
von Privat s Eigenthumsrechten mit dem Rechte von Privatperfonen 
in Sollifion kommen , wobei das Dafein einer Zuftisfache nadı allge: 
meinen Begriffen gar nicht zu beftreiten ifl. Wi man nun biernad 
auch diejenigen Bälle abtrennen, welde nach Particular⸗Rechten (die 
aber hier gar nicht als Entfheidungss Norm in Betracht Tommen 
tönnen) durdy Entfcheidung von Abminiftrativ» Behörden abgemadıt 
werben, und Bei weichen nach Analogie ‚bie Entſcheidung der Bun: 
desverfammiung fetbft genügen müffe, fo bleibe immer noch eine 
Glaffe unzweifelhafter Juſtizſachen übrig, für welche durch Seſetge⸗ 
bung des Bundes Sorge getragen werden mäßte. 

6) Berg. oben Th. II. $. 148. $. 175. No. II. 

7) S. bageg. fhon oben Tb. Ni. ©. 92 f. 

85 Den Gegenfag vom beſtehenden Geſetze bildet das, für den Fall 
befonders erlaffene und mit rückwirkender Kraft ausgeftat: 
tete Gebot. Auch die gefeggebende Gewalt kann zur Juſtizhem⸗ 
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verfoffungsmäßig gültigen Geſetzen 9), Sachen ber fragli: 
en Yrt überhaupt ‚der richterlichen Gognition. entzogen find, iſt 
bie Beichwerbe wegen Juſtizverweigerung ald unbegründet zu be: 
trachten, in fo weit nicht theild wegen befonderer vom Bunde 
geſchützter Berechtigung auh gegen ein erlaffened Landes— 
geſetz die genügende Abhülfe gewährt werden muß 1%) oder übers 
haupt nach allgemeinen Grundſätzen wenigftend eine Entſchädi— 
gungsklage als begründet erfcheint. . Auch liegt 2. Beine Juſtiz⸗ 
verweigerung vor, wenn fich. die Bandeögerichte felbft für ins 
competent erflärt haben, oder in Folge eineb ſ. g. Compe—⸗ 
tenz⸗Conflictes in verfaflungsmäßiger Weile von ber dazu 
beftellten Behörde entichieben ift, daß keine Juſtizſache vorliege 11), 


— 
7 


— — 


mung mißbraucht werden. Vergl. Klüber, öff. Recht. $. 169. 
Note c. u. Pfeiffer, von den rechtlichen Gränzen der Rüdanwen- 
bung interpretativer Gefege in den practifh. Ausführungen Bb. II. 
S. 385 f. Um die Anwendung biefer Säge handelte es fich befonbers 
in der vielbefprochenen Sache ber Weftphälifchen Domainenfäufer, 
©. die Verhandlungen fiber die Beſchwerbe ber Domainenkäufer 
gegen Kurheffen in ben Protoc. ber Bunbesvesfammilung v. 18917, 
$. 136. Beil. 54. $. 154. $. 371. 1818 $. 205. 219. 241. 1819 
$. 176. Beil. 44. 1820 ©. 216. 1821 $. 233. 1823 €. 98. Beil. 8 
und $. 100. (Vortrag bed Würtemb. Gefandten v. Wangenheim.) 
Incompetenz⸗-Erklärung dev B. V. durch Beſchluß v. 4. Decbr. 

. 3833 Protoc. $. 164. 192 u. _noch allgemeiner durch Beſchl. v. 10. 
Aug. 1926. Protoc. v. 1826 $. 93 u. Weil. 22 Weber die Befchwers 
de wider Braunſchweig f. bef. 1817 $. 348. 1818 $. 188. 1826 
24. Sit. B. 22. ©. 533 870. 

9%) Wie weit die Bundesverſammlung die verfaffungsmäßige Gültigkeit 
eines Befeges zu prüfen berechtigt fei? kann aud) gefragt werben. 
Im Ganzen dürften aber ihrer Gompetenz bie nämlidhen Gränzen 
zu fiedden fein, wie dem Richter, da fie ja nicht mehr zu gewähren 
bat, als die ungehemmte gerichtliche Hülfe. Vergl. oben $. 175. 
Th. U. S. 241 f. 

10) 3. B. den Mebiatifirten nad) Art. 63 der Wiener Schlußacte. 

11) And) hierbei gebt aber, wegen der befonders Abernommenen Garan⸗ 
tie, das ben Mebiatifivten eröffnete Recht des Recurfes an die Bun⸗ 
desverfammiung nach Art. 63 dee Wiener Scylußacte weiter. Dage⸗ 
gen kann der Satz Klüber’s im öff. Kacht 5.169, vs fei die Be⸗ 


Lie E35 regte Bereit 1 


Sat ie Ers ser te write ti ta re dei beleken: 
ken Resisiekautes SiTrea Iscomyeteny - Erflarsme 
bie zu zzurieren, we Ki Tue Genktr wei eαπαν 
Evecisl- Beriuzunz, eier mer berichen sirtsuacteni: 
aslarzeisen adıs.ta Beiizzırı, er wear Banac: 
einer aeiegiken Inortuung E; tur bebindert erflärın. 
bie Rektiiui’e zu gewitter, etne tab dabei ber gebrauchte Art: 
druck (üe ſeien nidt beredtist, midı comretent m i. w. 
entiheiderd fein kennte; — oder we tie Gerichte ebne adercın: 
Bige Verbantlung und Entikritung der Eate tie Hulk Rec: 
tens verlagn. — Dagegen matt es für tie Anerkennung eine 
begrunbeten Beihwerbe keinen Unteribieb, eb tie Betretung oter 
Veriolaung des gerihtlihen Weges turd Hemmung der Zbäng: 
keit der Berichte, oder des verlegten Zbeiles ſelbſt, z. B. durd 
Strafandrohungen, gebintert, oder ob eigenmächtig etwas wer: 
fügt wurde, 3 B. Landesverweiſung oder eine andere Grimin.!: 
firafe gegen einen Landesunterthban, was rechtlich ner ar! 
gerichtlichem Wege verwirklidt werben durfte, oder eb te 
Volifiredung und Wirkſamkeit des gerichtlichen Spruches die An: 
erfennung rechtswidrig verfagf wurde B). — Eine bloße Ber: 


ſchwerde wegen Juftizverweigerung begründet, “wenn ein Landes- 
gericht in einer bei ihm angebrachten Klagſache, durch einen Eprud 
rechtswidrig fi für incompetent erflärt habe», in feiner Alge⸗ 
meinheit nicht anerlannt werben. 

2) 3. 8. bei Privatklagen gegen einen Eandeöherrn, weil bafdr Kein 
Gerichtsſtand anerkannt ober angeordnet fei. Oben Nete 2. 

13) Entſcheibend für den lehten Sat IR befonders bas Berfahren ber 
Bundesverfammlung in der Beſchwerdeſache des Freih. v. Biere 
torpff gegen Braunſchweig. BVergl. oben $: 176. Rote 17. — Auf 
den Fall, wenn in einem Bundesflaate die Anerlennung ober Bol: 
Hebung eines in einem andern Bundesſtaate ergangenen redgtöfräf: 
tigen Erkenntniſſes verfagt wird (Arc. f. civ. Year. Bd. XIV. ©. 81), 
bezieht fich zwar der Art. 29 ber Wiener Schlußacte unmittelbar 
nit. Doch kann analog andy hier die Competenz ber B. 8. in 
Kraft biefes Artikels eintreten, wenn Bedingungen einer widerrecht⸗ 
den Hemmung ober Weigerung ber Rechtspflege ſich Heraus: 
ſtellen, was wicht dan jeber Berfagung ber unbebingten Bellziehung 
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zögerung der Rechtspflege gehört erft dann hierher, wenn fie 
den Charakter einer wirklichen Juſtizverweigerung annimmt. 

GC. ‚Der Befchwerbeführer muß nicht blos das Dafen ber 
Juſtizverweigerung an fich gebörig und in glaubhafter Form 
beweifen, fondern aud zugleich darthun, daß er alle nach ber 
Verfaſſung ded Landes ihm offen ſtehenden gefeslichen Wege 
betreten habe, ohne daß ausreihende Hülfe babe erlangt wer 
den Pünnen. - 

1. Zindet die Bundesverfammlung die Beſchwerde EN 
det und erwiefen, und wirb bie Erklärung ber Regierung, gegen 
welche fie gerichtet ift, zur Erledigung der. Befchwerbe ald unge: 
nügend befunden, fo liegt der Bundeſsverſammlung ob, nöthigen» 
falls im Wege der bundedrechtlichen Eresution, die gerichtliche 
Hülfe oder die Befeitigung der ihrer Wirkſamkeit ent: 
gegenftehbenden Hinderniſſe zu bewirken, ohne daß ihr in 
der Sache felbft eine Cognitions⸗Befugniß zuftände. 


8. 282. (G. 259.) 


B. RNichterliche Inſtanz für Beſchwerden der webdiatifirten 
Bürften, Grafen und Meichöritter. 


v. Leonhardi, bad AusträgalsWerfahren Bd. Il. &. 36 f. Bunbesredhtliche 
Sragen. ©. 221 f- ; 


Durch den Beſchluß der Bundesverfammlung vom 15. Septbr. 
1842 {fl ausgeſprochen Hi „Da es in Folge des Art. 63 der 
Wiener Schlußacte der Bundesverſammlung zulommt, über der 
Grund oder Ungrund von Befchwerden zu entfcheiden, welche im 
Recurswege in Betreff des durch Art. 14 der Bundedacte zuge: 
ficherten Rechtözuftandes der vormaligen Reichdangehörigen an fie 
gelangen, und demnächft- uber die Art, wie ſolche Entfcheibung 
jedesmal herbeisuführen feyn werbe, beflimmte, den rechtlichen 
Anfprüchen der Betheiligten angemeffene Vorſchriften zu geben; 


— — — — — — — 


einer auswärtigen Sentenz gelten kann und namentlich bei auswärts 
geſprochenen Strafurtheilen eine erhebliche Beſchränkung leidet. 
1) · Das FJolgende ift wörtlich der B. Befſchluß ſelbſt. Protoc bee B. V. 
». .1842.5..268, ‚Die Borverhanblungen bei v. Seonharbi a. a. D. 
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fo wird auf dad dießfalls eingebrachte Geſuch mehrerer vormali: 
ger Reichsſtände, feftgeftellt«: 

„l. Bei Reckamationen, welde von mittelbar geworbenen 
ehemaligen Reichöftänden, ober von Bliedern ded vormaligen un: 
miftelbaren Reichsadels, auf den Grund des Art. 63 der Schluß⸗ 
acte, gegen die zur Vollziehung des Art. 14 der Bun: 
desacte erlaffenen Verordnungen, in fo fern diefe nicht 
auf Vertrag beruhen, oder ohne dagegen erhobene Befhwerde in 
unbeftrittener Wirkſamkeit befeben, bei der Bundedverfammlung 
angebracht werden, foll jedesmal, und bei Reclamationen gegen 
ſpätere einfeitige legiölative Erklärungen der durch bie 
Bundesacte ihnen zugeficherten Rechte, fo oft das Bedürf— 
niß dazu fid zeigt, dem in anderweiten Rechtöfachen der Re: 
clamanten zuftändigen Bandesgeridhte zweiter Inſtanz von ber 
Bundesverfammlung durd die betreffende Landesregie: 
rung der nicht abzulehnende Auftrag ertheilt werden, den Streit: 
fall in feinem ganzen Umfange für eine definitive Entfcheidbung, 
nach der vorm dem Gerichtöhofe überhaupt beobachteten Particular: 
oder gemeinrechtlichen Proceßerbnung, innerhalb der kürzeſt mög⸗ 
lichen Friſt, zu inſtruiren.“ 

„2. Die definitive Entſcheidung iſt hiernächſt nach ben 
Umſtänden, von der Bundesverſammlung, oder auf einen 
durch Stimmenmehrheit zu faſſenden Beſchluß, von einer rich— 
terlichen Inſtanz, ſo weit derſelben der Streitfall von der 
Bundesverſammlung zugewieſen wird, in deren Auftrag und 
Namen zu erlaſſen.“ 

"3. Dieſe richterliche Inſtanz wird für jeden einzelnen 
Fall dadurch gebildet werden, daß die Bundesverſammlung durch 
Stimmenmehrheit vier Mitglieder für dieſelbe aus der Liſte der 
Spruchmänner für das Bundes-Schiedsgericht erwählt, und in 
Abgangs- oder Sterbefällen erfegt, fo wie daß von biefen er: 
wählten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmengleihheit unter ih: 
nen, von der B. B. ein fünfte Mitglied ald Obmann aus 
derfelben Lifte gewählt wird.“ 

„A. Bon diefer Inftanz ift jedesmal zugleich darüber zu er: 
fennen, von welcher Seite, oder in welchem Maaße von beiden 
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Seiten antheilig, die Koften des riehterlichen Verfahrens zu tra⸗ 
"gen ſeyen.“ 

„5. Alle Beſtimmungen des Buidesbefälufes vom 30. Octbr. 
1834° über das Bunbes » Schiebögericht, mit Ausnahme derjenis 
gen, welde ſich auf bie anders normirte Bildung und die Ko: 
fien des Bundes »Schiedögerichtd und auf nur zwifchen Regie: 
rungen und Ständen vorkommende Streitigkeiten beziehen, ſol⸗ 
len auch bei diefer richterlichen EIN ‚und ihren Ausſprüchen 
eintreten. u i 


4 


4 


$. 283. ($. 260.) 


Kur. Beftimmungen über die Form der. Gingaten, 
. „ihre Betreibung und 
Erledigung .bei der Bundesverſammlung. 
Klüber, Hffenti. R. $. 148. 149. 160. Wergl.-oben Ih. IH. &. 231. 


⸗ Lit. C. ©. 232. $. 97, No. J. 2. S. 271. Ro.ıl, — v. Meyer 
Sorp. Gonſtit. Germaniä I. ©. 87 f. 


l. Alle Eingaben (Vorſtellungen,, Bitten, Beſchwerden), 
die bei der Bundesverfammlung von Privatperfonen 
(Individuen, Eorporationen und ganzen Claffer von Unterthanen) 
gemacht werden, ſind ſchriftlich (geſchrieben oder gedruckt) in der 
Buündes⸗Praͤſidial-Canzlel einzureichen und müſſen in deutſcher 
Sprache, deutlich und in ſchicklicher Form abgefaßt fein h. 
Auch die etwaigen Original-Belege in fremder Sprache 
müffen mit einer deutfchen Weberfegung" überreihf werden 2). Die 
Anrede ift: „Hohe deutfche Bundesverfammlung!« Die Addreſſe 
iſt: „An die hohe deutfche Bundesverfammlung“- 3). Nicht un: 
terzeichnete Eingaben merben nicht angenommen ?). Auch müffen 


1) 8. Belt. v. 6. Dechr. 1816. v. Meyer, Staatsacten IE. &. 48. 
Geſchäftsordn. v. 14. Novbr. 1816 Abſchn. I Weber bie Senfur 
der bei der 8. V. gedruckt einzureichenden KReclamationen und 
Dentferiften: B. Beſchl. v. 15. Jan. 1824. v. Meyer, Staates 
acten I. ©. 237. Kläber, Quellenfammi. &. 313. 

2) 8. Beſchl. v. 5. Decbr.* 1816. 

3) Gefchäftsorbn. der B. 8. Abfıhn. HI. a. ©. 

4) B. Beſchl. v. 30. Ian. 1817. (v. Meyer, aa. D. 6.4.) 

Bahariä’sd Staatsrecht. 2r Rd. 2te Aufl. 50 
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alle Unterfchriften in öffentlicher Form gehörig beglaubigt ſein. 
Die Ueberreihung gemeinfchaftlicher Vorftelung oder Adttei: 
fen, welche fidy auf öffentliche Angelegenheiten des deutfchen Bun— 
des beziehen, ift im Jahre 1831 für unftatthaft erflärt worden >;. 
Wollen Schriftfteller oder Verleger Druckſchriften ber B. B. 
überreichen, fo muß dieß durch dert Gelandten bed Staats ac: 
ſchehen, welchem fie angehören. Auch wird von der B. V. Fein 
Zueignung angenommen ober anerfannt, wozu nicht vorber 
ihre Bewilligung uachgefuht und erlangt worden ift ©). 

Il. Privatreclamanten Tonnen ihre Angelegenheiten bei ter 
B. VB. entweder in eigner Perfon betreiben 7) oder bloß durd 
Bevollmächtigte, die fie zu diefem Zwede beftellen. Für ter. 
Fall der Entfernung müffen fie einen befanngen Bevollmächtig— 
ten in Sranffurt zur Empfangnahme der. Refslutionen beftelien 
und in ber Bundescanzlei anzeigen. Der Reclamant ieltüi 
muß fi für feine Perfon gehörig im der Bundes = Präfibial: 
Ganzlei legitimiren und ebenfo der befondere Abgeordnete, 
theild wegen feiner Perfon überhaupt, theils daruber, Daß er zur 
Führung folher Geſchäfte tüchtig ſei. Wollen Privatperfonen 
weder felbft, noch durch eigne Abgeordnete ihre an die B. V. 
gehörigen Angelegenheiten beforgen, fo müffen fie zur Uebergat: 
ihrer Vorftelungen und weiterer Betreibung derfelben in Frank— 
furt befannte ynd dazu geeignete Männer zu Bevollmüd- 
tigten und Sefchaftöführern beftellen, welche gleichfalls dasjenige, 
was den betheiltgten Perfonen und ihren Abgeordneten zur Pflicht 


5) 8. Beſchl. v. 27. Octbr. 1831. (Vergl. oben Th.L &. 430.) Sollte 
auch die reactivirte Bundesverfammlung noch für nöthig eradjten, ji 
auf diefe Weife gegen das unmittelbare Laufwerden von Stimmen 
aus der Nation zu verfhanzen?? Wer noch an das Jahr 1848 zu: 
rückdenken kann, weiß, wie nachtheilig gerade biefer Beſchluß bamals 
für die B. 8. gewefen ift. 

6) B. Beſchl. v. 3. Zuli 1823. Klüber, Quell. inet ©. 303. 
v. Meyer, Staatsacten II. ©. 231.- 

7) Ueber Schugbriefe ber B. 8. für den Aufenthalt in Branffurt 1. 
oben $. 267. &. 672. 
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gemacht- ift, genau zu befolgen haben 8). Beſonders angeftellte 
Bundes: Agenten giebt ed nicht 9). 

1. Auf Eingaben und Schreiben, weldye der Bundesver⸗ 
fammlung außer ben Anträgen ihrer Mitglieder, zufommen, wirb 
dur Zufendung von Auszügen aus dem Protocolle geantwortet, 
welche den desfallfigen Beſchluß, den Umftänden nach, mit oder 
ohne Binzufügurg der Gründe enthalten 20). 


Sach Abtheilung. 
Aeufiere Berbältniffe deö deutſchen Bundes. 
$. 284. ($. 261.) 


E. Allgemeine Beftimmungen. — Symbole der 
deutſchen Einbeit. - = 


Klüber, Öffentl. Recht $ 183 f. — Rudhardt, das Recht des deutfch. 
B. ©. 155 f. — Bundesrechtliche Fragen &. 193 f. Beiſpiele 
von der Behandlung Auswärtiger Angelegenheiten burcy den Bund, 
in neuerer Bet feit 1647 u. 1848 (Schweizer Angelegenheit, mi⸗ 
liteirifye u. andere Bundesmäßregeln im Kriege gegen Dänemarf, 
Verhalten gegen Sawbinien 1848 u. f. w.) f. bargeftellt aus ben 
Verbandl. der B. V. in den Bunbesrechtlidden Fragen S. 1 f. 52f. 
85 f. 112 f. 128 f. 168. . a 


„I Der deutſche Bund ift eine in potitifger Einheit 
8) B. Beſchl. über die Abfaſſung und Ginreihung der Privat⸗Reclama⸗ 
tionen, v. 11. Decbr. 817. Slüber, Qu. Sammil. 8,267 f. 

9%) Beſchl v. 18. Dechr. 1817. Prot. $. 428. Klüber, Qu. Sammi. 

©. 288. 
10) Geſchäftsordn. der B. B. v. 14. Novbr. 1816 Abſchn. III. Die Form 
ſolcher Beſchlüſſe iſt folgende: 
Auszug bes Protocolls der deutſchen Bundes⸗Verſammlung 
vom .... 
Die deutſche Bundesverſammlung hat beichloffen u. ſ. w. 
Frankfurt den.... 
(L.S.) Die Bundes«Präſidial⸗Ganzlei. 
Das Giegel, beffen fi die B. V. vorläufig bedient hat, iſt das der 
Kaiſerlich Defterreih. Sefandtihaft, mit der Umſchrift: Kaiferl. 
Defterreich. Bundes s Präfldigt« Kanzlei. Geſchäftsordn. a. a. D. 
50* 
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verbundene Sefammtmadt im Europäifchen Staatenfyflem!), 
und fol ald ein Ganzes die deutfhe Nation oder die Ge; 
fammtbeit der Bundesftaaten nah Außen hin repräient:: 
ren. An Symbolen diefer Einheit bat es bis auf die neuere 
Zeit faft gänzlich. gefehlt 2) und erfi 1848 hat auch die beutice 
Bundesverfammlung dem emwachten - Nationalgefühl durd Be: 
fhlüffe über dad Wappen, und die Farben des deutſchen Bun: 
des und ein »gemeinfchaftlihes Erkennungszeichen ver 
Bundeötruppen“ Audbrud verliehen 3). Auch ift in Kolge der 


1) Proviſor. Compet.⸗Beſtimm. der B. V. F. 6. — Wiener Shluf: 


3) 


acte Art. 3. „Diefer Verein (ber deutihe Bund) beſteht — — in 
feinen äußern Verhältniſſen als eine in politifcher Einheit verbun- 
dene SefammtsMadit.» &. ach No. II. und Note 6. 


Bergi. Über bag mangelnde befonbere Siegel ber B. B. ben ver. 
Sphen Rote 10. Schon im Jahre 1816 wurde zur Bezeichnung ter 
Belgügrögren u. Übrigen Gegenftände ber Artillerigbotation ber beiten. 
Seftungen ulm und Raftatt ald Emblem des alte Reichsadler mit 
der Umfchrift »Deutfcher Bund» durch Beſchluß der 8. B. angarın: 
det. Cine Beidynung beffeiben findet fi in dem Protocol der B. S 
v. 1997 ©. 376. . 


Am 9. März 1848 ſprach der polit. Ausſchuß durch feinen Berichter: 
flatter den Preußifchen Gefandten in einem an bie 9, 8. erflatteten 
Vortrag die Ueberzeugung aus, „baß bie Kraft Deutfhlants 
wefentlih auf dem Bewnßtfein feiner Einheit berupe, 
diefes Bewußtfein aber, damit es der Nation lebendig und klar vor⸗ 
fhwebe, äußerer Symbole bedüefe; weshalb er die Frage we⸗ 
gen eines Bundeswappens unb einer Bunbesfarbe zur Lo: 
fung bringen -müffe.» Unter Bezugnahme auf bie Beggichhnung ber 
Artilleriedbotation von Ulm u. Raftatt, empfiehlt ber Ausfhuß den 
alten deutſchen Reichsadler, „da es kein anderes geſchichtliches Sym⸗ 
bot der verfchiebenen deutfchen Stämme gebe.» Gben fo würden die 
Bundesfarben „ber deutſchen Vorzeit zu entnehmen fein, wo das 
beutfche Reichspanier ſchwarz, roth u. golben war.» Es erfolgte 
an bdemfelben Tage der Beſchluß der Bundesverfammlung: -Die 
B. 8. erflärt den alten beutfchen Reichsadler mit der Umfcrift 
„Deutfcher Bund» und bie Barben des ehemaligen deutſchen Reichs⸗ 
paniers — ſchwarz, roth, golb — zu Wappen und Karben bes 
deutfhen Bundes und behält ſich vor, wegen Anwendung ber: 
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auf Antrag ded Marine: Audfchufles gefaßten Beſchlüſſe der deut: 
fchen Nationalverfammlung vom 31. Zuli 1848 4) von der pro⸗ 
viforifchen Gentral = Gewalt ein Meichögefeg über die Einführung 
einer deutfhen Kriegs und Handelsflagge (12. Novbr. 
1848) erlaffen worden 5). . 


5) 


felben das Weitere zu befchließen.o Protoc. ber B. V. v. 1848 16. 
Sit. $. 137. S. 234. Auf weitern Vortrag des polit. Ausfchuffes 
befchloß dann bie B. V. am 20. März: Das Bunbeswappen 
und die Bundesfarben ſofort in den Bundesfeſtungen anzubrin⸗ 
gen, das durch die Wunbesfriegeverfaffung $. 36 für den Fall 
eines Bundeskriegs vorgefchriebene gemeinfhaftlihe Erken⸗ 
nungszeichen aller Bundeetruppen diefen Emblemen zu entnehmen 
und ip ben Siegeln der Bundesbehörden das Bundeswap⸗ 
pen zu führen. Bergl. Protoc. v. 1848 21. Sie. 8. 161. ©. 263. 
Weiteres über bie Ausführung biefer Befchlüffe f. in ben Protoc. 
der B. V. v. 35. März u. 7. April 1848 $. 185. ©. 282. $. 240. 
8. 355. Roth u. Merd, Quellenfammi. I €. 118 149. 168. 233. 
Bundesrechtlihe Kragen ©. 194 f. In Betreff des gemeinfchaftlichen 
Erfennungszeichens ber Bundestruppen hatte es die Militdirs Goms 
miffion für angemeffen erachtet, „baB 1. die Bundeskokarde an ber 
Kopfbedelung auf eine den beflehenden Einrichtungen entfprechende 
MWeife und 2. ein breites Band mit hen Bundesfarben an dem äu⸗ 
ferftenu Theile des Fahnenſtocks (Paniers) angebracht werbe.“ 

Den Bericht des Marimes Ausfhuffes — darin auch Erörterungen 
Über den erft ein= dann zwei köpfigen Reichsadler und zur Geſchichte 
der deutfchen Karben — f. in den Stenograph. Bericht. über 
die Verhandlungen der d. Nat. Berl. Bd. N. ©. 1278. Die Ber: 
bandlungen darüber u. den Beſchluß v. 31. Juli 1848 daſ. ©. 1279f. 
Weitere Erörterungen hierüber ſ. daſ. Bd. II. S. 2345. Bd. IV. 
S. 2674. 

S. daſſelbe im Reichsgeſetzblatt. 5tes Stück vom 13. November 
1848. Nah Art. 1 ſollte die deutſche Kriegeflagge beſte⸗ 
ben „aus drei gleich breiten, horizontal laufegden Streifen, oben 
fhwarz, in der Mitte roth, unten geb. In der linken oberen Ede 
frägt fie das Reichöwanpen in eimem vieredigen Felde, welches 
zwei Künftel der Vreite ber Blagge zur Seite hat. Das Reichswap⸗ 
pen zeigt in gölbenem (gelben) Belbe den doppelten ſchwarzen 
Adler mit abgewendeten Köpfen, ausgefchlagenen rothen Zungen 
und goldenen Schnäbeln und desgleichen offenen Kängen.» Art. 2. 
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Nur find ſtets von der wirklichen auf den rund des beftehen: 
den Rechtszuftandes bafirten Incompetenz : Erflärung 
die Fälle zu unterfcheiden, wo ſich bie @erichte wegen einer 
Specials Verfügung, ober einer bderfelben gleichzuachtenden 
allgemeinen geſetzlichen Beſtimmung, oder wegen Mangels 
einer gefeglihen Anordnung 12) für behindert erflärten, 
die Nechtöhülfe zu gewähren, ohne daß dabei der gebrauchte Aus⸗ 
druck (fie feien nicht berechtigt, nicht competent nm. |. w.) 
entfcheibend fein könnte; — oder wo die Gerichte ohne gefeßmä: 
ige Verhandlung und Entſcheidung der Sache die Hülfe Rech⸗ 
tens verfagen. — Dagegen macht es fir die Anerfennung einer 
begründeten Beſchwerde Beinen Unterſchied, ob die Betretung oder 
Verfolgung ded gerichtlichen Weges durch Hemmung der Thätig⸗ 
feit der Gerichte, ober des verlegten Theiles felbft, 3. B. durch 
Strafandrohungen, gehindert, ober ob eigenmädtig etwas ver: 
fügt wurde, z. B. Landesverweiſung oder eine andere Criminal: 
firafe gegen einen Zandesunterthban, was rechtlich nur auf 
gerihtlihem Wege verwirklicht werden durfte, ober ob der 
Boliftredung und Wirkſamkeit des gerichtiichen Spruches die An- 
erfennung rechtöwidrig verfagt wurde B). — Eine bloße Ber: 


ſchwerde wegen Juſtizverweigerung begründet, „wenn ein Landes: 
gericht in einer bei ihm angebrachten Klagfadye, durch einen Spruch 
rehtswidrig fi ‚für incompetent erllärt babe», in feiner Aluge⸗ 
meinheit nicht anerfannt werben. 

13) 3. 8. bei Privatklagen gegen einen Randesberen, weil bafär fein 
Gerichtsſtand anerkannt oder angeordnet ſei. Oben Note 2. 

18) Entſcheibdend für den leuten Say iſt befonbers das Werfahren der 
Bundesverfammlung in ber Beſchwerdeſache des Freih. v. Siers⸗ 
torpff gegen Braunſchweig. KWergi. oben 5: 176. Note 17. — Auf 
den Hall, wenn in einem Bunbesftaate die Anertennung ober Boll⸗ 
ziehung eines in einem andern Bunhesflaate ergangenen rechtskraͤf⸗ 
tigen Erkenntniſſes verfagt wirb (Arch. f. civ. Prax. Md. XIV. ©. 84), 
bezieht fich zwar der Ast. 29 ber Wiener Schlußacte unmittelbar 
siht. Doc Tann analog auch bier bie Gompetenz ber B. 8. in 
Kraft diefes Artikels eintreten, wenn Bedingungen einer wibertedit= 
lihen Hemmung ober Weigerung ber Rechtspflege ſich heraus⸗ 
flellen, was nicht vap jeber Berfagung ber unbedingten Bollziehung 
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zögerung der Rechtspflege gehört erft dann hierher, wenn fie 
den Charakter einer wirflihen Jufizverweigerung annimmt. 

G. Des Beichwerdeführer muß nicht blos das Dafein ber 
Juſtizverweigerung an fich gebörig und in glaubhafter Form 
beweifen, fondern auch zugleich darthun, daß er alle nach ber 
Verfaſſung ded Landes ihm offen flehenden gefeglichen Wege 
betreten habe, ohne daB ausreichende Hülfe habe erlangt wer: 
den können. 

Il, Findet die Bundesverfammlung bie Befchwerde ER 
det und erwieſen, und wird bie Erklärung der Regierung, gegen 
welche fie gerichtet ift, zur Erledigung der Befchwerbe als unge: 
nügend befunden, fo liegt der Bundeöverfammlung ob, nöthigen: 
fald im Wiege der bundesrechtlichen .Erecution, die gerichtliche 
Hülfe oder die Befeitigung der ihrer Wirkſamkeit ent 
gegenſtehenden Hinderniffe zu bewirten, ohne daß ihr in. 
der Sache felbft eine Eognitiond = Befugniß zuſtände. 


8. 282. ($. 259.) 


B. Richterliche Inſtanz für Beſchwerden Der mediatifirten. 
Fürſten ‚ Grafen und Reichsritter. 


v. Leonhardi, das Austrägal⸗Verfahren Bd. U. &. 35 f. Bundesrechtliche 
Fragen. ©. 221 f. i 


Durch den Beſchluß der Bundeöverfammlung vom 15. Septbr. 
1842 iſt ausgeſprochen Di „Da es in Folge des Art. 63 der 
Wiener Schlußacte der Bundesverfammlung zukommt, über der 
Grund oder Ungrund von Beſchwerden zu entfcheiden, welche im 
Recurbwege in Betreff des durch Art. 14 der Bunbdedacte zuge: 
ficherten Rechiszuftandes der vormaligen Reichdangehürigen an fie 
gelangen, und demnächſt über die Art, wie ſolche Entfcheibung 
jedesmal herbeiguführen feyn werde, beflimmte, ben rechtlichen 
Anfprüchen der Betheiligten angemeffene Vorſchriften zu geben; 


— — — — — en 


einer auswärtigen Sentenz gelten kann und namentlich bei auswärts 
gefprochenen Strafurtheilen eine erhebliche Befchränkung leidet. 
I). Das Folgende ift wörtlidy der B. Beſchluß ſelbſt. Protoc. dee B. V. 
». 1842.58. 298; ‚Die Borverhanblangen bei v. Seonhardi a. a. D. 





784 Das deutfche Bundesrecht. ($. 282.) 


fo wird auf das dießfalls eingebrachte Geſuch mehrerer vormali: 
ger Reichsſtände, feftgeftellt«: 

"il. Bei Reclamationen, welde.von mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reichsſtänden, oder von Gliedern des vormaligen un: 
mittelbaren Reichsadels, auf den Grund des Art. 63 der Schluß: 
acte, gegen die zur Bollziehung des Art. 14 der Bun: 
dbedacte erlaffenen Berorbnungen, in fo fern diefe nicht 
auf Vertrag beruhen, oder ohne dagegen erhobene Beſchwerde in 
unbeftrittener Wirkſamkeit beftehen, bei der Bundesverfammlung 
angebracht werben, fol jedes mal, und bei Reclamationen gegen 
fpätere einfeitige legislative Erklärungen der durch bie 
Bundesacte ihnen zugefiherten Rechte, fo oft das Bedürf— 
niß dazu fi zeigt, dem in anderweiten Rechtöfachen der Re: 
clamanten zufländigen Landesgerihte zweiter Inſtanz von der 
Bundesverfammlung durch bie betreffende Landesregie: 
rung ber nicht abzulehnende Auftrag ertheilt werden, den Streit: 
fall in feinem ganzen Umfange für eine definitive Entfcheidung, 
nad) ber vom dem Gerichtshofe überhaupt beobachteten Particular: 
oder gemeinrechtlichen Proceßerbnung, innerhalb ber kürzeſt mög: 
lichen Friſt, zu inſtruiren.“ 

„2. Die definitive Entſcheidung iſt hiernächſt nach den 
Umſtänden, von der Bundesverſammlung, oder auf einen 
durch Stimmenmehrheit zu faſſenden Beſchluß, von einer rich— 
terlichen Inſtanz, ſo weit derſelben der Streitfall von der 
Bundesverſammlung zugewieſen wird, in deren Auftrag und 
Namen zu erlaſſen.“ 

„3. Dieſe richterliche Inſtanz wird für jeden einzelnen 
Fall dadurch gebildet werben, daß die Bundesverſammlung durch 
Stimmenmehrheit vier Mitglieder für dieſelbe aus der Liſte der 
Spruchmänner für das Bundes-Schiedsgericht erwählt, und in 
Abgangs: oder Eterbefällen erfegt, fo wie daß von bielen er: 
wählten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmengleichheit unter ih: 
nen, von ber B. B. ein fünftes Mitglied ald Obmann aus 
derfelben Lifte gewählt wird.“ 

"4. Bon diefer Inftanz ift jedesmal zugleidy darüber zu er: 
fennen, von welcher Seite, oder in welchem Maaße von beiden 
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Seiten antheilig, die Koften des riehterlichen Verfahrens zu tra⸗ 
"gen ſeyen.“ 

„5. Alle Beſtimmungen de Bunberbeſchluſfet vom 30. Octbr. 
1834 über das Bundes - Schiedsgericht, mit Ausnahme berjeni: 
gen, welcde fi auf bie anderd normirte Bildung und die Ro: 
fin des Bundes -Schiebögerichtd und auf nur zwifchen Regie: 
rungen und Ständen vorkommende Streitigkeiten beziehen, ſol⸗ 
len auch bei dieſer richterlichen un ‚und ihren Ausſprüchen 
eintreten.“ 


ß 


8.283. ($. 260.) 


III. Befimmungen über die Form der @ingaben, 
5 j „ihre. Betreibung und 
Erledigung .bei der Bundesverſammlung. 
Ktüber, öffent. R. $. 148. 149. 160. Wergl.*oben Ib. IM. ©. 231. 


⸗ Lit. C. &. 232. $. 227. Ro.1.2. ©. 271. No.ıl, — v. Meyer 
Sorp. Sonfit. Germaniä I. ©. 87 f. . 


Ale Eingaben (BVorftellunger, Bitten, Befchwerben), 
die her der Bundeöverfammiung von Privatperfonen 
(Individuen, Eorporationen und ganzen Elaffn von Unterthanen) 
gemacht werden, find ſchriftlich (gefchrieben oder gedrudt) in der 
Bundes= Präfidial- Ganzlei ginzureihen und müffen in deutfcher 
Sprade, deutlih und in ſchicklicher Form abgefaßt fein h. 
Auch die etwaigen Original-Belege in fremder Sprache 
müffen mit einer deutfchen Ueberfegung' überreihf werden 2). Die 
Anrede ift: „Hohe deutfche Bundeöverfammlung !» Die Addreſſe 
if: „An die hohe deutfche Bundeöverfammlung- 3). Nicht un: 
terzeichnete Eingaben werden nicht angenommen ?). Auch müffen 


1) 8. Beihk. v. 56. Dechr. 1816. v. Meyer, Staatsacten II. &. 49. 
Gefchäftsorbn. dv. 14. Novbr. 1816 Abſchn. II. Ueber bie Cenſur 
der bei der B. B. gedbrudt einzureichenden Reclamationen und 
Dentferiften: B. Beſchl. v. 15. Ian. 1824. dv. Meyer, Staates 
acten II. &. 237. Kläber, Quellenfammi. ©. 313. 

2) B. Beſchl. v. 5. Decbr. 1816. 

3) Gefchäftsorbn. der B. 8. Abfchn. HI. a. ©. 

4) 8. Beſchl. v. 30. Ian. 1817. (v. Meyer, a. a. D. ©. 49.) 

Bahariä’s Staatsrecht. 2rMb. 2te Aufl. >50 
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alle Unterfchriften in öffentlicher Form gehörig beglaubigt fein. 
Die Ueberreihung gemeinſchaftlicher Vorſtellung oder Adtrei: 
fen, welche ſich auf Öffentliche Angelegenheiten des deutfchen Bun: 
des beziehen, ift im Sabre 1831 für unftatthaft erklärt worden >). 
Wollen Schriftfteller oder Verleger Druckſchriften der B. 8. 
überreihen, fo muß dieß durch dert Gefandten ded Staats ge: 
fehen, welchem fie angehören. Auch wird von der B. V. keine 
Zueigrung angenommen ober anerfannt, wozu nit vorber 
ihre Bewilligung nachgeſucht und erlangt worden ift ©). 

I. Privatreclamanten können ihre Angelegenheiten bei der 
DB. V. entweder in eigner Perfon betreiben 7) oder bloß Burd 
Bevollmähtigte, die fie zu dieſem Zwecke beftellen. Für den 
Hau der Entfernung müffen fie einen befannten Bevollmädhtig: 
ten in Frankfurt zur Empfangnahme der. Refslutionen beftellen 
und in der Bundescanzlei anzeigen. Der Reclamant felkit 
muß fih für feine Perfon gehörig im ber Bundes » Präfidial: 
Ganzlei legitimiren und ebenfo der befondere Abgeordnete, 
theild wegen feiner Berfon überhaupt, theils darüber, daß er zur 
Führung folder Geſchäfte tüchtig ſei. Wollen Privatperfonen 
weder felbft, noch durch eigne Abgeordnete ihre an die B. V. 
gehörigen Angelegenheiten beforgen, fo müffen fie zur Uebergate 
ihrer Vorftelungen und westerer Betreibung bderfelben in Fran: 
furt befannte ynd dazu geeignete Männer zu Bevollmäd: 
tigten und Geſchäftsführern beftellen, welche gleichfalls dasjenige, 
was den betheiltgten Perfonen und ihren Abgeordneten zur Pflicht 


— — ——— — — 


5) B. Beſchl. v. 27. Oetbr. 1831. (Vergl. open Th. J. S. 430.) Sollte 
auch die reactivirte Bundesverſammlung noch für nöthig erachten, ſich 
auf dieſe Weiſe gegen das unmittelbare Lautwerden von Stimmen 
aus der Nation zu verfihanzen?? Wer noch an das Jahr 1848 zu⸗ 
rückdenken kann, weiß, wie nachtheilig gerabe diefer Beſchluß damals 
für die B. 3. geweſen ift. 

6) 8. Beſchl. v. 3. Juli 1833. Klüber, Quell. PR ©. 303. 
v. Meyer, Staatsacten II. ©. 231.- 

?) Ueber Schugbriefe ber B. 8. für den Aufenthalt in Frankfurt f. 
oben $. 2567. ©. 672. 


F 


— 
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gemacht ⸗ iſt, genau zu befolgen haben 8). Beſonders angeſtellte 


Bundes» Agenten giebt es nicht ?). - 


IM. Auf Eingaben und Schreiben, welche der Buudeöver: 
fammlung außer den Anträgen ihrer Mitglieder, zulommen, wird 
durdy Zufendung von Auszügen aus dem Protocolle geantwortet, 
welche den besfallfigen Beſchluß, den Umfländen. nah, mit oder 
ohne Hinzufügurg der Gründe enthalten 10). 


Dweite Abtheilung. 
Aeufßere Berbältniffe des beutſchen Bunbes. 
$. 284. ($. 261.) 


B. Allgemeine Beftimmungen. — Symbole ber 
Deutfchen Einbeit. - 


Klüber, Öffentl. Recht $ 183 f. — Rudhardt, das Recht des deutſch. 
B. S. 155 f. — Bundesrechtliche Fragen &. 198 f. ' Beifpiele 
von der Behandlung Auswärtiger Angelegenheiten durdy den Bund, 
in neuerer Zeit feit 1847 u. 1848 (Schweizer Angelegenheit, mis 
litairifye u. andere Bundesmaßregeln im Kriege gegen Dänemark, 
Verhalten gegen Sardinien 1848 u. f. w.) f. dargeftelt aus den 
Verhandl. der B. V. in den Bundesrechtlichen Fragen ©. 1 f. 52f. 
s5 f. 112 f. 128 f. 168. . . 


1 De‘ beutfche Bund ift eine in Sollte Einheit 


8) B. Beſchl. Über die Abfaſſung und Ginreidhung der Privat Reclamas 
tionen, v. 11. Decbr. 8817. Stüber, Qu. Sammi. 8.267 f. 
9%) Beſchl. v. 18. Dechr. 1817. Brot. $. 428. Klüber, Qu. Sammi. 
©. %68. 
10) Geſchäftsordn. der B. B. v. 14. Novbr. 1816 Abſchn. III. Die Form 
ſolcher Beſchlüſſe iſt folgende: 
Auszug des Protoçolls der deutſchen Bundes⸗Perſammlung 
vom .... 
Die deutſche Bundesverſammlung hat beſchloſſen u ſ. w. 
Frankfurt ben... . 
(L.S.) Die Bundes» Präfidial» Kanzlei. 
Das Giegel, deffen fi die B. 8. vorläufig bedient hat, ift das ber 
Kaiſerlich Defterreih. Sefandtichaft, mit der Umſchrift: Kaifer!. 
Defterreid). Bundes s Präfldiat- Kanzlei. Geſchäftsordn. a. a. D. 
50* 
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verbundene Sefammtmadt im Europäifhen Staatenipfiem!),, 
und fol ald ein Ganzes die dDeutfhe Nation oder die Ge; 
fammtbeit der Bundesftaaten nad Außen hin repraienn: 
ren. An Symbolen biefer Einheit bat es bis auf Die neuere 
Zeit faft gänzlich. gefehlt 2) und erſt 1848 hat auch die beutice 
Bundedverfammlung dem erwachten  Nationalgefüpl dur Be: 
fhlüffe über dad Wappen, und die Farben des beutihen Bun: 
des und ein „gemeinfchaftlihes Erkennungszeichen der 
Bundestruppen“ Audbrud verliehen 3). Auch iſt in Folge ter 


I) Proviſor. Compet.⸗Beſtimm. ber 8. 8. 5.6. — Biener Scluß—⸗ 
acte Art. 2. "Diefer Verein (der deutiche Bund) befieft — — in 
feinen äußern Berhältniffen als eine in politifcher Ginheit verbun: 
dene SefammtsMadit.» S.acch No. II. und Note 6. 


2) Bergl. Über bas mangelnde befondbere Siegel ber B. B. ben vcı. 
Sphen Rote 10. Schon im Jahre 1846 wurde zur Bezeihnung te: 
Geſchũtzröhren u. übrigen Gegenftänbe ber Artillerigbotation der beiten 
Seftungen ulm und Raftatt ale Emblem ber alte Reichtadler mit 
der Umfchrift „Deutfcher Bund» durch Beſchluß der B. B. angerir: 
bet. ine Zeichnung beffeiben findet fifh in dem Protocol der B. S 
v. 1997 ©. 376. . 


3) Am 9. März 1848 fprac der polit. Ausſchuß durch feinen Berichter⸗ 
flatter den Preußifchen Gelandten in einem an die U, 8. erflatteten 
Vortrag bie Ueberzeugung aus, daß die Kraft Deutfchlends 
wefentlih auf bem Bewußtfein feiner Einheit dberupe, 
dieſes Bewußtfein aber, damit es der Nation lebendig und Har ver: 
fchwebe, äußerer Symbole bedürfe; weshalb er die Frage ırc: 
gen eines Bundeswappens und einer Bundesfarbe zur ki: 
fung bringen -müffe.» Unter Bezugnahme auf bie Baztichnung der 
Artilleriedotation von Ulm u. Raftatt, empfiehlt ber Ausfchuß ben 
alten deutfchen Reichsadler, „ba es kein anderes geſchichtliches Sym⸗ 
bol der verfchiedenen beutfchen Stämme gebe.⸗ Gben fo würden bie 
Bundesfarben „der deutfhen Vorzeit zu entnehmen fein, wo das 
deutfche Reichspanier ſchwarz, roth u. golden war.« Es erfolgte 
an demfelben Zage ber Beſchluß der Bundesverſammlung: ⸗Die 
B. B. erflärt den alten deutſchen Reichsadler mit ber Umfcrift 
„Deutfher Bund» und bie Karben des ehemaligen deutſchen Reiche- 
paniers — ſchwarz, roth, gelb — zu Wappen und Karben des 
deutfhen Bundes und behält fi vor, wegen Anwendung ber: 
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auf Antrag ded Marines Ausfchuffes gefaßten Beſchlüſſe der deut: 
fchen Nationalverfammlung vom 31. Juli 1848 4) von der pro⸗ 
viforifchen Central = Gewalt ein Reichögefe über die Einführung 
einer deutfchen Kriegs: und Handelsflagge (12. Novbr. 
1848) erlaffen worden 8). Ei 


5) 


felben das Weitere zu befchließen.« Protoc. der B. V. v. 1848 16. 


Sit. $. 137. S. 231. Auf weitern Vortrag des polit. Ausfchuffes 
befchloß dann die B. 2. am 20. März: Das Bundeewappen 
und die Bundesfarben -fofort in den Bunbesfeftungen anzubrins 
gen, das durch die WBunbeskriegsverfaffung $. 36 für den Fall 
eines Bundeskriegs vorgefchriebene gemeinfhaftlihe Erken— 
nungezeichen aller Bundestruppen bdiefen Emblemen zu entnehmen 
und in den Siegeln der Bundesbehörden das Bundeswaps 
pen zu führen. Bergl. Protoc. v. 1848 21. Sie. $. 161. ©. 263. 
Weitered über bie Ausführung diefer Beſchlüſſe f. in den Protorc. 
der B. V. v. 25. März u. 7. April 1848 $. 165. ©. 282. $. 240. 
©. 355. Roth u. Merd, Quellenfammti. I. €. 118. 149. 168. 233. 
Bundesrehhtlihe Fragen ©. 194 f. In Betreff des gemeinfchaftlichen 
Erfennungszeichens ber Bundestruppen hatte es bie Militdies Goms 
miffton für angemeffen erachtet, „daß 1. die Bundeskokarde an ber 
Köpfbededung auf eine ben beftehenden Einrichtungen entfprechende 
Meife und 2. ein breites Band mit den Bundesfarben an dem äu⸗ 
ferftenuZheile des Fahnenſtocks (Paniers) angebracht werbe.“ 

Den Bericht des Marines Ausihuffee — darin auch Erörterungen 
über den erft ein= dann zwei köpfigen Reichsadler und zur Geſchichte 
der deutfchen Karben — f. in den Stenograph. Bericht. über 
die Verhändlungen der d. Nat. Verf. Bd. fi. S. 1278. Die Vers 
bandiungen barüber u. den Beſchluß v. 31. Juli 1848 daf. ©. 1279f. 


Weitere Erörterungen — ſ. daſ. IU. S. 2345. ®b. IV. 


S. 2674. 
— daſſelbe im Neichögefegblatt. 5tes Stück vom 13. November 
1848. Nach Art. 1 folte die deutſche Kriegsflagge beftes 
ben „aus brei gleich breiten, horſzontal laufegden Streifen, oben 
fhwarz, in der Mitte roth, unten gebb. In der linken oberen Ede 
Mägt fie das Reichöwanpen in eimem vieredigen Kelde, welches 
zwei Fünftel der Breite der Klagge zur Seite hat. Das Reichswap⸗ 
pen zeigt in goldenem (gelben) Kelde den doppelten ſchwarzen 
Adler mit abgewendeten Köpfen, ausgeſchlagenen rothen Zungen 
und goldenen Schnäbeln und desgleichen offenen Fängen.» Art. 2. 
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1. Als allgemein anerkannte politifhe Gefammtmacht bat 


der deutfche Bund alle Rechte, welde bad Wölkerrecht den 
freien und unabhängigen Staaten im Berhältniß zu andern Bol: 
tern. und Staaten zugefteht. Er übt fie aber nur in der durch 
die Grundgefege ded Bundes beſtimmten Form und befhränft 
auf die Zwede des Bundes auß 6). 


6) 


„Jedes drutſche Kriegsfchiff, welches nicht Abmiralsflagge cder 
Commodores Stanber führt, läßt vom Zop des großen Maftes einen 
Wimpel fliegen. Derfelbe ift roth und zeigt am oberen Ende ben 
Reichsadler, wie oben befchrieben, in goldenem (gelben) Felde⸗ Art. 
3. „Die beutfche Handelsflagge fol aus drei gleidy breiten, 
horizontalen ſchwarz, roth, gelben Streifen beflehen, wie die Kriegs⸗ 
flagge, jedoch mit dem Unterfchiede, daß fie nicht bas Reichswappen 
trägt. Art. 4 ⸗Dieſe Klagge wird von allen deutfchen Hanbele: 
fhiffen als Rationalflagge ohne Unterfdhieb geführt. Beſondere Kar: 
ben und fonftige Abzeichen ber Einzelflaaten dürfen in diefelbe nicht 
aufgenommen werben. Dabei foll ed jedoch den Handelsſchiffen frei 
fteben,, neben der allgemeinen beutichen Reichsflagge, noch die befcn- 
dere Landes⸗ oder eine Örtliche Flagge zu zeigen.“ 

Schon bie proviforifche Sompetenzbeflimmung ber B. V. v. 12. Zuni 
1817 8. 6 ſprach ſich in diefer Hinfiht in bemerlenswertier Weile 
dahin aus: „Deutfhland erfheint feit bem gefdyloffenen Bunte 
wießer in feiner Geſammtheit als Madıt, nad allen Attri- 
buten, Rechten und Nerbimblidykeiten, weldye bie Bunbesacte, der 
Buchſtaben, Geiſt und Sinn berfelben dem Bunde beilegen, fomit 
in allen Beziehungen und Källew, welche fidy biernady ergeben. — — 
Wie indeß Thon im Allgemeinen fi aus bem obigen Brunbfage er: 
giebt, daß deu deutfhe Bund in feinen äußeren verfal- 
fungsmäßigen Berhältniffen diefelben activen und paf-: 
fiven Beziehungen wie jede andere freie und unabbhän 
gige Macht hat, fo ergiebt fich auch von felbft die Gompetenz ber 
Geichäftswirkfamkeit der Bundesverfammlung, als bes im Art. 4 zu 
Beforgung der Bundes⸗Angelegenheit berufenen act!iven Centralpunk⸗ 
tes derfelben —⸗ Definitiv beftimmt die Wiener Schlußacte 
Art. 35: „Der Bund kat ald Geſammtmacht bas Met, Krieg, 
Krieden, Bündniffe und andere Berträge zu deſchließen. 
Nah dem im 2ten Art. der Bundesacte audgefprocdhenen Zwecke 
bes Bundes übt bderfeibe aber dieſe Rechte nur zu feiner 
SelbftvertHeibigung, zur Erhaltung der Selbftändig- 
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1. Schon die Bundesacte verpflichtete Die Bundesverfamm: 
lung zur Feſtſtellung der organiſchen Einrichtung des Bundes 
auch in Rüdficht auf feine auswärtigen Verhältniſſe und fprach 
dem Bunde ausdrüdlich dad Recht Bed Kriegd und des Fries 
densfchluffes zu”). Durch Beſchluß der Bundesverfammlung 
vom 12. Juni 1817, betreffend die auswärtigen Verhältniſſe bed 
deutichen Bundes 8), wurden Normen über die Form bes Diplo: 
matifchen Verkehrs der Bundeöverfammlung aufgeftellt, und 
dann im Art. 35—50 der Wiener Eclufacte, die Grundfäße 
über Krieg und Frieden, über dad VBermittelungsamt ber 
Bundeöverfammlung. bei Irrungen zwiſchen Bundesftaaten und 
auswärtigen Staaten und über die auswärtigen Verhält: 
niffe überhaupt vereinbart, in welcher Hinficht nach Art. 50 
der Wiener Schlußacte der Bundeöverfammlung obliegen foll: 

l. „Als Organ der Sefammtheit ded Bundes für die Auf: 
rehthaltung friedlicher und freundfchaftlicher Verhält: 
niffe mit den auswärtigen Staaten Sorge zu fragen; 

2. Die von fremben Mächten bei dem Bunde beglaubigten 
SGefandten anzunehmen und, wenn ed nöthig befunden wer: 
den follte, im Namen drs Bundes Gefandte an fremde 
Mächte? abzuordnen; 

3. In eintretenden Fällen Unterhandlungen für bie 
Sefammtheit des Bundes zu führen und Verträge für 
denfelben abzufchließen; 

4. Auf Verlangen einzelner Bundeöregierungen für dieſel⸗ 


- keit und äußern Sicherheit Deutfchlands und der Unab- 
bängigleit und Unverlesbarleit der einzelnen Bunbes- 
ftaaten aus.» Daraus folgende materielle Grundſätze f. in meiner 
Schrift Die ſchweiz. Eidgenoſſenſchaft 8. 135 f. Weber die Freiheit 
und Selbftfländigleis in der Orbnung feiner innern Angelegenheiten 
und bie Entwidelung feiner Berfaffung im Verhältniß zu andern 
Mächten |. befondess Protoc. der B. V. 1831 $. 455 und oben $. 
246. Note 2. j 

7) WBundesacte Art. 10. 11. 
8) Ktlüber’s Quellenfammi. ©. 246 f. v. Meyer’s Staatsacten II. 

·S. 59. Vergl. auch die provifor. Sompet.:Beflimmung der B. 8. 
de eod. d. zu Ro II. $. 6. 
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ben, die Verwendung des Bundes bei fremden Regie: 
rungen, und, in gleicher Art, auf Bertangen fremder Staaten, 
die Dazwifhenktunft des Bundes bei einzelnen Bun: 
deögliedern eintreten zu laflen.“ 


8. 285. (. 262.) 
EB. Diplomatifcher Verkehr des Bundes. 


1. Der beutfhe Bund hat unbezweifelt fomohl dad active: 
ald paffive Sefandtfchaftsrecht, jedoch das Erftere bis jest nicht 
unmittelbar durch eigene Gefandte ausgeübt 1) und befonders 
nirgends ſtehende Gefandtfchaften bei auswärtigen Regierungen 
unterhalten. Dagegen find fchon feit der Gonftituirung der Bun: 
beöverfammlung von mehrern europäifhen Staaten Gefandte bei 
derfelben accredirt 2). In Schreiben an auswärtige Regierungen 


I) Vergl. Bunbesbefhl. v. 12 Zuni 1817, üb. bie auswärt. Verhält⸗ 
niffe Abſchn. II. No. I. Wiener Scylußacte Art. 50. — ⸗MReichs⸗ 
gefandte= wurden 1818 nady Einfegung der pröviforifhen Gentralge: 
walt an verfchiedbene Staaten abgefendet. Bevollmächtigte Gemmil: 
faire des Bundes für einzelne innere Angelegenheiten gehören nicht 
hierher. Die deutfche Reichsverfaſſ. v. März 1849 beftimmet: F. 6 
„Die Reichsgewalt ausſchließlich übt bem Auslande gegenüber bie 
völlerrechtlihe Vertretung Deutichande und ber einzelnen deutſchen 
Staaten aus. — Die Neihhegewalt ftellt die Reichsgeſandten und 
die Conſuln an. Cie führt ben biplomatifchen Verkehr, ſchließt die 
Bünduiffe und. Verträge mit dem Auslande, namentlich audy bie 
Handels- und Schifffahrtsverträge, fowie die Auslieferungsverträge 
ab. Sie ordnet alle völkerrechtlichen Maafregelg an.» $. 7. Die 
einzelnen deutſchen Regierungen haben nicht das Recht, ſtändige Be 
fandte zu empfangen ober foldye zu halten. Auch "dürfen diefelben 
feine befonbera Conſuln halten. Die Gonfuln fremder Staaten er: 
balten ihre Erequatur von der Reichsgewalt. Die Abfendung von 
Bevollmächtigten an das Reichsoberhaupt iſt ben einzelnen Regie: 
sungen unbenommen.“ $. 8. betrifft ben Abfchluß von Werträgen. 
Vergl. aber oben $. 237. 

Ueber die erſte diplomatifche Eröffnung von Seiten der beutih. 8. 
V. an bie Europäifhen Mächte und bie Rorbamerilanifchen Frei: 
ftaaten,, welche, zum Theil unbeantwortet blieb, f. den Bundesbeſchl. 
v. 12. Juni 1817 über die auswärt. Verhältniffe Abſchn. 1. 


2 


— 
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bedient fich die Bundesverſammlung ber beutichen Sprade, fügt 
aber, wo es gegenfeitig gefchieht, eine (lateinifche oder) franzö⸗ 
ſiſche Weberfegung bei 3). 

Il. Die bei dem deutſchen Bunde zu accreditirenden Ge: 
fondtfchaften haben ihre Beglaubigungsfchreiben in Ur: und 
Abfchrift, nebfl etwaiger Ueberfegung *) dem Präfidium der Bun 
beöverfammlung neitzutheilen, worauf Letztere von jenem davon 
in Kenntniß gefegt wird.» Hat die Bunbesuerfammlung die Ge⸗ 
ſandtſchaft ald gehörig accredirt angenommen, fo wird dieß im 
Protocolle ausgeſprochen und das Antwortichreiben audgefertigt 5). 
Die auf ſolche Weiſe bei dem deutſchen Bunde accredirten Ge⸗ 
fandten genießen am Sitze ded Bundestags dieſelben gefandt: 
ſchaftlichen Worrechte, welche den Bundestagsgefandten felbft zu⸗ 
ftehen 6). — Hinfichtlih der Abberufung und Beendigung 
der fremden beim Bunde acereditirten Gefandtfchaften treten bie 
allgemein üblichen a Formen, — und Ver⸗ 
hältniſſe ein 7). 

3) Bundesbeſchl. v. 12. Juni 1817 Abſch. I. Ro. 4. 

4) Sn dem angeh Bundesbeſchl. v. 1817 Abfchn. IH. (Accreditirung, 
Verhältniſſe unb Vorrechte auswärtiger Geſandtſchaften bei ber B. 
B.) No. 3 erllärt die Bundedverfammlung: „Jede Negierung kann 
das ‚Beglaubigungsfchreiben für ihre Gefandtfhaft an den 
deutfchen Bund in dev eigenen NRationals ober fonft gefälligen 
Sprace faffen, es wird jedoch nebſt der mit dem Original jedes 
mal zu Üübetreihenden Abfchrift, auch eine Weberfsäung, ents 
weber in ber beutichen, lateinifchen oder franzöfifhen Sprache zu 
übergeben ſeyn.“ 

5) S. ben angef. Bundetbeſchl. v. 1817 Anfıhn. TIL. No. 4 f. Das in 
ber 17. Beilage der Wiener Songreßacte aufgeführte Reglement sur 
le rang entre les agons diplomatiques wird auf) von der B. 8: 
als normgebend betrachtet (f. den angef. Beſchl. v. 1817 Abfchn. IM. 
Ro. 2)3 zweifellos aber audy die nachträgliche Erklärung des Aache⸗ 
ner Gongreflee. Oben $. 256. Note 2. 

6) Bundesbeſchl. v. 1817 Abfchn. IE. No. 9 und Bundesbeſchl. v. 19. 
Febr. 1824. Klüber, Quellenfammt. &. 316 f. Ueber die Rechte 
der Bundestagsgelandten f. oben $. 268. 

7) Bundesbeſchl. v. 1817 Abi. V. „Abberufung und Beendigung der 
fremden Sefanbifchaften. . — (in dem abgebenden Gefanbten von 
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1. Die diplomatifhen Verhandlungen mit ben fremdes 
Staaten find theild ſchriftlich, theiis mundlid 9). Du 
fhriftlihen Berhandlungen durch Edhreiben an die ausmur: 
tige Regierung oder durd Noten an die accredirte Gefanttid:” 
find in der Regel das Refultat eines Befchluffes der Bunt: 
verfammlung, weldyer auch alle formlichen officiellen Erklärunge 
oder wirkliche Verhandlungen vorbehalten bleiben. Vorläufige 
Verhandlungen, ohne bie erhaltene dipkomatiſche Mittheilung ie: 
gleih an die ganze VBerfammlung zu bringen, konnen ausnatm:: 
weife vom Prafidium nebit einem von ihm dazu zu erbittente: 
Ausſchuß gepflogen werben 9). Rüdfihtlih der münblid:ır 
Verhandlungen ift zunähft dad Präfidium das unmittelbere 
Organ ber Bundeöverfammlung. Doc kann biefelbe auch antır 
Bundestagögefandte mit der Präfidial:Gefandtidaft dazu baut: 
tragen. Wo Anträge gemadht, oder Antworten ertheilt werta 
follen, ohne deöhalb einen eignen fchriftlihen Notenwechſel ci: 
zuleiten, ift eine, dad Wefentlihe der mündlichen Verhandlung 
enthaltende Berbalnote aufzunehmen, und der Bundesverſamm 
lung oder ausnahmsweiſe dem beflimmten Ausſchuſſe vor der I: 
gabe vorzulegen 19). 


$. 286. ($. 263.) 
NIE. Bundeskrieg und Kriedensfchluf- 


1. Der deutfche Bund führt feinem Zwede gemäß keinen 
Eroberungsfrieg, fondern nur Bertheidigungstrieg . 
worunter aber nicht blos ein Krieg zur Vertheidigung 99 
feindlihen friegerifchen Angriff, fondern jeder Krieg zu 
verftehen ift, welder zur Erhaltung der Selbſtſtändigkeit 
und äußern Sicherheit Deutfchland3- (alfo au zum Schut 
der B. ©. ertheilter Paß begründet den völkerrechtlichen Shut in 
allen deutſchen Bundesſtaaten. 

Bunbesbeichl. v. 1817 Abſch. IV. „Ueber die Verhandlungsedrt der 
deutſchen Bundesverſammlung mit den auswärtigen Geſandtſchaften 
9% Bundesbeſchl. v. 1817 Abſchn. II. No. 2. 

10) Rundesbeſchl. v. 1817 Abfch. IV. 

1) Wiener Schlußacte Art. 35. S. oben $. 281. Note 6. 
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der Sefammtintereffen Deutfchlande gegen drohende Verlegung 
durch eine auswärtige Macht) oder zur Erhaltung der Unab: 
hängigkeit einzelner Bundesſtaaten nothwendig wird 2). 
Es verfteht fi hiernach von felbfl, daß der Bund nicht gemeint ift, 
immer den wirklichen Angriff abzuwarten, fondern baß fchon die 
Gefahr eines feindliben Angriffs, oder einer Verletzung ber 
Außern Sicherheit u. f.-w. genügt 3), und daß Tein eiftzelner 
Bundesftaat von Auswärtigen verlegt werben Tann, ohne daß 
zugleih und in demfelben Maaße die Sefammtheit des Bundes 
von der Verlegung getroffen wird 9). 

1. „Wenn aus der Anzeige eined Bundesſtaats, oder. aus 
andern zuverläſſigen Angaben Grund zu der Beſorgniß geſchöpft 
wird, daß ein einzelner Bundesſtaat ober. die Geſammtheit 
ded Bundes von emem feindlichen Angriff bedroht fey, fo 
muß die Bundeöverfammlung fofort die Frage, ob bie Gefahr 


2) Die VBerpffichtung dazu liegt ſchon in der Bundesacte ausgefprochen, 
und zwar theils in ber in bdiefer Beziehung völlig klaren Zweckbe⸗ 
ſtimmung des Art. 2, ben auch Art. 35 der Schlußacte in Bezug 
nimmt, theils in der Bunbesacte Art. 11. „Alle Mitglieder des 
Bundes verfpredhen, ſowohl ganz Deutichlandb al& jeden einzelnen 
Bunbesflaat gegen jeben Angriff in Schug zu nehmen und garanti- 
ren fich gegenfeitig ihre fämmtlichen, untes dem Bunde begriffenen 
Beftäungen.« Wiederholt, mit daraus zu ziehender Schlußfolgerung 
(Note 4), im Art. 36 der Wiener Schlußacte. Im Uebrigen faßt 
die Wiener Schiußacte bei einzelnen Beflimmungen die Pflicht des 
Bundes zu eng 43. B. Art. 45 f.), wenn fie nur von der Gefahr 
einer Verlezung des Bundesgebietes fpridıt. 

3) Wiener Schlußacte Art. 38. „Wenn — — Grund zur ber Beforg- 
niß gefchöpft wirb, daß ein einzeiner Bundesſtaat ober bie Geſammt⸗ 
heit des Bundes von einem feindlichen Angriffe bedroht fey.» — 
„Wird die Gefahr anerkannt u. f. m.» Vergl. Art. 41. 42. 43. 
45. 47, wo immer nur von Befahr oder Beforgniß einer Vers 
legung die Rebe ift. 

4) Wiener Schlußacte Art. 36. „Da im eilften Art. der Bundesacte u. 
ſ. w. — — fo kann kein einzelner Bunbesftaat von Auswärtigen ver: 
legt werben, ohne daß bie Verlegung zugleich und in bemfelben 
Maaße die Gefammtheit des Bundes treffe. Vergl. jedody auch 
Art. 46 u. 47. 
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eined folchen Angriffs wirklich vorhanden ift, in Berathung nc“ 
men, und darüber in der kürzeſt-möglichen Zeit einen Ausſpruch 
thbun. — Wird die Gefahr anerfannt, fo muß, gleichzeitis 
mit diefem Ausfpruche, wegen der in folhem Falle unverzüuclik 
in Wirkſamkeit zu fegenden Vertheibigungs:Maaßregeln, 
ein Beichluß gefaßt werden. Beides, jener Ausſpruch und diec 
Beſchluß, ergeht von der engern Verſammlung, die dabei na 
der in ihr geltenden abfoluten Stimmenmehrheit verfährt 5:.- 
Der gefaßte Beſchluß verbindet fämmtlihe Bundesflaater 
zur Zheilnahbme an den vom Bundedtage nothwendig eradte- 
ten Bertheidigungd-Maafßregeln 6). — „Wenn die Bor: 
frage, ob Gefahr, vorhanden ift, durd die Stimmenmehrkeit 
verneinendb entfchieden wird, fo bleibt nichts deflo weniger ter: 
jenigen Bundeöftaaten, welche von der Wirflichfeit der Gefatr 
überzeugt find, unbenommen, gemeinfchaftliche Bertheidigung:: 
Maafregeln unter einander zu verabreden 7).“ 

IN. „Wenn dad Bundesgebiet von einer auswärtigen 
Macht feindlih Überfallen wird, tritt fofort Der Stand dei 
Krieges ein und ed muß in diefem Falle, was auch ferner von 
der Bunbeöverfammlung befchloffen werben mag, ohne weitern 
Berzug zu den erforderlichen Vertheidigungs-Maaßregeln gefcrit: 
ten werden 8). — „Sieht fihb der Bund zu einer förmli: 
hen Kriegserklärung genöthigt, fo kann folde nur in der 
vollen Verſammlung nach der für diefelbe vorgefchriebenen Stim: 
menmehrbeit von zwei Drittheilen befchloflen werden 9).- Die 


;— on 


5) Wiener Schlußacte Art. 38. Vergl. beifpielsweije die Werbantin:: 
gen und Beſchlüſſe der WB. gegen Dänemark zum" Schuge des 
deutfchen Bundeslandes Holſtein; befbnders die Beichläffe vom 4. u. 
12. April 1848. Protoc. der B. ®. $. 228. ©. 340. $. 267. S. 
386 f. Moth u. Merd, Quellenfammi. I. &. 209. ©. 258. Bun: 
desrechtlihhe Fragen ©. 85 f. 

6, Wiener Schlußacte Art. 41. 

2) Wiener Schlußacte Art. 42. 

8) Wiener Schlußacte Art. 39. 

9%) Wiener Schlußacte Art. 40. Die »förmliche Kriegserflärung« bıl: 
bet nur ben Gegenſatz zu dem "von ſel bſt und ohne daß es einer 
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ausgefprochene Kriegderfiarung verbindet fammtliche Bundesftaa- 
ten zur unmittelbaren Zheilnahme an dem gemeinfcaftli: 
chen Kriege, fo daß alfo -Tolhen Falls Fein Neutralitäts: und 
fein bloßes Subſidien⸗ um einzelner Bundesſtaaten flatt: 
haft . 10).4 

V. „Bei —— Kriege ſteht jedem Bundesſtaͤate 
frei zur gemeinſamen Vertheidigung eine größere Macht zu ſtel⸗ 
len, als fein Bundes⸗Contingent beträgt; es kann jedoch in bie: 
fer Hinfiht Feine Forderung gegen ben Bund flatt finden 11). 
"Die Belimmung ber Bundesacte (Art. 11), vermöge welcher, 
nad einmal erflärtem Bundesfriege Fein Mitglied des Bundes 
einfeitige Unterhbandlungen mit dem Feinde eingehen, noch 
einfeitig Waffenſtillſtand oder Frieden fchließen darf, ift 
für fämmtliche Bundesftaaten, fie mögen außerhalb des Bun: 
des Befigungen haben oder nicht, gleich verbindlich 12).⸗ 

V. „Wenn von Seiten ded Bundes Unterhandlungen 
über Abfchluß des Friedens oder eines Waffenftillfiandes 
ftatt finden, fo bat die Bundeöverfammlung, zu fpecieller Lei: 
tung derfelben einen Ausfhuß zu beftelen, zu dem Unter: 
bandlungs = Gefchäft felbft aber eigene Bevollmächtigte zu 
ernennen, und mit gehörigen Inftructionen zu verfehen. Die 
Annahme und Betätigung eines Friedendvertragd Tann nur in 
der vollen Verſammlung gefchehen 13).- 

VI. „Wenn in einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten 
oder in andern Fällen Verhältniffe eintreten, welche die Beforg- 
niß einer Verlegung der Neutralität des Bundesge— 


förmlidyen Befchluffes der Bundesverſammlung bebärfte, ein 
tretenden Kriegsſtand nadı Art. 39. 

10) Wiener Schlußacte Art. 41. Weber Behauptung ber Neutralität 
des Bundes während eines Krieges zwifchen auswärtigen Mädıten 
und bei einem Kriege eines Bundesgliedes, welches in einer den 
Bund nicht berührenden Weiſe in Krieg verwickelt wird, — ſ. No. 
VI. deo Sphen. 

11) Wiener Schlußacte Art. 44. 

12) Wiener Schlußacte Art. 48. 

13) Wiener Schlußaete Art. 49. 
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biets veranlaflen, fo hat die Bundeöwerfammlung ohne Be: 
im engern Rathe die zur Behauptung diefer Neutralität ee: 
derlichen Maaßregeln zu befchließen ). — Beginnt ein Bu: 
dbeöftaat, der zugleih außerhalb des Bundesgebit: 
Befisungen hat 35), in feiner Eigenfhaft als Enropiis: 
Macht einen Krieg, fo bleibt ein folcher, die Verhältiſſe ur 
Verpflichtungen des Bundes nicht berührender Krieg dem Bur- 
be ganz fremd 16) — An den Fällen, wo ein Bunde: 
in feinen außer dem Bunde belegenen Befißungen bedrobt ede 
angegriffen wird, tritt für den Bund die Verpflichtung zu ge 
meinfchaftlihen Vertheidigungd:Maafregeln, oder zur Theilnebre 
und Hülfsleiftung nur in fo fern ein, ald derfelbe, nach ver: 
giger Berathung durch Stimmenmehrheit in der engern Berjunr: 
lung, Gefahr für dad Bundesgebiet erkennt 17). 
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IV. Bermittelungsamt der Bundeöverfammiung 
bei Irrungen zwifchen Bundeögliedern und auswät 
tigen Mächten. - 


l. Aus der Verpflichtung des Bundes, jeden einzeln 

14) Wiener Schlußacte Art. 45. 

15) Es ift Hiermit wohl nicht gefagt, daß nicht auch ein anderer F: 
besftaat fit gar nicht an einem dem Bunde ganz fremd bleiben“ 
Kriege betheiligen könnte, z. B. ald Auxiliarmacht. Bergl ©" 
5. 238. 

16) Wiener Schlußacte Art. 46. 

17) Wiener Schlußacte Art. 47. Bergl. z. B. über bie während de 
Kriegs zwiſchen Oeſterreich und Sardinien im Juni bes Jahres 13° 
entſtandene Beſorgniß eines Angriffs der vereinten Sardiniſch⸗-Re⸗ 
politanifc) s Benetianifchen Geſchwader auf Trieſt die MWerhandiur 
gen der Bundesverſammlung, insbefondere Notenwechlel mit dem Br 
dinifhen Geſandten in ben Bundesrechtl. Fragen ©. 166 f. Dui 
deutihe NRationals Berfammlung befchloß am 230. Juni 1848 auf I" 
trag des Abgeordneten Kohlparzer aus Neuhaus einſtimmig: „dal 
ber Angriff auf Trieft als eine Kriegserllärung gesen 
Deutſchland betrachtet werden folle» Gtenograppifht 9 
richte Bd. I, ©. 390 f. 
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Bundesſtaat gegen Verletzungen von Außen zu fehügen, folgt bie 
Berechtigung des Bunded, darüber zu wachen, daß fein Bun: 
beöftaat Anlaß zu dergleichen Verletzungen gebe, noch ausmärti⸗ 
gen Mächten ſolche zufüge. — ⸗Sollte von Seiten eined frem: 
den Staates über eine von einem Mitgliede des Bundes ihm 
wibderfahrene Zerlegung bei der Bundedverfammlung Beſchwerde 
geführt, und diefe gegründet befunden werden, fo liegt ber 
Bundesverſammlung ob, dad Bundedglied, welches die Befchwer- 
de veranlaßt hat, zur fhlennigen und genügenden Abhülfe auf: 
zufordern, und mit diefer Aufforderung, nach Befinden der Um: 
ftände, Maaßregeln, wodurch weitern friedeftürenden Folgen zur 
rechten Zeit vorgebeugt werde, zu verbinden !).« 

1. „Wenn ein Bundesftaat, bei einer zwifchen ihm und 
einer auswärtigen Macht entftandenen Irrung, die Dazwifchen- 
funft des Bundes anruft, fo hat die Bundesverfammlung den 
Urfprung ſolcher Irrung und dad wahre Sachverhältniß forgfäl: 
tig zu prüfen. — Grgiebt fih aus diefer Prüfung, daß dem 
Bundesftaat das Recht nicht zur Seite flieht, fo hat die 
Bundeöverfammlung denfelben von der Fortfekung des Streites 
ernftlid abzumahnen, und die begehrte Dazwiſchenkunft zu ver: 
weigern, auch erforderlichen Falls zur Erhaltung ded Friedens: 
ſtandes gerignete Mittel anzuwenden. — Ergiebt fi das 
Gegentheil, fo ift die Bundesverfammlung verpflichtet, dem 
verlegten Bundesftaate ihre wirkfamfte Verwendung und Vertre⸗ 
tung angedeihen zu laffen, und folche fo weit auszudehnen, als 
nöthig iſt, damit demfelben volle Sicherheit und angemeflene Ge: 
nugthuung zu Theil werde» 2). 

11. Beſchwerden eined deutſchen Unterthans gegen eine 
auswärtige Regierung und einer nicht zum Bunde gehörigen 


1) Wiener Schlußacte Art. 36. Vergl. auch die Provifor. Compet. 
Beſtimmung v. 12. Juni 1817 Lit. C. 8. 5. No. 3. d. Klüuber's 
Quellenſammi. S. Al f£ 

2) Wiener Schlaßgcte Art. 37 vergl. mit Art. 50. Ro. 4. Oben ©. 
784. Diefe Beftimmungen find dburchgreifender ale bas, was in der 
provifor. Sompet.-Beflimmung v. 12. Zuni 1817 a. a. ©. feftges 
fest ift. 
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Macht gegen Untertbanen beutfcher Bundesſtaaten gehrre 
zwar zunächft nicht zur Competenz ber Bundeöverfammlung, fer: 
‘ bern. find bei der Regierung ded fraglichen Unterthans amukriı 
gen; indeſſen Tann ſowohl Isätere ald die auswärtige Bat, 
wenn der Befchwerbe nicht abgeholfen wird, die Verwendung der 
Bundsöverfammlung nachſuchen, Welchen: Falls dann die worin 
Beftimmungen (No. II.) zur Anwendung kommen müflen >). 
5 


Wertes Aapitel. 


Die KRriegöverfaffung des deutſchen 
Bundes. 


Klüber, Öffentl. Recht $. 106 - 1. — Rudhart, das öffentl : 
des deutſchen Bundes S. 196f. — Jordan, Staatsr. $.217i.- 
v. Leonhardy, Verſuch einer Entwickelung der Kriegsverfaẽe:: 
bes deutſchen Bundes. (Als Micr. f. d. hoben deutſch. Kai 
Frankf. a / M 1835. — Die Kriegsverfaſſung des deutſchen Tır: 
des nach ben neueſten Beſtimmungen. Mainz 1842. S, au öden 
ſichtliche Zuſammenſtellung ber hierher gehörigen Bundecgeſete :* 
Einrichtungen in Klüher's Quelleufamml. ©. 340 f. @. : 
Meder, Corp. Sonft. Germaniä. I. S. 93 f. 


§. 288. (. 266.) 


I. Ueberſicht der bundesrechtlichen Beſtimmungen. 
Begründung und Wiederaufhebung einer 
deutſchen EKriegsflotte. 


1. Der Inbegriff der die Militkr-Verhältniſſe de 
deutſchen Bundes betreffenden Gefege und Einrichtungen bilde 
die Kriegsverfaffung ded Bundes I). Die Bundedacte halt 


3) Provifor. Gomp. Beft. v. 12. Yuni 1817 $. 5. Ro. 3. c. u. d.l. 

1) Unter ber Rubrik „Militärs Verhältniffe- find die die Kriegeverfallun: 
bes Bunbes betreffenden Verhandlungen und Beſchlüſſe ber Bunde: 
verfammlung resp. bes betreffenden Jusſchuſſes, fowie die Beridt‘ 
u. f. w. der technifhen Bundes » Mititärcommiffion in befonberer d- 
phabetifcher Ordnung im Inder der Protocolle der B. 8. zulal: 
mengeſtellt, ſowohl bei ben einzelnen Zahrgängen, als in den ala 
meinen alphabetifchen Weberfichten. 
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davüber noch keine Beſtinimungen gegeben, ſondern dik örgani⸗ 
ſche Einrichtung des Bundes auch in Betreff der Kriegsverſaſ⸗ 
fung deſſelben der Bundesverſammlung vorbehalten 2), welche 
fi dann feis ihrem Beſtehen der weiteren Entwidelung dieſes 
Begenftandes mit befonderem Eifer unterzogen hat 3). Ueber die 
Bundedfeflungen wurden beim 2ten Parifer Frieden befon- 
dere Stipulationen gemacht zwifchen Oefterreih, Preußen, Ruß: 
land und. England 4) und dann durch Pienarbefchluß der Bun: 
Deöverfammlung vom 5. Octbr. 1820 die in den Wiener Bi: 
nifterial = Ganferengen verabrebeten brei Artikel in Betreff ber 
Bundeöfeftungen angenommen >). Die Wiener Schlußacte felbft 
gab im Art. 51 bloß die allgemeine Beflimmung, daß die Bm: 
deöverfammlung ferner verpflichtet fei, Die auf das Militär: 
weſen ded Bundes Bezug habenden organischen Einrihtungen 
und die zur Eicherftellung feined Gebietes erforderlichen Verthei⸗ 
digungs = Anftalten zu befchließen, worauf dann durch Plenarbe: 
ſchluß vom 9. April. 1821 die Kriegsverfaffung ded Bundes 
in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlihen Beſtim— 
mungen feflgefegt 6) und von dem Entwurf der „nähern Be: 
flimmungen der Kriegöverfaflung“ zunächſt die fünf erften %b- 
fchnitte durch Beſchluß vom 12. April 1821, und dann die fünf 
legten Abfchnitte durch Beſchluß vom 11. Suli 1822 von ber 





2) Acten des Wiener Songr. Bd. II. &. 456 f. Verhandlungen über 
die Kriegsverfaffung des Bundes in dem Gomite der fünf deutſchen 
Höfe f. daf. Bd. II. &. 89. 103. 110 f. 114 f. 122 f. 130f. 162. 
197. 431. 456. i 

3) Bergl. oben Th. I. $. 42. ©. 182. 

4) Pariſer Protocol dv. 3. Novbr. 1815 Art. X, „C. Systeme de£fensif 
de ia Conf&deration Germanique.“ de Martens Nouveau Recueil 
de Traitss Tom. H. Gott. 1818. p. 670. Klüber’s Staatsarchiv 
Bd. 1. ©. 389 f. v. Meyer’s Etaatsacten Il. &. 176. 

5) v. Meyer’s Etaatsacten II. ©. 175 f. ©. auch Beſchlüſſe wegen 
Uebernahme der Feflungen v. 28. Juli 1825 daf. ©. 272 f. Beſcht. 
v. 26. Aug. 18305 daf. ©. 350 f. u. v. 14. Decbr. 1830; daſ. 72S. 
370 f. Beſch. v. 17. März 18315 daſ. ©. 383. 

6) Der Beſchluß und die dadurch angenommenen 24 Artikel der Krieges 
verfaffung im Allgemeinen in v. Meyer's Staatsacten I. ©. 204. 

Zacharia's Staatsrecht. 2rBd. 2e Aufl. 51 
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Bunbeserſammlung angenommen worden Bad 7). Hieran id... 
Ben fih erganzende Beflimmungen uber die f. g. gemiſcter 
Armeecorpsd und andere Gegenflände vom 9. Dechr. 1530, 11. 
Decbr. 1830, und 17. Febr. 1831 8), femer vom 3. We: 
1831, 25. April 1831 und 13. Septbr. 1832 9) und bie Se 
fhlüffe über die Anlegung zwei neuer Bundesfeſtungen rv:5 
1841 10). Für die Leitung und Verwaltung der Militär - %:: 
gelegenheiten des Bundes befteht der f. g. Militär-Ausfhbu: 
der Bundeöverfammlung und die tehnifhe Bundesmilitar. 
Commiſſion !!). Auch ift in Folge des Art. 23 der Grurt. 
zuge der Kriegöverfaflung eine allgemeine Gartell-Conventich 
der Bundesftaaten, vom 10. Febr. 1831 nebfi Nachtrag vom 17. 
Mai 1832 errichtet worden. — Gin Bundeöbefhluß vom 27. 
Febr. 1832 beflimmt, daß aus Gründen der Sicherheit des Bar: 
beögebieted über Gränzflüſſe, welde den deutihen Bund von 
Auslande und von Staaten fiheiden, die feinen Bundedglieten 
angehören, Feine fiehenden Brüden, ohne vorgängige Pru— 
fung ihrer Zuläffigkeit aus dem militäriſchen Geſichtspunkte 
und ohne Zuftimmung ded Bunded, angelegt werden follen !:.. 

1. Andie Wehrhaftmachung Deutſchlands zur Ece, 
zum Schug beutfhen Seehandeld und Abwehr feindlicher An: 
griffe, war bid zum Jahre 1848 Seitens bed deutſchen Bunte: 
nicht gedacht worden 13) und auch den Einzelflaaten, die durd 


7) In v. Meyer’s Staatsacten II. ©. 268-226; nebfi ben dazu ar: 
börigen 12 Tabellen am Ende ber Sammlung. 

8) 9. Meyer's Etaatdacten II. ©. 363 f. 

9) 9. Meyer a. a. D. ©. 382. 384. 422 f. 

10) &. unten $. 292. 

11) Vergl. oben $. 234. Ro. V. Klüber’s Fortſet. der Quellenfamm:. 
©. 22 f. u. v. Meyer's Staatsaeten II. &. 375f. Weiß, Gtaatir. 
6. 173 f. 

13) VIite Sig. der B. 8. von 1832, Separ. Prot. $. 5 unter 2. v. 
Meyer, Staatsacten Th. II. &. 395. 

B) Gine dringende Veronlaffung war dazu ſchon im Jahre 1817 gege— 
ben, als die brei Hanſeſtädte den Schut des deutſchen Bundes gegen 
‚die Barbaresten anriefen, beren Frechheit foweit gegangen war, 
wehrlofe Hamburger, Bremer und Oldenburgiſche Kauffahrer feirk 
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ihre Lage an der Die und Nordſee zur Begründung einer ihren 
Kräften entiprechenden Kriegsmarine berufen geweſen mären, 
fehlte e8 au dem dazu nothwendigen Sinn, Willen und Glau— 
ben an bie Ausführbandeit. Der Krieg mit Dänemark im Jahre 
1848, wo fich fogleich zeigte, wie wehrlos Deutfchland felbft der 


in der Nordſee und im Kanal in der Nähe ber Englifhen Küfte zu 
tapern. Die Antragfteller (bie freien Städte) äußerten babei: "Hat 
ber deutſche Bund keine Seemadit, fo wird es ihm doch weder an 
Kraft noch an Mitteln (?) gebrechen, für die Sicherheit ber deutfchen 
Schifffahrt auf eine wirktfame (2) Weife Sorge zu tragen,“ waßs 
ten aber nidyt, den Antrag auf Begründung einer beutfdhen See⸗ 
macht zu richten. Protoc. der B. 8. v. 1817 $. 236. Eine Com⸗ 
miſſion wurbe niedergefegt, wußte aber in ihrem gutachtlichen Bes 
richt nichts anderes vorzufcjlagen, als Preußen und Defterreich um 
eine Verwendung bei den Seemächten zu erfuchen, doch bie Gefäl: 
ligleit zu haben, auch den beutfchen Seehandel mit zu ſchützen. 
Protoc. der B. V. von 1817 $. 290. Mit Recht unterwarf der Bas 
difche Gefandte v. Berftett das Gutachten einer eingehenden Kritik 
(Protoc. der B. 8. v. 1817 $. 353), wies auf bie Nothwendig⸗ 
keit bin, „an die Möglichkeit von Mitteln zu benten, durch eigene 
Kraft, ſey es der ſeehandelnden Bundesflaaten, ſey ed der Ge⸗ 
fammtheit aller Bundesflaaten, für diefes Geſammt⸗In⸗ 
tereffe ihrer Hanbelsinduftrie und ihres Völkerwohles, wider bie 
angethane Schmach und Verlegung zu fihern» und zeigte, daß bie 
Binnenflaaten hierbei daflelbe Intereffe hätten. Wende man aber 
den Blick von folder Sefammtwirkfamteit ab, — fo fcheine es fürs 
wahr keiner großen Kraftanftrengung zu bebürfen, um im Vereine 
wenigftens ber feehanbeinden Bundesſtaaten, gegen biefes Uebel, 
ſelbſtſtändigen Schug zu erringen und bas felbft zu üben, 
was jegt nur von bem guten Willen fremder Staaten er 
wartet werden wolle. „Deutiche verftehen Schiffe zu bauen und 
zu rüſten, unfere Seeleute dienen auf allen Meeren, follte dieß 
vorliegende große Intereffe der Nationalehre und bes 
Vortheils und der Mothwendigkeit nit Beſchlüſſe herr 
vorrufen und verwirklichen, bie allein den 3Zwed fiher 
und dbauernb zu ercreihen verheißen!« Solche Beſchlüſſe 
wurden aber nicht gefaßt und das Refultat war, daß für ben Zweck, 


burch_eigune Kraft einen ſelbſtſtändigen Schug zu erringen und zu . | 


üben, nichts geſchah. Vergl. noch Protoc. der B. 8. v. 1817 $. 
415 und bie Beil..66 u. 86. 
51* 
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Fleinen Dänifchen Marine gegenüber fei, brachte dad bringen: 
Bebürfnig zum lebendigen Bemußtfein. Die Bundesperjamn: 
kung faßte fchon im April 1848 auf Vorbereitungen m 
Bildung einer deutfchen Kriegsflotte gerichtete Beſchlüſſe !*) un 
die deutfhe Nationalverfammlung befchloß (14. Juni 188 
daß die Bundeöverfammlung zu veranlaffen fei, ſechs Willie 
nen Thaler für Herftellung der Anfänge einer beutichen Krieg 
marine verfügbar zu machen 15). on ber propiforiid: 


14) Schon am 13. April 1848 erſuchte die B. B. Preußen, durch e:r: 
Vertrag mit einer Seemaht für den Schug bes beutichen Bari: 
u. f. w. Dänemarf gegenüber Vorſorge zu treffen. Protoc. v. I: 
8.268. Dazu kam am 14 April ein Antrag der freien Städte T:: 
toe. $. 277), ferner ein Vorfchlag nebft beigelegtem Gutachten bt |: 
Vertrauensmänner (Prot. v. 18. April $. 299), und zu deſſen Fe::! 
achtung eine eigner (Marines) Ausfhuß, worauf durch Wella: 
%. April ein Abgefandter des Bundes (in der Perfon des Hambi:: 
fhen Bunbestagsgefandten) nach England gefhidt wurde, wm, ir 
ben andern Aufträgen, auch darüber Erkundigung einzuziehen, - 
in England oder anderswo Gelegenheit zur Anfchaffung von Ar: 
dampffchiffen und anderer Armirungsgegenftände zu finden fei.- F1- 
toc. v. 20. April $. 313. 314 u. Separat-Protoc. de eod. dat. Ke 
Später grlangten auch Anträge des Funfziger = Ausfchuffes über !: 
Bildung einer Achtung gebietenden beutfchen Marine an bie 2. * 
(Protoc. v. 12. Mai 1848) und am 19. Mai faßte die B. B. 1 
einige, die Bertheidigung der nordifchen Küften betreffende °° 
ſchlüſſe. Vergl. Bundesrechtl. Fragen ©. 112 f. (Roth u, Re! 
ift bier ſehr unvolftändig.) — Gin Beſchluß zur Begründung ir! 
deutſchen Kriegsflotte, in der Korm, wie es bundes rechtlich für eiat 
neue organiſche Einrichtung erforderlich geweſen wäre, if" 
der Bundesverfammlung allerdings nicht gefaßt worden. 2 
lein die Abfiht, eine beutiche Kriegsmarine zu gründen, geht au 
den Protocolien der B. WB. mit genügender Evidenz hervor, ut! 
ift damit nichts gegen die Rechtsfrage entichieden, . ob die beutik‘ 
Kriegsflotte nicht durch die allfeitig anerkannte und bazu zweiftl“* 
competente Gentralgewalt als organifhe Ginrichtung in bi" 
dender Weife wirktic ins Leben getreten war. Vergl. übrigens nod 
die Protoc. der B. 8. v. 28. Mai, 2. 5. u. 10. Juni. 

15) inter den gleich nad) ihrem Zufammenteitt von ber deutſchen Kati“ 
nal Verfammiung niebergefegten Ausfchüffen befand ſich auch U 
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Gentralgewalt wurde die Sache unter patriotifcher Betheili⸗ 
gung vieler Blieder der Nation 16) mit anerkennungswerthem Ei⸗ 
fer betrieben und foweit e8 die, bei der Läffigfeit und Wider⸗ 
fpenftigfeit mehrerer Bundesſtaaten befchränkten, Mittel geſtatte⸗ 
ten, ein bie fchönften Hoffnungen erweckender Anfang einer deut: 
ſchen Kriegsflotte begründet 17). Die reactivirte Bundes: 
verfammlung mochte fi) aber weder die Fortfegung und Er: 
weiterung, noch auch nur die Erhaltung diefes nationalen Werkes 
aneignen und Fam im April 1852 zu dem traurigen Beſchluß, 
die beftehende beutfche Kriegöflotte aufzulöfen und bie vorhande⸗ 
nen Schiffe, fowie dad fonflige Material zu veräußern, — 
ein Beſchluß, welcher auch inzwifchen zur Ausführung gebracht 
worden ift 18). 


Marine⸗Ausſchuß, weldher noch im Mai 1848 mit der B. 8. in 
Sommunication trat. Auf ben von v. Radomwäs erflatteten Bericht 
diefes Ausfchuffes faßte die Nat.-Verſ. den Beſchluß v. 14. Zunt. 
Vergl. Stenograph. Berichte Bd. L ©. 261 f. ©. 305 f. 

16) Die f. g. „Klottenbeiträge« find in der Nat.: Berfammi. immer zur 
Anzeige gebradıt worden. Ende Eeptbr. 1848 beliefen fie ſich auf 
73,000 fl. Tpäter über 100,000 fi. 

) Mittheilungen und Berichte über Kortfchritte zur Bilbung ber Krieges 
flotte von Seiten bes Reichsminifteriums finden fih ia den Stenos 
graph. Berichten Über die -Berhanbl. ber deutſch. Nat.⸗Verſamml. 
Bd. II. ©. 1624. S. 2349. Bb. IV. S. 3080 (die Errichtung einer 
Reichs⸗Marinebehörde betr.) Bd. VL. ©. 4723. Bb. VII. ©. 
5079 f., woſelbſt eine Aufzählung der Staaten, welche zu ben am 
10. Dctbr. 1848 und 12. Febr. 1849 außgefchriebenen beiden Umla⸗ 
gen von je 3,000,000 Thalern (f. das Meichsgefegbl. Ates u. 12te8 
Stüd), ihre Beiträge entrichtet und derer, weldye fie ganz abgelehnt 
resp. unter verfciedenen zum Theil nichtigen Vorwänden nidyt bes 
Ihafft hatten. Im Gegenfag hierzu muß ber Eifer Hannovers, wel 
ches aud die 2te Umlage (wie auch Holftein u. Schaumburg > Lippe) 
noch vor der Zeit entridjtete, gerühmt werden. Ötenograph. Ber. 
Br. VII. ©. 5684. KBergi. auch noch bie Mittheilungen bed Ma: 
rines Ausfchuffes daf. ©. 6105 f. und endlich den ausführlichen Bes 
richt des Reichöhandelsminiftere Dudwig, über die Refultate ber 
Thätigkeit der Gentralgewalt in Betreff der Marine v. 30. April 
1849. Gtenograph. Ber. Bb. VHIL ©, 6334— 6346. 

1) An eifrigen Bemähungen einzelner Staaten, befonders Hannovers, 
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$. 289. ($. 266.) 
IE. Dad Bundeöbeer. 


A. Reſtand, Zufammenfegung und Eintheilung des 


Bundeöheer?. 


l. Der Bund hat Feine unmittelbar von ihm felkt 


aufgeftellte und befoldete Kriegsmacht, ſondern das Bundes 


die Flotte als Bundeseigenthum und als organifdhe Anflalt te 
deutfhen Bundes zu erhalten, hat es nicht gefehlt. Es iſt ctr 
Alles an dem Diffens der beiden Großflaaten, an bem verknädertr 
Yarticularıemus und ber Verblendung berjenigen, weldye dabei c= 
die Zinfen des Anlagelapitals und der Unterhaltungstoflen besbei: 
zu kommen meinten, weil fie feine Küftenflasten feien, gefcheiten. 
— Ginen Antrag auf Srhaltung der Klotte hatte Hannover fd:: 
am 14. Zuni 4851 in der B. 8. geftellt. Für diefen und für Ar 
träge Anderer wurde am 13. Juni ein Ausſchuß niebergefept, wei 
der am 6. Septbr. 1851 ein ſehr unbefriebigendes Gutachten erfct: 
tete. Defterreich erklärte fih in einer ausführlichen Denfidr* 
(am 13. Zebr. 1852 übergeben) felbft gegen die Anſicht, daß bie rer: 
bandene Flotte Bundeseigenthbum fei, was Preußen bagegen vs 
theidigte. Die B. 8. erkannte nun fa einem Beſchluß v. 16. Fetr. 
1852 zwar das Eigenthums- und Verfügungsrecht des Bundes cr, 
gebrauchte dieß aber, unter ausdrädlicdhen Proteft Hannovers, nur 
für ben Zweck, die Auflöfung ber Flotte herbeizuführen, unt 
überließ dabei fchon bie beiden Schiffe „Eckernförde-⸗ und „Bartı 
voffa« Eäuflid) an Preußen. — Auch der von Bannover, zur Abmer: 
dung des Fläglichen Ausgangs, in ber zweiten Hälfte des März be 
sufene, vom 0—23. März in Hannover gehaltene ſ. g. Fler: 
tencongreß nügte um fo weniger, als Hannover ſich in feiner ;u 
bunbesfreunblichen Geſinnung, nicht dazu entichließen konnte, -zur 
Gründung einer vereinten Kriegsmacht beutfcher WBundesflaaten au: 
Berhalb bes Bunbes« (richtiger: ohne den Bund), ⸗durch Bil: 
bung einer dem Bundesverhältniß entzogenen“ (richtiger: der 
Sompetenz ber B. 8. nidyt unterworfenen) „SKriegsflotte bie Hand 
zu bieten. So ſprach fiy Hannover in ber B. 8. bei Anzeige bes 
gefcheiterten Eongreffes aus, wiederholte aber zugleicd, „die in der Sie. 
v. 16. Febr. wider eine Veräußerung der Flotte ausgefpro: 
dene feierliche Berwahrung,“ indem es ſich durch feine frühere 
Erklärung über die Eigenfchaft der Blotte als organifhe Anftalı 
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heer wird blo& durch die von ben einzelnen Bundesftaans 
ten nad ber |. 9. Bunbesmatritel und nad dem feſtgeſetz⸗ 
ten Verhältniß der Waffengattungen 1) zu ſtellenden 
Contingente gebildet. Das Bundesheer beſteht vermöge der 
bereit zu haltenden Contingente auch im Frieden, und der 
Bund kann für ſeine Zwecke und um ſich von der Beobachtung 
der die Contingente u. ſ. w. betreffenden Beſtimmungen zu übers 
zeugen, auch Mufterungen bush Bevollmächtigte anordnen 
und vollziehen 2). Sobald dad Bundesheer vom Bunde auf: 
geboten wird, muß es in allen feinen Xheilen volftändig ge: 
ftellt werden 3). 

U. Dad gewöhnlihe Kontingent eines -jeden Bun- 
desſtaats beträgt zufolge ber Bundeößriegsverfaflung den hun⸗ 
dertfien Theil feiner Bevölkerung, wie fie die Bundes: 
matritel beflimmt *), wobei aber nur die fireitbare Manns 


» gänzlich behindert fehe, „zu irgend welcher auflöfenden Maaßregel 
feiner Seit mitzuwirken.» In ähnlicher ebrenwerther Weife erklärte 
fi) in der 8. 8. aud Oldenburg. 

1) Ausnahme macht die Befreiung verfchiebener Bunbesftaaten von ber 
matricularmäßigen Sanalleries u. Artilleries Stellung. Bundesbeſchl. 
v 9. Decbr. 1830. Klüber, Fortſet. &. 20. 

2) Dergleihen Infpectionen find erft feit ber im Sabre 1840 (bei 
dem von Frankreid aus drohenden Kriege) gewonnenen Erfenntniß 
von der mangelbaften Ausführung ber Vorſchriften der Bundeskriegs⸗ 
triegsverfaffung von der B. B. angeorbnet und vollzogen worben. 
Bergl. v. Radowitz, Deutfchland und Friedrich Wilhelm IV. ©. 
16 f. — In Betreff der Refultate ber in neuerer Zeit flatt ges 
babten Mufterungen ber zehn Armeecorps des beutichen Bundes⸗ 
beeres vergl. 3 DB. Protoc. der B. V. v. 1843 $. 255 (S. 566-583) 
nebft dem Bericht der Militär: Gommiljion Beil. 4 (&. 697 —618). 
Auch die reactivirte Bundesverfammlung bat die Bundes: Militärin 
fpectionen (1853) wieder zur Ausführung gebracht. Vergl. die Bar: 
lage des Militärs Ausfchuffes über bie Ergebniffe der Infpection v. 
1853 im Protoc. der B. 8. v. 29. San. 1854. 

3) Bundesbeſchl. v. 9. Apr. 1821 Art. 1. 2. 3. Nähere Beflimm. ber 
Kriegsverf. Abſchn. I. 8. 1. 3. 

4) Bundestriegsverfaff. v. 1821. Nähere Beflimmungen Abſchn. I. $. 
1. — Durch einen Beſchluß der deutfchen Rational⸗Verſammlung 
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(haft 5) eingerehnet wird. Die beim Ausehden des Bent: | 
heere& fogleih aufzuftelende Eriapgmannihait, wovon Mi 
Halfte ſechs Wochen nah dem Ausruden des Bundesheers die 
fem nadıgefendet wird, fol aus dem ſechshundertſten Ihe 
der Bevölkerung beftchen, jedoch in einem Kriegsjahre wicht dea 
Woften Theil berfelben überfieigen. Mit diefer Begranzung * 
der Abgang der Gontingente nach den monatlichen Abganzitt- 
richten zu erjegen. Größere Anftrengungen Tonnen durch beſen 
dere Bundesbeſchlüſſe beſtimmt, aber nur im Allgemeinen nl 
der Matrikel gefordert werben ©). 

1. In Betreff des Werhältniffes der Waffengat: 
tungen ift beflimmt, daß die Reiterei bed Bunbesheered a! 
ein Siebentheil ber Gefammtzahl des einzelnen Contingents an: 
genommen werde. Für die Artillerie 7) find zwei Stude Ge 
fhus auf je Zaufend Mann zu flellen. Die Pionnierd und Por: 
tonnierd bilden den 100ten Theil der Armee. Der zwanziaftı 


rm— 


vom 15. Juli 1848 wurde bie proviforifche Gentraigewalt ermädt:-t, 
eine Vermehrung der deutſchen Streitmaht nad) bem Safe ver 
zwei Procent zur Ausführung zu bringen. Bergl. die Verhandl. 
darüber in den Stenograph. Bericht. Bb. I. ©. 792 f. 2. NL. 
Ueber bie Ausführung ſ. baf. Bd. II. 8. 1623. — Die Bunkei: 
verfammlung bat fich diefe Vermehrung nicht angerignet, unb bie kei 
ihr gemachten, auf Bermehrung gerichteten Anträge find im GBanjen 
zurüdgemwiefen worden; f. aber ©. Bil unten. — Eine Zabelle über 
die Bevölkerung der Bundesftaaten nady ber provifor. Bundbesmatrı 
tel f. unten $. 272 der Iften Aufl. u. in Klüber's QuellenfammL 
S. 328; u. den Nachtrag in der Fortſet. der Quellenfammi. ©. 82. 

2) 8. $. 2 der nähern Beftimm. über bie Kriegsverfafl. — Audy bie 
Landwehr, wenn fie gleich den Linientruppen geübt, ausgerüftet, 
fdylagfertig und mit in der Linie gebildeten Officieren befegt iſt, 
nicht aber der f. 9. Landſturm, kann zur Biltung der Gontins 
gente verwendet werben; daſ. $. 21. 22. 

6) &. überh. den Aften Abfchn. ber nähern Beſtimmung der Kriegsver: 
faffung v. 1821. J 

7) S das Nähere, aud über den Beſtand ber Feldartillerie and 
des Belagerungsparks des Bundesheers und über die Stellung 
dev Sapeurs und Mineurs im ?ten Abfdyn. der nähern Beſtimmung 
der Kriegsverfaflung dv. 1821. 
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Theil des Fußvolks fol aus Zägern, Büchfen: oder Scharf: 
ſchützen beftehen. 

IV. Das Bundesheer befleht aus fieben ungemifchten 
und drei combinirten, alfo aus zehn Armeecorps, weldye, 
ohne weitere Benennung nach Nummern bezeichnet werden und 
deren jedes in Abtheilungen von Divifionen, Brigaden, Regi⸗ 
mentern, Bataillond, Compagnien, Schwadronen und Batterien 
zerfällt 8). Die fieben ungemifchten Armeecorps fielen Des 
fierreich (3), Preußen (3) und Baiern (1); die drei combi: 
nirten werben burch die Gontingente ber übrigen Bundedftaaten 
gebildet 9), welde fi babei über die Bildung der gefeßli- 
hen Abtheilungen in den einzelnen Armeecorps zu vereinigen 
haben; nöthigenfalld entfcheidet die WBundesverfammlung 19). 
Durch einen Beſchluß der Bundesverfammlung vom 9. Debr. 
1830 find aber die meiften der zu den gemilchten Armeecorps 
gehörigen kleinern Bundesſtaaten von der matricularmäßigen 
Gavallerie: und resp. Artillerie Stellung gegen eine in der Kopf: 
zahl theild gleiche, theild größere Infanteries resp. Jäger⸗ und 
Scarffhügen: Stellung befreit 1). Die hiernach nur aus In⸗ 
fanterie beftehenden Gontingente find von den gemifchten Armee- 
corp8 ausgeſchieden, und in eine zunächſt zur Verſtärkung ber 
Kriegögarnifonen in den Bunbdeöfeftungen beflimmte Reſerve⸗ 
Infanterie : Divifion vereinigt. Won der Gavallerie- 


8) S. ste näheren Beftinnm. der Kriegsverf. im Zten Abſchn. $. 23. 

9) Rah Beil. Ziff. 9 zur Bundeskriegsverfaſſung Abſch. III. (in v. 
Meyer’s Staatsacten Bb. IE. im Anhang) follte fih bilden: 1. das 
achte Armeecorps durch bie Gontingente von Würtemberg, Baden, 
Großh. Heffen, die beiden Hobenzollern, Liechtenftein, Bomburg u. 
Brantfurt; 2. das neunte Armeecorps durch Königr. Sadıfen, 
Großh. u. Herzogl. Sächſiſche Ränder, Kurheffen, Raffau, bie Ans 
baltifhen Schwarzburgfchen u. Reußifchen Landes; 3. das zehnte 
Armeecorpe durch die Gontingente von Hannover, Braunfchweig, 
Holftein u. Lauenburg, die beiden Medienburg, Oldenburg, Wals 

: dei, Kippe u. Schaumburg Lippe unb bie 3 freien Banfeftädte. 
10) &. dafelbft 5. 26. 
11) Klüber, Fortſet. S. 20. v. Meyer, Staatöacten I. ©. 363 f. 
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Stellung find außerdem befreit Naſſau uns Oldenburg. 
Medlenburg:Strelig wird in biefer Hinfit von Medien: 
Schwerin vertreteg 12). — Ein Armeecorps enthält minte 
ſtens 2 Divifionen; 1 Divifion mindeftens 2 Brigaden, 1 Br: 
gade 2 Regimenter, 1 Gavallerie:Regiment wenigftend 4 Schwa⸗ 
bronen, 1 InfanteriesRegiment 2 Bataillon, 1 Bat. in der 
Regel nicht unter 800 Mann, eine Batterie 6—8 Stud Ge: 
fhüße. Das Minimum eined zu ftellenden Cavallerie⸗Contingents 
ift 300 Pferde, oder eine Diviſion; dad Minimum eines felbf: 
Bändigen Infanterie Körperd 400 Wann. Die Stellung dieſer 
Einheit iſt der Webereinkunft der Bundesſtaaten mit der Bedin⸗ 
gung überlaffen, daß fie ganz gleich organifirt, bewaffnet unb 
geübt fei. — Bei jedem Armeecorp& muß auf die Bildung eine 
ftarden Cavallerie- und Gefhug:NReferve Rüdficht genom: 
men werben 33). 

VII. Die matricularmäßige Weberfiht der Bufammenfesung, 
Stärfe und Eintheilung des Bundesheers ifl, — bie Stärke zu 
ein Procent der Bevölkerung berechnet, — folgende 14): 

12) 8. Beil. v. 9. Decbr. u. v. 14. Dec. 18305 audy 28. Apr. 1836. 
v. Meyer’s Staatsacten 11. ©. 365. ©. 366 f. Fortf. &. 508 f. 

13) &. die nähere Beftimm. der Kriegsverf. $. 24—27, fo wie auch 8. 
Beſchl. v. 10. Apr. 1834 u. 16. Febr. 1837. v. Meyer, Gtaate- 
act. II. Kortfeg. ©. 474. 543. 

14) Genauere Zabellen f. in v. Meyer’s Staatsacten im Anhang, in 
Klüber's öffentl. Recht u. beffen Quellenfammlung Die feitbem 
in den Bundesgliebern eingetretenen MBeränderungen, worüber bas 
Nähere oben $. 245 zu erfeben ift, haben nur auf bie Bezeichnung 
des zur Gontingentftelung Verpflichteten, nicht auf ben Beftand des 
Contingents einen Einfluß gehabt. — Die Vermehrung bes Preu: 
ßiſchen GEontingents um circa 40,000 Mann in Folge der Aufnahme 
von Oſt⸗ und Weftpreußen u. f. w. in ben Bund (f. oben Xp. I 
©. 620) ift natürlid mit ber Wiederberflelung bes Zuftandes ver 
1848 rüdgängig geworden. Eine, dem Bericht des Wehrausſchuſſes 
der Nat. Verſamml. beigefügte GeneralsWeberficht bes Bunbesheeres 
an Haupt= u. RefervesGontingent ift der Ro. 34 der Steno⸗ 
graph. Berichte (Sit. v. 7. Zuli 1848) beigefügt und ergiebt, bei 
Zugrundelegung ber effectiven Seelenzahl der Bunbesflaaten, anfkatt 
403,403 die Summe von 484,787 ala Stärke bes Bundesbheeres. 
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Armee | gundeskt Stacke des Waffengattungen. 
corps. Contingents. Infanterie. Cavallerie. Artillerie. 
M. OSeſterreich 94,822 73, 13,636 | 7,775 


IV-VI. Preußen. (Die Conting. 
v. Hohenzoll. f. unten), 79,484 61,668 11,319 | 6,497 


VII. |Baiern 35,600 27,596 5,086 | 2,919 
Würtemberg 13,955 10,816 1,994 | 1,145 
Vm. | Baben 10,000 7,7151 1,429 820 
Großh. Heflen 6,195 4,502 885 &08 
Königr. Sachſen 12,000 9,302 1,714 984. 
X Kurheffen 4 65,679 4,402 811 466 
Neuxemburg T 2,556 1,981 365 210 
Naſſau 4,039 3,721 — 318 
Hannover 13,054 10,118 1,865 | 1,146 
Holſtein u. Lauenburg 3,600 2,791 514 295 
Braunfchweig 2,096 1,625 299 172 
Mecklenb. Schwerin 3,580 2,775 5ıl 2941 
X Mecklenb. Strelig 718 588 71 59 
2 Dldenburg, (mit 2IM. . 
von Kniphaufen) 2,800 2,6231 — 179 
Lübeck 407 316 58 33 
Bremen 485 376 69 40 
Damburg 1,298 1,007 185 106 
&. Beimar 2,010 2,010 = — 
S. Meiningen 1,150 1,150 — — 
©. Altenburg 98 982 — — 
88. Coburg⸗Gotha 1,116 1,116 — — 
=> [|Anh. Deſſau 529 529 — — 
3 Anh. Bernburg 370 370 — _ 
u. Anh. Köthen 325 325 = Er“ 
202 | |Schwarzb. Sonbersh. 451 451 _ — 
2Schwarzb. Rudolf. 639 539 _ _ 
=3 < \(Hohenz. Hechingen) 145 145 — — 
83 Liechtenftein 55 55 — — 
* (Bobenz. Sigmaring.) 356 356 — — 
ao ||Walded 519 619 — — 
85 ||Reuß, ält. Lin. 223 223 _ _ 
32 1|Reuß, jüng. in. 622 522 _ — 
Ss ESchaumb. Lippe 340 240 — — 
Lippe⸗Detmold 691 691 — — 
Heſſen⸗Homb. 200 200 — _ 
Sranffurt 693 693 — — 


— ——— ————¶ —— — ernten —— —— — 


Xotals Summen | 303,484 | 238,873 | 40,721 | 23,891 
Durch einen Bundesbefhluß von 1853 iſt aber diefe Total⸗ 
fumme anftatt ded von Öefterreich beantragten halben Procents 
(circa 150,000 M.), auf ein Sechötel Proc. (circa 50,000 Mann) 
vermehrt worden. 
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Zufolge der Vorlage des Militär: Ausfchuffes Ber Bundes⸗ 
verfammlung v. 29. Ian. 1854 über das Ergebniß der lebten 
Militär : Infpection ber einzelnen Gontingente beträgt die Solf⸗ 
ſtärke des Haupt- und Referve-Contingentsd des Bundes: 
heeres (alfo 14/3 Procent der Bevölterung) nach der Bundesma⸗ 
trikel 203,366 Köpfe; nämlich Defterreich (I. II. II. Armeecorps) 
126,429, Preußen (IV. V. VI.) 106,647; Bayern (Vil.) 47,476; 
VII. Armeecorps: 40,209. IX.: 31,889. X.: 36,594. Reſerve⸗ 
Snfanterie:sDivifion: 14,180. — Der wirkliche Beftand 
fei aber 526,037 Mann, nämlich Deflerreich: 153,295; Preu⸗ 
Gen: 170,509; Bayern: 50,236; VII.: 47,557; IX.: 35,836; 
X.. 49,918. Referve:Infant.:Divifion: 18,186. Darunter feien: 
böhere Stäbe 3371; Fußvolk 404,502 (davon 28,621 Jäger u. 
Schügen); Reiter 71,139 mit 42,032 Dienftpferden; technifche 
Zruppen 5745 Mann. Dazu Nichtfireitende: 1370 Aerzte und 
16,838 vom Fuhrweſen. — Der Belagerungspark zähle 250 
Geſchütze (122 Kanonen, 31 Haubigen und 97 Mörfer.. An 
Brüden : Material feien 166 Brüdenfchiffe (Pontons) und 191/, 
Biragofhe Equipagen für eine Gefammtfußbreite von 5059 Fuß 
vorhanden. Nach der tactifchen Eintheilung umfafle das Bun: 
beöheer 387 Bataillone, 209 Schwadronen, 137 Batterieen (37%a 
reitende) mit 1122 Geſchützen. 
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B. Die Hauptbeftimmungen über Bereithaltung, Mobil: 
mahung und Commando des Bundesheers. 


l. Die Gontingente der Bunbdeöftaaten müflen auch im 
Frieden vollfländig und fo marfch> und fchlagfertig erhalten wer: 
den, daß fie vier Wochen nach der vom Bunde erfolgten Auf: 
forderung auf den beflimmten Sammelplägen geftellt werben kön⸗ 
nen. Doc fann zur Erfparung der Koften im Frieden bei allen 
MWaffengattungen eine zeitlihe Beurlaubung .eined Xheiled bes 
Gontingents flatt finden D. Es muß aber die gefammte Mann: 


I) ©. die nähere Beflimmung der Kriegsverfafl. Abfchn. IV. ($. 28 f.) 
Der im $. 31 feſtgeſehte Maaßſtab für die Beurlaubung ift, daß bei 
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fchaft des gewöhnlichen Contingents alle Sahre vom Urlaube ein: 
berufen und wenigftens vier Wochen im Dienft und Gebrauch 
ver Waffen geübt werben. Auch müflen für den Fall einer au: 
Berordentlihen Verſtärkung des Bundesheeres folche Einvichs 
tungen getroffen werben, daß 10 Wochen nad dem gefaßten 
Bunbesbefchluffe volftändig geübte und audgerüftete Truppen ins 
Feld geftellt werben können 2). — Der B. V. wird am 1. Ian. 
eines jeden Jahrs eine Weberficht bed Standes des Bundes: 
heers vorgelegt 3). | 

1. Vom Belchluffe der Bundesverfammlung hängt es ab, 
ob für den Fall der Mobilmahung des Bundesheers nur ein 
Theil des Gontingentö oder dad Ganze zu ftellen ift ). Hin: 
fichtlich der Bewaffnung (Caliberd der Gewehre und des Geſchü⸗ 
tzes) muß bei den einzelnen Armeecorp& Vebereinflimmung herr: 
fchen und das was an ärztlichen Perfonal, an Arzneien, Wer: 
band: und Spital: Bebürfniffen, an Backöfen und Transport⸗ 
mitteln erforderlih ift, nach dem feſtgeſetzten Maaßſtab geftellt 
werden. In Hinfiht der Waffenübungen und ded Dienft: 
teglements follen, wenigftens in der Hauptſache, bei jedem 
Armeecorps gleiche Grundfäge beobachtet werben. Unter ben 
Offizieren der verfchiedenen Bundesflaaten enticheidet im gemein: 
fchaftlihen Dienftle über den Rang der Militärgrab und das 
Dienflalter 5). 


der Infanterie wenigftens !/; und 2/3 ber Unteroffiziere, bei ber Rei⸗ 
terei unb reitenden Artillerie %3, ober vermöge befonderer Landes⸗ 
einrichtung Na, bei ber KußsXArtillerie aber wenigftens !/3 des vollen 
Standes im Dienfte beibehalten werben müffen. S. auch bie, in der 
folg. Note angef. authent. Interpretation, wonach insbefondere die 
Recruten bei diefem Maaßſtab nicht mit eingerechnet werben dürfen. 

2) Kriegsverfafl. $. 32. 33. S. auch B. Beſchl. v. 13. Septbr. 1832, 
enthaltend eine authent. Interpretation der $$. 31 u. 33 der Kriegs- 
verfaffung. Klüber, Kortfeg. der Qu. Samml. ©. 73 f. 

3) Kriegsverfaff. $. 34. 

4) Nach der Beſtimmung der Kriegsverfaflung follte der Oberfeldherr 
folhen Falls ein gemeinfchaftliches Erkennungszeichen beflimmen. 
S. aber über die 1848 erfolgte Beflimmung oben $. 284. Note 3. 

5) ©. die Kriegsverfaff. Abſchn. V. ($. 35—44.) 
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II. Den Oberbefehl über das Bundesheer führt ein Ober: 
feldherr ded Bundes 6). Derfelbe wirb bei Aufflelung bes 
Kriegöheered von dem Bunde in der engern Verfammlung ge= 
wählt und in Eid und Pflicht des Bundes genommen 7). Die 
Bundesverſammlung ift feine einzige Behörde, von ihr er: 
halt er feine Vollmachten und Inſtructionen und er berichtet 
an fie unmittelbar. Den Operationdplan bat er nad 
feiner Anficht zu entwerfen, audzuführen ober abzuänbern, wie 
es die Umftände fordern. Vor der Ausführung muß er die Um⸗ 
riffe davon der B. V. vorlegen, ihn zugleich aber fo vollftän: 
dig auffeßen, daß der etwaige Nachfolger dad Ganze vollflänz 
dig einfehen und folgerecht verfahren fannı. Mit der Aufldfung 
des Bundesheeres find feine Functionen beendigt. — Außer bem 
Oberfeldherrn wird von der Bundesverſammlung aus ben Corps⸗ 
commanbanten auch ein Generallieutenant des Bunde ge: 
wählt 8). Diefem gebührt in allen Fällen, welche eine Stellver: 
tretung im Obercommanbo bed Heeres fordern, die zeitliche Ber: 
wefung der Oberfeldherrn- Stelle mit ganz gleichen Rechten, wie 
die des Oberfeldherrn. — Der Oberfelöherr ift: für fehlerhafte 
Entwürfe ober Irrthümer in großen Combinationen dem Bunde 
perfönlich verantwortlich und kann vom Bunde vor ein Kriegs⸗ 
gericht geftellt werben, welches in ber beflimmten Weiſe zufam: 
mengefegt, nach Unterfuchung bed Thatbeſtandes ihn nach dem 


6) Kriegsverfaff. Abſchn. VI. $. 45—50. 

7) Darüber, daß die Aufftelung bes ganzen Bundeskriegsheers nicht 
nothwendig ber Ernennung eines Oberfelbherrn vorausgehen muß, 
f. Ausfchußberidht im Protoe. der B. 8. v. 27. April 1848. Bun⸗ 
desrechtl. Fragen ©. 32 f._ Die Beftimmung des $. 46 ber Kriegs: 
verfaffung, wonach ber B. V. vorbehalten wirb, wegen bes Dber: 
befehls über einzelne Theile bes Bundesheers befondere Verfügung 
zu treffen, ift im Jahre 1848 in einigen Fällen zur Anwendung ges 
bracht (für das 7Tte u. Ste Armeecorps wurde Prinz Garl vo. Bay: 
ern; für das 10te General v. Wrangel ernannt). — Das 1848 ans 
angewenbete Eidesformular ſ. im Separats Protoc. ber B. WB. vom 
17. April 1848. Beilage. 

8) Kriegsugrfafl. $ 51. 52, 
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Geſetzbuche desjenigen Staates, zu dem er gehört, zu: richten 
bat ?). 

IV. Die Befugniffe des Oberfeldherrn des Bundes 
während der Führung des ECommandos find durch die Kriegsver⸗ 
faffung des Bundes 10) näher beftimmt. Insbeſondere kann er 
1. über Einftellung der Feindſeligkeiten Webereintünfte 
abfchließen, wenn baburch große Vortheile zu erreichen find, oder 
Gefahr auf dem Werzuge haftet; einen formlichen Waffenftill: 
ftand aber nur unter vorbehaltener Genehmigung ded Bundes. 
2. Die Aufftelung, Bewegung und Verwendung der ihm anver: 
trauten Streitkräfte, und die etwa nöthigen Detafhirungen 
hängen ganz von feinem Ermeffen ab, wobei er jeboch die feft- 
gefeßte Heereseintheilung nicht abändern darf. 3. Er kann zu 
dem ald Reſerve aufzuftellenden Armeecorpd aus ben einzelnen 
Armeecorps 11) Gavallerie: und Artillerie: Maflen beordern und 
die Befehlöhaber derfelben aus den Generalen des Bundesheers 
nach feinem Ermeflen ernennen. 4. Er bat das Recht die ein: 
zelnen Gontingente zu muftern, über die Bewegung und 
Berpflegung der Armee alle erforderlichen Beflimmungen zu 
machen, Armeebefehle zu erlaffen und diejenigen, welde ſich 
außzeichnen, ihren Landesherrn zur Belohnung zu empfehlen. 

V. Zur Sicherung der gleichmäßigen Behandlung ber ver: 
fhiedenen Xheile des Bundesheeres wird aud dem Generalftabe 
derfelben für jedes Armeecorps ein höherer Offizier in daß 
Hauptquartier abgefendet, dem bei dem Öberfelbherrn und allen 
übrigen Chefs freier Zutritt gebührt, um mit demfelben über die 
Angelegenheiten ded Corps ſich zu benehmen und beffen Intereffe 
zu vertreten. Bei den combinirten Corps kann biefem höheren 


9% Kriegsverfaſſ. $. 66. 

10) 8. 33 — 61. 

u) Jedoch von jedem ungemifchten Armeecorpe nur bis zu einem 
Bünftel, und von jedem gemifchten Corps bis zu einem Sechs⸗ 
tel ber Gavallerie, ferner von jedem Armeecorps bis zu einer 
Batterie von acht Stüden Geſchütes. Für den Tag der Schlacht 
gilt aber diefe Beſchränkung nicht. j 


⸗ 
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Dffizieve noch ein anderer von nisbrigerm Range ven jeder 
Divifion beigegeben werden, um bie eingelnen Dipifionen in 
bemfelben Corps zu vertreten 12). Der Bundesfeldherr kann nicht 
zugleich Befehlöhaber irgend einer Meeres = Abtheilung fein 13). 


$. 291. (. 268.) 


C. Gorpdcommandanten, Bildung des Sauptquartiers, 
Verpflegung wab Berichtöbarkfeit. 


I. Corpscommandanten !). Die Befehlöhaber der un- 
gemifchten Armeecorp& werden von ihrem Souverain ernannt 
und in Webereinftimmung mit den Grundfägen der Bundeskriegs⸗ 
verfaffung inftruirtz; die Commandanten ber gemifchten Armee: 
corps find Praft einer Vereinbarung. ber betheiligten Staaten aus 
den dazu gehörigen Truppen, nöthigenfalld von der Bundesver⸗ 
fammlung zu ernennen. Die Gorpdcommandanten Tönnen die 
Gintheilung des Armeecorpd nicht ändern und haben im Dienfte 
der einzelnen Gontingente eine verhältnißmäßige Gleichheit zu 
beobachten. Die Beflimmung über die Truppen, weldye zu den 
vom Öberfeldherrn verfügten Entfendungen zu verwenden find, 
hängt in der Regel von ihnen ab und nur in dringenden Fällen 
kann der Oberfeldherr direct auch hierüber verfügen. Die Corps 
commandanten haben das Recht der Mufterung, der Anwendung 
von polizeilichen Mitteln zur Erhaltung der innern Ordnung — 
(auch proviforifcher Arreflverfügung und Suöpenfion), wogegen 
die Unterfuhung und Aburtheilung von militärifhen Vergehen 
den betreffenden Militärgerichten vorbehalten bleibt, — fo wie 
die Befugniß, ſich ihren Generalflab zu bilden. Beſchwerden 
gegen den Oberfeldherrn werden durch die Regierung des betref: 
fenden Bundesftaatd an die Bundeöverfammlung gebraht; auch 
kann jeder Corpscommandant, wenn er fi in feinen perfünlichen 
Rechten verlegt glaubt, eine unpartheiifhe Unterfuhung for: 


12) Kriegsverfaſſ. $. 62 — 64. 
13) Kriegsverfaff. $. 65. 
1) Bundes: Kriegöverfaffung. Abſchn. VII. ($. 67—78.) 
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bern und ſich nöthigenfalld ein Kriegsgericht erbitten. — Die 
Verhältniffe der Befehlöhaber der zufammengefesten Divi⸗ 
fionen und Brigaden find in ihrem Wirkungsfreife denen ber 
Corpscommandanten andlog. 

1. Bildung des DHauptquartierd 2. Die Gefchäfte 
‚bed Hauptquartierd zerfallen in zwei Hauptabtheilungen: 1. Lei: 
tung des Deered im Allgemeinen (d. b. der Operationen 
und Bewegungen, der Evidenthaltung und Ergänzung des Stan 
des, des innern Dienfted, der Pflege und Wartung des Heeres) 
und 2. Leitung befonderer Zweige (Artilleriebirection, Ges 
niebirection und Heerespolizei). Der Oberfeldherr hat dad Recht 
ben GeneralQuartiermeifter, den dirigirenden General: Abjudan- 
ten, den General-Aubiteur und den birigirenden Arzt zu wählen, 
aud feinen Generalftab felbft zu beſtellen; der Senerallieutenant 
des Bundes, die Directoren ded Artilleries und Geniewefeng, 
der Chef der Heerespolizei und ber Generalintendant, mit den 
ihnen zunächft untergebenen Vorſtänden der Verwaltungdzweige, 
werden vom Bunde, mit Berudfihtigung der Vorſchläge des 
Oberfeldherrn, gewählt und in Pflichten genommen. Auch hat 
der Oberfeloherr, nach Uebernahme des Oberbefehld, fammtliche 
im Hauptquartiere angeftellte Offiziere und Beamte, welche nicht 
bereitö von der B. V. beeidigt find, im Namen und Auftrag 
berfelben in Eid und Pflicht zu nehmen. — Der Oberfeldherr, 
welher nur im Dienfte des Bundes flieht, bezieht auch nur 
von diefem feinen Gehalt und feine fonfligen Emolumente. Die 
übrigen im Hauptquartier angeftellten Perfonen erhalten ihre 
Sage u. f. w. von dem Bundesſtaate, dem fie angehören. An: 
dere Unkoften des Hauptquartierd und der Intendanz (Zafelgel: 
der und außerordentliche Zulagen, Ganzleis und Zransportkoften, 
geheime Außlagen u. f. w.) werden aus der Bundes-Kriegskaſſe 
beftritten. 

I. Berpflegung 3). Sobald die Contingente des Bun: 
beöheeres unter die Befehle des Oberfeldherrn treten, gefchieht 


3) MWundes- Kriegsverfaff. Abſchn. VII. ($. 79—85.) 
3) Bundes: Kriegsverfafl. Abſch. IX. $. 86. 
Bahariä’s Staatsrecht. 2, Bb ?te Aufl. 52 
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die Verpflegung berfelben nach den Vorfchriften des Verpfle⸗ 
gungsreglements für dad Bundesheer 9), welche zugleich bie 
Snfteuctionen für die verfchiedenen Berpflegungd » Beamten ent: 
halten fol. Die Unterhaltungstoften fallen zunächſt den betref: 
fenden Bundeögliedern (Contingentö= Herrn) zur Laſt 5). Wenn 
aber im Kaufe eines Kriegs ein Bundeöftaat ganz oder theilmeife 
vom Feinde befegt ift, fo follen für die Dauer der Befegung 
die Unterhaltungskoſten feine Gontingentd ganz oder zum Theil 
ald gemeinfchaftliche Laft vorfhußmeife getragen werben. 
Die Wiebererftattung diefer Vorſchüſſe findet erſt nach gefchlofle: 


4) Die Kriegsverfaffung des Bundes dv. 1821 $. 86 fpridht von einem für 
das Bundesheer entworfenen Verpflegungs: Reglement. Ein fols 
ches ift aber bis jest noch nicht in Geltung. Den Mangel deſſelben 
ergiebt bereits der B. Beſchl. v. 12. Zuli 1823 und 23. Aug. 1832 
und nad) Inhalt des Berichts, welcher dem Beihluß der B. ®. v. 
17. Zuni 1848 Prot. der B. 8. 5. 632. ©. 696 vorausging, ftellten 
fih nody 1848 der Grlaffung eines allgemeinen Berpflegungsregies 
ments für fämmtlidhe Bundestruppen „große Schwierigkeiten“ in 
den Weg. — Während nun der Bundesbeſchl. v. 23. Aug. 1832 in 
Betreff der Verpflegung von Hülfstruppen, weldye zur Wieder 
hberftellung ber Ööffentlihen Ruhe in einen Bundesftaat ein⸗ 
rüden, proviforifch feſtſezt, daß fie nach dem Neglement bes 
Hülfeleiftenden Staates erfolgen folle (v. Meyer’s Staat: 
acten IH. ©. 419), fagt der B. Beſchl. v. 17. Zuni 18485 „So 
lange ein allgemeines Militärverpflegungsreglement vom Bunde nicht 
vereinbart ift und fofern befonbere Verträge zwifchen den betheiligten 
Staaten nicht beftehen, foll die Verpflegung und der Transport für 
Bundestruppen auf anderem Bundesgebiete nach den Gefegen u. 
Gebräuchen des Landes gefchehen, in welchem fich die Buns 
dbestruppen aufhalten, unb bie Vergütung dafür nach demſel⸗ 
ben Maaßſtabe erfolgen, wie er gefeglich für die eigenen Trup⸗ 
pen des betreffenden Landes bei Märichen und Einquartirungen bes 
ftimmt iſt.“ 

5) Dieſer Grundfag wurbe auch während bes Dänifchen Kriegs von ber 
Gentralgewalt feitgehalten. Vergl. 8. Mathy, die Forderung ber 
Statthalterfchaft von Schleswig sHolftein an beutfche Regierungen, 


für Verpflegung ihrer Truppen im Jahre 1849. Frankfurt a. M. 
1850. 


wer 
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nem Bundesfrieden flatt; ihr gänzlicher ober theilweifer Nachlaß 
kann jedoch aus befondern Gründen befchlofien werben ©). 

IV. Gerichtsbarkeit 7). Die Gerichtöbarkeit fteht in der 
Kegel den Befehlöhabern der Corps, Divifionen, Brigaden und 
Regimenter zu, nach den von den Bundesſtaaten gegebenen Be: 
fimmungen. Auch bie im Hauptquartier angeftellten Offiziere 
und Givilbeamte gehören unter die Gerichtöbarkeit des betreffen: 
den Corps oder der Divifion. Der Oberfeldherr kann zwar gegen 
fie, und wo Gefahr beim Verzuge ftatt fände, auch gegen die 
Abgeordneten der Armeecorps (8. 290 a. E.), ein ſummariſches 
Berfahren inftruiren laſſen; dann müſſen aber bie Angeklagten, 
nebft den Unterfuchungsacten an ihre gerichtliche Behörde zur 
Aburtheilung überwiefen werben. Analog gilt dieß auch von den 
in den Dauptquartieren ber Armeecorps angeftellten Individuen. 
Diejenigen Individuen, welche vermöge freier Webereintunft dem 
Hauptquartier folgen, fo wie auch Fremde und Kriegögefangene 
u. ſ. w. flehen unter der Gerichtöbarkeit ded Hauptquartierd und 
werden nach den Geſetzen ded Staatd gerichtet, von welchem ber 
Öberfelbherr if. — Gegen dad Verbrechen ded Meineides, des 
Verraths, der Feldflüchtigfeit und der Infubordination werben 
im Bundesheere durch befondere Kriegsartitel Strafbeftim: 
‚ mungen getroffen, welche in dem gefammten SKriegöheere ald 
gleichförmiged Gefes gelten folen. Die hierin nicht genannten 
Vergehen dagegen werden nad den bei den Contingenten ber 


65 B. Beſchl. v. 12. Zuli 1823. v. Meyer, Staatsacten II. ©. 233. 
Die nähern Beflimmungeh hierüber wurben babei dem von ber Milis 
tairsGommiffton zu entwerfenden Berpflegungsreglement vorbehalten. 

7) BunbessKriegsverfafl. Abfchn. X. $. 87-97. Ueber den militärifchen 
Gerichtsſtand in Straffadyen bei Bundestruppen, weldhe in Frie⸗ 
denszeiten zu Bundeszweden zufammen gezogen find, macht ein 
Bundesbeſchl. v. 24. Zuni 1852 unter Bezugnahme auf $. 94 ber 
Kriegsverfaffung nähere Beſtimmungen. Hannov. Gefetfammi. v. 
1852 Rr. 61. (73. — Eine Disciplinar s Strafordnung für das 
beutfhe Reichsheer wurde vom Neichöverwefer am 22. April 1849 
erlaffen und eine Verorbnung, betr. die DisciplinarsBeftrafung in 
der Marine am 8. März 1849. Reichsgeſetzblatt Stück 15 u, 17. 

52* 
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einzelnen Staaten gültigen Gefegen beurtbeilt. „Der Oberfeldherr 
fann dad Standredht, nämlich den fummarifchen, außerordent⸗ 
lichen Droceß, gegen Militaird in allen jenen außerordentlichen 
Fallen anordnen, in welden fchnelle Beftrafung des Beifpiels 
wegen nöthig wird, und in den Gefegen der verfchiedenen Bun: 
beöftaaten nicht ohnehin fchon das Standrecht feftgefeßt iff.- Auch 
bat er dad Hecht, „dad Martialgefes, d. h. das ſummariſche 
peinliche Verfahren gegen den Bürger in Feindesland zu verkün- 
den und in Folge deffen das Standrecht anzuorbnen.» In ben 
Bundedflaaten foll dieß jedoch nur nach gepflogenem Beneh: 
men mit ben betreffenden Regierungen und erhaltener Zuftimmung 
derfelben gefchehen. — Zur Handhabung der Heerespolizei fol 
eine eigne Gensdarmerie errichtet werben. - Dad Minimum 
derfelben wird auf zwei vom Hundert. der Reiterei angenommen 
und Befland davon in das Cavallerie = Gontingent eingerechnet. 
Ein Reglement foll die allgemeinen Beflimmungen über die Bil: 
dung und Dienftleiftung dieſer Gensdarmerie des Bundesheeres 
enthalten. 


$.292. ($. 269.) 


III. Bon den Bundeöfeftungen. 


Leber das Befefligungsredyt der deutfchen Staaten und die Reichsfeftungen 
f. oben $. 235. Ueber bie Bunbdesfeftungen f. Klüber, Öffentt. 
Recht $. 208 f. Rudhart, das Recht des deutſch. Bundes ©. 
181 fe Weiß, Enftem des deutfh. Staater. 8. 179 f. 


A. Allgemeine Beftimmungen über bad Vertheidigungs⸗ 
Syftem des Deutfchen Bundes. | 


1. In den Parifer Verträgen von 1815 I) wurden zu: 
nächſt die Plage Mainz, Luremburg und Landau, abgefehen 


I) Vergl. Protocöle pour rögler les dispositions relatives aux territoi- 
res et places cedees par la France — et au systöme defensif 
de la Confederation Germanique. Paris, ie 3. Novembre 1816. 
de Martens, Nouveau Recueil de Traites. Tom. Il. p. 668 f. 
Im Auszug bei v. Meyer, Staatsacten I. S. 176f. Klüber’s 
Staatsarchiv Bd. I. ©. 389 f. 
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bon der Zerritorial: Hoheit, für deutfche Bundesfeſtungen er: 
Hört 2). Hinfichtlich Luremburg’s, welchem ſchon die Wiener 
Congreßacte Art. 67 die Eigenfchaft einer Bundeßfeftung beiges 
legt hatte, wurde für Preußen die Einräumung 'befonderer Bor: 
rechte in Betreff der Befagung u. f. w. vorbehalten. Auch über 
die Friedens- und Kriegsbefagung von Landau wurde vorläufig 
Beflimmung getroffen. — Zugleih wurden ſechs zig Millionen 
Francs von den von Frankreich zu bezahlenden Entfhädigungs- 
geldern zur Verſtärkung der Vertheidigungslinie Deutfchlands 
gegen Frankreich audgefeßt und zwar bergeflalt, daß Preußen 
20 Millionen zur Befefligung des Nieder: Rheins erhielt, 20 
Milionen zur Erbauung einer vierten Bundesfeſtung am 
Ober: Rhein, 15 Millionen für eine Feflung am Mittel- Rhein 
und 5 Millionen zur Vervolfländigung der Mainzer Feſtungs⸗ 
werte beflimmt wurden. Ferner wurde zwifchen Defterreich, Preu⸗ 
fen, England und Rußland verabredet 3), daß die Ausführung 
der über dad Vertheidigungs-Syſtem Deutfchlands getroffenen 
Beftimmungen nach den durch Vereinbarung zwifchen Defterreich 
und Preußen und ben Staaten, auf deren Gebiet die neuen For» 
tificationen anzulegen feien, aufzuftellenden Grundfäßen gefchehen 
folle. In Folge hiervon wurden folgende befondere Verträge 
über die einzelnen Bundesfeftungen zwifchen den betheilig: 
ten Staaten abgefchloffen: 

A. Ueber die zur Bundesfeftung erklärte Stadt und das 
Gebiet von Mainz mit Snbegriff von Gaffel und Koftbeim: 
ein Vertrag zwifchen Deflerreih, Preußen und dem Groß: 
herzogthum Heſſen , zur vorläufigen Feſtſtellung des Verhält: 


2) Protoc. v. 3. Novbr. 1815 Art. 10. „Les places de Mayence, 
Luxembourg et Landau sont declarees places de la Con- 
fed&ration Germanique, abstraction faite de la souverainete 
territoriale de ces places.“ 

3) Proce&s-Verbal de la conference du 21. Novbr. 1815. v. Meyer, 
Staatsacten IH. ©. 177 f. . 

4) Trait6, conclu & Francfort le 30. Juin 1816 — concernant les ar- 
rangemens territoriaux relatifs au Grand-Duche de Hesse. Art. VII- 
XIV. v. Meyer's Staatsacten II. S. 179 f. Durch Art. 10 wurde 
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niffes der Feftung und ihrer Pertinenzen und der Hobeitörechte 
bed Territorialherrn, fo wie eine zwifchen Defterreich und 
Preußen vereinbarte MilitärsConvention wegen ded Be: 
fagungsdienfted und der militärifhen Verwaltung der 
Feſtung Mainz >). Dabei wurbe vereinbart: Die Befagung 
von Mainz fol wie bisher aus einer gleichen Anzahl Oeſter⸗ 
reihifcher und Preußifher und einem Bataillon Heffen: 
Darmflädtifcher Truppen befteben. Der Gouverneur und 
Commandant follen alternirend von 5 zu 5 Jahren von Oeſter⸗ 
reich und Preußen ernannt werden und zwar dergeftalt, daß im: 
mer die eine Macht den Gouverneur, die andere ben Comman⸗ 
danten ernennt. Die Beſtellung der Artillerie: Direction gebührt 
Defterreih, die der Genie:Direction Preußen. Unter Vorfig des 
Gouverneurd bilden der Commandant und die Chefs der Artillerie- 
und Geniedirection den Gouvernementsrath der Feftung (Art. 
1—9 der Militär: Conv.). Zugleich wurden die befondern Pflich- 
ten und Befugnifle ded Gouverneurs, fo wie des Commandanten 
genauer beflimmt (Art. 10—13), bie völlige Gleichflelung der 
verfchiedenen Befagungstruppen audgelprochen (Art. 2. 15), und 
zur voffländigen Armirung und Einrichtung der Feflung eine 
Commiſſion niedergefegt (Art. 17). As Minimum der Fries 
dens-Beſatzung wurde die Zahl von 7000 M. Infanterie und 
200 Pferden angenommen; die Kriegsbefagung, wenn Die Fe⸗ 
flung in Belagerungdftand erklärt fei, follte nicht unter 20,000 
M. Infanterie und 600 Pferden ‚bleiben und zu Y/3 aus Deſter⸗ 


eine Commiſſion ernannt, um feftzuftellen, was an Gebäuben und 
Terrain zur Feſtung gehöre und in Webereinflimmung mit biefem 
Dauptvertrag alle andern Verhältniſſe zwifchen dem Feſtungs⸗Gou⸗ 
“ vernement und der Civil-Behörde der Stadt zu reguliren. — Ueber 
bie Mainz betreffenden Verhandlungen auf dem Wiener Gongreß, 
u. Baiern's Gelüfte darauf f. Vieles in v. Stein’s Leben v. Pers 
Bd. IV. Daf. auch (8.654 f.) Knefebed's Denkſchrift über Mainz. 
5) Diefe Militärs Convention, aus XXI Artikeln beftehbend, wurbe abs 
sefchloffen zu Carlsbad den 10. Auguft 1817. &. diefelb. bei dv. 
Meyer, Staatdacten I. S. 182 f. Vergl. auch befl. Gorpus Gonft. 
Germaniä I. 8.93 f. 
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reihifhen, 4/3 aus Preußifchen, 2/3 aus andern Bundestruppen 
befteben. — Die Hauptbeftimmungen über die Beſatzung und 
Ernennung der Befehlöhaber, die Rechte des Bundes in Betreff 
der Feftung u. f. w. find dann im Frankfurter Zerritorials 
Receß v. 20. Juli 1819 wiederholt 6). 

B. Landau, bereits beim 2ten Parifer Frieden zur Bun: 
besfeftung erklärt, wurde in dem zwifchen Defterreich und 
Baiern in Uebereinflimmung mit ben Parifer Stipulationen 7) 
abgefchloffenen Staatövertrag v. 1816, was die Zerritorialhoheit 
betrifft, an Baiern übertragen, und wiederholt beflimmt, daß 
die Befagung in Friedenszeiten ganz aus Bairiſchen Truppen 
beftehen, die Kriegöbefagung aber zu Y3 aus Badiſchen Trup⸗ 
pen gebildet werden folle 8). 

C. In Betreff Luremburgd wurde durch einen Vertrag 
zwifchen Oeſterreich und dem König der Niederlande die Beſtim⸗ 
mung des 67flen Art. der Wiener Congreßarte, worin Luremburg 
unter Vorbehalt der Zerritorialhoheit für die Niederlande fchon 
zur Bunbeöfeftung erflärt worden war, dahin mobificirt, daß das 
Recht der Ernennung des Gouverneurd und Commandanten bie: 
fer Zeftung auf Preußen übergehen und die Befakung zu brei 
Viertel aus Preußifchen, zu einem Viertel aus Nieberländifchen 
Truppen beftehen folle 9). 

11. Die hierauf in den Wiener MinifterialeConferenzen v. 


6) Frankfurter ZerritorialsReceß Art. 15. 16. 20. No. 2. 21. 22, v. 
Meyer’s Staatsacten I. ©. 306 f. 

7) S. das Parifer Protocol v. 3. Novbr. 1815 (oben Rote 1) Art. III. 
vH. X. 

8) Diefer Vertrag wurbe abgefchloffen zu Münden den 14. April 1816 
und findet fi bei Martens Supplem. au Recueil Tom. VII. p. 11. 
Die Art. 2. 6. 16. 25 f. bei v. Meyer, Ctaatsacten II. ©. 190 f. 
Die Erklärung, daß Landbau Bunbesfeflung fei, wiederholt auch 
der Frankfurter Zerritorials Neceß v. 1819 Art. IH. 

9%) Nach der Gongreßacte follte ber König der Niederlande diefe Nechte 
allein Haben. Webrigens ift biefer Vertrag (f. die hierher gehörigen 
Art. 4—7 bei u. Meyer, Gtaatsacten II. ©. 191 f.) auch mit den 
Döfen von Petersburg, London und Berlin abgeidyloffen. 
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1820 wegen Uebernahme der Bunbeöfeftungen Seitens des Bun: 
bed verabredeten drei Artikel beflimmen: 

1. »Die nach den Europäifchen Verträgen bereits als Bun: 
beöfeflungen beftehenden Pläge, Mainz, Zuremburg 
und Landau, werden von dem Bunde übernommen.« 

2. „Die nöthigen Vorkehrungen zur unauffchieblichen Her: 
ftellung oder Vollendung diefer Zeftungen find fogleich 
zu veranlaffen.“ 

3. „Die Anerfennung der Garniſonsrechte in den Art. 1 
benannten Plägen, findet in Gemäßheit ber beftehenden, 
der Bundeöverfammlung in der 50. Sigung bed Jahres 
1818 vorgelegten Verträge ftatt.» 

Diefe drei Artikel wurden dur einflimmig gefaßten Plenarbe- 
fhluß der Bundeöverfammlung vom 5. Octbr. 1820 10) al Ba: 
ſis der fernern Verhandlungen über die Entwidelung und An⸗ 
wendung diefer Süße, bei der nähern Regulirung und Ordnung 
ber Berhältniffe diefer Feftungen, vom Bunde förmlich acceptirt. 
Die nähere, ald Nachtrag zur Kriegöverfaflung des beutfchen 
Bundes gemachte, Regulirung diefer Verhältniffe, die Erklärung 
ber förmlichen Hebernahme, nebft zeitlichen Beftimmungen über 
bie Vollziehung der wirklichen Uebernahme, fo wie über die Her⸗ 
fielung der Bundesfeſtungen und die Gefhäftövermittelung zwi⸗ 
fhen den Gouverneuren und Commandanten der Bundesfeſtun⸗ 
gen und der Bundeöverfammlung gab ein Bundeöbefhluß vom 
28. Juli 1825 1h. Zugleid wurde hierin die Entwerfung eines 
Feſtungs-Reglements befchloffen 12), und durch einen Beſchluß 


10) 9. Meyer, Staatsacten I. S. 175 fe. Deffelb. Gorpus Gonftit. 
Germaniä I. ©. 94 f. 


11) GSeparat= Protocol ber 19. Sig. v. 1825, sub A. v. Meyer, 
Staatsacten IL. S. 272-2381. 8. auch Mobification und KBervolls 
ſtändigung bes Bei! v. 28. Zuli 1825 durch Bunbesbeidh. v. 19. 
Aug. 1830 (23. Sig. $. 186) und nachträgliche Erläuterung Defters 
reih® und Preußens v. 26. Auguſt 1830 (24. Sig. $. 191). v. 
Meyer, Staatsacten II. ©. 350 f. 


12) Kür die Bundesfeſtung Mainz ift von der B. 8. am 97. Geptbr. 
1832 ein aus 11 Abfchnitten beftehendes Reglement errichtet, wel: 
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vom 14. Dechr. 1830, der dad befondere VBerhältniß der Bun: 
desfeſtung Landau regulirte, beren Webergabe an den Bund 
audgefprochen 13). Dann beflimmte der Bundesbeſchluß vom 3. 
März 1831 die Stärke der Kriegöbefagung der drei beftehenden 
Bundesfeftungen und verfügte, daß die inzwifchen im Bundes⸗ 
heere gebilbete Referve- Infanterie Divifion zu diefer Kriegs be⸗ 
fagung, fowie auc daß das Contingent der freien Stadt Frank⸗ 
furt nad) Ermeifen des Oberfeldherrn zum Bundesfeflungsdienfte 
verwendet werden folle 19). 

11. In Betreff ver, nach den oben erwähnten Europäifchen 
Verträgen zu errichtenden, vierten Bundesfeſtung 15) wurde 
bie längere Zeit herrfchende Werfchiedenheit der Anfichten endlich 
durch Beichlüffe der Bundesverfammlung vom 26. März 1841 
und 11. Aug. 1842 dahin ausgeglichen, daß fowohl Raſtatt als 
Ulm befeftigt werden und die Eigenfchaft von Bundesfeſtungen 
(Ulm ald Hauptwaffenplag, Raftatt ald Verbindungd- und 
Gränzfeſtung, fowie ald Waffenplat des achten Armeecorpß) er: 


ches umfaffende Beflimmungen über bie Beſatzung, bas Verhältniß 
des Yeftungs : Gouverneurs, Rechtspflege und Disciplin, policeiliche 
und andere Verhältniffe enthält. Vergl. Klüber, Fortſetz. ber 
Quellenfammi. ©. 74. S. aud) K. 4. Schaab, Geſch. der Buns 
besfeftung Mainz. Mainz 1835 und Etenograph. Berichte üb. bie 
Verband. ber deutſch. Nationalverf. ®b. I. ©. 93 f. 


13) 9. Meyer, Staatsacten II. ©. 370 f. Vergl. die Beſchl. die Si⸗ 
herftelung der Bundesfeftung Landbau betr. v. 17. März 1831. 
daſ. ©. 383 f. 


1) 9, Meyer, Etaatsacten II. ©. 382 f. Das Luremburger Contin⸗ 
gent wirb hiernach auch blos zur Kriegsbefagung der Bundesfeſtung 
Zuremburg verwendet. 


15) Die zur Befeftigung eines Punktes am Mittels Rhein beftimmten 15 
Mill. Er. erhielt Baiern für die Wefefligung von Germersheim, 
welches aber Feine Bundesfeftung iſt. Vergl. über die Verwendung 
diefeer Summe Prot. der B. 8. 1841 $. 217. — Meber einen am 
10. Zuni 1848 in ber B. 8. gemadyten Antrag, Rendsburg zur 
Bunbesfeftung zu erheben, f. Protoc. der B. V. v. 1848 $. 468. ©. 
573. Roth u Merd, Quellenfoammi. I ©. 471. Vergl. auch 
oben $. 245. Rote 14 a. E. u. Bundesredhtliche Kragen ©: 269. 
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halten follten 16). Die Zriedensbefagung zu Ulm fol aus Baie: 
rifh= Würtemberg. Truppen und 300 Defterreichifchen Artilleri: 
ſten, die Kriegsbefagung aber aus /3 Defterreichern, 9/3 Baiern 
und 1/3 Würtembergern beftehen; — die Friedendbefagung von 
Raſtatt aus Badiſchen Truppen und einer erforberlichen Zahl 
Defterreihifhen Sappeurs und Mineurd, die Kriegsbeſatzung 
aus 1/3 Defterreichern und 3/3 Babdifchen Truppen. Der Feftungs: 
Gouverneur und Commandant fol in Raftatt von Baden (der 
Genie: Director von DÖeflerreih), in Ulm (au der Genie: Di: 
rector) von Würtemberg und Baiern ernannt werben. Durd 
befondere von der Bundesverfanmlung genehmigte Uebereinkunft 
diefer beiden Staaten vom 16. Febr. 1842 ift fefigefest, daß der 
Gouverneur von MWürtemberg, der Commandant von Bai: 


16) S. diefe Beſchlüſſe in G. v. Meyer’s Corp. Eonft. Germaniä I. 
©. 95 f. — Den Antrag v. Würtemberg unb Abflimmungen dar⸗ 
über f. in den Protoc. der B. 8. von 1837 ©. 691f. Der Beſchl. 
v. 26. März 1841 (aus 9 Punkten beftebend) findet fi in dem Ges 
parat=Protoe. der 7. Sitz. v. 26. März ©. 181. f. Dabei wurbe 
die Militär⸗Commiſſion beauftwagt, wegen ber Befefligung von Ulm 
und Raftatt unverzüglich bie vorbereitenden unb fonft erforberli- 
Ken Maaßregeln zu treffen, und für jede der beiden Feſtungen vor⸗ 
läufig ein Gredit von 200,000 fi. bei der Bundes: Matr.sGaffe auf 
den Zinſenfond der 20 Mil. für die Worarbeiten des Jahres 1841 
verwilligt. — Der Bell. v. 11. Aug. 1842 genehmigte bie von 
der Militärs @ommiffion vorgelegten Grunbdlinien ber Befeſtigung 
von Ulm unb von Raftatt und bemilligte als „nidyt zu überfchrei- 
tenden Gefammteloftenbetrag« für Ulm 17,500,000 Guld. rhein. und 
für Raftatt 10,000,000 ©. rh. Nach Beſchl. der Bundesverfamm- 
lung v. 27. April 1843 follte die Marimal:Bewilligung von 
von 27,500,000 Gulden für den Bau ber beiben neuen Bunbesfes 
ſtungen bergeftalt gebedt werben, daß außer ben in Berlin und 
Wien deponirten 9,376,816 Bulb. 1I1 &r. franzöf. Sontributiones 
geldern, noch 18,123,183 Guld. 49 &r. durch Matricular- Bei: 
träge von den Bunbesflaaten aufzubringen feien, und zwar fo, 
daß zu Michaelis eines jeben Jahre bis gu völliger Dedung ber 
Summe Io berfelben an bie Bundes: Matriculars Gaffe eingezahlt 
werben follte. Prot. der B. 8. v. 1843 $. 128. ©. 243 f. 
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en, der Senie=:Director abwehfelnd von 5 zu 5 Jahren von 
Baiern und Würtemberg zu ernennen fei 17). 


$. 293. ($ 270.) 
B. Nechtöverhältnif der Bundesfeftungen. 


1. Die Bundeöfeftungen als gemeinfame Bertheibdi:. 
gungs-Anftalten des Bundes müffen von der Geſammt—⸗ 
beit der Bundeöftaaten unterhalten und die Koften ihrer Errich⸗ 
tung, Dotation, VBerbefferung, Erweiterung und Wiederherftel: 
lung durch matricularmäßige Beiträge fammtlicher Bundesglie: 
der beftritten werden. Befondere Verpflichtungen einzelner 
Bundeöglieder müffen auf fpeciellem Rechtstitel beruhen, 
ebenfo wie auch befondere Berehtigungen fpeciell erworben 
fein müffen, indem fonft die Rechte aller Bundedglieder gleich 
find. 

ll. Das Recht des Bundes an der Bundesfeſtung ift Fein 
Staatshoheitsrecdht T), welches vielmehr demjenigen Souves 
rain zufteht, zu deffen Gebiet der Pla gehört; fondern es ift 
ein die Staatöhoheit beſchränkendes Recht, eine f. g. Servi- 
tus juris publici, deren Inhalt theild durch den Zwed ber 
Bundesfeftung, theils durch die beftehenden Europaifhen Ver: 
träge und die darüber vorhandenen Bundesbefchlüffe be: 
flimmt wirb 2). Die zur Ausubung der Bundes : Gerechtfame 
erforderlichen Anftalten, Grund und Boden der Feſtungswerke, 


17) Protoc. ber B. 8. v. 1842 $. 169. ©. 266 f. 

1) &. die oben $. 269. No. I. angeführten Verträge, welche alle bie 
Territorialhoheit (Souverainets territoriale de ces places) von dem 
Rechte bes Bundes ausfchließen. Klüber, Öff. R. $. 208. Rote c. 

3) Zu ben befondern Beſchränkungen gehört auch die Beflimmung mes 
gen Richtzulaffung von Sonfuln in ben Bundesfeſtungen. Buns 
beöbefch!. vo. 12. Novbr. 1835. v. Meper’s Staatsacten Th. II. 
(Kortfeh.) S. 505. — Auch verſteht es ſich von felbft, daß die Ans 
lage von Eiſenbahnen, welche Bundesfeftungen ober beren Rayon 
berühren, ber Zuftimmung ber 8. 8. unterliegen muß. Bergl. 3. 
B. den Beſchluß wegen Geflattung ber Eiſenbahn zu GSaffel bei 
Mainz in v. Meyer's Staatsacten a. a. D. ©. 554. 
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Gebäude, Gafernen u. f. w. und die zum beftändigen Feſtungs⸗ 
material gehörigen Gegenftände find (privatrechtlihes) Eigen: 
tbum des Bundes, welches jedoch ald Beftandtheil, oder Mit: 
tel zur Ausübung ber Servitus juris publici de8 Bunde dem 
Staatshoheitsrecht des fraglihen Bundesſtaats nicht, wie ande: 
red privatrechtliched Eigenthbum, unterworfen fein fann 3). Auch 
geht in Collifionsfallen das Recht des Bundes ald dad bie 
Staatshoheit einfhräntende Recht diefer felbft vor. Gegen 
die Erweiterung beffelben über den Befisftand oder die durch 
Vertrag oder Bundesbefchluß beftimmte Gränze ftreitet aber 
auch hier die Vermuthung, und die Ausdehnung einer Bundesfe: 
fung über die beftehende Gränze kann, eben fo wie die An: 
legung einer neuen Bundesfeſtung, nur mit Zuflimmung 
dedjenigen Bundesſtaats erfolgen, welchem dadurch eine »befon- 
dere, nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begriffene 
Laft« aufgebürdet wird *). 

11. Das Beſatzungsrecht felbft (jus praesidiı) gebührt 
in der Bundeöfeflung dem Bunde, und die Feftungs = Gouver: 
neure, Commandanten und andere obere Befehlshaber fteben, fie 
mögen von ber Bunbedverfammlung, oder einem Bundesſtaat er: 
nannt werden, in Eid und Pflicht des Bundes 5). In Betreff 


3) &o kann 3. ®. das ſ. g. jus eminens ber Staatsgewalt in Betreff 
diefes Bundes⸗Eigenthums nicht geltend gemacht werden. Der Bunb 
felbft hat zwar Fein jus eminens; in fo weit ed aber auf Ausfüh⸗ 
rung fhon beftehender Berechtigung anlömmt, ift ber betreffende 
Bunbesftaat verpflichtet den Beſchluß der Mehrheit zur Vollziehung 
zu bringen und zu biefem Zwecke im Verhältniß zum Privateigen⸗ 
thum nöthigenfalls fein jus eminens zur Ausübung zu bringen. 
Vergl. oben Th. II. 8. 244. No. IV. u. $. 260. &. 686 f. 

4) S. wieder oben $. 260. ©. 686 f. Klüber, Öffentl. Recht. $. 208. 
a. E. 

5) S. die nähern Beſtimmungen über die Bundesfeſtungen v. 28. Juli 
18235 11. Ro. 3 und die angehängten Formulare für ben Eid des 
GBouverneurs und bes Gommanbanten in v. Meyer’s Staatsacten IE. 
S. 277. ©. 382. Den Eid bed Bouverneurs und Gommandanten 
von Landau im Beſchl. v. 14. Dechr. 1830. v. Meyer a. a. D. 
©. 370. In Betreff Ulm's und Raſtatts beflimmt der Bundes: 
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der Ausübung des Beſatzungsrechts (des Garnifonsrechts) 
muß aber ſowohl von Seiten des Bundes ſelbſt, ald der einzels 
nen Bundeöflaaten, dad, durd die Europaifchen Verträge und 
die Bundedbefchlüffe anerfannte, zugleich eine Verpflichtung 
zur Stellung der beftimmten Garnifon involvirende, Vorrecht 
der einzelnen Bundedftaaten anerkannt werben 6), woburd) 
aber die Befugniß des Bundes, erforderlichen Falls aud noch 
andre Bundeötruppen zum (Kriegö =) Feflungsdienft zu beſtim⸗ 
men 7), nicht ausgefchloffen wird. 


Sünftes Kapitel. 
Die Bundedmatriktel und die Bundedcaffen. 


Klüber, Öffentl. Recht $. 181. 195. — Rudhart ©. 95f. — Weis, 
Staatör. $. 192 f. — G. v. Meyer, Corp. Eonftitut. Germas 
niä 1. ©. 89 f. 
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2. Allgemeine Beftimmungen. 


l. Die zur Erfüllung der Bundedzwede und Beforgung ber 
Angelegenheiten des Bundes erforderliben Geldmittel müffen 
von der Sefammtheit der Bundeöglieder" übernommen und in 
ber von der Bundeöverfammlung beftimmten Weiſe geleiftet wer: 
den I. In diefer Beziehung hat die Bundesverfammlung zu: 
folge der Wiener Schlußacte die Befugniß und Verpflichtung: 

1. „ben Betrag der gewöhnlichen verfaffungsmäßigen Aus: 


befdyl. v. 26. März 1841 sub B ebenfallg: „Sämmtliche Beftungsbes 
hörden in beiden Feftungen werben von bem Bunde in Eib und 
Pflicht genommen.“ v. Meyer, Corp. Conſt. Germ. &. 96. 

6) ©. die Beflimmungen hierüber im vorig. $phen. 

7) Hierzu ift befonders die f. g. Referve: Infanterie» Dipifion (f. oben 
$. 289. Ro, IV.) beflimmt. Wegen be Luremburgifdhen Sons 
tingents f. Bundesbeſchl. v. 17. Febr. 1831. v. Meyer, Staates 
asten U. S. 367. Oben $. 292. Rote 14. 

1) Ueber bas Verhältniß biefer Bundespflibt zur Landesverfaffung f. 
Art. 58 ber Wiener Schlußacte und oben $. 222. No. IV. $. 262. 
©. 698. 
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gaben, fo weit ſolches im Allgemeinen gefehehen farm, 
feftzufegen;« 

2. rin vorkommenden Fällen die zur Ausführung befonderer, 
in Binfiht auf anerfannte Bundeszwecke gefaßten Be: 
fchlüffe erforderlihen, außerordentlichen Ausgaben und 
bie zur Beftreitung derfelben zu leiſtenden Beiträge zu 
beſtimmen;⸗ 

3. „dad matricularmwäaßige Verhältniß, nach welchem 
von den Bundesgliedern beizutragen iſt, feſtzuſetzen;⸗ 

4. „bie Erhebung, Verwendung und Verrechnung ber Bei: 
träge anzuordnen und darüber die Aufficht zır führen 2).- 

1. Zur Aufnahme, Verwaltung und inftructionsmäßigen 
Berausgabung der Gelbbeiträge der Bundesglieder beſtehen die 
verfchiedenen Bundescaffen 3), unter unmittelbarer Aufficht 
der Bundeöverfammlung, welche zu diefem Zwede einen aus drei 
Bundestags= Gefandten beftehenden befondern Ausfchuß, die f. g. 
Rehnungs:Commiffion, niedergefegt hat. Won diefer Rech⸗ 
nungs= Commiffion wurde auf den Grund der Hauptbeflimmun: 
gen ber Wiener Schlußacte eine „Ueberfiht der Grundfäge und 
Einrichtungen bei dem Bundescaſſen- und Rechnungöwefen« ent: 
worfen, der Bundesverſammlung vorgelegt und von dieſer durch 
Beſchluß vom 21. Juni 1827 (18te Sig. Separat:Protoc. $. 4) 
zum Regulativ erhoben 9). Spätere Befchlüffe vom 14. Octbr. 
1830 u. 27. San. 1831 haben die definitive Organifation 
des Bundescaſſenweſens audgelprochen und die von dem Ausſchuß 
für die Revifion der Bundesrechnungen vorgelegte Inftruction ges 
nehmigt 5). — Ueber die Heimaths⸗, Penfions⸗ und Gerichts: 


2) Wiener Schlußacte Art. 52. 

3) Die vorläufige Bildung einer Bundescaffe wurbe ſchon in ber G6ten 
Yrälim. Sonf. der B. 8. v. 30. Octbr. 1816 beſchloſſen. v. Mey⸗ 
er's Staatsacten II. ©. 46 f. Gleichzeitig vereinigte man ſich auch 
über bie vorläufige Annahme eines Vertheilungs⸗Maaßſtabes für bie 
Beiträge zur Bundescanzleicafle, was burdy ben fpätern Beſchluß v. 

& 4. Mai 1818 (v. Meyer, daf. ©. 92 f.) ratihabirt worben if. 

4) Abgedr. in v. Meyer’s Staatsacten I. S. 306 f. 

5) ©. diefe Befchläffe bei v. Meyer a. a. O. 9.359 f. 
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barkeits⸗ Verhältniſſe der Bundescanzlei und Caffebeamten, 
fo wie der Bundedcanzleis und Caſſediener disponirt ein Bes 
Ihluß der Bundeöverfammlung vom 6. Mai 1841 in 27 Punk⸗ 
ten 6). 


8. 295. (6. 272.) 


IE. Vertheilung und Erbebung ber 
Geldbeiträge. 


J. Für die zur Beftreitung der Koften der Bundedcanz- 
lei, insbefondere Befoldung des Canzlei-Perſonals I), Drud der 
Protocolle 2) u. f. w. zu leiftenden Beiträge, ift, weil fie un: 
mittelbar durcy die Ausubung des Stimmrechts in der Bun 
deöverfammlung veranlaßt werden und weil jeder Stimmführende 
davon ungefähr gleichen Vortheil zieht und daran gleiches In⸗ 
tereffe hat, gleich bei Eonftituirung des Gentralorgand der Maaß⸗ 
ftab beliebt und bisher beibehalten worden, daß, fo oft ed das 
Bedürfniß erheifht, von jeder der fiebzehn Stimmen des 
engern Rathes als Simplum 2000 fl. im 24 fl. Fuße einge: 
zahlt werden, mithin von allen Stimmberechtigten zufammen 
34,000 fl. 3). 


6) Protoc. ber B. V. v. 1841 $. 142. ©. 247 f. u. die Scala der Ru⸗ 
hegehalte unb Penſionen daſ. &. 265 f. 

1) Dazu gehören nad) bem Regulativ v. 21. Zuni 1827 $. 13 ber Ganze 
leis Director, 1 Regiftrator, 3 Ganzliften, 2 Ganzlei- Diener, unb 
bie Stelle eines Gaffirers und Rechnungsführers. ©. v. Meyer, 
Staatsacten II. ©. 313. 

3) Den Hauptinhalt bes darüber mit der Anbreäifchen Bundestags-Prä⸗ 
fidial-Druderei beftehenden Gontractes f. im angef. Regulativ $. 14. 
v. Meyera.a. O. ©. 313 f. Auch die Drudkoften ber Proto⸗ 
colle der Militärs Sommiffion gehören hierher. Bundesbeſchl. d. 6. 
Aug. 1819. v. Meyer’s Staatsacten II. ©. 121. 

3) 6te Prälim. Confer. v. 30. Octbr. 1816. v. Meyer's Staatsacten 

i U. ©. 47. — Außerordentliche Gentrals®erwaltungskeften, 3. ©. 
befondere Sommiffionstoften in Eivils und Militär » Angelegenheiten, 
Denfionen an folche, bie nicht zu den Dienern ber B. 8. felbft ges 
hören, finb nad) der Matrilel_vertheilt und eben fo ift es in Betreff 
des 1848 burch die beutfche Rationalverfammlung u. f. w. verur: 
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1. Alle andern, vom Bunde zu beftreitenden Ausgaben, 
welche nicht auf die BundescanzleisGafle angewielen find, wer: 
den nicht nach den Stimmen, fondern nach der Größe der Be 
völkerung der einzelnen Bundesſtaaten unter Zugrundelegung 
ber geltenden Bundesmatrikel, nach welder ſich aud bie 
Größe ded Bundes: GContingents beftimmt, auf die Bundeöglieber 
vertbeilt )y. — Die nad diefem Maafftabe von den einzelnen 
Bundesflaaten zu: zahlenden Beiträge werden in der Art erbe- 
ben, daß, fo oft es dad Bedürfniß erheifcht, die erforderliche 
Summe, unter Zugrundelegung des Simplum’s von 30,000 fl. 
im 24 fl. Fuße, von der Bundeöverfammlung befchloffen und 


fachten Aufwandes gehalten worden. — Die Quoten der Theilhaber 
der fehs Gefammtflimmen find früher in der Weife beflimmt 
worden, daß von 
12. Sachſen Weimar. . . » .666 fl. 40 kr. 
— Meining. Hitdturoh. . 438 — 21 — 
— Altenburg... 374 — 19 — 
— Goburg-Gotha.... 520 — 40 — 
13. Naſſau und — von 
jedem. . 2... :- 100 — : — 


14. ben beiden Mecklenburg, von den 1000 — =, — 
15. Oldenburg . . . : . 888 — 631/ - 


den drei Anhaltiniſchen ER vn 
beiden Schwarzburgifchen Kür: 


%r 


ftenthümer, von jedem . . . 222 — 131a— 
16. von jedem Mitgliede der 16ten 
Gefammtfiimme . - . » 250 — s — 


17. von jeder der vier freien Städte 500 — = — 
entrichtet werden follten. Vergl. Klüber, Fortſetz. der Quellen⸗ 
fammt. ©. 81. v. Meyer, Corp. Gonft. German. ©. 90. Dod 
haben in biefen Beitragsquoten durch die inzwifchen eingetretenen 
Zerritorial » Veränderungen Modificationen erzeugt werden müffen. 


4) Die fiebente proviforifhe Matrikel des „beutfhen Bundes, wie 
folde in der Sigung vom 14. April 1842 (Protoc, der B. U, Beil. 
zur 9. Sie. ©. 153) feftgeftellt, und noch 1848 (audy von ber pro⸗ 
vifor. Gentralgewalt mit ber Preußen beizeffanden Ausnahme) zur 
Anwendung gnebradyt worben iſt, — die — Bevolkerungs⸗ 
liſte der Bundesſtaaten: 
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nach der geltenden Matrikel repartirt wird, wobei alfo für’ eine 
Bevölkerung von 1 Mil. ungefähr 1000 fl., für 1000 Seelen 
aber ungefähr 1 fl. beizufteuern ift 5). — Ein bei der Bundes: 
canzlei von dem Ganzlei= Director unterfchriftlich befräftigter Aus: 
wurf über den Betrag ber von jeber Regierung zu gewährenden 
Kate wird den Sefandtichaften mitgetheilt und von dieſen Die 
Einzahlung durch ihre Regierung bewirkt. Die Beiträge müffen 
vol und ohne Zurechnung von Porto und andern Spefen ein- 
geliefert werden 6). 


@eelen: 
zahl. 


-29,160,368 


@eelen: 
zahl. 


Bundesdftaaten. Bundeöftaaten. 


Defterreih . 
Preußen . ; 
Rönigr. Sadıfen ; 
Baiern . . j 
Dannover 
Würtemberg. 
Baden oo 0. 2: 0 0 
Rurhefien . 
Großherzogth. Heſſen 
Dolftein u. Lauenburg 
euremburg u. Limburg 
Braunfhweig - . 
Medienburg- "eigen 
Raffau . . 
ES achfen » Weimar . 


Transport 
9,482,2271D1denburg —— 
7,998,13N Anhalt : Deffau . . 
1,200,000| 0 — Bernburg . 

‚»60,0001 — Göthen . . 
1,305,351|Schywarzb. Sondersh. 
3 ; — Rudolftadt 
1,000,W0HB80denzollern Hechingen 
567,868Ricchtenflein . . 
619,50 Hohenzolern-Bigmaring. 
360, O001Waldeck . . ; 
253, ‚58 Reuß, ältere einie 
209, 60041 — jüngere — 
358,000 Schaumb. Lippe 
302,76N8ippe s Detmold . 


220,718 
62 


201, 'öd Heſſen Homburg 
115, ‚vooltübel . . 

98, OoↄFrantfurt. 
111,6 30j1Bremen 


— Meining⸗Sildbh. 
— Altenburg. 
—  Goburg-Gotha 
Mecklenb. Strelit 71, 760j7̃0 mburg. 


Lotus | 29,160,368 Summa | 30,164,38 

Frühere Matrifeln find vom 20. Aug. 18185 4. Febr. 1819; 12. 
Quli 18275 30. April 18315 %6. Septbr. 18345 5. Septbr. 1839, 
welche Iestere mit dem 1. Dectbr. 1839 in Wirkſamkeit trat. Cine 
Ueberficht der nach den frühern Matrikeln zu leiftenden Beitrage zur 
BundessMatrikularcaffe f. in Klüber’s Quellenfammi. &. 328 unb 
Fortſetz. derſ. ©. 83. S. auch v. Mayer, Gorp. Gonft. Germ. 
©. 92. 98. 


5) ©. bie angef. Tabelle bei Klüber a. a. O. ©. 83; 
Staater, S. 400 und bei v. Mayer a. a. D. 

6) Vergl. die Ueberſicht der Einrichtungen bei dem Bundescaſſen-Weſen 
v. 21. $uni 1827 No. 7. v. Meyer, Staatsacten S. 308 f. 

Badhariäa’s Staatsrecht. 2r Bd. 2e Aufl. 53 
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III. Die Bundeöcafien. 


Der deutfhe Bund hat zwei Hauptcaflen, die Bundes: 
Ganzleicaffe und die Bundes: Matritularcaffe Jene ift 
zur Beftreitung der Koften der Bundescanzlei beftimmt, aus der 
Bundes: Matritularcaffe werben alle fonfligen vom Bunde zu 
tragenden Ausgaben beftritten. Daneben beftehen Filialcaffen, 
welche von Zeit zu Zeit nah dem Bedürfniffe der Sache einge: 
richtet werden I). Im Falle eines Bundeskrieges wird zur Be: 
flreitung ber Kriegöfoften aus den matritularmäßigen Beiträ- 
gen der Bundesglieder eine befondere Bundes:Kriegscaffe 
gebildet 2). Die beiden Hauptbundescaflen definden fi im Local 
der Bundeöverfammlung, ftehen unter der oberften Aufficht des 
Nrafidiumd und werben unter ber Leitung des Canzlei= Directors 
von einem Gaffirer und Rechnungsführer verwaltet. Hinfichtlich 
der Eaffenbücher, Rechnungöbelege, Ablegung, Prüfung und Ju: 
flification der Rechnungen, des Inhalts und der Schemata der 
Bundes : Ganzleicaffe- und der Bundes : Matritularcafle-Recdhnun= 
gen hat fi) die Bundeöverfammlung über gewiffe Normen verei= 
nigt 3). — Bu dem Vermögen der Bundes» Eanzleicaffe gehö- 
ren ald Inventarium: die Bibliothet der Bundedverfammlung 
und das Mobiliar zum Gebrauhe der Bundeöverfammlung der 
Bundedtagscanzlei und im Gaffenlocale, fo weit ſolches auf Rech⸗ 
nung diefer Caſſe angefchafft worden ift und unterhalten wirb. 
Der Ganzlei: Director hat über dieſes Mobiliar die obere Auf- 
fiht 9). 


1) S. die angef. Ueberſicht v. 21. Zuni 1827 No. 2-5. v. Meyer, 

Staatsacten II. ©. 307 f. 

2) Grundzüge der SKriegsverfaffung des deutſch. Bundes v. 9. April 
1821 Art. 21. v. Meyer, Staatdacten II. S. 207. 

3) Sie find in der angeführten Weberfiht v. 21. Zuni 1827 No. 8 f. 
zufammengeftellt. v. Meyer’s Staatsacten II. ©. 309 f. 

%) 8. bie angef. Weberfidt v. 21. Zuni 1827 No. 18. v. Meyer, 
Staatsacten II. ©. 317. 


Sachenregifter. 


Die römifchen Zahlen bedeuten ben Band, bie arabifhen die Seite. 


Lebe 


tere verweifen in berfelben Rubrik auf bie zulegt angeführte Zahl bes 


Bandes. 


Abänderung der Verfaffung I. 257. 
361. 380. 

Abdication I. 388. 

Abbicationsacte Franz U. I. 144. 

Ablehnung, ber Kaiferwürde durch 
Friedrich Wilhelm IV. I. 211. 

— der Wahl zum Deputirten I. 612. 

Ablöfungsorbnungen II. 117. 

Ablöfung von Zwangsrechten I. 424. 

Abolition II. 226. 

Abfegung f. Entſetzung. 

Absolutio ab instantia I. 598. 

Ahflammung vom erfien Erwerber I. 
309. 

Abflimmung der Stände I. 687, — 
in ber SBunbesverfammlung U. 
652. 

Abtretung von Privateigentbum II. 
126. — für Gemeindezwede 129. 

Abzugsgeld ſ. Nachſteuer. 

Academiſche Gremien, Strafgerichts⸗ 
barkeit derſelben II. 218. — Wür: 
ben II. 373. 

Acceffionsurtunden zum Rheinbunde 


1. 146. — zum beutfhen Bunde 
172. 
Acteneinfendung II. 193, 219. 
Actenmäßigleit oder Schriftlichkeit 
II. 16. 
Actenverfhidung 1. 214., Verbot 
derfelben in Eriminalfachen II. 716. 
Abcapitulationsrecht I. 126. 
Addrefle der Stände I. 636. 
Addreſſen, ober Vorſtellungen, 
meinſchaftliche J. 430. II. 786. 
Adel, hoher J. 446. Glaſſen 451. 
mittelbarer, zur Zeit des Reichs 
460, niederer Abel 494, ſtaats⸗ 
rechtliche Stellung deſſelben 501, 
Vorrechte 503. 
Adelsverleihung II. 377 f. 
Administratio rei publicae Il. 1. 
Abminiftration, Trennung von ber 
Juſtiz II. 6. 9. 
Abminiftrativfachen I. 84. Abm. 
Juſtizſachen II. 85. 93. 104 f. 
Adoption für die Thronfolge I. 309. 
Advocaten, Staatsdiener? IL. 18. 


ge⸗ 
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Agnat, nädjfter I. 376. 

Agnaten, deren Einwilligung in Lan- 
besveräußerungen H. 598. 

Agnatifche Erbfolge I. 311. 

Auianz I. 90. 

Allianz sBerträge der Alliirten mit 
Baiern und Würtemberg I. 164. 
Alodialerben, deren Anſprüche bei 
Scheidung des Staatäguts von dem 
Privateigentbum der landesherrli⸗ 

den Familie II, 595. 
Alodification der Zehen I. 467. 
Altenburg, Grundgefeg I. 244. Do: 

mänen 430. 

Aemterverfauf II. 25. 

Amtöehre II. 29. 

Amtsentfegung II. 67 f. 
Amtshandlungen II. 51. 53 f. 
Amtöverfchwiegenheit II. 39. 
Analogie I. 7. 10. 

Anardie 1. 72. 

Anertannte Wirkſamkeit einer Ver⸗ 

faffung I. 253. 258. 

Anfall des Succeffionsrechts I. 304. 
Angriffe auf den Bund II. 716. 
Anhalt-Göthen, Ausfterben des Hau⸗ 

fes II. 616. 

Anhalt, Verfaſſungsgeſetze I. 245. 
Anklage, ftänbifche, wegen Verfaſ⸗ 

fungsverlegung J. 277. 2378 f. 
Annahme eines Gefegentwurfs II. 

165. 

Annullation von NRegierungsacten I. 

360, — des Zwifchenherrfchers 366. 
Anftelung der Staatsdiener I. 30. 
Antritt der Landesregierung I. 366. 
Anwartichaft f. Erpectanz. 
Anwendung und Auslegung ber Vers 

faffung, Competenz des Bundes 

1. 769. 

Anzeige, Pflicht dazu II. 193. 195. 
Apanage, Apanaairte I. 454. 


Agnat — Aufrechthaltung. 


Apanagium improprium 1. 456. 

Apotheken II. 328. 

Appropriation ber Reichslehen I. 
158 f. 

Arbeitshäufer II. 318. 

Archiv des Reichscammergerichts zu 
Wetzlar, deſſen Auflöfung I. 179. 

Arhivalifche Urkunden II. 15. 

Archive II. 15. 

Archivrecht I. 16. 

Ariftofratie I. 70. 

Arme, VBerpfliditung zum Unterhalt 
derfelben Il. 319. 

Armeecorpe bed Bundesheers II. 809. 

Armenfteuer II. 320. 

Armenwefen II. 816. 

Arrondirungen II. 604. 

Arumäus (Dom.) I. 18. 

Aerzte, Staatebiener? II. 18. 

Aerztlihe und wunbärztiidye Praxis 
U. 327. 

Ascenfionsredht bei ben Nitterorben 
1. 494. - 

Affeffoven bes Reichſscammergerichts 
I. 109. 

Aſſociationsrecht I. 430. 

Aſylrecht U. 233, ber Bunbestage- 
gefandten II. 673. 

Aufenthalt, Recht beffelben I. 492. 

Aufgebot, allgemeines IT. 566. 

Aufhebung des beutfchen Reiche I. 145. 

Auflöfung des deutſchen Reichs L 
133 f. 

— der Bunbesverfammlung I. 205. 

— der Stände I. 644. 

— des Rheinbundes I. 163. 

Aufnahme in die gefammte Hand I. 
349. 

— neuer Mitglieder in den Bund 
II. 682. 

— neuer Untertbanen I. 442, 

Aufrehthaltuug der beftehenben Ver⸗ 


Aufruhr — Baucommilfionen. 


faffungen, Competenz bes Bundes 
11. 765 f., Legitimation der Bes 
fchwerbeführer 766. 
Aufruhr II. 293. Aufruhracte N. 
293. Aufruhrzeichen 296. 
Aufrührerifche Bewegungen in Bun⸗ 
beöftaaten II. 760, GSompetenz ber 
Bundesverfammlung 761. 
Ausbildung, freie, im Ins und Aus⸗ 
Iande I. 423, 
Aushebung, militärifche IL 568. 
Ausländer I. 403, Anftellung im 
Staatsdienft II. 35. 
Auslegung f. Interpretation. 
Auslegung der Bundeögefege I. 224. 
Auslieferung I. 445. II. 222, politis 
ſcher Verbrechen II. 716. 
Ausnahmegerichte Il. 221. 
Ausnahmögefege bes Bunbes I. 225. 
Ausfchußtage I. 622 
Ausſchüſſe der Bunbesverfammlung, 
permanente U. 660 f., nicht pers 
manente 662. 
— ftänbiiche I. 548. 641, Recht zur 
Minifteranklage I. 280. 
Ausſchwitz und Bator, Herzogthümer 
II. 620. 
Aeußeres Staatsrecht II. 576. 
Austauſch von Gebietstheilen IL 604. 
Austrägalauftrag, Berpflichtung zur 
Uebernahme beffelben I. 738. 


Austrägalgerichtöhof 11. 738. 739, 


befonderer Senat für Austrägals 
fahen 739, Infinuation feiner 
Verfügungen 741. 

Austrägalinftan; für Gtreitigleiten 
ber Bundesglieder IL 719 f. 732, 
ordentliche 735, Beſtellung der⸗ 
felben 735, Bildung derfelben im 
einzelnen Kalle 737,  befonderer 
Hall des Art. 30 der Wiener Schluß: 
acte 748. 
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Austrägalordnung U. 720, Revifion 
berfelben 722. 

Austrägalverfahreh, Wahl des Ges 
richts 11. 737, Inſtruction des 
Proceſſes 739. 740, Erkenntniß 
742. 744, Intervention 742, Bis 
berliage 743, Litisdenunciation 
743, unbedingte Mandate 743, 
Rechtsmittal 744 f., Vollſtreckung 
bes Erkenntniſſes 747, fummaris 
ſches Verfahren bei Beſigſtreitig⸗ 
keiten 753. 

Austräge I. 453, zur Beit bes Reiche 
N. 731, zwifchen den Bundesglie⸗ 
dern 732. 

Auswanterung I. 441. I. 333, 

Auswanderungöfreiheit J. 423. 

Auswärtige Angelegenheiten L 67. 

— ſtändiſche Goncurrenz IH. 577. 

Auswärtige Garantieen I. 281. 

— Berhältniffe I. 675 f., Recht zur 
Leitung bderfelben 577, Concurs 
ren; der Stände 678, Verant⸗ 
wortlichleit der Minifter 579, 

Authentifhe Interpretation f. Ins 
terpretation. 

Autonomiereht 1. 139, Gränzen 
140, der Gemeinden I. 532. 

Averkonalfteuer der Städte IE. 530. 

Aoocatorien II. 584. 


Baden I. 169. 172, Verfaſſungs⸗ 
urtunde I. 240, DOrganifation der 
Behörden II. 9, Domänen 429. 

Baiern, KBerfaffungsgefege I. 237. 
569, Drganifation ber Behörden 
I. 7, Domänen 424. 

Bank, geiftlihe und weltliche im 
Reichefürftenratbe I. 114. 

Bafeler Frieden I. 135. 

Baffermannfcher Antrag 1. 188. 

Baucommifftonen II. 323. 
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Bauernftand I. 506. 

Baupolizei II. 323. 

Beamte, Grund ihrer Eriftenz II. 2, 
fländifche I. 639, ber Mebiatifirs 
ten II. 18. 

Beben oder Beten II. 490. 

Bedingungen bei der Steuerbawilli- 
gung II. 506. 

Beeidigung der Depußßeten I. 632, 
der Staatebiener II. 34, des Mis 
litärs auf die Verfaſſung I. 269. 

Befeftigungsredyt II. 557. 573. 574. 

Begnabigung I. 599. 

Begnadigungsredht II. 225, Grenzen 
227, verfaflungsmäßige Einfchräns 
tungen 2299, Form der Ausü⸗ 
bung 231, Widerſpruchsrecht des 
Berurtheilten 231. 

Beoräbnißpläge II. 330. 

Beherrfchungsform I. 69, — ber deut⸗ 
fhen Bundesſtaaten I. 260. 

Behörden II. 3, des Bundes II. 664. 

Beirath, ftändifcher, zu Gefesen II. 
149. 

Beiträge der Bunbesglieber zu ben 
Bundesausgaben II. 829 f. 

Belagerungsftand I. 412. 

Belehnung, Eaiferliche, mit ber Lan⸗ 
deshoheit I. 296, zur gefammten 
Band 299. 

Beleidigungen, perfönliche, zwilchen 
deutfchen Souverainen II. 726. 
Bentind, Reichsgrafen I. 464. 466. 
Berathbung der deutſchen Reichsver⸗ 

faffung I. 207 f. 

Bergwerte I. 336. 

Berichterſtattung I. 193. 

Berliner Srieden mit Dänemark II. 
623. 

Befagungsredyt I. 594, in ben Bun⸗ 
deöfeftungen 822 f. 828. 


Bauernfland — Blodabe. 


Beſchränkungen des vormundſchaftli⸗ 
chen Regenten J. 882. 
Beſchwerde gegen auswärtige Regie⸗ 
rungen II. 799. 
Beſchwerdeführung, 
428. 

Beichwerbeführungsredht der Stände 
wider Staatsdiener I. 273. 

Beſchwerden wegen verweigerter ober 
gehemmter Rechtspflege IL. 211. 
212. 219. 777, Bebingung für die 
Sompeten; der Bunbesverfamm- 
fung 778. 

Belegung, militärifche f. Frankfurt. 

Befigerwerb der Staatsgewalt I. 307. 

Befigftand der Bunbesglieber, Ber: 
änderung beffelben Il. 636. 683. 

Befisftreit zwifchen Kronprätendenten 
I. 307. 

Befitftreitigleiten der Bundesglieber 
II. 754. 

Befolbung II. 29. 51. 

Befoldungsfteuer II. 596. 

Beftanbtheile, wefentliche, bes Staats 
1. 251. 

Beitanbtheile des Staatsgebiet, Ber: 
bot der Veräußerung II. 602. 

Befteuerung ber Hinterfaffen II. 492. 

Beſteuerungsrecht IE. 474. 476, der 
Landflände 477, der Gemeinden 
478, Taiferlihes 479. 482, lan⸗ 
desherrliches 482, verfuchte Ex⸗ 
tenfion 485. 

Bettelei U. 317. 

Bewaffnete Macht II. 198. 

Beweis der Negalien I. 134. 

Bevölkerungspolizei IL 333. 

Bierbraugeredhtigfeit II. 338. 

Blindheit bes Regierungsnachfolgers 
I. 329. 

Blockade II. 587. 


Recht dazu 1. 


Böhmen — Bundesrecht. 


Böhmen, deſſen Kurrecht J. 114, 
Wahlreid) 296. 

Bona communia et particularia II. 
389. 

Bordelle II. 322. 

Branbcaffen II. 324. 

Brandfchagungen II. 587. 

Brantweinbrennen IL 338. 

Braunſchweig, Verfaſſungsgeſetze 1. 
244, Organiſation ber Behörden 
1. 9 f., Domänen 432. 

Braunfdweigstäneburg, Herzogthum 
I. 309, Kurwürde 113. 

Bremen, KBerfaffungsgefege I. 661, 
Bürgerconvent 664, Altermänner 
der Kaufmannfchaft 667. 

Briefgeheimniß II. 195. 

Brüden I. 353, f. auch Gränzflüſſe. 

Brunshäufer Zoll I. 552. 

Büchercommiffariat zu Frankfurt II. 
305. 

Bücherpolizei I. 301. 

Buchhandel I. 311. 

Budget, 
II. 514. 518. 

Bund, rheinifcher und beutfcher f. 
Rheinbund und deutfcher Bund. 
Bundesacte, rheinifche I. 147, deut⸗ 

ſche 173. 229. 

Bunbesagenten I. 787. 

Bunbesausträgal » Anftanz f. Aus: 
trägalinftanz. 

Bundesbefchhlüffe, Entftehung II. 675, 
Widerſpruch der Minorität bei 
Gegenftänden, zu melden Stims 
meneinhelligteit gehört 680, au: 
tbentifhe Auslegung 689, Wir: 
tung der Bundesbeſchlüfſe 693 f., 
im VBerhältniß zur Nerfaffung ber 
Bundesftaaten 694 f., Publication 
69, Vollziehung 702 f. 

Bundescanzleicaffe TI. 831. 


Prüfung und Bewilligung 


Bunbescaffen I. 829. 830.834. 

Bundcentralcommilfion, proviforifche 
I. 217. 

Bundescommiffionen II. 664. 

Bunbesbirectorium I. 203. 

Bundesfeftungen I. 574. 801, alls 
gemeine Beſtimmungen barüber 
820 f., Verhandlungen über Er⸗ 
richtung einer vierten Bundesfe⸗ 
ftung 824, Nechtöverhältniß 827. 

Bundesgebiet, feindlicher Weberfall 
u. 796. 

Bundesgenoffenfchaft, Begründung, 
Ratur und Aufhebung berfelben 
II. 633. 635. 

Bundesgericht, permanentes II. 719. 
720. 

Bunbesgewalt, deren Natur II. 614. 

Bundesglieder TI. 615, foldhe, bie 
auch nicht zum Bunde gehörige 
Befisungen haben 618. 

Bundesheer, Beftand, Zuſammen⸗ 
fegung und Eintheilung beffelben 
II. 806 f., Verhältniß der Wafs 
fengattungen 808, Armeecorps, 
gemifhte und ungemifchte 809, 
Bereithaltung der Gontingente 
812, Mobilmahung des Bunbess 
heers 813, Commando 814, Ge: 
neralftab 8I5, Corpscommandan⸗ 
ten 816, Bildung des Hauptquars 
tierd 817, Verpflegung 817, Ge: 
richtsbarkeit 819, Gensd'armerie 
80. 

Bundeskrieg II. 584. 794. 

Bundestriegscaffe II. 834. 

Bunbeslaften II. 508. 

Bundesmatritet II. 829. 832. 833. 
834. 

Bundesmatritularcaffe II. 834. 

Bundesprotocolle I. 225. II. 655 f. 

Bundesrecht I. 605 f. 
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Bundesſchiedsgericht v. 1834 II. 770, 
Bedingungen feines Eintritts 770. 
771, Bildung deſſelben 772, Wahl 
ber Richter 772, erfahren 773, 
Erfenntniß 774, Anwendung auf 
die freien Städte 774. 

Bundesichiebsgericht zu Erfurt I. 214. 

Bunbesftaat I. 91, deſſen Wefen I. 
93 f. 

Bundestagscommiffionen II. 660. 

Bundestagsgefandbte, Werhältniß zur 
Bundeöverfammiung 1. 667, per: 
fönliche Fähigkeit, Vollmacht der⸗ 
ſelben II. 668, Verhältniß zu ih⸗ 
ren Committenten 669, Inſtruc⸗ 
tion der Geſandten 669, Rechte 
672. 

Bundesverſammlung I. 638, Prä⸗ 
ſidium 639. 641 f., Vertagung 
639, Sitzungen 612. 643 f. 650, 
Unterfchiedb zwifchen engerm Rath 
und Plenum 644 f, Vertheilung 
der Stimmen 645, Stimmenmehr: 
beit 647, Gefhäftseorbnung 648, 
Heihenfolge der Verhandlungen 
648, Anträge ber Bundeöglieder 
649, Drbnung des Gefchäftegan: 
ges 650, Protocolle 651. 655, 
Abftimmung 652, Localverhättniffe 
in Frankfurt 670, Waßregeln zur 
Erhaltung ihrer Würde und Gi: 
herheit 671, Befugniß zur Un⸗ 
terbrüdung von Druckſchriften 713, 
Obliegenheiten in Betreff ber aus⸗ 
wärtigen Berhältniffe 791, biplos 
matifcher Verkehr 792, Bermitte⸗ 
Iungsamt bei Irrungen zwifchen 
Bundesgliedern und auswärtigen 
Mädıten 798. 

Bündniß vom 26. Mai 1849 I. 218. 

Bünbniffe der Neicheflände I. 122. 
II. 580, der Bundesglieder 581. 


Bundesfhiebögeriht — Churwürden. 


Büreaufratifdye Werfeffung IE. 14. 

Bürgergarben I. 439. 

Bürgerrecht, allgemeines deutſches 
I. 398. 402. : 

Bürgerrepräfentanten I. 5633. 

Bürgerftand I. 506. 


Gabinet, Tanbeöherrliches II. 5. 
Cabinetsinſtanz UI. 209. 
Gabinetejufti; I. 426. IT. 209. 
Sammer f. Kammer. 

Campo - Formio, Friedeasſchluß 1. 
L36. 

Ganzlei II. 4. 

Ganzler II. 4. 

Gaper, feindliche II. 587. 

Capita proponenda I. 630. 

Carlsbader Befchlüffe I. 417. 

Sartels Convention der Bundesſtaa⸗ 
ten Il. 572. 

Caesarinus Fürstenerius I. 20. 

Gaffation ſ. Amtsentfegung. 

Gaffebeamte ber Bundesverfammlung 
II. 831. 

Causao feudales II. 487. 

Sautionsgleiftung I. 378. 

Savallerieftelung beim Bundesheer 
1. 810. 

Genfur I. 416. II. 303, Reichögefege 
305, Landesgefege 306, Bunbes= 
oefeg von 1819 307. 309, Auf: 
bebung 311. 

@enfus IE 480. 

Gentralbehörbe für politifhe Unter⸗ 
ſuchungen II. 666. 714. 

Gentralifation der Behörden I. 6. 

Gentraltegierung, beutfche I. 305. 

Gentral = Unterfuchungs » Sommiffion 
zu Mainz Il. 666. 744. 

Chauffeen II. 354. 

Chemnig (Bogisl. Phil.» ) I. 19. 

Churwürden f. Kurwürden. 


Civilklage — Denffreiheit 


Eivilklage gegen Beamte II. 66. 
Civil⸗ u. Criminaljuſtiz I. 204. 
&ivitlifte IT. 433. 

Glaffification ber beutfchen Bundes: 
ftaaten nad) Verſchiedenheit ihrer 
Berfaffung I. 251. 

Coburg und Gotha, Verfaſſungsge⸗ 
fege I. 243. Domänen II. 431. 

Socceji (Beinr.) I. 20. 

Code Napoleon I. 161. 

Cognatiſche Erhfolge I. 311. 339. 

Collectationscecht IT. 477. 

Gollegialverfaffung II. 14. 

Coflegia medica If. 328. 

Gollegium der Kurfürften I. 113. 

— der Reicheftädte 1. 114. 

Gomite, deutſches, auf dem Wiener 
Gongreß I. 166. 

Comitiva major et minor II. 377. 

Sommanbdanten der Bunbesfeftungen 
n. 824. 

Gommiffarien, landesherrliche, bei 
den Ständen J 634. 

Gommiffionen der Bundesverfammes 
tung f. Ausfchäffe. 

— in Suftizfachen IH. 220 

Gommunalorbnungen I. 525. 

Communis doctorum opinio L 11. 

Gompenfation, Zuläſſigkeit zwiſchen 
Regierung u. Ständen II. 517. 

&ompetenzconflicte 1. 255 f. 

Sompetenz ber Gerichte II. 236 f. 

— der Bunbesverfammlung II. 706, 
im Betreff der innern Verhält⸗ 
niffe 709, in den Verhältniſſen 
der Bandesglieder untereinander 

717 f., in Berfaſſungs⸗ u. Regier 
sierungsangelegenheiten einzelner 
Bunbesfkaaten 756, in Angelegens 
heiten von Privatperfonen, Cor⸗ 
porationen u. f. w. 775. 

Sompromiß II. 730. 733. 7385. 


gal 


Gonceffion IE 193. 

Concorbate, deutiche I. 126. 11.605. 

Gonbominat I. 71. 

Gonduitenliſten in Preußen II. 49. 

Confirmation von Gefchäften II. 393. 

Eonfiscation des Vermögens I. 426. 

— einzelner Sachen II. 129. 

Conring (Herm.) I. 19. 

Confcription II. 668. 

Sonfiftorien IT. 4. 

Eonftituirende Verſammlung I. 256. 

Eonftitutionen von Rheinbundsſtaa⸗ 
ten 1. 161. 

— der beutich. Bunbesftaaten I. 234. 

Constitutum possossorium I. 307. 

Gontingent der Bunbesftaaten II. 807. 

Gontrafignatur I. 275. 294. 

Gontributionen TI. 500. 

Sonvente der Landflände I. 622. 

Sonpocation d. Landſtände I. 622. 629. 

Sorpscommanbanten bes VBundesheers 
H. 816. 

Corpus Catholicorum et a 

>» corum I. 116. 

Sriminalurtheile, Beftätigung H. 223. 
Curiatſtimmen der Mebiatifirten in 
der Bunbesverfammlung II. 694. 
Curien der Landſtände I. 548. 585. 


Datheilung I. 299. 

Dativ: Zutel L 375. 

Dänemarl, als Bunbesglieb II. 618. 

. 62. 

Dänifcher Krieg II. 628. 

Debatte, flänbifche I. 637. 

Deichpolizei I. 325. . Deichredht 326. 

Delationsgründe bei der Regentſchaft 
I. 376. 

Demarcationslinie I. 135. 

Demokratie I. 70. 

Demolratifches Princip I. 290. 

Denkfreiheit I. 415. 


Bahariä’s Staatsrecht. 2rWBd. 2te Aufl. 54 
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Denkſchrift, Preußiſche, von 1847. 
I. 183. 

Denunciationspflicht IL. 195. 

Departements ber Minifterien IL 12, 

Deputirte, landftänbifche I. 617 f. ſ. 
auch Landſtände. 


Deſcendenz eines entfesten Fürſten 


1. 393.. 

Deferteure II. 572. 

Despotie I. 72. 

Deutfcher Bund, Wirkſamkeit von 
1815 bis 1848 I. 180 f., Begriff 
und Zwed II. 608, rechtliche Ras 
tur 610, Unauflöslichleit 612, 
Bortbildung der Bunbesverfaffung 
613, Mitglieder und Beſtand⸗ 
theile 615 f., Aufnahme neuer 
Mitglieder 633, Austritt aus beny 
felben 636, Gompetenzverhältniffe 
706, Schranken der Wirkfamkeit 
oder Gompeten; 707, äußere Ver⸗ 
bältniffe des Bundes 787 f., Recht 
als Europäifhe Macht 790, Ge⸗ 
ſandſchaftsrecht 792, Kriegöverfaf: 
fung 800, Vertheidigungsſyſtem 
820 f. 

Deutſcher Orden I. 491. 

Deutfches Comitée I. 166. 

— Reich, Verfaffung deffelben I. 
100 f. 

Deutfchland ein Wahlreich I. 102. 

Devotio domestica I. 414. 

Diäten und Reiſekoſten der Stände 
l. 616. 

Dictatur der Protocolle II. 655. 

Dienerfchaft, landesherrliche IL. 20. 

— ber Bunbestagsgefandten U. 673. 

— in den Entſchädigungslanden I. 
139. 

Dienftcaution IL. 35. 

Dienfte, Eintritt in frembe I. 401. 
421, 


Denkſchrift — Ehrenwache 


Dienftebre IL 8. 
Dienfteid I. 34. 
Dienftentlaffung TI. 67 f. 
Dienftfunctionen II. 238. 
Dienftgehorfam I. 39. 
Dienftverbredhen I. 45, Befugui: 
der Landflände 46 f. 
Dienftvertrag IL 26. 
Dimiffton der Staatsdiener IL 6: !. 
Diöcefen, erz= u. bifchöflihe l. 10 
Diploma nobilitatis. II. 378. 
Diplomatifche Agenten, Rangıluin 
u. 667. 
Diplomatifher Verkehr ber Bunde 
verfammlung U. 792. 
Directorialbefugnuiffe IL 14. 
Disciplinarftrafgewait IL 49. 
Diemembration ber Güter I. 3. 
Disparagium I. 319. 
Dispenfationsrecht II. 183, Seen 
deffelben 184. 
Doctrin, Einfluß derfelben aufBur 
besbefchläffe I. 224. 
Domänen f. Kammergüter. 
Dominium eminens II. 401. 
Donativgelber, xitterſchaftliche IL52- 
Dorfgemeinden I. 518. 
Dreikönigs⸗Bündniß L 213. 
Dresdener Gonferenzen L 221. 
Drudereiprivilegien IE. 302. 
Drudfchriften, ‚politifchen Jahalts I. 
310. 
Durchzug, freier I. 408. 
Dpardie I. 71. 


Ebenbärtige Ehe 1. 316. 391 

Ebenbürtigkeit der Mediatifirten I 
470. 479. 

Che zur linken Hanb I 319. 

Eheliche Geburt L. 312. 

Ehrenwache, Recht der Mebiatifielr? 
II. 559. 3 

















Ehrenzeihen — Erpropriation 


Ehrenzeichen II. 382. 

Eigenthum L 4285. 

Einbürgerung I. 442. 

Einführung ober Errichtung einer 
neuen Verfaſſung I. 252f., Com⸗ 
petenz bed Bundes H. 763. 


Eingaben bei ber Bundesverfamms 


tung II. 786. 

Einheitliche Spige I. 210. 

Gintommensfteuer II. 545. 

Ginlagerredht II. 346. 

GEinquartierungstaft IL 509. 

Einwilligung der Eltern bei fürſtli⸗ 
chen Ehen I. 318. 

— des Souverains in bie She eis 
nes Familiengliedes L 317. 

Ginwilligungsredyt ber Stände bei 
@efeten II. 134. 156. 167. 

Eifenbahnen H. 356. 

Elbſchifffahrtsacte II. 352. 

Eisfleth f. Weſerzoll. 

Gmbargo II. 587. 

Enclaven IE 604. 

Engliſche Verfaſſung I. 75. 

Entbinbungshäufer II. 329. 

Entfagung 1.387, f. auch Xbbication. 

Entfhädigungsfrage II. 97. 101. 

Entihädigungsianbe 1.139. 282. Res 
ligionsäbung in denfelben I. 409. 

Entfegung eines Reichsſtandes 1.371. 
388, eines fouveränen Fürſten 391, 
eines Staatsdieners I. 66f. 

Entwürfe für die Berfaffung des deut⸗ 
fhen GStaatenbundes I. 170 f. 

Spuration des Bundestags 1. 196. 

Erbämter II. 24, 

Erbfolge nach Geblütsrecht I. 297. 

Erblichkeit der Monarchie J. 74. 

Erbrecht I. 296. 

Erbreich I. 73. 

Erbtochter L 340. 

Erbverbräderung 1. 345 f., Borzug 


der Sröverbräberten vor ben Gog- 
naten 311. 

Erbvertrag I. 344. 

Srfurter Parlament I. 216. 

Erhebung von Thatſachen, Recht ber 
Stände II. 196. 

Errihtung bes deutſchen Bundes I. 
166. 

Erſatzmann, flänbifcher I. 620. 

Erſatzmannſchaft beim - Bundesheer 
II. 808. 

Erfchwerende Kormen für Abänderung 
der Berfaffung I. 259. 

Erſtgeburt ſ. Primogenitur. 

Erübrigungsfrage, baieriſche IL 545. 

Erziehung des Thronfolgers J. 383. 

Etappenconvention II. 672. 

Statsüberfchreitung II. 516. 

Gventualbelehnung I. 157. 349. 

Examina f. Staatspräfungen. 

Greufationen bei der Regier. Vor⸗ 
mundſchaft I. 378. 

Greeution, gegen Bunbeöglieber IL. 
702 f., Verfahren 704, Pflicht zur 
Uebernahme 706, Koften 706. 

Erecutionscommiffion II. 661. 708. 

Erecutionsorbdnung -der Bundesver⸗ 
fammiung I. 702. 

Srecutive Bunbesbehörbe, .Berfud 
der Errichtung einer foldhen im 
April 1848 I. 199. 

— Gewalt, im beutfchen Reiche I. 
109. 

— — , Zheilnahme ber Stände daran 
L 77. 

Gremtionen von ber Steuerpflicht 11. 
530. 633, inshef. der Mediatifir⸗ 
ten 536. 

&remtionöftreitigleiten L 440. 

&rpectanz I. 349. 362. 

Erpectanzen, kaiſerliche 1. 157. 

Erpropriation I. 425. 


844 


Erpropriationsgefege 1. 116. 
Erterritorialität I. 442. IL 179. 


Fabriken U. 341. 

Familie des Souveraine I. 432. 

Kamilienrath I. 382. 

Zamilienflatute f. Hausgeſetze. 

Zamilien = Succeffionsredhte 1. 139. 

Zarben bes beutfchen Bundes II. 738. 

Fehbde, Befehdung, Verbot berf. I. 
121. 

Seftungen II. 572. 

Feuda eıtra curtem Il. 356. 

Beubdalfpftem 1. 51. 

Feudum femininum subsidiarium L 
309. 

Beueraffecuran; IL. 324. 

Keuerpoligei II: 323. 

Zideicommiffarifhe Anorbnungen II. 
440. 

Filmer (Robert) I. 52. 

Kinanggefeggebung II. 385. 

Finanzhoheit 1.384, Rechtliche Gren⸗ 
sen 389. 

Finanzverwaltung II. 385. 

Zindlinge II. 820. 

Fiſcherei II. 3835. 

Fiscus II. 392. Fiscusrecht 394 f., 
lanbfäffiger Städte 396, ber Mes 
diatifirten 398. 

Blottenbeiträge U. 808. 

Kolgen der Auftdfung bes Reichsver⸗ 
bandes I. 152. 

Gorberungen von Privatperfonen ges 
gen mehrere Bundesglieber II. 748, 
aufträgalgericdhttich. Verfahren bars 
über 751, Abweichungen vom ges 
wöhnlichen Aufträgalverfahren 752, 
Beweislaft babei 759. 

Korenfer I. 424, deren Befteuerung 
11. 544. 

Forſtpolizei II. 333. 


Erpropriatiensgefege — Fürftencongreß 


Frauffurt a. M. Berfaffungsgelege L 
649 f., Geſetzgebender Körper 668, 
Bürgerausihaf 668, militairijche 
Beiekung burdy Bundeötruppen Il. 
671, Genatscommilfion für die 
Beziehungen zur Bundesverſamm⸗ 
lung 672. 

Krankfurter Neicheverfaffung L 93. 

Frauenvereine IL 318. 

Kräuleinkeuer IE 490. 499. 

Freie Städte, Bexfaſſungsrecht L 
647 f., Grundgeſetze 649 f., Polis 
tifhe Unabhängigkeit E65, Ber: 
hältnif als WBunbeöglieber 657, 
Subject der hochſten Gewalt 658, 

" Organ ber volljiehenden Gewalt 
660, Zuſammenſetzung des Raths 
660, Bürgemeifter 661, Wahl ober 
Ergänzung des Raths 661, Attris 
bute ober Rechte des Rathe 662, 
Drganifation der Bürgerfchaft 662, 
Bürgerlihe Gollegien oder Auss 
ſchüſſe der Bürgerſchaft 666, Bes 
wohner des Landgebiets und ihre 
Repräfentation 669 f. 

Freiheit der Perfon I. 420. 

Freimaurer II. 296. 

Fremde, beren Beauffihtigung 1. 
297, Aufnahme zu Lanbesunter: 
tbanen 300. 

Friedeneſchluß IL 604. 

Friedensſchlußbeſtaͤtigung des Bun⸗ 
bes II. 682. 

Friedensſchlüſſe des Reichs I. 126. 

Friedrich Wilhelm IV, zum deutſchen 
Kaifer erwählt I. 211. 

Zriften bei Auſträgalſachen IL. 740. 

Friſtverſäumniſſe, Wiedereinſegung in 
den vorigen Stand U. 41. 

Bunfziger- Ausfdyuß I. 195. 

Kürftenbund von 1784. L 135. 

Kürftencongreß zu Berlin I. 219. 


Bürftengut — 


Zürftengut, deſſen Zollfreiheit IL. 551. 
Fürſtenſouveränetät L 61. 


Gabella emigrationis ei heredita- 
ria 1. 401. I.- 543. 

v. Gagern (Hetnrich) I. 188. 

Gagernſches Programm 1. 210. 

Sail (Anbr.) L 17. 

Garantie, europätfche, ber Bundes⸗ 
acte I. 173, für Dänemark von 
1720. II. 625, von 1862. 628. 

Garantieen der Verfaſſung I. 261, 
durch den Bund 283. IL. 766. 768, 

Gärtner (Sarl Wilh.).I. 22. 

Gaſtwirthſchaft H. 340. 

Gauverfammlungen I. 542. 

Gebietsabtretungen IL 684. 

Gebrechen, geiftige und Lörperliche, 
als Grund der Sueceſſtonsunfähig⸗ 
keit I. 327f. 

Gefahr eines feindlichen Angriffe auf 
den Bund ober einzelne Bundes⸗ 
flaaten IL. 798. 

Gefaͤhrliche Handlungen II. 297. 

Gehalt, Befoldung, ale Privatredyt 

des Beamten II. 29. 

Geheime Polizei II. 195. 277. 

Geheimerathe » Eollegium IL. 5. 

Gehorfam, ftaatsbürgerlicher I. 433, 
der Staatsbiener II. 39 f. 

Geiſtliche, Ausfchliefung von ber 

Vachfolge1. 226. 

Geiftliher Stand, GSteuerfreigeit IL 
5m. ° 

Geldſtrafen II. 396. 

Geleit, ficheres IL 222. 

Geleitsreht II. 563 f. 

Gemahlin des Landesherrn 17376. 459. 

Gemeinde, Geſchichte I. 517 f., Bers 
hältniß zum Staate, verfchiebene 
Syſteme 524 f., neuere Gefehe 626 
f., Aemter 532, Vermögen 533, 
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Umlage ober Befleuerung 533, 
Gerichtsbarkeit 534, Vertretung 
534. 

Gemeinbebeamte I. 531. 

Gemeindegewalt I. 632. 

Gemeindefahen als Juſtizſachen IE 
102. 103. s 

Gemeindeverfaflung IL 625. 

Gemeine Beſcheide II. 174. 175. 

Gemeiner Pfennig li. 482. 

Gemeines Recht I. 4. 

Bemeinnügige Anorbnungen II. 681. 
683. 685. 710. 

Gemeinſchaft der Landeshoheit I. 71. 

GSeneraltieutenant bes Bundes II. 814. 

Bensb’armerie II. 199. 667. 

Gerichte, Setbftänbigkeit unb Unab⸗ 
hängigkeit bexfelben II. 206, ges 
hörige Befegung 207, Concurrenz 
der Stände 208, Competenz 236f., 
Berhältniß zum- Staatsoberhaupt 
238, Befugniß, über bie Gültig⸗ 
keit von Verordnungen zu erken⸗ 
nen 242 f., Interpretationsrecht 
247, Entſcheidungerecht über bie 
Grenzen ihrer Zuſtändigkeit 263. 

Gerichte dritter Inſtanz, Beftimmung 
ber Bundesacte I. 213. 

Gerichtliche Polizei U. 289. 

Gerichtsärzte II. 3238... 

Gerichtöbarkeit 1. 202, freiwillige 
204. 

— bei Bunbestruppen U. 819. 

Gerichtöfolge II. 198. 

Gerichtögebraudy 1. 10. 

Gerichtsherrlichleit IE. 202. 

Gerichtshof zur Entſcheidung ber 
Sompetenzconflicte II. 266. 

Gerichtsorganifation II. 217. 

Gerichtsſtand L 427. 

—  außerorbentlicher TI. 222. 

Germersheim, baier. Feſtung II. 825. 





846 Geſammtheit 
Geſammtheit der Bundesglieder II. 
608. 

Gefammtftaat J. 91. 

Sefammtftimmen in ber Bunbesvers 
fammlung II. 646. 653. 

Gefandte fremder Staaten beim 
Bunde U. 793, Berdandlüungen 
mit denfelben 794. 

Geſandtſchaften II. 682. 

Geſandtſchafterecht II. 583. 

Geſchäftsordnung, Tandftänbifche I. 
636, der Bundesverfammi. II. 618. 

Geſchloſſene Territorien II. 688. 

Geſellſchaften, geheime II. 298. 

Geſetze bes beutichen Reihe, Gül⸗ 
tigleit nad) ber Auflöfung bes 
Reichs I. 158. 

— verfchiedene Arten II. 138, Ent: 
flehung 145, Ständiſche Mitwir⸗ 
fung babei 149 f., Bränzen ber 
Mitwirkung 156 f., Abfaflung u. 
DYublication ber Geſetze 175 f., 
Form 176, verbindliche Kraft 178 
f., für den KRegenten 180, Auf: 
bebung ber Geſetze 183. 

Gefepgebende Gewalt, Begriff und 
Zweck I. 137, Beſtandtheil der 
Landeshoheit 147 f., Natürliche 
Gränzen 142, Beſchränkung durch 
das Bundesverhältnig 144, Theil⸗ 
nahme ber Stände 146 f. 

Geſetzzgebung der deutfchen Bunbess 
ftaaten, Beſchränkung durch ben 
Bund I. 716. 

— im deutſchen Reich I. 106. 

— über Zuftizfachen IL. 217. 

— in Polizeifachen IL. 281. 

Sefegfammlungen I. 178. 

Gefindepotizei II. 331. 

@efunbheitspolizei I. 826. 

Gewerbefreiheit I. 339. 

@Bewerbepolizei. II. 337. 


⸗ . 


— Damburg 


Gewißfensehe I. 314. 

Gewiffensfreigeit I. 413. 

Gewohnheitsrecht I. 10. 

Gilden L 519, IE 338. 

Glaubengfreiheit J. 314. H. 144. 

Gleichberechtigung ber Bunbesglieber 
IL 63. 

Gleichen, Grafſchaft L 463. 

Goldene Bulle I. 124, 

Gothaer Berfammiung 1. 216. 

Bouverneure der Bundesfeſtungen 
u. 924. 

Gradual⸗ GSyſtem L 332. 

Grafencurie 1. 114. 

Grotius (Hugo) 1..19: 

Grenzberichtigungen U. 604. 

Grenzen ber Bundesſtaaten IE. 591. 

— zwifchen Frankreich und Deutfch- 
land I. 168. 

Grenzflüffe, deutfhe, Ankegung ftes 
bender Brüden TI. 802. 

Grunbbefig I. 412, 424. 

Grundeigenthumsbeſit, I. 401. 444. 

Grundgefehe des deutichen Bundes, 
I, 229, Abfaflung und Abänderung 
derfelben II. 681. 682. 681., ber 
Bunbesftaaten I, 234 f., Entſte⸗ 
hung u. Abänderung 253 f. 

Grunbpriacip bed beutihen Staates 
rechts I. 289.. 

Grundrechte bes beutfhen Bolks 1, 
209. , Aufhebung berfelben 228. 
Grundzüge ber beutichen Berfaffung 

auf bem Wiener Congreß L 167 f. 


Haftungspflidt des Staats IL 
56, ber Gerichtäherren 58. 

v. Haller J. 56. 

Homburg, Verfafſungsgeſetze I. 653, 
Ergefefiene Bürgerihaft 664, Gol⸗ 
legium ber Oberalten u. f. w. 
666. 


Handelöflagge — Innere Berhältniffe 


Handeleflagge, deutſche 1.208, IL. 790. 
Hanbelsfreiheit II. 342. 
Banbelspolizei I. 342. 
Dandelsprivilegien II. 190. 
Hanbelsverträge IE. 344. 

Hannover, Kurwürbe L 113. Könige 
reih II. 590, Dccupation durch 
Preußen I. 143, Proteftation ges 
gen bie Auflöfung bes Reichs I. 
145, Verhalten in der beutichen 
Berfaffungsfrage I. 155, 198. 206, 
Küdtritt vom Maibündniß 217., 
Bemühen für Erhaltung ber deut⸗ 
fchen $lotte IE. 806, Verfaſſungsge⸗ 
fege 1.238, Provinzialftände I. 569, 
II. 768, allgemeine Stände IL. 569, 
Drganifation der Behörden II. 8, 
Domainen 436. 

- Hanfeftäbte, Vereinigung mit Krank 
reich I. 147, Vesfaſſungsrecht 647f. 

Hauptquartier des Bundesheers II. 
917. 

eBausandadht I. 414. 

Hausgeſetze 1. 131. 162. 248. 

Hausſuchung F. 422, in der Wohnung 
eines Bundestagsgefanbten IL. 673. 

Hazardſpiel IL. 317. 

Hebammen II. 327. 

Heerbann I. 557. 

Heimliche She I. 314. 

Herrenſtand, landfäffiger I. 503. 

Deffen = Gaffel ſ. Kurheſſen. 

Heſſen⸗Darmſtadt, Berfaffungsur; 
tunde 1. 242, Drganifation der 
Behörben IL 9, Domänen 429, 

Deflen - Gomburg, Aufnahme in ben 
Bunb II 616, Verfaſſungurkunde 
1. 246. 

Hippolytus a Lapide I. 19. 

Hobbes (Thom.) I. 63. 

Hoch⸗ und Deutfch-Meifter I. 114. 

Hofdienerfchaft II. 18. s 
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Soffnungsrechte II. 113. 

Bofgerichte II. 4. 

Hoflammer II. 4. 

Hofpfalzgrafen II. 377—380. 

Hofrath II. 4. 

Hoheitsrechte, I. 67, Rechtmäßigkeit 
der Ausäbung IL. 100, Verhältniß 
zu ben Privatrechten 110 f. 118 f., 
Patrimonialer Befig 110. 130 f., 
Verleihung 132., Privation 136. 

Bohen = Gerolbed II. 619. 

Hohenlohe, Fürſten von, als Beftger 
der Grafſchaft Gleichen I. 463. 

Hohenzollern, Fürſtenthümer, VBer⸗ 
faſſungsgeſetze J. 247, Webergang 
an Preußen II. 617. 

Hohnſtein, Grafſchaft I. 462. 

Holſtein, Verfaſſungsgeſeze I. 242, 
Beſchwerde der Prälaten und Rit⸗ 
terſchaft 258. 571, unzertrennliche 
Verbindung mit Schleswig IL 
623 f., Bundesbeſchluß v. 17 
Septbr. 1846. 625, Pacification 
628. S. aud; Schleswig: Holftein. 

Huldigung I. 265. 308. 367. 

Hulbigungseib I. 443. 

Hülfsmittel des Saatsrechts I. 12. 

Hülföteuppen II. 583. 


Smmatriculationscommiffion 
u. 375. 

$mmemorialverjährung I. 296. II. 
133, 

Xmmunität, der Kirche TI. 626. 539. 

Xnamovibilität der Beamten II. 28. 

Indigenat I. 442. 

Snduftrieconceffiong s Regal 11. 340. 

Inhibitorien TI. 594. 

Initiative II. 163. 

Innere Berbältniffe der Bunbesftaas 
ten, Einwirkung ber Bundesver⸗ 
fammlung H. 758 f. 


848 Infignien 
Snfignien der Majeftät IE. 382, f. 
auch Reichsinſignien. 
Inſtanzen, nothwendige 
derſelben Il. 211. 216. 
Inſtanz, richterliche, für Befchwers 
den der Mebiatifirten II. 783. 
Snfteuction ber Abgeorbneten I. 89. 
877. 614, der Bundestagsgefand- 
ten II. 669. 
Instrumentum pacis I. 125. 
Sntereffenvertretung bei ber ſtändi⸗ 
fhen Werfaffung I. 583 f. 
Xnterim vom Septbr. 1849. I. 213. 
217. 
Anterimsgefandte H. 668. 
Sinterpellationgredht I. 276. 
Snterpretation, authentifche IT. 157, 
ber Bundesgeſetze 690 f. 
Snterpretationsmittel für die Bun: 
des= und Schlußacte I. 232. 
Interregnum I. 363. 
Snventarium ber Bundesverſamm⸗ 
lung II. 834. 
Srrenanftalten I. 329. 
Serungen zwiſchen KBunbesgliebern 
und auswärtigen Mächten II. 798. 
Itionsrecht I. 116. 


Mehrheit 


Jagopolizei II. 335. 

Jahrmärkte II. 346. 

Johanniterorden I. 493, Orbensmei- 
fter 114. 

Auben I. 508, Beflimmungen ber 
Bundesacte 614. 

Indenſchutz 1. 509. 

Judiſche Gemeinde in Frankfurt 1. 
813. 618. 

Züngfter Befis IE. 754. 

Jura reservata oaesarea I. 106, 
comitialia I. 111. 

Jura singulorum ber Bundesglieder 
TI. 682. 658 f. 


— Kaiſer 


Jurisdicio IL 202, 
204. 

Jus archivi II. 15, 

— armorum Il. 556, der Stäbte557. 

— detractus f. Radfteuer. 

— eminens II. 120. 

— eundi in partes I. 116. 

— fisci II. 393 £. 

— foederum ac legationum 1. 122 

— futurum IL 113. 

— moajestalicum circa sacra Il. 
605. 

— quaesitum I. 111, ſ. auch wehl: 
erworbenes Recht. 

— reformandi 1. 119. 308. 

— singulare Il. 187. 

— statuendi I. 832. 

— supremae inspectionis 11. 19. 

— territoriale I. 108. 

Juſtitiare IL 6. ® 

Juſtizhoheit U. 201 , Beftanbtheile 
2023, einzelne, barin enthaltene 
Befugnifte 217. 

Juſtizſachen U. 84. 86 f., Begriff 
und Merkmal 93. 

Juſtiz und Berwaltung, Unterfchied 
I. 88. 

Quftizverfaffung, Hauptgrundfäke 
berfelben II. 205 f. 

Juſtizverweigerung nach Art. 29 ber 
Wiener Schlußacte II. 780 f. 


— rvoluntaria 


Kaiſer, deutſcher, deſſen Wahl 1. 
102, Rechte (Reſervatrechte) 106, 
Abſolutes Beto 116, Abbankung 
144, Berfuch ber Biederherſtellung 
ſeiner Würde im Jahr 1815 1. 
167, Projectirtes erbliches Kaifer: 
thum in den Berfaffungsentwärfen 
v. 1848. 1849. I. 198. 209 f. 

Koifers Deputation nah Berlin L 
aul.. 





Kaliſch — Kurwürden 


Kaliſch, Proclamation vom 13. März 
1813. I. 163. 

Kameralgewalt H. 384. 

Kammer, landesherrliche I. 414. 
434 f. 

Kammerbeitrag TI. 500. 

Kammergüter, Urfprung TI. 407, 
Benennung 411, Beflimmung der⸗ 
felben 412. 416, Berbot der Ver⸗ 
äußerung 413. 423. 440, Eigen: 
thum 415, Annerum ber Landes: 
boheit 416, Unterfcied v. Staats: 
gütern 418f., auswärtige Kams 
mergüter 420, Berwandlung in 
Staatsgäter 422 f, Verwaltung 
433, Verwendung der Ginkünfte 
436, Recht der Stände 419. 437. 
441, Vermehrung und Berminbes 
rung bes Kammerguts 439, Steus 
erfreiheit 528. 

Kammerintraden I. 417. 420. 

Kammerleben II. 451. 

Kammern, ftänbifche, Ein= u. Zwei⸗ 
kammerſyſtem L 587, Bildung der 
erfien Kammer 588, Verhältniß 
beider Kammern zu einander und 
zur Regierung 56838 f., Ausglei⸗ 
hung des Diffenfes 589. 

Kammerrichter 1. 109. 

Kammerfachen H. 103. 

Kammerfchuiben II. 459, ſtͤndiſcher 
GConſens 461, Gultigkeit 463. 

Kammerzieler I. 109, II. 481. 487. 498. 

Karlshaber: Gonferenzen I.. 233. 

Kehl-U. 573. 

Kinder des regierenden Fürſten I. 469. 

Kiche, Verhältniß zum Staat II. 


605, Beftimmungen ber Verf. Ur⸗ 


kunden 606, Diener berf. Leine 
-Staatsdiener II. 18. 

Kirchengüter, Steuerfreiheit II. 625. 
539. 
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Kirchenrecht I. 2. ° 

Klagſachen wider den Lanbesherrn 
und beffen Behörden II. Bf. 

Ktüber (Joh. Ludw.) I. 28. 

Kniphauſen I. 464, * freie Herrſchaft 
I. 174, Bundesland TI. 617. 

Königſtein, Graffchaft I. 462. 

Königthum, deſſen Wefen I. 74. 

Kreisditector I. 117. 

Kreiseintheifung I. 110. 116. 

Kreisſchuldenweſen, oberrheinifches I. 
176. 

Kreisftandfchaft I. 117. 

Kriegsartikel des Bunbesheers IT. 819. 

Kriegsbefagung der Bundesfeftungen 
11. 822. 823. 825. 826. 

Kriegscontribution N. 597. 

Kriegadienftpflicht TE. 567. 

Kriegserklärung des Bundes IF. 682. 
79%. 

Kriegsflotte, deutfche, Begründung 

umd Wieberaufhebung berfelben IT. 
802 f. 

Kriegslaſten II. 588. 

Kriegsrecht der Reichtſtände H. 588, 
der Bundesftaaten 583, Goncurs 
renz ber Stände 681. 

Kriegsfchäben II. 686, 
ber Pächter 587. 

Kriegsſchulden TI. 686. 

Kriegsſteuer II. 510. 

Kriegs s und Handeleflagge, deutſche 
11. 789. 

Kriegszuftandb zwiſchen Bundesglie⸗ 
dern U. 718. 

Krondotation I. 407. 

Krönung 1. 367. 

Kurheffen, Berfaffungsurkunbe I. 241, 
Einrihtung ber Staatsbehörden 
I. 9, Domänen 428. 

Kurverein zu Renfe I. 111. 

Kurwürden, alte I. 118, neue 138. 


Verhaͤltniß 


Bahariä’s Staatsrecht. ar Bd. 2te Aufl. 55 


Zandau, als MBunbesfeftung 1. 
823. 825. 

Lkanddragoner Il. 199. 

Lande, neu erworbene Il. 596. 

Landesardjiv 11. -15. 

Landesbefchwerben I. 582. 

Landescaſſe Il. 393, im Gegenſatz zur 
Kammercaffe 421. 

ganbesdienftregal I. 198. 

Landeserwerb I. 594. 

Eandeöfreiheiten 1. 130, eibliche Bes 
flärkung durch den Landesherrn 263. 

Landesgelder, Dispofition barüber IL 
496. 

Landesgemeinde (gemeine Landſchaft) 
1. 543. 

Eandesgefege I. 132, zur Zeit bes 
Rheinbunbes 162, neuere 233 f. 
Landesgeſezgebung, Beſchränkung 
durch die Reichsgeſetze J. 119, durch 
das Bundesverhältniß II. 141. 694. 
Landeshoheit 1.86. 103, Erwerbunges 
gründe 296, Berwandlung berfels 

ben in Souveränetät 288. 
gandesneceffarien IL 477. 
Landes⸗ u. Polizeiordnungen I. 132. 
gandesfchulden H. 459. 463. 
Landesſtaatsrecht I. 5. 19, 
129. 161. 233. 
Landesfteuerbehörde 1. 505. 
Landesfteuercaffe IL 495. 0 , 
Landesveräußerung II. 596, Ginwils 
ligung der Stände 598 f. 
Landesperfaffungen, fortbauernbe@äls 
tigkeit nach Auflöfung bes Reichs 
1. 154 f. 
Landesverfaffungsgefege I. 233. 
Landes = (Erb> u. Grund⸗) Verglei⸗ 
de 1. 131. 
Eandesverträge, Bedingungen der 
Gültigkeit I. 254 f. 
Landesverweifung II. 298. 445. 


Quellen 


Landau — Landflänbifhe Berfafl. 


Lkandeszuwachs II. 695. 596. 

Lanbfolge I. 198. 

gandfrieden I. 127. 205. 

gandmiliz II. 566. 

gandräthe I. 643. 

Lanbfaffiat I. 396. 444. 

Lanbfchaft I. 507, im Gegenfat zur 
Ritterſchaft 1. 566. 

Lanbfchaftsconfutenten und Syndici 
I. 639. 

Landfchaftsbirectoren und Marſchaͤlle 
1. 633. 639. 

Landſchat II. 494. 

Lanbftände, Entſtehung I. 543, Rech⸗ 
te derfelben in älterer Zeit SA4f., 
umfang ihrer Rechte 6546. GO4f., 
repräfentativer Sharacter 518, be: 
rathende 674, Provinzialflände, 
wefentliche Beflimmung 576, Ber: 
Hältniß zur Regierung 578f., Uns 
verletzlichkeit 579 f., Streitigkeiten 
mit der Regierung, einzelne Redte 
004 f., ordentliche 607, außerors 
dentliche 611, Petitions⸗ u. Be 
ſchwerderecht 600 f., Berufung u. 
Berſammlung 622, Zeit ber Be 
rufung 626, Drt der Berfamm: 
lung 629, Art u. Weile ber Gone 
vocation 629, Sitzungen GA. 

Landftändifcdye Berfaſſung, Uxfprung 
und Gharalter der ältern I. 896, 
Aufhebung derfelben 562, Wieber: 
berftelung 564, Erklaͤrungen über 
biefelbe auf dem Wiener Gongreß 
555 f , Beflimmung der Bundes⸗ 
atte 558, Verhandlungen ber Buns 
desverfammlung 559, Beflimmuns 
gen der Wiener Gchlußacte 561, 
Schlußacte v. 1834 I 663, neuere 
Einridtung 561. 

— — der neuern Zeit. Nothwen⸗ 
digkeit berfelben I. 558. 561. 572, 


Landſtandſchaftsrecht — Majorität 


aligemeiner Charakter 573, Grund 
lagen 583. 

Landſtandſchaftsrecht I. 591, deſſen 
Verleihung 593, Bedingungen der 
Ausübung 595 f., Erlöſchung 612. 

Landſtraßen II. 353. 

Landſtreicher II. 294. 

gandfturm II. 566. 567. 

Landtage, orbentlidhe und außeror⸗ 
bentliche I. 622. 626f., Eröffnung 
631, Dauer 643, Vertagung, Aufs 
löſung und Schluß 644 f. 

Landtagsabſchiede I. 131. 646. 

Landtagsmarſchall 1. 633. 639. 

Sanbwehr J. 439. II. 567. 

Lanbwirthichaftspolizei IL 331. 

Lauenburg, Berfaffungsgefeg I. 242, 
Berpättnig zum Bunde I. 622. 

Leden od. Leiden II. 402. 

Legitimation unehelich Geborner I. 
312 f. 11. 377. 379 f. 

gegitimitäts Prinzip I. 72. 

gehen, heimgefallene II. 448. 

Lehenbare Territorien, deren Ber: 
äußerung II. 597. 

Lebendienft 11. 527. 

Lebenhöfe II, 457. 

Lehenrecht 1. 10. 

Lebensallodification U. 467: 

Lehensherrlichkeit 1.150, über Reichs⸗ 
(eben 158. 

Lehenshoheit II. 456. 

Lehranflalten, auswärtige II. 372. 

Lehrfreiheit IL. 371. 

Leibeigenfchaft I. 401. 423. 

geibnig 1. 20. 

Leibzoll I. 511. 

Leihhäuſer IE. 317. 

Leſefreiheit II. 303. 

Lex Rhodia de jactu Il. 587. 

Lex specialis H. 186. 

Lichtenberg, Fürſtenthum II. 620. 
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Lichtenftein, KRerfaffungsurkunde 1. 
216, Domänen 433. 

Limburg, Herzogthum, Bereinigung 
mit dem deutſchen Bunde II. 629, 
Berhandlungen ber Nat. Verſamm⸗ 
lung über bie Limburger Frage 630. 


" 2imnäus (Joh.) I. 19. 


gineal= Syitem I. 332 

Lippe Detmold, KBerfaffungsgefese I. 
246. 

Liquidationscommiffton I. 663. 

Lode (Sohn) 1. 53. 

gombarbei II. 619. 

Londoner Zractat v. 8. Mai 1852 
II. 628. . 

Lotto II. 317. 

Lübeck, Verfaſſungsgeſetze I. 65% f., 


” Gollegien ber Bürgerſchaft 663, 


Buͤrgerausſchuß 667. 

Lüneviller Frieden I. 136. 

Lünig (Joh. Ehrifl.) I. 20. 

Lupold von Bebenburg I. 16. 50. 

Luxemburg, Großherzogthum II. 625, 
Abtretung der einen Hälfte an 
Belgien 628, Entſchädigung bes 
Bundes 629, Verfaſſungsurkunde 
I. 243. 

— , Stadt, als Bundesfeſtung II. 
823. 

eynchgeſetz UI. 237. 


Machtſprüche Il. 123. 200. 232. 

Magiftrate II. 5. 6. 

Magiftratsmitglieder I. 533. 

Mainſchifffahrt I. 351. 

Mainz, Reichsfeſtung? II. 574. 

— als Bunbesfeftung II 821, Bes 
ſatzungsrecht 822, 

Mejorat I. 335. 

Majorität der Stimmen beim Reiches 
tag I. 112, f. aud) Mehrheit der 
Stimmen. 
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Malmöder Baffenftiuftany I. 628. 

Mandata de administranda justilia 
JI. 219. 

Mandat ber Deputirten I. 611. 

Männlihes Geſchlecht, Borzug bei: 
feiben bei ber cognatiſchen Erb⸗ 
feige 1. 342. 314, Bedingung bes 
Wahlrechts 597. 

Mantellinder L 313. 

Manufacturen I. 311. 

Marineausfhuß I. 805. 

Märkte, Jahr: und Wochenmärlte 
nl. 315. 

Marfilius von PYabua 1. 16. 50. 

Maßregelncommiſſion II. 214. 

Matrimonium ad Morganalticam, ad 
Legem Salicam U. 319. 

Mayſcheidt I. 468. 

Mecklenburg, Berfaffungsgefege 1. 
245, fländifche Goncurrenz bei der 
Geſetzgebung II. 149 f. 

Mediatifirte Zürften und Grafen L 
466 f., Beflimmungen der Bun: 
desacte 470, der Wiener Schluß⸗ 
acte 472, richterlishe Inftanz 472, 
Ebenbürtigkeit 479, Garantie ih⸗ 
rer Eigenthumsrechte 478, Recht 
der Autonomie 480, Familienſta⸗ 
tute berfelben 481, privilegirter 
Geridyteftand 484, Freiheit von 
der Militairpfliht 484, Steuer 
freiheit 484, freie Wahl bes Aufs 
enthalt6 484, Landſtandſchaft 485, 
Gerichtsbarkeit 186, Schulden 486. 

Mebiatifirungen v. 1806 I. 144, Bes 
flimmungen d. Rheinbundsacte 148, 

Medicinalpolizei IL. 326. 

Mehrheit ber Stimmen bei ben Stän⸗ 
den I. 635, in ber Bundesver⸗ 
femmiung I. 647. 675 f. 

v. Meiern I, 22. 


Malmoer Waffen. — 


Monarchiſch. Prinzip 


Meiningen, Grundyefeg L 241, De⸗ 
mänen 131. 

Meinungsfreiheit L 415. 

Meflen IL 313. 

Methode des Gtaatsredhts L 32. 

Milderung der Strafe aus Guade 
U. 226. 

Militär, reguläre IL 363. 

Militärausichuß der Bunbesverf. U. 
661. 665. 

Militärcommiffton, techniſche d. Bun- 
des II. 665. 

Militärdienft J. 439. 

Militärs Etat IL 563. 

Militärhobeit IL 5356 f., Gränzen 
derf. 560, formelle Schranten 561, 
Goncurren; der Stände 562. 

Militärpflicdyt, allgemeine L 401. 440. 
I. 568. 567, Ausnahmen 668. 

Militärftrafgefege H. 561. 

Militärverhältniffe des deutſch. Bun⸗ 
des 11. 800. 

Minifter, Verantwortlichkeit L 271, 
Zbeilnabme an ben Berbandlungen 
der Stände 634. 

Minifterialconferenzen, Wiener von 
1820 I. 231, von 1834 232. 

Minifterien, verſchied. Departements 
u. 12.° 

Minorat 1. 335. 

Minoritätswahlen I. 620. 
Mißbrauch der Lanbeshoheit (Staates 
gewalt) 1. 119. 371. 373. 390. 

Mißheirath I. 319 f. 

Mißtrauensvotum 1. .277. 

Mitderrfiher, Mitregent L 71. 

Mitregentfdyaft I. 388. 

Monarchie I. 70, conftitutionelle 83. 

Monardyifches Prinzip I. 74, Grlläs 
sungen ber Bundesgeſetze 562. II. 
715. 


Monopolsprivilegien — Decupationen 


Monopolsprivilegien I. 347. * 

Moratorien II. 23. 

Morganatiſche Ehe I. 319. 

Mofer (Joh. Jakob) I. 21, 
Schriften 24. 
— (Sried. Carl vu.) I. 22. 
Mühlen U. 310. 
"Münchener Aufftellung v. Febr. 1850 
I. 218. 

Munizipalverfaffung 1. 523. 

Münzfuß U. 367. 

Münzhoheit I. 368. 

Münzredyt II. 368. 

Mufterungen bes deutfchen Bundes: 
heers II. 807. 

Mutfdyirung I. 299. 

Mutter des minderjährigen Fürften 
I. 376. . 

Mynſinger (Joach) I. 17. 


defien 


Nachdruck li. 402. 
Racheile IL 294. 
Nachfolger ſ. Regierungsnadfolger. 


IL 311 f. 


" Nachgeborne I. 454. 


Radywichten, außeramtliche, über pos 
litifhe Unterfuchungen I. 310. 
Racıfteuer I. 401. 421. IL. 543. 
Roffau, KRerfaffungsgefete I. 245, 
DOrganifation der Landesverwaltung 
II. 10, Domänen 433. 
Rationalfouverainetät I. 64. 
Rationalverfammlung, deutſche, Erz 
Sffnung berfelben 1.201, Beſchluß 
vom 27.May 202, — v. 28. Juni 
203 , Auflöfung berfelben 212, 
Aufhebung der von ihr befdhloffe: 
nen Reichsgeſetze 228. 
Naturaldienſte II. 199. 
Natural» Einguartierung, 
davon II. 570. 
Ratürliches Staatsrecht I. 6. 
Raturzuftand I. 53. 


Freiheit 
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Rebenlinien, apanagirte I. 460. 
Redarichifffahrtsconvention IL 352. 
KReutralitätsrecht IL. 584. 
Richtigkeitöbefchwerden II. 212, in 
Austrägalfadhen I. 746. 
Richtregierende Mitglieder der fou- 
verain geworbenen Häufer I. 163. 
Niederlande, als Bunbesglied II. 624. 
Nieberlaffung, Recht berfelben I. 402. 


‚Niederlegung der Regierung I. 387. 


Rordamerikanifche Verfaffung I. 94. 
Nordiſcher Reihebund v. 1806 I. 146. 
Rormaljahr von 1624 I. 408. 
Notare, Ernennung derfeiben IL 381. 
Rotariat II. 204. 

Nothbete I. 491. 610. 

Nothwehr I. 437. 

Nulitätsbefchwezde ſ. Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerden. 

OBedientia mere passiva I. 433. 

Dberappellationegerichte II. 212, ges 
meinfchaftliche 214. 215. 

Oberaufſichtsrecht, kaiſerliches (jus 
devolutionis, potestas suppletoria) 
1. 119. 

— ber Regierung II. 192, Wittel 
zur Ausübung 193, Grenzen 194, 
Goncurrenz der Stände 196, über 
das Juſtizweſen H. 218. 

Obereigenthum des Staats Il. 401. 

Oberfeldherr des Bundes IE 814, 
defien Befugniſſe 816. 

Dbeshauptöfrage bei Berathung ber 
deutfchen Reichsverfaſſ. I. 210. 211. 

Dbervormundfchaft II. 204. 

Obrigkeit, chriftliche Lehre von derf. 
I. 69. 73. 

Obſervanz L 10. LI. 139. 140. 

Occupation, feindliche I. 361. 

Dccupationen, Preußifche in Kranken 
1. 134. 
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Malmöder Waffenſtillſtand II. 628. 

Mandala de administranda justilia 
Ji. 219. 

Mandat ber Deputirten I. 614. 

Männliche Geſchlecht, Vorzug bei: 
felden bei ber cognatifchen Erb⸗ 
folge I. 342. 344, Bebingung des 
Wahlrecht 597. 

Dantellinder I. 313. 

Manufacturen II. 341. 

Marineausfchuß II. 805. 

Märkte, Zahr= und Wochenmärkte 
II. 345. 

Marfilius von Padua I. 16. 50. 

Mafregelncommiffion II. 214. 

Matrimonium ad Morganaticam, ad 
Legem Salicam ll. 319. 

Mapfcheibt I. 468. 

Mecklenburg, Berfaffungsgefege I. 
245, ftändifche Goncurrenz bei ber 
Gefeßgebung II. 149 f. 

Mediatifirte Fürſten und Grafen L 
466 f., Beſtimmungen ber Buns 
desacte 470, der Wiener Schluß 
acte 472, richterlighe Initanz 472, 
Ebenbürtigkeit 479, Garantie ih⸗ 
rer Eigenthumsredhte 478, Recht 
der Autonomie 480, Yamilienfta= 
tute berfelben 481, privilegirter 
Gerichtöftand 484, Freiheit von 
der Militairpflicht 484, Steuer 
freiheit 484, freie Wahl bes Aufs 
enthalts 481, Lanbftandfchaft 485, 
Gerichtsbarkeit 486, Schulden 486. 

Mebiatifirungen v. 1806 I. 144, Bes 
ffimmungen d.Rheinbundsacte 148. 

Medicinalpolizei IL. 326. 

Mehrheit der Stimmen bei den Stän- 
den I. 635, in ber Bundesver⸗ 
fammlung II. 647. 675 f. 

v. Meiern I. 22, 


Malmöer Waffenſt. — Monarchiſch. Prinzip 


Meiningen, Grundgeſet I. 241, Do: 
mänen 431. 

Meinungsfreiheit I. 416. 

Meſſen IL 345. 

Methode bes Staatsrechts I. 32. 

Milderung der Strafe aus Gnade 
11. 226. 

Militär, reguläres IL 365. 

Militärausfchuß ber Bunbesverf. U. 
661. 665. 

Militärcommilfton, techniſche d. Bun⸗ 
bes II. 665. 

Militärbienft I. 439. 

Militärs Etat I. 663. . 

Militärhopeit I. 556 f-, Gränzen 
derf. 560, formelle Scyranten 561, 
Concurrenz der Stände 562. 

Militärpflicht, allgemeine L 401.440. 
II. 561. 567, Ausnahmen 568. 

Militärftrafgefege IL. 564. 

Militärverhältniffe des deutidy. Bun: 
des II. 800. 

Minifter, Verantwortlichkeit L 271, 
Zheilnahme an ben Verhandlungen 
der Stände 634. 

Miniflterialconferenzen, Wiener von 
1820 I. 231, von 1834 232. 

Minifterien, verſchied. Departements 
II. 12.° 

Minorat I. 338. 

Minoritätswahlen I. 620. 
Mißbrauch der Landeshoheit (Staates 
gewalt) I. 119. 371. 373. 3%. 

Mißheirath I. 319 f. 

Mißtrauenspotum I..277. 

Mitherrſcher, Mitregent L 71. 

Mitregentidaft I. 388. 

Monarchie I. 70, conflitutionelle 8. 

Monardyifches Prinzip I. 74, Grit 
rungen der Bundesgeſetze 562. I. 
715. 


Monopolsprivilegien — Occupationen 


Monopolsprivilegien II. 347. > 

Moratorien II. 234. 

Morganastifhe Ehe I. 319. 

Mofer (Bob. Jakob) I 21, 
Schriften 24. ö 

— (Fried. Garl v.) I. 22. 

Mühlen II. 340. 

Münchener Aufftellung v. Febr. 1850 
I. 218. 

Dunizipalverfaffung I. 523. 

Münzfuß U. 367. 

Münzhoheit II. 368, 

Münzrecht II. 365. 

Mufterungen bes beutfchen Bundes: 
beerd II. 807. 

Mutfchirung I. 299. 

Mutter des minderjährigen Fürften 
I. 376. j 

Monfinger (Joach.) I. 17. 


deflen 


Nachdruck I. 402. 
Nacheile IL 294. 
Nachfolger f. Negierungsnachfolger. 
NRachgeborne I. 454. 
Nachrichten, außeramtliche, über pos 
litifhe Unterfuchungen II. 310. 
Nachſteuer I. 401. 421. IL 543. 
Raflau, Verfaſſungsgeſetze I. 245, 
Drganifation der Landesverwaltung 
II. 10, Domänen 433, 
Rationalfouverainetät I. 64. . 
Kationalverfammlung, deutfche,- Ers 
öffnung berfeiben 1.201, Befchluß 
vom 27.May 202, — v. 28. Juni 
203, Auflöfung berfelben 212, 
Aufhebung ber von ihr befchloffe: 
nen Reichsgeſetze 228. 
Naturakbienfte II. 199. 
Natural Eingnartierung, 
davon II. 570. 
Natürliches Staatsrecht 1. 6. 
Raturzuftand H. 53. 


I. 311. 


Freiheit 
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Rebenlinien, apanagirte I. 460. 
Nedarichifffahrtsconvention II. 352. 
Reutralitätsredyt II. 584. 
Nichtigkeitsbefchwerben II. 212, in 
Austrägalfachen II. 746. 
Nichtregierende Mitglieder ber ſou⸗ 
verain gewordenen Häuſer I. 163. 
Niederlande, als Bundesglieb H. 624. 
Niederlaffung, Recht derfelben I. 402. 


‚Niederlegung der Regierung I. 387. 


Rorbamerikanifche Verfaffung I. 9. 
Rordifcher Reichsbund v. 1806 IL. 146. 
Rormaliahr von 1624 I. 408. 
Notare, Ernennung derfeiben U. 381. 
Notariat II. 204. 
Nothbete HI. 491. 510. 
Nothwehr I. 437. 
Nullitätsbefchwerde ſ. Richtigkeitsbe⸗ 
ſchwerden. 
@bedientia mere passiva I. 433. 
Dberappellationsgerichte II. 212, ges 
meinſchaftliche 214. 215. 
Oberaufſichtsrecht, Taiferliches (jus 
devolutionis, potestas suppletoria) 
1. 119. | 
— der Regierung I. 19%, Mittel 
zur Ausübung 193, Grenzen 194, 
Goncurrenz ber Stände 196, über 
das Juſtizweſen II. 218. 
Dbereigentyum des Staats Il. 401. 
Dberfeldherer des Bundes II 814, 
deſſen Befugniffe 815. 
Obexhauptsfrage bei Beratbung ber 
deutſchen Reihsverfafl. I. 210. 218. 
Dberpormundfchaft II. 204. 
Obrigkeit, chriſtliche Lehre von derf. 
I. 69. 73. 
Obſervanz I. I0. U. 139. 140. 
Dccupation, feindliche I. 361. 
Dceupationen, Preußifche in Franken 
I. 134. 
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Ochlokratie I. 72. 

Dctroiirte Werfaffung I. 252. 

Dffener Brief des Königs v. Däne- 
mark v. 8. Juli 18146 I. 872. IE. 
623. 

Öffentlichkeit ber ſtändiſchen Ver⸗ 
bandlungen I. 637, der Bundeds 
tag&sBerhandlungen II 655. 

Officiales publici II. 17. 


Didenburg, Staatsgrundgefeg I. 246, 


Domänen 433. 

Dligardie I. 72. 

Orden IE 382. 

Ordnung ber zehn Kreife v. 1521 
I. 127. 

— der Bundesglieber II. 630. 

DOrbnungsftrafen IL. 49. 743. 

Drganifation der Saatsbehörben IE 
11. 

Drganifche Einrichtungen des Bun⸗ 
des II. 681. 682. 684. 693. 710. 

Örterung I. 299. 

Drtsbürgerredyt I. 532. 

Drtspolizei I. 633. 

Drteftatut I. 626. 

Drtövorfteher I. 533. 

Oſt⸗ u. Weftpreußen, Aufnahme in 
Sen Bund II. 620. 

Öfterreich, Verfaffungsgefege I. 235, 
Stänbifche Verfaſſung 565, Bes 
hörden II. 6, Domänen 423. 

— Bundesländer deffelben II. 619, 
Aufnahme von Gefammt : Defters 
reich in den Bund 633, Präfibials 
recht in der Bundesverfammlung 
641. 


Pactirte Verfaffung I. 252. 

Pactum Henrico - Wilhelmianum 1. 
369. 

Papiergeld II. 369. . 

Paragium I. 454. 


Ochlofratie — Philofophifche Methode 


Barallelismus I. 12. 

Parlament, deutfches L 201, f. audı 
Rationalverfammlung. 

Parifer Frieden von 1814. I. 165. 

— — von 1516. I. 182. 

Parität ber Religionspartheien I. 411. 
Yäffe, Befugniß der Bundestagsge⸗ 
fandten zur Ertheilung LI. 674. 

Paßgeſetze II. 299. 

Paßkarten 1. 298, Berein beutfcher 
Staaten 299. 

Paßweſen II. 297. 

Patent des Königs v. Preußen vom 
18. Mär; 1848. 1. 189. 

Patrimoniales Princip I. 66. 

PYatrimonialgerichtsbarkeit UI. 266 f., 
Geſetze über Aufhebung derſelben 
268, Pflichten 269, Unterordnung 
270, Gerichteverwalter, ihr recht⸗ 
liches Verhältniß 278. 

Denfionen, nad dem NReichöbeputa= 
tionsfhluß von 1803. I. 489. 

Penfionirung ber GStaatöbiener IL 
66. 74. 

Dermanenz bed Reichstags I. 112. 

Derfonaliften I. 112. 447. 

Derfonalstinion I. 97. 

Perfönliche Freiheit, Schug derſel⸗ 
ben IL 200. 

Peter aus Andlau (Petrus de Andlo} 
l. 17, 

Yetitiensrecht L 429. 

Pfahlburger I. 519. 

Pfalzgrafen, Comites sacri Palatii 
IL 377. 

Pfarrgüter, Steuerfreiheit berf. IL. 
625. 539. 

Pfeffinge® (Joh. Froch.) I. 20. 

Pflaſter, ftäbtifches H. 356. 

Pflaftergelb II. 555. 

Philippsburg, Reichsfeſtung II. 673. 

Philoſophiſche Methode I. 33. 


Philoſophiſches Staatsr. 


Philoſophiſches Staatsrecht 1. 6. 

Phyſici H. 329. 

Placet II. 193, regium 196. 

Plenum ber Bundesverfammi., Ges 
genftände, welche vor daffelbe ges 
bören II. 681. 681 f. 

Police judiciaire et administrative 
II. 289. 

Politik I. 2. 

Politiſche Rechte ber Unterthanen 1. 
406. . 

— und Religiondverfaffung der Ent: 
ſchädigungslande I. 139. 

Holitifcher Ausfhuß der Bundesver⸗ 
fammlung II. 663. 

Polizei, SGefährlichfeit derfeiben I. 
274, Sicherheits- u. Wohlfahrts⸗ 
polizei 275. 290, präventive, ve: 
preffive und reparative 276, hohe 
und niedere 277, geheime 195. 277, 
Verhältniß der Polizei zur Juſtiz 
283. 286, Strafbefugniß 287. 

Polizeidelicte, Unterfuhung u. Bes 
ſtrafung derfelben II. 287. 

Polizeidirectionen II. 280. 

Dolizeigefehe u. Verordnungen II. 281. 

Doligeigewalt I. 422. 

Polizeihoheit 11. 272, Begriff und 
Gegenftand 273f., Soncurrenz ber 
dandſtände 278. 281 f., rechtliche 
Grenzen 283, Befugniß 3. Zwangs⸗ 
anwendung 285, Hauptgegenftände 
20. 

Polizeiordnungen II. 279. 

Polizeiftaat TI. 284. 

Polizeivergeben f. Polizeidelicte, 

Dolizeiwachen II. 559. 

Poſen, Großherzogthum II. 620, Ber: 
bandlungen der Nat. Berfammig. 
621 f. 

Poſten II. 357. 

Postliminium I. 364. 
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Poftregal IL. 358. 

Poftverein, deutfch=öfterreichifcher II. 
363. 

Potestas judiclaria II. 201. 

Dräbicate II. 381. 

Präjudicien der Obergerichte II. 1m. 
175. 

Prälaten I. 487, ſchwäbiſche u. rhei⸗ 
nifche 114. — 

Prälatenſtand I. 488. 490. 

Prärogative der Krone I. 65. 292. 

Präfentationsredht II. 35. 

Präfidenten ber Stänbeverfammlung 
I. 633. 

Präſidium der Bundesverfammlung 
11. 641, Präfibialbefugniffe 642. 

Presburger Zrieden I. 141. 

Drefie, Bundesmaßregeln Il. 716. 

Preßfreipeit I. 402. 416f. TIL. 302. 

Preßgeſetz des Bundes I. 417. 

Preßgeſeggebung in den Bundesſtaa⸗ 
ten I. 419. 

Preßmißbräuche II. 302, Beftrafung 
308. 

Preßpolizei IT. MI. 

Preßvergehen 11. 303, Beſtrafung 308. 

Preußen, Rerfaffungsgefege I. 236, 
Provinzialftände 565, Reichsſtände 
567, Kammern 568, Organifation 
der Behörden II. 7, Domänen 423, 
Bundesiande 620. 

Primogenitur in ben Kurfürftenthüs 
mern I. 300, weitere Einführung 
302. 337, Recht berf. 334. 336 f. 

Princeps legibus solutus est? I. 
180. 

Principatus I. 70. 

Drinzeffinfteuer II. 490. 499. 
Privatanſprüche gegen den Bund, 
Rechtsweg für diefelben H. 779. 
Privatausträge der Bunbeöglieder II. 

730 f. 
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Privatdiener bed Landesfürſten II. 18. 
Privatdocenten TI. 375. 
Privatfehden der tandesherren IL 584. 
Privatfürſtenrecht I. 5. 

Privatgut, fürftliches 11.404, Eteus 
erfreiheit deffelb. 528. 

Hrivathandlungen bes Regenten I. 
359. 

Privatrechtsſachen des Landesherrn II. 
252. 

Privatrechtsfphäre, Eingriff in dies 
ſelbe II. OL f. 

Privatreclamationen bei ber Bunbes« 
verfammlung H. 786. 

Privilegia de non appellando II. 212. 

— Ssci II. 393. 

— impressoria II. 311. 

Privilegien I. 132. II. 103. 187, 
verfchiedener Inhalt 190, Aufbes 
bung 191. 

Privilegiengewalt des Kaifers II. 188, 
der Lanbeöherren 188, Concurrenz 
der Landftände 189. 

Proclamation ber Bundesverſamm⸗ 
tung vom 1. März 1848 I. 190. 

Promemoria, dv. Lepelſches, vom 4. 
Mai I. 200. 

Propoſitionen, landesherrliche I. 630. 
63%. 

Protectionss u. Echirmbriefe 1. 282. 

Proteftation, Recht bazu I. 437. 

— ber Fürften u. Städte auf dem 
Wiener Congreß I. 167. 

Protocolle der Bundesverfammlung 
1. 225. II. 658. 

Provinzialregierungen IL. 13. 

Provinzialftände II. 160. 

Provinzialverfaffungen,, 
des Bundes II. 768. 

Proviſoriſche Sentralgewalt I. 208. 

— Unionöregierung I. 220. 

Proviforifches Verfaſſungsgeſet I. 256. 


Gompetenz 


Privatdiener — Rechtsgleichheit 


Provocatio ad agendum im Au6träs 
galverfahren TI. 743. 

Yublication der Befege II 175 f. 

v. Yufendorf (Samuel) I. 19. 

Yupitleneollegien I. 316. 

Hütter (Joh. Stephan). 22, Schrif: 
ten 238. 


Quarantaineanftalten II. 330. 
Quartierslaft II. 570. 
Quellen des beutfhen Staatsrechts 
aus der Zeit des Reiche I. 123. 
— bed Bundesrechts L 222, Samm: 
lungen berf. 223, 

— , neuere, bed Landes = Staates 
rechte I. 233. 

Querela nullitatis gegen Auöträgal- 
Erkenntniſſe I. 746. 


Mangordnung IL 381. 

Rangverhältniß der Bunbesglieber 
1. 632. 

Raftatt, ale Bundesfeſtung II. 825. 

Ratbfames Gutachten II. 153. 159. 

NatificationssDecret, kaiſerliches 1. 
116. 

Reactivirung der Bundesverſammlg. 
I. 230. 

Realſyſtem I. 6. 

Real sUnion I. 97. 

Receptionsverträge I. 164. 

Rechnungscommiſſion für das Bun: 
bescaffenwefen II. 830. 

Recht des erften Angriffe IL 289. 

— beö bewaffneten Wiberftandes I. 
389. 

— des Stärkern I. 66. 

Rechte, Unterfchieb zwifchen bürger: 
lichen und politifchen I. 406, 

Rechtsbücher bes Mittelalters I. 16. 

Rechtsgleichheit IE. 144. 


Rechtsmittel — Reichdinfignien 


Rechtsmittel gegen Austrägal = rs 
fenntniffe II. 744. 

NRechtöpflege, Verweigerung od. Hems 
mung Serfelben II. 210. 

NRechtspolizei II. 204. 

Nechtös u. Intereſſeſtreitigkeiten der 
Bundesglieder II. 727. 

Rechtsweg 1. 426. II. 210. 

Reclamationscommiffion II. 661. 

Recurs an den Reichstag II. 207. 

— an fämmtlidye Bunbesglieder IE 
69. 

Recursinſtanz der Mebiatifirten IL 
171. 783 f. 

Rebaction der Geſetze II. 166. 

Redefreiheit I. 637. 

Reform der deutſchen Verfaſſung, 
Schriften darüb. L 187. 

Reformatio in pejus II. 232. 

Regalien I. 66, nusbare II. 397. 

Negentenbandlungen II. 181. 

Regentichaft I. 370, ſ. auch Vor⸗ 
mundſchaft. 

Regentſchaftsrath J. 382. 

Regierung der deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten II. 1. 

Negierungsarte des Regenten I. 359. 
360. 

Negierungsantritt I. 366. 

Negierungsbevollmädhtigte auf den 
Univerfitäten II. 375. 

Regierungsform I. 70. 250. 

Regierungsgefhäfte, Verpflichtung 
des Fürften zur Vollziehung deſ⸗ 
ſelben II. 2. 

Regierungsgelege II. 141. 

Regierungsgewalt, Ipso-jure = Uebers 
gang berf. I. 304. 306. 

Regierungsnadhfolger, Berbindlichkeit 
befielben aus frühern Regierungs⸗ 
acten I. 353 f. 


Bahariä’s Staatsrecht. ar Bb. 2te Aufl. 
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Regierungsrecht II. Lf., verfchiebene 
Gegenftänbe deffelben 81. 

Regierungsfachen II. 81—86 f. 

Regierungsunfäbigleit I. 371. 

Regiftratur II. 15. 

Regnum, Reid I. 70. 

Regrebienterben I. 340. 343, 

Rehabilitation II. 226. 228. 

Reich, deutſches, Ueberſicht feiner 
Verfaffungsverhältniffe J. 99 f., 
Auflöfung 133 f. 

Reichsabſchiede 1. 113, 
derfeiben I. 128. 

Reichsacht I. 3W. 

Reichsadel I. 498. 

Reichsämter, deren Erblichkeit I. 299. 

Reichsanlagen II. 483. 

Reichsarchive I. 178. 

Reichsbürgerrecht I. 399. 

Reichsdeputation L 116. 

— , außerordentlihe, von 1802. L 
137. 

Reichebeputationshauptichluß v 1803 
I. 138, 

Reichsdiener I. 160. 

Reichsdomänen II. 409. 

Reichderecutiondsorbnung I. 127. 

Neichefeftungen II. 573. 

Reichöfriedensbrud I. 121. 

Reichöfürftenrath I. 114. 

Reichsgerichte I. 108. LI. 206. 

Reichögefege I. 115. 227. 

Neichögefegblatt von 1848 u. 1849. 
I. 228. 

Reichsgutachten I. 115. 

Reichsgüter od. Domänen II. 409. 

Reichshofcanzlei I. 108. 

Neichshofrath I. 108 II. 207, Ord⸗ 
nungen deff. I. 128. 

Reichsgrundgeſetze I. 123. 

Reichsinſignien I. 178. 


Sammlung 
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Reichskammergericht I. 17. 108, 
Reichslammergerichts = Depofiten L 
178. 
— und Neidhshofrathsorbnungen TI. 
128. 
Reichskreiſe L 110. 116. 
Reichelrieg II. 584. 
Reichslaſten II. 484. 
Reichslehen II. 410, 455, Erlöſchung 
derf. I. 158. 456. 
Reihömannlehen I. 311. 
Reichsmatrikel I. 127. 
Reidysmilitärgewalt II. 557. 558. 
Reichsoperationscaſſe I. 160. 
Reichspfandſchaften FI. 410. 
Reichepolizeiorbnungen I. 128. IL. 279. 
Reichepoften H. 359. 
Reiheprälaten I. 114. 487. 
Reichsregierung I. 106. 
Reichsregiment von 1500. I. 109. 
Reichsritterſchaft f. Ritterfchaft. 
Reichefchlüffe I. 112. 115. 
Reichsſchulden I. 160. 
Reichsftaatsgewalt I 99. 104. 
Reichsſtaatsrecht I. 5. 99 f. 
Reichsftäbte, freie I. 114. 139. 520. 
Reichsſtände, verfchiebenes Verhält⸗ 


niß nad Auflöfung des Reichs J. 


152. 
Reichsſtandſchaft I. 111. 412. 448. 
Reichsſteuern II. 480. 498. 


Reichstag od. Reichsverſammlung I. 


ı18. 

Reichgunmittelbare I. 100. 
Reichsverweſer, Erzherzog Zohann 1. 
204, Abdankung beffelben 217. 

Reichsvicariat I. 102. 

Reinkingk I. 18. 

Neifeloften der Landtagsdeputicten I. 
616. 

Relaxatio legis Il. 183. 

Religion J. 40. 


Reihdlammergeriht — Reuß 


Religionis exerciiium publicum et 
privatum L 411. 444. 

Religionsangelegenheiten bei d. Bun: 
desverfammlung I. 688. 

KHeligionsbelenntniß I. 407. 411. 

— , beftimmtes, als Bebingnng bes 
Bucceifionsrehhts I. 326. 

NReligionspartheien, chriſtliche, Rechts: 
gleichheit derf. in Deutſchland IJ. 410. 

Religionsäbung 1. 411. 

Religionsunterricht II. 370. 

Remolio ab officio II. 69. 

Renten, birecte u. fubfidiarifche, auf 
die Rheinfchifffahrtäoctroi angewies 
fen I. 175. 489. 

Rentlammer Il. 414. 

Repräfentation bes Volks, Prinzip 
berf. I. 87. 574. 

Nepräfentationsredht, repräfentativer 
Character der Landſtände I. 548. 
676. 578. 

Repräfentativgewalt I. 69. II. 576. 

Repräſentativſyſtem, Gefchichte ber 
Entwidelung I. 83. 

Repräfentativverfaffung, monardyis 
ſche I. 87, Gegenſatz zur landſtän⸗ 
difhen Verfaffung I. 555.556. 560. 

Repreflalien II. 584, 


KRepublik I. 70. 


Republikaniſches Prinzip I. 75. 

Res communes If. 402, 

— judicatae L 131. 

Nefervatrechte, Laiferlicdye I. 105. 107. 

ReferverInfanterie-Divifion des Bun⸗ 
beöheere II. 809. 

Reſignation der Staatöbiener II. 62. 

Restitutio ex capite novorum in 
Austrägalfacdyen 1. 735. 

Retorfion IE. 581. 

Reuß, ältere und jüngere Linie als 
Bundesglieder IL. 617, Verfaſſungs⸗ 
urtunde I. 216. 


Reverſalien — Schriftlichkeit 


Reverſalien, fürſtliche I. 263. 

Reviſion der Bunbesverfaffung 1.191. 

Revocation veräußerter Domänen II. 
452 f. 

Rhein, ale Gränze gegen Frankreich 
I. 136. 165. 11. 591. 

Rheinbund, Stiftungsurktunde, Mit: 
glieder, Protector, Verfaſſung 1. 
143f. 146f., Auflöfung 175. 

Rheinbundsacte, Beftimmungen der⸗ 
-felben I. 137 f. 

Rheinifche Kurfürften I. 114. 

Rheinſchifffahrt II. 319. 352. 

Rheinfchifffahrtsoctroi 1.139. it. 349. 

Mheinzölle II. 349. 519. 

Richter, defien Amt II. 203, Vers 
fegung 61, ntlaffung 76 f. 

Richtereid IT. 34. 237. 

Richterliche Gewalt I. 68, im beuts 
ſchen Reich 107, in den Buns 
vesftaaten II. 202 f. 

Rittergüter, Steuerfreiheit II. 528. 

Nitterorden, geiftliche I. 490. 

Ritterſchaft, ihre Repräfentation 1. 
585, Gteuerfreiheit II. 525 

—, reichsunmittelbare I. 417. 494, 
Nechtszuftand nad) der Bundesacte 
498, landſäſſige 500. _ 

KRömermonate II. 481. 

Romiſcher König I. 102. 

Nömifhes Recht als Quelle bes 
Staatsrechts I. 8. 19. 

Kothendurger Quart 1. 456. I. 
721. 

Rückwirkende Kraft IL. 143 

Rouſſeau (Iean Jacque) l. 51. 


Sachſen, Kur I. 113, Königreich, 
auf dem Wiener Songreß 163 172, 
Berfaffungsgefede 237. 569, Dr: 
ganifation ber Behörden 1.7, Dos 
mänen 425, Betheiligung am Drei⸗ 
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königsbündniß I. 213, Rücktritt 
-von demfelben 217. 

Sachſen⸗Gotha, Ausfterben des Haus 
fes II. 615. 

Sadhfenfpiegel l. 15. 

Säcularifation der Stifte u. Klöſter 
I. 138. 

Sammlungen der deutſchen Verfaſ⸗ 
ſungsgeſetze I. 247. 

Sanction der Geſetze II. 175. 

Sanitätscollegium II. 328. 

Schatullgut II. 404. 406. 

Schatzcollegium I. 642. 11.495. 540 f. 

Schauen, freie Herrſchaft I. 463. 

Schaumburgstippe, Berfaffungsgefes 
I. 246. 

Schaufpiele II. 322. 

Scheidung der Staats⸗ und Privat: 
verlaffenfchaft I. 350 f. 

Schema votantium in der Bundes⸗ 
verfammt. 11. 615. 

Schenkwirthſchaft II. 340. 

Schiedsgericht ſ. Bundesſchiedsgericht. 

Schifffahrt, Freiheit derſelben auf 
deutſchen Strömen II. 349 f. 

Schifffahrtspolizei II. 347. 

Schlagſchat N. 368. 

Schleswig II. 623, Aufnahme in b. 
deutfchen Bund 626. 

Schleswig : Holfteinfche Srage 11. 623 ° 
f., Bundesbeſchluß v. 17. Septbr. 
1816. 625, Erledigung derfelben 
628. 

Schlußacte, Wiener, v. 1820. 1. 230, 
von 1831. 229. 

Schmauß (Joh. Jacob) I. 22. 

Scyöffen II. 203. 

Scöffenverfaffung I. 6. 

Schönburg , Recep = Herrichaften I. 
450. 460. 

Schranken der Regierung 1. 2. 

Schriftlichleit II. 15. 


Schriftſteller, Recht derfelb. II. 313. 

Schulden ſ. Staatsſchulden. 

— ber Reichsoperationscaſſe I. 175, 
der mebiatifirten Fürften 149. 486. 
II. 467, lanbesherriiche 462, abs 
getretener Länder 464, getheilter 
465 , incorporirter 467. 

Schuldentilgung II. 471. 

Schulen IL 370. 

Schulfonds I. 140. II. 371. 

Schutz ber Freiheit, ber Perfon und 
des Eigenthums I. 420 f. 

— des Beflsflandes der Bunbesglie= 
der II. 754. 

— mufitalifcher u. dramatifcher Wer⸗ 
fe gegen unbefugte Aufführung IL 
313. 

Schutbriefe der Bundesverfammlung 
II. 672, 

Schutzgelder I. 511. 

Schuspodenimpfung 1. 330. 

Schwarza, reichsfreier Flecken 1. 463. 

Schwarz burg, Berfaſſungsgeſetze J. 
246. 

Schweden, Eosfagung bes Königs von 
der Theilnahme am deutſch. Reiches 
tag L 142. 

Schweiz, Trennung vom Reiche 1. 
102. 

Schweizerifche Bundesverfaflung I. 94. 

Scutagium IL 490. 

v. Sedendorfs beutfcher Fürſtenſtaat 
L 19. 

Secretaire, ftändifche I. 639 f. 

Secten, dyriftliche I. 410. 

Secundogenitur 1. 334. 

Seitenverwandte, Succeſſion berfel: 
ben I. 332. 

Selbſthülfe, Verbot berfelben I. 121 
1. 206. 

— ber Reichöftände wider die Unter: 
thanen I. 120. 


Schriftſteller — Specialgerichte 


Selbftgälfe zwiſchen Bundesgliedern 
nn. 718. 

Selbſtſtändigkeit ber Bundesſtaaten 
IL. 609. 

Genat, in den freien Städten 1.668. 

Senatscommilfion , befondere, in 
Frankfurt I. 672. 

Geniorat I. 335. 

Separatvotum bei Lanbfländen 1. 
586. 635. 

Service, großer u. Kleiner I. 670. 

Severinus de Mozambano I. 20. 

Sicheres Seleit II. 222. 

Sicherheit, innere, von Deutichland 
I. 609. 710. 711, Maßregeln zur 
Erhaltung berfelb. 712, Bundes: 
einrichtungen für biefen Swed 713. 

Sicherheitsmaßregeln gegen eine bes 
ftimmte Perſon II. 124. 

Sicherheitspoligei 11. 292. 

Siebener Commilfion I. 193. 

Siebzehner: Entwurf I. 197. 

Singulars und Univerfalfucceffion L 
305. 

Eittenpolizei II. 321. 

©ik ber Regierung I. 293. 

Sisungen der Bundesverſammlung 
I. 643 f. 

Sleidanus (Joh.) I. 17. 
Souveränetät I. 43. 45, 
bes Ausdruds 46 f., 
der Bunbesacte 48. 
— der beutichen Fürften, Grundlage 
derfelben I. 285, rechtliche Ratur 

287, Grwerbungsgrände 296. 

Souveränetätsredhte 1.65, freiwillige 
Abtretung berfelben an einen Richt⸗ 
verbündeten II. 601. 636. 683 

Sparkaffen II. 317. 

Specialbevollmädligte zur Bundes: 
verfammilung II. 668. 


Geſqhichte 


.Specialgerichte II. 221. 


Specialinquifition — Staatsrechtl. Litteratur 


Specialinguifition I. 598 

Spielbanlen, Aufhebung bderf. 1. 207. 

Spruchmänner für bas Bundesfchiebss 
gericht II. 772, 

Staat, Begriff I. 35, deffen Weſen 
37, Sphäre 39, Verſchiedenheit 
der Kirdye 40, Entſtehung 48, eins 
facher Staat I. 91. 

Staatenbund L 92. 

Staatenunion L 90. 97 f. 

Staatsamt, Staatsbeamte II. 19. 

Staatsanlehen II. 469. 

Staatsanwaltſchaft II. 211.224. 225. 

Staatsbebürfniffe II. 386, Pflicht der 
Stände, die Mittel zur Dedung 
zu bewilligen 505, außerordentli⸗ 
che 610. 

Staatsbehörben, Organifation bers 
ſelben I. 3. 

Staatsbudget II. 385. 

Staatsbürger, Begriff I. 395, ver: 
fchiedene Klaffen 396. 

Staatsbürgerlihe Rechte L 413 f., 
Suspenfion ber. 412. 446. 

Staatsdiener, Anftellung 11.30, Bes 
ginn ber Eigenſchaft 33, Beeidi⸗ 
gung 34, proviſoriſche Anftellung 
IL 36, allgemeine Pflichten 37, 
Remuneration 38, Verbot anderer 
Geſchäfte 38, Pflicht des Gehor⸗ 
fams 39 f., Berantwortlichkeit wes 
gen Berfaffungsverlegung 41 f., 
Rechte 50 f., vermögensrechtliche 
Anfprüde 51, befondere Priviles 
gien 52, Verpflichtung des Staats 
aus ben Handlungen der Staates 

diener 53f., Berfegung 60, Me: 
fignation 62, Recht, die GEntlafs 
fung zu fordern 62 f., Berlaffen 
bes Poftens 63, Quiescirung 66, 
Entlaffung wider Willen 67 f., 
heutiges Recht 74, Particularge: 
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ſehe 76 f., Entfegung im admini⸗ 
firativen Wege 78, Suspenfion 80, 
Einziehung der Amtseinkünfte 81. 
Staatsdienft, Begriff IH. 17, neuere 
Geſetze über benfelben II. 21—23, 
verfchiedene Arten 23 f., rechtli⸗ 
che Srundlage 25 f., Verpflichtung 
zur Uebernahme 30, Anwartſchaft 
auf einen Staatsdienſt 33, Abs 
juncten 33, Beendigung 59 f. 


‚Staatsbienftbarkeiten II. 592% 


Staatseigenthumsrecht II. 401. 

Staatseintünfte IL. 387. 

Staatsgebiet II. 588, Abtheilungen 
590. 

Staatsgerichtähof I. 280. 

Staatsgewalt I. 43, Rechtsgrund 
berfelben 48. 57 fe, wefentliche 
Eigenſchaften 64, Beſtandtheile 
65 


Staatsgläubiger, Rechte derſelben II. 
472. 

Staatsgrundgeſetz J. 70. 

Staatsgrundgeſete ber einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten I. 234 f. 

Staatsgut, Eiſtenthümer deſſ. II. 
403, Verhältniſſe 418, Beſteue⸗ 
rung deſſ. 538, f. auch Kammer⸗ 
güter. 

Staatslaften I. 438. 

Staatönothredyt II. 120. 

Staatsprüfungen IE. 385. 

Staatsrath I. 12. 

Staatsreht, Begriff I. 1, Gegen⸗ 
ftand 2, CEintheilung 3, Umfang 
5, Quellen 6, Hülfsmittel des 
Studiums 12, Geſchichte der Bes 
arbeitung 15, Methode der Bes 
bandlung u. Syſtematik 32. 

— auswärtiger Staaten I. 13. 

Staatsrechtliche Litteratur 1. 23, alls 
gemeine Schriften 233, Spfteme 
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aus der Zeit des Reichs 21, aus 
ber Beit des Rheinbundes 25, feit 
Errihtung bes beutfchen Bundes 
26, Grunbriffe 26, gefammelte 
Abhandlungen 27, Schriften über 
das Territorial: Staatsredht 28 f. 
Staatsfhulden I. 458 f., neueres 
Recht 468 f., f. auch Schulden. 
Staatöfervituten II. 592. 
Staatsfouverainetät I. 63. 
Etaatsverlaffenfhaft I. 3:0 f. 
Staatsvermögen U. 405. 
Staatsverträge, ale Quelled. Staates 
rechts I. 9, Verletzung von Pris 
vatrechten durch biefelb. H. 118, 
Bedingungen der Gültigkeit und 
Wirkſamkeit für das Land IL 
581. 
Staatsverwaltung II. 1. 
Staatswirthfchaftspolizei II. 331. 
Staatswirthichaftsrecht II. 385. 
Staatswiffenfchaften 1. 14. 
Staatszweck I. 40, verfchiebene Ans 
fihten über benfelben 41. 
Stader Elbzoll II. 652. 
Städte, Reicheftäßte I. 520, Lands 
fläbte 521, Hoheitsrechte 522. 
— , freie, f. freie Städte. 
Stäbteorbnungen I. 525. 526 f. 
Städtiſche Nahrung I. 523. II. 337. 
Stadtrecht I. 619. 
Stadtverordnete I. 533. 
Stadtwache, bewaffnete II. 560. 
Stammgut I. 298. 
Stand unb Gewerbe, freie Wahl I. 
423. 
Stände, befondere Rechte der eins 
zelnen 1.445 f., f. aud) Landftände. 
Standeserhöhung Il. 376. j 
Ctandesherren im Sinne der Buns 
desacte 1. 466, Regulirung ihres 
Rechtsverhältniſſes 473. 


Staatöfchulden — Steuererhebung. 


Standesinterefien I. 586. 

Standesprivilegien IL 114. 

Standesunterſchiede U. 376. 

Ständeverſammlung 1. 622 f. 

Ständiſche Beamte I. 639. 

— Berfaffung 1. 835 f. 

Ständifches Prinzip I. 88. 586. 

Gtandredht IL 222. 293. 413, beffen 
Verkündigung durdy den Bundes⸗ 
feldherrn II. 820. 

Stapelrecht II. 346. 

Stationes fisci IL. 392. 

Statuta, conventionalia, legalia 1. 
139. 

Statute, ber Gemeinden, Grridys 
tung I. 532. 

Gtellvertreter, fländifher L 620. 

Stellvertretung beim Militär U. 568. 

Stempelpapier, Richtgebrauch im 
Austrägals erfahren II. 742. 

Steuer, Begriffli. 474. 512, Neid 
feuern 480, Unterfdyieb von an= 
bern Abgaben 489, Entſtehung der 
Landesfteuern 490, Erhebung und 
Verwaltung durch die Stände 
495. 504, Ueberfhhüffe 496. 515, 
Unterfchied zwiſchen nothwendigen 
und freiwilligen Gteuern 497, 
derfelbe Unterfhieb nady neuerm 
Rechte 509, Erhebung unbewilligs 
ter Steuern bei außerorbentlihem 
Bebürfnif 510, Vereinbarung über 
die NRotbwenbigleit 513, orbinäre 
und ertraorbinäre Steuern 520. 

Steuerausfreibung Il. 539. 

Steuerbewilligung II. 475. 492. IA. 
502. 503, Inhalt des Steuerbe: 
willigungsredhts ber Stände 513f., 
Dauer der Bewilligung 5%. 

Steuerbefreiung der Bundestagsge: 
fandten II. 673. 

Steuererhebung I. 495. 501. 510. 





Steuererlaß — Taxis. 


Steuererlaß 11. 542. 

Steuerfreiheiten U. 523 f., Verlei⸗ 
bung derf. 530, Aufhebung 831 f., 
Entſchädigung ber Berechtigten 
534. 

Gteuerperioben II. 521. 

Steuerpflidht 1. 438. II. 542. 

Steuerrüdftände, deren Beitreibung 
H. 592, NRüdftände vom Vorbe⸗ 
fiter 543. 

Steuerverwaltung II. 495. 504. 540. 

Steuerverweigerung I. 475. 505. 
613. 

Stimmeneinheit in der Bundesver⸗ 
fammlung 11. 676, Xorfrage dars 
über 677, Gegenflände, welde 
Stimmeneinheit fordern 678. 681. 

Stimmenmehrheit in der Bundesver- 
fammiung N. 675. 677. 679, Ge⸗ 
genftände, welche ihr entzogen find 
682 f. 

Stimmrecht in der Bundesverfamms 
lung, Webergang beffelben auf 
Andere II. 637. 

Stollberg, Grafen von I. 462. 

Strafe der BVerfaffungsverlegung 1. 
280. 

Strafertenntniffe UI. 224. 

Strafgerichtsbarkeit der acabemifchen 
Gremien II. 376. 

©träflinge II. 318. 

Strafmittel wider Öffentliche Beamte 
nm. 44. 

Straffchärfung II. 232. 

Gtraßenpolizei I. 352 f. 

Streitigkeiten zwifch. Bundesgliedern 
U. 718 f., verfchiebene Arten ber- 
feiben 722f., unterſchied zwiſchen 
Rechtes und Sntereffeftreitigleiten 
737, rechtliche Grlebigungsweife 
730 f., RBermittelungsverfudy der 
Bunbesverfammlung 736. 
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Subalterne Beamte II. 24. 

Subcollectationsrecht ber Reichsftände 
I. 482, — der Nitterfchaft 526. 

Subditus temporarius I. 443. 

Subjicirter hoher Adel zur Zeit bes 
Reiche I. 460 f. 


Subſcribentenſammeln u. 302. 


Bubfidientractate II. 583. 5885. 
Subsidium charitativum II. 500. 
Subftitutionsclaufel II. 668. 
Successio ex pacto et providentia 
majorum I. 298. 300. 303. 

Succeſſion in Rechte von Kaifer und 
Reich I. 158. 

Succeffionsfähigkeit 1 309 f. 

Bucceffionsorbnung I. 331, befondere 
334. 

Succeſſionsrecht in den fouverainen 
Fürſtenhäuſern I. 303, Bedingun⸗ 
gen 309, rechtliche Natur beffel: 
ben 303 f. 

Summa appellabilis II. 216. 

Summariissimum, bundessedytliches 
11. 754. 

Superioritas territorialis I. 108. 

Suspensio ab officio II. 80 f. 

Suspenfion, allgemeine, flaatsbür: 
gerlicher Rechte I. 412, bes acti- 
ven Staatsbürgerredyts Ginzelner 
445. 

Suftentationsangelegenheit, 
rhenanifcye L 489. 

Spmbole ber deutſchen Ginheit II. 
788. 

Syndici, ftänbifche I. 639, — in 
ben freien Städten 662. 


trans⸗ 


Tabellen über die Juſtizverwal⸗ 
tung, insbeſ. Criminalproceßtabel⸗ 
len II. 219. 

Taxen, polizeiliche II. 341. 

Taxis (Thurn und), Zarifche Poften 
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“11. 358, Beflimmungen ber Buns 
desacte 368. 

Telegraphen 1]. 357. 

Teloneum f. Zoll. 

Zerritorialbeftand ber Bundesſtaaten 
IL 615. 

Zerritorialgewalt, Unterordnung uns 
ter Kaifer unb Reich I. 118. 

Zerritorialboheit I. 86. 

Zerritorialpfandfchaften L 151. 

Zerritorialpoften II. 360. 

Zerritorialprinzip L 56. 

Zerritorialceceß, Frankfurter v. 1819 
I. 174. 

Territorien, Untheilbarkeit und Ges 
ſchloſſenheit UI. 688. 

Zertiogenitur I. 334. 

Seftament ale Grund des Guccefs 
ſionsrechts L 348. 

Zeftamentarifche Zutel I. 375. 

Thalweg bes Rheins I. 591. 

Iheilung der Fürſtenthümer und 
Grafſchaften I. 298. 

— der Staatögewalt I. 76. 

Theokratie I. 72. 

Iheorieen, verfchiebene politifche, über 
die Gntftebung bes Staats I. 52. 

— über den Staatszweck I. 41. 

Thomaſius (Chriftian) I. 21. 

Thorſperre Il. 547. 556. 

Thurn ſ. Taxis. 

Tilſiter Frieden J. 146. 

Titel des hohen Abels I. 449. 

Zitelverleihfung N. 381. 

Töchter des lebten Beſiters I. 310. 

Zodesurtheil II. 223. 

Totheilung I. 299. 

Zranfitorifche Verordnungen II. 117. 

Trennung ber Juſtiz von ber Admi⸗ 
niftration II. 6. 13. 

Truppen, fremde, Durchmarſch und 
Verpflegung II. 871. 


Telegraphen — Unterſchied. 


Tumult und Aufruhr, Verpflichtung 
der Gemeinden zum Erſatz des 
angerichteten Schadens IL. 293. 

Turnus für die Abſtimmung bei den 
Geſammtſtimmen II. 653. 

Tyrol, Kreisbezirke Trient und Ro⸗ 
verebo II. 620. 


Ubertus von Lampugnano IL. 16. 
51. 

Uebergang ber Staatögewalt I. 306. 

Ueberrheinifhe Bifchöfe und Geiſt⸗ 
liche I. 489. 

Ueberfhüffe, von Steuern II. 496. 

Ueberfhwemmung IL 324. 

ulm, als Bundesfeſtung II. 826. 

Umfrage, wiederholte, in der Bun: 
desverfammlung IL 654. 

Unebelihe Kinder I. 312. 

unfähigkleit zur Qucceffion I. 309 f. 

Ungültigkeit einer Verfaſſung L 252. 
254. 


Union I. 91, Real⸗ und Perfonal 
I. 689. 
Unionsacte, Grunblinien einer fols 


hen mit Deflerreih von 1819 1. 
213. i 

Unionsparlament zu Erfurt 1. 219. 

Univerfalreih L 38. 

Univerfitäten II. 373, Bundesmaß⸗ 
regeln II. 715, Prälatenredht I. 
488, Landſtandſchaft I. 581. *° 

Univerfitätsdisciplin II. 375. 

Univerſitätslehrer, Bundesbeſchluß 
wider dieſelben v. 1819 II. 372. 

unſtreitig notoriſche Mißheirath 1. 
323. 

Unterbeamte II. 5. 

Unterhandlungen mit dem Feinde 
nach erklärtem Bundeskrieg II. 
797. 

Unterfchieb der Stände, Bedeutung 


Unterthbanen — Verhaftung. 


deffelben in den neuern Berfaffuns 
gen I. 586. 

Unterthanen, Begriff I. 395, Rechte 
derfelben 1. 398. 404, nad ber 
Bundesacte 401, nady den Grund⸗ 
rechten 406. 

Unterthansverhältniß, Begründung, 
Suspenfion und Aufhebung I. 440f. 

Untheilbarkeit ber Reichslande und 
Bunbesftaaten II. 589. 

Unverantwortlihkeit, bes Fürften I. 
75. 272. I. 191. 

— des vormundfchaftlidhen Regenten 
I. 383. 

Unveräußerlichleit des er 
tes II. 601 f. 

Unverlegbarkeit der Bunbeöflanten 
IL 609. 

Unvordenkliche Verjahruns I. 296. 
IL 133, 

uUnvordenklicher Beſitz I. 296. 

Urlaubsfrage I. 600. ' 

Urrechte, politifche I. 88. 

Urwähler I. 618. 

Ufurpatpr I. 363. 


Vagabonden TI. 294. 

Bafallen, Verpflichtung zu Krieges 
bienften II. 468, 

Vectigalia |. 3oll. 

Venia aetatis I. 368. II. 316. 

Berantwortlichleit der Miniſter 1. 
263. 271 f. 275 f. 

Veräußerung, von Domänen I. 244, 
agnatiſche Rechte dabei 449, Fol⸗ 
gen ber Veräußerung 461. 

— von Land und Leuten IL 596. - 

Verbindlichkeit des Staats aus ben 
Sandlungen ber Staatsbiener II. 
63 f. 

Verbinblichleiten von Kaifer und 
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Reich, Suceeffion in biefelben 1. 
169 f. 

Verbindungen, auf Univerfitäten H. 
374. 

— Verbot politifcher IL 716. 

Verbrechen, der Landesheren I. 119, 
der Staatsbiener IT. 44 f. 

— gegen Kaifer und Reich I. 390. 

= im Auslanbe II. 180. 

Bereinbarungstheorie I. 206. 

Vereine, politifche I. 431. 

— polizeiliche ueberwachung H. 295. 

Vereinsrecht I. 430. 

Verfaffung, des Staats fiberb. 1. 69, 
gemiſchte 80, fländifche und res 
präfentative 80, 87. 

— ber beutihen Staaten, Entſte⸗ 
bung berfelben I. 252, Abändes 
rung und Aufhebung 257. 260. 

— Deutſchlands, Verfuche zur Re⸗ 
form und umgeſtaltung derſelben 
I. 187. 

Berfaffuugsausfhuß ber National⸗ 
Verfammlung I. 209. 

Berfaffungseid bes Landesfürften 1. 
263f., der GStaatsbiener und Un 
tertganen 267 f. 

Berfaffungsform, verfchiebene, ber 
deutfchen Territorien L’117. 

Verfaffungsgarantie (allgemeine und 
fpecielle) durch den Bund I. 283. 
I. 766. 

Berfaffungsgarantieen überhaupt I. 
2361 f. 

Vetfaffungsrecht I. 249, Gegenftände 
beffelben I. 252, 

Verfaffungsftreitigleiten I. 581. IL. 
769. 763 f. 

Berfaffungsurkunden, neuere L 234. 

Verhaftung I. 422, — polizeiliche, 
als Sicherheitsmaßregel II. 284, 


Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bb. te Aufl. 67 


808 Verhaͤltniſſe 


io von Mitgliedern ber Stände⸗ 


verfammilung I 615. 
Berhältniffe, Öffentliche unb privas 
tive L 2 f., privatrechtliche des 
Staats I. 
Berhandiungen, diplematiſche und 
fländifche, ala SInterpretations- 
mittel u 12. 


Verjährung, der. Miniſteranklage 1. 


281. 

— unvordenkliche E 296, IL. 133. 

— Amvenbbarfeitzwifchen den Reichs⸗ 
ftänden I. 122. 

Berkappelung IL. 834. 

Berklindigung der van ber Rational: 
Verſammlung beichloffenen Reiches 
verfoffung 1. 211. 

Berlagsartikel, Verbot fämmtlicher, 
einer Buchhandlung II. 320. 

Verlängerung ber Negentſchaft 1. 
386. 

Verlaßnahme I. 649. 

Verlegung ber Banbeänerfaffung E 
271. 

Verluſt, der Landeshoheit I. 140. 

— ber Souperänetät I. 887. 

— des Staatsbürgerrechts I. 446. 

Bermittelungäccht bed Bundes IL 
684. 791. | 

NBermögenserwerb, freier I. 424. 

Beröffentiichung der Mundesverhand⸗ 
tungen Il. 655 f., — der ſtändi⸗ 
fen Berdanklungen L 638. 

Verordnungen II, 141. 167, — der 

hoͤhern Beharden 173. 

Verordnungsrecht IL 168, außer: 
ordentliches. 171. 

Verpflegung des Bundesheers II. 
817. 

Verſammlungsrecht I. 430, 
Stände 622 f. 

Verſetzung der Staatsbiener II. 60. 


— der 


Versio m rem bei Kriegslaſten IL. 
586, bei Staatsichulden Ik 471. 

Berſtrickung U. 284. 298. 

Bertagung der Stände I. 648, — 

- der Bunbesverfammiung II. 639. 

Vertheidigungsſyſtem des Bundes II. 
820. 

Berträge mit Auswärtigen, deren 
Wirkung auf Landverfaffung und 
andere innere VWerhältniſſe IL 
578 f. 582, Concurrenz der Stäns 
de 581. 

Bertragstpeorie I. 52. 60. 

Vertragss und Bändnißrecht der 
Bundesſtaaten IE 580, — bes 
Bundes 7 f. 

Bertrauensntänner bei der Bundes⸗ 
verfammlung 1.5191. 

Vertretung — 
1. 51. 

Vertretung der deutſchen Nation am 
Bundestag I. 188, 

Verwaltung I. 68. M. 1. 88. 

VBerwaltungsfadhen IE 90. 

Verwaltungsrath bed Dreitönigs⸗ 
bündniſſes zu Berlin J. 214. 

Verwerfung eints Geſetzentwarfs IL 
165. - 

Verzichte fürftliher Möchten I. 31. 

Verzichtsartilel (31) ber ———— 
acte L 249 f.. 

Weto, abfolutes I. 79, faapenfives 
L 80. II. 161, — des beutfdhen 
Kaifera I. 115. 

Vidualittum I. 69 . 

Biehfeuchen IE 330. - 

Vielfchreidere H. 15. 

Bierfönigsbindnig won 1858 L 218. 

Virikfiimmen in der Bundesuerfamm- 
lung N. 645. " 

Biftationen II. 193, — * Gerichte 
I. 218. 


Handlungen 


» 


Wögte — Wernigerode 


Vögte, Tanbeäherrtihe, (Vogtei) 1. 
618. 1. 5. 

Völkerrecht I. 1, Literatur 12. 

Voſtsbewaffnung II. 567. 

VBollsrepräfentation I. 87. 

Bollsfouveränetät I. 62. 

Bollsunterricht II. 370. 

Vollsverfammliungen I. 431. II. 206. 

Bollewille I. 89. 

Bolkszählung II. 333. 

Volljährigkeitstermin I. 367. 

Bollmadıt der Bundestagsgefandten 

U. 668. 

Vollmachtsprüfung bei ben Ständen 
I. 632. 

Vollſtreckung des Richterſpruchs II. 
203. 

Boliziebende Gewalt II. 197, Mit: 
tel und Gegenflände 198, Gren⸗ 
zen 199, Goncurrenz ber Stände 
200. 

Vorbehalt bes Succeſſionsrechte 1. 
311. 

Bormundfchaft I. 370f. 

Bormunbfchaftliche Regirrung I. 370, 
Pflichten und Rechte 379, Been⸗ 
digung 384. 

Vormundſchaftlicher Regent, noth⸗ 
wendige Eigenſchaften J. 378. 

Vormundſchaftseid J. 378. 

Vormundſchaftspolizei II. 315. 

Vorparlament I. 193. 

Vorſchläge zur Reform der Bundes⸗ 
verfaſſung J. 208. 

Votum, entſcheidendes, des Präſi⸗ 
diums in der Bundesverſammlung 
II. 643. 

Votum separatum bei ben Ständen 
IL. 586. 636. 


Waffendienſt I. 439. 
Wahl der Abgeorbneten I. 617. 


Wahl, freie, von Stand und Ges 
werbe I. 423. 

— von Nationalvertretern zue Grün: 
dung des beutfhen Berfafunges 
merts 1. 196. 

— von Zerritörials Regenten I. 285. 

Wahlcapitulation, Yaiferlihe I. 124. 

Wahlfähigkeit, paffioe I. 688, Bes 
ſchränkung berfeiben 602. 

Wahlgefege I. 596. 618. 

Wahlhanbiung I. 619. 

Wahlmänner I 618. ” 

Wahlperiode I. 621. 

Wahlrecht I. 88, attives u. paffives 
595, allgemeines und befhränk 
tes 595, allgemeine Bedingungen 
596. 

— ſtändiſches, des Nachfolgers 1. 

. 295, des vormundſchaftlichen Re⸗ 
genten 374. 

Wahlreich I. 73. 

Wahlverſammlungen 1. 618. 

Waldbrände II. 323. 

Walde, Verfaffungsgefege I. 216, 
Domänen 433. 

Wanderbücher II. 298. 

Wappen bed deutſch. Bundes 1.788. 

Wafferpolizei II. 321. 

Wechſelordnung, allgemeine beutfche 
I. 207. 

MWegebau II. 355. 

Wegepolizei II. 352. 354. 

Wegziehen, freies I. 401. 420. 

Wehrpflicht IE. 569. 

Wehrzoll II. 549. 

Weiber, Ausfchließung von der Erb- 
folge I. 309. 

Weimar, Großherzogthum, Grund: 
geſetz I. 243, Domänen II. 430. 

Welderfher Antrag I. 210. 

Weltreich I. 38. 

Wernigerode, Grafſchaft I. 462. 


Veſerſchifffahrtsacte H. 351. 

Weferzoll, Elsflether IL 549. 

Weſtgrenze Deutfchlauds IL. 591. 

Weltphalen, Königreih I. 147. 

Weftphälifhe Domänenkäufer und 
Staatsgläubiger I. 365. 

— Zwiſchenherrſchaft I. 364. 

Weftphälilcher Frieden v. 1648 I. 12% 

Widerfenlichleit ber Untertbanen II. 
758. 760. 

Widerfiand,, negativer ober paffiver 
L 435,, activer 437. 

Wiener Songreß I. 166. 

— GSongreßacte I. 173. 

— Schlußacte v. 18% I. 230 f. 

Wildenfele L 4683. 

Wilbfchaden U. 334. 

Wilhelm von Dccam 1. 16. 60. 

Binleiprefie IL 308. 

Wittwe, fürftliche I. 459. 

Wittwenlaffen II. 319. 

Wohlerworbene Rechte Ginzelner 1. 
3, aus ber Beit- bes Reihe 156. 

Wohlerworbenes Recht, Begriff IL 
111, Aufhebung u. Beſchraͤnkung 
114 f., Verletung durch Geſet 
oder Staatsvertrag 118, Unver⸗ 
letzbarkeit 143. 


Weſerſchifffahrtsacte — Zwiſchenherrſcher 


Wohlfahrt Deutſchlands, deren För⸗ 
derung durch ben Bund II. 610. 
Wohlfahrtötheorie I. 42. 
Würdenträger, geiftliche I. 490. 592. 
Würtemberg, Vertrag zu Fulda J. 
16%, Verfahren auf dem Wiener 
Songreffe 169, Verfaffungsurtunde 
239, Organismus ber Staatsver⸗ 
waltung II. 8, Domänen 427. 


Zechen ob. Zünfte I. 520. IL. 338, 

Berfplitterung der Territorien 1.300. 

Zeugnißpflicht II. 195. 

Bigeuner IL 291. 

Binsbefchränlungen 11. 472. 

301, Zollrecht, Bollregal zur Zeit 
des Reichs MU. 546 f., nach heuti⸗ 
gem Recht 550 f. j 


Zollbefreiungen IL. 550. 
. Bollfreiheitss Privilegien IE. 548. 


Zollverein IE. 344. 

Zudtbäufer U. 318. 

Zünfte f. Zechen. 

Zwangs⸗ und Strafmittel gegen öfs 
fentliche Beamte II. 44. 

Zweikammerſyſtem I. 587. 


Bwifchenherricher I. 363. 


Zuſätze und. Berihhtigungen 


1. zum erften Theile (f. dergl. am Schluffe bes erſten Theils, welchen 
jegt noch Folgendes beizufügen ift): 


S. 13. Rote 2. Eine Mehrzahl neuerer Schriften üb. engliſches Staats: 
recht f. beurtheilt Mohl in der Beitfchr. f. gef. Staatewiff. Bd. V. 
Nr. 3. — Bon Schubert’s Werk die Verf. Urkunden u. öJ w. 
iſt 8. II. 1850 erfchienen. 

— 46. 3. 13 v. 0. del. vor Souveränetät: nur. 

— 9 if zurkitt. über Bundesflaat hinzuzufügen: &. Mai, über das 
= bes Bundesſtaats in der (Kieler) Allgem. Monatsſchrift 1853. 

— :125. 3. 7 ft. Osnabrucensis I. Osnabrugensis. . 

— 179. — ſeit 1852 zur Ausführung gebrachte, durch Beſchl. der 
B. V. v. 1845 decretirte Auflöfung des reichſscammergerichtl. 
— zu Wetzlar ſ. die Denkſchrift v. P. Wigand in deſſen 
Denkwürdigkeiten gefammelt aus ˖dem Archiv des R. C. ©. Leipz. 
1854. ©. IX f. 

— 180. Zu ber hier verzeichneten Literatur gehört jegt noch: der Ste 
Band von: Das Leben des Miniftere Freih. von Stein v. Ch. 9. 
Pertz Berl. 1854, worin ein reicher Schatz von intereffanten that= 
fachlichen Momenten und treffenden Urtheilen Über die Ents und 
Verwickelung der öffentlichen Berhältniffe in Deutfchland überhaupt 
und in den einzelnen Staaten enthalten ift. 

— 187 zur Litt. über bie beutfhe Verfaffungsfrage in der B. 8.: 
Bundesrechtliche Fragen. Halle 1851. No. XXV. ©, 272 f. 

— 237 add. zu Note I1: Pözl, Sammlung der bayer. Berfafjungsgefege. 
München 1852.. 

— 317 add. der 2it.: 8. 35pfl, über Mißheirathen in den beutfchen res 
gier. Sürftenhäufern überh. und in dem Oldenburg. Gefammthaufe 
insbe. Stuttg. 1853. 

— 413, Rote 17. Add. Mittermaier bie Geſetzgebung üb. Belagerungs- 
ftand u. f. w. im Archiv bes Griminalredhts. 1849. ©. 29 f. 

— 431 mußte in Note 8 ber Bundesbeſchl. v. 6. Aug. 1846 Über com mu⸗ 
niftifhe Vereine erwähnt werben. 

— 446 add. 8. Zopfl, über hohen Adel und Ebenbürtigkeit nad dem 
deutſch. Reichäflaater. u. dem deutſch. Bundesrecht. Gtuttg. 1853. 

— 466 zur Note 12 gehört jetzt noch: „Die Sompetenzfrage in dem Gräfl. 
Bentind. Succeffionsftreite: Ein rechtl. Gutachten — — von Dr. 
P3 s unse 1853» und dagegen wieder die eben angef. Schrift 
von 

— 538 zu 3 f. jetzt bef.: Die altbaierifchen landſtändiſchen Freibriefe mit 

den Sandesfreiheits- ———— herausgeg. durch ©. Freih. v 
Lerchenfeld. München 1853. 

— 580 Note 13 add.: E. ——— die ſtrafrechtl. Verantwortlicht. 
der Mitgl. der Ständeverſ. im Archiv des Errs. S. 341 f. und 
die anonyme Schrift: Die ſ. g. Unverletzlichkeit der Landtagsab⸗ 
geordneten u. ſ. w. Gießen 1853. 


2. Zum zweiten Xheile. 


S. 11 f. find die Rubriken von $. 131 u. 132 falſch beziffert. Vergl. bie 
Inhaltsüberſicht &. XV 

— 17. Add. Fr. v. Seiybold, das Snftitut der Aemter. Ein Beitrag zum 
allgem. Staater. Münden 1854. 

— 44, Add. zur Eitt. den neuern Auffas von Heffter im Archiv bes 
Errs. 1853. ©. 422 f. 


870 


©. 56. 
— 215. 
— 233. 
— 329 
— 34. 


— 387. 


— 363. 
— 361. 


— 369. 


Zufäge und Berichtigungen. - 


Das Prinzip über bie rechtl. Haftungspflicht bed Staats aus 
den Handlungen der öffentlichen Beamten bedarf noch einer ber 
flimmtern Begränzung, weldye ich nächftens in einer Abhandlung 
zu geben verfuchen werde. 
Rote 10. Seit dem 1. San. 1853 find bie beiten oberften Ge: 
richtehöfe in Berlin zu einem Ober⸗Tribunal vereinigt; für Wal⸗ 
det ift das DObertribunat zu Betlin Eraft Vertrags v. 1. Zebr. 
1851 feit dem 1. April deff. 3. in Strafſachen compeient. 
Add. R. v. Mohl, Reviſion ber völlerrehtl. Lehre vom Aſyl. 
Züb. 1853. 
Add. zu Nr. 3: Vertrag deutſch. Regierungen wegen Verpflegung 
Erkrankter und Beerdigung verftorbener Angehörigen von 1853. 
Hannov. Geſegſ. v. 1853. Nr. 102. i 
Rote 9. Ueber bie Verhandlungen zur Herftellung ber Zolleinheit 
Deutſchlands im Jahre 1848 ſ. noch: Bunbesrechtlicye Fragen. Halle 
1851. ©. 198 f. 
Note 17. Add. Deutich s diterreiy. Zelegraphen «Verein v. 25. Zul. 
1850 mit Nachtragsvertrag v. 14. Octbr. 1851. Vergl. Hannov. 
Berorbn. Über die Benug. der Staatätelegraphen v. 3. Zun. 1852 
u. Belanntm. v 20. Dechr. 1853 in ber hannov. Gefegfammlung. 
3. 18 v. 0. lied 18650 ftatt 1830. 
Note 20. Aus dent Poftvereine ift Holftein wieber ausgetreten, 
Schaumburg Lippe dazu gekommen. 
Note 15. Durdy den Vertrag üb. den Zolls u. Hanbelöverein v. 
4. Apr. 1853 Art. 53 ift auh Hannover ber allgem. Münzcon: 
ldap v. — beigetreten. Vergl. Hannov. Geſetſamml. v. 1853. 
r. u. 94. 


— 417 f. iſt die Paragraphenzahl unrichtig. Anſtatt $. 209 I. $. 208 u. 


— 430 


S. 422—432 anftatt $. 210 1. $. 209 

zu Nr. 3. a. in der Note: Im Jahre 1848 wurde in Weimar 
dad Domanium für Staategut erklärt u. dem Großherzog eine Gi⸗ 
vitfifte ausgefeht. Proteſt des Herzogs Bernhard im Landt. 
Abſch. v. Dechr. 1883. Verſuch einer andern Vereinbarung mit 
dem Landtag v. 1854. 


— 659 f. Note 9. Add. in Betreff der weitern Vorgänge in der Bunbes- 


— 611. 


— 751. 


verſamml. über bie Beröffentlihung ber Verhandlungen bas in der 

Borrede zum 2ten Theil S. VIII in der Rote Nacdhgetragene. 

Note 4 a. E. war nody der Ausfchußbericht nebft Bundesbeſchlüf⸗ 

fen v. 1. u. 15. Septbr. 1842 zu erwähnen. 

Note 10. Add.: ©. aber eine andere Anfiht im Protoc. der B.8. 

re Fe ©. 1691. 9. Leonhardi, das XAustr. Berf. 
OD IL. . « 
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